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Vorwort. 


Die  vorliegende  kleine  Arbeit,  die  zum  gröfsten  Teile 
in  Prof.  Jellineks  Seminar  in  Heidelberg  entstanden  ist, 
will  einen  kurzen  Zeitraum  aus  der  Geschichte  der  Staats- 
lehre behandeln  und  dabei  namentlich  auf  den  engen  Zu- 
sammenhang der  politischen  Zeitströmungen  mit  den  politi- 
schen Theorien  hinzuweisen  versuchen.  So  nahe  dieser 
Gedanke  auch  liegt,  so  wenig  ist  er  doch  im  allgemeinen 
in  der  Litteratur  der  Geschichte  der  Staatslehre  berück- 
sichtigt worden  Selbst  das  zusammenfassendste  Werk 
Janets  leidet  an  dem  Mangel,  dafs  es  nur  den  Inhalt  der 
einzelnen  Schriften  wiedergieht,  ohne  sich  weiter  auf  die 
Geschichte  der  Zeiten  einzulassen.  Und  doch  bietet  gerade 
der  Nachweis  dieses  Zusammenhanges  das  höchste  wissen- 
schaftliche Interesse,  da  in  ihm  der  Trieb  des  Menschen, 
einen  bestehenden  oder  gewünschten  Zustand  als  „vernunft- 
gemäfs“  darzustellen,  hervortritt.  Deshalb  ist  die  Staats- 
lehre und  die  Geschichte  der  Staatslehre  ein  wichtiger  Teil 
des  grofsen , wissenschaftlichen  Gesamtwerkes , der  aller- 
dings noch  der  eingehendsten  Bearbeitung  harrt. 

Sehliefslic.h  sei  mir  gestattet,  Professor  Jellinek,  durch 
dessen  Vorträge  und  unter  dessen  Leitung  ich  dieses  Ge- 
biet der  Wissenschaft  kennen  lernte,  meinen  aufrichtigen 
Dank  auszusprechen.  Wenn  ich  ihm  als  Zeichen  meiner 
Verehrung  diese  kleine  Schrift  zueigne,  so  gehorche  ich 
dem  Streben,  ihm  auf  diese  Weise  ein  Zeichen  meiner 
Dankbarkeit  zu  geben.  . 

Heidelberg,  14.  Januar  1895. 

Rudolf  Treumami. 
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Erstes  Kapitel. 

Allgemeine  Einleitung. 

§ i. 

Vorbemerkung. 

Die  Gedanken,  die  gegen  das  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts in  der  französischen  Revolution  in  Thaten  um- 
gesetzt wurden,  darf  man  nicht  erst  bei  Rousseau,  und 
überhaupt  nicht  in  dem  Jahrhundert  suchen,  das  ihre  ersten 
Früchte  pflückte;  sondern  wie  auf  der  einen  Seite  infolge 
der  grofsen  Umwälzung  dem  neuen  Staatsleben  ein  neues 
Gepräge  aufgedrückt  ist,  und  wie  sich  in  dem  Streite  der 
Parteien  vieles  noch  nicht  Verwirklichte  aus  jener  Zeit  bis 
in  unsere  Tage  hinein  erstreckt,  so  reichen  auf  der  anderen 
Seite  die  Kämpfe  bis  in  die  Zeit  des  schönsten,  selbst- 
vertrauenden Kulturfortschrittes,  in  die  Zeit  der  Renaissance 
zurück.  Damals  schon  rüstete  man  sich  zu  den  Kämpfen, 
die  während  der  folgenden  Jahrhunderte  im  inneren  Staats- 
leben ausgefochten  werden  mufsten.  Die  Jahre,  in  denen 
sich  diese  glanzvollste,  ja  übermütige  Periode  menschlicher 
Geistesentwicklung  schon  ihrem  Ende  zuneigte,  sind  die 
Zeit,  in  die  die  folgende  Untersuchung  fällt.  Wir  müssen 
deshalb  diese  Zeit  selbst  erst  kennen  lernen,  um  aus  ihr 
heraus  ihre  politischen  Ideen  zu  begreifen.  Denn  hier,  wie 
überall,  steht  Gedanke  und  Leben  in  einer  engen,  unlös- 

Staats-  u.  Yölkorrechtl.  Ahhaudl.  I.  1.  — Treumann.  1 
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baren  Verbindung:  erst  die  Kenntnis  der  Umgebung,  des 
Milieu,  ist  der  Weg  zur  Erkenntnis  eines  Gedankens.  Ein 
Stück  aus  der  Geschichte  der  Staatslehre  ohne  Daten,  ohne 
den  lebendigen  Hintergrund  der  Geschichte  wird  notwendig 
nur  eine  Bibliographie  und  aus  einer  solchen  allein  den 
wahren  Gehalt  der  Lehren  kennen  zu  lernen , ist  ebenso- 
wenig möglich,  als  das  aussichtslose  Unterfangen  der  Natur- 
forscher des  Mittelalters  einen  Erfolg  haben  konnte,  solange 
sie  nicht  die  eigene  Erfahrung,  sondern  den  Aristoteles 
nach  den  Geheimnissen  der  Natur  befragten.  Wenn  jede 
Geschichte  Kulturgeschichte  sein  soll,  so  darf  man  nicht 
nur  die  zusammenhanglosen  Teile,  sondern  man  mufs  auch 
deren  Verbindung  betrachten.  Die  Ereignisse  der  Ge- 
schichte, die  religiösen  Strömungen,  und,  ein  Bild  des  „Zeit- 
geistes“ selbst,  die  Philosophie  — wenn  man  auch  mit  dem 
Zeitgeist  vorsichtig  sein  mufs : 

Was  ilir  deu  Geist  der  Zeiten  heilst, 
l)as  ist  im  Grund  der  Herren  eigner  Geist, 

In  dem  die  Zeiten  sich  bespiegeln,  — 

bilden  ein  Ganzes,  in  dem  jedem  Teil  sein  Platz  gebührt. 
Nach  den  verschiedensten  Seiten,  soweit  der  Rahmen  unserer 
Arbeit  es  zulitfst,  werden  wir  uns  deshalb  umzusehen  haben, 
um  ein  möglichst  vollständiges  Bild  unseres  Objekts  zu  er- 
halten. Die  Übergangszeit,  die  Regeneration  der  Wissen- 
schaften 1 und  das  Zeitalter  der  Monarchomachen 9 werden 
wir  zunächst  skizzieren,  um  dann,  indem  wir  auf  unsere 
eigentliche  Aufgabe  übergehen,  einen  kurzen  Rückblick  auf 
die  Geschichte  der  Staatslehre8,  soweit  sie  für  uns  von 
Bedeutung  ist,  zu  geben.  Da  unseren  Monarchomachen 
durchgängig  die  Lehre  vom  Tyrannenmord  gemeinsam  ist, 
so  werden  wir  speciell  die  Geschichte  derselben4  betrachten. 
Nach  diesen  Vorarbeiten  werden  wir  im  letzten  Kapitel  die 
Doktrinen  der  Monarchomachen  selbst  entwickeln. 

1 Kapitel  I § 2. 

2 Kapitel  I § 3. 

3 Kapitel  II. 

1 Kapitel  III. 
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§ 2. 

Die  Übergangszeit. 

Die  Einheit  von  Glauben  und  Wissen,  die  von  den 
theologischen  Summisten  mit  unendlichem  Fleifs  und  Scharf- 
sinn zu  beweisen  und  zu  festigen  gesucht  wurde,  lockerte 
sich  seit  Duns  Scotus  mehr  und  mehr:  das  künstliche  Baud 
mufste  endlich  zerreifsen,  und  mit  der  Erkenntnis  der  Un- 
vereinbarkeit von  Vernunft  und  Dogma  mufste  die  Scho- 
lastik fallen.  Ihr  — freilich  ungewolltes  — Resultat,  die 
Lehre  von  der  „doppelten  Wahrheit“,  war  der  beste  Beweis 
ihrer  Unmöglichkeit.  Aber  gerade  in  der  Gegenüberstellung 
der  philosophischen  und  der  theologischen  Wahrheit  lag 
bereits  der  Keim  zu  einem  künftigen  Kampf  zwischen 
diesen  beiden  Mächten:  die  Spaltung  mufste  mit  dem  Siege 
der  einen  oder  der  anderen  beendet  werden.  Die  Kampfes- 
und  Übergangszeit  war  ein  unklares,  ein  wirres  Ineinander- 
fliefsen  der  Grenzen,  ja,  fast  eine  Umkehrung  der  scholasti- 
schen Methode  selbst:  hatte  man  früher  das  Dogma  durch 
die  Vernunft  beweisen  wollen,  so  wurde  jetzt  die  Vernunft 
durch  das  Dogma  gestützt : das  rationell  gefundene  wurde 
mit  Bibelstellen,  das  geschichtliche  mit  Beispielen  aus  der 
heiligen  Geschichte  erläutert  und  belegt.  Erst  allmählich 
trat  eine  Klärung  ein,  erst  nach  langer  Zeit  wurden  die 
Geister  aus  den  theologischen  Fesseln  befreit:  der  Kreis- 
lauf war  vollendet,  der  Glaube  an  das  Dogma  hatte  dem 
Glauben  an  die  Vernunft  Platz  gemacht.  Der  „Kultus  der 
Vernunft“  am  Schluls  der  Entwicklungsreihe  läfst  die  Um- 
kehrung als  eine  vollständige  erscheinen. 

Mit  der  Decentralisation  der  Scholastik,  der  Philosophie 
der  Kirche,  ging  die  Decentralisation  der  Kirche  Hand  in 
Hand.  Wir  stehen  im  Anfänge  des  XIV.  Jahrhunderts. 
Die  Philosophie  zur  Zeit  der  gewaltigsten  Macht  der  Kirche, 
der  Realismus,  der  zu  einer  vollkommenen  Verachtung  des 
Einzeldings  und  des  Individuums  geführt  hatte,  mufste  mit 
seiner  Lehre  von  der  Realität  der  Universalia  dem  Nomi- 

1* 
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nalismus  weichen , der  in  Wilhelm  von  Oeeam  seinen  Neu- 
begründer  fand.  Gewifs  ist  es  kein  blofser  Zufall  oder 
eine  durch  gekünsteltes  Suchen  gefundene  Parallele,  dafs 
zu  einer  Zeit,  wo  der  Satz  galt:  univcrsalia  ante  rem,  — 
oder,  wie  derselbe  später  in  seiner  gemilderten  Form  lautete: 
universalia  in  re  — dafs  in  dieser  Zeit  die  Person  des 
Einzelnen  im  Leben  ebensowenig  galt  wie  das  einzelne 
Ding  in  der  Philosophie;  und  dafs,  nachdem  man  zu  der 
Lehre  angekommen  war,  das  Wesen  der  Dinge  liege  im 
Einzelnen,  die  universalia  seien  flatus  vocis,  sich  das  Ver- 
hältnis völlig  veränderte.  Das  Individuum  trat  nun  wieder 
in  den  Vordergrund;  das  mächtige  Gefüge  der  Hierarchie 
begann  zu  wanken.  Immer  mehr  verblafste  das  päpstliche 
Weltregiment,  und  auch  innerhalb  der  Kirche  wurde  seine 
Allgewalt  durch  das  Episkopalsystem  erschüttert.  Gerade 
in  dieser  Zeit  traten  Männer  auf,  die  den  Ansprüchen  der 
Kirche  gegenUberzutretcn  wagten.  Ihr  EinHufs  auf  den 
Staat  sinkt;  das  Reich  weifs  sich  den  zu  hoch  gespannten 
Forderungen  zu  entziehen.  Mit  dem  nationalen  Bewufst- 
sein  erwacht  seit  dem  XIV.  Jahrhundert  die  Idee  des 
Staats  in  den  Völkern.  Man  glaubt  nicht  mehr  an  eine 
Universalmonarehie.  Während  der  EinHufs  der  Kirche 
sinkt,  steigt  die  Staatsgewalt  empor:  die  Kräfte  können 
sich  nach  innen  wenden,  und  nach  und  nach  steigert  sieh 
die  Staatsgewalt,  begünstigt  durch  eine  glückliche 
Konstellation  der  Bedingungen,  durch  das  Gold  Amerikas, 
die  Söldnerheere,  die  Politik  der  Reformatoren,  die  durch  den 
Humanismus  geklärte  Kenntnis  der  einheitlich  organisierten 
Staaten  des  Altertums,  bis  zum  Gipfel  der  absoluten  Fürsten- 
macht. Im  absoluten  Herrscher  konkurrieren  alle  ge- 
trennten und  voneinander  unabhängigen  Gewalten  der  Kor- 
porationen, um  in  seiner  Machtfülle  unterzugehen:  in  seiner 
allumfassenden  Regierungsgewalt  spricht  sich  zuerst  die  Ein- 
heit der  Staatsgewalt  aus.  Die  Souveränetät  des  Staates 
wird  als  sein  wesentliches  Merkmal  formuliert. 

Der  Bruch  mit  dem  Mittelalter  schien  eine  völlige 
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Wiedergeburt  der  Antike,  eine  wahre  Renaissance  werden 
zu  wollen.  Schon  in  den  Zeiten  eines  Petrarca  und 
Boccaccio,  ja  noch  weiter  zurück,  schon  in  Friedrich  II. 
hatte  sich  der  neue  Geist  ausgesprochen.  Zunächst  war 
es 1 die  Philologie,  die  die  antike  Litteratur  wieder  er- 
forschte. Die  ganze  Geistesaristokratie  verstand  und  er- 
lebte wieder  das  Altertum,  dem  sogar  die  hochgebildeten 
Päpste  jener  Tage  näher  standen,  als  der  w-eltverneinenden 
Lehre  des  Christentums.  So  barg  die  Kirche  einen  gefähr- 
lichen Widerspruch  in  sich;  die  Reformversuche,  die  von 
oben  herab  vorgenommen  wurden,  mufsten  scheitern,  da 
alle  Konzilien  zu  konservativ  waren.  Nur  von  unten 
konnte  eine  durchgreifende,  rücksichtslose  Reformation  im 
Sinne  Luthers  zu  stände  kommen.  Mit  ihm  ging  auch  die 
Theologie  auf  die  Quellen,  auf  die  Bibel  zurück  — und 
hierin  folgte  man  der  Philologie,  wodurch  auch  ein  wechsel- 
seitiger wissenschaftlicher  Fortschritt  begünstigt  wurde  — , 
bis  endlich  auch  Naturwissenschaften  und  Philosophie  sich 
von  ihrer  Vergangenheit,  dem  autoritätsgläubigen  Mittel- 
alter  losmachten. 

Wie  die  wissenschaftlichen  Begriffe,  so  wurden  auch 
die  politisch-socialen  Anschauungen  des  Mittelalters  in  jener 
Zeit  zerrissen;  die  politische  Einheitlichkeit  der  Welt,  der 
Gedanke  der  Universalmonarchie  war  schon  seit  dem 
XIV.  Jahrhundert  angegriffen:  nun  wurde,  nachdem  schon 
auf  den  grofsen  Konzilien  des  XV.  Jahrhunderts  durch  das 
mächtige  Streben  nach  selbständigen  Nationalkirchen2  die 
Einheit  der  Kirche  schwer  bedroht  worden  war,  diese  Ein- 
heit ernstlich  durch  die  Reformation  angegriffen  und 
schliefslich  gespalten.  Der  Gedanke  der  Einheit  blieb  in 
der  Kirche  aber  doch  noch  bestehen : die  Theorie  der 
Glaubensfreiheit,  selten  ausgesprochen  und  noch  seltener 
angewandt,  war  deshalb  in  der  That  nicht  mehr  als  eine 

’ Lange,  Geschichte  des  Materialismus,  1887,  S.  159  ff. 

2 Weingarten,  Die  Revolutionskirchcn  Englands,  8.  15. 


Digitized  by  Google 


6 


Erste«  Kapitel.  Allgemeine  Einleitung. 


schöne  Theorie:  in  der  Wirklichkeit  der  Geschichte  galten 
die  Worte  des  Evangelisten  Lueas  (14.  23):  „Nötige  sie, 
hereinzutreten“,  die  schon  von  Augustin  zum  Wahlspruch 
gegenüber  den  Andersgläubigen  erhoben  worden  waren  *. 
Es  war  eine  Pflicht,  die  „Verlorenen“  wieder  zum 
wahren  Glauben  zurückzuflihren , so  dafs  der  ganze  Occi- 
dent  „in  majorem  Dei  gloriam“  zu  einem  Schauplatz  der 
wütendsten  Kämpfe  und  Gräuelthaten  verwandelt  wurde. 
Keine  Partei  hat  der  anderen  etwas  vorzuwerfen. 

Die  religiöse  Frage  setzte  sich  angesichts  der  Macht- 
vollkommenheit der  Fürsten  notwendig  in  eine  politische 
um,  da  das  jus  reformandi  der  weltlichen  Gewalt  auch  das 
Innere,  die  Überzeugung,  und  das  Gewissen  der  Unter- 
thanen  vindizierte.  Diese  Frage  gerade  war  seit  der  Re- 
formation, die  es  ermöglicht  hatte,  dafs  Volk  und  Herrscher 
verschiedenen  Konfessionen  angehörten,  eine  blutig -prak- 
tische geworden:  die  Frage  nach  der  Grenze  der 

Fürstengewalt  Dazu  kam  noch  die  Erinnerung  an 
die  alten  Rechte  der  Stände,  die  eben  jetzt,  wo  sie  zu  ver- 
schwinden begannen,  recht  deutlich  in  das  Bewufstsein 
traten ; zugleich  boten  diese  alten  Einrichtungen  den  Punkt, 
an  dem  die  Angreifer  der  absoluten  Fürsten  einsetzten,  so 
dafs  ihre  eigene  Sache,  als  eine  Verteidigung  der  Volks- 
rechte, sich  auf  die  historische  Überlieferung  berufen 
konnte.  Die  Religionskriege  in  den  Niederlanden,  die 
Bürgerkriege  in  Frankreich,  die  Bartholomäusnacht,  die 
Wirren  in  Deutschland,  in  England,  in  Schottland  sind  die 
Illustration  zu  dieser  Frage!  Es  war  also  wahrlich  keine 
blofse  Schulfrage,  um  die  sich  neben  dem  Kampfe  mit  dem 
Schwerte  ein  anderer  mit  geistigen  Waden  drehte,  und  in 
dem  sich  nicht  Katholik  und  Protestant,  sondern  der  „Prin- 
ceps“  und  der  „Populus“  gegenüberstanden.  Sie  bekämpften 
sich  zwar  gegenseitig,  die  Katholiken  und  Protestanten, 
aber  sie  fanden  beide  im  absoluten  Monarchen  ihren  ge- 


' Vgl.  Eicken  S.  1:55. 
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ineinsamen  Feind.  All  diese  Kämpfer,  die  in  jenen  Tagen 
den  Monarchenkampf  aufnahinen,  falst  man  unter  dem 
Namen  „Monarchomachen“  zusammen : ein  Name,  den  ihnen 
ein  Verteidiger  des  Absolutismus,  Guilielmus  Barclaius  in 
seiner  Streitschrift  beilegte:  De  regno  et  regali  potestate 
adversus  Buchananum,  Brutum,  Boucherium  et  reliquos 
Monarehomachos  libri  sex '. 


§ 3. 

Das  Zeitalter  der  Monarchomachen  und  Begrenzung  der 

Aufgabe. 

Diese  Männer  sind  es,  die  uns  in  den  folgenden  Be- 
trachtungen beschäftigen  werden.  Es  ist  deshalb  hier  die 
richtige  Stelle,  die  Ausdehnung  unserer  Aufgabe  zu  be- 
stimmen. Monarchomachen,  im  wörtlichen  Verstände,  hat 
es  wohl  gegeben,  solange  es  Monarchen  giebt;  aber  selbst 
im  eigentlichen  Sinne  ist  der  Begriff  nicht  feststehend. 
Bald  begreift  man  darunter  alle  Schriftsteller,  die,  von  den 
Reformatoren  an  bis  zu  Milton  und  Locke  ein  Widerstands- 
recht, sei  es  auch  nur  ein  passives,  ftir  die  Unterthanen  be- 
anspruchten ; ohne  dafs  man  darauf  Rücksicht  nimmt,  ob  die 
Begründung  dieses  Widerstandsrechtes  der  Satz  war:  „Man 
mufs  Gott  mehr  gehorchen,  als  den  Menschen“,  oder  ob  es 
aus  der  Volkssouveränetät  abgeleitet  wurde.  Bisweilen  be- 
ginnt man  sogar  schon  mit  Marsilius  von  Padua1 2;  ja,  ein 
ausführliches  Werk  müfste  auch  Rousseau  und  die  modern- 
sten socialistischen  und  anarchistischen  Schriftsteller  be- 
rücksichtigen. Doch  dies  zu  umfassen,  würde  eine  Lebens- 
aufgabe sein,  und  so  schön  und  dankbar  eine  solche  Aus- 
sicht auch  ist,  — wir  müssen  uns  für  unsere  Zwecke 
bescheiden  und  unser  Thema  enger  begrenzen.  Doch  darf 
diese  Begrenzung  der  Abgeschlossenheit  keinen  Eintrag 


1 Pari»,  1600. 

s Gierke,  Althusius,  S.  3 Not«  3 
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thun,  sondern,  ohne  Willkür  unterlaufen  zu  lassen,  mUssen 
wir  das  Zusammengehörige  auch  zusaramenlassen , indem 
wir  vorzüglich  den  allgemeinen  Charakter  und  die  Heimat- 
länder der  Schriften  berücksichtigen. 

Was  ersteres,  den  allgemeinen  Charakter  der  Werke 
angeht,  so  müssen  wir  im  Auge  behalten,  dafs  es  alles  in 
erster  Linie  Streitschriften  waren,  die,  von  der  Ge- 
legenheit hervorgerufen,  in  glühender,  vom  Zorn  ein- 
gegebener Sprache  geschrieben  sind  und  wenig  Sorge  für 
eine  genaue,  systematische  Einteilung  zeigen.  Was  kam 
darauf  an,  wenn  der  Zweck  erreicht  wurde?  Und  war  es 
schliefslich  von  Wichtigkeit,  die  Lehren  von  der  Volks- 
souveränetät  in  einem  ausgemeifselten  System  vorzutragen, 
ip  dem  das  Feuer  der  Unmittelbarkeit,  die  Gewandtheit  des 
Stils  notwendig  verloren  gehen  mufsten? 

In  zweiter  Linie  müssen  wir  die  Länder  betrachten,  in 
denen  die  politischen  Vorbedingungen  für  solche  Streit- 
schriften vorhanden  waren.  Denn  nur  aus  einem  regen, 
politischen  Leben  können  derartige  Erscheinungen  geboren 
werden:  die  Hauptbedingung  aber,  die  Schriften,  wie  die 
eines  Boucher,  möglich  machte,  war,  dafs  zwei  mächtige 
Parteien  im  Lande  einander  gegenüberstanden : denn  die 
Kühnheit,  mit  der  die  Monarchomachcn  geschrieben  haben, 
darf  man  nicht  zu  einem  Schlufs  auf  ausgedehnte  Prefs- 
freiheit  in  jenen  Tagen  benutzen , sondern  die  Erklärung 
ist  darin  zu  finden,  dafs  die  Schriftsteller  die  Stimmführer 
des  halben  Landes  waren  und  eine  Macht  im  Rücken 
hatten,  auf  die  sie  sich  verlassen  konnten.  Zu  solchem 
gewaltigen  Parteileben  waren  die  deutschen  Territorien  zu 
klein,  und  ebenso  war  Italien  politisch  unfähig;  in  Frank- 
reich dagegen,  wo  alle  Voraussetzungen  eintrafen,  und  das 
von  jeher  das  politisch  beweglichste  Land  war,  lag  der 
Boden  für  Pamphlete  günstiger:  die  Mehrzahl  der  zu  be- 
trachtenden Monarchomachen  sind  Franzosen.  Ähnlich 
stand  es  in  Schottland,  wo  schon  seit  Jahren  ein  erbitterter 
Kampf  geführt  wurde;  in  Spanien  waren  zwar  seit  i570 


Digitized  by  Google 


§ 3.  Das  Zeitalter  der  Monarehomacben  und  Begrenzung  der  Aufgabe.  9 

im  wesentlichen  die  refonuatorischen  Bestrebungen  aus- 
gerottet, doch  wurde  hier  nach  der  Unterdrückung  der 
Volksrechte  die  Macht  und  das  Überwiegen  des  königlichen 
Einflusses  schwer  empfunden,  und  man  wünschte  dringend 
die  W iederherstellung  der  alten  Freiheiten.  Der  Monarcho- 
mache,  den  wir  hier  treffen  werden,  war  aufserdem  ein 
Jesuit,  und  wir  werden  sehen,  was  dies  für  einen  Einflufs 
auf  seine  Doktrinen  haben  konnte. 

Frankreich,  Schottland  und  Spanien  sind  also  die 
Länder,  in  denen  die  Monarehomacben  mit  geistigen  Waffen 
neben  dem  Kampfe  auf  dem  Felde  der  praktischen  Politik 
stritten. 

Doch  hier  bedürfen  wir  der  Rechtfertigung,  da  wir 
trotz  seiner  Übereinstimmung  in  den  principicllen  Fragen 
mit  den  Monarchomachen  Johannes  Althusius  ausgeschlossen 
haben.  Aber  es  war  uns  in  erster  Linie  darum  zu  thun, 
eine  Darstellung  der  Kampfschriften,  die  aus  dem  politi- 
schen Leben  heraus  entstanden  sind,  zu  geben;  da  ferner 
neue  Gedanken  sich  bei  ihm  nicht  linden,  sondern  nur  die 
von  den  französischen  Publizisten  bereits  ausgesprochenen 
Grundsätze  in  doktrinärem  Gewände  uns  entgegentreten, 
so  thut  es  der  Vollständigkeit  der  Arbeit  keinen  Eintrag, 
wenn  wir  ihn,  als  aufserhalb  stehenden,  tibergehen.  Die 
grofse  Bedeutung,  die  Althusius  von  Gierke  in  seinem  vor- 
trefflichen Werke  „Johannes  Althusius  und  die  Entwick- 
lung der  naturrechtlichen  Staatstheorien“  zugeschrieben 
wird,  können  wir  in  ihm  nicht  erkennen:  mag  ihm 

der  Ruhm  bleiben,  zuerst  ein  vollständiges,  streng  systema- 
tisches Lehrbuch  des  allgemeinen  Staatsrechts 1 ausgearbeitet 
zu  haben,  der  „Schöpfer“  der  Theorie  des  contrat  social2 
ist  er  ebensowenig  wie  Hugo  Grotius.  Denn  einerseits  ist 
die  Lehre  schon  so  alt  wie  die  Vorstellung  des  vereinzelt 
umherschweifenden  Urmenschen,  und  andererseits  ist  gerade 

' Gierke,  Althusius,  S.  3. 

2 Gierke  a.  a.  O.  S.  99. 
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kurze  Zeit  vor  Althusius  mit  aller  Schärfe  die  Natur  des 
Zusammentretens  der  einzelnen  Menschen  von  Salamonius 
als  ein  Vertrag  der  socii  aufgefafst  worden. 

Was  den  allgemeinen  Charakter  der  Politik  des 
Althusius  betrifft,  rechtfertigt  er  unser  Ausscheiden  aus  der 
Reihe  der  Monarchenbekämpfer:  Schriften  wie  die  eines 
Boucher.  Brutus  oder  Mariana  sind  nicht  die  „rechte  Ge- 
sellschaft“ für  das  dicke  Lehrbuch  des  Herborner  Gelehrten: 
jeder,  der  sich  mit  der  Litteratur  jener  Tage  vertraut  ge- 
macht hat,  wird  uns  hierin  beistimmen. 

Bevor  wir  nun  die  Tendenzen  der  Monarehoinachen 
behandeln,  müssen  wir  eine  Skizze  der  politischen  Lage  in 
den  Heimatländern  derselben  entwerfen  und  die  Zeit,  deren 
Darstellung  unsere  Aufgabe  ist,  genau  begrenzen. 

Wie  bereits  erwähnt,  beruhte  der  Streit  zunächst  auf 
der  Verschiedenheit  der  Konfessionen:  die  Zeit  der  Refor- 
matoren war  also  bereits  vorüber.  Der  Kampf,  der  für  die 
Fürstenmacht  so  günstig  ausfallen  sollte,  war  schon  so  weit 
vorgeschritten,  dafs  der  Sieg  nicht  mehr  zweifelhaft  war, 
und  die  Vernichtung  der  alten  Institutionen  hatte  die  Sehn- 
sucht nach  ihnen  geweckt. 

In  Frankreich,  dem  Mutterland  der  Monarchomachen, 
lagen,  kurz  gefafst,  die  Verhältnisse  folgendermafsen : 

Seit  Ludwig  XI.  (1461  — 1483)  hatte  die  königliche 
Macht  angefangen,  die  hindernden  Fesseln  zu  zersprengen: 
die  Macht  der  Aristokratie  trat  ihr  gegenüber  mehr  und 
mehr  in  den  Hintergrund.  Franz  I.  (1515 — 1547)  machte 
noch  weitere  Fortschritte  *,  indem  er  sowohl  der  Kirche 

1 Die  Vernichtung  der  .ständischen  Institutionen  und  religiöse  Be- 
drückung rieten  die  mou&rchomachischcn  Schriften  hervor.  Es  ist  aber 
interessant  zu  sehen,  wie  schon  unter  Franz  I.,  nach  Zersplitterung  der 
ständischen  Einrichtungen  allein,  sich  Stimmen  erhoben,  die  deu  König 
an  seine  umschränkte  Gewalt  erinnerten.  Es  war  Claude  de  Seyssel, 
der  von  Kaltenborn  (Die  Vorläufer  des  H.  Grotius,  S.  117.)  nuch  als 
Mnnarchomache  bezeichnet  wird,  welcher  1519,  kurz  nach  dem  Regierungs- 
antritt Franz  I. , diesem  sein  Buch  widmete:  La  grande  monarchie 
de  France  (hier  cit.  nach  Ausg.  1541,  Paris?).  Franz  I.  wird  hier  er- 
innert: II  y a plusieurs  remodes  pour  refrener  leur  auctoritd  absolne. 
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als  dem  Staate  gegenüber  seine  Macht  erweiterte.  Aus 
den  Generalstaaten  wurde  eine  Notabeinversammlung,  aus 
dem  Parlament  ein  Justizhof1. 

Das  Land,  bereits  durch  die  Gegensätze  im  königlichen 
Hause,  die  Streitigkeiten  der  Grofsen  im  Lande,  aufs  ärgste 
zerrüttet,  wird  seit  1562  durch  die  Hugenottenkriege  in 
noch  gröfseres  Elend  gebracht.  Ein  unsicherer  Friede 
(1570)  nach  drei  Bürgerkriegen  dauert  nur  kurze  Zeit:  der 
gegenseitige  Hals  entladet  sich  aufs  neue  in  der  Bartholo- 
mäusnacht 1572.  Ein  vierter  Bürgerkrieg  begann;  die  eine 
Partei  prägte  zur  Erinnerung  an  die  Bluthochzeit  eine 
Denkmünze,  auf  der  anderen  Seite  erscheint  eine  Reihe 
von  Streitschriften:  In  kurzen  Zwischenräumen  wachsen 
sie  auf  dem  blutgedüngten  Boden  empor.  Zunächst  sind 
es  nur  protestantische  Schriftsteller;  später,  unter  Hein- 
richs III.  letzten  Regierungsjahren  und  unter  dem  „haere- 
ticus  relapsus“  *,  Heinrich  IV.  treten  auch  die  Katholiken 
mit  einer  Anzahl  Pamphlete  auf,  in  denen  vornehmlich  die 
Argumentation  der  Protestanten  wiederkehrt. 

Von  den  Streitschriften,  die  in  Frankreich  erschienen, 
sind  es  folgende,  welche  wir  zu  unserer  Betrachtung  speciell 
herangezogen  haben : 

1.  Franciscus  Hotomanus,  Francogallia.  Genf,  1573 3. 


s’ilz  sout  destraucs  et  voluntaircs  (chap.  VIII  feuillet  11).  Diese  „re- 
medes“  werden  in  den  folgenden  Kapiteln  behandelt:  Kap.  IX:  De  la 
religion  qui  ’est  le  premier  frein  des  roys.  Handelt  der  König  gegen 
Gottes  Gebot  tyrannisch,  so:  II  est  loisible  h ung  chascun  prelat  ou  a 
aultre  homme  religieux  bien  vivant:  et  ayant  estime  enuers  le  peuple, 
le  lny  remonstrer  et  increper,  et  h ung  simple  prescheur  le  reprendre  et 
arguer  publicquement,  et  en  sa  barbe  (feuill.  18).  Die  anderen  „frein«“ 
sind:  „ia  justice“  (Kap.  X)  und  „la  police“  (Kap.  XI).  Das  Buch  wirft 
ein  helles  Licht  auf  die  damaligen  französischen  Verhältnisse,  vornehm- 
lich Kap.  XIII  ff.  (Des  troys  estatz  du  peuple  de  France  et  comme  ilz 
sout  bien  riglez  et  entretenuz.) 

1 Vgl.  die  Klagen  bei  Hotman. 

- Kossaeus,  Kap.  X,  8.  659  ff.  Heinrich  III.  und  Heinrich  IV.  waren 
bei  der  Geistlichkeit  gleichermafsen  verhafst:  auch  Heinrich  III.  wird 
stets  als  haereticus  bezeichnet. 

8 Es  mag  inkonsequent  scheinen,  Hotomanus  als  Monarchomachen 
aufzufflhren,  wenn  man  Althusius  ausgeschieden  hat.  Denn  Hotomanus 
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2.  Die  anonym  erschienene  Schritt:  De  jure  Magistra- 
tuum,  1576  französisch,  1578  lateinisch.  Danaeus  erwähnt 
zwar  eine  Ausgabe  der  Schrift  „de  jure  magistratus  in  sub- 
ditos“  v.  1574  (vgl.  Danaeus  a.  a.  O.  S.  217),  doch  ist 
nirgendwo  anders  eine  so  frühe  Ausgabe  verzeichnet1. 

3.  Marius  Salamonius,  Patritius  Romanus:  de  princi- 
patu  Libri  VI2.  Paris,  1578. 

4.  Stephanus  Junius  Brutus,  Vindiciae  contra  tyrannos. 
Edinb.,  1579*. 

5.  (iuilelmus  Rossaeus,  De  justa  reipublicae  Christianae 
in  Reges  impios  et  haereticos  authoritate.  1590 4. 

Ü.  Boucher,  De  justa  Henrici  III.  abdicatione  e Fran- 
corum  Regno  libri  IV.  Lugduni,  1591 6. 

7.  Lambertus  Danaeus,  Politiees  Christianae  libri  VII. 
1596,  Paris®. 

Dies  sind  die  Bücher,  auf  welche  wir  uns,  als  Haupt- 
erscheinungcn  der  zahllosen  Pamphlete  in  jenen  Tagen,  be- 
schränken werden.  Die  Litteratur  gegen  die  absolute 


hat  weder  eine  Lehre  vom  Staatsvertrag,  noch  predigt  er  den  Tyranuen- 
mord.  Aber  er  ist  der  Verfasser  einer  Streitschrift , die  viel  Aufsehen 
machte  (vgl.  Janet  II  S.  156),  und  andererseits  gehört  er  zu  denjenigen 
Schriftstellern,  die  Barclay,  der  den  Namen  „Monarchomachen“  gegeben 
hat,  bekämpft  und  „widerlegt"  (Barel,  a.  a.  O.  S.  121  tf.,  298). 

1 Der  Verfasser  ist  Protestant. 

2 Katholik. 

3 Brutus  ist  natürlich  ein  Pseudonym,  hinter  dein  man  bald  Hoto- 
mauus  (vgl.  Barclay  a.  a.  O.  S.  301),  bald  Theodore  de  ISeze  vermutete 
(vgl.  Baudrillart  S.  65,  Note  1).  Bayle  hat  als  Verfasser  den  Hugenotten 
Hubert  Lauguet  festgestellt  (Baudrillart  ebenda). 

4 Kossaeus  war  Bischof  von  Senlis  (Gierke  a.  a.  O.  S.  3 Nr.  3). 

r'  Das  Buch  ist  für  die  Ligue  geschrieben  und  steht  zweifellos  in 
engem  Zusammenhang  mit  der  „Ligue  der  Sechzehn“,  die  sich  zum  Zweck 
der  Absetzung  Heinrichs  III.  gebildet  hatte. 

0 Danaeus,  ein  protestantischer  Geistlicher,  hatte  bereits  — es  ist 
ein  zu  charakteristisches  Merkmal,  um  es  aufser  acht  zu  lassen  — eine 
„Christliche  Physik“  herausgegeben  (vgl.  a.  a.  O.  Prooemium)  und  will  durch 
Herausgabe  einer  „Christlichen  Politik“  seinen  Cyklus,  der  auch  oine 
christliche  Ethik  enthält,  vollständig  machen.  Das  Buch  wird  gewöhn- 
lich zu  den  monarrhomachischen  gerechnet,  könnte  aber,  da  es  speciell 
gegen  Machiavelli  gerichtet  ist,  auch  in  einer  Abhandlung  der  anti- 
machiavellistischen  Litteratur  seine  Stelle  linden.  Diese  Erscheinungen 
gleichen  sich  alle;  Janet  II,  S.  103:  On  vit  je  ne  sais  combien  de  traites 
du  Prince  chreticn,  oi'i  la  morale  rempla<;ait  la  politique. 
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Monarchie  schwoll  in  Frankreich  damals  ungeheuer  an, 
aber  die  Erscheinungen,  die  der  eine  Tag  gebar  und  der 
andere  Morgen  abgestorben  fand,  enthalten  keine  neuen 
Gedanken,  sondern  schliefsen  sich  durchgängig  an  Hotman 
oder  Brutus  an  \ 

Baudrillart1 2 3  bespricht  noch  kurz  einige  Schriften,  wie 
den  „Dialogue  d 'Archon  et  Politie“,  die  „Discours  poli- 
tiques  des  diverses  puissances  establios  de  Dieu  au  monde“, 
die  „Mdmoires  de  l’Estat  de  France  sous  Charles  IX.“  — 
lauter  Pamphlete,  die . . „ne  sont  guere  que  le  commentaire, 
affaibli  ou  aggravd,  des  ouvrages  de  Francois  Hotmail  et 
d’Hubert  Languet“  a. 

Das  Buch  Hotmans,  die  Francogallia,  bildet  also  den 
Markstein  unserer  Epoche.  Die  Bartholomäusnacht,  die  es 
hervorgerufen  hatte,  veranlafste  auch  in  Schottland  Georg 
Buchanan,  den  Geschichtsschreiber  Schottlands  und  Er- 
zieher des  jungen  Jakob  VI.,  ein  schon  früher  verfafstes 
Werk4 5  herauszugeben:  De  jure  regni  apud  Scotos.  1579. 
Schottlands  Verhältnisse  waren  um  diese  Zeit  folgende*: 

Bereits  seit  dem  XV.  Jahrhundert  standen  sich  hier 
zwei  Parteien  gegenüber:  Krone  und  Kirche  auf  der  einen, 
der  Adel  auf  der  anderen  Seite.  Die  Einführung  der  Re- 
formation hing  also  im  wesentlichen  davon  ab,  ob  König 
und  Geistlichkeit  oder  der  Adel  die  Oberhand  behielten. 
Die  Macht  des  letzteren  war  so  gewachsen,  dafs  er  1542 
dem  König  Jakob  V.  den  Gehorsam  aufkündigen  konnte, 
wenn  dieser  seinen  Feldzug  gegen  England  unternehmen 
wollte.  Jakob  starb  im  gleichen  Jahre,  und  nun  ersetzte 
der  mächtige  Adel  den  von  dem  König  selbst  eingesetzten 
Hegenten  Beaton  durch  den  protestantischen  Grafen  Arran. 
Dieser  genehmigte  trotz  des  Widerstandes  der  Geistlichkeit, 

1 Bandrillart  S.  66. 

* Baudrillart  S.  66  ff. 

3 Baudrillart  S.  66. 

4 De  jur.  regn.  a.  Sc.  dialogu.«,  Prnefatio:  Scripseram,  ante  com- 
plures  anno.«,  cum  apud  noa  rea  turbulcntiasimae  eaaent  (1568V)  Dialogum. 

5 Vgl.  Buckle,  Geschichte  der  Civiliaation  in  England,  IV.  Buch. 
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dafs  die  Bibel  vom  Volke  gelesen  werden  dürfe:  hiermit 
hatte  die  Reformation  einen  bedeutenden  Vorsprung  er- 
rungen. Hierüber  kam  es  wieder  zum  Kampf,  in  dessen 
Wirren  Beaton  ermordet  wurde.  Bei  dieser  Gelegenheit 
begegnet  uns  zum  erstenmale  Knox,  und  zwar  als  Recht- 
fertiger dieses  Mordes.  Knox  wird  für  die  weitere  Ent- 
wicklung der  Reformation  in  Schottland  fortan  von  der 
gröfsten  Bedeutung.  1556 — 1559  kam  er  nach  mannig- 
fachen Schicksalen . die  uns  hier  nicht  näher  interessieren, 
nach  Genf  zu  Calvin,  dessen  Kirchenverfassung  er  kennen 
lernte,  und  durch  deren  Prineipien  seine  Anschauung  vom 
Staat  wesentlich  gebildet  wurde.  15G0  war  der  Kampf  in 
Schottland  zu  Gunsten  der  Reformation  entschieden,  1561 
kehrte  Maria  Stuart  aus  Frankreich  zurück.  Die  Leitung 
des  Staates  mufste  sie  ganz  in  die  Hände  der  Protestanten 
legen,  um  bald  dem  Gegensätze  ihres  Glaubens  und  dem 
ihres  Volkes  zu  unterliegen. 

Mit  dem  Siege  der  Reformation  war  aber  der  Anfang 
zu  einem  neuen  Kampfe  zwischen  der  protestantischen 
demokratischen  Geistlichkeit  und  dem  Adel  gegeben.  Denn 
sowohl  Adel  wie  Geistlichkeit  wollten  die  Güter  der  katho- 
lischen Geistlichkeit  für  sich  haben:  der  Adel,  der 'sich 
ihrer  bemächtigte,  dachte  nicht  daran,  sie  herauszugeben. 
Damit  aber  hatte  er  sich  einen  gefährlichen  Feind  ge- 
schaffen : denn  die  puritanischen  Priester  suchten  und 

fanden  nun  Hülfe  beim  Volke,  bei  dem  sie  durch  Schrift 
und  Wort  die  demokratischen  Grundsätze  ihrer  Kirche  ver- 
breiteten und  die  monarchische  Regierungsform  in  Verruf 
brachten. 

Während  dieser  Kümpfe  übernahm  der  12  jährige 
Jakob  VI.  die  Regierung,  und  an  ihn  wendet  sich  der 
Dialog  Buchanans.  Buchanan  war  Puritaner  und  Erzieher 
des  Königs : die  Grundsätze  seiner  Staatslehre  stehen  des- 
halb auf  dem  Boden  der  unmittelbaren  Demokratie  *,  und 

1 Er  befürwortete  das  Referendum ; vgl.  unten. 
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hierin  ist  er  Puritaner:  der  Erzieher  des  Königs  aber  will 
doch  die  monarchische  Regierungsform  beibehalten.  Dafs 
sein  Dialog  freilich  wenig  genutzt  hat,  das  lehrt  die  Ge- 
schichte Jakobs  VI.! 

Es  bleibt  uns  jetzt  nur  noch  übrig,  unsere  Blicke  nach 
Spanien  zu  wenden,  wo  Juan  Mariana  im  Jahre  1599  sein 
bekanntes  Buch : De  rege  ac  regis  institutione  herausgab.  Hier 
in  Spanien  war  durch  die  glückliche  Vereinigung  Aragoniens 
und  Castiliens  (seit  Isabella)  die  gesunkene  Königswürde 
wieder  zu  Ansehen  gelangt;  seit  das  Reich  (mit  Karl  I.) 
in  die  Hände  der  Habsburger  gelangt  war,  wurde  es  zum 
Mittelpunkt  der  habsburgischen  Weltherrschaftspolitik.  Die 
Macht  des  Königs  im  Innern  stieg,  besonders  seit  Unter- 
drückung des  Aufstands  der  Communeros  (1521)  zur  ab- 
soluten empor:  das  Volk  verlor  Verfassung  und  Rechte, 
welche  sich  nur  in  Aragonien  eine  Zeit  lang  noch  hielten. 
Unter  Philipp  II.,  der  nicht  weniger  Volksrechte  als  Ketzer 
bekämpfte,  ging  die  Nation  der  Verarmung  entgegen.  Dem 
Infanten  Philipp,  dem  späteren  Philipp  II.,  ist  das  Buch 
Marianas  gewidmet1,  und  eigentümlich  genug,  Volksrechte 
und  Tyrannenmord  werden  von  dem  Jesuiten  gepriesen 
,cum  privilegio  regis“. 


§ 4. 

Die  Tendenz  der  Monarchomaehen. 

Das  Buch  Marianas  ist  in  der  Reihe  unserer  Schrift- 
steller chronologisch  das  letzte,  so  dafs  also,  in  Daten  aus- 
gedrückt,  die  von  uns  zu  betrachtende  Zeit  die  Jahre 
1573 — 1599  umfafst. 

Das  Problem  der  Monarchomaehen , auf  religiösem 
Boden  gewachsen,  ist  durch  und  durch  revolutionär:  denn 
ist  überhaupt  einmal  die  Frage  nach  der  Grenze  der 

1 Kurz  vor  Beendigung  des  Buckes  bestieg  der  Infant  (1598)  selbst 
den  Thron. 
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Fürstengewalt  aufgeworfen,  und  sind  schützende  Schranken 
vor  Glauben  und  Gewissen  der  Unterthanen  gestellt,  so  ist 
es  nur  eine  Konsequenz,  wenn  auch  nach  anderen  Grenzen 
verlangt  wird,  die  enger  und  enger  um  den  Fürsten  gelegt 
werden.  Wenn  das  höchste  Gut  der  Macht  des  weltlichen 
Herrschers  entzogen  war,  sollte  ihm  das  geringere  unter- 
worfen sein?  „Je  pourrais  choisir  mon  Dieu,  et  je  n’aurais 
pas  le  droit  et  la  capucitö  de  choisir  ma  profession“  1 1 So 
setzt  sich  also  die  religiöse  Frage  in  eine  politische  um, 
und  aus  der  Frage  nach  der  Gehorsamspflicht  der  Unter- 
thanen wird  eine  Frage  nach  der  Fürstenmacht  überhaupt. 
Begnügte  man  sich  ferner  nicht  damit,  dem  Herrscher  in 
der  „lex  divina“  und  „lex  naturae“  unsichere  Schranken 
gegenüber  zu  stellen,  sondern  suchte  man  im  greifbaren  posi- 
tiven Gesetz  einen  Zaum,  so  mufste  man  angesichts  der 
Unmöglichkeit,  dal’s  der  Wille  sich  selbst  binden  kann,  für 
diese  positiven  Gesetze  eine  andere  Willensquelle  Anden, 
als  den  Willen  des  Fürsten.  Diese  Schwierigkeit  ver- 
schwand mit  der  Annahme  der  Volkssou veränetät. 
Von  diesem  Punkte  aus  ergaben  sich  alle  fürstenfeindlichen 
Konsequenzen  mit  logischer  Notwendigkeit:  das  Recht  des 
Volkes,  jede  beliebige  Staatsform  zu  wählen,  das  Recht, 
bei  dem  Erlafs  der  Gesetze  mindestens  mitzuwirken,  das 
Recht,  den  einzelnen  Fürsten  zu  wählen  und  ihn,  bei  Mifs- 
brauch  der  ihm  übertragenen  Macht,  wieder  abzusetzen. 
Die  Behauptung  des  Rechtes  des  Widerstandes  steigert  sich 
bei  den  Mouarehomachen  bis  zum  Aufruf  zur  Revolution, 
bis  zur  Predigung  des  Tyrannenmordes.  Trotzdem  gelten 
aber  alle  Angriffe  nur  der  absoluten  Monarchie,  nicht  der 
Monarchie  überhaupt:  das  Streben  der  Schriftsteller  richtet 
sich  auf  die  Erlangung  eines  ständisch  beschränkten  Fürsten. 

Fürst  und  Volk  stehen  sich  als  Vertragsparteien  gegen- 
über: der  Staat  in  unserem  modernen  Sinn  ist  daher  noch 
nicht  zum  Bcwufstsein  des  menschlichen  Denkens  gekommen: 


1 Baudrillart  S.  40. 
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ebenso  wie  thatsächlieh  sein  Körper  sich  mechanisch  aus 
den  öffentlich-rechtlichen  Korporationen  zusammenfiigte , so 
bestand  er  auch  in  der  Theorie  aus  den  beiden  Vertrags- 
parteien, die  ihn  mechanisch  zusammensetzten.  Aber 
dennoch  erschien  durch  den  Satz:  princeps  singulis  maior, 
universis  minor,  die  eine  Vertragspartei,  das  Volk,  als  die 
vorzüglichere,  und  es  taucht  dadurch,  dafs  populus  und 
res  publica  wie  zwei  Wechselbegriffe  benutzt  werden bis- 
weilen die  Idee  eines  einheitlichen  Staates  auf  (s.  u. 
Kap.  IV  § 8). 

Soviel  sei  von  der  Staatslehre  der  Monarchomachen 
zur  Orientierung  gesagt.  Schon  aus  diesen  kurzen  Um- 
rissen geht  hervor,  dafs  es  durchaus  demokratische  Prin- 
cipien  sind,  auf  denen  eine  neue  Ordnung  der  Dinge  sich 
aufbauen  soll,  und  dafs  also,  wenn  man  in  dieser  Bewegung 
am  Ende  des  sechzehnten  Jahrhunderts  die  Wurzeln  unserer 
modernen  Demokratie  erkennt,  diese  ihren  Ursprung  in  der 
Forderung  der  Gewissensfreiheit  hat. 

Bevor  wir  aber  an  eine  Darstellung  der  Staatslehre 
der  Monarchomachen  in  ihren  Einzelheiten  gehen , müssen 
wir  die  Elemente,  aus  denen  sich  dieselbe  auf  baut,  in 
ihrem  geschichtlichen  Werden  betrachten,  wrie  sie  sich  aus 
dem  Mittelalter  herausgebildet  haben. 

J Z.  B.  Boucher,  Lib.  I,  cap.  9:  . . . ut  populum  ac  rempuhlicam 
seu  reguum  (quo  idem  esse  cunstet) . . conjunctim  proferamus. 


Staats-  u.  Völkerrecht!.  Ahhandl.  I.  1.  — Treumaun. 
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Zweites  Kapitel. 

Geschichtlicher  Rückblick. 

§ i. 

Die  Staatslehren  des  Mittelalters. 

In  der  Staatsauffassung  des  Mittelalters  sind,  wie  ein 
Reflex  des  ganzen  Mittelalters  selbst,  die  beiden  gröfsten 
socialen  Erscheinungen  seines  Lebens  ausgeprägt:  die  Kirche 
und  das  Lehnswesen.  Aus  diesem  Milieu  entspringt  eine 
Theorie,  die  theokratisch  und  feudalistisch  zugleich  ist:  In 
Anschlufs  an  die  vielgenannte  Ilibelstelle  Luc.  22.  38  wird 
von  dem  Mittelalter,  das  sich  konkret  auszudrücken  liebte, 
die  Zweischwertertheorie  aufgestellt 1 : Alle  Weltmacht 

stammt  von  Gott,  der  als  oberster  Lehnsherr,  als  imperator 
coelestis2,  Kirche  und  Staat,  d.  h.  Papst  und  Kaiser,  als 
Vasallen  mit  dem  Schwerte  belehnt  hat. 

Im  Grunde  genommen  war  diese  aus  ihrer  Zeit  heraus 
entstandene  Lehre  aber  nur  eine  Umformung  des  vorher- 
gegangenen Systems;  das  Mittelalter  war  eben  nicht  nur 
„ossentially  unpolitieal“  3,  sondern  auch  in  Gedanken  wesent- 
lich unselbständig.  Denn  der  Gedanke  der  Weltmonarchie, 

' Über  die  ersten  .Spuren  dieser  Lehre  seit  Gottfried  von  Vendöme 
vgl.  Gennrich  a.  a.  O. 

2 Bryce  a.  a.  O.  S.  104. 

2 Bryce  a.  a.  O.  S.  90. 
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der  diese  ganze  Zeit  beherrschte,  hatte  sich,  ohne  jemals 
ganz  zu  erlöschen,  aus  den  Tagen  des  römischen  Welt- 
reiches herübergeschoben.  Der  Weltmonarch,  der  Kaiser, 
und  der  Weltbischof,  der  Papst,  waren  mit  direkt  von  Gott 
stammender  Macht  ausgerüstet:  die  übrigen  Könige  kamen 
in  der  Theorie  nicht  in  Betracht.  Einen  grofsen  Einflufs 
auf  diese  Vorstellungen  von  Universalmonarchie  und  Uni- 
versalepiskopat mufsten  natürlich  die  metaphysischen  Prin- 
cipien  der  Scholastik  über  die  Wesenheit  der  Dinge 
äufsern  *. 

Schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  die  Geschichte  im  Mittel- 
alter  zeigt  einen  fortwährenden  Kampf  zwischen  den  beiden 
Weltmächten,  und  naturgemäfs  geht  die  Staatslehre  darauf 
hinaus,  als  Illustration  des  Kampfes  der  Zeit  die  Superiorität 
der  einen  Macht  Uber  die  andere  oder  deren  Gleichstellung 
zu  beweisen,  je  nach  dem  Standpunkte,  den  der  Schöpfer 
einer  Theorie  für  den  wahren  hielt.  In  Anschlufs  an  die 
erwähnte  Schwertertheorie  suchte  die  Kirche  bekanntlich 
ihre  Überlegenheit  dadurch  zu  beweisen , dafs  sie  den 
Kaiser  als  Aftervasallen  Gottes  hinstellte,  der  die  weltliche 
Macht  in  erster  Linie  aus  der  Hand  des  Papstes  erhalten 
hatte2.  Andere  eigentümliche  Konstruktionen3  werfen  ein 
hochinteressantes  Licht  auf  die  Entwicklung  des  mensch- 
lichen Geistes. 

Aus  dem  Kreise  dieser  Vorstellungen  liefs  sich  aber 


1 Bryce  a.  a.  O.  besonders  das  hervorragende  Chapter  VII:  Theory 
of  thc  Mediaeval  empire. 

2 Diese  Ansicht,  die  lange  Zeit  dominierte,  hat  ihre  gangbarste 
Formulierung  durch  Bernhard  von  Clairvaux  gefunden:  Petri  uterque  est; 
alter  suo  nuto,  alter  sua  manu,  quoties  necesse  est,  evagiuandus  (Genn- 
rich  a.  a.  O.  S.  154). 

3 Mit  welchen  Wallen  der  Kampf  geführt  wurde , möge  folgendes 
Beispiel  zeigen,  das  wir  „Friedberg,  Die  mittelalterlichen  Lehren  über 
«las  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche,  1.“  entnehmen.  Es  wird  der 
Kaiser  mit  dem  Mond,  der  Papst  mit  der  Sonne  verglichen:  cum  terra 
sit  septies  major  luna,  sol  autem  octies  major  terra : restat  ergo,  ut  ponti- 
ficatus  dignitas  quadragies  septies  sit  major  regali  dignitate.  — Eine 
anilere  Berechnung  läfst  den  Papst  7744'  2 mal  gröfser  als  den  Kaiser  er- 
scheinen. 

2* 
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niemals  eine  Unterordnung  der  Kirche  unter  das  Reich  alt- 
leiten, sondern  im  besten  Falle  stehen  geistliche  und  welt- 
liche Macht  gleichberechtigt  nebeneinander,  d.  h.  die  Kirche 
war  stets  frei  vom  Staat.  Mit  dieser  Freiheit  begnügte 
sich  die  Kirche  zur  Zeit  ihres  Glanzes  freilich  nicht,  sondern 
ihre  Weltverneinung  in  der  Lehre  setzte  sich  in  der  That 
notwendig  zu  einer  schrankenlosen  Weltbeherrschung  um  l. 
Deshalb  wurde,  um  die  Superiorität  der  Kirche  nachdrück- 
lich zu  beweisen,  der  Staat  so  elend,  so  niedrig  wie  nur 
möglich  dargestellt,  sei  es  nun,  dafs  man  ihn  in  Anschlufs 
an  Augustinus  als  eine  Folge  der  Sünde  oder  mit  Gregor  VII. 
als  Teufelswerk  hinstellte,  das  seinen  Ursprung  der  Gewalt- 
that,  Kaub  und  Mord  verdankte.  Der  Makel,  der  dem 
Staate  schon  durch  seine  Geburt  anhaftete,  konnte  aber 
getilgt  werden,  wenn  er  seine  Macht  aus  den  Händen  der 
Kirche  zurückempfangen  wollte.  Diese  stand  unendlich 
hoch  über  dem  Staate,  sie  war  nach  Berthold  von  Iiegens- 
burg  ein  niederes  Himmelreich,  ein  Übergang  aus  der  un- 
göttlichen Welt  zum  Reiche  Gottes.  Die  Priester  wurden 
von  Hadrian  IV.  und  von  Johannes  Saresberiensis  für 
„Götter“  gehalten,  während  die  weltlichen  Herrscher  schon 
deshalb,  weil  sie  solche  waren,  zu  Verbrechern  gestempelt 
wurden.  Selbst  Sonne  und  Mond  wurden  zu  Hülfe  ge- 
rufen, um  die  Superiorität  der  Kirche  Uber  das  Reich  her- 
vorzuheben z. 

Hierin  war  auch  Thomas  von  Aquino8  gleicher  An- 
sicht, der  durch  Herbeiziehen  aristotelischer  Elemente  zur 
Staatslehre  für  die  folgende  Zeit  von  gröfster  Bedeutung 
wurde,  und  dessen  Einflufs  besonders  auf  die  katholischen 
Monarchomac.hen  ein  sehr  grofser  ist.  Er  betont  sowohl 
die  menschliche  Natur  als  eines  animal  sociale  et  politicum, 
hebt  dabei  aber  auch  die  ratio  constituens  civitatem  her- 

' Vgl.  v.  Eiken  a.  a.  O.  8.  856  ff. 

- Vgl.  oben  Aiim.  3 S.  19. 

5 Stöekl , Geschichte  <ler  Philosophie  des  Mittelalters , Bd.  II, 
S.  721  ff. 
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vor1.  Wie  Aristoteles  läfst  Thomas  den  Staat  genetisch 
entstehen,  und  ebenso  schliefst  er  sich  genau  an  diesen  in 
der  Einteilung  der  Staatsformen  an.  Als  die  beste  erscheint 
ihm  die  Monarchie,  weil  sie  die  Regierung  des  Universums 
durch  einen  Gott  wiederspiegelt;  die  schlimmste  Regierungs- 
form  ist  die  Ausartung  der  Monarchie,  die  Tyrannis2. 

Der  König  soll  so  herrschen,  dafs  seinen  Unterthancu 
die  Erreichung  des  höchsten  Zieles,  der  Glückseligkeit,  er- 
leichtert wird.  Das  Ziel  ist  nur  durch  Tugend  erreichbar, 
aber  nicht  nur  durch  natürliche:  sondern  wie  das  Ziel  ein 
übernatürliches  ist,  mufs  auch  die  Tugend  eine  übernatür- 
liche sein.  Deshalb  bedarf  es  einer  höheren  Regierung,  als 
der  weltlichen : d.  h.  der  Herrschaft  Christi  und  seines 
Stellvertreters,  des  Papstes.  Darum  ist  alle  weltliche  Re- 
gierung dem  Papste  unterthan. 

Wichtiger  als  diese  Theorien , die  aufgestellt  wurden, 
um  die  Unterordnung  des  Staates  unter  die  Kirche  zu  be- 
weisen, ist  für  die  kommenden  Jahrhunderte  die  Lehre, 
dafs  der  Staat  auf  einem  menschlichen  Willensakte  beruhe: 
diese  Willensübereinstimmung  wurde  mit  dem  wachsenden 
Einflufs  des  römischen  Rechtes  immer  mehr  mit  Bewufst- 
sein  zu  einem  Rechtsakt,  zu  einem  Vertrage  gestempelt, 
und  dadurch  der  Grund  zur  ersten  rechtlichen  Konstruktion 
des  Staates  gelegt.  Die  praktische  Konsequenz  dieser  Lehre 
wandte  sich  aber  einstweilen  nicht  auf  das  innere  Staats- 
leben, sondern  vorwiegend  auf  das  Verhältnis  von  Staat 
und  Kirche.  Denn  stellte  man  diese  als  unmittelbare  Stif- 
tung Gottes  hin,  liefs  den  Staat  aber  in  erster  Linie  durch 
Menschenwillen  — allerdings  mit  göttlicher  Zustimmung  — 


1 Vgl.  Gierke  a.  a.  O.  S.  95  N.  52. 

2 Corruptio  optima  pessima.  Es  ist  interessant,  dafs  Mariana,  der 
sich  Oberhaupt  eng  an  Thomas  anschliefst,  dieses  Argument  gerade  um- 
dreht und  von  der  schlechtesten  Form  auf  deren  Gegensatz  als  der  besten 
zurückschlicfst:  neque  leve  argumentum  est  regiam  potestatem  caeteris 
esse  praestantiorem , eum  eadem  labefacta  atque  in  contrarium  versa  de- 
sinat  in  tyrannidem,  omnitim  pessimam,  atque  pestilentissimam  formam 
gubernandi  (8.  27  a.  a.  O.). 
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entstehen,  so  war  unzweifelhaft  mit  der  vornehmeren  Her- 
kunft der  Kirehe  auch  ihre  Superiorität  konstatiert  *.  Dieser 
Weg  leuchtete  der  Vernunft  ohne  besonderes  Widerstreben 
ein,  die  naive  Volksansebauung,  die  als  Quelle  aller  Staats- 
gewalt das  Volk  ansah,  war  damit  ebenfalls  in  Überein- 
stimmung, und  das  juristisch  - historische  Gewissen  tröstete 
man  mit  dem  Hinweis  auf  die  lex  regia  de  imperio.  Diese 
Punkte  beziehen  sich  alle  auf  den  Herrschaftsvertrag,  dessen 
Lehre  sich  zuerst  ausbildete,  da  das  praktische  Bedürfnis 
es  näher  legte,  zunächst  das  Herrscherrecht  zu  betrachten : 
das  Zustandekommen  der  Gesellschaft  selbst  begnügte  man 
sich  einstweilen  als  eine  Folge  des  Sündenfalls,  als  gött- 
liche Schöpfung,  als  Naturvorgang  darzustellen:  es  ist 
sicherlich  auch  auf  die  ausgebildete  und  ausführliche  Theorie 
der  Staatsentstehung  von  Aristoteles  zurlickzuführen , dafs 
sieh  der  Gesellschafts  vertrag  in  seiner  Ausbildung  erst 
später  zeigt,  als  der  Ilerrschaftsvertrag.  Da  man  hierin 
eine  genügende  Erklärung  hatte,  so  brauchte  man  nicht 
selbständig  eine  neue  Begründung  zu  versuchen. 

Die  Lehre  vom  Herrschaftsvertrage  reicht  zurück  bis 
in  die  Zeit,  wo  der  Kampf  zwischen  Staat  und  Kirche  am 
heftigsten  tobte,  bis  in  die  Tage  des  Investiturstreits2.  Aber 
im  Gegensatz  zur  Kirche,  die  hieraus  ihren  Vorrang  folgerte, 
erklärten  die  Gegner  der  päpstlichen  Ansprüche  mit  den- 
selben Prämissen  ein  Freisein  vom  päpstlichen  Einflufs,  da 
nicht  der  Papst,  sondern  das  Volk  die  Macht  besäfse,  die 
Könige  zu  kreieren.  Revolutionäre  Konsequenzen  stellten 
sich  also  von  selbst  mit  dem  Herrschaftsvertrage  ein. 

Aber  die  Kirche  hatte  ihre  Forderungen  überspannt: 
es  trat  eine  Reaktion  ein.  Dies  zeigte  sich  bereits  im 
Kampfe  des  Papstes  Bonifaz  VII 1.  mit  Philipp  dem  Schönen 
von  Frankreich  und  später  in  Deutschland  unter  Ludwig 
«lern  Bayern.  Gerade  hier  setzt  auch  in  der  Geschichte 

' Gierke  a.  a.  O.  8.  02  t’.,  65. 

s Gierke,  8.  77  ft'. 
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der  Staatslehre  eine  neue,  wichtige  Epoche  ein : im  eigenen 
Schofse  der  Kirche  erstehen  Männer,  die  ihre  furchtbarsten 
Gegner  werden,  und  die  es  mit  unerhörter  Kühnheit  wagen, 
nicht  nur  die  Superiorität  des  Universalepiskopats  anzu- 
greifen, sondern  auch  den  „Gedanken“  der  Univcrsal- 
monarchie  zu  ignorieren.  Bereits  Wilhelm  von  Oceam,  den 
inan  als  den  Erneuerer  des  Nominalismus  zu  bezeichnen 
pflegt,  hatte  den  Satz  ausgesprochen,  dafs  der  König  von 
Frankreich  ebensowenig  eine  Gewalt  über  den  Kaiser,  als 
der  Kaiser  über  den  König  von  Frankreich  habe:  ferner, 
dafs  den  weltlichen  Fürsten  ebensowenig  ein  Einflufs  auf 
die  spiritualia,  wie  den  Geistlichen  auf  die  weltlichen  An- 
gelegenheiten zustehe.  Noch  weiter  ging  Marsilius  von 
Padua,  der  in  Bezug  auf  seine  kirchenpolitischen  Lehren 
auf  dem  modernen  Standpunkte  steht,  und  dessen  Staats- 
lehre wie  ein  Vorspiel  der  monarchomachischen  Doktrinen 
sich  von  dem  düsteren  Hintergründe  des  Mittelalters  ab- 
hebt1. Marsilius  hat  bereits  ein  hochentwickeltes  demo- 
kratisches System,  was  wahrscheinlich  aus  seiner  Kenntnis 
der  italienischen  Städterepubliken  zu  begreifen  ist,  während 
seine  kirchenpolitischen  Lehren  wohl  auf  seinen  Aufenthalt 
in  Frankreich  zurückzuführen  sind,  wo  die  Reaktion  gegen 
die  kirchlichen  Ansprüche  bereits  begonnen  hatte2.  Die 
Forderung  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit8,  mit  wel- 
cher Marsilius  ganz  vereinzelt  dasteht,  findet  ihre  historische 
Erklärung  ebenfalls,  wenn  man  sie  als  eine  Reaktion  gegen 
die  Kämpfe  und  Grausamkeiten  auffafst,  die  ein  Jahr- 
hundert früher  gegen  die  Albigenser  und  die  anderen 
ketzerischen  Sekten  begonnen  hatten. 

Seine  Staatslehre4  ist  kurz  zusammengefafst  folgende: 


1 Vgl.  Frank  a.  a.  O.  S.  135  ff.;  Janct  I,  S.  498  ff. 

2 Vgl.  Sigm.  Riezler,  Die  litterarischen  Widersacher  der  Päpste 
zur  Zeit  Ludwig  des  Bayers,  1,  § 2;  II,  § 11. 

s Defensor  pacis  (edit.  1622):  nemo  cogi  praecipitur  in  hoe  seculo 
poena  vel  supplicio  ad  legis  cvangelieae  praccepta  servanda  (Lib.  II, 
c.  9,  S.  138;  vgl.  auch  L.  III,  Conc.  3). 

4 Sie  ist  vorwiegend  im  ersten  Teil  des  Def.  pac.  enthalten:  der 
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Die  communitns  civilis  läfst  er  in  engem  Anschlufs  an 
den  Philosophus 1 genetisch  entstehen;  damit  in  ihr  die 
tranquillitas2,  die  Harmonie  der  Stände3  gewahrt  werde, 
sind  Gesetze  nötig4;  diese  erfordern  sowohl  einen  Gesetz- 
geber5, als  eine  exekutive  Gewalt®. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  kann  nur  dem  Volke,  d.  h. 
der  Gesamtheit  der  Bürger7,  zustehen  oder  dessen  Majori- 
tät8, wenn  es  seinen  Willen  in  einer  allgemeinen  Versamm- 
lung® darthut. 

Die  Gesetze  der  Gesamtheit  sind  die  einzigen  legi- 
timen , und  die  einzigen , die  eine  Garantie  des  Gehorsams 
in  sich  tragen10:  denn  indem  der  Bürger  ihnen  gehorcht, 
gehorcht  er  einem  selbst  gewühlten  Gesetz.  Allerdings 
werden  die  Gesetze  erst  vor  das  Volk  gebracht,  nachdem  sie 
vorher  von  einzelnen  weisen  Männern  durchberaten  sind11. 


zweite  Teil  enthält  die  Lehren  über  Staat  und  Kirche,  der  dritte  „Con- 
clusione»,  . . . quarum  attentione  faciliu»  a*»e<(ui  posaunt  principante»  et 
Kubditi  finem  |>er  hunc  librmu  intentum.  Der  Def.  pac.,  zur  Verteidigung 
dea  1324  exkommunizierten  Ludwig  von  Bayern  geschrieben,  trug  dem 
Verfasser  auch  den  Baun  ein  (1327). 

1 An  ihn  schliefst  sieh  Marsilius  durchweg  an:  fuit  liomo  aristo- 
telicus  magis  quam  christianus  (Alb.  Pighiua,  Hierarch.  eccles. ; cit.  bei 
Laurent  n.  a.  O.  S.  132).  Def.  p.  I,  3,  de  origine  contmun.  civil. 

- Def.  pac.  I,  1.  2. 

s Def,  pac.  I,  5. 

* Def.  pac.  I,  11  (S.  33):  Sunt  ergo  leges  necessariae  ad  oxclnden- 
dum  a civilibus  jndiciis  scu  »ententii»,  judicum  malitiam  et  errorem. 

r'  Def.  pac.  I,  cap.  11—14. 

0 Def.  pac.  1,  cap.  XV. 

7 Civem  antem  dico  secundum  Aristotelem  — eum  qui  participat 
in  commuuitate  civili,  principatu  autem  conailiativo  vel  judicativo  secun- 
dum gradum  suum  (I,  c.  12,  S.  37). 

* Def.  pac.  8.  37  (1 , c.  12) : demouatrare  scilicct  legum  latori» 
auctoritatem  humanam,  ad  aolam  civium  Universitäten) , aut  ejus  valen- 
tiorein  partem  pertinere,  . . . tentabimus:  die  Gründe  sind:  nur  die  Ge- 
samtheit giebt  die  besten  Gesetze:  die  Majorität  mufs  mafsgebend  sein, 
weil  8timmeneinhelligkeit  nie  erzielt  werden  kann  (ibid.).  Vgl.  auch 
Lib.  III,  conclusio  6:  Legialatorem  humanum,  solam  civium  Universi- 
täten) esse,  aut  valentiorem  illius  partem. 

9  Allerdings  ist  eine  Vertretung  möglich,  die  aber  nicht  abaorptiv 
ist,  sondern  sie  ist  eingesetzt:  . . . . snlum  ad  aliquid  et  quandoque,  ac 
secundum  primi  legislatoris  auctoritatem  (L.  I,  c.  12,  8.  37). 

10  Def.  pac.  I,  c.  12,  S.  39,  eo  quod  haue  quilibet  aibi  statuisse  vi- 
detur.  Mit  Hecht  verweist  Laurent  auf  Rousseau  I,  VI. 

11  Def.  pac.  1,  c.  13  (8.  42). 
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Die  Exekutive1  befiehlt  kraft  der  Autorität,  die  ihr 
vom  Gesetzgeber  eingeräuint  ist:  subditorum  voluntas  sive 
Consensus  ist  der  Rechtsgrund  jeder  reehtmäfsigen  Herr- 
schaftsform  2.  Deshalb  ist  ein  Wahlreich  dem  Erbreich 
vorzuziehen8.  Die  anderen  Konsequenzen  der  „Volks- 
souveränetät“  sind,  dafs  der  Fürst  den  Gesetzen  unter- 
worfen ist4,  und  dafs  er  dem  Volke  für  seine  Thaten  ein- 
stehen mufs,  welches  ihn  eventuell  richten  kann5. 

Alle  Gewalt  der  Exekutive,  die  am  besten  ein  Haupt 
hat,  kommt  also  vom  Volke:  Die  Wahl  der  Form  liegt  in 
dessen  Hand:  die  Universalmonarchie  mufs  Marsilius,  in- 
dem er  das  Volk  in  natürlichem  Sinne  fafst,  in  Frage 
stellen  *. 

Das  menschliche  Gesetz  kann  nur  auf  Erden,  in  der 
menschlichen  Gesellschaft  wirken:  in  der  Kirche  gilt  das 
göttliche,  geoffenbarte  Gesetz.  Die  Eigenschaft,  Bürger  zu 
sein,  ist  von  der  Konfession  vollständig  unabhängig.  Wenn 
ein  Gesetz  aber  den  Bürgern  ihres  Glaubens  wegen  etwa 
den  Aufenthalt  im  Lande  versagt,  so  werden  die  Zuwider- 

1 . . . secundariam  vero  quasi  instrumentalem  seu  executivam 
dicimu*  principantem  per  autoritatem  huius  n legislatorc  sitii  concessam, 
secundum  formam  sibi  traditam  ab  eodem,  legem  videlieit,  secundum 
quem  semper  agere  ac  disponere  debet  quantum  potest,  actus  eiviles  . . . 

2 Lib.  I,  c.  8 (S.  22).  Dies  gilt  für  Monarchie,  Aristokratie  und 

Politia:  das  Merkmal  der  Ausschreitungen,  der  Tyrannis,  Oligarchie  und 
Demokratie  ist,  dafs  sie  „praeter  subditorum  voluntatem“  besteht. 

3 Dcf.  pac.  Lib.  I,  c.  15,  S.  50. 

* Def.  pac.  Lib.  I,  c.  14,  S.  46. 

3 Def.  pac.  Lib.  I,  c.  18,  S.  71:  Debet  autcin  judicium  praeccptum 

et  executio  cniuscunque  correptionis  principaritis  iuxta  illius  demerituin 
seu  transgressionem  fieri  per  legislatorem , vel  per  aliquem  aut  aliquos 
legiglatore  autoritate  statutos  ad  hoc..  Und  zwar  müssen  die  Pürsten 
bestraft  werden,  da  für  den  Staat  ein  grofser  Schaden  entstehen  kann, 
wenn  jener  straffrei  ausgeht;  die  Bestrafung  trifft  ihn  aber  nicht  in  seiner 
Eigenschaft  als  principans,  sondern  als  subditus. 

4 Def.  pac.  I,  c.  17  (S.  68):  Utrmn  autem  universitati  civiliter  vi- 
ventium,  et  in  orbe  totali  unico  numero  supremum  omnium  principatum 
habere  conveniat,  aut  in  diversis  mundi  plagis  locorum  situ  quasi  ne- 
cessario  separatis,  et  praecipue  in  non  communicantibus  sermone  aut 
moribus,  et  consuetudine  distantibus  plurimnm,  diversos  tales  principatus 
habere  conveniat  tempore  quodam , ad  hoc  etiam  forte  monente  causa 
coelesti,  ne  hominum  superflua  propagatio  fiat,  rationabilein  habet  por- 
scrutatiouem,  aliam  tarnen  ab  intentione  praesenti. 
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handelnden  nicht  der  Ketzerei , sondern  wegen  ihres  Un- 
gehorsams gegen  die  Gesetze  bestraft1. 

In  dem  kirchenpolitischen  Teil2  greift  Marsilius  das 
göttliche  Recht  des  Papstes  an  und  verlangt  die  Unter- 
ordnung der  Kirche  unter  den  Staat:  unser  Zweck  gebot 
uns  aber,  in  erster  Linie  seine  Staatslehre  zu  berück- 
sichtigen. 

Die  göttliche  Herleitung  des  Herrscherrechts  wurde 
durch  die  Lehre  vom  Staatsvertrage  vollkommen  zersetzt8. 
Ein  Vertrag  wurde  immer  als  Rechtsgrundlage  verlangt, 
ein  Vertrag  war  es,  der  einen  Usurpator  zum  legitimen 
Herrscher  machte.  Die  Konsequenz  der  Superiorität  der 
Kirche,  die  früher  daraus  gezogen  war,  war  nicht  mehr 
die  vorwiegende:  der  Kampf  um  die  Herrschaft  tobte  nicht 
mehr  so  erbittert  zwischen  Staat  und  Kirche.  Nach  der 
Beendigung  des  Streites,  der  in  der  Theorie  besser  für  die 
Kirche  ausgefallen  war,  als  in  der  Wirklichkeit,  wandte 
sich  die  Auslegung  der  Theorie  nach  innen  und  wurde  auf 
die  im  Inneren  des  Staates  sich  bekämpfenden  Parteien, 
auf  Fürst  und  Volk  appliziert.  Auf  die  Bestimmung  des 
notwendigen  Inhalts  des  Herrschaftsvertrages  verwandte 
die  Folgezeit  ihre  Kraft.  Damit  war  aber  den  Gegnern 
des  Absolutismus  eine  furchtbare  Waffe  in  die  Hand  ge- 
geben, denn  die  stillschweigende  Prämisse  jedes  Herrschafts- 
vertrages ist  die  Volkssou  verünetät.  Denn  das  Volk 

mufste  — so  argumentierte  man  — das  Hecht,  welches  es 
übertragen  wollte,  doch  erst  selbst  besitzen,  es  mufste  der 
ursprüngliche  Inhaber  der  Regierungsrechte  sein.  Und 
wenn  der  Vertrag  von  der  einen  Partei,  vom  Herrscher, 
gebrochen  wurde,  weshalb  sollte  das  Volk  noch  länger  ge- 
bunden sein?  Die  Rechtsbestilndigkeit  des  Vertrages  selbst 
begründete  man  mit  dem  Glauben  an  ein  Naturreeht.  Den 
revolutionären  Konsequenzen  konnte  man  aber  selbst  durch 

1 Dcf.  pae.  III,  Conc.  80. 

- Laureut  a.  a.  O.  S.  182  ff. 

8 Gierke  a.  a.  O.  S.  76  ff. 
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die  Annahme  einer  unwiderruflichen  Übertragung  nicht 
entgehen,  da  immer  Fülle  ein  treten  konnten,  die  einen 
Rückfall  des  Rechte  an  das  Volk  zur  Folge  haben  konnten. 
Selbst  der  Kunstgriff  Hobbes  im  XVII.  Jahrhundert  war 
nicht  so  durchschlagend,  dafs  er  nicht  von  Rousseau  gerade 
umgedreht  werden  konnte.  Die  gekrönten  Häupter  liebten 
es  deshalb  auch  viel  mehr,  sich  auf  ihr  göttliches  Recht 
zu  berufen,  als  eine,  wenn  auch  unentziehbare  Macht  aus 
der  Hand  des  Volkes  zu  empfangen.  Filmer  stand  bei 
ihnen  deshalb  in  gröfserem  Ansehen  als  Hobbes! 

Wie  die  Theorie  des  Herrschaftsvertrages  unerbittlich 
zur  Volkssouveränetät  führen  mufs,  so  hat  der  Gesellschafts- 
vertrag, durch  den  das  im  Herrschaftsvertrag  als  Vertrags- 
partei auftretende  Volk  erst  geschaffen  wird,  individualisti- 
sche Konsequenzen,  wenigstens  so  lange  man  noch  nicht 
klar  die  Relativität  des  Rechtes  erkannt  hat.  In  der  ab- 
soluten , naturrechtlichen  liegrifFswelt  mufste  als  die  Quelle 
des  Rechtes  das  Individuum  erscheinen.  Diese  Lehre  ist 
bereits  sehr  alt : Die  Sophisten  kannten  sie ; als  ein 

Teil  ihres  auf  atomistischer  Grundlage  aufgebauten 
Systems  ist  sie  bereite  im  Altertum  von  den  Epi- 
kureern gelehrt  worden,  und  sicher  hat  ihre  Lehre 
einen  gewissen  Einflufs  auf  die  Gesellschaftslehre  der  Neu- 
zeit gehabt;  dies  ist  zwar  geleugnet  worden1,  doch  steht 
es  einerseits  fest,  dafs  die  Lehre  im  XVI.  Jahrhundert  be- 
kannt war,  und  andererseits  ist  es  bei  der  ungeheuren  Be- 
deutung, die  Epikurs  Lehre  auf  die  modernen  Wissen- 
schaften hat2,  recht  gut  möglich,  dafs  sich  sein  EinHufs 
auch  auf  diesen  Zweig  der  Wissenschaft  geäufsert  hat.  Ein- 

1 Gierke  a.  a.  O.  S.  96,  Nr.  56. 

* Dafs  die  Lelire  Epikurs  bekannt  war,  geht  aus  der  Polemik  des 
Monarchomaehen  Danae  us  gegen  die  atoinistisclie  Zusammensetzung 
des  Staates  hervor:  a.  a.  O.  S.  29.  Diese  Ansicht  übergeht  er,  „velut 
impiam“.  Est  enim  Epicureorum  hominum,  Atheorutn  — Es  ist  nicht 
wahrscheinlich,  dafs  „Epicareus*  hier  blofses  Schimpfwort  ist.  — Über 
den  Einflufs  Epikurs  auf  die  moderne  Naturwissenschaft  vgl.  Lauge 
a.  a.  O.  S.  184  ff. 
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gehende  Forschung  würde  sicher  zu  einem  positiven  Re- 
sultat kommen. 

Die  Lehre  vom  Gesellschaftsvertrag  hat  zur  Voraus- 
setzung die  Vorstellung  eines  Naturzustandes,  in  dem  das 
Individuum  einsam  umherschweifte:  dieses  Individuum  er- 
scheint dem  Naturrecht  als  der  ursprüngliche  Träger  alles 
Hechtes,  dem  seine  „angeborenen  Menschenrechte“  unver- 
ilufserlich  anhaften.  Indem  auch  hier  der  Satz:  „Verträge 
müssen  gehalten  werden“  zur  Rechtsgrundlage  des  Ver- 
trages gemacht  wurde,  wurde  das  Privatrecht  notwendig 
zur  Mutter  des  öffentlichen  Rechtes:  ein  ioieQOv  jiqiotsqov, 
das  durch  den  Glauben  an  das  Naturrecht  insofern  gerecht- 
fertigt scheint,  als  durch  diesen  zweiten  Fehler  die  Rech- 
nung doch  zu  einem  annehmbaren  Resultat  geführt  wurde. 

Das  Verhältnis  von  Staat  und  Recht  wurde  gerade 
umgekehrt;  die  Urmenschen  wurden  mit  den  raffiniertesten 
römisch-rechtlichen  Begriffen  begabt  — Ausflüsse  desselben 
unhistorischen  Geistes,  der  keinen  Anstofs  daran  nahm,  in 
den  klassischen  Tragödien  Iphigenie  im  Roifrock  und  Orest 
mit  der  Perücke  auftreten  zu  sehen.  Ferner  mufs  man 
nicht  vergessen,  dafs  das  Jahrhundert,  in  dem  die  Vertrags- 
lehre sich  zu  unbestrittener  Geltung  erhob,  die  Zeit  eines 
Descartes  und  Spinoza  ist:  und  wie  es  kein  Zufall  ist,  dafs 
zur  Zeit,  als  die  Scholastik  anfing,  sich  zu  zersetzen,  ein 
Marsilius  von  Padua  möglich  war,  so  gehört  auch  die  Ver- 
tragslehre in  ihrer  Ausbildung  in  ein  Jahrhundert,  das,  be- 
freit von  den  Fesseln  der  Scholastik,  alles  zu  begreifen 
vermeinte.  Und  wie  klar  wurde  der  Staatsbegriff,  wenn 
man  ihn  so  begründet  hatte:  der  Staat  war  denkbar  ge- 
worden. Wenn  man  freilich  unsere  Forschung  mit  dem 
damaligen  Geiste  vergleicht,  so  könnte  man  den  Fortschritt 
dahin  zusammenfassen,  dafs  man  im  Fragen  vorsichtiger 
und  im  Antworten  bescheidener  geworden  ist. 
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§ 2. 

Die  Staatslehren  znr  Zeit  der  Reformation. 

Die  theokratische  Begründung  der  obrigkeitlichen  Ge- 
walt wurde  von  den  Reformatoren  aufs  neue  aufgenommon. 
Da  diese  einen  indirekten  Anstofs  zu  den  späteren  Kämpfen 
und  — theoretisch  — zu  den  Lehren  der  Monarchomachen 
gegeben  haben , so  müssen  wir  ihre  Lehren  ebenfalls  be- 
achten. 

In  der  Grundansicht,  dafs  die  Obrigkeit  einen  gött- 
lichen Grund  habe,  dafs  sie  ein  Zeichen  der  göttlichen 
Gnade  sei,  stimmen  Luther,  Calvin,  Zwingli  und  Melanch- 
thon1  überein.  Freilich  tritt  bei  ihnen  eine  revolutionäre 
Beantwortung  der  Frage,  wie  weit  das  Gewissen  der  Obrig- 
keit unterthan  ist,  in  den  Hintergrund.  Dies  liegt  aber 
nicht  an  dem -antirevolutionären  Charakter  der  neuen  Rich- 
tung, sondern  an  der  Macht  der  Verhältnisse.  Denn  es 
folgt  aus  einem  blofsen  religiösen  Princip  noch  nichts  für 
das  Verhältnis  von  Obrigkeit  und  Unterthan:  erst  die  per- 
sönliche Ansicht,  die  selbsterhaltende  Politik  kann  hierauf 
eine  feste  Antwort  geben.  Allein  betrachtet,  harmoniert 
der  Anarchismus  der  Wiedertäufer  ebenso  gut  damit,  wie 
eine  vollständige  Trennung  von  Staat  und  Kirche.  Denn 
mit  Sätzen  des  Glaubens  und  der  Bibel  läfst  sich,  wie  das 
ganze  Mittelalter  beweist,  alles  rechtfertigen. 

Was  nun  Luthers2  Ansichten  und  Politik  betrifft,  so 
konnten  diese  am  wenigsten  geeignet  sein,  liberale  Folge- 
rungen über  des  Unterthanen  Gewissensfreiheit  zu  ziehen : 
in  seinem  Interesse  mufste  es  liegen,  die  Fürstenmacht  für 
sich  zu  gewinnen,  denn  auf  sie  mufste  er  sich  stützen.  Er 
wies  den  Fürsten  deshalb  nach  oben  wie  nach  unten  hin, 
dem  Kaiser  und  dem  Volke  gegenüber,  einen  weiten  Spiel- 
raum zu.  Während  er  sie  in  gewissen  dringenden  Fällen 
sogar  des  Gehorsams  gegen  den  Kaiser  entband,  gestand 

1 Vgl.  Gierke,  8.  64  ff. 

*-  Baudrillart,  8.  28  ff.;  Janet,  II,  8.  122  flf. 
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er  ihnen  in  ihrem  Lande  eine  bedeutende  Gewalt  zu:  Die 
Obrigkeit  ist  göttlichen  Ursprungs,  und  wer  sich  mit  Ge- 
walt ihr  widersetzt,  ist  im  Unrecht  — mag  seine  Sache 
noch  so  gerecht  sein  — , schon  deshalb,  weil  er  zu  den 
Waffen  gegriffen  hat.  Ja,  sogar  eine  religiöse  Reform  soll 
nur  vom  Fürsten  ausgehen.  So  anerkennt  Luther,  dafs  die 
Forderungen  der  Bauern  nicht  mit  dem  natürlichen  Recht 
oder  der  Billigkeit  in  Widerspruch  stehen,  andererseits  ist 
die  Heftigkeit  seiner  Schrift:  „contra  rusticos“  bekannt. 
In  seinen  Ansichten  hat  eher  das  jus  reformandi , als  die 
Gewissensfreiheit  ihre  Wurzel.  Aufserdem  kommen  in 
seiner  Lehre  die  handgreiflichsten  Widersprüche  vor:  denn 
ein  anderes  Wort  von  ihm  ist,  der  Staat  solle  sich  nicht 
in  geistliche  Dinge  mischen,  sondern  als  zwar  von  Gott 
eingesetzte,  aber  von  den  Menschen  geschaffene  Institution 
nur  das  weltliche  Gebiet  beherrschen  — Widerspräche,  die 
vielleicht  ein  logisches  Zartgefühl  beleidigen,  die  aber  wohl 
bei  jedem  Manne,  der  gewirkt  hat,  aufgedeckt  werden 
könnten.  Das  witre  freilich  eine  unfruchtbare  und  billige 
Arbeit,  denn  an  der  Grenzscheide  neuer  Bahnen  braucht 
kein  glattes  und  ausgemeifseltes  Lehrgebäude  zu  stehen. 

Von  der  gröfsten  Wichtigkeit  sind  für  die  Lehren  der 
Monarchomachen  die  Grundsätze,  die  Calvin  über  den 
Staat  aufgestellt  hat*.  Sein  Staat,  der  nur  eines  der 
äufseren  Mittel  zum  Seelenheil  ist2,  ruht  vollkommen  auf 
theokrati scher  Grundlage.  Der  französische  Reformator 
fragt  nicht  nach  dem  Ursprung  des  Staates,  er  giebt  keine 
Vertragslehre,  sondern  beschränkt  sich  ausdrücklich  nur 
auf  die  notwendigsten  Punkte:  ob  die  Obrigkeit  wirklich 
von  Gott  ist;  welches  ihre  Pflicht  und  Macht  ist;  welche 
Gesetze  den  christlichen  Staat  lenken  sollen;  und  schliels- 
lich,  wie  weit  der  Gehorsam  der  Unterthanen  dem  Ma- 

1 Institutio  Christ,  relig.  Lih.  IV,  cnp.  XX , S.  549  ff.  <le  politica 
administratione. 

-J  Das  vierte  Huch  der  Inst.  Christ,  handelt  nur:  de  extemis  mediis 
ad  salutem. 
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gistrate  gegenüber  gehen  mufs.  Gerade  durch  die  letzte 
Frage  ist  Calvin  für  die  folgende  Zeit  sehr  wichtig1. 

Um  seiner  selbst  willen  ist  der  Staat  also  bei  Calvin 
nicht  da:  dennoch  wendet  er  sich  gegen  diejenigen,  welche 
die  Notwendigkeit  des  Staates  überhaupt  in  Abrede  stellen. 
Denn  jene,  wenn  sie  das  Evangelium  ‘eine  Freiheit  ver- 
sprechen hören,  die  keinen  Unterschied  macht  zwischen 
Unterthun  und  König,  glauben  diese  Freiheit  nicht  geniefsen 
zu  können,  so  lange  sie  über  sich  eine  höhere  Gewalt  er- 
blicken2. Aber  wer  gelernt  hat,  zwischen  Geist  und  Leib, 
zwischen  unserem  zeitlichen  vorübereilenden  Leben  und 
dem  zukünftigen,  ewigen  einen  Unterschied  zu  machen,  der 
wird  niemals  in  diese  verderbliche  Verwechselung  verfallen, 
sondern  immer  zwei  so  heterogene  Dingo  wie  das  „spiri- 
tuale Christi  regnum“  und  die  „civilis  ordinatio“  zu  trennen 
wissen  3. 

Aber  diese  Distinktion  soll  nicht  dazu  führen,  dal's 
man  die  weltlichen,  bürgerlichen  Verhältnisse  als  eines 
echten  Christen  unwürdig  verachtet4 * *,  weil  die  Trennung 
keinen  Kampf  der  beiden  Arten  des  regimen  mit  sich 
bringt1*.  Unser  Leben  auf  Erden  sollen  wir  in  Aussicht 
auf  das  jenseitige  dazu  benutzen,  den  äufseren  Kult  Gottes 
zu  pflegen,  unsere  Sitten  nach  den  Vorschriften  der  bürger- 
lichen Gerechtigkeit  einzurichten,  friedfertig  zu  sein  und 
nach  Kräften  an  der  Erhaltung  des  allgemeinen  Friedens 
mit  zu  arbeiten8:  quae  onmia  supervacua  esse  f&teor,  si 
praesentem  vitam  extinguit  regnum  Dei,  quäle  nunc  intra 
nos  est7.  Auch  nur  daran  zu  denken,  den  Staat  abzu- 

1 a.  a.  O.  § 3:  Videamus  . . . primum  de  ipsa  magistratus  functiouo, 
mun  legitima  sit  ac  Deo  probata  vocatio,  quäle  officium,  quanta  potestas; 
deinde  quihus  instituenda  sit  legibus  Christiana  politia:  tum  postremo, 
quis  legum  usus  ad  populum  redeat,  quae  magistratui  obedientia 
debeatur. 

s a.  a.  O.  § 1. 

7 a.  a.  O.  § 1. 

4 a.  a.  O.  § 2. 

r’  Ebenda. 

4 Ebenda. 

1 Ebeuda. 
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schaffen,  wäre  Wahnsinn  und  Barbarei:  denn  er  ist  nicht 
nur  eine  Existenzbedingung  des  Menschengeschlechts l, 
sondern  er  steht  im  Dienste  der  Religion;  er  hat  zum 
Zweck  die  Abwehr  der  Idolatrie,  die  Verhütung  aller 
»Schmähungen  gegen  Gott  und  gegen  die  Religion : er  mufs 
für  Erhaltung  der  Ruhe,  dafür,  dafs  jedem  das  Seine  werde, 
sorgen:  er  macht  den  Verkehr  der  Menschen  untereinander 
möglich  und  fördert  die  „honestas“  und  „modestia“ s. 

»Soviel  vom  Zweck,  von  der  Berechtigung  des  Staates, 
dessen  einzelne  Teile  Calvin  nach  der  oben  erwähnten 
(S.  31)  Anordnung  behandelt8.  Der  Staat  besteht  aus  drei 
Teilen:  Magistratus,  qui  praeses  est  legum  ac  custos;  Leges, 
seeundum  quas  iinperat;  Populus,  qui  legibus  regitur,  et 
magistratui  paret 4 . 

Der  Magistrat  erscheint,  wie  bereits  erwähnt,  als  eine 
göttliche  Institution,  was  mit  vielen  Bibelstellen  belegt  wird5. 

Dies  gilt  von  allen  Obrigkeiten,  so  verschieden  auch 
die  Formen  sein  können,  unter  denen  sie  auftreten®.  Im 
besonderen  wird  von  der  heiligen  Schrift  zwar  die  Herr- 
schaft eines  Einzelnen,  die  sich  gerade  der  geringsten 
Sympathien  der  Menschen  zu  erfreuen  hat,  anempfohlen7; 
trotzdem  kann  man  nicht  sagen,  diese  Form  sei  die  beste: 
denn  in  dieser  Frage  kann  überhaupt  keine  Entscheidung 
gegeben  werden,  ohne  die  besonderen  Verhältnisse  im 
einzelnen  Staate  zu  beachten8.  Calvin  selbst,  freilich  mit 
allem  Vorbehalt,  spricht  sich  für  eine  Aristokratie  aus: 

1 u.  a.  O.  § 3:  Non  enim  buc  spectat  dumtaxat,  ut  homines 
foveantur  . . . 

a.  a.  Ö.  § 3. 

3 a.  a.  O.  ft  4—32. 

4 a.  a.  O.  § 3. 

5 a.  a.  O.  8 4.  Belegstellen  sind  z.  B.  Psal.  82.  — Rom.  13,  1 u.  a. 
l^uare  nulli  iam  dnbium  esse  deliet,  (]uin  civilis  potestas  vocatio  sit,  non 
modo  coram  Deo  sancta  et  legitima,  sed  saeerrima  ctiam,  ct  in  tota  mor- 
talium  vita  longe  omnium  lionestissima. 

6 a.  a.  O.  § 7. 

1 a.  a.  O.  § 7. 

* a.  a.  O.  § 8. 
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Equidem  . . . minime  negaverim  vel  aristocratiam,  vel  tem- 
peratum  ex  ipsa  et  politia  statum  aliis  omnibus  longe  ex- 
eellere 1. 

Die  Pflichten  der  Magistrate  sind  folgende:  In  erster 
Reihe  mufs  ihre  Sorge  eine  „cura  pietatis“ 2 3 sein,  wie  un- 
zweifelhaft aus  der  Bibel  selbst  zu  entnehmen  ist,  so  dafs 
also  durch  diese  selbst  die  thörichte  Gottvergessenheit  derer 
widerlegt  wird,  die  glauben,  der  Staat  habe  sein  Augen- 
merk nur  auf  die  Rechtsprechung  zu  richten.  Die  Aufgabe 
der  Magistrate  ist  eine  viel  umfassendere8.  Aber  wie  weit 
geht  ihre  Macht,  die  die  Vorbedingung  ihrer  Pflichterfüllung 
ist?  Haben  sie,  die  das  Schwert  der  Gerechtigkeit  führen, 
kommenden  Falls  die  Fähigkeit,  über  das  Leben  eines 
Unterthanen  zu  vertilgen?  Denn  Gott  befiehlt:  „Du  sollst 
nicht  töten!“  Aber  andererseits  giebt  der  Gesetzgeber 
seinen  Dienern  das  Schwert  in  die  Hand,  um  es  gegen  die 
Übelthäter  zu  zücken4.  Calvin  findet  einen  Ausweg,  der 
dem  Magistrat  das  Recht  über  Tod  und  Leben  läfst:  Afifli- 
gere  et  nocere,  piorum  non  est ; atqui  hoc  nocere  non  est, 
nec  affligere,  piorum  afflietiones,  Domini  mandato,  ulcisci5. 

Derselbe  Grund,  der  hier  die  Tötung  eines  Verbrechers 
rechtfertigt,  gestattet  im  grofsen  auch  das  Beginnen  eines 
Krieges:  hierfür  können  ebenfalls  viele  Beispiele  aus  der 
heiligen  Schrift  herbeigezogen  werden6 *. 

Die  Magistrate,  insbesondere  der  Fürst,  haben  ferner 
das  Recht,  aus  dem  Staatseinkommen  nicht  nur  die  öflent- 

1 a.  a.  O.  § 8. 

8 a.  a.  O.  § 9. 

3 a.  a.  O.  § 9:  Videmus  ergo  publicae  iunocentiae,  modestiae,  lio- 
nestatis  et  tranquillitatis  protectores  statui  ac  vindiccs,  quibtis  Studium 
unum  sit  cominuni  oninium  saluti  ac  paci  prospieere. 

4 a.  a.  ö.  § 10. 

T‘  Ebenda. 

6 Zum  ISeweise,  dafs  in  der  Bibel  der  Krieg  gebilligt  wird,  fuhrt 
Calvin  die  Stelle  an,  in  der  den  Soldaten  geboten  wird,  sich  mit  ihrer 
Lflhnung  zufrieden  zu  geben:  militaro  utique  non  prohibuit  (a.  a.  O. 

5 12).  Aus  dem  Rechte  der  Kriegführung  folgert  Calvin  noch  folgende 

Hechte  des  Magistrats:  das  jus  praesidioram , jus  foederum,  und  die  „ci- 

vilium  aiiamm  munitionum  ratio“  (ebenda). 

Staats-  u.  völkerreehtl.  AMiandl.  I.  1.  — Treumann.  3 
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liehen  Aufwendungen,  sondern  auch  ihren  „splendor  do- 
mesticus“  zu  bestreiten,  was  aber  mit  Mafs  geschehen  soll  *. 

W as  die  Lehre  von  den  Gesetzen  angeht,  so  darf  mau 
bei  Calvin  selbstverständlich  nichts  juristisches  suchen : 
die  Gesetze  werden  genannt  die  „nervi  rerum  publicarum“  2, 
die  „animae,  sine  quibus  consistere  nequit  magistratus, 
quemadmodum  nec  ipsae  rursum  sine  magistratu  quiequam 
vigoris  habent“ 8.  Calvin  läfst  sich  auf  die  Besprechung 
dieser  Fragen  nur  ein  — wie  er  hinzufilgt4  — , weil  gerade 
in  diesem  Gebiet  viele  Irrtümer  herrschen,  und  weil  es 
viele  Leute  giebt,  die  die  Möglichkeit  einer  wohlgeordneten 
Staatsverfassung  in  Abrede  stellen,  wenn  sie,  anstatt  auf 
den  politischen,  von  Moses  angegebenen  Grundsätzen, 
auf  den  communibus  gentium  legibus  beruht.  Die  Berech- 
tigung der  letzteren  weist  Calvin  folgendermafsen  nach5: 

Die  „universa  lex  Dei“  zerfällt  in  drei  Teile:  1.  lex 
moralis;  2.  lex  cremonialis,  und  3.  judicia.  Nur  der  erste 
Teil  enthält  eine  „vera  morum  sanctitas  ct  immutabilis 
recte  vivendi  norma“  °,  die  ewige  Geltung  haben  mufs;  die 
beiden  anderen  können  von  den  Völkern  nach  Bedürfnis 
in  den  Schranken  der  lex  moralis  geändert  werden  7. 

Der  dritte  Teil  des  Staats  hat  sich  ganz  passiv  zu 
verhalten:  die  Unterthanen  sind  diejenigen,  quibus  de 
constituenda  re  aliqua  publica  deliberare  non  licet8.  Ihre 
Pflicht  ist  es,  die  Obrigkeit  zu  ehren,  als  eine  göttliche 
Einrichtung;  selbst  wenn  die  Inhaber  derselben  ihre  Macht 

1 a.  a.  O.  § 13 : . . Sic  quidem , ut  vieissim  meminerint  principe* 
ipsi,  ft  »cos  kuos  non  tarn  privatns  esse  arcas  quam  totius  popul  i acraria 
(sic.  enim  Paulus  testatur)  qnae  prodipere  aut  dilapidare  sine  manifest» 
injuria  non  possint.  Vel  potius  ipsnm  pene  esse  popnli  sanguinem , cui 
non  parcere  durissinia  sit  inhumanitas. 

- a.  a.  O.  § 14. 

3 Ebenda. 

4 Ebenda. 

5 a.  a.  O.  8 14  IT. 

« a.  a.  O.  § 15. 

7 a.  a.  O.  § 16. 

8 a.  a.  O.  § 8,  auch  § 28. 
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mißbrauchen , so  sollen  sie,  da  es  so  Gottes  Wille  ist,  ge- 
horchen 1 * 3 *.  Denn  gerade  in  solchen  Fällen  zeigt  sich 
Gottes  Güte,  indem  er  durch  einen  von  seinem  Geiste  er- 
füllten Manne  das  Volk  von  der  Tyrannenherrschaft  be- 
freit8. 

Wenn  diese  der  Bibel  entnommene  Hoffnung  schliefs- 
lich  jede  Revolution  rechtfertigt,  so  entzieht  Calvin  noch 
durch  eine  zweite  Einräumung  seiner  ganzen  Lehre  vom 
passiven  Gehorsam  den  Boden.  Denn  am  Schlul's  der  Ab- 
handlung heifst  es4:  At  vero  in  ea,  quam  praefectorum 
imperiis  deberi  constituimus  obedientia,  id  semper  exci- 
piendura  est,  imo  imprimis  observandum,  ne  ab  eius  obe- 
dientia nos  deducat,  cuius  voluntati  Regum  omnium  vota 
subesse,  cuius  decretis  jussa  cedere,  cuius  majestati  fasces 
submitti  par  est.  Denn  Gott  soll  man  mehr  gehorchen  als 
den  Menschen. 

Solche  Sätze,  ferner  seine  Vorliebe  für  die  Aristokratie 
haben  Calvin  bereits  den  Absolutisten  gefährlich  scheinen 
lassen5 6;  einen  weit  gröfseren  Einflufs  hat  Calvin  aber  auf 
die  Entwicklung  der  Demokratie  auf  indirekte  Weise  ge- 
äufsert0:  seine  demokratische  Kirchenverfassung  verpflanzte 
sich  zunächst  nach  Schottland,  wo  durch  Knox  die  Pres- 
byterialkirche  den  Sieg  davontrug.  Für  den  demokra- 
tischen Charakter  der  Puritaner  werden  wir  unten  in 
Buchanan  ein  Beispiel  kennen  lernen.  Durch  die  Puri- 
taner übertrugen  sich  die  kirchlich-demokratischen  Grund- 
sätze nach  Amerika,  wo  sie  bei  der  Organisierung  der 


1 Nicht  nur  eines  guten  Herrschers  getreue  Unterthauen  sollen 
sie  sein,  sed  omnium,  qui  quoquo  modo  rerum  potiuntur,  etiamsi 
nihil  minus  praestent,  quam  quod  ex  officio  erat  principum  (a.  a.  O.  § 25; 
vgl.  auch  besonders  § 28). 

* Allerdings  können  „populäres  Magistratus  ad  moderandam  Regum 
libidinem“  eingesetzt  werden,  wie  die  Ephoren,  in  Rom  die  Tribunen, 
die  Demarchen  in  Athen  (a.  a.  O.  § 31). 

3 a.  a.  O.  § 30. 

4 a.  a.  O.  § 32. 

r‘  Barclaius  a.  a.  O.  S.  34  greift  ihn  deshalb  bereits  an. 

6 Das  Folgende  sind  Erörterungen  aus  Professor  Jellineks  Seminar. 

3* 
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Kolonien  von  grofser  Bedeutung  wurden,  um  von  liier 
wieder  auf  den  Kontinent  zurückzuwirken , zur  Zeit  der 
französischen  Revolution.  — 

Zum  Schlufs  haben  wir  noch  einige  Worte  über  den 
schottischen  Reformator  zu  sagen,  den  „Calvin  de  l’Ecosse“  *, 
den  wir  als  Verteidiger  des  Tyrannenmordes  bereits  kennen 
gelernt  haben3.  Knox  baute  auf  dem  von  Calvin  gelegten 
Grunde  weiter  und  gestand  dem  Volke  zu,  im  Notfall,  in 
Glaubenssacken , gegen  den  Fürsten  mit  der  Waffe  in  der 
Hand  seine  Rechte  zu  verteidigen.  Der  Satz:  „Man  mufs 
Gott  mehr  gehorchen  als  den  Menschen“  führte  so  not- 
wendig zu  einem  aktiven  Widerstandsrecht. 

§ 3. 

Die  Staatslehren  der  Zeitgenossen  der  Monarchomachen. 

Bevor  wir  an  die  Schilderung  der  Staatslehre  der 
Monarchomachen  gehen,  müssen  wir  ein  kurzes  Bild  der 
zeitgenössischen  Doktrinen  geben,  soweit  sie  durch  ihre 
Übereinstimmung  oder  ihren  Gegensatz  zu  den  Lehren  jener 
für  uns  von  Wichtigkeit  sind.  Die  Lehren  der  Jesuiten, 
Bodins  und  Barclays,  des  speciellen  Gegners  der  Monarcho- 
machen, sind  es  daher,  die  uns  in  folgendem  kurz  be- 
schäftigen werden. 

Zum  Inhalt  der  jesuitischen  Gegenreformation  ge- 
hört zunächst:  Unterordnung  des  Staats  unter  die  Kirche. 
Hierin  schlossen  sie  sich  an  ihren  grofsen  Meister,  an 
Thomas  von  Acjuino  an,  doch  frei  genug,  dafs  auch  Ab- 
weichungen von  dessen  Lehren  gestattet  wurden.  Die  An- 
sprüche der  mittelalterlichen  Kirche  fanden  in  ihnen  wieder 
ihren  Fürsprecher  und  Verteidiger. 

Indem  sie  nun  die  Superiorität  der  Kirche  aus  der 
göttlichen  Herkunft  derselben  ableiteten,  und  den  Staat 

1 Haudrillart  a.  a.  O.  8.  46. 

* Oben  8.  14. 


Digitized  by  Google 


§ 3.  Die  Staatslehren  der  Zeitgenossen  der  Monarchomachen.  37 


auf  einen  menschlichen  Willensakt,  auf  einen  Vertrag 
gründeten,  berührten  sich  in  ihrer  Doktrin  die  mittelalter- 
liche Lehre  und  die  Lehre  von  der  Volkssouveränetät. 
Denn  sie  konnten  dem  Fürsten  kein  unentziehbares  Amt 
einräumen,  sondern  brauchten  dem  ketzerischen  Herrscher 
gegenüber  die  Beihtilfe  des  Volks.  Es  lag  fiir  sie  deshalb 
keine  Veranlassung  vor,  den  revolutionären  Konsequenzen 
der  Vertragslehre  auszuweichen.  Schon  Lainez  hatte  auf 
dem  Konzil  von  Trient  dies  ausgesprochen,  und  durch  die 
ganze  Staatslehre  der  Jesuiten  zieht  sich  der  Gedanke  der 
Volkssouveränetät  mit  allen  seinen  Konsequenzen,  bis  zur 
Lehre  vom  Tyrannenmord  *. 

Das  Volk  stand  also  Uber  dem  Fürsten;  Uber  diesem 
superior  principis  aber  stand  der  Papst,  so  dafs  die  demo- 
kratischen Doktrinen  durch  die  Anerkennung  einer  Gewalt 
über  dem  Volke  sehr  geschwächt  sind:  nur  unter  des 
Papstes  Auspicien  soll  das  Volk  die  Obrigkeit  wählen  oder 
absetzen;  ketzerische  Fürsten  darf  es  gar  nicht  auf  dem 
Throne  lassen. 

Diese  ausgedehnte  Machtfülle  des  Papstes  wurde  — 
allerdings  nur  dem  Namen  nach  — durch  die  Annahme 
einer  nur  „indirekten“  Gewalt  über  die  Fürsten  gemildert: 
Kirchliche  und  weltliche  Gewalt  sollten  sich  verhalten  wie 
Geist  und  Leib.  Der  Geist  mischt  sich  nicht  in  die  Thätig- 
keit  des  Leibes,  aber  bezwingt  ihn  doch,  wenn  es  nötig 
scheint.  Ebenso  kann  der  Papst,  wenn  es  das  Seelenheil 
der  Unterthanen  erfordert,  dem  Volke  eine  andere  Wahl 
empfehlen  *. 


1 Vgl.  hierüber  Huber  a.  a.  O.  8.  265  ff.  Über  die  Stellung  der 
römischen  Kurie  zu  diesen  Lehren  giebt  eine  klare  Vorstellung  ein  Brief 
Sarpis  an  Le  Chasser  (Huber  a.  a.  O.  8.  168):  „Niemals  wird  die  römische 
Kurie  die  Doktrin  der  Jesuiten  verurteilen,  denn  es  ist  eines  der  ober- 
sten und  gröfsten  Geheimnisse  ihrer  Herrschaft,  diejenigen  aus  dem  Wege 
zu  räumen,  die  sich  öffentlich  unterstehen,  sie  nicht  zu  verehren,  und 
diejenigen  in  Furcht  und  Unterwerfung  zu  halten,  welche,  wenn  sie  sich 
nicht  fürchten,  etwas  wagen  würden. 

! Huber  a.  a.  O.;  Janet  a.  a.  O.  II,  Chap.  IV. 
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Diese  Theorie  Bellarmins,  die  vielleicht  dem  Fürsten 
eine  „indirecta  potestas“  weniger  gefährlich  erscheinen 
lassen  sollte,  mifsfiel  in  Rom  sehr;  sein  Buch  wurde  auf 
den  Index  gesetzt. 

Die  Konsequenzen  der  Volkssouveränetät  brachen  selbst 
bei  denjenigen  jesuitischen  Schriftstellern  durch,  welche 
eine  „perfecta  largitio“  derselben  an  den  Fürsten  für  mög- 
lich hielten.  So  gab  Suarez  wenigstens  zu,  dafs  das  Volk, 
nachdem  es  sich  seiner  „ex  vi  rationis  rationalis“  1 ihm  zu- 
stehenden Gewalt  entäufsert  hatte,  doch  bei  Ausartungen 
des  Fürsten  ein  Widerstandsrecht  behielt.  — 

Der  Mann,  in  dem  sich  die  Gegenströmung  gegen  die 
revolutionären  Lehren  der  Monarchomaehen  verkörperte, 
und  der  sich  mit  deutlichem  Bewufstsein  die  Stärkung  der 
Autorität  zum  Ziele  gesetzt  hatte,  ist  Bodin,  dessen  Lehren 
wir,  soweit  unsere  Zwecke  es  verlangen,  zu  betrachten 
haben.  Von  einem  Gesellschaftsvertrage  spricht  Bodin 
nicht,  sondern  liifst  den  Staat  aus  der  Familie  heraus- 
wachsen. Um  so  wichtiger  ist  seine  Stellung  in  der  Ent- 
wicklung des  Herrschafts  Vertrages,  dessen  Inhalt  er  zuerst 
als  ein  notwendig  bedingungsloses  Veräufsern  der  Souve- 
rilnetät  — die  er  zuerst  vom  Gouvernement  unterschied  2 — 
hinzustellen  versuchte3.  Allerdings  ist  die  Macht  des 
Souveräns  nicht  schrankenlos,  sondern  mufs  vor  der  Fa- 
milie und  dem  Privatrecht  Halt  machen.  Auch  die  Ge- 
wissensfreiheit verteidigt  Bodin,  und  steht  hierin  vereinzelt 
in  seiner  Zeit. 

Eine  Mischung  der  Staatsformen  erscheint  ihm  wegen 
der  Unteilbarkeit  der  Souveränetät  unmöglich. 

Im  Erlafs  von  Gesetzen  ist  der  Souverän  — also  in 
der  Monarchie  der  Fürst,  völlig  unbeschränkt,  da  gerade 
die  Befugnis,  Gesetze  zu  geben,  eine  „vraie  marque“  der 
Souveränetät  ist.  Er  giebt  dieselben : sans  le  consenteuient 

1 Vgl.  Gierke  a.  a.  O.  8.  67. 

s Vgl.  Haudrillart  S.  267  ff. 

* Gierke  a.  a.  O.  8.  83. 
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de  plus  grand  ni  de  pareil  ni  de  moindre  que  soi.“  Der 
aus  unabsetzbaren  Mitgliedern  bestehende  conseil  hat  nur 
ein  droit  de  conseil  et  de  remonstrance. 

Die  unteren  Magistrate  schulden  dem  obersten  Gehor- 
sam: Wird  aber  eine  offenbare  Ungerechtigkeit  befohlen, 
so  braucht  der  Beamte  nicht  zu  gehorchen,  mufs  aber  dann 
sein  Amt  niederlegen.  Ein  aktives  Widerstandsrecht  ist 
aber  dem  „mauvais  prince“  gegenüber  vollkommen  aus- 
geschlossen: Eüt-il  commis  toutes  les  injustices,  le  sujet 
n’a  point  de  jurisdiction  sur  son  prince.  Der  „tyrannus 
quoad  exercitium“ ' ist  also  unverletzlich.  Anders  dagegen 
der  Usurpator,  der  kein  vertragsmiifsiges  Recht  auf  sein 
Amt  hat1 2 *:  dieser  darf  getötet  werden. 

Die  Lehre  vom  Tyrannenmord  findet  sich  also  bis  in 
die  Schriften  der  Absolutsten  hinein:  selbst  der  Bckämpfer 
der  Monarchomachen , Barclaius,  gestattet  dem  tyrannus 
absque  titulo  gegenüber  die  Gewalt:  Qui  in  libera  civitate 
liberoque  populo,  summum  in  omnes  Imperium  vi  et  armis 
occupat,  quem  et  Omnibus  universe,  et  singulis  separatiin, 
quo  modo  quaque  arte  possint,  deturbare  et  tollere  de 
medio,  ut  hostem  publicum , semper  sine  ulla  contradictione 
lieuit,  quippe  cui  nullo  foederis  et  fidelitatis 
vinculo  astring uuntur8. 

Barclay  ist  wesentlich  von  Bodin  beeinflufst;  auch  bei 
ihm  gründet  sich  das  Recht  des  Fürsten  auf  einen  Ver- 
trag mit  dem  Volke,  durch  welchen  sich  letzteres  seiner 
Hechte  begiebt:  der  consensus,  der  dem  Herscher  die 
Macht  übertragen  hat,  kann  aber  durch  den  „contrarius 
consensus“  4 nicht  aufgehoben  werden 5 * *. 

1 Vgl.  unten  Kap.  III. 

* Le  tyran  est  cclui  qui  de  na  propre  autorite,  se  fait  prince  sou- 

vt  rain  .«ans  eleetion,  ni  droit  succeasif,  ui  sort,  ni  juste  guerre,  ni  voca- 
tion  srx’ciale  de  Dieu  (cit.  Baudrillart  S.  294). 

* Barclaius,  De  regno  et  rvgali  potestate  adversus  . . Monarcho- 

machos,  S.  433. 

* Barel.  S.  114. 

* Barel.  S.  114:  Quippe  post  acceptum  et  inauguratum  regem,  po- 

pulo quod  ei  amplins  det,  juris  nihil  est  reliqui,  quodvc  adimat  eitra  in- 
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Die  Macht  des  Königs  ist  schrankenlos 1 : der  König 
giebt  die  Gesetze,  ohne  dadurch  sich2  oder  seine  Nach- 
folger8 zu  binden.  So  schlecht  er  auch  sein  mag,  immer 
ist  er  — vorausgesetzt,  dafs  er  legitim  ist  — superior  po- 
pulo,  und  seine  Bestrafung  steht  allein  Gott  zu4. 

Der  Satz,  dafs  man  Gott  mehr  gehorchen  soll  als  den 
Menschen,  wird  von  Barclay  so  interpretiert,  dafs  er  eine 
Hingabe  des  Lebens  zum  Lobe  Gottes  verlangt  5. 


juriam , nihil.  Ein  Vertrag  ist  unbedingt  nötig:  nec  eum,  quem  Deus 
expressim  dcstiuat  imperio,  ante  Regem  esse,  quam  populi  Consensus 
accesserit . . . (8.  111). 

1 über  „äifiäifona“  kann  der  König  unbeschränkt  Gesetze  geben: 
ln  cacteri»  vero,  quae  vol  sui  natura,  vel  sacrarum  legum  praescripto 
acqua  iniquave  censentur,  neque  Reges  (,'hristianos  verisimile  est  putare 
eam  sibi  potestatem  competerc  (a.  a.  O.  8.  325).  Die  utilitas  publica 
kann  sogar  das  Leben  der  Unterthancu  in  des  Herrschers  Hand  geben: 
ne  peccare  quidem,  quos  Princeps  aliquo  justitiae  vel  utilitatis  publicae 
praetextu  cogit  pro  potestate  imperii  aliquem  invadere  et  neci  dedere,  si 
modo  ipsi  non  praetexturn  sed  reram  causam  esse  arbitrentur  (a.  a.  O. 
8.  428). 

- a.  a.  O.  S.  94. 

3 a.  a.  O.  S.  324. 

* Reges  quantuni  vis  mnlos  populo  superiores  et  Dei  judieio  relin- 
quendos  . . . (Kapitelüberschrift  Lib.  111,  cap.  VI,  8.  140). 

3 a.  a.  0.  S.  154  . . . perferre  iujuriam,  et  bonorum  jaeturam,  at- 
que  adeo  omnem  corporis  cruciatum  sine  rebellio  aut  conjuratione  tolerare 
debeo  . . . qua  ratione  Deo,  Regique  satisfacio. 
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Im  sechzehnten  Jahrhundert  war  es  eine  communis 
opinio  doctorum,  dafs  ein  Tyrann  getötet  werden  dürfte: 
bei  Bodin  und  Barclay,  — beides  Verteidiger  des  Absolu- 
tismus, — haben  wir  diese  Lehre  auftauchen  sehen,  und 
wir  können  daraus  schliefsen,  wie  weit  verbreitet  sie  in 
jenen  Tagen  war.  Allerdings  besteht  zwischen  diesen 
Predigern  des  Tyrannenmordes  und  den  Monarchomachen 
ein  wesentlicher  Unterschied:  während  von  den  ersteren 
nur  deijenige,  „qui  in  libera  civitate,  liberoque  populo, 
summum  in  omnes  Imperium  vi  et  armis  occupat“  *,  also 
der  tyraunus  absque  titulo  getroffen  wurde,  galten  die 
Drohungen  der  Monarchenbekämpfer  auch  dem  recht- 
raäfsigen  Fürsten,  der  zum  Tyrannen  ausartete.  Immerhin 
giebt  uns  die  Verbreitung  dieser  Grundsätze  ein  inter- 
essantes Charakterbild  der  Zeit,  wenn  wir  sehen,  wie  in 
dieser  Zeit  der  „Renaissance“  auch  solche  Gedanken  des 
Altertums  „wiedergeboren“  wurden:  Wie  allgemein  in  der 
Antike  die  Lehre  vom  Tyrannenmord  in  das  Volksbewufst- 
sein  eingedrungen  war,  davon  zeugen  die  alten  Tisch- 

1 Barclaius  a.  a.  O.  S.  483. 


Digitized  by  Google 


42 


Drittes  Kapitel. 


gesänge  zum  Lobe  der  Tyrannenmörder  Harmodios  und 
Aristogeiton,  deren  uns  einige  erhalten  sind : 

Ev  fjrgtov  xludi  xd  §i(pog  qioQtjaw 
iifjn iq  ’AQ/jvdiog  y.at  'AgtOToyeixcuv, 
uxe  xov  xvqavvov  xiavtxijV 
iaovofiovg  i Aih^vag  bxoirtodtriv. 

Alti  (!<fi{)v  v.Kiog  tooeiat  xcn  cuav, 

(filtait  l/Q/.iudiog  /.ui  Agioioyelxiov, 
oxi  xov  tiquvvov  xr uvixrjv, 
i<Jov6/.iovg  r’  sid'/jvag  inoi^octxijv. 

(DiXxut?  Aquddi  , ov  xi  rtov  tidvrjxag 
vt'ooig  d'iv  j uaxuqwv  oi  qaaiv  eivai 
iva  neq  nodirxtjg  ’AyiXerg, 

Tvdetdrjv  xi  cpaa  faiEldv  Jtofit^öea. 

'Ev  fiiQXOV  /.Kadi  xd  ^iif'og  (pogrjoo), 
luoneq  Agi-iodiog  xui  .. Aqioxoyeiuov , 
di  d'lihjvaitjg  iv  if-votuig 
itvdqa  xvquvvov  ‘ Innaqyov  exuivixrjv. 

Die  letzten  Spuren  dieser  Lehre  finden  siel»  im  Alter- 
tum bei  Cicero1,  um  dann,  zur  Zeit  der  D6eadence  des 
Altertums,  auf  mehr  als  ein  Jahrtausend  zu  verschwinden. 
Denn  weder  die  Lehren  des  Christentums,  noch  die  asketi- 
schen Anschauungen  der  letzten  heidnischen  Philosophen- 
schulen konnten  eine  Empörungslehre  begünstigen.  Das 
Christentum  war  ja  eine  Religion  des  Leidens,  und  dem 
Weisen  waren  ja  alle  Dinge  ndöidq>oqaa ! Die  Politik 
konnte  ihn  nicht  reizen;  lag  nach  dem  Urteil  des  Tugend- 
haften ein  Konflikt  zwischen  Gewissen  und  Fürstenbefehl 
vor,  so  konnte  er  die  „$j;aya)yt}u  wühlen : nicht  gegen  den 
Fürsten,  sondern  auf  seine  Brust  zückte  er  den  Dolch. 

Nur  in  einzelnen  Fällen  war  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten des  Christentums  der  Fanatismus  stark  genug, 
die  Bedenken  zu  überwinden  und  den  Tyrannenmord  gut 

1 Cie.  de  off.  L.  HI,  4. 
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zu  heifsen.  So  rechtfertigt  der  Kirchengeschichtschreiber 
Sozomenos  den  Mord  des  Kaisers  Julian,  und  indem  er 
den  christlichen  Soldaten,  der  diese  That  vollbracht  hatte, 
den  Tyrannenmördern  des  alten  Griechenlandes  zur  Seite 
stellt,  fügt  er  hinzu:  Noch  weniger  verdient  derjenige 
einen  Tadel,  der  um  Gottes  und  der  Religion  willen  eine 
so  kühne  That  vollbrachte1.  Sogar  hei  Augustin  findet 
sich  ein  Satz,  der  solche  Auslegung  zuläfst2. 

Der  erste  Philosoph  des  Mittelalters,  der  die  Doktrin 
wieder  aufweckt,  ist  Johannes  von  Salisbury3,  und  zwar 
sicherlich  im  Anschlufs  an  den  kirchenpolitischen  Streit, 
der  im  XII.  Jahrhundert  in  England  mit  Erbitterung  ge- 
führt wurde,  ein  Streit,  während  dessen  bekanntlich  Thomas 
Hecket,  ein  Freund  Johanns  von  Salisbury,  auf  Befehl 
Heinrichs  II.  ermordet  wurde  (1170).  Im  Jahre  1150  voll- 
endete Johannes  den  Policraticus : die  darin  enthaltene 
Lehre  vom  Tyrannenmord  wird  also  wahrscheinlich  gegen 
den  König  Stephan  II.  (1135 — 1154)  gerichtet  sein,  von 
dem  Johannes  überhaupt  nicht  schlecht  genug  berichten 
kann,  und  der  ihm  als  das  Urbild  des  Tyrannen  erscheint. 

Wie  alle  späteren,  unterscheidet  Johannes  zunächst 
genau  zwischen  König  und  Tyrann  und  stellt  die  Merk- 
male auf,  nach  denen  der  Fürst  zu  bestimmen  ist:  „der 
echte  Fürst  streitet  für  Recht  und  Freiheit  seines  Volkes; 
der  Tyrann  hat  sich  nicht  eher  genug  gethan , als  bis  er 
die  Gesetze  mit  Fiifsen  getreten  und  das  Volk  zu  Sklaven 
gemacht  hat.  Ein  Abbild  Gottes  ist  der  wahre  Fürst,  der 
Tyrann  ein  Bild  des  Teufels;  jener  mufs  geliebt,  geachtet, 
geehrt  werden,  dieser  mufs  meist  ermordet  werden“4.  Das 
Recht  hierzu  hat  jeder,  der  sich  an  den  Tyrannen  heran- 
wagt, dem  gegenüber  selbst  Betrug  gestattet  ist:  ohne  Ge- 


1 Eicken  a.  a.  O.  S.  140. 

2 De  civ.  Dei,  I,  17,  21;  V,  19,  21. 

5 Vgl.  Gennrich,  Staats-  und  Kirchenlehre  Johanns  von  Salisbury, 
1894.  — Janet  a.  a.  Ö.  I,  S.  370  ff. 

4 Policrat.  VIII,  c.  17,  citiert  bei  Janet  I,  S.  371. 
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wissensbisse  darf  man  sich  bei  ihm  vorher  einschmeicheln  : 
ei  namque  licet  adulari,  quem  licet  occidere1. 

Und  nicht  nur  erlaubt  ist  der  Mord  eines  Tyrannen, 
sondern:  aequum  et  justum.  Das  gleiche  Urteil,  fast  mit 
den  gleichen  Worten,  kehrt  später  bei  Mariana 2 wieder, 
ebenso  wie  Marianas  eigentümliches  Bedenken,  ob  der 
Tyrann  mit  Gift  oder  Dolch  getötet  werden  solle,  bereits 
sein  Vorspiel  bei  Johannes  von  Salisbury  hat.  Beide  ent- 
scheiden sich,  aus  den  gleichen  Motiven,  für  den  Dolch; 
denn  obgleich  es  zweifellos  feststeht,  dafs  Tyrannen  getötet 
werden  dürfen,  so  soll  dies  doch  geschehen  : „sine  religionis 
honestatisque  dispendio“  8.  Verleitet  man  ihn  aber,  Gift 
zu  nehmen,  so  zwingt  man  ihn  ja  zu  der  Sünde  des  Selbst- 
mordes 4. 

Im  folgenden  Jahrhundert  ist  es  Thomas  von  Aquino, 
der  gröfste  Scholastiker,  bei  dem,  wenn  auch  nicht  in  be- 
stimmter Form,  der  Tyrannenmord  erwähnt  wird*.  Thomas 
behandelt  nur  die  einschlägige  Stelle  aus  Ciceros  „de 
ofticiis“  folgendermafsen 6 : „Niemand  ist  einem  Usurpator 
zu  gehorchen  verbunden,  welchen  er  erlaubterweise,  ja  mit 
Lob  töten  kann,  wie  Tullius  im  Buche  „de  ofticiis“  die- 
jenigen begrlifste,  welche  Julius  Caesar,  der  als  Tyrann  die 
Kechte  des  Imperiums  an  sich  gerissen  hatte,  töteten“ 7. 
Thomas  sagt  also  nur,  dafs  „derjenige,  welcher  zur  Befrei- 
ung des  Vaterlandes  den  Tyrannen  tötet,  gelobt  und  be- 
lohnt“8 wird,  womit  er  allerdings  über  seine  eigene  An- 
sicht nichts  gesagt  hat.  Jedenfalls  erkennt  er  das  Recht 
des  Volkes  an,  den  Herrscher  bei  Usurpation  und  Mifs- 
brauch  abzusetzen : „Wohl  ist  es  denkbar,  dafs  ein  Herrscher, 

1 Citiert  bei  Janet  I,  8.  372. 

- Vgl.  unten  Kap.  IV. 

8 Cit.  bei  Janet  I,  S.  373. 

* Vgl.  unten  Kap.  IV. 

8 Janet  I,  8.  422  f. ; Huber  a.  a.  O.  S.  26  ff. 

6 Huber,  ebenda. 

7 Cit.  bei  11  über  a.  a.  O.  S.  263. 

* Cit.  bei  Huber,  ebnndn. 
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welcher  seine  beschworenen  Pflichten  nicht  erfüllt,  von  der 
Gesamtheit  jener,  vor  welchen  er  sie  beschworen,  zur 
Rechenschaft  gezogen  und  gerichtet  werde.  So  geschah  es 
mit  Tarquinius  und  Domitian.  Besteht  aber  kein  solches 
Verhältnis  zwischen  Regenten  und  Regierten,  und  ist  auch 
kein  Rekurs  an  einen  höheren  menschlichen  Herrn,  der 
über  dem  Tyrannen  steht,  möglich,  so  ist  einzig  bei  Gott 
Hülfe  zu  suchen“  *.  — Was  auch  die  persönliche  Meinung 
Thomas’  gewesen  sein  mag,  seine  auf  den  Tyrannenmord 
bezügliche  Stelle  wurde  in  späterer  Zeit  von  der  gröfsten 
Bedeutung,  indem  sie  von  jedem,  dem  sie  dienlich  schien, 
lierbeigezogen  wurde,  von  Jean  Petit  an  bis  zu  den  Doktoren 
der  Ligue. 

Wegen  der  Verurteilung  Jean  Petits1 2 *  durch  die  Sor- 
bonne erhob  sich  zwischen  dieser  und  dem  Konzil  zu  Kon- 
stanz ein  Streit.  Petit,  ein  Franziskaner  und  Doktor  der 
Theologie,  hatte  nämlich  den  auf  Anstiften  Johanns  von 
Burgund  an  Ludwig  von  Orleans  1407  verübten  Mord  ver- 
teidigt und  zwölf  Gründe  aufgestellt,  die  einen  Tyrannen- 
mord rechtfertigen.  „Licitura  est  unieuique  subdito,  absque 
quocunque  praecepto  vel  mandato  secundum  leges  natura- 
lem, moralem  et  divinalem  occidere  vel  occidi  facere  quem- 
libet  tyrannum“  8.  In  der  Verteidigung  dieses  Satzes  berief 
er  sich  auf  die  Bibel,  auf  Aristoteles,  Cicero,  Haies,  Johann 
von  Salisbury  und  Thomas  von  Aquino.  Das  Konzil  ver- 
dammte zwar  den  Tyrannenmord,  verschleppte  aber  den 
Fall  Parvus  und  liefs  ihn  unentschieden.  Die  Zahl  der 
Gutachten  stand  aber  jedenfalls  auf  seiten  Petits4 *. 

Aufserdem  waren  es  — seit  dem  XIII.  und  XIV.  Jahr- 
hundert — die  Brüder  vom  freien  Geiste,  die  unter  ihren 
anarchistischen  Doktrinen  auch  die  Lehre  vom  Tyrannen- 


1 De  reg.  princ.  cit.  b.  Huber,  ebenda. 

s Janet  I,  8.  506  f. 

* Vgl.  Ziegler,  Geschichte  der  christlichen  Ethik ; auch  Joh.  Gereon 

gab  zu:  Vim  vi  repellere  licet;  vgl.  Boucher  a.  a.  O.  S.  272. 

* Ziegler,  Geschichte  der  Ethik,  S.  319  f. 
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und  Königsmord  predigten  ’.  So  ist  uns  ein  interessantes 
Verhör  vom  30.  Dezember  1367  aufbewahrt,  das  der  In- 
quisitor Kerling  zu  Erfurt  über  Johann  Spinner  abhielt. 
Der  freie  Mensch  schuldet  darnach  niemand  Gehorsam; 
er  ist  Herr  über  alle  Dinge,  von  denen  er  nehmen  darf, 
was  er  braucht.  Jeder,  der  sich  seinen  Pitinen  entgegen- 
setzt, darf  von  ihm  getötet  werden : selbst  über  das  Leben 
des  Imperators  darf  er  mit  Recht  verfügen,  wenn  dieser 
ihm  hinderlich  ist. 

Sogar  vom  Stuhle  Petri  ist  der  Lehre  vom  Tyrannen- 
mord Förderung  zu  teil  geworden,  und  zwar  schon  frühe, 
zur  Zeit  der  Regierung  Heinrichs  IV.  In  einem  Dekret 
Urbans  II.  heifst  es2:  „Es  soll  den  Mördern  von  Ex- 
kommunizierten nur  eine  Bufsc,  entsprechend  der  Absicht, 
die  sie  bei  der  That  hatten,  auferlegt  werden.  Solche  sind 
überhaupt  nicht  als  Menschenmörder  zu  betrachten,  welchen 
es,  entbrannt  vom  heiligen  Eifer  für  die  Kirche,  zustiefs, 
einen  Exkommunizierten  zu  töten.  Es  könnte  sich  aber 
in  die  That  eine  weniger  reine  Intention  eingemischt  haben, 
und  für  diesen  Fall  soll  dem  Thäter  eine  Bufse  auferlegt 
werden.“  — Die  Kirche  exkommunizierte,  das  Ausführen 
überliefs  sie  andern;  denn  es  war,  nach  Bcllarmins  Aus- 
spruch, keine  Sache  für  Mönche  oder  andere  Geistliche, 
zu  morden  oder  Könige  meuchlerisch  zu  töten8. 

Sehr  wichtig  für  die  Weiterentwicklung  dieser  Lehre 
ist  die  Unterscheidung  des  tyrannus  absque  titulo  und  des 
tyrannus  quoad  exercitium,  die,  im  Anschlufs  an  Aristo- 
teles4 und  die  italienischen  Verhältnisse,  von  Bartolus  de 
Sassoferrato  in  seinem  „Tractatus  de  tyrannia“  formuliert 
ward  5. 


1 Vgl.  Kaoul  Allier,  I.pb  Anarehistes  du  moyen  age,  in.  d.  Revue 
de  Paris  v.  15.  VIII.  94,  S.  807  ff. 

2 Huber  a.  a.  O.  S.  264. 

3 Huber  a.  a.  O.  S.  267. 

4 Ariat  Pol.  1.  5,  c.  8. 

r>  Traetat.  de  tyrannia,  Quaestio  V,  § 12:  ...  esse  quem  tyrannum 
manifeste  contiugit,  quandnque  ex  parte  exercitii,  quandoque  ex  de- 
fectu  tituli. 
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Der  Herrscher  mufs,  wenn  er  ein  wirkliches  Recht 
auf  seine  Herrschaft  haben  will,  mit  seinen  Unterthanen  in 
einem  Rechtsverhältnisse  stehen;  derjenige:  . . . qui  in  civi- 
tate  sine  justo  titulo  manifeste  principatur  *,  was  eintritt, 
wenn  die  Wähler  nicht  das  Recht  hatten,  zu  wählen,  oder 
wenn  der  Thron  gewaltsam  erkämpft  worden  ist  — der 
tyrannus  absque  titulo  ist  nach  der  lex  Julia  Majestatis 
verhaftet1 2 3 4,  das  heifst:  capite  punitur8. 

Der  andere  Tyrann,  der  tyrannus  quoad  exercitium, 
von  dem  zehn  Merkmale  angeführt  werden,  deren  ßrund- 
formel  stets  bleibt:  „Quod  subditos  affligat“  *,  kann  mit  der 
lex  Julia  de  vi  publica,  d.  h.  mit  Deportation  und  Infamie, 
und  auch  nach  der  lex  Julia  de  ambitu  bestraft  werden; 
Bartolus  fügt  selbst  noch  sorglich  hinzu:  „Item  forsan  in- 
cidit  in  poenam  capitalem5. 

Mit  dem  deutlicheren  Hervortreten  eines  Herrschafts- 
vertrages ist  dessen  Abschlufs  das  Kriterium  einer  legitimen 
Staatsgewalt,  sei  es  nun,  dafs  der  Vertrag  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  abgeschlossen  war;  fehlte  er  aber,  so  stand 
kein  princeps,  sondern  ein  tyrannus  absque  titulo  an  der 
Spitze  des  Staates.  Der  seine  Befugnisse  mifsbrauchende 
oder  überschreitende  Fürst  dagegen  war  der  tyrannus  quoad 
exercitium.  Die  verschiedene  Rechtsstellung  bedingte  eine 
verschiedene  Behandlung  der  beiden  Arten:  während  der 
erstere  rechtlos  dastand  und  ihm  gegenüber  dem  Volke  als 
solchem  und  dem  Einzelnen  jeder  Widerstand  gerechtfertigt 
war,  hatte  der  letztere  durch  den  Vertrag  ein  Recht,  so 
dafs  ihm  gegenüber  entweder  nur  besonders  hierzu  ernannte 
Personen  zum  Widerstand  berechtigt  waren,  oder  dafs  erst 
ein  förmlicher  Vertragsrücktritt  des  Volkes  statttindvn 


1 Tr.  d.  T.  Q.  VI,  § 13. 

2 Tr.  d.  T.  Q.  IX,  $ 33. 

3 1.  3 D.  ad  leg.  Jul.  Maj.  48,  4:  ...  quive  privatus  pro  potestate 
magistratuve  quid  seien«  dolo  malo  gesserit  . . . capite  punitur. 

4 Tract.  de  Tyrannia,  ebenda. 

r‘  Ebenda. 
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mufste.  Allerdings  erklärte  man  durch  den  Vertragsbruch 
des  Herrschers  den  Pakt  ipso  jure  ftir  aufgehoben1  oder 
gestattete  „premente  negotio“  auch  ein  sofortiges  that- 
kräftiges  Einschreiten2:  im  allgemeinen  machte  sich  aber 
doch  das  Bestreben  geltend,  nur  dem  tyrannus  absque  titulo 
gegenüber  die  Ermordung  ohne  weiteres  zuzulassen.  Dieser 
Satz  galt  dafür  auch  unbestritten:  „sempersine  ulla  contra- 
dictione  licuit“ 8,  doch  so,  dafs  noch  bei  den  verschiedenen 
Parteien  der  „tyrannus  absque  titulo“  eine  Einschränkung 
erlitt:  denn  bei  den  Revolutionären  konnte  auch  der  legi- 
time Fürst  durch  Entziehung  des  Rechts  zum  tyrannus 
absque  titulo  werden:  bei  den  Absolutisten  war  die  über- 
tragene Souveränetät  dem  Volke  immer  entzogen.  Von 
diesem  Standpunkte  aus  erscheint  die  Lehre  vom  Tyrannen- 
mord bei  Bodin  nicht  mehr  so  unglaublich. 

1 liuchaunu,  8.  38. 

2 Boucher,  Lib.  IV. 

s Barel.,  8.  483. 
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Die  Staatslehre  der  Monarchomachen. 

§ 1. 

Die  Lehre  vom  Urzustand  und  Gesellschaftsvertrag. 

Die  Dichter  des  Altertums  hatten  von  einem  goldenen 
Zeitalter  gesprochen;  und  als  noch  gröfsere  Autoritäten 
vereinigten  Aristoteles  und  die  Kirche  ihre  Stimmen,  indem 
beide  erklärten,  dafs  es  einen  Urzustand  gegeben  habe,  in 
dem  die  Menschen  vereinzelt  herumschweiften : aber  wie 
Aristoteles  nicht  nur  gesagt  hatte:  „anoQaöeg  ydg'  %ai  oitoj 
to  (iQxctiov  e/xot'v“  J,  sondern  auch  das  Wort:  „ttvÜQtonog 
(pvoei  7toXiTix.<)v  C(7kjvu  2 sich  in  ihm  fand,  so  stand  anderer- 
seits auch  in  der  Bibel  der  Satz:  non  est  bonum  hominem 
esse  soluin.  Die  Verbindung  dieser  Sätze,  dafs  der  Mensch 
ein  gesellschaftliches  Wesen,  ein  Herdentier  sei,  und  dafs 
es  nicht  gut  ist,  dafs  der  Mensch  allein  sei,  bot  eine  ge- 
nügende Handhabe,  aus  dem  angenommenen  Naturzustand 
heraus  den  Menschen  in  den  gesellschaftlichen  Zustand 
hereinzuflihren 8.  Wir  haben  bereits  in  einem  früheren 
Kapitel1 * 3  4 hiervon  gehandelt  und  haben  jetzt  zu  untersuchen, 

1 Pol.  I,  7. 

Ebenda  I,  9. 

3 Vgl.  besonders  Suarez,  De  legibus  ac  deo  legislatore,  I,  § 3. 

4 Vgl.  oben  Kap.  II. 

Staats-  u.  volkerrechtl.  Abbaadl.  I.  1.  — Treumann.  4 
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welche  Stellung  die  Monarchomachen  zu  diesen  Lehren  ein- 
nehmen. 

Der  Gesellschaftsvertrag  hat  individualistische  Kon- 
sequenzen : doch  lag  es  noch  aufserhalb  der  Absicht  unserer 
Schriftsteller,  jedem  einzelnen  Individuum  „unveräufser- 
liche,  angeborene  Menschenrechte“  zu  vindizieren ; es  war 
ihnen  weniger  darum  zu  thun,  dem  Einzelnen  ein  Recht 
zu  geben,  als  vielmehr  die  Gesamtheit  des  Volkes  als  solche 
über  den  Fürsten  zu  stellen.  Wie  wir  sehen  werden , ver- 
halten sie  sich  sogar  durchweg  ablehnend  gegen  ein  zu 
scharfes  Hervortreten  des  Einzelnen,  des  „Privatus“.  Hierin 
sind  sie  besonders  für  die  englischen  Republikaner  des 
XVII.  Jahrhunderts  vorbildlich  geworden*.  Da  also  die 
Lehre  vom  Gesellschaftsvertrag  bei  konsequenter  Durch- 
führung die  Monarchomachen  in  ihren  praktischen  Zwecken 
eher  gehindert  als  gefördert  hätte,  so  behandeln  sie  diese 
Doktrin  nur  beiläutig,  der  Vollständigkeit  halber,  und  nur 
bei  Salamonius  nimmt  sie  eine  wichtigere  Stellung  ein. 

Der  Urzustand  wird  meistens  mit  nur  wenigen  Worten 
behandelt;  Hotomanus,  Junius  Brutus  und  der  unbekannte 
Verfasser  der  Schrift  „de  jure  Magistratuum“  schweigen 
sogar  ganz  darüber.  Auch  Buclmnan  geht  mit  wenigen 
Worten  darüber  hinweg  und  verweilt  nicht  bei  der  Schil- 
derung der  Zeit,  „cum  homines  in  tuguriis  atque  etiam 
antris  habitarent,  ac  sine  legibus,  sine  certis  sedibus,  pa- 
lantes  vagarentur“  *.  Danaeus,  der  orthodox  alle  Menschen 
von  Adam  abstammen  läfst8,  kennt  den  Menschen  nur  als 
Glied  einer  Gemeinschaft,  von  der  ersten  der  Familie  an 
bis  zur  höchsten  des  Staates. 

Auch  die  katholischen  Monarchomachen  lassen  sich, 
aufser  Mariana,  mit  kurzen  Andeutungen  Uber  den  Ur- 
zustand genügen.  Rossaeus  sagt  nichts  über  irgendwelche 

1 So  ist  z.  B.  auch  Milton  gegen  das  allgemeine  Stimmrecht:  vgl. 
Janet  11,  S.  310. 

3 üuehnnan,  S.  3. 

* Danaeus  I,  c.  III,  bes.  S.  22  f. 
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„Rechte“  im  Urzustand  aus,  sondern  erwähnt  nur  bei  Ge- 
legenheit des  Zustandekommens  der  staatlichen  Gemein- 
schaft, dafs  die  Menschen  vorher  zerstreut  lebten Boucher 
nennt  die  Menschen  von  Natur  „frei“  3,  und  nach  Salamonius 
hat  „Freiheit  und  Gleichheit“  im  Urzustand  geherrscht8. 

Ausführlicher  dagegen  ist  Mariana,  der  ein  ganzes 
Kapitel  der  Schilderung  des  glückseligen  Jugendalters  der 
Menschheit  widmet4 * *.  Als  die  Menschen  noch  einsam,  nach 
Art  der  wilden  Tiere  herumschweiften,  da  war:  „nullus 
locus  fraudi,  nulla  mendacia,  nulli  potentiores“  8.  In  schöner 
und  bilderreicher  Sprache  fUhrt  Mariana  in  der  Darstellung 
dieses  goldenen  Zeitalters  fort,  so  dafs  wir  in  ihm  auch 
einen  Dichter  kennen  lernen. 

Soviel  vom  Naturzustand,  der  durch  den  Übergang  in 
die  Staatsgemeinschaft  beendet  wird.  Über  die  Natur  dieses 
Zusammentretens  herrscht  bei  den  Monarchomachen  keine 
Einhelligkeit,  sondern  sowohl  „Deus“  als  causa  remota,  als 
auch  die  „vis  naturae“,  als  auch  der  freie,  sich  in  Gestalt 
des  Vertrags  offenbarende  Wille  sind  es,  die  die  Menschen 
zur  Vereinigung  treiben. 

Sehr  unklar  ist  zunächst  Danacus:  denn  während  er 
einerseits  den  Staat  stufenweise  entstehen  läfst®,  und  zwar 
unter  der  Mitwirkung  Gottes  als  causa  remota7,  der  als 
„proxima  societatis  humanae  causa“8  den  Menschen  den 
„affectus  naturalis“  9 10 einpflanzte,  und  unter  der  Beeinflussung 
der  Furc 2ht1“,  so  betont  er  andererseits  ausdrücklich  die 


1 Rossaeus,  S.  4:  corporis  atque  animi  necessitates  . . . homines  dis- 
perses et  dissipAtos  in  uiium  locum  contraxerunt. 

2 Boucher,  8.  22:  ...  enm  natura  liberi  omnes  essent. 

* 8aiamonius,  S.  57:  liberos  atque  aeipialcs  nos  Deus  genuit;  vgl. 
auch  S.  15. 

4 Mariana,  Lib.  I,  cap.  I (8.  13  ff.). 

s Mariana,  ebenda. 

8 Danaeus,  8.  14  ff. 

1 Danaeus,  8.  24. 

8 Ebenda. 

M Ebenda. 

10  8.  23:  Postquam  vero  tantus  hominis  ab  homine  metus  fuit  ...  — 
Hinc.  igitnr,  id  est  ex  metu,  prima  condendarum  urbium  origo  fuit, 

4* 
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Notwendigkeit  eines  „consensus“  *,  durch  dessen  bewufste« 
Vorhandensein  sich  die  „civitas“  von  der  „multitudo  ani- 
mantium“  unterscheidet2.  Bei  Rossaeus  ist  der  Staat  ein- 
fach ein  Naturprodukt,  wie  bei  Aristoteles8.  Ebenso  fällt 
noch  bei  Buchanan  jedes  Vertragselement  zurück , da  die 
menschliche  Gesellschaft  durch  eine  „naturae  vis  . . homini- 
bus  indita“4,  und  zwar  „divinitus  infus a“5,  hervor- 
gerufen wird.  Die  utilitas  mag  zwar  bei  der  Staaten bildung 
nicht  ganz  ohne  Eindufs  gewesen  sein,  doch  tritt  sie  so  in 
den  Hintergrund,  dafs  Buchanan  sogar  den  Satz  ausspricht : 
vide  ne  illa  ipsa  utilitas  solveret  potius  quam  conjungeret 
humanam  societatem  *. 

Bei  Mariana  schiebt  sich  bereits  zwischen  den  staaten- 
losen Urzustand  und  die  „societas  civilis“  ein  Vertrag  ein, 
wenn  auch  derselbe  nicht  als  frei  gewollt  erscheint,  sondern 
unter  dem  Drucke  der  „multarum  rerum  indigentia“  und 
der  „imbecillitas  corporis“  7 zu  stände  kommen  mufs8. 

Eingehend  erwähnt  Salamonius  den  Societfttsvertrag. 
Nachdem  er  bereits  früher  ausgesprochen  hat:  coeperunt 
regna  et  Principatus  hominum  conventionibus9,  geht  er 
später,  um  die  Stellung  des  Herrschers  im  Staat  fest- 
zustellen, eingehend  auf  die  Entstehung  der  societas  civilis 
ein:  da  sie  sich  selbst  nicht  obligiert  sein  kann,  so  löst 


qnemadmodum  ex  prima  urbe  a Caino  propter  ipsius  trepi- 
dationem  et  pavorem  extructa  facile  quivis  intelligere 
potest  (Genes.  4,  vers.  17). 

1 S.  19  f. 

3 8.  20. 

* ltossaeus,  8.  6 : Natura  ergo  hominum  eoctus  et  communiones  in- 
dnxit,  natura  civitates  fabricavit,  natura  regpublicas  instituit.  — 
Auch  Ho*«.,  8.  4 läfst  den  Staat  genetisch  entstehen. 

4 Buchanan,  8.  4. 

5 Buchanan,  S.  5. 

* Buchanan,  8.  4. 

7 Mariana,  S.  13. 

* Mariana,  8.  10:  qui  a potentioribus  premebantur,  mutuo  se  cum 
aliis  societatis  foedere  constringere  . . . coeperunt. 

9 Balamou.,  8.  15. 
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sich  da«  Zustandekommen  der  societas  civilis  in  Verträge 
der  socii  untereinander  auf*. 

Boucher,  der  zwar  einen  Naturzustand  erwähnt  hat1 2 3 *, 
läfst  den  Gesellschaftsvertrag  ganz  unerörtert  r die  Menschen 
schliefsen,  da  es  nicht  gut  war,  dafs  jeder  thun  konnte, 
was  ihm  beliebte,  sofort  den  Herrschaftsvertrag  ab,  um  in 
der  Obrigkeit  eine  Garantie  eines  gemeinsamen  Rechtes  zu 
haben8. 

Von  den  Schriftstellern,  die  überhaupt  einen  Vertrag 
erwähnen,  spricht  aber  nur  Salamonius  sich  Uber  ein 
Princip  der  Rechtsbeständigkeit  dieses  Vertrages  aus:  Patet 
itaque,  veluti  novum  non  est,  homines  pactionibus  sese  de- 
vincire  invicem,  aeque  et  populum  *.  Es  ist  also  ein  privat- 
rechdicher,  als  naturrechtlich  aufgefafster  Satz,  auf  dem 
sich  der  Staat  auf  baut5 * *. 


§ 2. 

Die  Lehre  vom  Herrschaftsvertrag  und  die  Versuche,  sie  mit 
der  theokratischeu  Lehre  in  Übereinstimmung  zu  bringen. 

So  weit  die  Monarchomachen  auch  in  ihren  Ansichten 
Uber  den  Ursprung  der  menschlichen,  staatlichen  Gesell- 
schaft auseinandergehen,  so  Übereinstimmend  finden  wir 
sie  in  der  Lehre  vom  Herrschaftsvertrag.  Diese  Form  der 
Vertragstheorie  war  die  Hauptwaffe,  mit  der  sie  das  Recht 


1 Salamon. , S.  38  (das  Buch  ist  in  der  Form  eines  Gespräches 
zwischen  einem  Philosophen,  Juristen,  Theologen  und  Historiker  ab- 
gefafst):  Philos.:  Si  nihil  aliud  est  civitas,  quam  civilis  quacdam  societas. 
contrahiturne  societas  ulla  sine  pactionibus?  — Jur.:  Non  utique  nisi 
tacitis  aut  expressis.  — Phil.:  Pactiones  huius  modi  nonne  rectae  socie- 
tatis  leges  dicuntur?  — Jur.:  Non  duhium;  verum,  quid  ad  populum, 
qui  nequit  sibimet  obligari?  — Phil.:  Neqne  societas  sibimet  obligatur, 
sed  ipsi  inter  se  socii. 

* Vgl.  oben. 

3 Boucher,  S.  23:  Multi  in  id  consenserunt,  ut  quae  penes  eos  im- 

mediate  politica  potestas  erat,  ad  untun  aliquem  publici  com  modi  causa 

transferretur. 

* Baiamon.,  S.  36. 

r’  Über  den  Ursprung  des  Satzes:  „Verträge  müssen  gehalten  werden1, ; 

vgl.  Gierke,  Althusius,  S.  271. 
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der  Fürsten  angriffen.  Während  eine  theokratische  Be- 
gründung dem  Volke  nichts  übrig  liefs,  konnte  aus  einer 
mutua  obligatio  zwischen  Herrscher  und  Volk  eine  beliebig 
ausgedehnte  Verantwortlichkeit  des  Fürsten  abgeleitet 
werden.  In  diesem  Paragraphen  wollen  wir  nur  feststellen, 
dafs  sich,  aufser  bei  dem  vorwiegend  historisch  argumen- 
tierenden Hotomanus,  der  Herrschaftsvertrag  bei  all  unseren 
Publizisten  findet;  die  Konsequenzen,  an  deren  Entwick- 
lung wir  erst  später  gehen,  sollen  hier  deshalb  nur  so  weit 
angedeutet  werden,  als  es  zur  Würdigung  der  Formen  des 
Herrschaftsvertrages  unbedingt  nötig  ist.  Aufserdem  wollen 
wir  auf  die  hochinteressanten  Vereinigungsversuche,  die  von 
den  Monarchomaehen  zwischen  der  Vertragslehre  und  der 
göttlichen  Herleitung  aller  Macht  auf  Erden  gemacht 
wurden,  einen  Blick  werfen. 

Während  Hotomanus  nur  auf  Grund  der  Thatsachen 
das  Hecht  des  Volkes  behauptet,  den  König  zur  Rechen- 
schaft zu  ziehen  *,  kommen  die  übrigen  Monarchomaehen 
zum  gleichen  Resultat  auf  dem  Wege  des  Herrschafts- 
vertrages zwischen  König  und  Volk.  Derselbe  wird  bald 
als  blofser  Consensus,  als  ein  beide  Parteien  verpflichtender 
Vertrag  ohne  weiteres2  bezeichnet,  bald  ist  derselbe  ein 
Mandat3,  ja,  Brutus  läfst  König  und  Volk  einen  regel- 
rechten römisch- rechtlichen  Verbalkontrakt4  absehliefsen. 
Rossaeus  verlangt  zur  Legitimität  des  Herrschers  eine 
„traditio“5  des  Regnum,  und  erst  wenn  der  durch  Erb- 
folge, die  Leistung  des  Eides  oder  andere  Titel  Berechtigte 

1 liotomanus,  8.  54:  Ex  omnibus  nostris  nnnnlibuH  constat,  Iteguin 
abdicandorum  summain  potestatem  penes  popul  um  fuisse:  vgl.  auch  8.  76. 

2 Buchan. , S.  38:  Mutua  igitur  Regi  cum  civibns  est  partim 
Boucher,  8.  37 : Regis  ac  populi  obligatio  mutua.  Mariana,  cap.  VI,  VIII 
pass.  De  Jur.  Mag.  8.  226:  mutuo  consensu  eontracta  obligatio;  vgl. 
auch  S.  230  u.  pass.  Danaeus,  S.  41  f. , 42:  . . . mutuo  consensu  . . . 

3 8alam. , 8.  30 : . . qui  a populo  priucipatum  suseipit  nonne  civi- 
tatis mandato  suscipit?  — Profecto!  — Trotzdem  wird  das  freie  Wider- 
nifsrecht  des  Mandanten  nicht  zu  Konsequenzen  benutzt. 

4 Brutus,  8.  137  u.  pass. 

3 Rossaeus,  S.  67. 


Digitized  by  Google 


§ 2.  Die  Lehre  vom  Herrsehaftavertrag  u.  s.  w.  55 

vom  Volk  ausdrücklich  das  Versprechen  erhalten  hat,  dafs 
es  ihm  gehorchen  wolle,  ist  der  die  „reciproca  obligatio1 * 3* 1 * 
erzeugende  Vertrag  perfekt. 

Dieser  Vertrag  wird  genau  wie  ein  Vertrag  des  Privat- 
rechts behandelt,  so  dafs  vor  allem  die  Grundsätze  über 
vis,  metus,  fraus,  dolus  analoge  Anwendung  finden,  und 
dafs,  wenn  der  eine  Teil  die  Erfüllung  seiner  Obliegenheiten 
verweigert,  auch  der  andere  nicht  mehr  gebunden  ist*. 

Hex  und  populus  sind  die  Parteien  des  Vertrages, 
von  denen  die  letztere  einer  genauen  Feststellung  bedarf, 
um  das  aus  dem  Vertrag  berechtigte,  dem  König  gegenüber- 
stehende Subjekt  zu  erkennen.  Die  Monarchomaehen  geben 
auch  genau  an,  was  sie  unter  dem  „ Populus“,  dem  sie 
solch  schwerwiegende  Hechte  vindizieren,  verstanden  wissen 
wollen.  Zunächst  nicht  die  vielköpfige  Menge,  diese  „bellua 
multorum  capitum“ 8,  sondern  das  Volk  als  universitas4; 
die  praktische  Konsequenz  dieser  Auffassung  ist  einerseits, 
dafs  die  Glieder  der  universitas  aus  dem  Vertrage  keine 
Rechte  herleiten  können5,  andererseits,  dafs  die  universitas, 
auch  wenn  alle  Glieder  gewechselt  haben,  immer  noch 
obligiert  bleibt*. 

Ferner  müssen  Personen  vorhanden  sein,  die  das  Hecht 
der  universitas  wahren:  dies  sind  die  Magistrate , Senate, 
kurz  alle  Kepräsen  tan  teil 7 des  Volkes,  welche  von  diesem 


1 Rossaeus,  8.  68. 

* z.  B.  Bitt-hanan.  S.  24.  De  Jur.  Mag.,  8.  266. 

3 Ruchanan,  8.  13.  Boucher,  8.  19.  Jim.  Brutus,  S.  26. 

4 z.  B.  Jun.  Brutus,  S.  29. 

3 z.  B.  Jun.  Brutus,  8.  29:  . . quae  stipulatio  a<l  singulos  pertinere 
uon  potest,  sed  ad  imiversos  tantum.  Hiermit  hat  Calvins  Wunsch,  die 
Einzelnen,  die  „privati“  zurückzudrängen,  eine  juristische  Begründung 
erlangt.  Vgl.  oben. 

* Jun.  Brutus,  Q.  III.  Bei  Fortfall  der  einen  Partei,  des  Königs, 
soll  der  Vertrag  erneuert  werden : deshalb  Wa h 1 inona roh ie,  wenigstens 
principiell. 

' Boucher,  8.  19.  Buchanan,  8.  13.  Jun.  Brutus,  S.  40:  Magistratus 
nempe,  rege  inferiores  a populo  delectos,  et  alia  ratione  constitutos,  quaai 
imperii  consortes  et  Kegum  Ephores , qui  Universum  Populi  coetum  re- 
praesentant.  Intellegimus  etiam  comitia,  quae  nihil  aliud  sunt,  quam 

Kegni  cuiusque  Epitome,  ad  quae  publica  omnia  uegotia  referuntur. 


Digitized  by  Google 


56  Viertes  Kapitel.  Die  Staatslehre  der  Monareliomaehen. 

ihre  Macht  erhalten  haben.  Diese  sind  es  auch,  die  für 
das  Volk  den  Vertrag  abschliefsen , und  zwar  nicht  nur  in 
ihrer  Gesamtheit,  sondern  einzeln1:  die  praktische  Kon- 
sequenz ist,  dafs  jeder  einzelne  Magistrat  sein  Recht 
unabhängig  von  den  andern  dem  König  gegenüber  geltend 
machen  darf.  Mehr  als  irgendwo  tritt  hier  der  Mangel 
eines  einheitlichen  Staatsbegriffes  hervor. 

Wenn  nun  derart  alles  Recht  des  Fürsten  auf  einem 
Vertrage  mit  dem  Volke  beruht,  so  mufs  sich  den  Männern 
des  Jahrhunderts  der  Reformation  die  Frage  aufdrängen  : 
Wie  verträgt  sich  dieser  Satz  mit  der  Bibel,  die  deutlich 
und  klar  ausspricht,  dafs  alle  Gewalt  von  Gott  sei?  Es 
ist  sehr  merkwürdig,  zu  verfolgen,  wie  die  Vertragstheorie 
beibehalten  wurde,  ohne  dafs  man  deshalb  an  der  theo- 
kratischen  Begründung  des  Herrscherrechtes  selbst  sich 
vergriff.  An  dem  Satze  des  Paulus:  Potestas  a Deo  est, 
durfte  nicht  gerüttelt  werden,  so  dal's  entweder  eine  ge- 
schickte Interpretation  gefunden  oder  in  der  Bibel  selbst 
eine  Stelle  gefunden  werden  mufste,  die  einen  Vertrag 
rechtfertigte.  Den  ersteren  und  den  letzteren  Weg  hat 
man  eingeschlagen. 

Um  einmal  den  Vertrag  mit  einer  Bibelstelle  zu  be- 
weisen. bot  das  Buch  Samuel  (1.  Sam.,  Kap.  9 — 11)  eine 
Fülle  von  Handhaben:  hier  war  ein  Vertrag  nicht  nur 
nicht  gegen,  sondern  ausdrücklich  mit  dem  Willen  Gottes 
geschlossen  worden.  Im  Anschlufs  hieran  unterschied  man 
zwischen  der  electio  und  constitutio2.  Gott  war  es, 
der  nach  seinem  Willen  den  König  wählte:  um  ihm  aber 
stets  vor  Augen  zu  halten,  dafs  das  Volk  über  ihm  stände, 
ordnete  er  selbst  noch  eine  Einsetzung  durch  das  Volk  an. 
So  war  es  bei  König  Saul,  der  bei  allen  Monarchoinachen 


1 Juu.  Brut.,  8.  48:  nee  Ruguum  modo  Universum,  sed  Kcgni 
partes  . . sigillatim.  So  bis  ins  kleinste  ausgebildet  ist  freilich  nur  die 
Theorie  des  .lunius  Brutus.  Die  auderen  fordern  das  gleiche,  kon- 
struieren es  aber  nicht. 

2 Electio  Deo,  constitutio  populo  tribuitur.  Jim.  Brut.,  S.  67. 
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als  Paradigma  der  Volkssouveränetät  angeführt  wird. 
Diesen  Weg  schlugen  zuerst  die  Protestanten  ein1,  und 
später  fand  er  auch  den  Beifall  der  katholischen  Schrift- 
steller *.  x 

Aber  trotzdem  war  den  Absichten  der  Monarchomachen 
noch  nicht  Genüge  gethan,  denn  die  Konsequenzen  der 
Vertragstheorie,  obgleich  diese  selbst  mit  der  Bibel  be- 
wiesen werden  konnten,  schienen  sich  mit  den  Folgerungen 
aus  der  theokratischen  Lehre  zu  kreuzen.  Letztere  führte 
zur  unbedingten  Gehorsamspflicht,  erstere  zum  Widerstands- 
recht! Aber  auch  hier  wurde  Rat  geschafft,  indem  durch 
Anwendung  lehnsrechtlicher  Rechtssätze  die  scheinbar 
streitenden  Gründe  und  Ergebnisse  in  erfreuliche  Harmonie 
gebracht  wurden.  Folgte  aus  der  Vertrags theorie  ein 
W'iderstandsrecht,  so  war  es  unter  Anwendung  des  Lehns- 
rechtes auch  bei  Anerkennung  des  »Satzes:  „Omnis  potestas 
a Deo“  zum  mindesten  möglich,  ein  Ungehorsamsrecht  zu 
beweisen.  Denn  es  stand  nach  der  Bibel  fest:  Deum  juris- 
dictione  sua  uti,  Reges  delegata  tantuin8.  Gott  war  also 
Lehnsherr  des  Königs,  der  König  war  sein  Vasall4:  mittel- 
bar standen  auch  die  Unterthanen  unter  seiner  Herrschaft: 
Ergo  non  tenemur  Regi  contra  legem  Dei  quid  imperanti 
obedire,  verum  etiam.  si  obediamus,  Rebelles  sumus 5 ß. 

§ 3. 

Die  Konsequenz  (1er  Vertragslehre  für  die  Stellung  des 
Herrschers  im  Staat, 

Jede  Lehre  vom  Herrschaftsvertrag  stellt  zwei  Parteien 
einander  gegenüber,  so  dafs  der  Staat  in  zwei,  nur  durch 

1 Jun.  Brut.,  S.  137  ff.  pass.  l)e  Jur.  Mag.  8.  215  pass. 

a Boucher,  8.  26. 

s Jun.  Brut.,  8.  6. 

4 Jun.  Brut.,  8.  9. 

8 Jun.  Brut.,  S.  21. 

8 Die  Vertragstheorie  wurde  auch  nocli  folgendermafson  bestärkt : 
Gott  war  erster  und  alleiniger  Monarch  der  Juden,  die  er  aber  nicht  in- 
folge seines  supremum  dominium  über  alle  Dinge , sondern  „singulari 
modo“  beherrschte,  indem  ihm  als  Gegenleistung  für  die  Gesetze  Moses 
und  für  das  gelobte  Land  die  Regierung  eingeräumt  worden  war. 


Digitized  by  Google 


58  Viertes  Kapitel.  Die  Staatslehre  der  Monarchomachen. 

das  lockere  Band  des  Vertrages  verknüpfte  Hälften  zerfällt. 
Dieser  Dualismus  läuft  unserm  notwendig  einheitlichen 
Staatsbegriffe  vollkommen  zuwider;  immerhin  mufs  zu- 
gegeben werden,  dafjs  aus  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
des  damaligen  Staatslebens  ein  solch  einheitlicher  Begriff 
induktiv  nicht  gefunden  werden  konnte.  Diesen  Dualismus 
aus  dem  modernen  Staatsbegriff  ausgemerzt  und  über- 
wunden zu  haben,  ist  das  Verdienst  der  organischen  Staats- 
lehre *.  Schon  Plato  hatte  bekanntlich  den  Staat  als  grofsen 
Menschen  aufgefafst,  aber  wenn  man  auch  diesen  Satz 
während  der  Herrschaft  der  Naturrechtslehre  citierte3  und 
ähnliche  aufstellte,  so  drang  man  der  eigentlichen,  tieferen 
Bedeutung  derselben  nicht  auf  den  Grund:  man  kam  nicht 
zum  Bewufstsein  der  Wahrheit  dieses  Satzes.  Auch  Grotius, 
dessen  Vergleich  des  Staatskörpers  und  Herrschers  mit  dem 
menschlichen  Körper  und  dem  Gesichtssinn 8 bekannt  ist, 
mufste  doch  in  den  alten  Dualismus  zurückfallen , der  mit 
jeder,  immer  zwei  Parteien  voraussetzenden  Vertragslehre 
untrennbar  verbunden  ist. 

Auch  unsere  Monarchomachen  machen  mehrmals  einen 
Ansatz  zu  einem  einheitlichen  Stnatsbegriffe  und  bereiten, 
indem  sie  den  Monarchen  als  „pars  civitatis“  auffassen,  die 
Lehre  vor,  die  aus  der  Kontinuität  des  personifizierten 
Staates  die  Kontinuität  der  Herrscherpersönlichkeit  (als 
Organ)  deduzierte.  Und  zwar  ist  es  schon  damals  die  or- 
ganische Staatslehre  gewesen,  die  zum  Ausgangspunkte  des 
einheitlichen  Staatsbegriffes  diente:  Caput  quamvis  omnium 
membrorum  Princeps  sit,  quin  membrutn  ae  pars  corporis 
existat  negari  non  potest . . . aeque  princeps,  quamvis  potior 
in  civitate  sit,  non  propterea  desinit  civis  esse,  atque  civi- 
tatis pars4.  Allerdings  ist  der  Satz,  dafs  der  Herrscher 

1 Jolliuek,  Staatenverbinduugen,  8.  143. 

* z.  15.  Huchanan . 8.  5:  . . velut  in  corporibus  nostris  . . . in- 
testini  . . e.xistunt  tumultus;  similiter  in  bis  majoribus  corporibus,  id 
ost,  civitatibus  . . . 

* Grotius,  De  jure  belli  ac  pacis,  Lib.  I,  Kap.  IJ1,  § 7 (Edit.  1631). 

4 Salamonius , S.  40.  Ähnlich,  aber  ohne  Verweisung  auf  die  or- 
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Organ  des  Staates  sei,  noch  nicht  klar  formuliert  worden, 
weil  man  trotz  der  Auffassung  des  Princeps  als  „pars  civi- 
tatis“ immer  wieder  auf  ein  Mandat1,  also  auf  einen  Ver- 
trag zurückkam,  kraft  dessen  der  Fürst  das  Recht  haben 
sollte,  die  Gesetze  zu  geben : so  dafs  also  immer  die  Kon- 
struktion des  Herrscheramtes  als  Mandat  zerrifs,  was  die 
Auffassung  des  Fürsten  als  „pars  civitatis“  zusammen- 
gefügt hatte. 

Immer  wurde  die  Doppelpersönlichkeit  des  Herrschers, 
der  Princeps  und  Subditus  zugleich  war8,  dazu  benutzt, 
um  seine  Gebundenheit  an  die  Gesetze  des  Staates  zu  de- 
duzieren8 und  um  darzuthun,  dafs  er  an  die  Gesetze  seines 
Vorgängers  gebunden  sein  müsse4.  Mit  diesen  Schlüssen 
bekämpften  die  Monarchomachen  die  absolutistischen  Lehren, 
welche  „Rex“  und  „Regnum“  identifizierten 5 oder  den 
König  als  „proprietarius“  * oder  „usufructuarius“ 7 des 
Landes,  des  Regnum  hinstellten. 

Die  Teilung  der  Persönlichkeit  im  Fürsten  vom  Stand- 
punkt der  Vermögensverwaltung,  welche  die  Parteigänger 
der  absoluten  Fürstengewalt  zu  verwischen  trachteten, 
hielten  im  Gegensatz  hiezu  die  Monarchomachen  alle  auf- 
recht, indem  sie  zwischen  dem  Privatvermögen  des  Fürsten 


ganische  .Staatslehre  erklärt  Mariana,  S.  84:  Oinnino,  qui  caeteris  ex- 
cellentior  est,  debet  nihilominus  se  hominem  aut  reipublicae  partein 
arbitrari. 

1 Die  Gesetze  giebt  der  Princeps  kraft  seines  Imperium : Prin- 
ceps   cum  imperio  est , quoniant  Civitas  hoe  ipsum  niandat 

(Salam.,  S.  110). 

a Salamouiua,  S.  33:  duas  neecsse  est  persona«  sustineat,  uuam 
principis,  altcram  subditi;  vgl.  auch  Buchau.,  S.  36  f.  Schon  Marsilius 
Patavinus  macht  bei  der  Behandlung  der  Strafe  des  Fürsten  die  Be- 
merkung: . . . non  corrigitur  in  quantum  principans.  sed  tanquam  sub- 
ditus, transgressor  legis.  Def.  pac.  I.  C.  XVIII,  S.  71. 

s Salam.,  S.  40.  Mariana,  S.  84. 

4 Salam.,  S.  28 : . . mortuo  principe  leges  non  intereunt,  quin  non 
interit  populus. 

B z.  B.  Hotoman  , S.  128  ff.  Hex  princeps  est  unicus  et  singularis, 
Kegnum  vero  ipsa  civiuni  ac  subjeetorum  Universitas.  Eine  solche  ist 
aber  unsterblich,  der  König  dagegen  sterblich. 

® Jun  Brut.,  S.  117. 

1 Jun.  Brut.,  8.  129. 
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und  dem  öffentlichen  Vermögen  genau  unterschieden  1 : doch 
war  dies  weder  eine  neue  Weisheit , noch  entwickelten  sie 
in  der  Lösung  ihrer  Aufgabe  neue  Gesichtspunkte.  Wir 
können  deshalb,  ohne  uns  hier  langer  aufzuhalten,  zu 
wichtigeren  Lehren  übergehen. 

§ *■ 

Die  Konsequenz  der  Vertragslehre  für  die  Stellung  des 
Herrschers  gegenüber  dem  Volke:  die  Lehre  von  der 
Volkssouveränetät. 

Die  Frage  nach  der  Machtfiille  des  Fürsten  deckt  sich 
in  der  Begriffswelt  der  Monarchomaehen  mit  der  Frage 
nach  dem  Inhalt  des  Vertrages  zwischen  König  und  Volk. 
Der  Zweck  des  Vertrages,  der  von  allen  Monarchomaehen 
zu  Gunsten  des  Volkes  abgeschlossen  erklärt  wurde:  non 
populos  propter  Magistratum,  sed  contra  Magistratus  propter 
populum  fuisse  creatos2,  mufste  von  vornherein  dazu  führen, 
dafs  das  Amt  des  „summus  Magistratus“,  des  Königs, 
weniger  als  „honos“,  denn  als  „onus“8  erschien.  Es  handelte 
sich  nun  vor  allem  darum,  den  Inhalt  des  freien  Vertrages  * 
festzustellen , d.  h.  zu  untersuchen,  ob  und  wie  weit  sich 
das  Volk  seiner  Rechte  entüufsert  hatte.  Die  erste  Frage, 
die  dabei  natürlicherweise  gestellt  werden  mufste,  war  die, 
ob  das  Volk  als  Inhaber  alles  Rechtes  sich  jedes  Rechtes 
seinerseits  entledigen  konnte,  so  dafs  es  bedingungslos  der 
anderen  Partei  unterworfen  war.  Die  Ansichten  der  Mon- 
archomachen  gehen  hier  auseinander.  Junius  Brutus  er- 
klärt das  Recht  des  Volkes  für  unveräufserlich ; ferner  ist 
es  konsequenterweise  unverjährbar,  so  dafs  ein  absoluter 
Fürst  sich  nicht  auf  die  Praxis  seiner  Vorgänger  berufen 
kann.  Principiell  sucht  Junius  Brutus  die  Unmöglichkeit 

1 z.  B.  Jun.  Brut.,  S.  117  ff. 

a z.  B.  De  Jure  Mag.,  S.  215. 

* Jun.  Brut.,  8.  94. 

* Buclian.,  S.  fi:  Populo  eniin  jus  est,  ut  Imperium  cui  veiit  deferat. 
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der  Verjährung  durch  Hinweis  auf  die  Unverjährbarkeit 
der  Ansprüche  des  Fiskus  zu  begründen1.  Anderen2  er- 
scheint ein  Vertrag,  der  eine  unbedingte  und  vollständige 
Hingabe  zum  Inhalt  hat,  „contra  bonos  rnores“  und  deshalb 
nicht  rechtsbeständig.  Buchanan8  und  Mariana4  lassen  die 
Frage  unentschieden , stimmen  aber  beide  darin  überein, 
dafs  ein  Volk  sehr  thöricht  handeln  würde,  wenn  es  solchen 
Pakt  einginge. 

Die  zweite  Frage  ist  die,  wie  weit  der  Wille  des  Volkes 
bestimmend  auf  die  Fonn  des  Vertragsabschlusses  einwirken 
kann.  Hierin  geben  die  Monarehomachen  dem  Volke  den 
weitesten  Spielraum  und  überlassen  ihm  sowohl  die  Wahl 
der  Person®,  als  auch  die  Bestimmung  der  Schranken8, 
welche  das  Recht  des  Gewählten  umgeben.  Nur  so  weit, 
als  der  Volkswille  es  zuläfst,  geht  das  Recht  des  Königs: 
kein  Recht,  das  nicht  im  Volke  seine  Quelle  hat.  Der 
König  soll:  „non  sua  . . licentia,  sed,  quod  populus  in  se 
dedisset,  jure  uti“  7.  Klarer  kann  das  „Princip  der  Volks- 
souveränetät“  nicht  formuliert  werden8. 

Aus  dem  Vertrage  schlossen  die  Monarehomachen  also 


1 Jun.  Brut.,  S.  89  ff. 

5 De  .Iure  Mag.,  8.  248  (Q.  VI  p.). 

8 Buchau..  S.  23:  . . Quod  jus  nullus  unquam  populus  über  tarn  ex- 
eors  fuit,  ut  volens  in  se  permitteret:  aut  si  quis  fuit,  dignus  profecto 
fuit,  qui  perpetuo  serviret  tyrannis  stultitiaeque  suae  poenas  lueret;  vgl. 
auch  Danaeus,  S.  42. 

4 Mariana,  8.  74:  Quod  si  pergas  curiose  rogare,  sitne  in  arbitrio 
reipublieae,  plenam  sine  exccptione  potestatem  ....  sibi  auferrc,  Prin- 
cipi  dare?  Equidem  non  magnopere  contendam,  neque  in  magno  ponam 
discrimine , utrovis  modo  sentiatur:  modo  illud  concedatur,  iinprudenter 
facturum  rempublicam,  si  dedcrit. 

® Vgl.  oben  Cit.  N.  4,  S.  60. 

* Quibus  in  manu  est  eligere  quos  velint  reges,  pcnes  eosdem  cst, 
electos,  quibus  velint,  constringere  legibus  (Buchan.,  8.  23). 

7 Buchanan,  8.  8,  13,  passim. 

8 Salanionius , S.  27:  palam  fit,  jus  principatus  nihil  aliud  esse, 
quam  jus  quoddam  populi.  Jun.  Bnit. , S.  74,  pass.  De  Jure  Mag., 
8.  215,  pass.  Mariana,  I,  cap.  VIII,  pass.  Rossaeus,  8.  104  ff.  Boucher, 
I.  cap.  18  ff.  Danaeus,  S.  36  ff.  Hotomanus  (vgl.  cit.  oben  8.  54)  be- 
hauptet nnr  die  That«ache. 
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auf  die  „Volkssouveränetät“  nach  dem  Satze:  . . . potiores 
semper  sunt  constituentis  quam  constituti  partes  l. 

Trotzdem  ist  das  Volk  nicht  omnipotent,  sondern  es 
findet  an  dem  Rechte  des  Herrschers  seine  Schranke. 
Denn  aus  dem  Vertrage  entspringt  eine  mutua  obligatio®, 
und  wenn  das  Volk  auch  durch  das  Rechtsverhältnis,  in 
dem  es  mit  dem  Fürsten  steht,  auf  die  Erfüllung  der 
Pflichten  einen  Anspruch  hat,  so  hat  es  dafür  doch  den 
Preis  gezahlt,  dafs  der  Fürst  auch  ihm  gegenüber  berechtigt 
ist:  nicht  nur  der  Fürst  kann  Rebell  gegen  das  Volk, 
sondern  das  Volk  kann  auch  Rebell  gegen  den  Fürsten 
sein8.  Es  mufsten  deshalb  Gründe  gefunden  werden,  die 
dem  Volke  dem  Fürsten  gegenüber  ein  Übergewicht  gaben, 
und  die  die  Obligation  des  Fürsten  als  eine  strengere,  die 
des  Volkes  als  eine  losere  hinzustellen  im  stände  waren. 

Die  Gründe,  die  hierfür  angegeben  wurden,  sind 
mannigfach : einen  derselben  haben  wir  bereits  kennen  ge- 
lernt. Da  der  Fürst  des  Volkes  wegen  da  ist,  und  nicht 
das  Volk  um  des  Fürsten  willen,  so  mufs  das  Interesse  des 
Fürsten  vor  dem  des  Volkes  zurücktreten  *.  Aber  noch 
mehr:  es  wurde  auch  ein  juristischer  Verschilrfungsgrund 
gefunden : der  Fürst  verspricht  gut,  und  nach  den  Gesetzen 
zu  regieren,  das  Volk,  ihm  in  diesem  Falle  zu  gehorchen. 
Die  Obligatio  des  Fürsten  ist  also  pura,  die  des  Volkes 
s u b conditione  gegeben h. 

Am  eigentümlichsten  ist  aber  die  juristische  Inter- 
pretation einer  Bibelstelle,  die  unmittelbar  dazu  diente,  dem 
Volke  ein  Zwangsrecht  gegen  den  Fürsten  zu  geben6. 
2.  Chronica,  cap.  23,  v.  16  steht  geschrieben:  „Und  Jojada 
machte  einen  Bund  zwischen  ihm  und  allem  Volk  und  dem 


1 Boucher,  S.  20;  vgl.  auch  vorig«  Note. 

5 Vgl.  die  obeu  8.  54,  N.  2 eitierten  Stellen. 

3 Jim.  Brut.,  S.  164  f. 

4 Vgl.  auch  Salain.,  S.  58  ff. 

6 Jun.  Urut.,  S.  187,  pass.  Kossaeus,  8.  68. 
8 Jun.  Brut.,  Q.  1 — III,  passim. 
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Könige,  rlafs  sie  des  Herren  Volk  sein  sollten“.  Dies  wurde 
einfach  ins  Juristische  übersetzt,  und  als  eine  Solidar- 
obligation  zwischen  Gott  einerseits,  König  und  Volk 
andererseits  aufgefafst.  Der  Vertrag  kommt  zu  stände,  in- 
dem Gott  „tanquam  conceptis  verbis“  1 als  Gläubiger  stipu- 
liert,  wahrend  König  und  Volk  als  „correi  promittendi“ 
spondieren2.  Da  nach  römischem  Recht  die  Solidar- 
schuldner  für  einander  haften,  so  können  sie  sich  gegen- 
seitig zur  Einhaltung  der  Vertragsobligation  zwingen,  und 
zwar  ist  anzunehmen,  dafs  dies  Recht  nur  gegen  den  König 
zur  Ausführung  gelangen  wird. 

Diese  eigenartige  Vereinigung  von  Corpus  juris  und 
Bibel,  zuerst  von  Brutus  ausgedacht,  hat  auch  bei  den 
katholischen  Monarchomaehen  in  Boucher  einen  Nachahmer 
gefunden  (a.  a.  O.  S.  32  f.,  auch  S.  52). 

Die  mutua  obligatio  bildet  das  Band  zwischen  Fürst 
und  Volk:  von  ihrer  Rechtsbestitndigkeit  hängt  also  das 
Recht  des  Fürsten  ab.  Wird  der  Vertrag  von  ihm  ge- 
brochen, so  wird  das  Volk  von  seiner  Obligation  frei,  es 


1 Jnu.  Brut..  8.  10. 

2 Dieser  Verbalkontrakt  zwischen  Gott,  Volk  und  König  geht  neben 
dem  anderen  Vertrag  zwischen  König  und  Volk , — der  gleichfalls  ein 
Verbalkontrakt  ist  (vgl.  oben  8.  54)  — einher  und  wird  uns  folgender- 
mafsen  geschildert:  Gott  stipuliert  von  König  und  Volk:  . an  non  pro- 
mittant,  Populum  fore  Populum  Dei?  — au  non  nperum  se  daturos,  ut 
Deus  tempiuni  suum,  Ecclesiain  suam  in  medio  eorum  perpetuo  habest, 
ubi  rite  colatnr?  — Spundet  Rex,  spondet  Israel:  Rex  per  se,  Israel 
per  se  tenetnr  ...  ne  quid  detrimenti  Ecclesia  capiat.  Uter  vero  negti- 
gat,  Deus  ab  alter  utro  integrum  rem  petere  potest.  Item,  ut  in  duobus 
correis,  praesertim  Kiscalis  tributi,  unus  ita  in  solidum  teuetur,  ut  bene- 
ticio  divisionis  per  novellam  constitutionem  Justiuiaui  concesso  uti  ne- 
queat:  ita  Rege  et  Israele  tributuni  Deo  Regi  Regum  promittentibus, 
uterque  in  solidum  tenetur  (a.  a.  O.  8.  32  ff.). 

Da  nun  das  Volk  als  Universitas  spondiert  hat,  so  haben  die 
Einzelnen  auch  kein  Zwangsrecht:  Ut  enim  quod  universitati  debetur, 
singulis  non  debetur,  ita  nec  quod  debet  Universitas,  singuli  debent 
(8.  5b).  Der  Vertrag,  den  Gott  damals  mit  den  Königen  der  Juden  ab- 
geschlossen hat,  gilt  auch  für  die  christliche  Zeit,  denn:  Evangelium 
successit  legi,  und  die  christlichen  Könige  sind  an  Stelle  der  jüdischen. 
Als  weiterer  Beweis  für  diesen  Vertrag  wird  auch  1.  Sam..  Kap.  12,  V,  25 
angeführt.  Auch  Volkssonveränetät  und  das  Recht  der  Kirche  wird  aus 
dem  Buche  Samuel  bewiesen  (vgl.  unten  § 7). 


Digitized  by  Göögle 


64  Viertes  Kapitel.  Die  Staatslehre  der  Monarch  »machen. 

kann  den  Fürsten  verjagen,  ihn  des  Thrones  und  sogar  des 
Lebens  berauben.  Dies  ist  die  letzte  Konsequenz  der  Mon- 
archomachen  und  das  Ziel,  auf  welches  sie  alle  hinsteuern. 
Bevor  wir  aber  hierauf  näher  eingehen  *,  müssen  wir  sehen, 
womit  die  Monarehenbekämpfer  ihre  Lehre  von  der  Volks- 
souveränetät  zu  beweisen  suchten. 


§ 5. 

Die  Beweise  für  die  Volkssouveränetät. 

Die  juristische  Logik  liefs  die  Monarchomachen  aus 
dem  Herrschaftsvertrage  unmittelbar  die  Volkssouveränetät 
folgern.  Aber  hiermit  durften  sie  sich  nicht  genügen  lassen, 
wenn  ihre  Lehren  in  jenen  Tagen  einen  Anspruch  auf 
Existenzberechtigung  haben  wollten. 

.Sie  mufsten  von  allen  Seiten  Hülfstruppen  herbeiziehen, 
deren  Autorität  anerkannt  war:  vor  allem  also  die  Bibel, 
deren  Anwendung  wir  bereits  bei  der  Lehre  vom  Herr- 
schaftsvertrag kennen  gelernt  haben ; und  zwar  in  erster 
Linie  das  alte  Testament;  ferner  das  Corpus  juris  und  das 
Zeugnis  der  Geschichte. 

ln  folgendem  wird  es  freilich  unmöglich  sein,  die  Un- 
zahl der  herbeigezogenen  Belegstellen  anzuführen,  wir 
müssen  vielmehr  uns  mit  einer  Blütenlese  aus  einigen 
Autoren  begnügen.  Aber  einige  Beispiele  werden  schon 
hinreichen,  um  uns  einen  eigenartigen  „Zeitgeist“  zu  zeigen 
— wenn  man  überhaupt  einen  modernen  Wertmesser  an- 
legen  will ! 

a.  Der  wichtigste  Bundesgenosse  war,  besonders  bei 
den  protestantischen  Monarchomachen,  die  Bibel,  deren 
Funktion  wir  schon  in  der  Anführung  der  Geschichte  des 
Königs  Saul  kennen  gelernt  haben2.  Dabei  wird  immer 


1 Vgl.  unten  § 6. 

* Vgl.  oben  S.  56. 
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wieder  darauf  hingewiesen,  dafs  der  alttestamentliche  Staat 
fhr  alle  Zeiten  als  Musterstaat  zu  gelten  habe1. 

Am  interessantesten  ist  es,  in  dem  Kampfe,  der  mit 
Citaten  aus  der  Bibel  geführt  wurde,  die  verschiedene  Auf- 
fassung einer  und  derselben  Bibelstelle  zu  beobachten:  von 
den  erbittertsten  Gegnern  wurde  dieselbe  Stelle  mit  gleicher 
Sicherheit  angeführt. 

1.  Sam.,  c.  8 wird  dem  Volke  Israel,  das  einen  König 
begehrt,  dessen  Recht  angezeigt: 

„Eure  Söhne  wird  er  nehmen  zu  seinem  Wagen,  und 
Reutern,  die  vor  seinem  Wagen  hertraben; 

Und  zu  Hauptleuten  Uber  tausend  und  über  fünfzig, 
und  zu  Ackerleuten , die  ihm  seinen  Acker  bauen , und  zu 
Schnittern  in  seiner  Ernte,  und  dafs  sie  seinen  Harnisch, 
und  was  zu  seinem  Wagen  gehöret,  machen. 

Eure  Töchter  aber  wird  er  nehmen,  dafs  sie  Apo- 
thekerinnen, Köchinnen  und  Bäckerinnen  seien. 

Eure  besten  Acker  und  Weinberge  und  Olgärten  wird 
er  nehmen  und  seinen  Knechten  geben.“  — * 

Mirum  vero,  quanti  hunc  textum  aulici  nostri  faciant! 
beklagt  sich  hier  Junius  Brutus8.  Gott  wollte  nicht  das 
Recht  des  Königs  anzeigen,  sondern  das  Volk  vor  einem 
Tyrannen  warnen  und  ihm  seine  Unklugheit  verweisen, 
dafs  es  fernerhin  nicht  mehr  unter  seinem  Scepter  stehen 
wollte. 

Aufser  diesem  Beispiel  seien  noch  zwei  andere  aus  der 
Bibel  angeführt,  deren  eines  aus  der  Reihenfolge  der  Opfer 
die  Volkssouveränetät  folgert,  während  das  andere  aus  der 
Stelle:  Si  quis  non  quaesierit  Dominum  Deum  Israel,  mo- 
riatur  a minimo  usque  ad  maximum  (2.  Paral.  15)  die 


1 ...  ad  Israeliticam  7iokut(nv,  omnium  quae  un<|iiam  fuerunt  per- 
fectissimam  . . (De  Jur.  Mag.  S.  24 3.  Jun.  Brut.  8.  78J. 

2 V.  11  — 18. 

s a.  a.  O.  S.  133:  vgl.  auch  Buchan.,  8.  27.  Eine  absolutistische  Aus- 
legung Barclay,  8.  63. 

Staats-  u.  Völkerrecht!.  Abhandl.  I.  1.  — Treumanu.  5 
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„potestas  vitae  ac  necis“  des  Volkes  über  den  König  und 
damit  die  Volkssouveränetät  beweist. 

Die  erste  Stelle  lautet 1 : 

Atque  id  [sc.  quod  Rege  constituto  sunm  Reipublicae 
supra  eum  jus  remaneat]  primum  quidem  docet  sacri- 
ficiorum  ordo,  qui  in  Levitico  deseribitur,  pro  sacerdote, 
pro  populo,  pro  principe,  pro  privato  cive:  addito  etiam 
quod  inaequalitatcm  magis  exprimat  victimarum  diserimino. 
Ita  nt  pro  Sacerdotis  peecato  vitulus  iminaeulatus,  pro  omni 
turba  filiorum  Israel  vitulus,  pro  principe  hircus  immacu- 
latus,  (qui  minor  utique  vitulo  est)  pro  anima  denique,  id 
est  privato  sive  idiota  quovis  capra,  offeratur.  Ex  quo 
constat,  ut  populo  sacerdotcm,  et  privato  principem,  sic 
principe  populum  seu  regnum  priore  loco  esse.  — 

Die  erwähnte  Stelle:  Si  quis  non  quaesierit  Dominum 
Deum  etc.  wird  folgendermafsen  interpretiert 3 : 

Nam  cum  maximus  ille  procul  dubio  sit  Rex,  et  mori 
jubeatur  si  a Dci  cultu  recesserit,  nee  vero  puniri  morte 
nisi  per  populum  et  proeeres  regni  possit,  nec  fas  sit  puniri 
rursum  nisi  per  superiorem  (nulla  enim  maior  authoritas 
esse  potest,  quam  quae  vitae  ac  necis  est)  quid  sequi tur, 
nisi  populum  supra  Regem  vel  ex  eo  constitui , qui  poenas 
surnere  vel  jubente  Deo  de  irnpio  Kege  possit? 

Die  Ribel  wurde  also  noch  genau  so  gelesen,  wie  im 
Mittelalter,  wo  der  sicbenartnige  Leuchter  auf  die  sieben 
Kurfürsten8  und  das  Wort  „es  ist  genug“  auf  die  beiden 
Schwerter  bezogen  wurde. 

b.  Ähnlich  wurden  die  leges  civiles  zur  Stütze  der 
Volkssouveränetät  herbeigezogen.  Der  Satz:  „Tutor  officio 
abutens  removetur“  * wurde  auf  das  öffentliche  Leben  über- 
tragen und  dem  Volke  das  Recht  gegeben,  den  König  als 
„Regni  populique  tutor  publicus“,  wenn  er  seine  Macht  zu 

1 Levit.,  Kap.  4 (bei  Boucher,  8.  31). 

8 Boucher,  8.  33. 

3 Vgl.  Bryce  a.  a.  O.  8.  115. 

4 Boucher,  8.  37. 
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milsbrauchen  begann,  abzusetzen.  Dieser  Konstruktion, 
derentwegen  die  Verteidiger  des  Absolutismus  den  Mon- 
arehomachen  Rechtsunkenntnis  vorwarfen,  stand  eine  andere 
zur  Seite,  die  den  König  als  tutor  gerens,  die  Stände 
als  contutores  auffafste1  und  hieraus  die  juristischen 
Konsequenzen  zog.  Auch  der  Satz  der  XII  Tafeln:  „Pa- 
tronus  praevaricator  sacer“  mufste  zum  Beweise  der  Volks- 
souveränetät  dienen®,  ebenso  wie  die  Sätze  des  Lehns- 
rechtes über  die  amissio  feudi3  dazu  herbeigezogen  wurden. 

c.  Die  historische  Argumentation,  die  seit  Machiavelli 
zu  besonderer  Anerkennung  gelangt  war,  wurde  auch  von 
den  Monarchomachen  angewandt,  die  mit  grofser  Sorgfalt 
alle  Präcedenzfälle  sammelten,  um  aus  den  Thatsachen  die 
Volkssouveränetät  zu  beweisen.  In  allen  Zeiten  und  Ländern 
sahen  sie  sich  darnach  um:  dafs  in  Sparta  die  Könige  oft 
von  den  Ephoren  verurteilt  sind4,  die  Absetzung  des 
fränkischen  Königs  Chilperich  durch  die  Stände5,  dafs 
„Amasis  rex  Juda  publico  consilio  interfeetus“  *,  der  Re- 
gierungsantritt Davids  erst  nach  der  constitutio  populi 7 — 
alles  sollten  Präcedenzfälle  für  die  „Abdicatio  Henrici  tertii“ 
bilden  und  die  Volkssouveränetät  beweisen.  Ferner  kehrt 
bei  fast  allen  Monarchomachen  das  Beispiel  des  „Justitia“ 
Arragoniens  wieder:  bei  der  Königswahl  und  alle  drei 
Jahre  auf  den  grofsen  Versammlungen  wurde  in  Arragonien 
der  König  folgendermafsen  angeredet:  Nos  qui  valemos 
tanto  come  vos,  y podemos  mas  quae  vos,  vos  cligimos 
Rey  con  estas  y estas  conditiones.  Entra  vos  y nos  un 
quemanda  mas  que  vos. 


1 Jun.  Brut.,  S.  168  f.  De  Jur.  Mag.,  S.  270. 

* Boucher,  S.  it7. 

3 Boucher,  S.  37. 

* Boucher,  S.  40. 

5 Boucher,  S.  46. 

6 Boucher,  S.  38  (vgl.  dagegen  Barclay,  S.  255). 

7 Boucher,  8.  26. 
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§ 6. 

Die  Konsequenzen  der  Volkssouveränetät. 

1.  Das  VViderstandsrecht. 

Aus  dem  Satze:  „Man  mufs  Gott  mehr  gehorchen,  als 
den  Menschen“,  dessen  Verteidigung  zum  Ausgangspunkte 
der  ganzen  revolutionären  Litteratur  des  XVI.  Jahrhunderts 
geworden  ist,  konnten  die  Monarchomaehen  zwar  ein 
passives  Widerstandsrecht  ableiten  *,  niemals  aber  ein 
Recht,  thatkrfiftig  Widerstand  zu  leisten,  begründen.  Wrir 
haben  gesehen,  wie  diese  Lücke  durch  die  Lehre  vom 
Herrschaftsvertrag  ausgefüllt  wurde.  Denn  da  alle  Macht 
des  Fürsten  eine  vertragsmäfsig  überlassene  Gabe  des 
Volkes  ist,  so  hat  dieses  das  Recht,  unter  rechtfertigenden 
Umstünden  zurückzufordern,  was  es  übergeben  hat.  Diese 
weiteste  Konsequenz  der  Volkssouveränetät  ist  diejenige, 
welche  stets  zuerst  gezogen  wurde,  um  aus  dem  weit- 
gehendsten Rechte  alle  anderen  herausfliefsen  zu  lassen. 
Omnes  nationes  . . hoc  communiter  sentiunt,  quiequid  juris 
alicui  populus  dederit,  idem  eum  justis  de  causis  posse 
reposcere 2. 

Allerdings  liegt  in  den  Worten  Justis  de  causis“  eine 
bedeutende  Schranke,  die  der  Willkür  des  Volkes  sich  ent- 
gegenstellt; selbst  die  Konstruktion  des  Herrschaftsvertrages 
als  Mandates  des  Volkes,  woraus  eigentlich  das  Recht  der 
freien  Rücknahme  folgen  würde,  wurde,  wie  wir  gesehen 
haben8,  nur  dazu  benutzt,  um  die  Superiorität  des  Man- 
danten über  den  Mandatar  zu  deduzieren. 

Es  mufs  sich  nun  zunächst  darum  handeln,  festzustellen, 
was  unter  diesen  Justis  de  causis“  verstanden  wird;  in 
zweiter  Linie  mufs  untersucht  werden,  wer  das  Recht  des 

1 De  Jur.  Map.,  Quaestio  I.  Jun.  Brut.,  Quaestio  I. 

2 Biiclianau,  S.  32.  Vgl.  auch  .tun.  Brut.,  8.  156  ff.  De  Jur.  Map., 
8.  267.  Kossacus,  Kap.  II,  insbes.  § 7.  Boucher,  lib.  I,  cap.  4,  cap.  9 — 30. 
8alamon.,  S.  30.  Danaeus,  S.  41  f.  Hotm.,  S.  56,  76. 

* Vgl.  oben  Kap.  IV,  § 2. 
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Widerstandes  hat,  und  wie  weit  dieser  Berechtigte  in  der 
Ausübung  seines  Rechtes  gehen  darf. 

Zureichender  Grund  zum  Widerstand  ist  niemals  dem 
König,  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  gegenüber  ge- 
stattet, sondern  allein  dem  Tyrannen.  Die  Monarchomachen 
werden  nicht  müde,  den  „Rex“  und  den  „Tyraunus“  so 
scharf  und  so  schroff  wie  möglich  einander  gegenüber- 
zustellen ; den  König  im  Glanze  der  Milde,  der  Wohlthätig- 
keit,  als  einen  Vater  der  Seinen  erscheinen  zu  lassen,  um 
sodann  in  den  schwärzesten  Farben  der  Hölle  den  Tyrannen 
zu  schildern1. 

Innerhalb  des  Begriffes  „Tyrann“  wird  noch  eine 
weitere  Unterscheidung  gemacht,  welche  wir  bei  Bartolus 
bereits  kennen  gelernt  haben : nämlich  die  Unterscheidung 
des  tyrannus  absque  titulo  vom  tyraunus  quoad  exercitium2. 

Beiden  gegenüber  wird  zwar  Widerstand  gestattet,  doch 
bedingt  die  verschiedene  Rechtsstellung  eines  jeden  eine 
verschiedene  Behandlung.  Der  Tyrannus  absque  titulo, 
dem  selbst  die  Parteigänger  des  Absolutismus  jedes  Recht 
absprachen,  und  den  sie  zu  ermorden  gestatteten8,  — der 
tyrannus  absque  titulo  ist  ein  Räuber,  ein  publicus  hostis4, 
der  gewaltsam  in  den  Staat  eindringt,  und  der  auch  nicht 
einen  Schein  des  Rechtes  hat:  dieser  darf  ohne  weiteres 
von  jedermann  getötet  werden5.  Allerdings  ist  dadurch 


1 Boucher,  Kap.  13  — 19  (lib.  III):  ltex  imago  Dei , tyrannus  Dia- 
boli.  Mariana,  I,  Kap.  V:  Timet  quidem  tyrannus,  timet  rex : sed  Hex 
stibditis,  ille  sibi  subditosque.  Salamonius,  8.  47  tf.  Kossaeus,  Kap.  III. 
Uuehannn,  8.  3 f.,  8.  21  ff.  De  Jur.  Mag.,  8.  216  f.  Jun.  Brut.,  8.  146  f. 
Danaeus  in  einem  besonderen  Anhang,  8.  ,r>69  ff. 

2 Marian.,  I,  Kap.  V.  Salamonius,  8.  50.  Boucher,  8.  266  ff.  De 
Jur.  Mag.,  8.  218  ff  Rossanus,  8.  143  ff.  unterscheidet:  1.  tyrannus  quoad 
bona  (i.  e.  qni  loges  contemueus  rapaciter  subditorum  bona  eripit), 
2.  tyrannus,  qui  contra  leg  ns  reipublicae  dominatur.  3.  Tyrannus,  qui 
fidem  christianam  violat  et  vastat;  daraus  folgt:  rex  hnereticus,  eo 
ipso  tyrannus. 

s Vgl.  oben  Kap.  II,  § 3. 

4 De  Jur.  Mag.,  8.  218  f.  Boucher,  8.  350. 

5 z.  B.  Boucher,  8.  266.  Jun.  Brut.,  8.  156  ff.  De  Jur.  Mag., 
S.  221. 
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nicht  ausgeschlossen,  dafs  er,  falls  er  sich  als  guter  Mon- 
arch erweist,  durch  nachträglichen  Consensus  zum  legitimen 
Herrscher  erhoben  wird1. 

Beim  tyrannus  quoad  exercitium  dagegen  liegen  die 
Verhältnisse  nicht  so  einfach,  denn  diesem  ist  das  Volk 
durch  Vertrag  obligiert:  er  hat  ein  Rechtauf  seine  Stellung. 
Das  Volk  darf  deshalb  nicht  vorschnell  sein;  es  soll  nicht 
gleich  jeden  Fürsten , der  „etwas  ausartet“ 2,  als  straf- 
würdigen Tyrannen  betrachten,  sondern,  so  lange  es  mög- 
lich ist,  seine  Tyrannei  ruhig  ertragen  und  froh  sein,  dafs 
es  nicht  noch  schlimmer  steht8.  Erst  soll  der  Tyrann  auch 
gewarnt  und  ermahnt  werden,  und  nur,  wenn  er  auch  dann 
noch  in  seinen  verworfenen  Bahnen  fortfiihrt,  ist  er  reif 
zur  Bestrafung4. 

Dann  aber  ist  jeder  Widerstand  gegen  ihn  nicht  nur 
erlaubt,  sondern  eine  Pflicht  der  Magistrate,  die  hierzu 
kraft  ihres  Eides  berufen  sind5.  Aber  es  sind  auch  nur 


’ De  Jur.  Mag.  a.  a.  ö. : . . si  videlicet  postea  über  et  legitimus 
accesserit  eorum  Consensus , qui  verum  et  legitimum  Magistratum  creare 
et  constituere  posaunt. 

* De  Jur.  Mag.,  Q.  VIII.  Mariana,  8.  34  rät:  . . dissimulandum 
cenaeo  quatenua  salus  publica  patiatur,  privatimque  corruptis  moribus 
princeps  coutingat. 

8 Jun.  Brut.,  8.  165. 

4 De  Jur.  Mag.,  8.  213.  Selbst  dann  noch  dürfte  der  Tyrann  er- 
mordet werden,  aber  was  von  Rechts  wegen  geschieht,  braucht  noch  nicht 
zur  That  zu  werden : Buchanan,  8.  39 : Praeterea  ego  in  hoc  genere  quid 
tieri  jure  possit  aut  debeat  explico,  non  ad  rem  suscipiendum  exhortor. 

8 De  jure  Mag.,  Q.  VI.  — Dafs  alle  Voraussetzungen,  die  zum 
Widerstand  berechtigen,  bei  Heinrich  III.  eingetroffen  sind,  beweist. 
Boucher  in  zwei  Büchern  auf  280  Seiten.  Um  eine  Vorstellung  der  Art 
mancher  Streitschriften  jener  Tage  zu  geben,  lassen  wir  hier  einen  Teil 
des  Sündenregisters  folgen,  das  Boucher  Heinrich  III.  vorhält:  Henricus 
periurus,  assassinus,  parricida,  homicida,  liaereticorum  fautor,  schismaticus, 
simoniacus,  sacrilegus,  magicae  iinpietati  ac  superstitioni  deditus,  plane 
impius , multis  nominibus  anathema  u.  s.  w.  Ferner  wird  ihm  vor- 
geworfen und  ausführlich  nachgewiesen  u.  a. : infamia.  superlüa,  invidia, 
ingratitudo,  inhumanitas,  libido,  ignavia,  vanitas,  stupor  multiplex,  in- 
justitia  u.  s.  w.  Schon  vorher  hatte  Boucher  eine  Schmähschrift  gegen 
Heinrich  herausgegeben,  die  den  Titel  hatte:  Vic  de  I'hypocrite  Henri 
de  Valois , und  mit  grotesken  Bildern  illustriert  war  (vgl.  Baudrillart 
a.  a.  O.  S.  99).  Etwas  milder  gehalten  ist  das  Buch  des  Kossaeus  gegen 
Heinrich  IV. 
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die  Magistrate,  d.  h.  alle,  die  ein  öffentliches  Amt  bekleiden, 
zum  Widerstand  berechtigt.  Ihnen  allein  steht  die  Ent- 
scheidung Uber  die  Notwendigkeit  des  Widerstandsrechtes 
zu : der  „beschränkte  Unterthanenverstand“  1 ist  nicht  be- 
rufen, sich  hier  herein  zu  mischen.  Die  „Privati“  haben 
entweder  zu  warten , bis  ein  Magistrat  sie  ausdrücklich 
zum  Kampfe  gegen  den  Tyrannen  beruft,  oder  — und  dies 
ist  der  einzige  Fall  für  ein  selbständiges  Vorgehen  — sie 
dürfen  auf  offenbare  göttliche  Inspiration  hin  aus  eigenem 
Hecht  zu  den  Waffen  greifen 2. 

Der  Mangel  einer  theoretischen  und  praktischen  Ein- 
heit des  Staates  zeigt  sich  nun  besonders  an  dieser  Stelle: 
denn  es  heifst  nicht  nur  von  der  Gesamtheit  der  Magistrate : 
Tum  sane  licebit  illis,  populum  ad  arma  vocare,  excrcitum 
conscribere,  et  tanquam  ad  versus  liostem  patriae  reique- 
publicae  indicatam  vim , dolum,  omnemque  machinam  ex- 
periri8,  sondern  jeder  einzelne  Magistratus  hat  auf  eigene 
Faust  ein  Widerstandsrecht4. 

Und  hat  der  Kampf  mit  dem  Tyrannen  erst  begonnen, 
so  ist  er  der  Feind,  dem  gegenüber  alles  gestattet  ist.  Mit 
begeisterten  Worten  preist  Mariana  das  „memorabile  faci- 
nus“  Clements8,  des  Mörders  Heinrichs  III.;  Boucher  uuter- 


1 De  Jur.  Map.,  S.  210:  die  Privaten  sollen  nicht  „nimis  curiose  . . 
praeter  suum  vel  oaptum  vel  conditionem“  sich  um  die  Staatsangelegen- 
heiten kümmern.  Diese  Einschränkung  ist  nach  dem  Vorhilde  Calvins 
vorgenommen;  vgl.  oben  Kap.  II. 

2 Auch  hierin  ist  Calvin  vorbildlich  geworden,  der  gerade  darin  die 
Güte  Gottes  erkennt:  „nam  . . ex  servis  suis  manifestes  vindices  excitat, 
ac  mandato  suo  instruit,  qui  de  scelerata  domiuatione  poenas  sumant  . . 
linst  christ,  S.  561).  Jun.  Brutus  ist  der  gleichen  Ansicht,  wenn  die 
Magistrate  konnivent  sind:  der  Unterthan  soll  dann  die  Tyrannis  als 
göttliche  Strafe  für  begangene  Sünden  ansehen  und  seinen  Trost  in  der 
„resipiscentia  cum  precibus  conjuncta“  finden  (S.  179  a.  a.  O.).  Wenn 
er  und  auch  die  Schrift  De  Jur.  Mag.  eine  göttliche  Inspiration  an- 
erkennen, so  warnen  beide  das  Volk  doch  vor  falschen  Propheten,  wie 
vor  Thomas  Münzer  (Jim.  Brut,  8.  66.  De  Jur.  Mag.,  S.  214). 

3 Jun.  Brut.,  S.  166. 

3 De  Jur.  Mag.,  Q.  VII:  Potior  saniorque  pars  alteruni  ad  officium 
compellere  in  negotio  aperto  potest.  Jun.  Brut.,  8.  137  f.  Danaeus, 
S.  147. 

r“  Marian.,  S.  53. 
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bricht  seine  Streitschrift  gegen  diesen  König,  um  die  „mors 
Henriei  inopina,  ac  caedes  mirabilis“  zu  preisen  *,  und  alle 
Monarchomachen  (aufser  Hotomanus)  sind  sich  darüber 
einig,  dafs  der  Tyrannenmord  erlaubt  sei®. 


2.  Die  Staatsform. 

Sobald  die  Macht  der  Obrigkeit  nicht  mehr  nur  von 
Gott  abgeleitet  wurde,  so  verschwand  das  Vorrecht  einer 
Staatsform,  sich  mit  Berufung  auf  göttliche  Einsetzung  für 
die  einzige  zu  Recht  bestehende  zu  erklären8. 

Da  das  Volk  das  Recht  hatte,  wem  und  wie  es  wollte, 
die  obrigkeitlichen  Befugnisse  zu  übertragen,  so  mul'ste  es 
auch  in  seiner  Hand  liegen,  ob  ein  König,  ein  Diktator 
oder  Konsuln  an  der  Spitze  des  Staates  stehen  sollten. 
Das  bestätigte  obendrein  auch  die  Bibel,  welche  Monarchie, 
Aristokratie  und  Demokratie  billigt:  in  Israelitico  populo 
trium  liarum  gubernationum  exempla  ipso  Dei  verbo  prae- 
scripta  apparent4. 

1 Boucher,  S.  449  ff. 

- Marians,  8.  61,  auch  S.  34:  Quasi  fera  irritata  omaium  teils  peti 
(lebet,  cum  humnnitate  ahdicata  tvrannum  induat,  ferner  Kap.  VI,  passim: 
Kap.  VII  trägt  die  Überschrift : An  liceat  tvrannum  veueno  occidere.  Es 
wird  entschieden , dafs  der  Dolch  zwar  vorzuzieheu  sei , dafs  aber  auch 
Gift,  etwa  auf  seinen  Sessel  gestrichen , dem  Tyrannen  gegenüber  an- 
gewandt werden  darf:  in  die  Speisen  oder  Getränke  soll  es  nicht  ge- 
mischt werden,  und  zwar  aus  folgendem  Grunde  |K.  68):  in  ejus  vitam 
grassari  (|uacunque  arte  conecssum,  ne  eogatur  tarnen  seien»  aut  im- 
prudens  sibi  conscire  mortem : quod  esse  nefas  iudicamus  veneno  in  potu 
aut  cibo,  quod  hauriat  qui  periinendus  est  . . Jun.  Brut.,  8.  165:  Quod 
si  eensentur  illi  (sc.  latrones  etc.)  omnes  infames,  si  eapite  plectuntur,  si 
morte  poeuas  lunnt,  quis  poenaa  tarn  atroci  eriminc  dignas  comminisci 
qneat?  De  .lur.  Mag.,  8.  282  tf.  Muelianan,  8.  88.  Kossaeus,  eap.  II,  III, 
pass.  Boncher,  lib.  111,  cap.  15 — 18.  8alam„  S.  82:  Grande  . . in  prin- 
cipibus  crimen,  . . . usque  adeo  grande,  quod  expetibilius  sibi  sit.  cru- 
deliter  caedi,  Christo  Jesu  nostro  aeclamante:  8i  quis  scandalizarerit 
nimm  ex  pusillis  istis,  expedit  ei  ut  in  colln  eius  suspendatur  mola  asi- 
naria,  et  mergatur  in  profundum  maris.  — Danaeus.  8.  42.  Hotomanus 
schweigt  darüber. 

3 Vgl.  Gierke  a.  a O.  S.  68  f.  Der  Schlufs,  dafs  das  Volk  die 
Staatsform  wählen  könne,  ist  schon  im  Mittelalter  gezogen.  Vgl.  die  bei 
Gierke,  S.  64,  Note  21  und  8.  84,  Note  28  citierten  Autoren. 

4 Danaeus,  8.  48. 
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Da  auch  die  Monarehomachen  diese  Konsequenz  zogen  ', 
so  lag  es  für  sie  nahe,  eine  „beste  Staatsforra“  zu  kon- 
struieren. 

Diese  finden  sie  nun,  — indem  sie  sich  der  Einteilung 
der  Staatsformen  des  Aristoteles  vollständig  ansehliefsen,  — 
in  einer  „Mischung“  dieser  Staatsformen  *,  derart , dafs  die 
monarchische  Form  das  vorwiegende  Element  dieser  Mischung 
ist.  Im  allgemeinen  könnte  man  die  ständisch  beschränkte 
Monarchie  als  ihr  Ideal  bezeichnen,  denn  die  Monarchie 
als  solche  zu  bekämpfen,  lag  ihnen  ferne.  Dabei  behandeln 
sie  aber  die  anderen  Staatsformen  mit  so  viel  Neigung8 
und  so  unparteiisch,  dafs  man  nicht  weifs,  ob  es  ihnen  mit 
der  Vorliebe  zur  Monarchie  ernst  ist.  Die  Gründe,  welche 
sie  hierzu  bestimmen,  sind  teils  die  gröfsere  Aktivität* 
eines  einzelnen  Herrschers,  teils  kehrt  bei  ihnen  das  mittel- 
alterliche Argument  wieder,  dafs  die  Herrschaften  auf  Erden 
von  einem  Einzelnen  gelenkt  werden  sollen,  gleichwie  das 
Universum  in  Gott  einen  Herrscher  hat*.  Es  ist  hierbei 


1 lioesaeus,  8.  9.  Danaeus  gellt  so  weit,  dafs  hei  einem  Magistratus 
electivus  der  hlofse  Wunsch  einer  Verfassungsänderung  zur  Umänderung 
der  Staatsform  führen  mufs  (a.  a.  O.  III,  8.  213  ff.);  bei  einem  Magistratus 
haereditarius  kann  das  Volk  aber  nur  hei  Verletzung  der  leges  funda- 
mentales einschreiten,  sonst  nicht;  contractus  enim  iste  populi  cum  illo 
principe  et  ejus  familia  ah  initio  quidem  fuit  volnntatis : pnstea  autnm 
factus  cst  necessitatis  (8.  216). 

s Hotoin.,  Kap.  12:  Na  in  cum  regius  et  popularis  dominatus  natura 
inter  se  dissideat,  adhibere  tertium  aliquem  intermedium , et  utriusque 
communem , qni  est  Priucipum  sive  optimatum : qui  propter  spleudorem 
generis  et  autoritatem  ad  regiain  dignitatem  accedit,  propter  clientelam 
et  — ut  vulgo  loquuntur  — subjectionem  a plebeio  genere  minus  ab- 
horret.  Danaeus,  8.  49  ff.  erklärt,  dafs  jede,  vom  Volke  zu  bestimmende 
und  nach  Sitte.  Volksgeist  und  anderen  individuellen  Momenten  einzu- 
richtende Staatsform  eine  gemischte  sein  soll:  eam  demum  Rempubl.  ad- 
ministrandi  rationem  . . . probari  debere,  quac  vel  ex  Omnibus  illis  tribus 
formis  sit  composita  et  mixta.  vel  saltem  ex  duabus  (S.  49).  Weniger 
klar  sprechen  sich  die  anderen  Monarehomachen  aus,  wenn  sie  auch  alle 
darin  übereinstimmeu,  dafs  sie  den  König  beschränken  und  dadurch 
bereits  eine  „Mischung'1 * * 4 5  wünschen. 

* z.  U.  Marian«.  I,  Kap.  II. 

* . . unus  commodior  quam  plures,  qui  saepe  sententiis  discrcpant. 
Mariana,  8.  21. 

5 Boucher,  S.  23  a.  a.  O.:  . . ex  multis  gubemationis  formis  eam 
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interessant,  zu  sehen,  wie  dies  für  das  Universalreich  be- 
stimmte Argument  auf  die  einzelnen  Staaten  angewandt  wird. 

Dazu  fügt  Mariana  noch  den  Grund,  dafs  der  Mon- 
archie die  Tyrannis  als  ihre  Ausartung  entspreche:  optimo 
enim  pessimum  opponatur  necesse  est,  maxime  pestilentem 
saluberrimo  principatui  *. 

Dieser  Monarch  ist  aber  nichts  weiter  als  ein  Volks- 
beamter®, den  von  einem  republikanischen  Magistrat  zu 
unterscheiden  sehr  schwierig  ist;  ja,  bei  Salamonius  wird 
ausführlich  nachgewiesen,  dafs  zwischen  „principatus“  und 
„magistratus“  kein  Unterschied  bestehe8:  Principatus  non 
est  aliud  ista  ratione,  quam  magistratus  quidam  perpetuus: 
et  propterca  non  plus  quam  populi  magistratus.  Dieses 
Verwischen  der  Grenzen  zwischen  Republik  und  Monarchie 
wird  noch  erhöht,  da  die  Mouarchomachen  principiell  für 
die  Wahlmonarchie  eintreten4,  so  dafs  der  Monarch  sich 
nur  durch  den  Titel  von  einem  Präsidenten  auf  Lebenszeit 
unterscheidet.  Es  bestimmen  aber  Ntitzlichkeitsbedenken 
die  Mouarchomachen  zu  einer  Erbwahlmonarchie  oder  Erb- 
monarchieB. 

Dem  Volke  bleibt  aber  auch  hier  noch  durch  seinen 
Einflufs  auf  die  Erbfolgegesetze  eine  bedeutende  Macht, 


natura  ipsa  praestare  edoceret,  quae  ad  unum  relata  mundi  sul>  uno 
rectore  Deo  positi  est  imitatrix.  Auch  Mariana,  8.  20. 

' Mariana,  S.  27.  Diu»  Argument  hatte  schon  Thomas  Aquinas,  an 
den  sich  Mariana  üherhaupt  eng  anschlicfst. 

8 Er  hängt,  wie  die  anderen  Magistrate,  vom  Volke  ab:  ofticiarii 
pendent  a supremo  dominio  populi,  a quo  ipse  rex,  non  secus  ac  illi, 
pendere  debet  (Jun.  Brut,  8.  77).  Es  steht  ihm  der  supremus  dumtaxat 
gradus  zu  (De  Jur.  Mag.,  S.  230).  Vgl.  ferner  Boucher,  S.  36  ff.  Buchanan, 
S.  8.  Rossaeus,  Kap.  2.  Salamonius,  S.  30:  Minister,  ebenso  Jun.  Brut, 
8.  74.  Mag  der  Fürst  auch  wechseln,  im  Volke  bleibt  die  Einheit  des 
Staates  gewahrt:  ipsa  suprema  potestas  eadem  mnnet.  De  Jur.  Mag., 
8.  227. 

5 Salam  , 8.  21  ff. 

4 Für  ein  reines  Wahlreich  ist  Boucher,  S.  30.  Buchan.,  S.  24  f. 

6 Im  Anschliffs  an  den  alttestamcntlichcu  Staat  anerkennen  eine 
Erbwahlmonarchie:  Jun.  Brut,  S.  70:  Si  stirpem  spectas,  haereditarium, 
si  personam,  omnino  electivum;  auch  De  Jur.  Mag.,  8.  236  f.  und  Kossaeus, 
8.  48  ff.  Ein  Erbreich  scheint  Mariana  das  beste.  8.  34:  commodius 
fore  cogitabam  haereditarium  esse  priucipatum. 
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so  dafs  eine  Erbmonarchie  durchaus  nicht  gleichbedeutend 
ist  mit  einer  Monarchie,  deren  Herrscher  durch  die  „lex 
regia“  seine  Hechte  erhalten  hat1 2. 

Indem  die  Monarchomachen  eine  Wahlmonarchie  for- 
derten, sprachen  sie  eine  Konsequenz  der  Volkssouveränetät 
aus:  man  darf  aber  diese  Forderung  gewifs  nicht  blofs  als 
ein  deduktives  Ergebnis  auffassen,  sondern  bedenken,  dal's 
sie  den  praktischen  Zweck  der  Schwächung  des  Königtums 
vor  Augen  hatten:  der  Hinblick  auf  das  deutsche  Reich, 
in  dem  die  einst  so  gewaltige  Macht  des  Kaisers  durch  das 
Wahlsystem  bis  auf  ein  Nichts  zusammenschmolz,  schien 
ihnen  erfahrungsmäfsig  ein  Mittel  gegen  die  absolute  Ge- 
walt zu  bieten.  Durch  Übertragung  dieser  Einrichtung 
hofften  die  Monarchomachen  in  ihrer  Heimat  einen  gleichen 
Erfolg  zu  erzielen. 

3.  Die  Gesetzgebung. 

Das  Widerstandsrecht  setzt  voraus,  dafs  gewisse 
Schranken  existieren,  deren  Überschreitung  das  Praktisch- 
werden jenes  Rechtes  zur  Folge  hat.  Diese  Schranken 
linden  die  Monarchomachen  nun  nicht  nur  in  dem  gött- 
lichen und  natürlichen,  sondern  auch  im  positiven  Recht, 
d.  h.  den  Gesetzen,  welche  der  Herrscher  vom  Volke  er- 
hält3, und  den  Bestimmungen  des  Herrschaftsvertrages. 
Die  Lehre  von  der  Gesetzgebung  hängt  aber  so  eng  mit 
den  rechtsphilosophischen  Principien  zusammen  — denn 
aus  ihnen  entnimmt  man  eine  Schranke  für  die  höchste, 
sonst  unbeschränkte  Macht  — dafs  wir  zuerst  eine  kurze 


1 Die  lei  regia  wird  von  den  Monarchomachen  oft  mit  souveränem 
Spotte  behandelt:  Salam.,  S.  122:  . . . nec  quiaquam  vestrum  est,  qui 
legem  regiam  legerit,  audieritve. 

2 Jun.  lirut.,  S.  103:  ...  in  omnibus  regnis  bene  constitutis  regem 
a populo  lege»,  quas  tucatur  quasque  intueatur,  accipcre.  Buchanan, 
S.  23.  Rossaeus,  Kap.  II,  § 8:  si  manifestum  sit  posse  respublicas  . . . 
ablatis  regum  snomm  diadematis  . . . paci  consulere:  quanto  manifestius 

est  posse  eas  . . . leges  ponere. 
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Skizze  der  Rechtsphilosophie  der  Monarchomachen  geben 
müssen. 

Theologische,  philosophische  und  juristische  Begriffe 
liegen  hier  noch  chaotisch  zusanimengeballt  und  unge- 
schieden vor  uns:  das  göttliche  und  natürliche  Recht  soll 
über  dem  Staate  stehen,  das  positive,  menschliche  ist  der 
Änderung  durch  den  Staatswillen  unterworfen.  Diese  Unter- 
scheidung hatte  sich,  in  Abhängigkeit  von  dem  Altertum, 
im  Mittelalter  herausgebildet welches  weder  die  ger- 
manische Rechtsidee,  nach  der  der  Staat  nur  durch  und 
für  das  Recht2  da  war,  fortbildete,  noch  die  Idee  eines 
Staates,  der  dem  Rechte  gegenüber  selbständig  dasteht, 
durchführte.  Die  Vermeidung  dieser  beiden  Extreme  führte 
zu  der  Unterscheidung  zwischen  positivem  und  natürlichem 
Recht,  welche  in  verschiedenen  Nüancierungen  das  ganze 
Mittelalter  und  die  Zeit  des  Naturrechtes  hindurch  mafs- 
gebend  wurde.  Wichtig  für  die  Monarchomachen  ist  nun, 
dafs  bei  ihnen  der  Staat  auf  einem  Vertrage,  auf  einem 
Rechtsgrunde  beruht,  dafs  er  also  durch  das  Recht  da  ist. 
Alle  positiven  Gesetze  müssen  sich  in  dem  vom  Naturrecht 
gesetzten  Kreise  halten : wie  im  Altertum,  wird  Recht  nicht 
geschaffen,  sondern  entdeckt8.  An  die  einmal  gegebenen 
Gesetze  ist  auch  die  höchste  Macht  im  Staate,  das  Volk, 
so  lange  gebunden,  bis  sie  abgeschafft  sind  4. 

Die  Monarchomachen  können  unmöglich  dem  König 
allein  das  Gesetzgebungsrecht  anvertrauen.  Denn  es  wäre 
ein  Widerspruch  gewesen,  ihn  einerseits  mit  gesetzlichen 
Schranken  zu  umgeben  und  ihm  andererseits  ein  freies 
Gesetzgebungsrecht  einzuräumen,  das  ihm  die  Macht  in  die 
Hand  gegeben  hätte,  diese  Schranken  zu  beseitigen9. 

1 Vgl.  Gierke  a.  a.  ü.  S.  264  ff. 

2 Gierke,  ebenda. 

9 Jim.  Brut , Q.  III,  S.  98  ff. 

4 Salamnnius,  S.  35  f.  Die  „juristische“  Begründung  gipfelt  darin, 
dafs  die  leges  als  Verträge  der  Bürger  aufgofafst  werden : ligatur  . . 
populus  suis  legibus,  quasi  pnetis  conventis,  quae  verae  sunt  leges.  Ge- 
wohnheitsrecht ist  dein  gegenüber  eine  tacita  quuedam  civium  convcntio. 

* Bnchnnan,  S.  13. 
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Ein  entscheidender  Faktor  für  das  Zustandekommen 
eines  Gesetzes  ist  die  Zustimmung  des  Volkes  *.  Dabei 
darf  man  aber  niemals  vergessen,  was  die  Monarchomaehen 
unter  „Volk“  verstehen  — die  bevorrechtigten  Stände,  die 
als  „habenae  summae  magistratus“  dem  König  zur  Seite 
stehen2.  Der  einzige,  der  in  Gestalt  des  Referendums  eine 
unmittelbare  Mitwirkung  des  Volkes  verlangt,  ist  der  Puri- 
taner Buchanan8. 

Den  Gesetzen  ist  der  König  unterworfen,  denn  „lex 
facit  regem“4';  vor  allem  aber  den  „leges  fundamentales“5; 
was  die  anderen  Gesetze  angeht,  so  divergieren  die  Mon- 
arehomachen  in  ihren  Ansichten,  indem  sie  bald  mehr,  bald 
weniger  Bewegungsfreiheit  gestatten6.  Eigentümlich  ist 
ihnen  das  Streben,  den  König  nicht  nur  der  Civilgerichts- 
barkeit  zu  unterwerfen,  — dies  bestand  schon  thatsftchlich  — 
sondern  auch  den  Strafgesetzen 7. 


1 Vgl.  oben  S.  75,  N.  2,  aufserdem:  Mariana,  8.  75:  . . quam  pru- 
dentes  (sc.  niaiores  nostri)  quod  nihil  majoris  rei  sine  voluntate  procerum 
et  populi  sanctum  esse  voluerunt:  eoque  cousilio  delectos  ex  omnibus 
ordinibus  ad  conventus  regni,  Pontifices  tota  ditione,  proceres,  et  pro- 
euratores  civitatum  evocare  moris  erat. 

2 De  Jur.  Mag.,  Q.  VI  (S.  236  ff.).  Hotmau  zeigt,  wie  das  sakro- 
sankte Konzil  sich  zusanimensetzen  soll:  . . cuius  eonsilii  habendi  causa 
certo  anni  tempore  rex  et  principes  et  delecti  ex  singulis  provinciis  con- 
ventum  agerent. 

3 Huchan.,  8.  13:  Ego  ntinquam  existimavi  universi  populi  judicio 
eam  rem  permitti  debere:  sed  ut  prope  ad  consuetudinem  nostram  ex 
omnibus  ordinibus  selecti  ad  Kegem  in  concilium  coirent.  Deinde,  ubi 
apud  eos  npoßovXtv/ta  factum  esset,  id  ad  populi  judicium  de- 
ferretnr. 

4 Buclianan,  S.  33  f.  Jun.  Brut.,  8.  107.  Boucher,  S.  144.  Kossaeus, 
8.  85  ff.  De  Jur.  Mag.,  8.  273.  Mariana,  I,  e.  9.  8nlamon.,  8.  46  ti. 
passim.  Danaeus,  8.  43. 

3 Dem  Privatrecht  ist  der  König  unterthan:  quanto  magis  iis  legi- 
bus parere  debet,  qtiae  fundamentales  regni  leges  appellantur. 

6 Mariana,  8.  88  erklärt  zwar  den  Fürsten  für  gebunden , aber  nur 
durch  die  Gesetze:  quibus  a populo  Princeps  nihil  differt,  ut  quae  de 
dolo  malo,  de  vi,  de  adulteriis,  de  vitae  modestia  promulgantur.  Ähn- 
lich De  Jur.  Mag.,  S.  273:  der  Princeps  ist  nur  befreit  „de  particulari 
et  privatorum  jure  . . : verbi  gratis  de  testamenti , de  detractione  Tre- 
bellianae  . . .“. 

1 Besonders  Buchanan,  8.  36:  Nunc  tu  velim  consideres,  quam  non 
modo  sit  absurdum,  sed  etiam  iniquum,  de  praediolo,  de  luminibus,  de 
stillicidiis  adversus  regem  judicium  dari:  parricidii,  veneficii,  perduellionis, 
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Der  König  soll  ein  custos  l,  minister2,  exeeutor3  der 
Gesetze  sein:  da  aber  die  Gesetze  unmöglich  alle  Fälle 
vorhersehen  können , so  mufs  sich  die  Frage  aufdrängen, 
ob  dem  Könige  die  Befugnis  gegeben  werden  soll,  selbst- 
ständig, ohne  Volksmitwirkung  die  Lücken  auszufüllen, 
oder  ob  er  in  solchen  Fällen  nur  eine  Initiative  haben  soll. 

Auch  über  diesen  Punkt  sind  die  Monarcliomachen  ver- 
schiedener Ansicht.  Während  Mariana  ohne  Bedenken  dem 
König  eine  weitgehende  Macht  gewährt4,  sind  die  anderen 
vorsichtiger. 

Junius  Brutus  entscheidet  sich  nach  längerer  Über- 
legung dahin,  dafs  dem  Könige  nur  eine  Initiative  zu- 
stehe5;  dagegen  wird  ihm  die  Interpretation  der  Gesetze 
gestattet,  — ne  sununum  jus  summa  injuria  hat  freilich 
nur  unter  der  Aufsicht  eines  Senates8.  Noch  engere 
Schranken  stellt  Buchanan  auf,  der  schlechthin  auch  die 


nullum  esse  judicium ut  plane  verum  esse  videatur  autiquum 

illud,  Lege»  araneamm  telis  esse  persimilcs,  quae  musras  detineant, 
animalia  majorn  tran.sniitt.iiit 

1 z.  B.  Junius  Brutus.  8.  98.  Üuehanan,  8.  14. 

* z.  B.  Jun.  Brut , 8.  98. 

3 Jun.  Brut.,  8.  108.  Vor  allem  darf  er  nur  uaeli  dem  Gesetz  ein 
Todesurteil  auaapreclieu. 

4 Mariana,  8.  80:  Licebit  qttidem  regihus,  rebus  exigentibus,  novas 
leges  rogare,  iuterpretari  veteres,  atque  euiollire : supplere  si  quis  eventus 
lege  comprehensua  non  est.  Aber  nicht  die  libido  regia,  sondern  sein 
vernünftiges  Ermessen  soll  mafsgebend  sein.  Es  waren  also  ungefähr 
prätorisebe  Befugnisse,  die  der  spanische  König  nach  Mariana  haben 
sollte.  Von  der  „Verordnnngsgewalt“  des  Königs  wurden  aber  ausdrück- 
lich diese  Vorschriften  ausgeschlossen  (8.  81)  quales  sunt  leges  de  suc- 
cessione  inter  Principe»,  de  veetigalibua,  de  religionis  forma;  auch  8.  38: 
Leges  quihus  constricta  est  successio,  mutare  nemini  licet  sine  popnli 
voluntate,  a quo  peudent  jura  reguaudi.  Eine  Zustimmung  bei  Steuern 
verlangen  auch  die  anderen  Monarchomachen : z.  B.  Jun.  Brut,,  S.  123  f. 
Salamonius,  der  den  Fürsten  nicht  nur  durch  die  leges  des  ganzen 
Volke»  gebunden  sein  läfst,  sondern  auch  durch  die  suae  leges,  giebt 
einen  materiellen  Unterschied  nicht  an. 

8 . . si  quid  ahrogandum,  surrogandum,  derogauduin  putabit,  popu- 
lum,  populive  optiinates  aut  Ordinarius,  aut  extra  ordinem  convocatos  ad- 
monebit,  legemque  rogabit  (a.  a.  O.  8.  105).  At  saue  non  prius  jubebit, 
quam  ab  iisdem  rite  expensa  comprobataque  fuerit.  Andere  Edikte  des 
Königs  sind  ungültig:  cum  tarnen  Senatus  seu  Parlament i aresta,  si  lex 
desit,  legis  vim  passim  obtineant  (8.  108). 

6 Ebenda  S.  109  f. 
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Interpretation  dem  Könige  verweigert:  Cum  regi  legum 
interpretationem  concedis,  hanc  tribuis  ei  licentiam  ut 
lex  non  dicat,  quod  lator  sentit,  . . . sed  quod  in  rem  sit 
interpretis  *. 

Der  König  als  rechtssehöpfender  Faktor  im  Staatsleben 
ist  auf  diese  Weise  vollkommen  in  den  Hintergrund  ge- 
treten: Von  den  anderen  Volksbeamten  unterseheidet  er 
sich  nur  durch  seine  hervorragende  Stellung;  nicht  das 
Gesetz  hängt  von  ihm  ab,  sondern  er,  wie  alle  Institutionen 
des  Staatslebens,  vom  Gesetze:  er  hat  deshalb  auch  keine 
Macht  über  die  anderen  Beamten  im  Staate*. 

§ 7- 

Staat  nnd  Kirche. 

Die  Idee  der  Universalmonarchie  war  längst  zu  Grabe 
getragen 8 : durch  die  Reformation  war  auch  in  der  Kirche 
eine  noch  nie  erlebte  Spaltung  hervorgerufen.  Während 
nun  auf  der  einen  Seite  die  Protestanten  für  die  Landes- 
kirchen eintraten,  hielten  die  Katholiken  um  so  zäher  an 
der  Einheit  der  Kirche  fest.  Es  ist  naturgemäfs  diese 
Frage,  in  der  die  katholischen  und  protestantischen  Mon- 
archomachen  die  weitgehendsten  Verschiedenheiten  auf- 
weisen.  Während  bei  den  letzteren  Kirche  und  Staat  ganz 
zusammenfällt,  bleibt  bei  den  ersteren  nach  dem  Programm 
eines  Innocenz  III.  und  Bonifaz  VIII.  die  Kirche  als  alles 
umfassende  Einheit  über  den  Staaten  bestehen.  Die  Ver- 
tragslehre wird  von  ihnen  nicht  nur  angewandt,  um  das 
Recht  des  Volkes  zu  beweisen,  sondern  auch,  um  aus  der 

1 Buchanan,  8.  14.  Dabei  weist  er  auf  die  Interpretation  des  Satzes 
„Oportet  Episcopnm  esse  nnius  uxoris  virum“  hin,  die  dem  Papste  zu  so 
grofser  Macht  verholten  hat. 

8 Juu.  Brut.,  8.  77:  . . offieiarii  a populo  in  eoncilio  nempe  publico, 
anthoritatem  capiunt,  nec  absquc  eodem  exauctorari  posaunt. 

3 Bei  Kossaeus,  8.  45  findet  sich  noch  ein  Nachklang  des  alten  Ge- 
dankens, indem  dem  Kaiser  ein  Ehrenvorrang  zugestanden  wird:  Imperator 
quidem  Germaniae  qui  est  summus  orbis  Christiani  magistratus , et  cui 
reges  Christiani  omnes  singulärem  praerogativam  tribuuut  . . . 
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höheren  göttlichen  Herkunft  der  Kirche  ihre  Superiorit&t 
über  den  weltlichen  Staat  darzuthun  *. 

Auf  die  Auffassung  der  Protestanten  waren  vor  allem 
die  Verhältnisse  in  den  protestantischen  Territorien  und 
die  Lehren  Calvins  von  EinHufs.  Darnach  ist  die  Obrig- 
keit, wenn  sie  protestantisch  ist,  die  Hüterin  beider  Ge- 
setzestafeln: Staat  und  Kirche  stehen  also  in  engster  Ver- 
bindung. Die  katholische  Obrigkeit  dagegen  soll  von  der 
Kirche  vollständig  getrennt  werden.  In  ihren  Schriften 
gingen  die  protestantischen  Monarchomachen  natürlich  vom 
„Normalfall“  aus,  d.  h.  sie  liefsen  Kirche  und  protestantische 
Obrigkeit  zusammenfallen.  Am  prägnantesten  tritt  diese 
Auffassung  in  den  „Vindiciae  contra  tyrannos“  auf,  wo, 
wie  wir  gesehen  haben,  Volk  und  Fürst  durch  einen  Verbal- 
kontrakt  obligiert  werden , zuzusehen : ne  quid  detrimenti 
ecclesia  capiat.  Die  erste  Sorge,  die  der  Landesherr  zu 
wahren  hat,  ist  daher,  dafs  der  Kultus  Gottes  stets  in  seiner 
Reinheit  dargebracht  werde  und  erhalten  bleibe.  Aber 
nicht  genug  hiermit,  soll  der  princeps  auch  für  Verbreitung 
der  wahren  Religion  sorgen:  tum  eonservare,  tum  pro- 
pagare2.  Von  Gewissensfreiheit  ist  daher  bei  ihnen  ebenso- 
wenig die  Rede  wie  bei  den  katholischen  Monarchomachen, 
und  der  Satz  des  Rossaeus:  „Libertatem  conscientiis  per- 
mitterc,  sinere  unumquemque,  si  volet,  perire,  mere  dia- 
bolicum  dogma  est“8  war  ihnen  in  Anwendung  auf 
ihre  Lehre  gerade  so  unzweifelhaft  wahr,  wie  der  anderen 
Partei. 

Die  Katholiken  betonten  vor  allem  die  Notwendigkeit 
der  Einheit  der  Kirche,  und  damit  diese  Einheit  gewahrt 
bleibe,  zunächst  das  Freisein  vom  Staat.  Denn  könnte  der 
Staat  auf  die  Kirche  einen  EinHufs  äufsern,  so  gäbe  es 
wohl  bald  so  viel  Kirchen  und  Religionen,  als  Staaten4. 

1 Vgl.  besonders  Boucher,  Lili.  I,  eap.  5 fl'. , Lib.  11,  passim,  ferner 
Rossaeus,  Kap.  VIII.  Marian»,  Lib.  I,  cap.  X. 

2 De  Jur.  Mag.,  S.  295. 

3 Rossaeus,  S.  482  (Kap.  VII). 

4 Mariaua,  I,  Kap.  X (S.  86). 
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Dafs  sich  aber  diese  Freiheit  vom  Staate  notwendig  in  eine 
Herrschaft  über  den  Staat  umsetzen  mufs,  dafür  ist  das 
ganze  Mittelalter  ein  Beweis,  und  auch  die  Lehren  der 
katholischen  Monarchomachen  bilden  einen  neuen  Beleg 
dafür. 

Die  Konsequenzen,  die  aus  der  vollständigen  Trennung 
der  geistlichen  und  weltlichen  Gewalt  und  aus  der  Über- 
ordnung der  ersteren  über  die  letztere  sich  ergaben,  wirkten 
vor  allem  nach  zwei  Richtungen,  erstens  auf  die  Gewalt 
der  Kirche,  also  des  Papstes  über  die  Könige,  und  zweitens 
auf  die  Stellung  der  Glieder  der  Kirche,  der  Geistlichen, 
im  Staat. 

Was  den  ersten  Punkt  anbetrifft,  so  ist  die  Konsequenz 
kurz  und  klar:  Die  Kirche  hat  das  Recht,  die  Könige  ab- 
zusetzen1. Wenn  keine  Ermahnungen  von  seiten  des 
Papstes  fruchten,  wenn  die  Kirche  durch  einen  gott- 
verachteten und  -verachtenden  Herrscher  in  schwere  Gefahr 
gebracht  wird,  so  soll  der  Papst,  wenn  er  die  Absetzung 
für  nötig  hält,  einschreiten:  populos  obedientiae  vinculo 
eximat,  detque  operam  ut  alteri  commodiori  grex  a Christo 
redemptus  eommittatur 2 3 * * * *.  Dies  Recht  ist  dem  Papst  durch 
die  Bibel  selbst  eingeräumt:  War  das  Buch  Samuel  früher 
dazu  benutzt,  die  Volkssouverünetät  zu  beweisen,  so  diente 
jetzt  die  Wahl  Davids,  die  Superiorität  der  Kirche  Uber 
den  Staut  zu  beweisen8. 

1 Boneber,  I,  c.  4:  Jus  (sc.  abdicandi  reges)  . . duplex:  Ecclesiae 
uruim  . . .,  Populi  seu  Keipubl.  nlterum  . . .,  ferner  c.  5—8,  Lib.  II, 
passim.  Rossaeus,  Kap.  VIII. 

- Boucher,  S.  13. 

3 Boucher,  I,  c.  6:  Sic  Samuel  Saulein  regem  a se  institutum  prius, 

quia  spiritualem  functionem  usurpasset,  quia  inandata  Dei  trausgressus 

esset,  quasi  excommunicatum  Kcgni  jure  privavit,  et  in  Davidem  illud 
transtulit.  Diese  Gewalt,  die  Gott  selbst  der  Kirche  über  den  Staat  ein- 
geräumt hat,  ist  aber  nicht  nur  eine  Gewalt  über  die  spiritualia:  zum 

Beweise  diente  eine  Stelle  aus  der  Apostelgeschichte.  Kap.  5:  Quam  ne 
spiritualem  tantum  potestatem  esse  quis  putet,  prodibit  mortuus  increpante 
Petro  cum  uxore  Sapphyra  Ananias  (Act.  5),  traditus  Corinthius  in  inter- 
itum  earnis  (1.  Cor.  5)  . . . (Boucher,  I,  c.  7,  S.  16). 

Auf  der  anderen  Seite  wurden  um  so  energischer  die  Ansprüche 
des  Papstes  bekämpft,  so  besonders  von  liotonianus.  Kap.  13. 

Staats-  u.  Völkerrecht!.  Abhandl.  I.  1.  — Treumann.  6 
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Des  Fürsten  Aufgabe  ist  es,  innerhalb  des  Staates  die 
beiden  Mächte,  die  geistliche  und  weltliche,  in  Harmonie 
au  bringen  *.  Weiter  steht  ihm  aber  kein  Recht  Uber  die 
Geistlichen  in  seinem  Lande  zu.  Diese  müssen  im  Staate 
eine  Ausnahmestellung  einnehmen , denn  sie  können  nicht 
zwei  Herren  zugleich  dienen.  Mariana  geht  sogar  so  weit, 
zu  fordern:  Neminem  ex  sacrato  online  supplicio,  quarn- 
vis  merito,  subjiciat*.  Andererseits  soll  die  Geistlichkeit 
aber  ihren  früheren  Einflufs  auf  die  Politik  wiedergewinnen  : 
Ad  regni  conventus  Episcopi  vocabantur,  . . . quod  nescio 
cur  nostris  temporibus  antiquatum  sit8. 

§ 8. 

Völkefrechtliche  Fragen. 

Es  gab  nur  eine  Frage,  die  für  die  Empörungslehre 
der  Monarchomachen  von  direktem  und  praktischem  Inter- 
esse war:  ob  bei  einer  Revolution  ein  benachbarter  Fürst 
mit  Recht  den  Aufständischen  gegen  den  Tyrannen  Hülfe 
bringen  kann:  An  jure  possint,  aut  debeant  vicini  principes 
auxilium  ferre  aliorum  principum  subditis,  religionis  purae 
causa  afflictis,  aut  manifesta  tyrannidc  oppressis4. 

Was  zunächst  das  Interventionsrecht  bei  religiöser  Be- 
drückung anlangt,  so  begründet  es  Brutus  mit  dem  Ge- 
danken der  Einheit  der  Kirche;  da  er  aber  die  Landes- 
kirchen anerkennt,  so  mufs  er  die  Einheit  auf  irgend  eine 
Weise  begründen.  Dies  geschieht,  indem  er  seine  Kon- 
struktion des  Staates,  der  Kirche  und  des  Staates,  auf  die 
Gesamtheit  der  Kirchen  überträgt,  so  dafs  sich  ihm  die 
ganze  Weltordnung  in  Solidarobligationen  und  Verbal- 
kontrakte auflöst:  Haec  ecclesia  ut  unica  est,  ita  etiam 

1 Mariana,  S.  88. 

3 Mariana,  S.  88. 

3 Mariana , ebenda ; überhaupt  ist  da«  ganze  zehnte  Kapitel  de« 
ersten  Huche«  ein  interessanter  Katalog  der  Anforderungen  de«  Klerus. 

4 .hin.  Brut.,  Q.  IV.  De  Jur.  Mag.,  Q.  VII. 
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singulis  Principibus  Christianis  in  Universum  et  in  solidum 
commendata  atque  commissa  est.  Quia  enim  uni  alicui  Uni- 
versum committere  lubricum  erat;  singulis  vero  singulas 
eius  partes  ab  eius  unitate  plane  alienum,  universam  sin- 
gulis, singulas  ejus  partes  universis  commisit  Deus*.  Hier- 
aus folgt  ohne  weiteres,  dafs  bei  religiöser  Bedrückung  eine 
Intervention  gestattet  ist. 

Es  handelt  sich  jetzt  blofs  noch  um  die  Begründung 
eines  Interventionsrechtes  bei  politischer  Bedrückung:  eine 
Aufgabe,  die  Brutus  durch  den  Hinweis  auf  die  Nächsten- 
liebe löst:  Proximus  est  non  Judaeus  Judaeo  tantum,  sed 
Samaritano  et  cuivis  homini2.  So  stützt  sich  in  dem  Vor- 
stell ungskreise  des  XVI.  Jahrhunderts  das  Recht  der  Inter- 
vention auf  das  Gleichnis  vom  barmherzigen  Samariter. 

1 Jun.  Brut,  S.  188  f. 

* Jun.  Brut,  8.  196  f. 
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Wir  haben  die  Stellung  der  Monarchomachen  in  der 
Geschichte  der  Staatslehre  zum  Schlüsse  zusammenfassend 
zu  würdigen. 

Die  Betrachtung  hat  ergeben,  dafs  dieselben  die  Re- 
präsentanten einer  Übergangszeit  sind.  Die  Lehren  vom 
Gesellschaftsvertrage,  vom  Herrschaftsvertrage,  vom  Natur- 
recht liegen  bald  klarer,  bald  undeutlicher  da;  ein  Material, 
das  einer  ordnenden  und  sichtenden  Hand  harrt,  dafs  sie 
Klarheit  schaffe. 

Diese  Aufgabe  vollbracht  zu  haben,  ist  das  Verdienst 
des  Hugo  Grotius.  Dem  Einflüsse  dieses  Mannes  verdankt 
die  Vertragslehre  ihre  Alleinherrschaft  in  den  folgenden 
zwei  Jahrhunderten:  ja,  oft  genug  kann  man  ihn  als  den 
„Schöpfer“  der  Vertragstheorie  nennen  hören!  ln  Wahr- 
heit war  er  aber  blofs  der  Ordner. 

Ebenso  war  es  Grotius,  der  das  Naturrecht  endgültig 
von  seiner  religiösen  Grundlage  loslöste.  Mag  auch  Gabriel 
Biel 1 schon  ausgesprochen  haben : 

„Nam  si  per  impossibile  Deire  non  esset,  qui  est  ratio 
divina,  aut  ratio  illa  divina  esset  errans:  adhuc  si  quis 
ageret  contra  rectani  rationem  angelicam  vel  humanam  aut 
aliam  aliquant  si  qua  esset:  peccaret“, 


1 Diesem  will  Gicrke  a.  a.  O.  S.  74,  N.  4-5  die  Priorität  wahren. 
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so  hat  doch  Grotius  den  entscheidenden  Schritt  gethan 
und  die  Bande  endgültig  zerrissen , die  Naturrecht  und 
Religion  verknüpfte;  dafs  trotz  dieser  That  auch  nach 
Grotius  noch  viele  an  der  alten  Lehre  festhielten,  ist  selbst- 
verständlich. Aber  der  Hauptrichtung  hat  Grotius  die  Bahn 
gewiesen : die  Geschichte  hat  entschieden,  dafs  nicht  Gabriel 
Biel,  sondern  dem  Holländer  der  Preis  gebührt. 

Zu  einem  einheitlichen  Staatsbegriffe  konnte  aber 
Grotius  ebensowenig  wie  die  Monarchomachen  gelangen, 
so  nahe  auch  beide  dem  Ziele  oft  gekommen  sind. 

Schuld  daran  war  der  Ausgangspunkt  der  Systeme, 
die  Vertragstheorie.  Was  künstlich  zusammengefügt  war, 
mufste  immer  in  seine  Teile  zerfallen.  „Populus“  und 
„princeps“  standen  als  selbständige  Parteien  im  Herrschafts- 
vertrage einander  gegenüber,  so  dafs  jeder  Verteidiger  der 
Lehre,  je  nach  seiner  politischen  Gesinnung,  die  eine  oder 
die  andere  Partei  zur  mächtigeren  zu  erklären  im  stände 
war.  Im  Grunde  genommen,  wurde  das  gleiche  für  ver- 
schiedene Subjekte  gefordert. 

Man  darf  jedoch  nie  aufser  acht  lassen,  dafs  die  Ver- 
tragslehre für  ihre  Zeit  berechtigt  war,  da  man  sie  ja  aus 
der  Zeit  abstrahiert  hatte.  Fürsten  und  Stände  schlossen 
in  der  That  Verträge,  und  die  Wahlkapitulationen  geben 
ein  deutliches  Bild  der  damaligen  Staatsauffassung , wenn 
man  ihnen  als  Gegenstück  die  modernen  Verfassungen 
gegenüberstellt.  Der  Staat  war  in  der  Wirklichkeit  ebenso 
gespalten  wie  in  der  Theorie. 

Der  Streit,  in  dem  die  Monarchomachen  die  Sou- 
veränetät  des  Volkes  verteidigt  haben,  hielt  sich  haupt- 
sächlich innerhalb  des  Staates.  Denn  die  Universal- 
monarchie war  schon  lange  zum  wesenlosen  Schein  herab- 
gesunken, und  die  Kirche  kam  für  die  protestantischen 
Schriftsteller  nur  als  Landeskirche  in  Betracht.  Um  so 
energischer  verteidigten  dagegen  die  katholischen  Schrift- 
steller die  hoch  über  dem  Staate  stehende  Gewalt  der  Uni- 
versalkirche. Aber  das  Mittelalter  und  mit  ihm  die  Lebens- 
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tkhigkeit  der  Gedanken,  die  auf  seinem  Boden  gedeihen 
konnten,  war  vorüber.  Von  den  hochgespannten  Forde- 
rungen der  Jesuiten  gilt  das  Gleiche,  was  Bryce1  von  den 
Wünschen  Dantes  (in:  „de  Monarchia“)  schreibt:  . . „Dantes 
book  is  an  epitaph  instead  of  a prophecy“. 

Die  Monarchomachen  waren  Verteidiger  der  Volks- 
souverttnetftt  und  haben  diesen  Gedanken,  der  sich  das 
ganze  Mittelalter*  hindurch  zieht,  bis  in  seine  letzten  Kon- 
sequenzen verfolgt.  Aber  wie  im  politischen  Leben  die 
Sache,  zu  deren  Verteidigern  sich  die  Monarchomachen 
gemacht  hatten,  den  Sieg  nicht  erringen  konnte,  so  trat 
auch  in  der  Folgezeit  die  Lehre  von  der  Herrscher- 
souvoränetitt  in  den  Vordergrund.  Staatspraxis  und  Staats- 
lehre hielten  gleichen  Schritt. 

Indem  die  Monarchomachen  die  Gesetzgebung  dem 
Volke  zusprechen  und  den  Monarchen  als  „executor“  der 
Gesetze  hinstellen,  finden  sich  bei  ihnen  zuerst8  Spuren 
einer  „Gewaltenteilung“  im  modernen  Sinne.  Diese  Lehre 
wird  von  ihnen  aber  noch  nicht  mit  voller  Klarheit  durch- 
geführt: relativ  am  vollständigsten  sind  die  Ausführungen 
Languets. 

Die  Hoffnung,  in  dieser  Trennung  eine  Garantie  gegen 
die  Willkür  zu  finden,  war  bei  den  Monarchomachen  mafs- 
gebend:  der  Satz:  Ego  contra  nihil  interesse  video,  Regemne 
liberum  et  solutum  legibus  relinquamus,  an  ei  tribuamus 
legum  jubendarum  potestatem.  Nemo  enim  se  sponte  vin- 
culis  induet.  Ac  nescio  an  praestet  solutum  relinquere, 
quam  circumdare  vinculis  nihil  profuturis,  quippe  quae, 
ubi  volet,  exuat*  — dieser  Satz  kommt  schliefslich  auf  das- 

' a.  a.  O.  8.  264. 

3 Vgl.  hierüber  besonders  Dezold,  Die  Lehre  von  der  Volks- 
souverünetät  im  Mittelalter  [v.  Sybels  hist.  Z.  B.  XVIII  (1876)]. 

* Jellinek . Gesetz  und  Verordnung,  8.  58.  Es  ist  interessant,  zu 
«eben,  wie  die  bereit«  von  Marsilius  vorgenoinmene  Scheidung  in  Legis- 
lative und  Exekutive  spurlos  vorübergegangen  ist.  Dies  zeigt  ein  ganz 
äufserliches  Merkmal,  da  in  dem  ausführlichen  Inhaltsverzeichnis  des 
Defensor  pacis  niemals  von  der  pars  executiva  die  Kcde  ist. 

4 Kuchanan  a.  a.  O.  8.  18. 
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selbe  heraus  wie  das  Bedenken  Lockes 1 : And  beeause  it 
may  be  too  great  temptation  to  human  frailty,  apt  to  grasp 
at  power,  for  the  same  persons  who  have  the  power  of 
making  laws  to  have  also  in  their  hands  the  power  to  exe- 
cute  them,  whereby  they  may  exempt  themselves  from 
obedience  to  the  laws  they  make,  and  suit  the  law,  both 
in  its  making  and  execution,  to  their  own  private  advan- 
tage,  and  thereby  come  to  have  a distinct  interest  from 
the  rest  of  the  community,  contrary  to  the  end  of  society 
and  government.  Therefore  in  well  ordered  commonwealths, 
where  the  good  of  the  whole  is  so  considered  as  it  ought, 
the  legislative  power  is  put  into  the  hands  of  divers  per- 
sons ... 2 Immerhin  ist  diese  Lehre  bei  den  Monarcho- 
machen  noch  nicht  geklärt. 

Die  Monarchomachen  suchten  nach  Rechtsschranken 
dem  Herrscher  gegenüber:  indem  das  Verlangen  aus- 

gesprochen wird,  die  Obrigkeit  solle  sich  an  die  Gesetze 
halten,  ist  ihre  Lehre  ein  Übergang  zur  modernen  Idee 
des  Rechtsstaates.  Der  Obrigkeit,  welche  die  Rechts- 
schranken überschreitet,  darf  Widerstand  geleistet  werden. 

Das  Widerstandsrecht,  welches  von  den  Monarcho- 
machen gefordert  wurde,  war  übrigens  in  jenen  Tagen  ein 
anerkanntes  Recht  vieler  Stände.  Ebensowenig  hängt  die 
Lehre  vom  Tyrannenmord  als  hohle  Phrase  im  Leeren : die 
Geschichte  lehrt  uns,  dafs  die  Worte  damals  oft  in  Thaten 
umgesetzt  wurden. 

Soviel  von  unsern  Schriftstellern,  insoweit  sie  in  die 
Geschichte  der  Staatslehre  gehören.  Aber  auch  in  der 
Entwicklungsgeschichte  des  menschlichen  Geistes  kommt 
ihnen  ein  Platz  zu8.  Zweifel  und  Glauben,  Abhängigkeit 
von  den  Autoritäten  und  das  Ringen  nach  Selbständigkeit 


1 Locke,  Two  treatises  of  government,  II,  Chap.  XII,  § 143. 

2 Vgl.  auch  Montesquieu,  XI,  6. 

a Hartpole  Lecky  hat  in  seiner:  History  of  the  rise  and  influence 
of  tbe  spirit  of  Rationalism  in  Europe,  Vol.  II,  (Jhapt  V,  die  Monarcho- 
machen berücksichtigt. 
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läfst  sie  an  Neuzeit  und  Mittelalter  teilnehmen.  Und  trotz- 
dem sie  als  die  Väter  der  modernen  Demokratie  angesehen 
werden  können,  tritt  der  vornehme  Renaissancemensch 
immer  bei  ihnen  hervor:  Die  „bellua  multorum  eapitum“ 
wird  von  ihnen  gründlich  verachtet.  Auch  diese  Seite  darf 
man  bei  der  Betrachtung  der  Staatstheorien  nicht  aufser 
acht  lassen.  Diese  können  nur  aus  der  Geschichte  der 
Zeit  und  der  Person  ihrer  Schöpfer  begriffen  werden.  Um 
eine  Geschichte  geben  zu  können,  welche  tiefdringend  die 
Ideen  der  Staatslehre  einer  jeden  Zeit  begreifen  läfst,  mufs 
man  stets  zwei  Punkte  im  Auge  behalten : 

Einmal  mufs  man  genau  mit  der  Staatsverfassung  der 
Zeit  vertraut  sein,  welche  die  Staatslehre  denkbar 
machen  will. 

In  zweiter  Reihe  mischen  sich  in  die  Staatslehre  stets 
die  — oft  unbewufsten  — Wünsche  und  Hoffnungen,  die 
etwas  „Besseres“  an  die  Stelle  setzen  möchten.  Wunsch 
und  Wirklichkeit  vereinigen  sich  zu  einem  Gedankenbilde, 
vor  dem  die  Welt  sich  rechtfertigen  soll!  Jede  Zeit  hat 
in  ihren  Staatstheorien  ein  Wertmafs  gehabt,  an  dem  die 
Wirklichkeit  gemessen  wurde. 


Piercr’iche  Hof  bucbdnukerei  Stephan  Gelbe]  A Co.  ln  Altenbnrjr. 
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V orwort 


Die  vorliegende  Schrift  beruht  auf  Studien,  welche 
ich  zu  einem  am  13.  März  d.  J.  in  der  Wiener  juristischen 
Gesellschaft  gehaltenen  Vortrage  gemacht  habe.  Sie  ist 
jedoch  keineswegs  identisch  mit  diesem  Vortrage,  sondern  hat 
manches  weiter  ausgeführt;  als  es  bei  der  für  denselben 
zur  Verfügung  stehenden  Zeit  möglich  war,  andrerseits 
aber  auch  einiges,  was  in  der  mündlichen  Erörterung  be- 
rührt wurde,  weggelassen.  Mit  Rücksicht  darauf,  dafs  in 
dem  Vortrage  eine  Reihe  von  praktisch  wichtigen  modernen 
Fragen  berührt  wurde,  derselbe  auch  in  Bezug  auf  die 
Theorie  der  erworbenen  Rechte  einiges  Neue  enthielt,  schien 
mir  eine  nachträgliche  Veröffentlichung,  wenn  auch  in 
etw'as  veränderter  Gestalt,  nicht  unangemessen. 

Die  Frage  der  rückwirkenden  Kraft  der  Gesetze  bildet 
hier  keinen  Gegenstand  der  Behandlung.  Sie  berührt  sich 
mit  der  über  das  Verhältnis  des  Staates  zu  den  erworbenen 
Rechten  sehr  nahe,  wenn  sie  auch  mit  ihr  keineswegs  voll- 
ständig zusammen  fällt.  Aber  der  Grundsatz,  dafs  Gesetze 
keine  rückwirkende  Kraft  haben,  enthält  im  Grunde  doch 
nur  eine  Präsumtion  für  die  Absicht  des  Gesetzgebers. 
Allgemein  wird  dem  letzteren  die  Befugnis  zugestanden, 
ausnahmsweise  und  durch  besondere  Bestimmungen  einem 
Gesetze  rückwirkende  Kraft  beizulegen.  So  weit  aber  dies 
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geschieht  und  dadurch  ein  Eingriff  des  Staates  in  erworbene 
Rechte  stattiindet,  kommen  lediglich  die  allgemeinen  Gesichts- 
punkte in  Frage,  welche  für  das  Verhältnis  des  Staates  zu 
den  erworbenen  Rechten  überhaupt  malsgebend  sind.  So 
war  also  zu  einer  besonderen  Erörterung  Uber  die  rück- 
wirkende Kraft  der  Gesetze  keine  Veranlassung  gegeben. 

Heidelberg  im  Mai  1895. 


Der  Verfasser. 
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Die  erste  und  bedeutsamste  Aufgabe  des  Staates  ist  die 
Gewährung  von  Rechtsschutz.  So  verschieden  der  Wir- 
kungskreis der  Staaten  sich  gestalten  mag,  dieser  Aufgabe 
kann  sich  kein  Gemeinwesen  entziehen,  welches  auf  die 
Bezeichnung  Staat  Anspruch  erhebt.  Es  tritt  daher  schon 
in  den  Anfängen  der  Staatenbildung  neben  der  Landesver- 
teidigung die  Sorge  für  Rechtsschutz  als  die  vornehmste 
und  wichtigste  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  hervor. 

Aber  im  Laufe  der  Zeiten  erweitert  sich  der  Wirkungs- 
kreis des  Staates.  Neben  der  Rechtspflege  zieht  derselbe 
die  Förderung  der  nationalen  Wohlfahrt  und  Kultur  in  den 
Bereich  seiner  Thätigkeit.  Die  mannigfaltigsten  Aufgaben 
auf  allen  Gebieten  des  menschlichen  Lebens  erwachsen  ihm. 
Und  damit  ist  die  Möglichkeit  von  Kollisionen  zwischen 
den  verschiedenen  Zwecken  des  Staates  gegeben.  Es  werden 
Unternehmungen  in  das  Leben  gerufen,  welche  ohne  Ver- 
letzung bestehender  Rechte  nicht  durchzuführen  sind.  Not- 
wendige Fortschritte  in  der  Gesetzgebung  würden  unmöglich 
sein,  wenn  man  vor  jedem  Eingriff  in  den  Rechtskreis  des 
Einzelnen  zurückschrecken  wollte.  So  tritt  in  entwickelteren 
staatlichen  und  Kulturzuständen  notwendigerweise  die  Frage 
auf:  in  wie  weit  ist  der  Staat  befugt,  imlnteresse 
der  Erfüllung  seiner  Aufgaben  Rechte  seiner 
Unterthanen  zu  verletzen? 

1. 

Bei  Eingriffen  des  Staates  in  den  Rechtskreis  der 
Unterthanen  denkt  man  naturgemäfs  in  erster  Linie  an  den 

Staats-  u.  völkerrechtl.  Abhandl.  I.  2.  — Georg  Meyer.  1 
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Fall  der  Enteignung.  Und  in  der  That  steht  dieses 
Institut  auch  im  Vordergründe  der  Entwicklung1. 

Ein  Enteignungsrecht  haben  bereits  die  Römer  ge- 
kannt, wenn  es  auch  ziemlich  lange  gedauert  hat,  bis  sich 
dasselbe  ausbildete.  Erst  in  der  Kaiserzeit  tritt  es  uns  in 
einzelnen  Anwendungsfällen,  insbesondere  bei  Grundstücken, 
bei  Sklaven,  bei  Getreidevorräten,  als  entwickeltes  Rechts- 
institut entgegen.  Dagegen  ist  die  Enteignung  dem  älteren 
deutschen  Recht  unbekannt  Der  eng  begrenzte  Wir- 
kungskreis der  germanischen  Staaten,  sowie  der  Umstand, 
dafs  der  Grundbesitz  sich  zum  weitaus  gröfsten  Teil  in  den 
Händen  einerseits  des  Königs,  der  Kirche,  der  weltlichen 
Grofsen,  später  der  Landesherren,  andererseits  der  Ge- 
meinden und  Markgenossenschaften  befand,  haben  ein  Be- 
dürfnis nach  Entziehung  von  Privatgut  nicht  entstehen 
lassen.  Was  von  Anwendungsfällen  des  Enteignungsrechtes 
überliefert  ist,  gehört  erst  dem  späteren  Mittelalter  an*. 
Eine  förmliche  Theorie  der  Enteignung  haben  die  italie- 
nischen Juristen  des  Mittelalters  und  zwar  auf 
Grundlage  der  die  Expropriation  betreffenden  Stellen  des 
corpus  juris  civilis  entwickelt3.  Zu  einer  völligen  Klar- 
heit sind  sie  freilich  nicht  durchgedrungen;  in  ihren  Aus- 
führungen vermischen  sich  staats-,  privat-,  straf-  und  völker- 
rechtliche Gesichtspunkte.  Von  grofser  Bedeutung  erscheint 


1 über  die  Geschichte  des  Enteignungsrechtes  vergl.  mein  Recht 
der  Expropriation.  Leipzig  1868  8.  9 ff.;  Grünhut,  Das  Enteignungs- 
recht. Wien  1873  8.  12  ff. 

a So  namentlich  die  hei  Stobbe,  Handbuch  des  deutschen  Privat- 
rechts Hd.  II.  169,  170  N.  12 — 14  erwähnten  Fälle,  so  weit  sie  überhaupt 
unter  den  Gesichtspunkt  der  Enteignung  fallen,  ebenso  die  bei  Huber, 
Geschichte  des  schweizerischen  Privatrecht»  8.  716  N.  34  angeführten. 
Dagegen  sind  Ansätze  eines  Enteignungsrechtes  im  altnorwegischen  Recht 
vorhanden,  wo  dasselbe  zu  Zwecken  des  Schiffsbaues,  der  Beschaffung  von 
Nahrungsmitteln  bei  der  Heerfahrt  und  zu  Kirchenbauten  in  Anwendung 
gebracht  wird.  Vergl.  v.  Amira,  Das  altnorwegische  Vollstreckungsver- 
fab  ren  8.  201  ff. 

3 Vergl.  mein  Hecht  der  Expropriation  8.  76  ff.;  Gierke,  Johannes 
Althusius  und  die  Entwicklung  der  naturrechtlichen  Staatstheorien.  Bres- 
lau 1880  8.  268  ff. 
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ihnen  dabei  die  Unterscheidung  derjenigen  Rechte,  welche 
auf  Grund  des  jus  naturale  oder  des  jus  divinum,  und  der- 
jenigen, welche  auf  Grund  des  jus  civile  erworben  sind. 
Letztere  sollen  dem  Einzelnen  nach  Ermessen  des  Herrschers 
entzogen  werden  können,  erstere  entweder  überhaupt  nicht 
oder  doch  nur  ex  justa  causa. 

In  voller  Reinheit  tritt  das  staatsrechtliche  Institut  der 
Enteignung  bei  HugoGrotius  auf.  Dieser  löst  es  gewisser- 
mafsen  aus  den  Fesseln  des  römischen  Rechtes  und  sucht 
ihm  eine  neue  rechtsphilosophische  Grundlage  zu  geben, 
indem  er  es  auf  das  dominium  eminens  des  Staates  zurück- 
fuhrt*.  Nach  ihm  kann  dem  Privaten  ein  erworbenes  Recht 
(jus  quaesitum)  aus  zwei  Gründen  entzogen  werden2:  ent- 
weder zur  Strafe  oder  kraft  des  dominium  eminens.  Im 
letzteren  Falle  werden  gefordert:  1.  das  Vorhandensein 

eines  öffentlichen  Nutzens  (utilitas  publica).  2.  eine  Ent- 
schädigung aus  öffentlichen  Mitteln,  so  weit  eine  solche 
möglich  ist,  also  bei  Vermögensrechten.  Die  Unterscheidung, 
ob  das  Recht  juris  naturalis  oder  juris  civilis  sei,  wird  ver- 
worfen. Die  Befugnis  des  Herrschers  gegenüber  beiden 
Arten  der  Rechte  ist  dieselbe ; er  kann  weder  das  eine  noch 
das  andere  ohne  Ursache  aufheben.  Mit  diesen  Ausführungen 
hatte  Hugo  Grotius  die  Theorie  von  der  Enteignung  zum 
Abschlufs  gebracht.  Über  den  Begriff  des  dominium  emi- 
nens ist  allerdings  unter  den  nachfolgenden  Schriftstellern 
noch  gestritten  worden;  den  sachlichen  Inhalt  seiner  Lehre 
haben  nicht  nur  die  Naturrechtslehrer  des  siebzehnten  und 
achtzehnten  Jahrhunderts,  sondern  auch  die  Vertreter  des 
positiven  Staatsrechts  in  jener  Zeit  angenommen. 

Thatsächliche  Anwendungen  des  Enteignungs- 
rechtes kommen  seit  Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts, 
zuerst  in  Frankreich,  dann  in  Deutschland  vor.  In  Deutsch- 
land hat  seit  Ende  des  Mittelalters  für  einzelne  Anwendungs- 


1 De  jure  belli  ac  pacis  Lib.  I.  eap.  1 § 6. 

* a.  a.  O.  Lib.  II.  cap.  14  § 7,  8. 
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ftille  der  Enteignung  auch  eine  gesetzliche  Regelung 
stattgefunden,  aber  doch  nur  in  so  geringem  Umfange,  dafs 
selbst  ein  so  streng  positiver  Jurist  wie  Johann  Jacob 
Moser1  sich  zur  Begründung  des  Enteignungsrechtes  nicht 
auf  Gesetze,  sondern  auf  das  „natürliche  Staats-  und 
Völkerrecht“  und  das  „Reichsherkommen“  beruft.  Erst  seit 
dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  beginnt  eine  ener- 
gischere Thätigkeit  der  Gesetzgebung.  Zunächst  sind  es 
die  C'ivilgesetzbücher,  später  die  Verfassungen,  welche  das 
Princip  der  Enteignung  aussprechen.  Im  gegenwärtigen 
Jahrhundert  haben,  namentlich  durch  den  ausgedehnten 
Strafsen-  und  Eisenbahnbau,  die  Enteignungen  einen  Umfang 
gewonnen,  welcher  früher  ganz  unerhört  war.  Infolgedessen 
trat  das  Bedürfnis  hervor,  die  Grundsätze  Uber  Enteignun- 
gen und  das  bei  denselben  anzuwendende  Verfahren  genauer 
zu  regeln.  So  haben  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  Deutsch- 
land, Österreich  und  fast  alle  andern  europäischen  Staaten 
eingehende  Gesetze  über  Enteignung  erhalten. 


2. 

Die  Enteignung  war  damit  ein  anerkanntes  und  gesetz- 
lich genau  geregeltes  Rechtsinstitut  geworden.  Aber  die 
Frage  der  Eingriffe  des  Staates  in  bestehende  Rechte  hatte 
seit  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  noch  weitere  Dimen- 
sionen angenommen.  Es  bereitete  sich  der  Übergang  aus 
der  feudalen  und  patrimonialen  Staatsordnung  in  die  moderne 
vor.  Frankreich  hat  denselben  durch  den  berühmten  Be- 
schlufs  vom  4.  August  1789,  welcher  alle  Feudalrechte,  alle 
Privilegien  der  Zünfte  und  sonstigen  Korporationen  be- 
seitigte, mit  einem  Schlage  vollzogen.  Ganz  anders  die 
deutsche  Entwicklung.  Hier  ging  man  langsam,  zögernd, 
allmählich  vor.  Aber  hier  wie  dort  war  die  Umwandlung 


1 Von  der  Landeshoheit  in  Ansehung  der  Unterthanen,  Personen 
und  des  Vermögens  Cap.  15  § 2. 
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nicht  ohne  einen  tiefen  Eingriff  in  die  bestehenden  Rechte 
möglich.  Die  Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  sollte  aufgehoben, 
Fronden,  Zinsen  und  Zehnten  sollten  für  ablösbar  erklärt, 
die  Gemengelage  der  Grundstücke  durch  eine  Neuordnung 
der  Flurverhältnisse  beseitigt  werden.  Auf  den  Gebieten  des 
gewerblichen  Lebens  erstrebte  man  eine  Freiheit  der  per- 
sönlichen und  wirtschaftlichen  Bewegung;  das  Verbietungs- 
recht  der  Zünfte,  die  Zwangs-  und  Bannrechte  fielen  diesen 
Bestrebungen  notwendigerweise  zum  Opfer.  Die  Vorrechte 
des  Adels  erschienen  mit  der  neuen  Staatsordnung  unver- 
einbar; seine  Patrimonialpolizei  und  Patrimonialgerichtsbar- 
keit, sein  privilegierter  Gerichtsstand,  die  Steuerfreiheit  der 
Rittergüter  mufsten  vernichtet  werden,  um  eine  gleichmäfsige 
Handhabung  der  staatlichen  Hoheitsrechte  und  eine  gleich- 
mäfsige  Heranziehung  der  Unterthanen  zu  den  staatsbürger- 
lichen Pflichten  zu  ermöglichen.  Bei  allen  diesfen  Mafs- 
regeln  handelte  es  sich  aber  nicht  mehr  um  Entziehung 
«ines  einzelnen  Vermögensobjektes  durch  Ver- 
waltungsakte, sondern  um  die  Änderung  eines 
ganzen  Rechts zustandos  im  W ege  der  Gesetz- 
gebung. Es  entstand  also  die  Frage:  wie  weit  ist  die 
staatliche  Gesetzgebung  befugt,  in  bestehende,  oder  wie 
man  sich  gewöhnlich  ausdrüekte,  in  „erworbene“  oder 
„wohlerworbene“  Rechte  einzugreifen? 

Der  erste,  welcher  diese  Frage  behandelt,  ist  J o h a n n 
Stephan  Putter1.  Er  wendet  die  für  die  Enteignung 
entwickelten  Grundsätze  auch  auf  den  Fall  der  Entziehung 
erworbener  Rechte  durch  die  Gesetzgebung  an.  Grund- 
sätzlich erklärt  er  sich  für  die  Unverletzlichkeit  derselben. 
So  weit  aber  die  erworbenen  Rechte  mit  dem  Gemeinwohl 
in  Kollision  kommen,  dürfen  sie  aufgehoben  werden,  jedoch 
vorbehaltlich  einer  Entschädigung.  Seit  dieser  Zeit  spielt 


1 Von  der  Bestimmung,  welche  die  Landeshoheit  mit  jeder  höchsten 
Gewalt  auch  darin  gemein  hat,  dafs  einem  jeden  sein  wohlerworbenes 
eigentümliches  Recht  zu  lassen  ist,  in  den  Beiträgen  zum  teutschen  Staats  - 
und  Fürstenrecht  Bd.  I,  8.  351  ff.;  Institutiones  juris  publici  § 119. 
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die  Frage  Uber  den  Schutz  der  erworbenen  Rechte  eine 
grofse  Rolle  in  den  staatsrechtlichen  Erörterungen.  Da  nun 
von  der  Aufhebung  namentlich  solche  Rechte  bedroht 
waren,  welche  in  den  Zuständen  des  Feudal-  und  Patri- 
monialstaates  ihre  Begründung  fanden,  so  lag  es  in  der 
Natur  der  Sache,  dafs  vorzugsweise  solche  Schriftsteller, 
welche  die  Aufrechterhaltung  der  feudalen  und  patrimonialen 
Rechte  erstrebten,  energisch  für  die  erworbenen  Rechte  ein- 
traten. So  namentlich  Karl  Ludwig  v.  Haller1  und 
Friedrich  Julius  Stahl*.  Letzterer  hebt  ausdrücklich 
hervor,  dafs  auch  die  s.  g.  feudalen  Rechte  dieses  Schutzes 
teilhaftig  seien8.  Aber  selbst  er  giebt  zu,  dafs  die  Geltung 
der  erworbenen  Rechte  ihre  Grenze  in  dem  findet,  was  die 
Idee  des  Gemeinzustandes  und  der  Rechtsordnung  oder  die 
naturgemftfse  Fortbildung  derselben  mit  unabweisbarer  Not- 
wendigkeit fordert.  Deshalb  können  erworbene  Rechte 
nicht  als  unantastbar  gelten,  so  weit  sie  das  Recht  der  Per- 
sönlichkeit anderer  aufheben,  z.  B.  bei  der  Sklaverei;  sie 
müssen  auch  da  weichen,  wo  der  öffentliche  Wohlbestand 
sie  schlechthin  nicht  mehr  erträgt4.  Als  ein  unbedingter 
Grundsatz  wird  also  die  Unverletzlichkeit  erworbener  Rechte 
nicht  einmal  von  Stahl  hingestellt.  Und  auch  die  nach- 
folgenden Schriftsteller  haben  die  Unverletzlichkeit  erwor- 
bener Rechte  nur  principiell  gefordert,  die  Aufhebung 
derselben  dagegen  für  zulässig  erklärt,  wenn  eine  solche 
„aus  dringenden  Gründen“5,  „zur  Förderung  des  Wohles 
des  Ganzen“  6,  zu  „Staats-  und  anderen  öffentlichen  Zwecken“ 1 
notwendig  erscheint. 


1 Restauration  der  Staats  Wissenschaften  2.  Aufl.  Bd.  11.  S.  372  ff.,  404  ff. 
8 Philosophie  des  Rechtes.  3.  Aufl.  Bd.  II.  Abt.  1 S.  386  ff. 

8 a.  a.  O.  8.  338. 

* a.  a.  O.  S.  339. 

5 O.  F.  v.  G e r b e r , Grundlüge  des  deutschen  Staatsrechts.  3.  Aufl.  S.  40. 
8 H.  A.  Zachariae,  Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht  3.  Aufl. 
Bd.  II.  S.  116. 

1 H.  Zoepfl,  Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Staatsreelits. 
5.  Aufl.  Bd.  II,  8.  502. 
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3. 

Von  grofser  Bedeutung  bei  diesen  Erörterungen  ist 
natürlich  die  Frage,  was  man  unter  einem  erworbenen 
R e c h t zu  verstehen  hat.  Der  Ausdruck  „erworbenes  Recht“ 
ist  sehr  alt  und  kommt  schon  bei  den  mittelalterlichen 
Juristen  vor.  Diese  unterlassen  aber  durchaus  eine  nfthere 
Begriffsbestimmung  desselben  und  sie  gebrauchen  ihn  eigent- 
lich wohl  nur  deshalb,  weil  bei  ihnen  die  Unterscheidung, 
ob  der  Anspruch  auf  Grund  des  jus  naturale  oder  auf 
Grund  des  jus  civile  erworben  ist,  eine  so  grofse  Rolle 
spielt.  Auch  bei  Hugo  Grotius  begegnet  uns  die  Bezeich- 
nung des  jus  quaesitum,  aber  ebenfalls  nur,  um  die  Unter- 
scheidung des  jus  quaesitum  ex  vi  juris  naturalis  und  ex 
vi  juris  civilis  abzulehnen1.  Dagegen  hat  die  spätere  Natur- 
rechtslehre allerdings  einen  ganz  bestimmten  Begriff  des 
erworbenen  Rechtes  entwickelt  und  zwar  im  Gegensatz  zum 
angeborenen  Recht  Das  angeborene  Recht  ist  das- 
jenige, welches  aus  der  angeborenen  Pflicht  hervorgeht,  es 
folgt  aus  der  Natur  des  Menschen  und  ist  für  alle  Menschen 
gleich®.  Das  erworbene  Recht  dagegen  ist  dasjenige,  welches 
durch  Hinzukommen  einer  besonderen  menschlichen  Thätig- 
keit  entsteht  (quod  interveniente  demum  facto  humano  resul- 
tat);  es  folgt  nicht  aus  der  menschlichen  Natur,  sondern 
ist  ein  besonderes  Recht  des  Einzelnen8. 

Mit  dieser  Unterscheidung  der  erworbenen  Rechte  von 
den  angeborenen  war  aber  für  die  Frage  der  Unverletzbarkeit 
wenig  anzufangen,  denn  der  Grundsatz  der  Unverletzbarkeit 
galt  ja  für  die  angeborenen  Rechte  in  noch  viel  höherem 
Mafse  als  für  die  erworbenen.  Erstere  konnten  dem  Men- 
schen, weil  sie  ihm  von  Natur  zustanden,  gar  nicht 
entzogen  werden,  während  bei  letzteren  wenigstens  aus 

1 a.  a.  O.  Lib.  II.  cap.  14  § 7>  8. 

3 Christian  Wolf,  Jus  naturae  raethodo  scientitico  pertractatum. 
Pars.  I,  cap.  1 § 26—30. 

3 Christ  Wolf  a.  a.  O.  § 35 — 38. 
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besonderen  Gründen  eine  Entziehung  möglich  war*. 
Nichtsdestoweniger  wurde  die  naturrechtliche  Unterscheidung 
auch  von  denjenigen  Vertretern  des  positiven  Staatsrechts 
festgehalten,  welche  wenigstens  principiell  den  Grundsatz 
der  Unverletzlichkeit  erworbener  Rechte  vertraten.  So 
bezeichnet  namentlich  Pütt  er  die  erworbenen  Rechte  als 
solche,  welche  dem  Einzelnen  nicht  kraft  der  natür- 
lichen Freiheit  zustehen,  sondern  auf  einem  s p e - 
ciellen  Rechtstitel  beruhen®. 

Es  ist  aber  aus  den  angeführten  Gründen  sehr  begreif- 
lich, dafs  diese  Begriffsbestimmung  den  späteren  Schrift- 
stellern nicht  genügte.  Der  Ausdruck  „erworbene  Rechte“ 
gewinnt  daher  allmählich  eine  veränderte  Bedeutung.  Die 
Wendung  vollzieht  B.  W.  Pfeiffer  in  seinen  praktischen 
Ausführungen8.  Er  knüpft  an  die  Püttersche  Begriffsbe- 
stimmung an,  wonach  wohl  erworbenes  Recht  (jus  quaesitura) 
dasjenige  Recht  heifst,  welches  nicht  auf  der  natürlichen 
Freiheit  beruht,  sondern  durch  einen  besonderen  Rechts- 
grund erworben  ist.  Aber  der  Ausdruck  „natürliche  Frei- 
heit“, meint  er,  sei  gar  zu  unbestimmt.  Unter  natürlicher 
Freiheit  könne  man  nämlich  einmal  den  uneingeschränkten 
Genufs  derjenigen  Rechte  verstehen,  welche  dem  Menschen 
von  Natur  zukämen,  ohne  dabei  an  ein  Verhältnis  zum 
Staate  zu  denken.  In  diesem  Sinne  könne  aber  der 
Ausdruck  hier,  wo  lediglich  von  staatsrechtlichen  Grund- 
sätzen die  Rede  sei,  nicht  gebraucht  werden.  Dann  pflege 
man  aber  unter  natürlicher  Freiheit  im  Staate  auch  wohl 
den  ungestörten  Genufs  aller  derjenigen  Rechte  zu  verstehen, 
welche  jemandem  als  Staatsbürger  und  vermöge  der  im 
Staate  geltenden  Gesetze  zukämen.  Nur  von  dieser  natür- 
lichen Freiheit  könne  hier  die  Rede  sein.  Den  auf  einem 


1 Christ.  Wolf  a.  a.  O.  § 64,  67. 

2 Institution«.*  juris  publici  § 119.  Ebenso  Häberlin,  Handbuch 
des  tcutschen  Staatsrechtes  Bd.  I,  8.  382. 

3 Praktische  Ausführungen  aus  allen  Teilen  der  Rechtswissenschaft. 
Bd.  I,  S.  246  ff. 
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besonderen  Rechtsgrunde  beruhenden  Rechten  ständen  die- 
jenigen gegenüber,  welche  lediglich  aus  der  Staatsbürger- 
qualität und  unmittelbar  aus  den  Gesetzen  hervorgingen. 
Letztere  seien  unter  die  wohlerworbenen  oder,  wie  man  sie 
auch  nennen  könne,  unabänderlichen  Rechte  nicht  zu  rechnen. 
Sie  ständen  dem  Einzelnen  nur  so  lange  zu,  wie  das  Gesetz, 
welches  sie  verliehen  hätte,  fortdauere ; mit  der  Abänderung 
oder  Aufhebung  desselben  fielen  sie  von  selbst  hinweg. 
Niemand  habe  einen  Anspruch  auf  Beibehaltung  der  be- 
stehenden Gesetze. 

Die  Gegenüberstellung  von  den  auf  Gesetz  und  den 
auf  einem  besonderen  Rechts  gründe  beruhenden 
Rechten  hat  auch  bei  den  späteren  Schriftstellern 
Billigung  gefunden.  Zu  dem  Begriff  des  erworbenen  Rechtes 
erfordern  sie,  dafs  dasselbe : 1 . einer  individuell  bestimmten 
Person  zustehe,  und  2.  auf  Grund  eines  speciellen  Rechts- 
titels (Rechtsgeschäft,  Verjährung,  Privileg,  Gesetz,  worunter- 
in  diesem  Falle  natürlich  nur  ein  Individualgesetz  ver- 
standen sein  kann)  erworben  sei1. 

1 So  spricht  Zoepfl  a.  a.  O.  S.  505  von  „wohlerworbenen,  d.  h.  auf 
besonderen  Rechtstiteln  beruhenden  Rechten“.  H.  A.  Z&chariae  a.  a. 
0.  S.  112  ff.  fordert  für  den  Begriff  des  wohlerworbenen  Rechtes:  1.  Be,- 

gründung  durch  einen  speciellen  und  gültigen  Rechtstitel ; 2.  ein  gegen- 
wärtiges Recht,  nicht  blofs  eine  rechtliche  Hoffnung;  3.  eine  bestimmte 
Person  als  berechtigte»  Subjekt,  v.  Gerber  a.  a.  0.  S.  39  sagt:  „Zu 

den  wohlerworbenen  Rechten  gehört  aber  nicht  die  blofse  Befugnis  des 
freien  Handelns  in  einem  Gebiete,  in  welchem  die  bisherige  Gesetzgebung 
keine  Beschränkung  auflegte,  überhaupt  nicht  das  Recht  jedes  Einzelnen, 
an  den  Vorteilen  teilzunehmen,  welche  eine  gesetzliche  Anordnung 
gewährt,  die  nur  als  abstrakte  Norm  wirken  will;  vielmehr  sind 
darunter  allein  diejenigen  Befugnisse  zu  verstehen,  in  denen  eine  im  objek- 
tiven Recht  enthaltene  Willensmöglichkeit  durch  irgend  einen  Vorgang, 
sei  dieser  ein  Rechtsgeschäft,  eine  sonstige  rechtsbegründende  Thatsache  oder 
ein  Gesetz,  als  konkret  bestimmte  Rechtszuständigkeit  eines 
individuellen  Subjektes  realisiert  worden  ist.“  Auch  v.  Martitz 
in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft  Bd.  XXXII.  S.  571 
unterscheidet  gesetzliche  und  wohlerworbene  Rechte.  Ebenso  müssen 
nach  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  I,  S.  192  als  „erworbene  Rechte 
diejenigen  bezeichnet  werden,  welche  ihrem  Subjekte  kraft  eines  beson- 
deren Erwerbsgrundes  zustehen.  An  einer  späteren  Stelle  heifst  es 
(a.  a.  O.  S.  194):  „Keine  erworbenen  Rechte  sind  aber  die  allgemeinen 

und  besonderen  gesetzlichen  Rechte,  die  für  alle  Personen  oder  für 
alle  Angehörigen  einer  bestimmten  Personenklasse  unmittelbar  durch 
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In  diesen  Auseinandersetzungen  ist  nun  das  jedenfalls 
zutreffend,  dafs  niemand  einen  Anspruch  auf  Aufrechter- 
haltung der  bestehenden  Gesetze  besitzt  Aber  davon  ver- 
schieden ist  die  Frage,  wie  es  mit  dem  Schutz  derjenigen  sub- 
jektiven Rechte  steht,  welche  unmittelbar  aus  diesen  Gesetzen 
hervorgehen.  Die  vorher  erwähnten  Schriftsteller  beschränken 
den  Begriff  des  erworbenen  Rechtes  auf  diejenigen  Rechte, 
welche  dem  Einzelnen  nicht  kraft  der  allgemeinen 
Gesetze,  sondern  kraft  specieller  Rechtstitel 
zustchcn.  Nur  ftir  letztere  soll  der  Grundsatz  der 
Unverletzlichkeit  Geltung  haben.  Aber  gegen  diese 
Behauptung,  Überhaupt  gegen  die  ganze  Unterscheidung  der 
gesetzlichen  und  erworbenen  Rechte  erheben  sich  gewichtige 
Bedenken.  Eine  positive  Rechtsquelle,  auf  welche  dieselbe 
gestützt  werden  könnte,  existiert  nicht1.  Sie  ist  ein  reines 
Erzeugnis  der  Theorie.  Und  die  Theorie  hat  den  Satz 
eigentlich  nur  aufgestellt,  nicht  bewiesen.  Warum 
soll  nur  ein  Recht,  das  mir  kraft  eines  speciellen  Rechts- 
titels zusteht,  ein  erworbenes  Recht  und  eines  besonderen 
Schutzes  teilhaftig  sein?  Sind  diejenigen  Rechte,  welche 
ich  auf  Grund  einer  allgemeinen  Rechtsvorschrift  genielse, 
nicht  auch  erworbene  und  zwar  wohlerworbene  Rechte? 

Zweifellos  hat  der  Gesetzgeber  die  Befugnis,  durch 
Änderung  der  gesetzlichen  Erbfolge  mich  des  Rechtes  zu 


Rechtssatz  begründet  sind.  Denn  bei  ihnen  fehlt  eben  ein  individu- 
eller Erwerbsgrund.“  Viel  enger  fafst  den  Kegriff  Lassalle,  System 
der  erworbenen  Rechte  Kd.  I,  8.  61.  Er  will  unter  erworbenen  Rechten 
nur  solche  verstehen,  „welche  durch  eine  individuelle  Willenshand- 
lung des  Individuums  mit  ihm  vermittelt  und  von  ihm  verseinigt  worden 
sind.“  Dieser  Kegriff  ist  aber  weder  vom  Verfasser  selbst  bei  seinen  ferneren 
Ausführungen  konsequent  festgehalten  noch  auch  von  si>ätereu  Schrift- 
stellern gebilligt  worden. 

1 G ierke  a.  a.  O.  S.  193  bezeichnet  die  Unterscheidung  von  gesetz- 
lichen und  erworbenen  Rechten  als  ein  „positivrechtliches  Ergeb- 
nis der  geschichtlichen  Entwicklung“.  Rositivrecbtlicli  ist  aber 
nur  das,  was  entweder  gesetzlich  oder  gewohnheitsrechtlich  feststeht. 
Nun  beruft  sich  Gierke  für  seine  Keliauptung  teils  auf  einige  oberst- 
richterliche Erkenntnisse,  teils  auf  zwei  Stellen  des  österreichischen  und 
sächsischen  bürgerlichen  Gesetzbuches  (Anm.  29  u.  39).  Aber  in  dem 
Umstande,  dafs  die  Entscheidungsgründe  der  angeführten  Erkenntnisse 
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berauben,  künftighin  in  den  Naehlafs  eines  Verwandten  zu 
succedieren.  Denn  hier  besteht  noch  kein  subjektives  Recht, 
sondern  nur  eine  Rechtshoffnung.  Wenn  ich  aber  eine 
Erbschaft  erworben  habe,  so  muls  ich  im  Besitze  derselben 
geschützt  werden.  Dabei  ist  es  ganz  gleichgültig,  ob  der 
Erwerb  ab  intestato,  also  durch  Gesetz  oder  kraft  eines 
Testamentes  oder  eines  Erbvertrages  stattgefunden 
hat,  ob  ich  als  necessarius  heres  des  römischen  Rechtes  oder 
gemäfs  den  Grundsätzen  des  deutschen  Rechtes  unmittel- 
bar durch  den  Tod  des  Erblassers  Erbe  geworden 
bin  oder  ob  dazu  die  Antretung,  also  ein  besonderes 
Rechtsgeschäft  erforderlich  war.  Und  wenn  man  selbst 
bei  dem  Erwerb  durch  Erbschaft,  auch  wenn  sie  kraft 
Gesetzes  erfolgt,  in  dem  Erbschaftsanfall  noch  einen  beson- 
deren Rechtstitel  oder  individuellen  Erwerbsgrund  erblicken 
wollte  *,  wie  steht  es  dann  in  anderen  Fällen,  wo  der  Erwerb 
zweifellos  nur  auf  Grund  des  Gesetzes  stattfindet?  Der 
Alimentationsanspruch  eines  unehelichen  Kindes  entsteht 
durch  die  Geburt;  hier  kann  von  einem  speciellen  Rechts- 
titel oder  individuellen  Erwerbsgrunde  keine  Rede  sein,  das 
Recht  beruht  also  lediglich  ^tuf  Gesetz.  Dasselbe  gilt  von 
dem  gesetzlichen  Pfandrecht,  denn  der  etwa  vorhergehende 
Vertrag  begründet  nicht  dieses,  sondern  nur  die  Forderung. 
Soll  denn  nun  ein  gesetzliches  Pfandrecht  weniger 


gelegentlich  mit  dem  Begriff  „der  erworbenen  Hechte“  operieren,  ist  doch 
keine  gewohnheitsrechtliche  Anerkennung  dieses  Begriffes  im  Sinne  einer 
bestimmten  wissenschaftlichen  Theorie  zu  erblicken.  Und  ebenso  wenig 
haben  die  beiden  erwähnten  Privatrechtsgesetzbücher  die  Absicht  den 
Begriff  der  erworbenen  Rechte  festzustellen.  Sie  sprecheu  lediglich  den 
Grundsatz  ans,  dafs  Gesetze  keine  rückwirkende  Kraft  haben  und  ziehen 
daraus  die  Folgerung,  dafs  dieselben  auf  vorhergegangene  Handlungen“ 
und  „vorher  erworbene  Rechte“  keinen  Eintlufs  haben,  sprechen  also 
überhaupt  nicht  von  „erworbenen“,  sondern  von  „vorher  erworbenen 
Rechten“.  (Österr.  Bürg.  G.-B.  § 5.  Sachs.  Bürg.  G.-B.  § 2.)  Den  Ge- 
gensatz zu  diesem  bilden  nicht  die  gesetzlichen,  sondern  die  nach 
Erlafs  des  neuen  Gesetzes  erworbenen  Rechte.  Wenn  endlich  Gierke 
meint  die  Unterscheidung  sei  auch  innerlich  gerechtfertigt  da  sie  dem 
Rechtsbewufstsein  entspräche,  so  ist  damit  selbstverständlich  für  die 
positivrechtliche  Geltung  gar  nichts  bewiesen. 

1 Wie  es  Gierke  a.  a.  O.  S.  193,  Anm.  33  thut. 


v * * t 
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Schutz  geniefsen  als  ein  vertragsmäfsiges?  soll  ein 
Alimentationsanspruch,  den  ich  kraft  eines  Vermächt- 
nisses besitze,  unverletzlich,  ein  solcher,  der  mir  kraft 
Gesetzes  zusteht,  entziehbar  sein? 

Und  genau  so  liegt  es  bei  den  öffentlichen  Rechten. 
Auch  hier  ist  es  ganz  gleichgültig,  ob  der  Erwerb  kraft 
Gesetzes  oder  kraft  eines  speciellen  Rechtstitels  stattgefunden 
hat.  Sollte  die  Landstandschaft,  die  Patrimonialgerichts- 
barkeit und  Patrimonialpolizei,  die  Steuerfreiheit  der  Ritter- 
gutsbesitzer, wenn  sie  auf  einem  allgemeinen  Gesetze 
beruhte,  der  Aufhebung  unterliegen,  dagegen  wenn  sie  den 
einzelnen  Berechtigten  kraft  besonderer  Privi- 
legien zustand,  uncntziehbar  sein?  Ob  das  eine  oder  das 
andere  der  Fall  war,  hing  oft  von  reinem  Zufall  ab  und 
häutig  genug  ist  das,  was  ursprünglich  durch  einzelne 
Privilegien  festgesetzt  war,  später  in  einem  allgemeinen 
Gesetz  zusammengefafst  worden.  Oder,  um  ein  modernes 
Beispiel  zu  gebrauchen,  soll  das  Mitglied  einer  ersten 
Kammer,  welches  einen  erblichen  Sitz  auf  Grund  der  Ver- 
fassung, also  kraft  Gesetzes  besitzt,  desselben  durch 
eine  entgegengesetzte  Anordniyig  beraubt  werden  können; 
derjenige  dagegen,  welcher  erblich  oder  lebenslänglich  durch 
Verfügung  des  Monarchen  berufen  ist,  einen  unver- 
letzlichen Anspruch  auf  die  Standschaft  besitzen? 

Aber  auch  auf  den  Umstand,  dafs  das  betreffende  Recht 
einer  individuell  bestimmten  Person  zusteht,  ist 
ein  entscheidendes  Gewicht  nicht  zu  legen.  Allerdings  kann 
von  einem  subjektiven  Recht  nur  da  die  Rede  sein,  wo 
dasselbe  mit  einer  Person  als  Berechtigtem  verbunden  ist. 
Aber  diese  Person  braucht  nicht  notwendig  in  der  rechts- 
begrllndenden  Anordnung  individuell  bestimmt  zu  sein. 
Wäre  letzteres  erforderlich,  so  würden  diejenigen  Rechte, 
welche  einem  ganzen  Stande  oder  einer  ganzen  Klasse 
von  Personen  eingeräumt  sind,  nicht  als  erworbene 
anzusehen  sein  und  demnach  der  beliebigen  Aufhebung  im 
Wege  der  Gesetzgebung  unterliegen.  Also  namentlich  die 
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Rechte  der  Stand esherren.  Und  doch  wird  von  den 
Vertretern  jener  Theorie  gerade  für  sie  die  Eigenschaft 
erworbener  Rechte  in  Anspruch  genommen  und  auf  Grund 
dessen  ihre  Unverletzlichkeit  behauptet1. 

Diese  Ausführungen  zeigen  zur  Genüge,  dafs  die  Unter- 
scheidung von  erworbenen  und  auf  Gesetzen  beruhenden  Rech- 
ten unhaltbar  ist.  Jedes  Recht  hat  den  Charakter  eines 
erworbenen  Rechtes2.  Der  Ausdruck  „erworbenes 


1 H.  A.  Zachariae  a.  a.  O.  S.  115. 

2 Dies  ist  auch  schon  von  einzelnen  der  früliereu  Schriftsteller  her- 

vorgehoben worden. • So  sagt  namentlich  Christiansen,  Ü her  erworbene 
Rechte.  Kiel  1856  S.  52:  „Was  man  als  erworbenes  Recht  zu  bezeichnen 

pflegt,  ist  nichts  anderes  als  konkret  bestimmtes  subjektives  Recht“ 
Auch  Jellinck,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte,  Freiburg  i.  B. 
1892  S.  320  bemerkt:  „Die  Garantie  erworbener  Rechte  heilst  daher  nur, 

dafs  der  dem  Individuum  zustehende  aktuelle  Rechtsbestand  von  Staats- 
wegen nicht  gegen  seinen  Willen  vermindert  werden  kann.“  Und  Regel  s- 
berger,  Pandekten  Bd.  I,  S.  440  bemerkt  in  völliger  Übereinstimmung 
mit  der  hier  entwickelten  Ansicht:  „Jedes  Recht  ist  ein  erworbenes“. 

Zn  demselben  Ergebnis  gelangen  auch  solche  privatrechtliche  Schrift- 
steller, welche  den  Begriff  der  erworbenen  Rechte  bei  der  Frage  der  Rück- 
wirkung der  Gesetze  erörtern  und  bei  der  Begriffsbestimmung  lediglich 
Privatrechte  im  Auge  haben.  Ihre  Charakterisierung  der  erworbenen 
Rechte  ist  eine  solche,  dafs  darunter  alle  Rechte,  welche  überhaupt  die 
Eigenschaft  von  subjektiven  Privatrechten  haben,  subsummiert  werden 
müssen,  nur  Rechtshoffhungen  und  rechtliche  Qualifikationen  ausgeschlossen 
sind.  So  sagt  Unger,  System  des  allgemeinen  österreichischen  Privat- 
rechts Bd.  I,  5.  Aufl.  S.  119:  „Unter  wohlerworbenen  Rechten  sind  solche 

Rechte  zu  verstehen,  welche  einer  bestimmten  individuellen  (physischen 
oder  moralischen)  Person  in  Folge  eines  Rechtsgrundes  bereits 
zustehen  oder  mit  der  Sache  bereits  verknüpft  sind.“  Und  später 
(a.  a.  O.  S.  128)  wird  bemerkt,  es  sei  gleichgültig,  ob  „das  subjektive 
Recht  unmittelbar  aus  dem  Gesetz  entstehe  oder  ob  es  aus 
einem  vorhergegangenen  Rechtsgeschäft  entspringe.“  Ähn- 
lich auch  Stobbe,  Handbuch  des  deutschen  Privatrechts  Bd.  I,  8.  Aufl. 
8.  209;  „Als  wohlerworben  erscheinen  im  allgemeinen  diejenigen  Rechte, 
für  welche  sämtliche  Thatsachen  eingetreten  sind,  welche 
die  betreffende  Rechtswirk ung  hervorzubringen  geeignet 
sind,  sie  stehen  im  Gegensatz  gegen  die  für  alle  Personen  zufolge  einer 
allgemeinen  Rechtsvorschrift  bestehenden  rechtlichen  Zustände  und 
gegen  die  Möglichkeiten,  Aussichten  und  Hoffn ungen,  durch  eine 
juristische  Thatsache  auf  Grund  gesetzlicher  Vorschriften  ein  Recht  zu 
erwerben.“  Dagegen  verzichten  Pfaff  und  Hofmann,  Exkurse  über 
österreichisches  allgemeines  bürgerliches  Recht  Bd.  I.  8.  130  ff.  überhaupt 
auf  eine  genaue  Begriffsbestimmung  der  erworbenen  Rechte.  Es  heifst 
daselbst:  „„Kurz  „erworbene  Rechte“  ist  nur  der  schillernde,  eigentlich 

etwas  anderes  sagende  und  darum  recht  unpassende  Ausdruck  für  unan- 
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Recht“  besitzt  daher  keinerlei  Wert;  es  besteht  kein 
Bedürfnis,  ihn  weiter  aufrecht  zu  erhalten;  inan  kann  statt 
dessen  ebenso  gut  von  bestehenden  Rechten  oder 
überhaupt  von  subjektiven  Rechten  sprechen. 

Gilt  denn  nun  aber  für  bestehende  Rechte  der 
Grundsatz  der  Unverletzlichkeit?  Gesetzlich 
ausgesprochen  ist  er  nicht  Unsere  Verfassungen  beschränken 
sich  darauf,  die  Unverletzlichkeit  des  Eigentums  und  auch 
diese  nur  mit  erheblichen  Einschränkungen  zuzusichern 
Auf  ein  anerkanntes  Gewohnheitsrecht  kann  man  sich 
ebenso  wenig  berufen.  Denn  niemand  wird  behaupten 
wollen,  in  der  Staatenpraxis  habe  eine  stetige  Beobachtung 
des  Grundsatzes  der  Unverletzlichkeit  erworbener  Rechte 
stattgefunden.  Im  Gegenteil,  unsere  Gesetzgebung  ist,  wo 
sie  es  im  Interesse  der  Fortbildung  des  Rechtszustande6  für 
notwendig  hielt,  über  Feudal-  und  Patrimonialrechte,  über 
Gewerbsprivilegien  und  Zunftbefugnisse  kühn  hinwegge- 
schritten. Auch  die  Theorie  hat  den  Grundsatz  der 
Unverletzlichkeit  wohl  erworbener  Rechte  keineswegs  als 
ein  unbedingtes  Princip  proklamiert.  Sie  hat  nur  gefordert, 
dals  erworbene  Rechte  lediglich  im  öffentlichen  Interesse 
und,  so  weit  sie  Vermögenswert  besitzeu,  gegen  Ent- 
schädigung entzogen  werden.  Wer  soll  aber  überdas 
Vorhandensein  des  öffentlichen  Interesses  urteilen?  Doch 
jedenfalls  nur  derjenige,  dem  die  Wahrung  der  öffentlichen 
Interessen  überhaupt  obliegt,  der  Staat.  Und  selbst  der 
Grundsatz,  dafs  lediglich  im  öffentlichen  Interesse  in  be- 
stehende Rechte  eingegriffen  werden  soll,  bildet  nur  eine 
materielle,  keine  fo  rm eile  Schranke  für  die  Staats- 
gewalt. Der  Staat  als  die  höchste  Rechtsmacht  auf  Erden 
ist  rechtlich  durch  keine  Schranke  gebunden,  in  rechtlicher 

tastbare,  selbst  vom  Gesetzgeber  zu  schonende  Rechte“  oder  für  „Rechte, 
welche  von  Gesetzesänderungen  unberührt  bleiben  sollen.“  Aber  er  ist  kurz 
und  traditionell  und  darum  wohl  kaum  mehr  zu  entbehreu““(a.  a.  O.  S.  182). 

1 Vergl.  die  Citato  in  meinem  Lehrbuch  des  deutschen  Staats- 
rechts 4.  Auri.  § 222  S.  700  N.  1 und  österreichisches  Staatsgrundgesctz  vom 
21.  Dez.  1867  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  Art.  5. 
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Beziehung  omnipotent.  Dies  gilt  namentlich,  wenn  es  sich 
um  Ausübung  der  höchsten  Funktionen  der  Staatsgewalt, 
der  gesetzgebenden,  handelt.  Selbst  brutale  Gewaltakte 
würden,  wenn  sie  in  der  Form  eines  Gesetzes  aufträten, 
formell  Recht,  für  Gerichte,  Verwaltungsbehörden,  Unter- 
thanen  verbindlich  sein.  Formell  sind  also  die  gesetz- 
gebenden Organe  des  Staates  in  der  Lage,  sich  über  jedes 
bestehende  Recht  hinweg  zu  setzen.  Aber  eben  auch  nur 
formell.  Nicht  alles,  was  äufserlich  sich  als  Recht  dar- 
stellt, entspricht  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit. 
Und  diese  dürfen  die  Staatsleiter  niemals  aufser  acht  lassen. 
Der  Satz  Justitia  fundamentum  regnorum“  enthält  eine 
Wahrheit,  die  von  jeher  gegolten  hat  und  zu  allen  Zeiten 
ihre  Berechtigung  behaupten  wird.  Aber  der  Grundsatz 
der  Gerechtigkeit  ist  nicht  identisch  mit  der  Aufrechter- 
haltung aller  bestehenden  Rechte.  Es  kann  subjektive 
Rechte  geben,  deren  Bestand  im  höchsten  Grade  ungerecht 
ist,  die  vielleicht  in  früheren  Zeiten  eine  materielle  Berech- 
tigung gehabt,  infolge  veränderter  Verhältnisse  sie  aber 
völlig  verloren  haben.  Sollen  diese  nun  blofs  deshalb,  weil 
sie  bestehen,  ewig  erhalten  werden?  Die  gröfsten  Fort- 
schritte, welche  sich  im  politischen,  wirtschaftlichen,  socialen 
Leben  der  Völker  vollzogen  haben,  wären  unmöglich  ge- 
wesen, wenn  die  bestehenden  Rechte  eine  absolute  Schranke 
für  die  Staatsgewalt  gebildet  hätten. 

Die  Unverletzlichkeit  bestehender  Rechte 
kann  demnach  nicht  als  ein  unbedingterGrundsatz 
hingestellt  werden.  Eingriffe  sind  zulässig,  wenn  sie  durch 
höhere  Rücksichten  des  Gemeinwohls  gefordert  werden. 
Im  einzelnen  gestaltet  sich  das  Verhältnis  des  Staates  zu 
den  subjektiven  Rechten  verschieden,  je  nach  dem  es  sich 
um  Privat  rechte  oder  öffentliche  Rechte  handelt. 


4. 

Das  Privatrecht  soll  den  Zwecken  des  Individuums 
dienen.  Diesen  wird  es  entzogen,  wenn  die  Staatsgewalt 
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es  für  einen  öffentlichen  Zweck  in  Anspruch  nimmt.  Bei 
einem  Eingriff  in  die  Privatrechte  ist  daher  stets  eine  sorg- 
same und  eingehende  Prüfung  erforderlich,  ob  wirklich 
überwiegende  Gründe  des  Gemeinwohls  denselben  als  not- 
wendig erscheinen  lassen.  Ist  dies  der  Fall,  so  macht  sich 
allerdings  das  öffentliche  Interesse  als  das  stärkere  geltend 
und  das  Privatrecht  tnufs  demselben  weichen.  Aber  hier 
besteht  regelmäfsig  die  Möglichkeit,  für  das  entzogene 
Privatrecht  eine  Entschädigung  zu  gewähren.  Denn  die 
Privatrechte,  deren  Entziehung  in  Frage  kommt,  sind  meist 
Vermögensrechte.  Es  lassen  sich  allerdings  auch  Ein- 
griffe des  Staates  in  Familienrechte  denken.  So  enthält 
z.  B.  die  durch  die  deutsche  Landesgesetzgebung  der  letzten 
anderthalb  Jahrzehnte  ausgebildete  Zwangserziehung  sittlich 
verwahrloster  Kinder1  eine  zwangsweise  Beseitigung  des 
elterlichen  Erziehungsrechtes.  Auch  durch  Akte  der  Gesetz- 
gebung kann  eine  Entziehung  von  Familienrechten,  z.  B. 
eine  Beschränkung  der  väterlichen  und  ehemännlichen 
Gewalt,  eine  Verminderung  der  Befugnisse  des  Vormundes 
stnttfinden.  In  allen  diesen  Fällen  ist  selbstverständlich 
von  Entschädigung  keine  Rede.  Aber  eine  grofse  praktische 
Bedeutung  haben  dieselben  nicht;  der  Schwerpunkt  der 
Frage  liegt  entschieden  in  dem  Verhältnis  des  Staates  zu 
den  privaten  Vermögensrechten. 

Beseitigungen  privater  Vermögensrechte  können  zunächst 
durch  allgemeine  gesetzliche  Vorschriften  er- 
folgen. Solche  kommen  da  in  Anwendung,  wo  es  sich  um 
Änderung  eines  ganzen  Rechtszustandes  handelt. 
So  sind  in  diesem  Jahrhundert  Leibeigenschaft,  Lehns- 
herrlichkeit, das  Jagdrecht  auf  fremdem  Grund  und  Boden, 
gewerbliche  Zwangs-  und  Bannrechte,  die  Verbietungsrechte 
der  Zünfte  und  sonstige  ausschliefsliche  Gewerbeberechti- 
gungen im  Wege  der  Gesetzgebung  aufgehoben  werden. 


1 Vorgl.  darüber  mein  Lehrbuch  des  deutschen  Venvaltungsrcchtes 
Ud.  I,  S.  273  ff. 


Digitized  by  Google 


17 


I.  2. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  die  Gesetzgebung 
zu  einem  solchen  Vorgehen  formell  befugt  war.  Aber 
auch  ihre  materielle  Berechtigung  dazu  ist  nicht  zu 
bestreiten.  Denn  die  Beseitigung  aller  dieser  Einrichtungen 
war  durch  wirtschaftspolitische  und  socialpolitische  Gründe 
dringend  geboten.  Es  galt  die  Befreiung  und  Hebung  des 
Bauernstandes,  die  Förderung  der  Landeskultur,  die  Weg- 
räumung von  Schranken,  welche  die  gewerbliche  Thätigkeit 
einengten  und  ihre  Entwicklung  unmöglich  machten.  Boi 
einzelnen  der  angeführten  Rechte  ist  für  die  Aufhebung 
eine  Entschädigung  gewährt  worden.  Aber  auch  nur  bei 
einzelnen.  Zur  Versagung  der  Entschädigung  war  die  Ge- 
setzgebung formell  gleichfalls  befugt.  Dieselbe  erscheint 
auch  materiell  berechtigt  da,  wo  ein  mefsbares,  ver- 
mögensrechtliches  Interesse  der  Berechtigten  nicht  vorlag. 
So  z.  B.  bei  Beseitigung  der  Zunftprivilegien.  Denn  es 
war  außerordentlich  fraglich,  ob  diese  überhaupt  eine  Schä- 
digung der  Zunftmeister  enthielt,  ob  nicht  gerade  umgekehrt 
die  Befreiung  des  Handwerks  von  den  hergebrachten  Fesseln 
für  dieselben  oder  wenigstens  für  die  strebsameren  und 
tüchtigeren  unter  ihnen  wesentliche  Vorteile  im  Gefolge 
hatte.  Anders  liegt  es  dagegen  beim  Jagdrecht  auf  fremdem 
Grund  und  Boden.  Wenn  dasselbe  auch  in  früheren  Zeiten 
vielfach  usurpatorisch  erworben  war,  so  bildete  es  doch  zur 
Zeit  der  Aufhebung  für  den  Berechtigten  einen  Bestandteil 
seines  Vermögens.  War  ein  Gut,  an  dessen  Besitz  ein  der- 
artiges Jagdrecht  sich  anknüpfte,  durch  Kauf  in  andere 
Hände  übergegangen,  so  hatte  der  Wert  dieses  Rechtes  in 
dem  Kaufpreise  seinen  Ausdruck  gefunden  und  der  Käufer 
für  den  Erwerb  desselben  ein  Äquivalent  geleistet.  Wenn 
ihm  das  so  erworbene  Recht  ohne  Entschädigung  entzogen 
wurde,  so  entsprach  das  gewifs  nicht  den  Forderungen  der 
Gerechtigkeit  und  Billigkeit.  Trotzdem  ist  in  vielen  Staaten 
so  verfahren  worden.  Daraus  ergiebt  sich,  dafs  der  Grund- 
satz: bestehende  Vermögensrechte  dürfen  nur  gegen 

Staats-  u.  TÖlkerrechtl.  Abhandl.  I.  2.  — Oeorg  Meyer.  2 
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Entschädigung  aufgehoben  werden,  in  der  Gesetzgebung 
keineswegs  eine  unbedingte  Anerkennung  gefunden  hat. 

Eine  Entziehung  privater  Vermögensrechte  kann  aber 
auch  durch  Verwaltungsakte  geschehen.  Hier  handelt  es 
sich  nicht  um  die  Änderung  eines  ganzen  Rechtszustandes, 
sondern  um  die  Übertragung  oder  die  Aufhebung  e i n es 
einzelnen  Vermögensrechtes. 

Der  wichtigste  Fall  ist  der  der  Enteignung,  welche 
den  Erwerb  eines  privaten  Vermögensobjektes  für  den  Staat 
oder  für  ein  öffentliches  Unternehmen  bezweckt.  Die  Ent- 
eignung hat  durch  die  Bestimmungen  der  Civilgesetzbücher, 
der  Verfassungen,  der  Enteignungsgesetze  eine  eingehende 
gesetzliche  Regelung  gefunden.  Überall  gilt  der  Grundsatz, 
dafs  eine  Entziehung  von  Eigentum  und  anderen  Vermögens- 
rechten nur  im  öffentlichen  Interesse  nach  Mafsgabe  des 
Gesetzes  und  gegen  vollständige,  regelmäfsig  auch  vor- 
gängige Entschädigung  stattfinden  darf.  Die  wichtigste 
Frage  ist  hier  also  die,  wie  das  Vorhandensein  des  öffent- 
lichen Interesses  im  einzelnen  Falle  konstatiert  werden  soll. 
Dies  kann  geschehen  entweder  durch  gesetzliche  Feststellung 
der  Enteignungsfälle  (Bayern)  oder  durch  Verleihung  des 
Enteignungsrechtes  seitens  eines  höheren  Regierungsorgans 
(Preufsen,  Württemberg,  Baden,  Frankreich)  oder  durch 
Erlafs  eines  Specialgesetzes  für  jede  einzelne  Enteignung 
(England,  Schweiz,  freie  Städte,  Frankreich  bei  gröfseren 
Unternehmungen) 1 . 

Die  Enteignung  findet  ihre  hauptsächlichste  Anwendung 
bei  Grundstücken.  Doch  unterliegen  derselben  auch 
bewegliche  Sachen,  so  namentlich  Pferde  bei  der 
Mobilmachung  sowohl  nach  der  deutschen  als  nach  der 
österreichischen  Gesetzgebung.  Eine  Enteignung  ist  ferner 

' ln  Österreich  besteht  Streit,  ob  eine  Enteignung  nur  in  den  durch 
besondere  Gesetze  festgestellten  Fällen  stattfinden  darf  (Grünhnt,  Ent- 
eignungsrecht S.  96  ff.)  oder  ob  eine  solche  aufserdem  noch  auf  Grund 
des  § 365  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  im  Verwaltungswege  angeorduet 
werden  kann.  (Praiäk,  das  Hecht  der  Enteignung  in  Österreich.  Prag 
1877  8.  82  ff.) 
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bei  s.  g.  Rechten  an  immateriellen  Gütern  möglich, 
wie  z.  B.  nach  dem  deutschen  Patentgesetz  eine  Entziehung 
des  Patentrechtes  gegen  Entschädigung  stattfinden  kann, 
wenn  eine  Erfindung  nach  Bestimmung  des  Reichskanzlers 
ffir  das  Heer  oder  die  Flotte  oder  sonst  im  Interesse  der 
öffentlichen  Wohlfahrt  benutzt  werden  soll1. 

Neben  der  Enteignung  kommen  die  Ablösungen  der  Re- 
allasten und  gewisser  Servituten,  d.  h.  die  Aufhebung 
derselben  gegen  Entschädigung,  in  Betracht.  Das  Gesetz 
spricht  die  Ablösbarkeit  aus  und  erkennt  damit  das  öffentliche 
Interesse  an  der  Aufhebung  dieser  Lasten  an,  welche  der  Be- 
freiung des  Bauernstandes  und  der  Beförderung  der  Landes- 
kultur zu  dienen  bestimmt  ist  und  die  Reste  der  Natural- 
wirtschaft beseitigen  soll.  Eine  besondere  Anordnung  der 
Verwaltungsbehörde  ist  daher  zur  Durchführung  der  Ab- 
lösung nicht  erforderlich ; es  genügt  der  Antrag  eines  Be- 
teiligten. Die  Verwaltung  wird  nur  thätig,  um  die  Entschädi- 
gung festzusetzen  und  die  Ablösung  formell  zu  vollziehen. 

Als  Eingriffe  in  private  Vermögensrechte  sind  ferner  die 
Zusammenlegungen  ländlicher  Grundstücke  zu 
erwähnen,  welche  in  unserer  Gesetzgebung  unter  der  Bezeich- 
nung „Separationen“,  „Verkoppelungen“,  „Feld-  und  Flur- 
bereinigungen“, „Arrondierungen“  u.  s.  w.  Vorkommen.  Auch 
diese  werden  im  Landeskulturinteresse  unternommen ; sie 
sollen  die  Nachteile  der  durch  die  früheren  Wirtschaftszu- 
stände herbeigeführten  Gemengelage  der  Grundstücke  be- 
seitigen und  eine  rationellere  Bewirtschaftung  der  Güter 
ermöglichen.  Hier  ist  ebenso  wie  bei  den  Ablösungen  das 
öffentliche  Interesse  an  der  Mafsregel  gesetzlich  anerkannt; 
zur  Realisierung  derselben  wird  nur  ein  Beschlufs  der  Be- 
teiligten erfordert.  Die  Verwaltung  beschränkt  sich  darauf, 
die  Art  und  Form  der  Durchführung  im  einzelnen  zu 
regeln.  Die  Entschädigung  besteht,  abweichend  von  den 
anderen  Fällen,  regelmäfsig  nicht  in  Geld,  sondern  in  Land. 

• Patentgesetz  vom  7.  April  1891  § 3. 

2* 
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Bei  allen  Aufhebungen  von  privaten  Vermögensrechten 
welche  nicht  durch  unmittelbare  gesetzliche  Vorschriften 
erfolgen,  ist  demnach  der  Grundsatz  der  Entschädigung 
streng  festgehalten.  Insbesondere  kann  die  V e rwaltung  dem 
Einzelnen  ein  Vermögensrecht  nur  entziehen,  wenn  sie  ihm 
dafiir  vollen  Ersatz  gewährt.  Im  Verhältnis  des  Einzelnen 
zur  Verwaltung  kann  man  daher,  wenn  auch  nicht  den 
Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  der  erworbenen  Rechte,  so 
doch  den  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  Ver- 
mögens aufstellon,  sofern  man  dabei  den  Gesamtbestand 
des  Vermögens  im  Auge  hat. 

Aber  dieser  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  Ver- 
mögens gilt  auch  nur  bei  Entziehung  von  Vermögens- 
rechten. Dagegen  kann  die  Verwaltung,  insbesondere  die 
Polizei,  kraft  ihrer  Verordnungs-  und  Verfügungsbefugnisse, 
sehr  vielfach  in  den  Rechtskreis  des  Einzelnen  eingreifen, 
indem  sie  ihm  im  öffentlichen  Interesse  Beschränkun- 
gen auferlegt  und  ihn  dadurch  in  seinen  Vermögensver- 
hältnissen beinträchtigt.  So  kann  z.  B.  der  Eigentümer 
eines  Bauplatzes  eine  nicht  unwesentliche  Schädigung  er- 
leiden, wenn  für  den  Stadtteil,  wo  derselbe  gelegen  ist, 
durch  polizeiliche  Anordnung  die  s.  g.  offene  Bauweise  ein- 
geführt,  er  also  gezwungen  wird,  mit  seinem  Bau  in  einer 
gewissen  Entfernung  von  den  Grenzen  der  beiden  Nachbarn 
zu  bleiben.  Der  Bauplatz,  welcher  bisher  Raum  für  ein 
Doppelhaus  geboten  hätte,  reicht  jetzt  vielleicht  nur  noch 
für  ein  einfaches  Ilaus  aus;  er  wird  also  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  entwertet.  Ähnliche  Eingriffe  liegen  vor, 
wenn  ein  Grundbesitzer  gezwungen  wird,  gewisse  Anlagen, 
z.  B.  Kies-,  Lehm-  und  Sandgruben,  in  einer  bestimmten 
Entfernung  von  einem  öffentlichen  Wege  zu  halten  oder 
wenn  die  Behörde  jemand  die  Errichtung  eines  gewerb- 
lichen Etablissements  auf  seinem  Grundstück  deshalb  unter- 
sagt, weil  dasselbe  Belästigungen  des  Publikums  zur  Folge 
hat  oder  weil  der  Betrieb  mit  einem  Geräusch  verbunden 
ist,  welches  in  der  Nähe  öffentlicher  Gebäude  nicht  geduldet 
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werden  soll.  Alle  diese  Anordnungen  mufs  der  Einzelne 
im  öffentlichen  Interesse  über  sich  ergehen  lassen,  ohne 
einen  Anspruch  auf  Entschädigung  zu  besitzen. 

Die  Eingriffe  des  Staates  in  private  Vermögensrechte 
haben  aber  in  neuerer  Zeit  namentlich  noch  nach  zwei 
Richtungen  hin  eine  bedeutsame  praktische  Anwendung 
gefunden,  bei  den  Verstaatlichungen  der  Eisen- 
bahnen und  bei  den  Stadterweiterungen.  Diesen 
beiden  Fragen  soll  im  folgenden  eine  etwas  eingehendere 
Betrachtung  gewidmet  werden. 

5. 

Zunächst  von  den  Eisenbahn  Verstaatlichungen. 

Als  in  den  dreifsiger  Jahren  des  gegenwärtigen  Jahr- 
hunderts der  Eisenbahnbau  in  Deutschland  begann,  nahmen 
die  Mittelstaaten  sofort  die  Herstellung  eines  Staats- 
bahnsystems in  Angriff.  In  Preufsen  dagegen  war  ein 
solches  unmöglich,  weil  die  damaligen  Verfassungsverhält- 
nisse die  Aufnahme  einer  Anleihe  nicht  gestatteten.  Auch 
in  den  Kleinstaaten  war  die  Herstellung  eines  Staats- 
bahnnetzes ausgeschlossen,  weil  die  grofsen  Verkehrslinien 
weit  über  die  Grenzen  eines  einzelnen  Staates  hinausgingen. 
So  kam  der  Eisenbahnbau  und  Eisenbahnbetrieb  zum  grofsen 
Teil  in  die  Hände  von  Privatgesellschaften.  Als  die 
verfassungsmäfsigen  Hindernisse  in  Preufsen  beseitigt  waren, 
begann  man  auch  dort  mit  dem  Bau  von  Staatsbahnen,  so 
dafs  sich  ein  gemischtes  System  von  Staatsbahnen  und 
Privatbahnen  entwickelte.  Die  preufsische  Regierung  hatte 
aber  von  vornherein  erkannt,  dafs  die  Vereinigung  der 
Eisenbahnen  in  den  Händen  des  Staates  principiell  wün- 
schenswert sei  und  sich  daher  den  Erwerb  der  Privatbahnen 
Vorbehalten.  Das  Gesetz  über  die  Eisenbahnunternehmungen 
vom  3.  November  1838  bestimmte  im  § 42,  dafs  der  Staat 
berechtigt  sei,  jede  Privatbahn  nach  Ablauf  von  dreifsig 
Jahren  seit  der  Transporteröffnung  anzukaufen  und  enthielt 
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nähere  Festsetzungen  über  die  zu  gewährende  Entschädigung. 
In  dieser  Gesetzesstelle  wird  allerdings  von  einem  „Ankauf“ 
der  Bahn  gesprochen,  in  Wahrheit  handelte  es  sich  aber 
um  eine  Enteignung,  welche  ja  in  der  damaligen  Zeit 
vielfach  als  erzwungener  Kauf  aufgefafst  w’urde,  eine  Auf- 
fassung, welche  sich  namentlich  auch  im  preufsischen 
Landrecht  findet. 

Ira  deutschen  Eisenbahnwesen  waren  allmählich  unhalt- 
bare Zustände  entstanden.  Es  existierte  ein  buntes  Durch- 
einander von  Staats-  und  Privatbahnen.  Letztere  waren 
zum  Teil  in  den  Händen  von  gröfseren,  zum  Teil  in  denen 
von  kleineren  Gesellschaften,  welche  sich  unter  einander 
bekämpften  und  befehdeten  und  deren  Verwaltungen  viel- 
fach mehr  den  Vorteil  ihrer  Aktionäre  als  die  Förderung 
der  Verkehrsinteressen  im  Auge  hatten.  Namentlich  ent- 
behrte das  deutsche  Eisenbahnwesen  jeder  planmäfsigen 
und  einheitlichen  Leitung.  Es  bestand  daher  ein  drin- 
gendes öffentliches  Interesse,  diese  Verhältnisse 
zu  bessern,  die  mit  ihnen  verknüpften  Übelstände  zu  be- 
seitigen. Der  Versuch,  hier  auf  dem  Wege  der  Reichs- 
gesetzgebung zu  helfen,  war  erfolglos,  das  Zustande- 
kommen des  Reichseisenbahngesetzes  scheiterte  an  dem 
Widerstande  der  einzelstaatlichen  Eisenbahnverwaltungen. 
Der  Plan,  alle  deutschen  Eisenbahnen  in  den  Händen  des 
Reiches  zu  vereinigen,  mufste  wegen  Abneigung  der  Mittel- 
staaten gegen  denselben  gleichfalls  aufgegeben  werden. 
Nunmehr  nahm  Preufsen  die  Angelegenheit  in  die  eigene 
Hand.  Es  schritt  zum  Ankauf  aller  gröfseren  Pri- 
vatbahnen auf  seinem  Gebiet  und  dem  der  benachbarten 
kleineren  norddeutschen  Staaten.  Der  Erwerb  aller  dieser 
Bahnen  ist  im  Wege  freihändigen  Kaufes  erfolgt. 
Der  preufsische  Staat  hat  sich  nicht  genötigt  gesehen,  von 
dem  ihm  kraft  des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  Nov.  1838 
zustehenden  Enteignungsrechte  Gebrauch  zu  machen.  Aber 
freilich,  der  vertragsmäfsige  Ankauf  der  Bahnen  ist 
nur  deshalb  gelungen,  weil  das  Enteignungsrecht  hinter 
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demselben  stand,  weil  der  preufsische  Eisenbahnminister  den 
Eisen  bahn  Verwaltungen  mitteilte,  er  würde,  wenn  sie  sich 
nicht  mit  ihm  einigten,  von  der  ihm  zustehenden  Befugnis, 
die  Bahnen  zwangsweise  zu  erwerben,  Gebrauch  machen. 

Nachdem  auch  Bayern  und  Sachsen  durch  den  Ankauf 
der  bayrischen  Ostbahn  und  der  Leipzig-Dresdener  Bahn 
ihr  Staatsbahnsystem  vervollständigt  haben,  befinden  sich 
jetzt  in  Deutschland  fast  alle  grofsen  durchgehenden  Linien 
in  den  Händen  des  Staates.  Von  den  kleineren  Pri- 
vatbahnen, welche  mehr  dem  lokalen  Verkehr  zu  dienen 
bestimmt  sind,  abgesehen,  bestehen  jetzt  in  Deutschland 
nur  noch  zwei  gröfsere  Privatbahnkomplexe,  die 
hessische  Ludwigsbahn,  deren  Linien  wesentlich  auf  hessi- 
schem und  preufsischem  Gebiete  gelegen  sind,  und  die 
pfälzischen  Bahnen.  Die  Verstaatlichung  der  ersteren  hat 
in  neuerer  Zeit  vielfach  den  Gegenstand  eingehender  Er- 
örterungen gebildet,  sowohl  in  den  beiden  Kammern  des 
hessischen  Landtages  als  auch  in  Gutachten  und  anderen 
litterarischen  Aufserungen. 

Die  Frage  Uber  die  zwangsweise  Erwerbung  der  im 
Grofsherzogtum  Hessen  belegenen  Strecken  der  hessischen 
Ludwigsbahn  liegt  in  einer  Beziehung  etwas  anders  als 
die  des  Erwerbes  der  preufsischen  Privatbahnen.  In  Preufsen 
beruhte  das  Recht  der  Regierung  zur  Erwerbung  der 
Bahnen  auf  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Vor- 
schrift, bei  der  hessischen  Ludwigsbahn  auf  einem  Vor- 
behalt der  Konzessionsurkunden.  Es  ist  daher  die 
Behauptung  aufgestcllt  worden,  es  handle  sich  hier  gar 
nicht  um  ein  Enteignungsrecht,  sondern  um  ein 
pactum  de  vendendo,  welches  der  Staat  mit  der  Eisen- 
bahngesellschaft abgeschlossen  habe1.  Diese  Auffassung 

1 Von  La  band  in  einer  Denkschrift  über  die  Verstaatlichung  der 
im  Grofsherzogtum  Hessen  gelegenen  Strecken  der  hessischen  Ludwigs- 
Eisenbahn-Gesellschaft.  Mit  der  von  mir  vertretenen  und  in  zwei  Gut- 
achten näher  ausgeführten  Ansicht  stimmen  überein  ein  Artikel  über  die 
rechtliche  Natur  der  Eisenbahnkonzessionen  in  der  Zeitschrift  für  Staats- 
und Gemeindeverwaltung  im  Grofsherzogtum  Hessen.  Jahrgang  18,  Nr.  5, 
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erscheint  mir  unhaltbar.  Eine  Eisen b ah nkonzession 
ist  ein  hoheitlicher  Akt,  der  auf  einseitiger  Auord- 
nung  des  Staates  beruht,  ein  pactum  de  vendendo 
ein  privatrechtlicher  Vertrag,  welcher  durch  Ver- 
einbarung der  Kontrahenten  zustande  kommt.  Eine 
bestimmte  Festsetzung  kann  unmöglich  beides  zugleich  sein. 
Da  nun  die  Bestimmungen  über  den  Bahnerwerb  einen 
Bestandteil  der  vom  Staate  erlassenen  Konzessionsurkunde 
bilden,  so  müssen  sie  notwendig  denselben  Charakter  haben, 
welchen  die  Konzessionen  überhaupt  besitzen,  d.  h.  ein- 
seitige Anordnungen  des  Staates  sein.  Der  in  denselben 
vorbehaltene  Übergang  der  Bahn  in  den  Besitz  des  Staates 
erfolgt  also  nicht  auf  Grund  eines  privaten  Rechtsge- 
schäftes,  sondern  inAusübungstaatlicherHoheits- 
rechte.  Diese  Auffassung  wird  im  vollsten  Mafse  durch  den 
Wortlaut  der  Konzessionsurkunden  bestätigt.  Die  betreffen- 
den Stellen  derselben  beginnen  ausnahmslos  mit  den  Worten : 
„Sollten  Wir“  (d.  h.  der  Grofsherzog)  oder  „sollte 
Unsere  Regierung“  „es  für  angemessen  halten,  die  Bahn  zu 
einer  Staatsbahn  zu  erklären  und  sie  auf  Staatskosten 
verwalten  zu  lassen“, 

und  dann  wird  weiter  festgesetzt,  nach  Ablauf  welcher  Zeit 
und  gegen  Gewährung  welcher  Entschädigung  die  Über- 
nahme auf  den  Staat  gestattet  ist.  Danach  kann  es  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dal's  über  den  Erwerb  der  Bahn  nicht 
ein  Vertrag  zwischen  Staat  und  Gesellschaft, 
sondern  daseinseitigeErmessenderStaatsorgane 
entscheiden  soll.  Es  handelt  sich  also  nicht  um  vertrags- 
mäfsigen  Ankauf,  sondern  um  Enteignung. 

Ist  es  nun  aber  zulässig,  dafs  in  Konzessionsur- 
kunden für  Eisenbahnen  derartige  Enteignungsrechte  fest- 
gesetzt werden?  Die  Enteignungen  sollen  nur  nach  Mafs- 
gabe  des  Gesetzes  stattfinden.  Das  heifst  aber  doch  nicht, 

S.  23  ff.,  Co  sack,  hessisches  Staatsrecht  in  M;ir<|iiartUens  Handbuch 
des  öffentlichen  Rechtes  S.  116,  Tezner  im  Archiv  fiir  öffentliches  Recht 
Bd.  IX.  S.  537  ff. 
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dafs  jeder  einzelne  Enteignungsfall  durch  Gesetz 
festgestellt,  sondern  nur,  dafs  für  die  Festsetzung  des  Ent- 
eignungsrechtes eine  gesetzliche  Grundlage  vorhanden 
sein  mufs.  Zur  Erteilung  von  Eisenbahnkonzessionen  ist 
in  denjenigen  Ländern,  in  welchen  dieselben  nicht  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  Vorbehalten  sind,  entweder  das  Staats- 
oberhaupt oder  das  Ministerium,  also  jedenfalls  ein  höheres 
Regierungsorgan,  befugt.  Ist  nun  in  der  Befugnis, 
Eisenbahnkonzessionen  zu  erteilen,  auch  das  Recht 
enthalten,  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit  die  zwangs- 
weise Erwerbung  der  Eisenbahn  durch  den  Staat 
vorzubehalten?  Es  besteht  kein  Bedenken,  diese  Frage 
zu  bejahen.  Die  Eisenbahnkonzessionen  dürfen  nicht  mit 
den  Gewerbekonzessionen  auf  eine  Linie  gestellt  werden. 
Letztere  enthalten  nur  die  Erlaubnis  zur  Errichtung  einer 
bestimmten  gewerblichen  Anlage  oder  zum  Betrieb  eines 
bestimmten  Gewerbes.  Hier  kann  man  sagen,  dafs  die 
Konzession  gar  keine  Beziehung  zu  den  Vermögensobjekten 
hat,  welche  in  Folge  derselben  entstehen.  Die  Eisenbahnen 
sind  dagegen  keine  privaten  Gewerbsunternehmungen,  son- 
dern öffentliche  Verkehrsanstalten.  Sie  werden  mit  Hülfe 
staatlicher  Machtmittel  in  das  Leben  gerufen,  insbesondere 
wird  das  staatliche  Enteignungsrecht  in  den  Dienst  der 
betreffenden  Gesellschaft  gestellt.  Eine  Eisenbahnkonzession 
erteilt  nicht  blofs  die  Erlaubnis  zum  Betriebe  einer  bestimm- 
ten Linie,  sondern  sie  regelt  die  gesamten  Rechtsverhältnisse 
der  Gesellschaft,  sie  verleiht  derselben  namentlich  das  Ent- 
eignungsrecht, ohne  welches  der  gröfste  und  wesentlichste 
Teil  ihres  Vermögens  gar  nicht  zur  Entstehung  gelangen 
könnte.  Wenn  daher  der  Staat  in  den  Konzessionsurkunden 
sich  das  Recht  des  zwangsweisen  Erwerbes  der  Bahn  vor- 
behält, so  greift  er  nicht  in  bestehende  Ver- 
mögensrechte ein;  er  läfst  vielmehr  ein  Ver- 
mögen, welches  noch  gar  nichtexistiert,  nur 
unter  der  Bedingung  zur  Entstehung  gelangen, 
dafs  es  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit  auf 
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ihn  selbst  übergehen  soll.  Und  dieses  Verfahren  ist 
auch  sachlich  gerechtfertigt.  Denn  die  Bahnen  werden 
nicht  in  das  Leben  gerufen,  um  dem  Unternehmer  gewisse 
Geschäftsvorteile  zuzuwenden  oder  einen  Vermögenserwerb 
zu  ermöglichen,  sondern  im  Interesse  des  öffentlichen  Ver- 
kehrs. Ist  nun  die  Regierung  der  Meinung,  dafs  diese 
Interessen  in  den  Händen  des  Staates  am  besten  gewahrt 
werden,  so  mufs  sie  auch  für  befugt  erachtet  werden,  die 
spätere  Erwerbung  des  Unternehmens  für  den  Staat  vorzu- 
behalten. Und  von  dieser  Befugnis  haben  die  Staatsregie- 
rungen der  verschiedensten  Länder  mannigfachen  Gebrauch 
gemacht.  Sie  haben  den  Erwerb  von  Privatbahnen  nicht 
nur  im  Wege  der  Enteignung,  d.  h.  gegen  Zahlung 
einer  Entschädigung  ausbedungen,  sondern  vielfach  sogar 
ein  Heimfallsrecht  sich  Vorbehalten,  kraft  dessen  nach 
Ablauf  einer  längeren  Periode  das  Unternehmen  ohne  Ent- 
schädigung auf  den  Staat  übergeht. 

6. 

Eine  ähnliche  Entwicklung  im  Eisenbahnwesen  wie 
Deutschland  hat  auch  Österreich  durchgemacht.  Nach 
mehrfachem  Schwanken  ist  man  in  den  letzten  Jahrzehnten 
entschieden  auf  die  Herstellung  von  Staatsbahnen  ausge- 
gangen. Deshalb  bedingen  die  neueren  österreichischen 
Eisenbahnkonzessionen  nicht  nur  gemäfs  der  Verordnung 
vom  14.  Sept.  1854  nach  Ablauf  von  neunzig  Jahren  den 
Heimfall  des  Unternehmens  an  den  Staat  aus,  sondern  sie  be- 
halten demselben  auch  das  Recht  vor,  die  Bahn  zu  jeder 
Zeit  einzulösen,  d.  h.  gegen  Erstattung  des  Wertes  zwangs- 
weise zu  erwerben.  Dafs  die  österreichische  Regierung  zu 
einem  solchen  Verfahren  befugt  ist,  kann  nach  den  obigen 
Ausführungen  einem  Zweifel  nicht  unterworfen  sein. 

Von  grofsem  Interesse  sind  die  Erörterungen  gewesen, 
welche  vor  einer  Reihe  von  Jahren  über  die  Verhältnisse 
der  Nordbahn  stattgefunden  haben.  Bei  diesen  handelte 
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es  sich  namentlich  um  zwei  Fragen:  1.  Hat  die  Nordbahn 

nach  Ablauf  ihres  Privilegs  einen  Rechtsanspruch  auf  Er- 
neuerung desselben?  2.  Ist  eine  zwangsweise  Enteignung 
derselben  zulässig?  Die  erste  Frage  ist  meines  Erachtens 
zu  verneinen.  Der  in  Frage  kommende  Art.  10  des  Privi- 
legs vom  24.  März  1836  lautete: 

„Nach  Ablauf  der  Privilegialjahre  kann  der  Unter- 
nehmer mit  den  Real-  und  Mobiliarzubehörungen  der 
dann  erloschenen  Unternehmung  frei  schalten,  Uber 
deren  Ablösung  mit  dem  Staate  oder  mit  Privaten  in 
Unterhandlung  treten,  und,  wenn  er  selbst  oder  die 
Abnehmer  jener  Zubehörungen  sich  zur  Fortsetzung 
der  Unternehmung  melden  sollten  und  diese  als  nütz- 
lich sich  bewährt  hätte,  wird  die  Staatsverwaltung 
keinen  Anstand  nehmen,  sich  zur  Erneuerung  des  Pri- 
vilegiums herbeizulassen.“ 

Nach  dem  Wortlaut  dieser  Bestimmung  wird  man  nicht 
annehmen  können,  dafs  die  Staatsregierung  damit  eine 
bindende  Verpflichtung  übernehmen  wollte.  Die  Worte 
„wird  keinen  Anstand  nehmen“  und  „sich  herbeilassen“ 
sprechen  entschieden  gegen  eine  solche.  Aber  auch  der 
Umstand  läfst  sich  dagegen  anftihren,  dafs  es  sich  bei  der 
Verlängerung  des  Privilegs  um  die  Ausübung  von  Hoheits- 
rechten handelt  und  dafs  es  der  Stellung  des  Staates  nicht 
entspricht,  in  Bezug  auf  solche  seinen  Unterthanen  gegen- 
über bindende  Verpflichtungen  zu  übernehmen.  Man  könnte 
also  höchstens  zu  dem  Ergebnis  kommen,  dafs,  wenn  die 
Voraussetzung  des  „sich  als  nützlich  Bewährens“  eintraf, 
die  Staatsregierung  loyaler  Weise  ihre  Zusage  der  Er- 
neuerung des  Privilegiums  erfüllen  mufste1.  Keinesfalls 


1 Diese  Ansicht  wird  namentlich  auch  iu  einem  Rechtsgutachten 
vertreten,  welches  von  dem  Präsidenten  des  obersten  Gerichtshofes  er- 
stattet und  in  den  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  über  die 
Sitzungen  des  Herrenhauses  des  österreichischen  Reiehsrates  in  den 
Jahren  1883,  1884.  IX.  Session.  Bd.  VI.  Nr.  594  8.  15  ff.  abgedruckt  ist, 
ferner  von  Einer  in  einem  Gutachten  zur  Nordbahnfrage  in  Grünhuts 
Zeitschrift  Bd.  XIV.  S.  704  ff.,  Tänzerles,  Vier  Rechtsfragen  betr.  die 
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wäre  die  Verweigerung  derselben  ein  Eingriff  in  erworbene 
Rechte  gewesen.  Schwieriger  liegt  die  Frage,  welche  sich 
auf  die  Befugnis  des  Staates  zur  Enteignung  bezieht. 
Zweifellos  konnte  eine  solche  im  Wege  des  Gesetzes  erfolgen. 
Ob  auch  durch  Verwaltungsakt,  das  hängt  davon  ab,  welche 
Bedeutung  man  dem  § 365  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
neben  den  gesetzlich  geregelten  Enteignungsfällen  zuge- 
stehen will  *.  Jedenfalls  würden  aber,  auch  wenn  man  die 
Regierung  hätte  für  befugt  erachten  wollen,  die  Enteignung 
im  Verwaltungswege  auszusprechen,  doch  in  Bezug  auf  die 
Festsetzung  der  Entschädigung  so  viel  Zweifel  entstanden 
sein,  dafs  die  von  dem  Präsidenten  des  obersten  Gerichtshofes 
vorgeschlagene  Form  der  Enteignung  durch  Gesetz  aus 
praktischen  Gründen  den  Vorzug  verdient  hätte. 

Die  Frage  des  Nordbahnprivilegs  hat  ihre  Lösung 
dadurch  gefunden,  dafs  auf  Grund  eines  Übereinkommens 
zwischen  Staat  und  Gesellschaft  vom  10.  Januar  und  17.  Juli 
1885  die  Verhältnisse  der  Staatsbahn  durch  ein  besonderes 
Gesetz  vom  6.  Sept.  1885  und  eine  in  Ausführung  desselben 
erlassene  Konzessionsurkunde  vom  1.  Januar  1886  ihre 
Regelung  erhalten  haben.  Danach  fällt  die  Bahn  am  31.  Dez. 
1940  dem  Staate  ohne  Entschädigung  heim,  während  letz- 
terer schon  vom  1.  Januar  1904  an  ein  Recht  der  Einlösung 
gegen  Zahlung  einer  entsprechenden  Entschädigung  besitzt 
Die  Bestimmung  über  die  Einlösung  findet  sich  zuerst  in 
§ 5 des  Übereinkommens  mit  der  Gesellschaft.  Hier  könnte 
daher  vielleicht  mit  gröfserem  Rechte  als  bei  der  hessischen 
Ludwigsbahn  die  Behauptung  aufgestellt  werden,  es  sei 
zwischen  dem  Staate  und  der  Gesellschaft  ein  pactum  de 
vendendo  abgeschlossen  worden.  Aber  eine  derartige  Auf- 
fassung würde  meines  Erachtens  doch  auch  hier  der  Sachlage 

Erlöschung  des  Privilegiums  der  K.  K.  privilegierten  Nordbahn  Wien  1881 
S.  39,  Tezner,  Erörterungen  aus  dem  öffentlichen  Recht  in  Gellers 
Centralblatt  für  Verwaltungspraxis  Bd.  I,  S.  621  ff.,  674  ff,  717  ff.,  813  ff. 
— And.  Meinung:  Rauda,  Bemerkungen  zur  Nordbahufrage  in  Grünhuts 

Zeitschrift  Bd.  XII,  S.  695  ff. 

1 Vergl.  darüber  oben  S.  18,  N.  1. 
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nicht  entsprechen.  Das  Übereinkommen  mit  der  Gesell- 
schaft ist  abgeschlossen  worden,  weil  der  Staat  die  Ange- 
legenheit im  Einvernehmen  mit  der  Gesellschaft  zu  erledigen 
wünschte.  Die  verbindliche  Kraft  der  fraglichen  Fest- 
setzungen beruht  aber  nicht  auf  dem  Vertrage,  sondern  auf 
dem  Gesetz  und  der  Konzessionsurkunde.  Dem  entspricht 
auch  der  Wortlaut  der  betreffenden  Bestimmung.  Der  § 5 
des  Übereinkommens  und  § 12  der  Konzessionsurkunde 
setzen  völlig  übereinstimmend  fest: 

„Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  Vor- 
behalten, das  gesamte  den  Gegenstand  der  neuen 
(gegenwärtigen)  Konzession  bildende  Unternehmen  vom 
1.  Jänner  1904  angefangen  wenn  immer  für  den  Staat 
einzulösen.“ 

Daraus  geht  unzweideutig  hervor,  dafs  über  die  Erwerbung 
der  Bahn  nicht  eine  Vereinbarung  zwischen  Staat 
und  Gesellschaft,  sondern  der  einseitige  Wille  des 
Staates  entscheiden  soll. 


7. 

Eine  anderweite  praktische  Bedeutung  hat  die  Frage, 
in  wie  weit  Eingriffe  des  Staates  in  private  Vermögensrechte 
zulässig  sind,  neuerdings  bei  den  Stadterweiterungen 
gewonnen.  Die  Befugnis  der  Städte,  behufs  Anlegung  von 
öffentlichen  Strafsen  und  Plätzen  Privatgrundstücke  im 
Wege  der  Enteignung  zu  erwerben,  ist  allgemein  anerkannt. 
In  neuerer  Zeit  tritt  aber  auch  das  Bestreben  hervor,  durch 
ein  Eingreifen  der  Staatsgewalt  auf  die  Herstellung  ange- 
messener Bauplätze  hinzuwirken1. 


1 Ober  diesen  Gegenstand  bestellt  bereits  eine  ziemlich  umfangreiche 
Litteriitur.  K.  Baumeister,  Stadterweiterungen  in  technischer,  bau- 
polizeilicher und  wirtschaftlicher  Beziehung.  Berlin  1876,  S.  384  lf., 
J.  Stubben,  der  Städtebau  in  dem  Handbuch  der  Architektur.  Teil  IV. 
Halbband  9,  S.  286  ff.,  das  Enteignungsrecht  der  Städte  bei  Stadterwei- 
terungen und  Stadtverbesserungen.  Leipzig  1894.  C.  Meyn,  Stadter- 
weiterungen in  rechtlicher  Beziehung.  Berlin  1893.  Adickes,  Art 
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Wenn  zur  Erweiterung  der  Städte  Bebauungspläne  auf- 
gestellt werden,  so  macht  sich  namentlich  in  solchen  Gegen- 
den, in  denen,  wie  im  Westen  Deutschlands,  ein  stark  zer- 
splitterter Grundbesitz  besteht,  der  Übelstand  fühlbar,  dafs 
die  dadurch  geschaffenen  Bauparzellen  für  die  Bebauung 
durchaus  ungeeignet  sind.  Wenn  die  in  Aussicht  genommene 
Strafse  einem  früheren  Feldweg  folgt,  so  stofsen  die  Grund- 
stücke allerdings  rechtwinklig  auf  die  Strafse.  Aber  sie 
bestehen  grofsenteils  aus  schmalen  Streifen.  Liegen  sie  mit 
der  schmalen  Seite  an  der  Strafse,  so  haben  sie  zwar  die 
für  einen  Bauplatz  nötige  Tiefe,  aber  es  fehlt  ihnen  die 
erforderliche  Breite.  Liegen  sie  dagegen  mit  der  breiten 
Seite  an  der  Strafse,  so  ist  zwar  die  für  die  Bebauung  not- 
wendige Breite  vorhanden,  aber  die  Tiefe  fehlt.  Viel 
schlimmer  wird  die  Sache,  wenn  die  in  Aussicht  genommene 
Strafse  durch  einen  Grundstückskomplex  diagonal  durchge- 
legt wird.  Dann  entstehen  spitz-  und  stumpfwinklige 
Stücke,  welche  zur  Bebauung  völlig  ungeeignet  sind,  und 
nicht  selten  kommt  es  vor,  dafs  ein  einzelner  Eigentümer 
an  jeder  Seite  der  Strafse  eine  kleine  Parzelle  erhält,  welche 
wegen  ihrer  gänzlichen  Unbrauchbarkeit  durchaus  nicht  zu 
verwerten  ist. 

Diesen  Übelständen  kann  nur  durch  eine  Verständigung 
der  Beteiligten  über  eine  rationelle  Zusammenlegung 
oder,  wie  es  vielleicht  treffender  heilst,  Umlegung  der 
Grundstücke  abgeholfen  werden.  Da  aber  dafür  vielfach 
das  Verständnis,  zuweilen  auch  der  gute  Wille  fehlt,  so 
erscheint  es  wünschenswert,  eine  zwangsweise  Um- 
legung kraft  eines  Mehrheitsbeschlusses  der  Beteiligten, 
unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  kraft  eines  Gemeinde- 
beschlusses, vorbehaltlich  einer  Genehmigung  durch  die 
Staatsregierung  zu  ermöglichen.  Ein  solches  Verfahren  ist 
durch  neuere  Hamburger  Gesetze  in  einem  Teil  des 

„Stadterweiterungeu“  in  Conrads  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften. 
Ud.  V.  S.  847  ff.,  Art.  „Zusammenlegung  städtischer  Grundstücke  und 
Zouenenteignung“  ebenda  Hd.  VI,  8.  li  18  ff. 
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Hamburger  Staatsgebietes  für  zulässig  erklärt 1 und  durch 
ein  Gesetz  des  Kantons  Zürich  für  Ortschaften  mit  städti- 
schen Verhältnissen  eingeführt  worden*.  In  derselben  Rich- 
tung bewegt  sich  ein  Gesetzentwurf,  welchen  der  Oberbürger- 
meister Adickes  im  preulsischen  Herrenhause  eingebracht 
hat3,  ein  weiterer  Gesetzentwurf,  welcher  im  Aufträge  der 
badischen  Städte  ausgearbeitet  worden  ist4  und  der  Ent- 
wurf einer  Bauordnung  flir  die  Reichshaupt-  und  Resi- 
denzstadt Wien  nach  dem  Anträge  des  Baureferenten  des 
Wiener  Magistrats5.  Der  Antrag  Adickes  ist  im  preufsi- 
schen  Herrenhause  angenommen®,  von  der  Kommission  des 
Abgeordnetenhauses  dagegen  abgelehnt  und  im  Plenum 
desselben  nicht  weiter  behandelt  worden7.  Die  preufsische 
Regierung  hat  eine  bestimmte  Stellung  zu  demselben  noch 
nicht  genommen,  sich  aber  durch  Kommissare  an  den  Ar- 
beiten der  Kommissionen  eifrig  beteiligt.  Auch  die  badische 
Regierung  verhält  sich  den  Anregungen  der  badischen 
Städte  gegenüber  zunächst  noch  zurückhaltend.  Die  haupt- 


1 Hamb.  Gesetz,  betr.  den  Bebauungsplan  für  die  Vororte  auf  dem 
rechten  Elbufer,  vom  30.  Dez.  1892.  Ausdehnung  auf  andere  Gebiets- 
teile durch  Gesetz_vom  9.  Februar  1894. 

9 Baugesetz  für  Ortschaften  mit  städtischen  Verhältnissen  vom 

23.  April  1893,  § 21  u.  27. 

3 Zuerst  in  der  Session  1892/93  unter  Nr.  5 der  Drucksachen  und 
wiederholt  in  der  Session  1894  unter  Nr.  6 der  Drucksachen.  In  der 
neueren  Fassung  führt  er  den  Titel  „Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  Stadt- 
erweiterungen und  Zonenenteignungeu“. 

4 Er  führt  den  Titel:  „Entwurf  zu  einem  Gesetze,  betr.  die  ltcgclung 

von  Baugrundstücken“. 

5 Gedruckt  Wien  1894.  Verlag  des  Wiener  Magistrats  § 39, 
Nr.  170—178. 

8 Zuerst  auf  Grund  eines  eingehenden  Kommissionsberichtes  vom 

24.  März  1893  (Drucksachen  Nr.  59)  in  der  Sitzung  vom  19.  April  1893 
(Stenogr.  Berichte  S.  161  ff.),  sodann  in  einmaliger  Schlufsberatung  am 
18.  Jan.  1894  (Sten.  Ber.  S.  13). 

1 Das  Abgeordnetenhaus  bat  sich  mit  dem  Gegenstände  zweimal 
beschäftigt:  in  der  Sitzung  vom  3.  Mai  1893  (Stenograph.  Ber.  S.  2219  ff.), 
sodann  in  der  Sitzung  vom  30.  Jan.  1894  (Stenogr.  Ber.  S.  183  ff.).  In 
beiden  Fällen  ist  die  Verweisung  des  Gesetzentwurfes  an  eine  Kommission 
beschlossen  worden.  Die  erste  Kommission  hat  einen  Bericht  nicht  mehr 
erstattet  wohl  aber  die  zweite.  (Bericht  vom  5.  April  1894.  Drucksachen 
Nr.  104.)  Dieser  Bericht  beantragt  die  Ablehnung  des  Gesetzentwurfes. 
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sächlichste  Einwendung,  welche  gegen  die  Vorschläge  erhoben 
wird,  geht  dahin,  dafs  dieselben  einen  zu  starken  Eingriff 
in  das  Privateigentum,  also  in  bestehende  Rechte,  enthielten1. 
Dieser  Ein  wand  kann  aber  in  keiner  Weise  als  stichhaltig 
anerkannt  werden.  Der  Eingriff  ist  durchaus  nicht  gröfser 
als  bei  der  Zusammenlegung  ländlicher  Grundstücke,  welche 
doch  nichts  unserem  Rechtsbewufstsein  anstöfsiges  enthält. 
Und  ein  erhebliches  öffentliches  Interesse  besteht  auch  bei 
der  Zusammenlegung  städtischer  Grundstücke.  Der  jetzige 
Zustand  hat  zur  Folge,  dafs  vielfach  in  unzweckmäfsiger, 
unschöner,  ungesunder  Weise  gebaut  und  die  Aufrechter- 
haltung  der  baupolizeilichen  Vorschriften  aufserordentlich 
erschwert  wird.  Eine  rationelle  Zusammenlegung  der  Bau- 
grundstücke würde  nicht  nur  den  Zwecken  der  Verschöne- 
rung der  Städte  dienen,  sondern  auch  die  Beschaffung 
besserer  und  gesünderer  Wohnungen  ermöglichen.  Sie  ist 
daher  aus  Gründen  der  Hygiene  und  der  Socialpolitik 
dringend  zu  wünschen.  In  vielen  Fällen  aber  würde  die  Mafs- 
regel  auch  den  einzelnen  Eigentümern  selbst  zu  gute  kommen. 
Bei  dem  jetzigen  Zustande  kann  es  unter  Umständen  wohl 
Vorkommen,  dafs  jemand  für  seine  Parzellen  einen  verhält- 
nismftfsig  grofsen  Preis  erzielt.  Aber  vielfach  wird  auch  sein 
Grundstück,  weil  zur  Bebauung  ungeeignet,  für  ihn  schwer 
zu  veräufsern  sein.  Und  da  hilft  denn  schlielslich  nur  der 
grofse  Spekulant,  welcher  den  ganzen  Komplex  zusammen- 
kauft und  in  angemessene  Bauplätze  einteilt.  Die  bei  Ge- 
legenheit der  Verhandlungen  über  den  Adiekeschen  Antrag 
im  preufsischen  Abgeordneten  hause  geäufserte  Befürchtung, 
dafs  die  zwangsweise  Umlegung  der  Baugrundstücke  die 
Spekulation  befördern  würde,  ist  durchaus  unbegründet  Im 
Gegenteil;  dieselbe  wird  gerade  dazu  beitragen,  den 


1 Dieser  Gesichtspunkt  ist  geltend  gemacht  in  der  Sitzung  des 
Abgeordnetenhauses  vom  30.  Jan.  1894  und  dem  Kommissionshcrichte  vom 
5.  April  1894,  sowie  in  der  Schrift  von  M erlo,  der  Gesetzentwurf,  betr.  Stadt- 
erweiterungen und  Zonenenteignungen.  2.  Aufi.  Köln  1894. 
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.Spcculanten  fernzuhalten  und  dem  einzelnen  Eigentümer  die 
selbständige  Verwertung  seines  Grundstückes  zu  ermöglichen. 
Und  das  Bedürfnis  der  zwangsweisen  Umlegung,  welches 
im  preufsischen  Abgeordnetenhause  gleichfalls  bestritten 
worden  ist,  wird  von  den  sachkundigsten,  urteilsfähigsten 
Männern  durchaus  anerkannt.  Hervorragende  Baukundige, 
wie  Baumeister  und  Stubben,  der  Verband  deutscher  Archi- 
tekten und  Ingenieure,  der  Deutsche  Verein  für  öffentliche 
Gesundheitspflege,  der  badische  Städtetag  sind  mit  aller 
Entschiedenheit  für  die  Notwendigkeit  einer  derartigen 
Mafsregel  eingetreten1.  Auch  bei  den  Erhebungen,  welche 
seitens  der  preufsischen  Regierung  aus  Veranlassung  des 
Adickesschen  Antrages  gemacht  sind,  hat  sich  nach  den  im 
Kommissionsberichte  des  Abgeordnetenhauses  enthaltenen 
Mitteilungen  des  Regierungskommissars  die  weit  über- 
wiegende Zahl  der  staatlichen  und  noch  mehr  der  städti- 
schen Behörden  für  den  Plan  ausgesprochen.  Dafs  die 
zustimmenden  Erklärungen  zunehmen,  je  weiter  man  von 
Osten  nach  Westen  fortschreitet,  ist  sehr  erklärlich,  da  im 
Westen  eine  weitaus  gröfsere  Zersplitterung  des  Grund- 
besitzes als  im  Osten  besteht  und  gerade  bei  zersplittertem 
Grundbesitz  das  Bedürfnis  nach  dem  Eingreifen  des  Staates 
besonders  stark  hervortritt. 

Für  die  Zwecke  der  Stadterweiterungen  und  der  Be- 
schaffung angemessener  Bauplätze  kann  aufserdem  auch  die 
Enteignung  des  Baugrundes  in  Anwendung  gebracht 
werden.  Eine  solche  ist  in  Deutschland  namentlich  durch 
die  Gesetzgebung  des  Grofsherzogtums  Hessen  ausgebildet 
worden2.  Diese  gestattet  die  Enteignung  dann,  wenn  eine 
gütliche  Vereinbarung  über  die  Umlegung  der  Grundstücke 
nicht  zustande  kommt  und  zwar  in  einem  älteren  Gesetz 
für  die  Stadt  Mainz  hinsichtlich  des  Grundbesitzes  der 


1 Vergl.  die  Zusammenstellung  hei  Meyn  a.  &.  O.  8.  4.  5. 
s Vergl.  Meyn  a.  a.  O.  S.  14  ff.  Ein  Abdruck  der  in  Betracht 
kommenden  Gesetze  ebenda  in  den  Anlagen  8.  84  ff. 

.Staats-  o.  rölkerrfchtl . Abhaadl.  I.  2.  — Georg  Mever.  3 
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widerstrebenden  Eigentümer1,  in  einem  späteren  allgemeinen 
Gesetz  hinsichtlich  des  gesamten  Baugeländes2. 

Eine  noch  weitergehende  Ausdehnung  hat  das  Ent- 
eignungsrecht beim  Städtebau  durch  das  namentlich  int 
französischen,  belgischen,  italienischen  Recht  entwickelte 
Institut  der  Zonenenteignung  erhalten,  welches  auch 
in  Ungarn  für  die  Hauptstadt  Budapest  in  Anwendung 
gebracht  ist®.  Man  versteht  darunter  die  Enteignung  des 
neben  der  Stral'se  liegenden  Baugeländes.  Die  Zonenent- 
eignung ist  bisher  namentlich  bei  Strafsendurchbrüchen  in 
Anwendung  gebracht  worden,  hat  also  nur  bebaute 
Grundstücke  umfafst.  Dngegen  war  in  dem  Anträge 
Adickes  die  Zonenenteignung  ursprünglich  nur  für  unbe- 
bautes Terrain  in  Aussicht  genommen,  die  Herrenhaus- 
kommission  hat  dieselbe  aber  auch  auf  bebautes  ausgedehnt. 
Letzteres  wohl  mit  vollem  Recht.  Denn  gerade  für  bebaute 
Grundstücke  besteht  das  Bedürfnis  einer  solchen  Malsregel, 
da  bei  Strafsendurchbrüchen,  wenn  die  Zwecke  derselben 
vollständig  verwirklicht  werden  sollen,  die  Herstellung  der 
an  den  neuen  Strafsen  liegenden  Gebäude  nach  einem  ein- 
heitlichen Plan  wünschenswert  ist  und  dieses  Ziel  durch 
die  Überführung  des  gesamten  anliegenden  Grundbesitzes 
in  die  Hände  der  Gemeinde  am  sichersten  erreicht  wird. 
Viel  zweifelhafter  erscheint  es,  ob  die  Zonenenteignung  auch 
für  unbebautes  Gelände  notwendig  ist,  ob  nicht  für  dieses 
die  zwangsweise  Umlegung  der  Baugrundstücke  ausreicht, 
namentlich,  wenn  solche  nicht  blol's  von  den  Beteiligten 
beschlossen,  sondern  auch  von  der  Gemeinde  beantragt  und 
mit  Zustimmung  eines  höheren  Regierungsorgans  durch- 
geführt werden  kann.  So  haben  die  badischen  Städte, 
welche  ein  Bedürfnis  für  Zonenenteignungen  in  bebauten 

1 Gesetz,  die  Ausführung  des  Bauplans  für  die  Erweiterung  der 
Provinzialhauptstadt  Mainz  betr.,  vom  28.  Juni  1875,  Art.  17. 

1 Allgemeine  Bauordnung  für  das  GroOherzogtum  Hessen  vom 
30.  April  1881,  Art.  69. 

3 Vergl.  Meyn  a.  a.  O.  8.  42  ff , Abdruck  der  Gesetze  ebenda  8.  90  ff. 
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♦Stadtteilen  nicht  empfinden,  von  dieser  gänzlich  absehen 
lind  sich  auf  die  zwangsweise  Umlegung  der  Bauplätze 
beschränken  zu  sollen  geglaubt.  Sie  konnten  dies  allerdings 
um  so  eher  thun,  als  schon  das  badische  Enteignungsgesetz 
gewisse  Bestimmungen  über  die  Enteignung  von  Bauplätzen 
enthält1.  Die  Zonenenteignung  ist  vielfach  bekämpft  worden, 
nicht  nur  in  den  Verhandlungen  des  preufsischen  Abgeord- 
netenhauses, sondern  auch  in  der  Litteratur2.  Man  macht  ihr 
namentlich  zum  Vorwurf,  dafs  sie  lediglich  dem  fiskalischen 
Interesse  der  Gemeinden  diene.  Dies  trifft  jedoch  höchstens 
für  diejenige  Gestaltung  zu,  welche  die  Zonenenteignung 
durch  das  belgische  Gesetz  vom  15.  Nov.  1867  erhalten  hat. 
ln  allen  andern  Ländern  sind  bei  der  Durchführung  der- 
selben Gesichtspunkte  der  Gesundheitspflege  und  des  öffent- 
lichen Verkehrs  mal’sgebend  gewesen.  Auch  nach  dem 
Anträge  Adickes  soll  die  Zonenenteignung  nur  dann  ein- 
treten,  wenn  „das  öffentliche  Interesse  es  erheischt“.  That- 
sächlieh  kann  die  Zonenenteignung  allerdings  die  Folge 
haben,  dafs  die  Gemeinde  durch  Veräufserung  des  ent- 
eigneten  Geländes  einen  Gewinn  erzielt.  Aber  es  ist  nicht 
einzusehen,  weshalb  die  Wertsteigerung,  welche  die  an  einer 
durch  Durchbruch  neugeschaffenen  Strafse  liegenden  Grund- 
stücke erfahren,  lediglich  denjenigen  Personen  zu  gute 
kommen  soll,  welche  zufällig  Besitzer  gerade  dieser  Grund- 
stücke sind.  Ist  es  nicht  billig,  dafs  ein  Teil  dieser  Wert- 
steigerung für  die  Gemeinde,  also  für  die  Gesamtheit  der 
steuerzahlenden  Bürger  in  Anspruch  genommen  wird.  Die 
Kosten  derartiger  Durchbrüche  sind  so  bedeutend,  dafs  die 
Gemeinde  sich  zu  denselben  vielfach  nur  dann  entschliefsen 
wird,  wenn  sie  imstande  ist,  einen  Teil  ihrer  Aufwendungen 
durch  Verkauf  des  Bauterrains  zu  decken.  So  kann  der 


1 Gesetz  über  die  Zwangsabtretung  vom  28.  Aug.  1835  § 19. 

2 Namentlich  von  Grünhut  a.  a.  O.  S.  83,  N.  1;  W.  v.  Rohland, 
Zur  Theorie  und  Praxis  des  deutschen  Enteignungsrechts.  Leipzig  1875 
S.  22.  Für  die  Zonenenteignung  Fr.  J.  Neu  mann,  Die  Steuer  und 
das  öffentliche  Interesse.  Leipzig  1887,  S.  230  ff. 
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finanzielle  Vorteil,  welcher  der  Gemeinde  aus  der  Zonen- 
enteignung erwächst,  doch  auch  zur  Förderung  von  Unter- 
nehmungen beitragen,  welche  im  öffentlichen  Interesse 
dringend  zu  wünschen  sind. 


8. 

Wie  steht  es  nun  endlich  mit  den  Eingriffen  des 
Staates  in  die  öffentlichen  subjektiven  Rechte? 
Bei  diesen  kann  von  einer  Unverletzlichkeit  noch  viel 
weniger  die  Rede  sein  als  bei  Privatrechten.  Sie  stehen 
dem  Einzelnen  nicht  im  privaten,  sondern  im  öffent- 
lichen Interesse  zu.  Bei  der  Entziehung  derselben  handelt 
es  sich  also  nicht  um  eine  Kollision  von  öffentlichem  und 
privatem  Interesse,  sondern  es  kommen  lediglich  Ge- 
sichtspunkte des  Gemeinwohls  in  Betracht.  Was 
im  öffentlichen  Interesse  gegoben  ist,  kann  auch  im  öffent- 
lichen Interesse  wieder  genommen  werden.  Allerdings  soll 
auch  bei  Aufhebung  bestehender  öffentlicher  Rechte  mit 
Vorsicht  und  Schonung  verfahren  werden.  Aber  von  einem 
Rechtsanspruch  auf  Aufrechterhaltung  derselben  kann  absolut 
keine  Rede  sein.  Die  öffentlichen  subjektiven  Rechte  be- 
ruhen meist  auf  Gesetz,  die  Aufhebung  derselben  wird 
also  regelmäfsig  durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung 
erfolgen.  Und  weil  sie  auf  Gesetz  beruhen,  so  kann  ihre 
Unverletzlichkeit  auch  von  denjenigen  nicht  behauptet 
werden,  welche  in  dieser  Hinsicht  einen  Unterschied  zwischen 
gesetzlichen  und  erworbenen  Rechten  annehmen. 

Die  subjektiven  öffentlichen  Rechte  zerfallen  in  drei 
Gruppen:  solche,  welche  dem  Einzelnen  eine  Freiheit  von 
Einwirkung  der  staatlichen  Organe  gewähren;  Ansprüche 
auf  eine  positive  Thütigkeit  des  Staates,  namentlich  Ge- 
währung von  Schutz  und  Fürsorge;  s.  g.  politische  Rechte, 
welche  dem  Einzelnen  eine  Beteiligung  an  der  Ausübung 
der  Staatsgewalt  einräumen.  Es  kommen  endlich  bei  der 
Beseitigung  öffentlicher  Rechte  noch  die  Befreiungen  von 
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der  Erfüllung  staatsbürgerlicher  Pflichten,  welche  einzelnen 
Personen  oder  einzelnen  Klassen  der  Bevölkerung  zustehen 
können,  in  Betracht. 

Durch  die  modernen  Verfassungen  und  Gesetze  ist  den 
Einzelnen  oft  eine  gewisse  Freiheit  von  Einwirkung 
der  staatlichen  Organe,  namentlich  der  Verwaltungs- 
und Polizeibehörden,  eingeräumt.  Es  ist  ihm  das  Recht 
der  freien  Niederlassung,  des  freien  Gewerbebetriebes,  Prefs- 
freiheit  und  dergl.  zugesichert.  Bekanntlich  besteht  Streit 
darüber,  ob  und  in  wie  weit  hier  überhaupt  von  subjektiven 
Rechten  gesprochen  werden  kann.  Darüber  existiert  aber 
keine  Meinungsverschiedenheit,  dafs  Rechte  dieser  Art  nicht 
unverletzlich  sind,  dafs  sie  der  Aufhebung  im  Wege  der 
Gesetzgebung  unterliegen.  Jeder  Staatsangehörige  mufs  sich 
diejenigen  Beschränkungen  der  natürlichen  Handlungsfreiheit 
gefallen  lassen,  welche  die  Gesetzgebung  aus  Gründen  des 
Gemeinwohls  ihm  aufzulegen  für  nötig  erachtet.  Ja,  der 
Staat  ist  sogar  zweifellos  berechtigt,  seinen  Unterthanen 
gewisse  wirtschaftliche  Thätigkeiten  gänzlich 
zu  untersagen  und  in  der  Form  von  Regalen  oder 
Monopolen  sich  selbst  vorzubehalten.  Als  im  Deutschen 
Reiche  seitens  der  verbündeten  Regierungen  die  Absicht 
bestand,  das  Tabaks-  und  später  das  Branntweinmonopol 
einzuführen,  da  haben  diese  Bestrebungen  vom  politischen 
Standpunkte  aus  energische  Opposition  gefunden ; die  recht- 
liche Befugnis  des  Reiches,  eine  solche  Mafsregel  einzu- 
führen, ist  aber  von  keiner  Seite  bestritten  worden. 

Der  Einzelne  hat  dem  Staate  gegenüber  ferner  An- 
spruch auf  eine  positive  Thätigkeit,  auf  Schutz 
gegenüber  auswärtigen  Staaten,  auf  Rechtsschutz  im  Innern, 
auf  diejenige  fürsorgende  und  fordernde  Thätigkeit,  welche 
man  unter  dem  Begriff  der  inneren  Verwaltung  zusammen- 
fafst  Wie  weit  diese  Thätigkeiten  des  Staates  sich  erstrecken 
sollen,  das  festzusetzen  ist  Sache  der  staatlichen  Gesetz- 
gebung. Der  Staatsangehörige  hat  kein  Recht  auf  Beibe- 
haltung derselben.  Im  allgemeinen  geht  allerdings  das 
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Bestreben  des  modernen  Staates  mehr  auf  Erweiterung  als 
auf  Beschränkung  seines  Wirkungskreises,  sodafs  hier  eine 
Aufhebung  vorhandener  Rechte  praktisch  kaum  in  Frage 
kommen  wird. 

Unverletzlich  sind  endlich  auch  nicht  diejenigen  Rechte, 
welche  dem  Einzelnen  eine  Teilnahme  an  der  Aus- 
übung der  Staatsgewalt  gewähren.  Zu  den  Zeiten 
des  Feudal-  und  Patrimonialstnates  stand  bestimmten  Per- 
sonen in  ihrer  Eigenschaft  als  E i g e n t ii  m e r eines  Gutes 
die  Berechtigung  zur  Ausübung  obrigkeitlicher  Befugnisse, 
namentlich  Gerichtsgewalt  und  Polizeigewalt,  zu.  Die  Ge- 
setzgebung des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  hat  kein  Be- 
denken getragen,  diese  s.  g.  Patrimonialgerichtsbarkeit  und 
Patrimonialpolizei  vollständig  zu  beseitigen.  Im  modernen 
Staate  werden  die  zur  Ausübung  staatlicher  Hoheitsrechte 
befugten  Personen  zu  ihrer  Thätigkeit  entweder  durch 
Ernennung  oder  durch  Wahl  oder  unmittelbar 
durch  Gesetz  berufen.  Aber  keine  dieser  Personen  hat 
einen  unentziehbaren  Anspruch  auf  Fortdauer  der  ihr 
zustehenden  Rechte.  Die  Beamten,  mögen  sie  ihr  Amt 
durch  Ernennung  oder  ausnahmsweise  durch  Wahl  erlangt 
haben,  sind  gegen  willkürliche  Entlassung  im  administrativen 
Wege  geschlitzt;  aber  durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung, 
also  beispielsweise  durch  eine  Umgestaltung  der  Behörden, 
können  sie  sowohl  ihres  Amtes  als  ihrer  Beamtenstellung 
verlustig  gehen.  Die  Mitglieder  der  repräsentativen 
Körperschaften,  sowohl  der  Parlamente  als  der  kommu- 
nalen (Gemeinde-,  Kreis-,  Bezirks-,  Provinzial-) Vertretungen 
haben  gleichfalls  kein  Recht  auf  Beibehaltung  ihrer  Stellung. 
Und  zwar  ganz  einerlei,  ob  sie  dieselbe  durch  Wahl  oder 
durch  Berufung  seitens  des  Monarchen  oder,  wie  namentlich 
die  erblichen  Mitglieder  erster  Kammern,  unmittelbar  kraft 
der  Verfassung  erlangt  haben.  Gewählte  Vertretungen 
unterliegen  sogar  meist  der  Auflösung  seitens  der  Regierung; 
im  Wege  der  Gesetzgebung  können  alle  parlamentarischen 
und  sonstigen  Vertretungen  beseitigt  und  umgestaltet  werden. 
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Ebenso  wenig  besitzen  die  Wähler  einen  Anspruch  auf 
Beibehaltung  der  bestehenden  Wahlbefugnisse.  Eine  Ein- 
schränkung des  Wahlrechtes  in  der  Weise,  dafs  dasselbe 
gewissen  bisher  wahlberechtigten  Teilen  der  Bevölkerung 
entzogen  wird,  ist  eine  politisch  in  hohem  Grade  bedenk- 
liche Mafsregel.  Und  nur  sehr  zwingende  Gesichtspunkte 
des  öffentlichen  Wohles  können  Veranlassung  geben,  eine 
solche  vorzunehmen.  Aber  vom  rechtlichen  Standpunkte 
ist  gegen  dieselbe,  vorausgesetzt,  dafs  sie  sieh  in  verfassungs- 
mäfsigen  Formen  vollzieht,  keine  stichhaltige  Einwendung 
zu  erheben. 

Selbst  das  Recht  auf  die  Krone  ist  nicht  unentzieh- 
bar.  Die  neuere  Staatsrechtswissenschaft  ist  fast  einstimmig 
der  Ansicht,  dafs  auch  Successionsansprüche  auf  den  Thron 
durch  Änderung  der  Thronfolgeordnung  beseitigt  oder  mo- 
difiziert werden  können1.  Das  war  natürlich  anders  zu  einer 
Zeit,  wo  die  Thronfolge  als  etwas  der  Succession  in  Lehns- 
und Fideikommifsgtiter  Analoges  behandelt  und  die  Ansprüche 
der  Agnaten  als  Privatrechte  angesehen  wurden.  Eine  solche 
Auffassung  entspricht  aber  den  modernen  staatsrechtlichen 
Anschauungen  nicht,  nach  welchen  die  Thronfolge  keine 
Succession  in  einen  Vermögenskomplex,  sondern  die  Be- 
rufung zu  einer  öffentlichen  Thätigkeit  ist.  Es  bedarf 
keiner  Auseinandersetzung,  dafs  Änderungen  in  der  Thron- 
folgeordnung nur  aus  sehr  zwingenden  Gründen  vorge- 
nommen werden  dürfen,  und  die  Gesetzgebung  wird  von 
der  ihr  zustehenden  Befugnis,  in  die  Suecessiousrechte  der 
Agnaten  des  Fürstenhauses  einzugreifen,  nicht  leicht  Ge- 
brauch machen.  Aber  ein  Gesetz,  welches  eine  neue 
Regelung  der  Thronfolge  auch  mit  Verletzung  bestehen- 
der Successionsansprüche  vornähme,  würde  rechtlich  ver- 
bindlich sein.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  hatte  das ' 
Rechtsgutachten  des  preufsischen  Kronsyndikats  in  der 

1 Vergl.  mein  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsreehts  $ 86  8.  227 
N.  3 und  die  daselbst  citierten  Schriftsteller. 
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schleswig-holsteinischen  Erbfolgefrage  die  Rechtsgültigkeit 
des  dänischen  Thronfolgegesetzes  vom  31.  Juli  1853  be- 
hauptet1, während  ein  grofser  Teil  der  liberalen  Parteien 
in  Deutschland  auf  Grund  von  lehns-  und  privatfürstlichen 
Erwägungen  die  Successionsberechtigung  des  Erbprinzen 
von  Augustenburg  verteidigte.  Mit  vollem  Recht  hat 
Id.  v.  Sybel  bemerkt,  dafs  das  Kronsyndikat  hier  den 
modernen,  die  liberalen  Parteien  den  feudalen  Standpunkt 
vertreten  haben®. 

Nur  Einer  ist  im  Staate  vorhanden,  dem  seine  staats- 
rechtliche Stellung  ohne  seine  Zustimmung  nicht  genommen 
werden  kann,  der  Monarch.  Denn  ohne  seinen  Willen 
kann  überhaupt  kein  Gesetz  zustande  kommen.  Dies  gilt 
wenigstens  für  alle  Staaten,  wo  dem  Monarchen  ein  s.  g. 
absolutes  Veto  zusteht.  Nur  in  solchen  Ländern,  wo  der 
Monarch  blofs  ein  suspensives  Veto  besitzt  und  dieses  auch 
für  Verfassungsänderungen  gilt,  würde  die  Möglichkeit  be- 
stehen, ihm  auch  seine  Rechte  gegen  seinen  Willen  zu 
entziehen,  den  Staat  in  legaler  Weise  aus  einer  Monarchie 
in  eine  Republik  zu  verwandeln,  ohne  dafs  der  Monarch 
es  zu  hindern  vermöchte.  Ein  solcher  Staat  besteht  aber 
jetzt  überhaupt  nicht  mehr.  Denn  die  einzige  Verfassung, 
welche  zur  Zeit  noch  den  Monarchen  auf  ein  suspensives 
Veto  beschränkt,  die  des  Königreiches  Norwegen,  mufs  doch 
dahin  ausgelegt  werden,  dafs  dieses  suspensive  Veto  ledig- 
lich bei  einfachen  Gesetzen  eintreten  soll,  während  bei  Ver- 
fassungsänderungen dem  Könige  ein  absolutes  Veto  zusteht3. 

Neben  den  öffentlichen  Rechten  der  Staatsangehörigen 
kommen  die  öffentlichen  Pflichten  in  Betracht.  Hier 
kann  von  individuellen  Berechtigungen  selbstverständlich 
nur  insoweit  die  Rede  sein,  als  einzelne  Personen  von  der 

1 Rechtsgutachteu  bezüglich  der  Herzogtümer  Schleswig,  Holstein 
und  I.auenburg,  erstattet  vom  Kronsvudiknt.  Berlin  1866,  S.  17. 

* H.  v.  Sv  bei,  Die  Begründung  des  Deutschen  Reiches  durch  Wil- 
helm I.  Bd.  IV,’  S.  144. 

a Ascliehoug,  Das  Staats  recht  der  vereinigten  Königreiche  Schweden 
und  Norwegen  in  MarquArd.sens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechtes  S.  204. 


Digitized  by  Googl 


41 


I.  2. 

Erfüllung  dieser  Pflichten,  der  Steuerpflicht,  dem  Militär- 
dienst, befreit  sind.  Auf  die  Aufrechterhaltung  derartiger 
Befreiungen  hat  niemand  einen  Anspruch.  Der  Staat  kann 
nicht  darauf  verzichten,  einseitig  darüber  zu  bestimmen, 
in  welchem  Umfange  er  seine  Unterthanen  zu  Leistungen 
in  seinem  Interesse  heranziehen  will.  Mit  vollem  Recht  ist 
bemerkt  worden,  dafs  die  Aufhebung  einer  Steuerfreiheit 
rechtlich  durchaus  auf  gleicher  Linie  steht  mit  der  Ein- 
führung einer  neuen  Steuer1.  So  wenig  die  Bevölkerung 
ein  Recht  hat,  dieser  zu  widersprechen,  eben  so  wenig  sind 
die  bisher  steuerfreien  Personen  in  der  Lage,  die  Aufhebung 
ihrer  Steuerfreiheiten  zu  verhindern. 

Nun  können  aber  auch  die  öffentlichen  Rechte  einen 
vermögensrechtlichen  Wert  besitzen  und  es  entsteht 
die  Frage,  ob  und  in  wie  weit  bei  Aufhebung  derartiger 
öffentlicher  Rechte  der  Berechtigte  eine  Entschädigung 
zu  fordern  hat.  Ein  formeller  Rechtsanspruch  auf 
eine  solche  besteht  nicht,  namentlich  wenn  die  Aufhebung 
der  Rechte  durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung  erfolgt,  was  ja 
tbatsächlich  fast  immer  der  Fall  sein  wird.  Aber  materielle 
Gründe  von  erheblichem  Gewicht  sprechen  allerdings  für 
die  Gewährung  einer  Entschädigung.  Der  Grundsatz,  dafs 
Gehalts-  und  Pensionsansprüche  der  Beamten  auch  durch 
Änderungen  in  der  Gesetzgebung  nicht  beeinträchtigt  werden, 
ist  in  Deutschland  streng  festgehalten  worden,  wenn  auch  die 
formelle  Befugnis  des  Staates,  sich  über  denselben  hinwegzu- 
setzen, nicht  bestritten  werden  kann.  Vielfach  ist  derselbe  in 
unseren  Gesetzen  auch  dadurch  zum  Ausdruck  gelangt,  dafs  die 
genannten  Ansprüche  als  privatrechtliche  behandelt  werden. 
Die  Beschränk- ;ng  der  persönlichen  Handlungsfreiheit  durch 
Einführung  staatlicher  Regale  und  Monopole 
ist  ein  schwerer  Eingriff  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse. 
Ein  formeller  Rechtsanspruch  auf  Entschädigung  steht  aller- 
dings den  von  dieser  Mafsregel  betroffenen  Personen  gleichfalls 


1 Christiansen  a.  a.  O.  S.  78,  Jellinek  a.  a.  O.  S.  323. 
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nicht  zu ; aber  die  Gewährung  einer  solchen  erscheint  auch 
hier  durch  materielle  Gründe  dringend  geboten.  So  waren 
denn  auch  in  den  deutschen  Entwürfen  eines  Tabaks-  und 
eines  Branntweinnionopolgosetzes  ausgiebige  Entschädigun- 
gen in  Aussicht  genommen.  Wie  verhält  es  sich  nun  bei 
Aufhebung  von  Steuerfreiheiten?  Bei  der  Be- 
seitigung der  Gründete uerfreih eiten  ist  in  den  meisten 
Staaten,  wenn  auch  nicht  überall,  eine  Entschädigung  ge- 
zahlt worden.  Wie  ich  glaube,  mit  vollem  Recht.  Denn 
diese  Steuerfreiheit  war  aus  einer  persönlichen  Befreiung 
der  Ritterschaft  allmählich  zu  einem  Realvorrecht  der  Ritter- 
güter geworden.  Sie  hatte  daher  beim  Kauf  eines  Ritter- 
gutes in  dem  Preise  desselben  ihren  Ausdruck  gefunden. 
Diejenigen  Personen,  welche  Rittergüter  auf  diese  Weise 
erworben  hatten,  wären  in  ihrem  Vermögen  geschädigt 
worden,  wenn  man  ihnen  die  Steuerfreiheit  ohne  weiteres 
entzogen  hätte.  Als  nun  Preufsen  im  Jahre  1893  seine 
Grundsteuer  als  Staatssteuer  beseitigte,  da  trat  natürlich  die 
Forderung  einer  Rückzahlung  der  Entschädigung  auf.  Eine 
solche  ist  durch  das  Gesetz  ausgesprochen  worden.  Aber 
sie  konnte  selbstverständlich  nur  von  denen  verlangt  werden, 
welche  noch  sowohl  im  Besitze  des  Gutes  als  im  Besitze 
der  Entschädigung  waren.  Sie  wurde  deshalb  ausgeschlossen 
gegenüber  solchen  Personen,  welche  das  Gut  nach  Zahlung 
der  Entschädigung  durch  lästiges  (entgeltliches)  Rechts- 
geschäft erworben  hatten  und  auch  von  anderen  Besitzern 
nur  zu  dem  Bruchteile  gefordert,  zu  welchem  sie  Universal- 
erben des  Entschädigten  geworden  waren1.  Anders  liegt 
die  Frage  bei  der  Befreiung  von  Personalsteuern. 
Die  in  dieser  Beziehung  bestehenden  Steuerfreiheiten, 
namentlich  diejenigen  der  Standesherren,  sind  vielfach  ohne 
Entschädigung  aufgehoben  worden.  Und  wenn  Preufsen  in 
neuerer  Zeit  den  Standesherren  für  die  Beseitigung  ihrer 


1 l’reufs.  G.  w egen  Aufhellung  direkter  Staatsnteuem  vom  14.  Juli  1893, 
S 18-27. 


Digitized  by  Google 


43 


I.  2. 

Befreiung  von  der  Einkommensteuer  eine  Abfindung  im 
131/8fachen  Betrage  gewährt  hat1,  so  hat  es  damit  einen 
Akt  der  Billigkeit  ausgeübt,  aber  keine  Rechtspflicht  erfüllt. 
Einen  Anspruch  auf  vollständige  .Steuerfreiheit  haben  die 
Standesherren  nach  der  deutschen  Bundesakte  niemals  be- 
sessen, sie  sollten  nur  die  privilegierteste  Klasse  in  der 
Besteuerung  sein.  Was  ihnen  in  dieser  Beziehung  gewährt 
wurde,  beruhte  auf  den  Gesetzen  der  Einzelstaaten.  Und 
was  diese  gegeben  hatten,  konnten  sie  auch  wieder  entziehen. 
Alle  Klassen  der  Bevölkerung  sind  im  gegenwärtigen  Jahr- 
hundert in  immer  steigendem  Mafse  zu  den  Lasten  des 
Staates  herangezogen  worden.  Da  kann  die  Steuerfreiheit 
eines  privilegierten  aber  aufserordentlich  leistungsfähigen 
Standes  unmöglich  eine  ewige  Schranke  für  die  Gesetz- 
gebung sein.  Werden  doch  in  vielen  deutschen  Staaten 
selbst  die  Mitglieder  des  landesherrlichen  Hauses  der  Be- 
steuerung unterworfen. 

Der  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  erworbe- 
ner Rechte  hat  nur  eine  relative  Berechtigung. 
Eine  rechtliche  Schranke  für  die  Staatsgewalt  bilden  be- 
stehende Rechte  nicht.  Wären  sie  eine  solche  gewesen, 
so  würden  die  bedeutendsten  Fortschritte,  welche  wir  im 
Laufe  dieses  Jahrhunderts  im  Staatsleben  gemacht  haben, 
unmöglich  gewesen  sein.  Nur  das  ist  zu  verlangen,  dafs 
die  Staatsgewalt,  wo  sie  von  ihrer  Befugnis,  bestehende 
Rechte  aufzuheben.  Gebrauch  macht,  mit  Vorsicht  und 
Schonung  verfährt.  Nimmt  der  Gesetzgeber  selbst  eine 
solche  Beseitigung  vor,  so  hat  er  pflichtmäfsig  zu  erwägen, 
ob  dieselbe  durch  dringende  Gründe  des  Gemeinwohls  ge- 
boten ist.  Steht  der  Verwaltung  die  Befugnis  zu,  in  be- 
stehende Rechte  einzugreifen,  so  mufs  durch  Bestimmung 
der  Organe  und  Regelung  des  Verfahrens  die  Garantie 
geschaffen  werden,  dafs  dies  nicht  in  willkürlicher  Weise 

1 Preufs.  Gesetz,  betr.  die  Aufhebung  der  Befreiung  von  ordent- 
lichen Personalsteucrn  gegen  Entschädigung  vom  18.  Juli  18112, 
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geschieht,  Bei  Entziehung  solcher  Rechte,  welche  einen 
Verraögenswert  besitzen,  ist  eine  entsprechende  Entschä- 
digung zu  zahlen.  Mehr  allgemeine  Sätze  lassen  sich 
kaum  aulstellen.  Das  Weitere  bildet  Gegenstand  der 
Erwägung  im  einzelnen  Falle.  Achtung  vor  dem  er- 
worbenen Recht,  aber  auch  Achtung  vor  de 
fortschreitenden  Bedürfnissen  des  Staates  un 
der  Gesellschaft! 


Pitrtr'iiche  Hofbuchdruckerei.  Stephan  Geibel  & Co.  in  Alteuburg. 
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Ernst  Immanuel  Bekker 


zum  Eintritt 

in  das  hundertunderste  Semester 
akademischer  Lehrtätigkeit 


gewidmet. 


Vorrede  zur  zweiten  Auflage. 


Die  nachfolgende  Abhandlung,  die  zuerst  vor  mehr  als 
acht  Jahren  als  eine  Studie  zu  meiner  allgemeinen  Staatslehre 
erschien,  hat  viel  gröfsere  Wirkung  gehabt,  als  ich  erwarten 
durfte.  Sie  hat  in  Deutschland  Zustimmung  und  Aner- 
kennung gefunden,  die  sich  oft  in  ungewöhnlich  warmen 
Worten  äufserte.  Sie  hat  Übersetzungen  in  mehrere  Sprachen 
erfahren.  Zwei  von  ihnen  sind  von  mir  ausdrücklich  bewilligt 
und  durchgesehen  worden.  Zuerst  die  englische,  die  in  Amerika 
veranstaltet  wurde1 * 3 *,  sodann  die  französische,  der  ein  Pro- 
fessor der  Pariser  Rechtsfakultät  Geleitworte  vorangeschickt 
hat®.  Die  französische  Ausgabe  jedoch  hat  alsbald  das 
Mitglied  des  Instituts  von  Frankreich,  Herrn  Emil  Boutmy, 
zu  einer  ausführlichen  Entgegnung  veranlafst,  die  trotz  aller 
Höflichkeit  der  Form,  die  französische  Polemik  so  vorteil- 
haft auszeichnet,  nicht  anders  als  leidenschaftlich  genannt 
werden  kann8. 

Boutmy  fühlt  sich  in  seinen  nationalen  Empfindungen 
verletzt,  weil  ich  die  Originalität  der  Franzosen  bei  der 


1 The  Declaration  of  the  Rights  of  Man  and  of  Citizen«.  Autho- 
rized  translation  from  the  German  by  Mai  Farrand,  Ph.  D.,  Professor  of 
history  in  Wesleyan  University.  Revised  by  the  author.  New  York,  Henry 
Holl  and  Company  1901. 

8 La  d4claration  des  droits  de  l’hornmc  et  du  citoyen.  Traduit  de 
l'allemand  par  Georges  Fardis , Avocat.  Edition  franpaise  revue  de 
l’Auteur  et  augmentäe  de  nouvelles  notes.  Avec  uue  Preface  de  M.  F. 
Larnaude,  Professenr  de  droit  de  l’Universiti  de  Paris.  Paris,  Albert 
Fontemoing,  1902. 

3 E.  Boutmy,  La  declaration  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen 

et  M.  Jelliuek.  Annales  des  Science«  politiques  t.  XVII,  1902,  p.  415 — 443. 
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Schöpfung  ihrer  Erklärung  der  Rechte  verneint  habe.  Diese 
sucht  er  zu  verteidigen,  indem  er  die  neuesten  For- 
schungen gänzlich  ignoriert,  die,  auch  von  französischer  Seite 
unternommen,  die  Richtigkeit  meiner  Behauptungen  be- 
stätigen. In  seiner  Leidenschaft  hat  er  meine  Schrift  nicht 
einmal  richtig  gelesen  und  daher  nicht  richtig  verstanden. 
Er  setzt  an  Stelle  der  Tatsachen  seine  Empfindungen  und 
an  Stelle  des  Beweises  die  geistreiche  Deklamation.  Die 
Stimme  des  angesehenen  Mannes,  der  den  Sieg  französischen 
Esprits  Uber  deutsche  Gelehrsamkeit  verkündigen  zu  können 
glaubte,  hat  in  Frankreich  Eindruck  gemacht.  Ich  habe 
mich  daher  veranlafst  gesehen,  Herrn  Boutmy  in  Frank- 
reich selbst  entgegenzutreten  *,  indem  ich  nachwies,  dafs  er 
mich  in  keinem  einzigen  Punkte  widerlegt  hat,  zumal  er 
den  ganzen  Zweck  meiner  Schrift  mifsverstanden  hat,  die 
nicht  dem  Triumph  germanischen  Geistes,  sondern  der  Er- 
kenntnis der  geschichtlichen  Wahrheit  gewidmet  ist.  Auf 
meine  Entgegnung  hat  Boutmy  und  mit  ihm  die  gesamte 
französische  Kritik  bisher  geschwiegen  und  ich  glaube  nicht, 
dafs  sie  mir  das  letzte  Wort  gelassen  hätten,  wenn  sie  etwas 
zu  erwidern  imstande  wären. 

Die  Milsverständnisse,  welchen  meine  Ausführungen  in 
Frankreich  begegnet  sind,  veranlassen  mich  aber,  an  dieser 
Stelle  die  Tendenz  meiner  Abhandlung  nochmals  nach- 
drücklich zu  betonen,  trotzdem  sie  dem  aufmerksamen 
Leser  ohne  weiteres  einleuchten  mufste.  Ich  habe  die  Er- 
klärung der  Konstituante  nicht  nach  ihrem  kulturhistorischen, 
philosophischen,  sozialen  Werte  geprüft,  sondern  ausschliefs- 
lich  nach  ihrer  Bedeutung  für  die  europäische  Verfassungs- 
geschichte. Ich  wollte  ferner  an  einem  wichtigen  Beispiel 
den  Weg  verfolgen,  auf  dem  abstrakte  Forderungen  an  den 
Staat  zu  Gesetzen  für  den  Staat  erhoben  werden.  Wer 
mit  der  politischen  Literatur  vertraut  ist,  der  weifs,  wie 

' La  d£claration  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyeu.  Kepouse 
de  M.  Jellinck  ä M.  Boutiny.  Revue  du  droit  public  et  de  la  Science 
politique  t.  XVIII,  1902,  p.  385—400. 
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unendlich  mannigfaltig  die  politischen  Glaubenssätze  sind, 
die  Verwirklichung  heischen.  Da  mufs  denn  notwendig 
die  Frage  entstehen,  welche  Ursachen  den  einen  Gedanken 
zum  geltenden  Recht  erheben,  den  anderen  die  Bahn  zur 
verfassungsmäfsigen  Anerkennung  verschliefsen.  Wir  haben 
uns  bisher  fast  ausschliefslich  mit  dem  literarischen  Ursprung 
der  politischen  Ideen  beschäftigt  und  die  Frage  nach  den 
lebendigen  geschichtlichen  Kräften,  welche  die  Ideen  in 
geltendes  Recht  umsetzen,  vernachlässigt.  Allein  der 
Weg  von  einer  philosophischen  Forderung  zu  einer  Tat  des 
Gesetzgebers  ist  weit  und  verschlungen,  und  es  galt  daher 
den  Beginn  dieses  Weges  festzustellen  und  die  Wandlungen 
zu  erkennen,  welche  die  Ideen  auf  ihrem  langen  Zuge  durch 
die  Geschichte  der  Institutionen  durchmachen. 

Die  Wiederholung  des  methodischen  Grundgedankens 
des  vorliegenden  Werkchens  an  dieser  Stelle  scheint  mir 
nicht  nur  angezeigt,  um  Irrtümern  zu  begegnen,  die  es  in 
Frankreich  erfahren  hat.  Auch  in  Deutschland  hat  man 
nicht  immer  verstanden,  es  richtig  zu  lesen.  In  der  zweiten 
Auflage  seines  vortrefflichen  Buches  über  Althusius  erklärt 
G i e r k e meine  Behauptung,  dafs  das  Urrecht  der  religiösen 
Freiheit  überhaupt  die  eigentliche  Quelle  der  Menschenrechte 
sei,  für  einseitig  *.  Ich  habe  aber  derartiges  nie  behauptet : 
nicht  etwa  alle  Menschenrechte,  sondern  deren  gesetzliche 
Aussprache  führen  auf  die  Religionsfreiheit  zurück, 
was  doch  wohl  nunmehr  aufser  allem  Zweifel  stehen  dürfte. 
Auch  kann  es  als  feststehend  gelten,  dafs  die  Vorstellung 
angeborener  und  unveräufserlicher  Menschenrechte  zuerst 
in  den  politisch  - religiösen  Kämpfen  innerhalb  der  refor- 
mierten Kirche  und  ihrer  Sekten  zu  einer  die  Geister  be- 
stimmenden Macht  heranwuchs*.  In  einem  bemerkens- 

1 Oierke,  Johanne!«  Althusius  und  die  Entwicklung  der  natur- 
rechtlichen  Staatstheorien.  2 Aufl.  1902,  8.  846  N.  49. 

* Da*  ist  auch  von  englischer  Seite  energisch  betont  worden.  Vgl. 
D.  O.  Rite  hie,  Natural  Rights,  London  1895,  p.  2 ff.  Gegen  Re  hm, 
der,  Allgemeine  Staatslehre  8.  247,  den  Zusammenhang  zwischen  der 
Religionsfreiheit  in  den  amerikanischen  Dokumenten  des  17.  Jahrhunderts 


Digitized  by  Google 


X 


Vorrede. 


werten  Vortrag  weist  A.  Wahl  nach,  dafs  die  Remontrances 
des  Pariser  Parlamentes  bereits  in  der  Zeit  von  1752  bis 
17(i(j  von  den  allgemeinen  Menschenrechten  der  Freiheit, 
des  Eigentums,  der  Sicherheit  sprechen  und  meint  deshalb, 
dafs  die  Franzosen  später  ihre  Menschenrechte  von  den 
Amerikanern  nicht  rein  äufserlich  übernommen  hätten,  die 
Schuld  wäre  mindestens  eine  gegenseitige  '.  Auf  Grund  der 
Ausführungen  Wahls  behauptet  Richard  Schmidt  mir 
gegenüber,  die  französischen  Menschenrechte  seien  nicht 
rein  englisch-amerikanischen  Ursprungs,  sondern  der  kon- 
sequenteste Ausdruck  des  „westeuropäischen  Naturrechts“. 2 

Daran  ist  soviel  richtig,  dafs,  wie  man  längst  weifs, 
die  angeführten,  ganz  färb-  und  inhaltlosen  Rechte  damals 
und  schon  lange  vorher  zu  den  naturrechtlichen  Trivialitäten 
zählten ; sind  sie  doch  schon  vor  Locke  ausgesprochen  worden, 
lassen  sich  ihre  Spuren  doch  bis  zu  Aristoteles  zurück- 
verfolgen. Sie  und  noch  einige  andere  hätten  Wahl  und 
Schmidt  überdies  vor  allen  jenen  französischen  Dokumenten 
bei  unserem  biederen  alten  mitteleuropäischen  Christian  Wolff 
finden  können,  der,  wie  ebenfalls  längst  bekannt8,  im  Ver- 
ein mit  Locke  auf  den  Geist  des  18.  Jahrhunderts  energisch 
gewirkt  hat.  Menschenrechte  waren  dem  18.  Jahrhundert 
lange  vor  den  grofsen  Revolutionen  der  neuen  und  der  alten 
Welt  geläufig,  aber  ihre  gesetzliche  und  daher  den  Staats- 
bau bestimmende  Aussprache  stammt  nicht  allein  aus  der 
naturrechtlichen  Theorie,  namentlich  aber  nicht  die  Auf- 
stellung eines  Kataloges  spezialisierter  Freiheitsrechte  neben 
den  allgemeinen  Rechten  der  Naturrechtslehre.  Jeder 
Kenner  der  neueren  Verfassungsgeschichte  weifs,  dafs  nicht 

und  den  Freibeitsrechten  des  folgenden  vermöge  juristischer  Interpretation, 
die  ja  bei  solchen  Fragen  versagt,  verneinen  zu  können  glaubt,  vgl.  meine 
ausführliche  Widerlegung,  Allgemeine  .Staatslehre  S.  374  f. 

1 Wahl,  Politische  Ansichten  des  offiziellen  Frankreichs  im  18.  Jahr- 
hundert, 1903,  S.  25. 

- K.  Schmidt,  Allgemeine  Staatslehre  II’,  1903,  8.  799,  804. 

* Über  den  Ginflufs  Wolffs  auf  Frankreich  vgl.  z.  B.  llasbach,  Die 
allgemeinen  philosophischen  Grundlagen  der  von  Francois  Quesnay  und 
Adam  Smith  gegründeten  politischen  Ökonomie  1890,  8.  47. 


Digitized  by  Google 


Vorrede. 


XI 


diese,  sondern  jene  Rechte  von  bleibender  Bedeutung  ge- 
worden sind.  Obwohl  ich  den  Einflufs  des  Naturrechts  auf 
die  Formulierung  der  amerikanischen  und  französischen 
Sätze  bereits  früher  mit  gröfster  Deutlichkeit  hervorgehoben 
hatte,  ist  nunmehr  diesem  Gegenstand  ein  besonderes  kurzes 
Kapitel  gewidmet. 

Die  Erweiterungen,  Änderungen  und  Zusätze,  welche 
diese  zweite  Auflage  aufserd em  erfahren  hat,  sind  hauptsäch- 
lich durch  die  in  den  letzten  Jahren  erschienene  einschlägige 
Literatur  veranlafst  worden.  Hinzugefügt  wurde  zum  Schlüsse 
der  Abdruck  der  epochemachenden  Deklaration  der  Rechte 
von  Virginien,  da  sie  in  Deutschland  noch  sehr  wenig  bekannt 
ist.  Sonst  aber  ist  Grundrifs  und  Aufbau  der  Darstellung 
unverändert  geblieben.  Auch  die  Knappheit  der  Sprache 
ist  beibehalten , da  ich  es  für  unangemessen  erachte , viele 
Worte  zu  machen , wenn  man  mit  wenigen  auskommen 
kann.  Weitere  Irrtümer  wird  diese  Kürze  in  Zukunft 
hoffentlich  nicht  mehr  verschulden.  Sollten  sie  wider  Er- 
warten dennoch  hervortreten,  so  ist  es  wohl  auch  mir  ge- 
stattet, zu  erklären:  Je  ne  sais  pas  l’art  d’etre  clair  pour 
qui  ne  veut  pas  etre  attentif. 

Heidelberg,  den  3.  Dezember  1903. 

Georg  Jelliuek. 


Digitized  by  Google 


Inhaltsverzeichnis, 


Seit* 

I.  Die  französische  Erklärung  der  Hechte  vom  26.  August  1789 

und  ihre  Bedeutung 1 

II.  Der  contrat  social  Rousseau*  ist  nicht  die  Quelle  dieser  Er- 
klärung   5 

III.  Ihr  Vorbild  sind  die  bills  of  rights  der  Einzelstaaten  der  nord- 

amerikanischen Union 8 

IV.  Die  Erklärung  Virginiens  und  der  anderen  nordamerikanischen 

Staaten 18 

V.  Vergleichung  der  französischen  und  der  amerikanischen  Dekla- 
rationen   15 

VI.  Der  Gegensatz  zwischen  den  amerikanischen  und  den  englischen 

Erklärungen  der  Hechte 24 

VII.  Die  Religionsfreiheit  in  den  anglo-amerikanischen  Kolonien  als 
Ursprung  der  Idee,  ein  allgemeines  Menschenrecht  durch 

Gesetz  festzustellen 85 

VIII.  Die  Naturrechtslehre  allein  hat  das  System  der  Menschen-  und 

Bürgerrechte  nicht  geschaffen 46 

IX.  Die  Schöpfung  des  Systems  der  Menschen-  und  Bürgerrechte 

während  der  amerikanischen  Revolution 49 

X.  Die  Menschenrechte  und  die  germanische  Rechtsanschauung  . 57 


Digitized  by  Google 


I. 


Die  Erklärung  der  Rechte  des  Menschen  und  Bürgers 
durch  die  französische  Konstituante  vom  2t 5.  August  1789 
ist  eines  der  bedeutsamsten  Ereignisse  der  französischen 
Revolution.  Sie  hat  von  verschiedenen  Standpunkten  aus 
gegensätzliche  Beurteilung  erfahren.  Politiker  und  Historiker 
haben  sie  eingehend  gewürdigt  und  sind  vielfach  zu  dem 
Resultate  gekommen,  dafs  sie  einen  nicht  geringen  Anteil 
an  der  Anarchie  habe,  von  der  Frankreich  bald  nach  dem 
Sturm  auf  die  Bastille  heimgesucht  wurde.  Ihre  abstrakten 
Formeln  werden  als  vieldeutig  und  darum  gefährlich  nach- 
gewiesen, als  jeder  politischen  Realität  und  praktischen 
staatsmännischen  Erkenntnis  bar.  Ihr  hohles  Pathos  habe 
die  Köpfe  verwirrt,  das  ruhige  Urteil  getrübt,  die  Leiden- 
schaften entzünde!,  das  Pflichtgefühl  — von  Pflichten  ist 
in  ihr  nicht  die  Rede  — erstickt1.  Andere  hingegen, 
namentlich  Franzosen,  haben  sie  als  weltgeschichtliche  Offen- 
barung gepriesen,  als  Katechismus  der  „Prinzipien  von  1789“, 
die  die  ewige  Grundlage  der  staatlichen  Ordnung  bilden, 
als  das  kostbarste  Geschenk,  das  Frankreich  der  Mensch- 
heit gegeben. 

Weniger  beachtpt  als  die  historische  und  politische  ist 
die  rechtsgeschichtliche  Bedeutung  dieses  Dokumentes,  die 


1 Zuerst  bekanntlich  Burke  und  Bentham,  zuletzt  Ta  ine,  Les 
origiues  de  la  France  contemporaine.  La  revolution  1,  p.  273  ff.;  Oncken, 
Das  Zeitalter  der  Revolution,  des  Kaiserreiches  und  der  Befreiungskriege 
I,  p.  229  ff.  u.  Weifs,  Geschichte  der  französischen  Revolution  1,  1388, 
p.  263. 

Staats-  d.  rilkerrechtl.  Abliandl . I.  3.  — G.  Ji-Uinek.  2.  Anfl.  1 
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bis  auf  den  heutigen  Tag  fortdauert.  Welches  auch  immer 
der  Wert  oder  Unwert  seiner  allgemeinen  Sätzn  sein  mag. 
unter  seinem  Einflüsse  hat  sich  im  positiven  Rechte  der 
Staaten  des  europäischen  Kontinents  die  Vorstellung  von 
dem  subjektiven  öffentlichen  Rechte  des  Individuums  ent- 
wickelt. Die  staatsrechtliche  Literatur  kennt  bis  dahin 
Reehte  der  Staatshäupter,  Privilegien  der  Stände,  Vorrechte 
Einzelner  oder  bestimmter  Korporationen,  die  allgemeinen 
Untertanenrechte  erscheinen  aber  wesentlich  nur  in  der 
Form  von  Pflichten  des  Staates,  nicht  von  ausgeprägten 
rechtlichen  Ansprüchen  der  Einzelnen.  E^st  jene  Erklärung 
der  Menschenrechte  hat  den  bis  dahin  nur  dem  Naturrecht 
bekannten  Begriff  des  subjektiven.  Rechtes  des  Staatsgliedes 
gegenüber  dem  Staatsganzen  in  vollem  Umfang  im  positiven 
Recht  entstehen  lassen.  Das  hat  zunächst  die  erste  fran- 
zösische Verfassungsurkunde  vom  3.  September  1791  ge- 
zeigt, dje  auf  Grund  der  ihr  vorangestellten  Erklärung  der 
Menschen-  und  Bürgerrechte  eine  Reihe  von  droits  naturels 
et  civils  als  durch  die  Konstitution  garantierte  Rechte  auf- 
stellt l.  Im  Verein  mit  dem  Wahlrechte  haben  diese  „droits 
garantis  par  la  Constitution“,  die  zuletzt  in  der  Verfassung 
vom  4.  November  184S  aufgezählt  worden  sind8,:  fast  bis 
zur  Gegenwart  die  einzige  Grundlage  der  französischen 
Theorie  und  Praxis  hinsichtlich  der  subjektiven  öffentlichen 
Rechte  des  Individuums  gebildet8.  Unter  dem  Einflüsse 
der  französischen  Deklaration  sind  aber  auch  fast  in  alle 
Verfassungsurkunden  der  übrigen  kontinentalen  Staaten 
ähnliche  Kataloge  von  Rechten  aufgenonnnen  worden,  deren 
einzelne  Sätze  und  Formulierungen  in  verschiedenem  Mafse 
den  individuellen  Verhältnissen  der  betreffenden  Staaten 

1 Titre  premier:  Disposition»  fondameutales  garauties  par  la  con- 
stitution. 

a Helie,  Les  constitutions  de  la  France  p.  1103  ff. 

3 Vgl.  Jellinek,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Hechte  S.  3 
N.  1.  Unter  dem  Eitiflnfs  der  deutschen  Lehre  hat  sich  das  in  der  letzten 
Zeit  geändert,  vgl.  Barthölemy,  Essai  d'une  theorie  des  droits  suhjectifs 
de»  administres  dans  le  droit  ndmiuistratif  franfais.  Paris  1899. 
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angepafst  sind  und  daher  inhaltlich  häufig  weitgehende  Unter- 
schiede aufweisen. 

In  Deutschland  hatten  bereits  die  meisten  Verfassungs- 
urkunden aus  der  Epoche  vor  1848  einen  Abschnitt  über 
die  Rechte  der  Untertanen.  Im  Jahre  1848  hat  die  kon- 
stituierende Nationalversammlung  zu  Frankfurt  die  Grund- 
rechte des  deutschen  Volkes  beschlossen,  die  am  27.  Dezember 
1848  als  Reichsgesetz  publiziert  wurden.  Trotzdem  der 
Bundesbeschlufs  vom  23.  August  1851  sie  für  nichtig  er- 
klärte, haben  sie  nichtsdestoweniger  bleibende  Bedeutung, 
da  viele  ihrer  Bestimmungen  heute  fast  wörtlich  in  das 
geltende  Reichsrecht  aufgenommen  worden  sind  *.  In  den 
europäischen  Verfassungen  der  Epoche  nach  1848  kehren 
jene  Kataloge  von  Rechten  in  gröfserer  Ausdehnung  wieder, 
so  vor  allem  in  der  preufsischen  Verfassung  vom  31.  Januar 
1850  und  dem  österreichischen  »Staatsgrundgesetze  über  die 
allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  vom  21.  Dezember  1807. 
Sie  sind  zuletzt  in  den  Konstitutionen  der  jungen  Staaten 
auf  der  Balkanhalbinsel  normiert  worden. 

Eine  bemerkenswerte  Ausnahme  allerdings  bilden  die 
Verfassungen  des  Norddeutschen  Bundes  und  die  des 
Deutschen  Reiches,  in  denen  ein  Abschnitt  über  Grund- 
rechte gänzlich  fehlt  Allein  die  Iteiclisverfassung  konnte 
von  der  Aufstellung  eines  solchen  Kataloges  um  so  mehr  ab- 
sehen,  als  sie  bereits  in  den  meisten  Verfassungen  der 
einzelnen  Bundesstaaten  enthalten  waren.  Eine  Reihe  von 
Reichsgesetzen  hat  überdies,  wie  erwähnt,  die  wichtigsten 

Prinzipien  der  Frankfurter  Grundrechte  rezipiert.  ! Ihnen 

eine  besondere  verfassungsmäfsige  Stellung  einzuräumen, 
war  aufserdem  bei  den  Bestimmungen  der  Reichsverfassung 
Uber  Verfassungsänderungen  unnötig,  da  der  Reichstag,  dem 
ja  die  Aufrechterhaltung  der  Grundrechte  in  erster  Linie 
angelegen  sein  mlifste,  keine  erschwerenden  Formen  bei 

1 B inding,  Der  Versuch  der  Reichsgründung  durch  die  Pauls- 
kircho.  Leipzig  1S92,  p.  23. 

1 * 
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Verfassungsänderungen  zu  beobachten  hat1.  In  Wahrheit 
ist  aber  im  Deutschen  Reiche  das  Mafs  öffentlicher  Rechte 
des  Individuums  viel  gröfser  als  in  den  meisten  Staaten  mit 
verfassungsmäfsig  katalogisierten  Grundrechten..  Das  lehrt 
z.  B.  ein  Blick  auf  die  Gesetzgebung,  die  richterliche  und 
Verwaltungspraxis  in  Österreich. 

Wie  immer  man  aber  auch  heute  über  die  Formulierung 
abstrakter,  erst  durch  detaillierte  gesetzgeberische  Durch- 
bildung lebensfähiger  Prinzipien  für  die  Rechtsstellung  des 
Individuums  im  Staate  denken  möge,  die  Tatsache,  dafs 
die  Erkenntnis  solcher  Prinzipien  mit  jener  ersten  Erklärung 
der  Rechte  geschichtlich  zusammenhängt,  läfst  es  als  eine 
wichtige  Aufgabe  der  Verfassungsgeschichte  erscheinen,  die 
Entstehung  der  französischen  Erklärung  der  Rechte  von 
1789  festzustellen.  Durch  diese  verfassungsgeschichtliche 
Wirkung  allein  unterscheidet  sich  die  Deklaratiqji  von  einem 
der  zahlreichen  historischen  Ereignisse  aus  der  Zeit  der 
Revolution,  die  eine  innere  Angelegenheit  Frankreichs  ge- 
blieben sind.  Darum  ist  die  bisher  ganz  vernachlässigte 
rechtsgeschichtliche  Untersuchung  dieses  Ereignisses  von 
dem  höchsten  Interesse.  Die  Lösung  dieses  Problems  ist 
auch  von  grofser  Bedeutung  sowohl  für  das  Verständnis  der 
Entwicklung  des  modernen  Staates  als  auch  der  Stellung, 
die  er  dem  Individuum  gewährt.  Bisher  sind  in  staats- 
rechtlichen Werken  verschiedene  Vorläufer  der  Erklärung 
der  Konstituante  von  der  Magna  Charta  bis  zur  ameri- 
kanischen Unabhängigkeitsßrklärung  aufgezählt  und  anein- 
ander gereiht  worden,  jede  tiefere  Untersuchung  aber  über 
die  Quellen,  aus  denen  die  Franzosen  geschöpft  haben, 
mangelte  völlig. 

Die  herrschende  Ansicht  geht  dahin , dafs  die  Lehren 
des  contrat  social  den  Anstofs  zur  Deklaration  gegeben 
haben,  und  dafs  die  Unabhängigkeitserklärung  der  dreizehn 

1 Bei  Beratung  der  Verfassung  hat  der  Reichstag  alle  auf  die  Ein- 
führung von  Grundrechten  zielenden  Anträge  abgelehnt.  Vgl.  Besold, 
Materialien  der  deutschen  Reichsverfassung  III.  p.  896 — 1010. 
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Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ihr  Vorbild  gewesen 
sei.  Prüfen  wir  zunächst  die  Richtigkeit  dieser  Behauptungen. 

II. 

In  seiner  Geschichte  der  politischen  Wissenschaft,  dem 
umfassendsten  Werke  dieser  Art,  das  Frankreich  besitzt, 
erörtert  Paul  Janet  nach  eingehender  Darstellung  des  contrat 
social  den  Einflufs,  den  dieses  Werk  Rousseaus  auf  die_ 
Revolution  geübt  hat.  Auf  die  Sätze  Rousseaus  sei  die  Idee 
der  Erklärung  der  'Rechte  zurückzuführen.  Was  sd  die 
Erklärung  selbst  anderes  als  die  Formulierung  des  Staats- 
vertrages gemäfs  den  Ideen  Rousseaus  und  die  einzelnen 
Rechte  als  die  Klauseln  und  Bedingungen  jenes  Vertrages1? 

Es  ist  schwer  verständlich,  wie  ein  Kenner  des  contrat 
social  eine  solche  mit  der  landläufigen  Anschauung  über- 
einstimmende Behauptung  aijfstellen  konnte. 

Der  contrat  social  hat  nur  eine  einzige  Klausel,  nämlich 
die  volle  Entäufserung  aller  Rechte  des  Individuums  an  die 
Gesellschaft2 *.  Das  Individuum  behält  kein  Atom  Recht 
für  sich,  sobald  es  in  den  Staat  eintritt8.  Alles,  was  es  an 

f ' 

Rechten  erhält,  bekommt  es  von  der  volontd  generale , die 
allein  Uber  ihre  Grenzen  entscheidet  und  von  keiner  Macht 
rechtlich  beschränkt  werden  darf  und  kann.  Sogar  das 
Eigentum  steht  dem  Einzelnen  nur  kraft  staatlicher  Kon- 
zession zu,  der  Gesellschaftsvertrag  macht  den  Staat  zum 
Herrn  aller  Güter  seiner  Glieder4 *,  die  nur  als  Depositare 


1 Est  il  ndcessairc  de  prouver,  qu’un  tel  acte  ne  vieut  point  de 

Montesquieu,  mais  de  J.-J.  Rousseau? Mais  l'acte  meine  de  la 

declaration  est-il  autre  chose  que  le  contrat  passd  entre  tous  les  membres 
de  la  communaute,  selon  les  iddes  de  Rousseau?  N'est  ce  pas  l’dnoncia- 
tion  des  clauses  et  des  conditions  de  ce  contrat?  Histoire  de  la  Science 
politique.  3.  ed.  p.  457,  458. 

'l  Ces  clauses , bien  entendues , se  reduisent  toutes  ä une  seule : 
savoir  l'alidnation  totale  de  chaque  associe  avec  tous  ses  droits  n toute 
la  communaute.  Du  contrat  social  I,  6. 

* De  plus,  l'alidnation  se  faisant  sans  rdserve,  l’union  est  atissi 

parfaite  qu’elle,  peut  l’etre  et  nul  associe  n’a  plus  rien  ä rdclamer.  I,  t>. 

4 Car  l’Etat,  k l’dgard  de  ses  membres,  est  maitre  de  tous  leurs 

biens  par  le  contrat  social.  I,  9. 
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des  öffentlichen  Gutes  zu  besitzen  fortfahren1/  Die  bürger- 
liche Freiheit  besteht  einfach  in  dem,  was  dem  Individuum 
nach  Abzug  seiner  bürgerlichen  Pflichten  übrige  bleibt i. 
Diese  Pflichten  können  nur  durch  Gesetz  auferlfegt^werden, 
die  Gesetze  müssen  gemiifs  dem  contrat  social  für  alle 
Bürger  gleich  sein , das  ist  die  einzige  Schranke  für  die 
souveräne  Gewalt8,  die  aber  aus  ihrer  eigenen  Natur  folgt 
und  ihre  Gewähr  in  sich  selbst  trägt\ 

Die  Vorstellung  eines  ursprünglichen  Rechtes,  das  der 
Mensch  in  die  Gesellschaft  hinübernimmt  und  als  rechtliche 
Grenze  des  Souveräns  auftritt,  wird  von  Rousseau  aus- 
drücklich verworfen.  Es  gibt  kein  Grundgesetz,  das  für 
die  Gesamtheit.bindend  sein  könnte,  nicht  einmal  der  contrat 
soeial  "selbst5. 

Aber  auch  einzelne  wichtige  Freiheitsrechte  werden 
von  Rousseau  geradezu  für  staatswidrig  erklärt.  Vor  allem 
die  Religionsfreiheit.  Wer  nicht  die  bürgerliche  Religion 
bekennt,  deren  Artikel  vom  Souverän  festgesetzt  werden, 
kann  verbannt  werden6.  Und  wer  sie  bekannt  hat  und 
sich  so  beträgt,  wie  wenn  er  sie  nicht  bekennte,  soll  mit 


1 . . . les  possesseurs  i'tant  considures  coitime  depositaires  du  bien 
publie.  I,  9. 

* On  convient  que  tout  ce  que  chacun  aliene,  par  le  paete  social, 
de  sa  puissance,  de  se*  bien»,  de  sa  libert<5,  c’est  «eulement  la  partie 
de  tout  cela  dont  1‘usage  importe  a ln  communaute ; mais  il  taut  con- 
venir  aussi  que  le  souverain  senl  est  juge  de  cette  importance.  ib. 
U,  4. 

8 Aiusi , par  la  nature  du  pnete,  tout  acte  de  souverainete,  c’est-ä- 
dire  toute  acte  authentique  de  la  volonte  generale,  oblige  ou  tavorise 
egalement  tous  les  citoyens.  II,  4. 

4 La  puissance  souveraine  n'a  nul  besoin  de  garant  envers  le» 
sujets.  I,  7. 

8 II  est  contre  la  nature  du  corps  politique  que  lc  souverain  s’im- 

pose  une  loi  qu’il  ne  puisse  enfreindre il  n'y  a ni  ne  peut  y avoir 

nulle  espece  de  loi  fundamentale  obligatoire  pour  le  corps  du  peuple,  pas 
mente  le  contrat  social.  I,  7. 

6 II  y donc  une  prolession  de  foi  purement  civile  dont  il  appnrtient 
au  souverain  de  fixer  les  articlcs,  non  pas  preeisement  comme  dogines  de 
religious,  mais  connne  sentimen«  de  sociabilite  .....  San«  pouvoir  obliger 
personne  k les  croire,  il  peut  bannir  de  l'Ktat  qniconque  ne  les  croit 
pas.  IV,  8. 
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dem  Tode  bestraft  werden.  Wer  es  wagt  zu  sagen,  aufser- 
halb  "cler  Kirche  kein  HeiJ,,  soll  aus  dem  Staate  fortgejagt 
werden  *.  Sodann  das  Vereinsrecht.  Politische  Vereine,  die 
das  Volk  spalten,  hindern  den  wahren  Ausdruck  des  Ge- 
meinwillens  und  sind  daher  nicht  zu  begünstigen  2. 

Diese  Beispiele  sollten  genügen , um  ein-  für  allemal 
den  Gedanken  zurückzuweisen,  dafs  Rousseau  der  Freiheit 
des  Einzelnen  ein  unantastbares  Gebiet  mit  unverrückbaren 
Grenzen  zu  gewähren  gewillt  ist8. 

Die  Erklärung  der  Rechte  will  aber  die  ewigen  Scheide- 
linien zwischen  Staat  und  Individuen  ziehen,  die  sich  der 
Gesetzgeber  stets  vor  Augen  halten  soll  als  die  Schranken, 
die  ihm  durch  „die  natürlichen,  unveräufserlichen,  geheiligten 
Rechte  der  Menschen“  ein-  für  allemal  gesetzt  sind4. 

Die  Prinzipien  des  contrat  social  sind  demnach  einer 
jeden  Erklärung  der  Rechte  feindlich.  Aus  ihnen  folgt 
nlcTh  das  Recht  des  Einzelnen , sondern  die  Allmacht  des 
rechtlich  schrankenlosen  Gemeinwillens.  Besser  als  Janet 
hat  Taine  die  Konsequenzen  des  contrat  social  begriffen  s. 

Die  Deklaration  vom  2(5.  August  1789  ist  im  Gegensatz 
.zum  contrat  social'entstanden.  Wohl  haben  die  Ideen  dieses 

' » 

1 Que  si  quelqu’uu , apres  avoir  reconnu  publiquement  ces  mcntes 
dogmes,  *e  conduit  comme  ne  lea  croyant  pan,  qn’il  soit  puni  de  mort. 

Quicopque  ose,  dire:  Ilors  de  IKglise  point  de  salut,  doit  etrc 

chaj-se  de  l'Etat  IV,  8. 

* II  inr>i»ortc  donc,  pour  avoir  bien  l’enoncA  de  la  volonte  generale, 
qu'il  n'y  ait  pa«  de  societe  partielle  dans  l’Etat,  et  que  chaque  citoyen 
u'opine  que  d’apres  lni.  II,  3. 

* Wenn  Boutmy  a a.  O.  p.  417  ff.  trotzdem  Rousseau  als  den  Ahn- 
herrn der  Freiheitsrechte  preist,  so  schwebt  ihm  nicht  der  contrat  social 
vor,  wie  ihn  Rousseau  geschrieben  hat,  sondern  wie  ihn  Boutmy  ge- 
schrieben haben  würde. 

4 Constitution  du  3 septembre  1791,  titre  premier:  Le  pouvoir  legis- 
latif  ne  pourra  faire  aucunes  lois  qui  portent  atteinte  et  mettent  obstacle 
ä l'exercise  de  droits  naturels  et  civils  consignAs  dans  le  present  titre,  et 
garantis  par  la  Constitution. 

* Vgl.  Taine  a.  a.  O.  L’ancien  regime  p.  321  ff.  Folgte  aus  dem 
contrat  social  die  Forderung  einer  Erklärung  der  Rechte,  so  hätte  doch 
nicht  mehr  als  ein  Vierteljahrhundert  seit  seinem  Erscheinen  vertliefsen 
können,  ehe  sie  erhoben  wurde.  Vor  1776  ist  aber  von  einer  derartigen 
Forderung  in  Frankreich  nirgends  die  Rede. 
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Werkes  auf  einige  Formeln  jener  Erklärung  einen  gewissen 
EinHufs  geübt.  Der  Gedanke  der  Erklärung  selbst  mufs 
aber  aus  einer  anderen  Quelle  stammen. 

in. 

Die  Idee  einer  Erklärung  der  Rechte  ist  in  Frankreich 
schon  vor  dem  Zusammentreten  der  Reichsstände  ausge- 
sprochen worden.  Sie  war  bereits  in  einer  Anzahl  von  cahiers 
vorhandeji.  Besonders  bemerkenswert  ist  das  cahier  der 
Bailliage  von  Nemours,  das  ein  Kapitel  mit  der  Überschrift : 
Von  der  Notwendigkeit  einer  Erklärung  der  Menschen-  lind 
Bürgerrechte , enthält 1 und  einen  Entwurf  von  dreifsig 
Artikeln  aufweist.  Von  anderen  Entwürfen  ist  namentlich 
der  im  cahier  des  tiers  dtat  der  Stadt  Paris  von  Interesse2. 

In  der  Nationalversammlung  war  es  aber  Lafayettc, 
der  am  11.  Juli  1789  den  Antrag  stellte,  im  Zusammen- 
hang mit  der  Verfassung  eine  Erklärung  der  Rechte  zu 
erlassen,  und  damit  zugleich  einen  Entwurf  einer  solchen 
Erklärung  vorlegte3. 

Die  herrschende  Ansicht  geht  nun  dahin,  dafs  Lafayettc 
zu  seinem  Anträge  durch  die  nordamerikanische  Unabhängig- 
keitserklärung angeregt  worden  sei4.  Diese  wird  auch 
sonst  als  das  yorbild  erklärt,  das  der  Konstituante  bei  ihrem 
Beschlüsse  über  eine  solche  Erklärung  vorgesclxwebt  habe. 
Von  manchen  wird  lobend  die  kurze,  knappe  Art,  sowie 
der  reale  Charakter  des  amerikanischen  Dokumentes  gegen- 
über dem  unklaren  Wortschwall  und  dem  Doktrinarismus 
der  französischen  Deklaration  hervorgehoben5.  Andere 


1 De  la  necessite  d’ctablir  quels  sont  los  droits  de  1‘homme  et  des 
citoyens,  et  d'eu  faire  uue  dcelaration  qu'ils  puissent  opposer  h toutes 
les  espices  d'injustice.  Archive»  parlementaires  I.  Serie,  IV,  p.  161  ff. 

* Archive»  pari.  V,  p.  281  ff. 

a Arch.  pari.  VIII,  p.  221,  222. 

* Vgl.  z.  B.  H.  v.  Sy  bei,  Geschichte  der  Revolutionszeit  von  1789 
bi»  1800.  4.  Aufl.  I,  p.  78. 

5 Vgl.  Häuf» er,  Geschichte  der  franz.  Revolution.  3.  AuH.  p.  169; 
H.  Schulze,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts  I,  p.  368;  Stahl, 
Staatslehre.  4.  Aull.  p.  523;  Ta  ine,  a.  a.  O.  La  rdvoltition  1,  p.  274: 
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stellen  ihr  auch  als  besser  geratenes  Gegenstück  die  ersten 
Amendements  der  Unionsverfassung  gegenüber1,  oder  denken  y 
sogar  an  deren  Einwirkung  auf  die  französische  Erklärung, 
trotzdem  sie  erst  nach  dem  26.  August  1789  zu  stände  ge- 
kommen sind,  ein  Irrtum,  der  daraus  entsprang,  dafs  die 
Erklärung  von  1789  wörtlich  in  die  Verfassung  vom  3.  Sep- 
tember 1791  aufgenommen  wurde,  für  den  mit  der  fran- 
zösischen Verfassungsgeschichte  nicht  genau  Bekannten,  dem 
nur  die  Texte  der  Verfassungsurkunden  selbst  vorliegen, 
somit  ein  späteres  Datum  zu  tragen  scheint. 

Ausnahmslos  aber  wird  von  allen,  die  überhaupt  hinter 
die  französische  Deklaration  zurückgehen,  behauptet,  dafs 
die  Unabhängigkeitserklärung  der  Vereinigten  Staaten  vom 
4.  Juli  1776  die  erste  Aufstellung  einer  Reihe  von  Menschen- 
rechten enthalte-. 

Die  amerikanische  Unabhängigkeitserklärung  weist  je- 
doch nur  einen  einzigen  Satz  auf,  der  einer  Erklärung  von 
Rechten  ähnlich  sieht.  Er  lautet  folgendermafsen : 

„Wir  halten  die  nachfolgenden  Wahrheiten  für  in  sich 
überzeugend  (to  be  self-evident),  nämlich,  dafs  alle  Menschen 
gleich  geboren  sind;  dafs  sie  von  ihrem  Schöpfer  mit  ge- 
wissen unveräufserlichen  Rechten  ausgestattet  sind;  dafs  zu 
diesen  Leben,  Freiheit  und  das  Streben  nach  Glückseligkeit 
gehören , dafs , um  diese  Rechte  zu  sichern , Regierungen 
unter  den  Menschen  eingesetzt  sind,  die  ihre  gerechten  Be- 


Ici  rien  de  semblable  aux  dödarations  prdeises  de  la  Constitution  ameri- 
eaine.  Dazu  Note  1 : cf.  la  Declaration  diudcpendance  du  4 juillet  1776. 
Wie  wenig  begründet  dieses  Lob  der  Amerikaner  auf  Kosten  der  Franzosen 
ist,  wird  bald  klar  werden. 

1 Stahl,  a.  a.-  O.  S.  524;  Tai  ne  1.  c.  Er  hebt  auch  ausdrücklich 
in  der  Note  hervor,  dafs  der  Antrag  Jeffersons,  eine  Erklärung  der  Rechte 
zu  erlassen,  abgelehnt  wurde. 

3 Stahl  S.  523  erwähnt  nebenbei  die  Deklarationen  der  Einzel- 
staaten, gibt  aber  nicht  genau  an,  aus  welcher  Zeit  sie  stammen,  noch 
in  welchem  Verhältnis  sie  zur  französischen  Erklärung  stehen,  auch  geht 
aus  seiner  Bemerkung  hervor , dafs  er  sie  nicht  näher  kennt  J a n e t , 
a.  a.  O.  t II,  p.  XIV  ff.  erkennt  die  Ähnlichkeit  der  amerikanischen 
Deklaration  mit  der  französischen,  stellt  aber  das  richtige  Verhältnis 
beider  nicht  fest,  da  er  ja  Rousseau  als  die  Quelle  der  französischen  Er- 
klärung betrachtet. 
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fugnisse  von  der  Einwilligung  der  Regierten  .ableiten ; dafa, 
so  oft  eine  Regierungsform  gegen  diese  Ziele  zerstörend 
wirkt,  es  das  Recht  des  Volkes  ist,  sie  zu  Ändern  oder  ab- 
zuschaffen , eine  neue  Regierung  einzusetzen  und  sie  auf 
solche  Grundsätze  zu  bauen  und  deren  Gewalten  derart  zu 
ordnen , wie  es  ihm  zu  seinem  Glück  und  seiner  Zweck- 
mäfsigkeit  am  sichersten  erscheint.“ 

Dieser  Satz  ist  so  allgemein  gehalten,  dafs  aus  ihm  ein 
ganzes  System  von  Rechten  schwerlich  herausgelesen  und 
abgeleitet  werden  kann.  Es  ist  daher  von  vornherein  un- 
wahrscheinlich, dafs  er  das  Vorbild  für  die  französische  Er- 
klärung gewesen  sei. 

Zur  Gewifsheit  wird  diese  Vermutung  durch  Lafayette 
selbst.  An  einer  Stelle  seiner  Memoiren,  die  bisher  völlig 
übersehen  wurde,  nennt  er  das  Vorbild,  das  ihm  bei  seinem 
Antrag  in  der  Konstituante  vorgeschwebt  hat1.  Treffend 
weist  er  darauf  hin,  dafs  der  Kongrefs  des  neugebildeten 
Staatenbundes  der  nordamerikanischen  Freistaaten  damals 
gar  nicht  in  der  Lage  war,  Rechtsregeln  für  die  einzelnen 
zu  souveränen  Staaten  herangewachsenen  Kolonien  mit  ver- 
bindlicher Kraft  aufzustellen.  Er  führt  aus,  dafs  in  der 
Unabhängigkeitserklärung  nur  das  Prinzip  der  Volks- 
souveränität und  das  Recht  der  Änderung  der  Regierungs- 
form ausgesprochen  sei.  Andere  Rechte  seien  nur  implicite 
in  der  Aufzählung  der  Rechtsverletzungen  enthalten,  durch 
welche  die  Trennung  von  dem  Mutterlande  gerechtfertigt 
werden  soll. 

Wohl  aber  waren  den  Verfassungen  der  einzelnen 
Staaten  des  Bundes  Deklarationen  der  Rechte  vorangeschickt, 
die  verbindliche  Kraft  für  deren  Volksrepräsentanten  hatten. 
Der  erste  Staat,  der  eine  solche  Erklärung  der 
Rechte  in  vollem  Sinne  auf  stellte,  war  Vir- 
gin i e n 2. 


1 Memoiren,  correspoudances  et  manuscripts  du  general  Lafayette, 
publies  par  sa  famille  II,  p.  46. 

- Mais  les  Constitution»  que  se  donntrent  successivement  les  treize 
etats,  furent  precede?»  de  declarations  des  droits,  dont  les  principe»  de- 
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Die  Erklärung  Virginiens  und  der  anderen  amerikani- 
schen Einzelstaaten  waren  die  Quelle  für  den  Antrag 
Lafayettes.  Sie  haben  aber  nicht  nur  auf  ihn,  sondern  auf 
alle,  die  eine  Deklaration  der  Rechte  herbeiführen  wollten, 
eingewirkt.  Schon  die  erwähnten  cahiers  stehen  unter  ihrem 
Einflufs. 

Die  neuen  Verfassungen  der  amerikanischen  Einzel- 
staaten waren  nämlich  damals  in  Frankreich  wohlbekannt. 
Bereits  1778  war  in  der  Schweiz  eine  französische  Über- 
setzung von  ihnen,  Franklin  gewidmet,  erschienen*.  Eine 
andere  wurde  1783  auf  Anregung  Benjamin  Franklins  selbst 
publiziert2.  Ihr  Einflufs  auf  die  Verfassungsgesetzgebung 
der  französischen  Revolution  ist  bisher  lange  nicht  genügend 
erkannt  worden.  Man  kannte  überhaupt  bis  in  die  neueste 
Zeit  in  Europa  nur  die  Unionsverfassung,  nicht  die  der 
Einzelstaaten , die  in  der  modernen  Verfassungsgeschichte 
eine  ganz  hervorragende  Stellung  einnehmen.  Sie  ist 
vor  allem  gekennzeichnet  durch  die  selbst  bedeutenden 


vaient  servir  de  regles  anx  representaus  du  peuple,  soit  aux  conveutions, 
soit  dans  les  autres  cxercises  de  leur  ponvoirs.  La  Virgiuie  fut  la  pre- 
iniere  ü produire  une  declaration  des  droits  proprement  dite.  A.  a.  0. 
p.  47.  Auch  Condorcet  hatte  (Oeuvres  IX,  p.  168)  darauf  hiugewieseu, 
dafs  Virginien  die  erste  wirkliche  Erklärung  der  Rechte  beschlosseu 
hatte  und  fügt  hinzu  „l’auteur  de  cet  ouvrage  a des  droits  ä la  re- 
connaissance  eternelle  du  genre  humaiu“. 

1 Kecueil  des  loix  ronsti tuti ves  des  colonies  angloises , coufederees 
sotis  la  denoinination  d'Etats-Unis  de  l’Amerique-Septentrionale.  Dedie 
;»  M.  le  Docteur  Franklin.  En,  8uis.se,  chez  les  lihraires  associes. 

3 Vgl.  Ch.  Ilorgeaud,  Ktablisseuient  et  revision  des  eonstitutions 
eu  Amtrique  et  en  Europe.  Paris  1893  p.  27.  Über  die  zahlreichen 
Übersetzungen  der  amerikanischen  Verfassungen  und  ihren  EinHufs  auf 
Frankreich  vgl.  nunmehr  die  Ausführungen  von  A.  Aulard,  Histoire 
politique  de  Ta  Revolution  fran9aise,  Paris  1901,  p.  19  ff.,  der  auch  aus- 
drücklich von  der  Deklaration  von  Virginien  erklärt,  sie  sei  „presquo  la 
future  Declaration  des  Droits  frangais“,  p.  21;  ferner  11.  E.  liourne, 
American  precedents  in  the  French  national  assembly,  American  llistorical 
Review  VIII,  1903,  p.  466  ff.  Auch  die  zeitgenössische  Literatur  be- 
schäftigte sich  eingehend  mit  den  neuen  amerikanischen  Verfassungs- 
dokumenten, namentlich  das  vierbändige  Werk  des  aus  Virginien  als 
Agent  der  Vereinigten  Staaten  nach  Frankreich  gesendeten  , Maz  ze  i 
(eines  geborenen  Italieners),  Recherches  historiques  sur  les  Etats-Unis 
1788  machte  grofsen  Eindruck.  Vgl.  Bourne  p.  467;  G.  Koch,  Bei- 
träge zur  Geschichte  der  politischen  Ideen  II,  1896,  8.  208  f. 
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Historikern  und  Staatsrechtslehrern  unbekannte  Tatsache, 
dafs  die  amerikanischen  Einzelstaaten  die  ersten  geschriebenen 
Verfassungen  gehabt  haben.  In  England  und  Frankreich 
hat  man  bereits  begonnen,  die  Bedeutung  der  amerikani- 
schen Staatenverfassungen  zu  würdigen1,  in  Deutschland 
sind  sie  bisher  fast  unbeachtet  geblieben.  Allerdings  waren 
lange  Zeit  hindurch  die  älteren  Verfassungstexte  in  ihrer  Ge- 
samtheit in  Europa  schwer  zugänglich.  Durch  die  Ausgabe 
jedoch,  die  1877  im  Aufträge  des  Senates  der  Vereinigten 
Staaten  von  allen  amerikanischen  Verfassungsurkunden,  von 
der  ältesten  Zeit  angefangen,  veranstaltet  wurde2,  ist  man 
jetzt  in  die  Lage  gesetzt,  sich  leicht  Uber  diese  aufser- 
ordentlich  wichtigen  Dokumente  zu  orientieren. 

Die  französische  Erklärung  der  Rechte  ist  im  grofsen 
und  ganzen  den  amerikanischen  bills  of  rights  oder  declara- 
tions  of  rights  naehgebildet  worden3.  Alle  Entwürfe  der 
französischen  Deklaration,  von  denen  der  cahiers  angefangen 
bis  zu  den  einundzwanzig  Projekten , die  der  National- 
versammlung vorgelegt  wurden,  variiren  mehr  oder  weniger, 
kürzer  oder  breiter,  geschickter  oder  ungeschickter  ihre 
Ideen.  Als  selbständige  Zutaten  weisen  sie  nur  allgemeine 
doktrinäre  Erörterungen  auf  oder  Ausführungen,  die  in  das 
Gebiet  politischer  Metaphysik  gehören.  Auf  sie  einzugehen, 
ist  hier,  wo  es  sich  ausschliefslich  um  die  praktische  Wir- 
kung der  französischen  Rechtssätze  handelt,  überflüssig. 


1 Namentlich  das  ausgezeichnete  Werk  von  James  Brvce,  The 
American  Commonwealth  Vol.  I,  part  II:  The  State  govemments  und 
Borgeaud.  a.  a.  O.  p.  28  ff. 

-’  The  Federal  and  State  Constitntious,  colonial  chartere,  and  other 
organic  laws  of  the  United  States.  Compiled  tinder  an  Order  of  tho 
United  States  Senate  by  Ben.  Perley  Poore.  Washington  1877.  2 Bde. 
mit  fortlaufender  Paginierung.  Von  den  Dokumenten  aus  der  Kolonial- 
epoche sind  nur  die  wichtigsten  mitgeteilt.r  Vgl.  auch  Gourd,  Les 
C'hnrtes  coloniales  et  les  Constitutions  des  Ktats-Unis  de  l'Amörique  du 
Nord.  Paris  1885,  2 Bd. 

8 Das  ist  seihst  dem  besten  französischen  Kenner  der  amerikanischen 
Geschichte,  Labonlaye,  nicht  ganz  klar  geworden,  wie  aus  seinen 
Ausführungen,  Ilistoire  des  Etats-Unis  II,  p.  11  hervorgeht.  In  England 
hat  D.  C.  Kitchic,  Natural  Kights  p.  3 ff.  den  Einflnfs  der  amerika- 
nischen Erklärungen  auf  die  französische  betont. 
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Halten  wir  uns  an  das  Resultat:  die  Deklaration,  wie  sie 
unter  langen  Debatten  in  den  Sitzungen  vom  20.  bis 
20.  August  beschlossen  wurde1. 


IV. 

Am  15.  Mai  1776  erliefs  der  in  Philadelphia  tagende 
Kongrefs  der  zum  Abfall  vom  Mutterlande  entschlossenen 
Kolonien  die  Einladung  an  seine  Glieder,  sich  Verfassungen 
zu  geben.  Von  den  dreizehn  Staaten,  die  ursprünglich  die 
Union  bildeten,*  haben  vordem  Ausbruche  der  französischen 
Revolution  elf  diese  Einladung  befolgt.  Zwei  behielten  die 
ihnen  von  der  englischen  Krone  verliehenen  Kolonialcharten 
bei,  indem  sie  ihnen  den  Charakter  von  Verfassungsurkunden 
verliehen,  nämlich  Connecticut  die  Charte  von  1062  und 
Rhode  Island  jene  von  1603,  die  somit  die  ältesten  ge- 
schriebenen Verfassungen  im  modernen  Sinne  sind 3. 

Von  den  übrigen  Staaten  war  es  zuerst  Virginien,  das 
auf  der  zu  Williamsburgh  vom  6.  Mai  bis  20.  Juni  1770 
tagenden  Konvention  eine  Verfassung  beschlofs.  Sie  war 
eingeleitet  durch  eine  feierliche  „Bill  of  Rights“3,  die  am 
12.  Juni  von  der  Konvention  adoptiert  worden  war.  Ihr 
Verfasser  war  Georg  Mason.  Auf  ihre  endgültige  Fassung 
hatte  Madison  wesentlichen  Einflufs  genommen  4.  Diese  Er- 
klärung Virginiens  war  vorbildlich  für  alle  übrigen , auch 
für  die  des  Kongresses  der  Vereinigten  Staaten  selbst,  die 
erst  drei  Wochen  nach  der  virginisehen  stattfand  und  be- 
kanntlich von  Jefferson,  einem  Bürger  Virginiens,  entworfen 
worden  war.  In  den  anderen  Deklarationen  sind  aber  manche 


1 Vgl.  Arch.  pari.  VIII,  p.  461 — 489.  Über  die  Geschichte  der  De- 
klaration vgl.  jetzt  auch  Emile  Walch,  La  Declaration  des  droits  de 
l'homme  et  du  citoyen  et  l’Assemblde  Constituante.  Travaux  pro paratoires. 
Paris,  H.  Jouve,  1908. 

ä Connecticut  hat  1818,  Rhode  Island  erst  1841  eine  neue  Ver- 
fassung an  Stelle  der  alten  Kolonialcharten  gesetzt 

8 Poore,  II,  p.  1908 — 1909.  Vgl.  den  Anhang. 

* Über  die  Entstehung  der  bill  o?  rights  Virginiens  vgl.  Baneroft, 
History  of  the  United  States.  London  1861.  VII,  ch.  64. 
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Sätze  anders  formuliert  worden,  als  in  Virginien  und  häufig 
neue  Bestimmungen  hinzugefligt  worden  *. 

Ausdrückliche  Erklärungen  der  Rechte  nach  der  vir- 
ginischen  sind  noch  vor  1789  formuliert  worden  in  der  Ver- 
fassung von 

Pcnnsylvanien  vom  28.  September  1770, 

Maryland  vom  11.  November  1776, 

Nord-Carolina  vom  18.  Dezember  1 770, 

Vermont  vom  8.  Juli  1777*, 

Massachusetts  vom  2.  März  1780, 

New-Hampshire  vom  31.  Oktober  1783 
(in  Kraft  getreten  2.  Juni  1784). 

In  den  ältesten  Verfassungen  von  New-Jersey,  Siid- 
Carolina,  New  York  und  Georgia  fehlen  besondere  bills  of 
rights,  doch  sind  in  ihnen  manche  dahingehörige  Be- 
stimmungen enthalten8.  Von  Delaware  bringt  die  fran- 
zösische Übersetzung  der  amerikanischen  Verfassungen  aus 
dem  Jahre  1778  eine  am  11.  September  1770  beschlossene 
d&daration  expositive  des  droits4,  die  aber  in  der  Pooreschen 
Sammlung  fehlt5. 

Im  folgenden  sollen  nun  zunächst  die  einzelnen  Sätze 
der  französischen  Deklaration  den  korrespondierenden  der 
amerikanischen  Erklärungen  gegenübergestellt  werden.  Ich 
habe  unter  ihnen  immer  jene  ausgesucht,  die  auch  in 


1 Die  Erklärung  Virgiuieus  zählt  sechzehn,  hingegen  die  von 
Massachusetts  dreißig,  die  von  Maryland  gar  zweiundvierzig  Artikel. 
Die  Deklaration  von  Virginia  enthält  nicht  das  Hecht  der  Auswanderung, 
das  zuerst  Pennsylvanien  Art.  XV  statuiert;  ferner  fehlt  in  ihr  das  Yer- 
sam  ml  ungerecht  und  das  Petitionsrecht,  das  auch  erst  die  pennsylvanisehe 
bill  of  right«  (Art.  XVI)  aufweist. 

2 Vermonts  Staatsqualität  war  bis  1790  bestritten;  es  wurde  erst 
am  18.  Februar  1791  als  selbständiges  Mitglied  der  Vereinigten  Staaten 
anerkannt. 

s Namentlich  ist  die  religiöse  Freiheit  in  besonders  energischer  Weise 
anerkannt  durch  New  York,  Verfassung  vom  20.  April  1777  Art.  XXXVIII. 
Poore,  II,  p.  1838- 

4 p.  151  ff.  Sie  zählt  dreiundzwauzig  Artikel. 

11  Sie  ist  von  Max  Farrand  im  Original  zugänglich  gemacht 
worden.  Vgl.  The  Delaware  Bill  of  Rights  of  1776.  American  Historieal 
Keview  111,  1898,  p.  648  ff. 
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der  Form  des  Ausdrucks  dem  französischen  Texte  am 
nächsten  kommen.  Es  mufs  aber  nochmals  ausdrücklich 
hervorgehoben  werden,  dafs  die  Grundgedanken  der  ameri- 
kanischen Deklarationen  sich  meistens  völlig  decken,  und 
daher  ein  und  derselbe  Satz  in  verschiedener  Fassung  in 
der  gröfsten  Zahl  der  bills  of  rights  wiederkehrt. 

Wir  lassen  die  Einleitung,  die  die  Konstituante  ihrer 
Erklärung  voranschickte,  beiseite  und  beginnen  mit  der 
Aufzählung  der  Rechte  selbst.  Selbst  diese  Einleitung  aber, 
in  welcher  die  Nationalversammlung  „en  prösence  et  sous 
les  auspices  de  l’Etre  supreme“  feierlich  die  Anerkennung 
und  Erklärung  der  Rechte  des  Menschen  und  Bürgers, 
sowie  deren  Bedeutung  verkündet,  ist  durch  das  Vorbild  der 
Erklärung  des  Kongresses  sowohl  als  mancher  Einzelstaaten 
der  Union,  durch  welche  sie  ihre  Losreifsung  von  dem 
Mutterlande  motivieren  wollten,  hervorgerufen  worden. 


V. 

Ddclaration  des  droits 
de  l'homme  et  du  citoyen. 

Art.  1.  Les  hommes  naissent 
et  demeurent  libres  et  egaux 
en  droits.  Les  distinctions  so- 
ciales ne  peuvent  etre  fondees 
que  sur  l’utilit£  commune. 

2.  Le  but  de  toute  asso- 
ciation  politique  est  la  Con- 
servation des  droits  naturels  et 
imprescriptibles  de  l’homme. 
Ces  droits  sont  la  libertd,  la 
propridtd,  la  süret£  et  la  r£- 
sistance  ä l’oppression. 


Amerikanische  bills  of 
rights. 

Virginia  I.  That  all  men 
are  by  nature  equally  free 
and  independent,  and  have 
certain  inherent  rights,  of 
which,  when  they  enter  into 
a state  of  society,  they  cannot, 
by  any  compact,  deprive  or 
devest  their  posterity;  namely 
the  enjoyment  of  life  and  li- 
berty,  with  the  means  of 
acquiring  and  possessing  pro- 
perty,  and  pursuing  and  ob- 
taining  happiness  and  safety. 

Massachusetts  I.  All 
men  are  born  free  and  equal, 
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and  have  certain  natural, 
essential  and  alienable  rights1. 

Virginia  IV.  That  no 
man,  or  set  of  men,  are  entit- 
led  to  exclusive  or  separate 
emoluments  or  Privileges  from 
the  community,  but  in  con- 
sideration  of  public  Ser- 
vices. 

Massachusetts  Pre- 
ambleof  the  Constitution.  The 
end  of  the  institution,  main- 
tenance,  and  administration 
of  government  is  to  secure 
the  existence  of  the  body- 
politic,  to  protect  it,  and  to 
furnish  the  individuals  who 
compose  it  with  the  power 
of  enjoying,  in  safety  and 
tranquillity , their  natural 
rights  and  the  blessings  of  life. 

Maryland  IV.  The  doc- 
trine  of  non-resistance,  against 
arbitrary  power,  and  oppres- 
sion,  is  absurd,  slavish  and 
destructive  of  the  good  and 
happiness  of  mankind. 

3.  Le  principe  de  toute  Virginia  II.  That  all 
souverainet^  reside  essenti-  power  is  vested  in,  and  eon- 
ellement dans  la  nation.  Nul  sequently  derived  from , the 
corps,  nul  individu  ne  peut  people;  that  magistrates  are 

' Boutmy,  a.  a.  O.  p.  424  behauptet  auf  Grand  der  virginischen 
Erklärung,  dafs  die  Gleichheit  in  ihr  im  Gegensatz  zur  französischen 
Deklaration  zurück  gedrängt  sei,  darum  ist  die  Parallelstelle  von  Massa- 
chusetts ira  Text  hier  hinzugefügt.  Boutmv  scheint  überhaupt  die  ameri- 
kanischen Deklarationen  nur  ans  meinen  Zitaten  zu  kennen ! 
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exercer  d’autorit4  qui  n’en 
^ inane  exprössement. 

4.  La  liberte  consiste  ä pou- 
voir  faire  tout  ce  qui  ne  nuit 
pas  k autrui ; aussi  l’exercise 
des  droits  naturels  de  chaque 
homme  n’a  de  bornes  que 
eelles  qui  assurent  aux  autres 
membres  de  la  sociötö  la 
jouissance  de  ces  niemes  droits. 
Ces  bornes  ne  peuvent  etre 
dötermindes  que  par  la  loi. 


5.  La  loi  n’a  le  droit  de 
döfendre  que  les  actions  nui- 
sibles  h la  sociötö.  Tout  ce 
qui  n’est  pas  däfendu  par  la 
loi  ne  peut  etre  empech^  et 
nul  ne  peut  etre  contraint  k 
faire  ce  qu’elle  n’ordonne  pas. 


Staats-  n.  Völkerrecht!.  Abhandl.  I.  3.  — 


their  trustees  and  servants, 
and  at  all  time  amenable  to 
them. 

Massachusetts  Pre- 
amble.  The  body-politic  is 
formed  by  a voluntary  asso- 
ciation  of  individuals;  it  is  a 
social  compact  by  which  the 
whole  people  covenants  with 
eacb  Citizen  and  each  Citizen 
with  the  whole  people  that 
all  shall  be  governed  by  cer- 
tain  laws  for  the  common 
good. 

Massach usetts  X.  Each 
individual  of  the  society  has 
a right  to  be  protected  by  it 
in  the  enjoyment  of  his  life, 
liberty,  and  property,  accor- 
ding  to  standing  laws. 

Massachusetts  XI.  Eve- 
ry  subject  of  the  Common- 
wealth ought  to  find  a certain 
remcdy,  by  having  recourse 
to  the  laws,  for  all  injuries 
and  wrongs  which  he  may 
receive  in  his  person,  pro- 
perty, or  Charakter. 

North- Carolina  XIII. 
Thatevery  freeman,  restrained 
of  his  liberty,  is  entitled  to  a 
remedy,  to  inquire  into  the 
lawfulness  thereof,  and  to 
remove  the  same,  if  unlawful; 
O.  Jollinek.  2.  Aufl.  2 
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<j.  La  loi  est  l’expression  de 
la  volontd  g<5n4rale.  Tous  les 
citoyens  ont  le  droit  de  con- 
courir  personnellement  ou  par 
leurs  reprdsentants  a sa  forma- 
tion.  Elle  doit  etre  la  meme 
pour  tous,  soit  qu’elle  protfege, 
soit  qu'elle  punisse.  Tous  les 
citoyens  4tant  ögaux  ä ses 
yeux,  sont  ^galement  ad- 
missibles  ä toutes  dignitds, 
places  et  emplois  publics,  se- 
lon  leur  capacitd,  et  sans  autre 
distinction  que  celle  de  leurs 
vertus  et  leurs  talents. 


and  that  such  remedy  ought 
not  to  be  denied  or  delayed. 

Virginia  VII.  That  all 
power  of  suspending  laws,  or 
the  execution  of  laws,  by  anv 
authority  without  the  consent 
of  the  representatives  of  the 
people,  is  injunous  to  their 
rights,  and  ought  not  to  be 
exercised  *. 

Maryland  V.  That  the 
right  in  the  people  to  parti- 
cipate  in  the  Legislature,  is 
the  best  security  of  liberty, 
and  the  foundation  of  all  free 
government. 

Massachusetts  IX.  All 
elections  ought  to  be  free2; 
and  all  the  inhabitants  of  this 
Commonwealth,  liaving  such 
qualitications  as  they  shall 
establish  by  their  frame  of 
government,  have  an  equal 
right  to  elect  officers,  and  to 
be  elected,  for  public  employ- 
ments. 

Ne  w- Hampsh  i r e XII. 
Nor  arc  the  inhabitants  of 
this  state  controllable  by  any 
other  laws  than  those  to  which 
they  or  their  representative 
body  have  given  their  consent. 


1 Vgl.  englische  bill  of  rights  1. 
! Bill  of  rights  8. 
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7.  Nul  homine  ne  peut  etre 
accuse,  nrrete,  ni  detenu  que 
dans  les  cas  d6termin6s  par 
la  Ioi  et  selon  les  forme» 
qu’elle  a prescrites.  Ceux 
qui  sollicitent,  exp4dient,  ex6- 
cutent  ou  font  exäcuter  des 
ordres  arbitraires , doivent 
etre  punis ; mais  tout  citoyen 
appel4  ou  saiai  en  vertu  de 
la  loi  doit  obeir  k 1 'instant; 
il  se  rend  coupable  par  sa 
rdsistance. 


Massachusetts  XII.  No 
subject  shall  be  held  to  ans- 
wer  for  any  crimes  or  no 
offence  until  the  same  is  fully 
and  plainly,  substantially  and 
formally,  describod  to  bim;  or 
be  coinpelled  to  accuse,  or 
furnish  evidence  against  him- 
self;  and  every  subject  shall 
have  a right  to  produce  all 
proofs  that  raay  be  favorable 
to  him ; to  meet  the  witnesses 
against  him  face  to  face,  and 
to  be  fully  heard  in  his  de- 
fence  by  himself,  or  his  coun- 
sel  at  his  election.  And  no 
subject  shall  be  arrested,  im- 
prisoned , despoiled  or  de- 
prived  of  his  property,  im- 
munities , or  Privileges , put 
out  of  the  protection  of  the 
law,  exiled  or  deprived  of 
his  life,  liberty,  or  estate, 
but  by  the  judgment  of  his 
peers,  or  the  law  of  the 
land  *. 

Virginia  X.  That  gene- 
ral warrants,  whereby  an 
ofticer  or  messenger  inay  be 
commanded  to  search  suspec- 
ted  places  without  evidence 
of  a fact  committed,  or  to 
seize  any  person  or  persons 


1 Magna  Charta  89. 


2* 
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8.  La  loi  ne  doit  4tablir 
que  des  peines  strictement 
necessaires  et  nul  ne  peut 
etre  pnni  qu’en  vertu  d’une 
loi  ötablie  et  promulgu4e  an- 
t4rieurement  au  dölit  et  14- 
galement  appliquee. 


9.  Tout  homme  4tant  pr4- 
sum4  innocent  jusqu’h  ce 
qu’il  ait  4t4  declar4  coupable, 
s’il  est  jug4  indispensable  de 
l’arreter,  toute  rigueur  qui  ne 


not  named,  or  whose  offence 
is  not  partieularly  described 
and  supported  by  evidence, 
are  grievous  and  oppressive, 
and  ought  not  to  be  granted. 

N ew-HampshireXVIII. 
All  penalties  ought  to  be  pro- 
portionated  to  the  nature  of 
the  offence  *. 

Maryland  XIV.  That 
sanguinary  laws  ought  to  be 
avoided,  as  far  as  is  consistent 
with  the  safety  of  the  State: 
and  no  law,  to  infliet  cruel 
and  unusual  pains  and  pe- 
nalties, ought  to  be  made  in 
any  case,  or  at  any  time  here- 
after  a. 

Maryland  XV.  That 
retrospective  laws,  punishing 
facts  committed  before  the 
existence  of  such  laws,  and 
by  them  only  declared  crimi- 
nal,  are  oppressive,  unjust, 
and  incompatible  with  liberty ; 
wherefore  no  ex  post  facto 
law  ought  to  be  made. 

Vgl. oben  M assaehusetts 
XII.  Ferner 

Massachusetts  XIV. 
Every  subject  has  a right  to 
be  secure  from  all  unreason- 


’ Xinhua  Charta  20. 

• Englische  bill  of  rights  10. 
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serait  pas  n4cessaire  pour 
s’assurer  de  sa  personne  doit 
etre  stiverement  rdprimde  par 
la  loi. 


10.  Nul  doit  etre  inqui^td 
pour  ses  opinions,  meme  reli- 
gieuses,  pourvu  que  leurmani- 
festation  netroublepasl’ordre 
public  6tabli  par  la  loi. 


11.  La  libre  communication 
des  pensdes  et  des  opinions 
est  un  des  droits  les  plus  prö- 
cieux  de  l’homme;  tout  ci- 
toyen  peut  dont  parier,  4erire, 
imprimer  librement  sauf  k 
rdpondre  de  Tabus  de  cette 
libertd  dans  les  cas  determinds 
par  la  loi. 

* Englische  bill  of  rights  10. 


able  searches  and  seizures 
of  his  person,  his  houses,  bis 
papers,  and  all  his  possessions. 

Massachusetts  XXVI. 
No  magistrate  or  court  of 
law  sball  demand  excessive 
bail  or  sureties,  impose  ex- 
cessive fines1  . . , 

New-Harapshire  V. 
Every  individual  has  a natu- 
ral and  unalienable  right  to 
worship  God  aceording  to  the 
dictates  of  his  own  conscience, 
and  reason ; and  no  subject 
shall  be  hurt,  molested  or 
restrained  in  his  person,  li- 
berty  or  estate  for  worshipping 
God,  in  the  manner  and  sea- 
son  inost  agreeable  to  the  dic- 
tates of  his  own  conscience, 
or  for  his  religious  profession, 
sentiments  or  persuasion;  pro- 
vided  he  doth  not  disturb  the 
public  peace,  or  disturb  others, 
in  their  religious  worship. 

Virginia  XII.  That  the 
freedom  of  the  press  is  one 
of  the  great  bulwarks  of  li- 
berty , and  can  never  be 
restrained  but  by  despotic 
governments. 

Pennsylvania  XII. 
That  the  people  have  a right 
to  freedom  of  speech , and 
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12.  La  garantie  des  droits 
de  l’homme  et  du  citoyen 
ndcessite  une  force  publique. 
Cette  force  est  donc  institude 
pour  l’avantage  de  tous,  et 
non  pour  l’utilitd  particulidre 
de  ceux  auxquels  eile  est 
conti  de. 


13.  Pour  l’entretien  de  la 
force  publique  et  pour  les  dd- 
penses  d’administration,  une 
contribution  commune  est  in- 
dispensable; eile  doit  etre 
egalement  rdpartie  entre  tous 
les  citoyens  en  raison  de  leurs 
facultds. 


14.  Tous  les  citoyens  ont 
le  droit  de  constater,  par  eux 
memes  ou  par  leur  reprdsen- 
tants,  la  ndcessite  de  la  con- 
tribution publique,  de  la  con- 
sentir  librement,  d’en  suivre 
l’emploi,  et  d’en  determiner 
la  qualitd,  l’assiette,  le  re- 
couvrement  et  la  durde. 

15.  La  socidtd  a le  droit  de 
demander  compte  ä tout  agent 
public  de  son  administration. 


I.  3. 

of  writing,  and  Publishing 
their  sentiments. 

Pennsylvania  V.  The 
government  is,  or  ought  to  be, 
instituted  for  the  common 
benefit,  protection  and  Secu- 
rity of  the  people,  nation  or 
community;  and  not  for  the 
particular  emolument  or  ad- 
vantage  of  any  single  man, 
family,  or  sett  of  men,  who 
are  a part  only  of  that  com- 
munity. 

Massachusetts  X.  Eacli 
individual  of  the  society  has 
a right  to  be  protected  by 
it  in  the  enjoyment  of  his  life, 
liberty,  and  property,  accor- 
ding  to  standing  laws.  He 
is  obliged,  consequently , to 
contribute  his  share  to  the  ex- 
pense  of  this  protection;  to 
give  his  personal  Service,  or 
an  equivalent,  when  necessary. 

Massachusetts  XXIII. 
No  subsidy,  charge,  tax,  im- 
post, or  duties,  ought  to  be 
established,  fixed,  laid  or  le- 
vied,  under  any  pretext  what- 
soever.  without  the  consent  of 
the  people,  or  their  represen- 
tatives  in  the  legislature. 

S.  oben  Virginia  II,  ferner 

Massachusetts  V.  All 
power  residing  originally  in 
the  people,  and  being  derived 
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lti.  Toute  societ^,  dans  la- 
quelle  la  garantie  dea  droita 
n'est  pas  assur^e,  ni  la  Se- 
paration dea  pouvoirs  deter- 
min^e,  n’a  point  de  Constitu- 
tion. 


17.  La  propri4t4  ötant  un 
droit  inviolable  et  sacr6,  nul 
ne  peut  en  etre  prive,  ai  ce 
n'eat  lors  que  la  necessit<$ 
publique , l^galement  con- 
stat^e,  l’exige  övidemment, 
et  soua  la  condition  d’une 
juste  et  prealable  indemnite. 


from  them,  the  several  ma- 
gistratea  and  ofticers  of  go- 
vernment  vested  with  autho- 
rity,  whether  legislative,  exe- 
cutive  or  judicial,  are  the  Sub- 
stitutes and  agents,  and  are  at 
all  timea  accountable  to  them. 

New  - Hampshire  III. 
When  men  enter  into  a state 
of  societv,  they  surrender  up 
some  of  their  natural  rights 
to  that  society,  in  order  to 
insure  the  protection  of  others  ; 
and  without  such  an  equi- 
valent,  the  surrender  is  void. 

Massachusetts  XXX. 
In  the  government  of  this 
Commonwealth,  the  legislative 
department  shall  never  exer- 
cise  the  executive  and  judi- 
cial powers,  or  either  of  them ; 
the  executive  shall  never  exer- 
cise  the  legislative  and  judicial 
powers,  or  either  of  them;  the 
judicial  shall  never  exercise 
the  legislative  and  executive 
powers,  or  either  of  them ; to 
end  it  may  be  a government 
of  laws,  and  not  of  men. 

Massachusetts  X . 
but  no  part  of  the  property 
of  any  individual  can , with 
justice,  be  taken  from  him, 
or  applied  to  public  uses, 
without  his  own  consent,  or 
that  of  the  representative  body 
of  the  people  ....  And 
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whenever  the  public  exigen- 
cies  require  tliat  the  pro- 
perty  of  any  individual 
should  be  appropriated  to 
public  uses,  he  shall  receive 
a reasonable  compensation 
therefor. 

Vermont  II.  That  pri- 
vate property  ought  to  be 
subservient  to  public  uses, 
when  necessity  requires  it; 
nevertheless , whenever  any 
parti cular  man ’s  property  is 
• taken  for  the  use  of  the 

public,  the  owner  ought  to 
receive  an  equivalent  in 
money. 

VI. 

Die  Vergleichung  der  amerikanischen  mit  der  fran- 
zösischen Erklärung  zeigt  zunächst,  dafs  die  Aufstellung 
abstrakter  und  darum  vieldeutiger  Prinzipien  beiden  ge- 
meinsam ist,  nicht  minder  das  Pathos,  mit  dem  sie  vor- 
getragen werden.  Die  Franzosen  haben  nicht  nur  die 

amerikanischen  Ideen,  sondern  auch  die  Form  rezipiert,  die 
sie  jenseits  des  Ozeans  empfangen  haben.  Gegenüber  dem 
Wortreichtum  der  Amerikaner  zeichnen  sich  die  Franzosen 
sogar  durch  eine  im  Charakter  ihrer  Sprache  gelegene  Kürze 
und  Bündigkeit  aus.  Am  meisten  haben  spezifisch  französische 
Zutaten  Art.  4 — <>  der  Deklaration  in  den  überflüssigen  und 
nichtssagenden  Definitionen  der  Freiheit1  und  des  Gesetzes. 
Ferner  ist  im  französischen  Texte  in  den  Artikeln  4,  (>  und 


1 Sie  läuft  schliefslich  hinaus  auf  die  alte  Definition  des  Florentinus 
L.  4 pr.  D.  de  statu  lioin.  1,  5:  Liberias  est  naturalis  facultas  eins,  quod 
cuique  facore  libet,  nisi  si  quid  vi  aut  jure  prohibetur. 


Digitized  by  Google 


I.  8.  25 

13  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  in  energischer  Weise  be- 
tont, während  sie  den  Amerikanern  auf  Grund  ihrer  so- 
zialen Verhältnisse  und  demokratischen  Institutionen  als 
selbstverständlich  erschien  und  daher  von  ihnen  nur  ge- 
legentlich hervorgehoben  wird.  In  diesen  Formulierungen 
der  Franzosen  wird  man  den  Einflufs  des  contrat  social  zu 
erkennen  haben;  aber  auch  er  hat  nichts  wesentlich  Neues, 
den  amerikanischen  Sätzen  Unbekanntes  hervorgebracht. 

In  einem  wichtigen  Stücke  aber  bleibt  die  französische 
Erklärung  weit  hinter  der  amerikanischen  zurück.  Nur  in 
schüchterner  und  versteckter  Weise  wagt  der  Artikel  10 
die  Meinungsäufserung  in  Religionssachen  zu  berühren, 
w'eil  die  Konstituante  Empfindungen  ihrer  geistlichen 
Mitglieder  und  der  grofsen  Masse  des  Volkes  schonen  wollte; 
nicht  Religionsfreiheit^  sondern  nur  Toleranz.,  wagt  sie  zu 
verkündigen  l. 

Die  französische  Erklärung  ist  selbstverständlich  keine 
sklavische  Nachahmung  der  amerikanischen,  schon  deshalb 
nicht,  weil  die  politischen  Verhältnisse  Frankreichs  im  Jahre 
1789  ganz  andere  waren  als  die  Amerikas  im  Jahre  1770. 
Ein  Volk,  das  fremde  Einrichtungen  und  Gesetze  rezipiert, 
tut  dies  nie,  ohne  die  fremden  Gedanken  der  nationalen 
Eigenart  entsprechend  umzubilden.  Das  heutige  französische 
Parlament  ist  englischer  Abstammung  und  dennoch  von 
seinem  britischen  Vorbild  unterschieden.  Allein  so  gewifs 
es  ohne  das  parlamentarische  England  kein  parlamentarisches 
Frankreich  gäbe,  so  gewifs  würden  die  Franzosen  ohne  die 
amerikanischen  bills  of  rights  niemals  eine  Erklärung  der 
Menschen-  und  Bürgerrechte  verkündet  haben. 

In  einem  Punkte  aber,  und  zwar  dem  allerwichtigsten, 
treffen  Amerikaner  und  Franzosen  völlig  zusammen,  in  der 

1 Vgl.  Aulard.  a.  a.  0.  p.  44  f.  Wenn  Boutmy  p.  432  die  hohe 
philosophische  Freiheit  des  französischen  Denkens  des  18.  Jahrhunderts 
im  Gegensatz  zur  religiösen  Borniertheit  der  Amerikaner  aus  der  fran- 
zösischen Deklaration  herausliest,  so  kennt  er  entweder  die  in  ihr  liegende 
Rücksicht  auf  die  katholische  Kirche  überhaupt  nicht  oder  will  sie  nicht 
kennen. 
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Aufstellung  fester  Schranken  für  die  Staatsgewalt.  Die 
rechtliche  Bedeutung  beider  Arten  von  Dokumenten  ist 
durchaus  dieselbe.  Von  bleibendem  allgemeinem  Werte  ist 
die  gesetzliche  Abgrenzung  von  Gebieten  geworden,  die 
der  Staat  nicht  betreten  soll.  Wir  wissen  heute,  dafs  die 
Freiheitsrechte  nicht  positiver,  sondern  negativer  Natur  sind, 
dafs  sie  nicht  einen  Anspruch  auf  ein  Tun,  sondern  auf  ein 
Unterlassen  des  Staates  begründen.  Darin  liegt  auch  einzig 
und  allein  ihre  praktische  Bedeutung,  ln  dieser  Aufstellung 
spezieller  Freiheitsrechte  sind  aber  die  Franzosen  ganz  von 
den  Amerikanern  abhängig.  Den  amerikanischen  Normen 
gegenüber  haben  die  Franzosen  nicht  einen  einzigen  origi- 
nellen Rechtsgedanken  gehabt.  Es  gibt  kein  spezielles 
Freiheitsrecht,  das  die  Franzosen  der  amerikanischen  Auf- 
zählung hinzugefügt  hätten.  Im  Gegenteil,  es  fehlt  in  der 
französischen  Erklärung  die  Verkündigung  des  so  wichtigen 
Vereins-  und  Versammlungsrechtes,  der-Freizügigkeit,  ferner 
des  Petitionsrechtes,  die  erst  in  der  Verfassung  vom  3.  Sep- 
tember 1791  unter  den  von  der  Konstitution  garantierten 
natürlichen  und  bürgerlichen  Rechten  auftauchen. 

Allein  auch  die  übrigen  Rechte,  die  sich  auf  die  Or- 
ganisation des  Staates  beziehen*  die  Teilnahme  an  der 
staatlichen  Willensbildung,  die  gleiche  Ämterfithigkeit,  die 
Bewilligung  der  Steuern  durch  das  Volk,  das  Recht  des 
Volkes,  alle  Magistrate  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  haben 
denselben  Ausdruck  von  dem  amerikanischen,  wie  vom 
französischen  Gesetzgeber  erhalten.  Wer  das  bestreitet,  dem 
liegt  die  Pflicht  ob,  nachzu weisen , welch  neuer  Rechtssatz 
im  Jahre  1789  das  Licht  der  Welt  erblickt  hat,  ohne  bereits 
1770  und  die  unmittelbar  darauf  folgenden  Jahre  einen 
Vorgänger  gehabt  zu  haben. 

Für  den  Historiker  ist  das  gewonnene  Resultat  bei 
Beurteilung  der  Wirkungen  der  französischen  Erklärung 
nicht  bedeutungslos.  Die  amerikanischen  Staaten  haben 
sich  mit  ihren  bills  of  rights  zu  geordneten  Gemeinwesen 
entwickelt,  in  denen  niemals  Klage  über  die  staatszerstören- 
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den  Konsequenzen  ihrer  Sätze  geführt  wurde.  Die  Wirren, 
die  in  Frankreich  nach  der  Erklärung  der  Menschenrechte 
eintraten,  können  daher  nicht  durch  ihre  Formeln  an  sich 
bedingt  gewesen  sein.  Vielmehr  hat  sich  auch  hier  ge- 
zeigt, welche  Gefahren  in  der  voreiligen  Rezeption  fremder 
Institutionen  liegen  können.  Die  Amerikaner  haben  nämlich  i 
1776  auf  den  bei  ihnen  bereits  längst  bestehenden  Grund- 
lagen weitergebaut,  die  Franzosen  hingegen  alle  Funda- 
mente ihres  Staatswesens  umgewühlt.  Was  dort  ein  Moment 
im  Prozesse  der  Konsolidierung  war,  wurde  hier  mit  zur 
Ursache  weiterer  Zerstörung.  Das  haben  damals  bereits 
einsichtige  Männer  erkannt,  wie  Lally  Tollendal 1 und  vor 
allem  Mirabeau8. 

Für  den  Rechtshistoriker  aber  entsteht  aus  der  Be- 
trachtung der  amerikanischen  bills  of  rights  ein  neues 
Problem : Wieso  sind  gerade  die  Amerikaner  zu  derartigen 
legislatorischen  Festsetzungen  gekommen? 

Oberflächlicher  Betrachtung  scheint  die  Antwort  leicht 
zu  sein.  Schon  der  Name  weist  auf  die  englische  Quelle 
hin.  Die  bill  of  rights  von  1689.  die  Habeas-Corpusakte 
von  1679.  di«  pctitf0"  of  right  von  fd??  und  endlich  die 
Magna  Gharn»  die  nicht  zu  bezweifeln- 

den Vorgänger  der  bill  of  rights  von  Virginien  zu  sein. 

Gewifs  hat  die  Erinnerung  an  diese  berühmten  eng- 
lischen Gesetze,  die  ja  von  den  Amerikanern  als  ein  Be- 
standteil ihres  Landesrechtes  betrachtet  wurden,  einen  wesent- 
lichen Anteil  an  den  Erklärungen  der  Rechte  seit  1776 
gehabt.  Manche  Sätze  aus  der  Magna  Charta  und  der 
englischen  bill  of  rights  sind  von  den  Amerikanern  direkt  i 
ihrem  Katalog  der  Rechte  einverleibt  worden.  j ft 

Trotzdem  trennt  die  amerikanischen  Deklarationen  eine  < 
tiefe  Kluft  von  den  erwähnten  englischen  Gesetzen.  Der 
Geschichtschreiber  der  amerikanischen  Revolution  sagt  von 


1 Arch.  pari.  VIII,  p.  222. 

* Arch.  pari.  VIII,  p.  438  u.  453. 
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der  virginischen  Erklärung,  dafs  sie  im  Namen  der  ewigen 
Gesetze  des  Menschendaseins  gegen  alle  Tyrannei  protestiert 
habe:  „Die  englische  Petition  der  Rechte  im  Jahre  1088 
war  historisch  und  rückwärtsschauend,  die  Erklärung  Vir- 
giniens  kam  dagegen  unmittelbar  aus  dem  Herzen  der  Natur 
und  verkündete  leitende  Grundsätze  für  alle  Völker  in 
künftigen  Zeiten“  *. 

Die  englischen  Gesetze,  die  Untertanen  rechte  statuieren, 
sind  samt  und  sonders  aus  bestimmten  Anlässen  entstandene 
Bestätigungen  oder  Interpretationen  bereits  geltenden 
Rechtes.  Selbst  die  Magna  Charta  enthält  nicht  neues  Recht, 
wie  bereits  Sir  Edward  Coke,  der  grofse  Kenner  des  eng- 
lischen Rechtes,  am  Beginne  des  17.  Jahrhunderts  erkannt 
hatte*.  Die  englischen  Gesetze  sind  weit  davon  entfernt, 
allgemeine  Menschenrechte  anerkennen  zu  wollen,  sie  haben 
nicht  die  Kraft  und  die  Absicht,  die  gesetzgebenden  Faktoren 
einzuschränken  und  Prinzipien  für  eine  künftige  Gesetz- 
gebung zu  bilden.  Nach  englischem  Recht  ist  das  Parla- 
ment allmächtig,  alle  von  ihm  erlassenen  oder  bestätigten 
Gesetze  sind  gleichwertig. 

Die  amerikanischen  Deklarationen  hingegen  enthalten 
Regeln,  die  Uber  dem  normalen  Gesetzgeber  stehen.  So- 
wohl in  der  Union  als  in  den  Einzelstaaten  bestehen  für 
die  einfache  und  die  Verfassungsgesetzgebung  verschiedene 
Organe,  und  der  Richter  wacht  Uber  die  Einhaltung  der 
Grenzen  der  Verfassung  durch  die  normale  Gesetzgebungs- 
gewalt. Einem  seinem  Urteile  nach  die  Grundrechte  ver- 
letzenden Gesetze  mufs  er  die  Anwendung  versagen.  Die 
Deklarationen  der  Rechte  werden  daher  heute  noch  von 
den  Amerikanern  als  praktische  Schutzwehren  für  die  Mi- 


1 „Tlie  english  petition  of  right  in  1(388  was  historie  and  retrospek- 
tive; the  Virginia  declnration  eame  directly  out  of  the  heart  of  nature 
and  announced  governing  principles  for  all  peoplea  in  all  future  times.1- 
Bancroft  VII,  p.  243. 

1 Vgl.  Hlackstone,  Commentaries  on  the  law»  of  England  I,  1, 
p.  127  (ed.  Kerr  London  1887  I,  p.  115). 


Digitized  by  Google 


29 


I. 

noritäten  aufgefafst1.  Das  zeichnet  sie  auch  vor  den  „garan- 
tierten Rechten“  der  europäischen  Staaten  aus.  Die  ameri- 
kanischen Deklarationen  sind  nicht  nur  formell  Gesetze 
höherer  Art,  sie  sind  auch  Schöpfungen  eines  höheren 
Gesetzgebers,  In  E u r o |m~TcehngTl'~dTö  ''Ye rfassunge  tt  'zwar 
erschwerende  Formen  für  die  Änderung  ihrer  Sätze,  allein 
es  ist  fast  überall  derselbe  Gesetzgeber,  der  über  die 

Änderung  zu  entscheiden  hat.  Die  richterliche. „Kontrolle 

aber  Uber  die  Beobachtung  dieser^Formen  ist  nicht  einmal 
in  der  schweizerischen  Eidgenosse nschäft  vorhanden , trotz- 
•flenwlort,  ähnlich  wie  in  den  Vereinigten  Staaten,  die  Ver- 
fassungsgesetze von  anderen  Organen  ausgehen  wie  die 
einfachen. 

Die  amerikanischen  bills  of  rights  wollen  nicht  nur 
gewisse  Prinzipien  für  die  staatliche  Organisation  aufstelleu, 
sondern  vor  allem  die  Grenzlinie  zwischen  Staat  und  Indi- 
v i d u ujn^zicheu.-  Das  Individuum  ist  ihnen  zufolge  nicht 
erst  durch  den  Staat,  sondern  durch  seine  Natur  Rechts- 
subjekt, es  hat  u n v e r ä ufs  erl ich e,  junantastbare  Rechte.  Da- 
von wissen  die  englischen  Gesetze  nichts.  Nicht  ein  ewiges, 
natürliches  Recht  wollen  sie  anerkennen,  sondern  ein  von 
den  Vätern  ererbtes  Recht,  die  „alten,  unzweifelhaften  Rechte 
des  englischen  Volkes.“ 

An  diesem  Punkte  offenbart  sich  am  schärfsten  die 
englische  Anschauung  vom  Untertanenrecht.  Wenn  man 
die  bill  of  rights  aufmerksam  durchsieht,  so  findet  man, 
dafs  von  individuellen  Rechten  darin  sehr  wenig  die  Rede 
ist.  Dals  Gesetze  nicht  suspendiert,  von  ihnen  nicht  dis- 
pensiert, dafs  keine  Ausnahmegerichte  errichtet,  grausame 
Strafen  nicht  verhängt,  die  Geschworenen  gehörig  ernannt, 
Steuern  nicht  ohne  Gesetz  auferlegt,  ein  stehendes  Heer 


* Vgl.  hierüber  Cooley,  Constitutional  limitations,  6l11  cd.  Boston 
1890,  ch.  VII.  Selbst  wenn  der  iu  den  bills  of  rights  enthaltene  Satz, 
dafs  nur  „by  the  law  of  the  land"  jemand  seines  Eigentums  beraubt 
werden  könne,  in  einem  Staate  nicht  in  die  Verfassung  aufgenommen 
wäre,  würde  ein  gegen  ihn  verstofsendes  Gesetz  kraft  der  grundsätzlich 
beschränkten  Kompetenz  der  Legislaturen  nichtig  sein.  A.  a.  O.  p.  208. 
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nicht  ohne  parlamentarische  Bewilligung  gehalten,  dafs  die 
Parlamentswahlen  frei,  dafs  Parlamente  häufig  einberufen 
werden  sollen , das  alles  sind  nicht  Rechte  des  Einzelnen, 
sondern  Pflichten  der  Regierung.  Von  den  dreizehn  Punkten 
der  bill  of  rights  enthalten  nur  zwei  Bestimmungen,  die  in 
Form  von  Befugnissen  der  Untertanen  ausgedrückt  sind1, 
während  ein  Punkt  auf  die  Redefreiheit  der  Parlaments- 
mitglieder zielt.  Wenn  nichtsdestoweniger  alle  Klauseln  der 
bill  of  rights  in  ihr  selbst  als  Rechte  und  Freiheiten 
des  englischen  Volkes  bezeichnet  werden2,  so  gründet  sich 
das  auf  die  Anschauung,  daTs  die  gesetzliche  Beschränkung 
der  Krone  zugleich  das  Recht  des  Volkes  sei. 

Diese  Anschauung  ist  unmittelbar  aus  der  mittelalter- 
lichen Vorstellung  vom  germanischen  Staate  emporgewachsen. 
Während  der  antike  Staat  am  Beginne  seiner  Geschichte 
uns  als  nölig  oder  civitas,  als  in  sich  einheitliche  Bürger- 
gemeinde  entgegentritt,  ist  der  monarchische  germanische 
Staat  von  Haus  aus  dualistisch  gestaltet:  Fürst  und  Volk 
bilden  keine  innere  Einheit,  sondern  stehen  sich  als  selb- 
ständige Subjekte  gegenüber.  Daher  ist  der  Staat  in  der 
Auffassung  jener  Zeit  wesentlich  ein  Vertragsverhältnis 
zwischen  beiden.  Die  unter  dem  Einflüsse  antiker  Traditionen 
stehende  ronianistisch-kanonistische  Rechtslehre  sucht,  und 
zwar  schon  seit  dem  11.  Jahrhundert,  in  der  Theorie  beide 
Elemente  zur  Einheit  zusammenzufassen,  indem  sie  auf 
Grund  des  Vertragsgedankens  entweder  das  Volk  sich  seiner 
Rechte  an  den  Fürsten  entäufsern  läfst  und  demgemäfs 
d,<m  Staat  in  die  Regierung  verlegt,  oder  indem  sie  den 
Fürsten  blofs  als  Mandatar  des  Volkes  betrachtet  und  es 
daher  mit  dem  Staate  identifiziert.  Die  herrschenden 
staatsrechtlichen  Anschauungen  aber,  namentlich  seit 


1 Das  Recht , Petitionen  an  den  König  zu  richten  (Nr.  5)  und  das 
Recht  der  protestantischen  Untertanen,  ihrem  .Stande  gemäfs  Waffen  zu 
ihrer  Verteidigung  zu  tragen  (Nr.  7). 

’ „And  thev  do  claim,  demand,  and  inaist  upon  alt  and  singulär 
the  premises,  as  their  undoubted  rights  and  liberties.“ 
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Ausbildung  des  ständischen  Staates  erblicken  im  Staate 
wesentlich  ein  zweiseitiges  Vertragsverhttltnis  zwischen 
Fürsten  und  Volk.  Den  Inhalt  dieses  Vertrages  bilden  die 
Gesetze.  Sie  begründen  daher  ein  Forderungsrecht  für 
den  Fürsten  auf  gesetzlichen  Gehorsam , für  das  Volk 
auf  Einhaltung  der  Schranken  der  Gesetze.  Das  Volk  hat 
demnach  ein  Recht  auf  Erfüllung  der  Gesetze  durch  den 
Fürsten.  Daher  schaffen  alle  Gesetze  ein  subjektives  Recht 
des  Volkes,  unter  welchem  in  unklarer  Weise  sowohl  die 
Einzelnen  als  auch  die  Gesamtheit  — singuli  et  universi  — 
gedacht  werden  *.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  ist  es  ein 
Recht  des  Volkes,  dafs  häufig  Parlamente  gehalten  werden, 
dafs  der  Richter  keine  grausamen  Strafen  verhängen  soll, 
und  wie  sonst  die  Vorschriften  des  jüngsten  englischen 
FreiheitsbrieTes  heifsen  mögen. 

Die  Auffassung  vom  Gesetze  als  einer  zweiseitigen, 
liechte  für  beide  Staatsteile  begründenden  Norm  durchzieht 
die  ganze  ältere  englische  Geschichte.  Das  Recht,  welches 
das  Gesetz  verleiht,  vererbt  sich  von  Geschlecht  zu  Ge- 
schlecht, es  wird  zu  erblichem  und  darum  durch  die  Geburt 
als  Volksgenosse  erworbenem  Recht.  So  heifst  es  unter 
Heinrich  VI.  vom  Gesetze:  La  ley  est  le  plus  haute  in- 
heritance  que  le  roy  ad;  car  par  la  ley  il  meme  et  toutes 
ses  sujets  sont  rul4s,  et  si  la  ley  ne  fuit,  nul  roy  et  nul  iu- 
heritance  sera2.  Und  in  der  petition  of  right  beruft  sich 
das  Parlament  darauf,  dafs  durch  die  Gesetze  die  Unter- 
tanen ihre  Freiheit  ererbt  haben8,  die  Gesetze  sind,  wie 
die  act  of  Settlement  es  ausdrückt,  das  „birthright“ , d.  h. 

1 Die  alten  englischen  Freiheitsbriefe  stellen  als  Subjekt  der  Jura 
et  libertates“  bald  die  „homines  in  regno  nostro“,  bald  da»  regnum  selbst 
hin.  Die  petition  of  right  spricht  von  den  „rights  und  liberties“  der 
Untertanen,  die  aber  auch  als  „the  laws  und  free  cuatoms  of  this  realmu 
bezeichnet  werden. 

2 Year  Hooks  XIX,  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte  S.  450. 

* „by  which  the  Statutes  before-mentioned,  and  other  the  good  lawg 

and  Statutes  of  this  realm,  your  subjects  have  inherited  this  freedoni  “ 
Gardiner,  The  constitutional  documents  of  the  Puritan  revolution.  1889. 
P-  1,  2. 
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das  durch  die  Geburt  erworbene,  von  den  Vätern  ererbte 
Hecht  des  Volkes1. 

Daher  finden  wir  nur  alte  „Hechte  und  Freiheiten“  in 
den  englischen  Gesetzen  des  siebzehnten  Jahrhunderts  er- 
wähnt, das  Parlament  verlangt  stets  nur  Bestätigung  der 
„laws  and  Statutes  of  this  realm“,  d.  h.  Bekräftigung  des 
bereits  bestehenden  Verhältnisses  zwischen  König  und  Volk. 
Von  der  Schöpfung  neuen  Hechtes  ist  in  all  diesen  Doku- 
menten nicht  die  Re3e.  Daher  fehlt  in  ihnen  jeder  Hinweis 
auf  die  wichtigen  Grundrechte  der  Religionsfreiheit,  des  Ver- 
sammlungsrechtes, der  Prefsfreiheit,  der  Freizügigkeit  und  bis 
auf  den  heutigen  Tag  kennt  die  englische  Rechtslehre  der- 
artige Rechte  nicht,  vielmehr  sind  nach  ihr  diese  Richtungen 
der  individuellen  Freiheit  geschützt  durch  den  allgemeinen 
Rechtssatz,  demzufolge  jede  Einschränkung  der  Person  nur 
auf  Grund  eines  Rechtssatzes  erfolgen  darf8.  Gemäfs  der 
heutigen  englischen  Anschauung  bestehen  die  Freiheitsrechte 
einfach  in  der  Herrschaft  des  Gesetzes:  sie  sind  objektives, 
nicht  subjektives  Recht8.  Die  in  Deutschland  von  Gerber 
begründete,  von  Laband  und  anderen  verteidigte  Theorie, 
wonach  die  Freiheitsrechte  nichts  als  Pflichten  der .Regierung 
sind,  ist  in  England  ohne  Zusammenhang  mit  der  deutschen 
Lehre  aus  den  gegebenen  Verhältnissen  emporgewachsen, 
nachdem  die  auf  Locke  und  Blackstone  beruhende  natur- 
rechtliche Konstruktion  des  subjektiven  öffentlichen  Rechtes 
ihre  Herrschaft  verloren  hat. 


' „And  whereas  the  laws  of  England  are  the  birthright  of  the  people 
thereof.“  Act  of  Settlement  IV.,  Stubbs,  Select  Charters  7th  cd.  1890 
p.  531.  llirthright  = right  by  birth.  the  rights,  Privileges  or  posscssioDS 
to  which  one  is  eutitled  by  birth;  inheritance,  patritnony  (Specitieally 
used  of  the  special  right  of  the  first  born).  Murray,  A new  Euglish 
dictiunary  on  historical  principles.  s.  h.  v.  Über  „birthrights“  vgl.  auch 
Firth,  Vorrede  zu  den  Clarke  Papers  I,  1891,  p.  LX,  LXI. 

* Vgl.  die  belehrenden  Ausführungen  von  Dicey,  Introduction  to 
the  study  of  the  law  of  the  Constitution  3.  ed.  1889  p.  171  ff. 

s Dicey  p.  184 ff. , 193 ff. , 223 ff.  usw.  Dicey  handelt  die  ganze 
Lehre  von  den  Freiheitsrechten  in  der  Abteilung  „the  rule  of  law”  ab. 
Individuelle  Freiheit  ist  ihm  zufolge  in  England  einfach  das  Korrelat  der 
nur  durch  Gesetze  zulässigen  Heseliränkung  des  Individuums. 
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Selbst  diese  Konstruktion  aber  steht  noch  bei  Locke  in 
engem  Zusammenhänge  mit  den  altenglischen  Anschauungen. 
Wenn  Locke  auch  das  Eigentum,  in  dem  Leben  und  Frei- 
heit enthalten  sind,  als  vorstaatliches  Urrecht  des  Indivi- 
duums behauptet  und  den  Staat  als  einen  Verein  auffafst, 
der  zum  Schutze  dieses  nunmehr  aus  einem  natürlichen  in 
ein  bürgerliches  verwandelten  Rechtes  gegründet  ist,  so 
schreibt  er  doch  dem  im  Staate  lebenden  Menschen  keines- 
wegs fest  abgegrenzte  Grundrechte  zu,  sondern  legt  vielmehr 
der  gesetzgebenden  Gewalt  absolute  Schranken  auf,  die  aus 
den  Zwecken  des  Staates  fliefsen *.  Diese  Schranken  sind, 
näher  besehen,  nichts  anderes,  als  die  wichtigsten  Sätze  der 
bill  of  rights,  die  ein  Jahr  vor  dem  Erscheinen  der  two 
treatises  on  government  zu  stände  kam1  2 * * * * *. 

Erst Jilackstone  baut  auf  Grund  der  Lehre  Lockes  und 
der  bill  of  rights  seine  Lehre  von  den  absoluten  Rechten 
der  Personen  auf  dem  Gedanken  des  subjektiven  Rechtes 
des  einzelnen  Individuums  auf,  und  zwar  zuerst  in  einem 
anonymen  IVerlte8,  das  die  Grundzüge  seiner  berühmten 
Kommentare  (1765)  enthält.  Sicherheit,  Freiheit  und  Eigen- 
tum sind  die  absoluten  Rechte  jedes  Engländers,  die  aber 
ihrem  Wesen  nach  nichts  sind  als  die  natürliche  Freiheit, 
die  nach  Abzug  der  im  Gemeininteresse  verfügten  gesetz- 
lichen Beschränkung  dem  Individuum  übrig  bleibt*.  Als 
Schutzmittel  dieser  Rechte  erscheinen  ebenfalls  Gesetze : 
ganz  nach  der  Weise  der  bill  of  rights  werden  die  ganze 
Parlamentsverfassung,  die  Beschränkung  der  königlichen 
Prärogative  neben  dem  Anspruch  auf  Rechtsschutz,  dem 
Petitionsrecht  und  dem  Recht,  Waffen  zu  tragen,  als  Rechte 


1 Hiervon  handelt  das  Kapitel  of  the  extcnt  of  the  Legislative  Power, 
On  civil  government  XI. 

2 Vgl.  On  civil  government  XI,  § 142. 

8 An  Analysis  of  the  Laws  of  England,  Oxford  1754.  Mir  liegt 

die  zweite  Ausgabe  (1757)  vor.  Vgl.  ch.  IV,  p.  78. 

* Political  liberty  is  no  other  than  natural  liberty  so  far  restrained 

by  human  laws  (and  no  farther)  as  is  necessary  and  expedient  for  the 

general  advantage  of  the  pnblic.  Commentaries  p.  125  (113). 

Staats-  und  Völkerrecht! . Abhandl.  1.  3.  — G.  Jellinek.  2.  Aufl.  3 
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der  Engländer  behandelt,  und  zwar  als  untergeordnete 
Hilfsrechte  zum  Schutze  jener  drei  Hauptrechte  *.  Allein 
auch  für  Blackstone  ist  trotz  seiner  naturrechtlichen  Grund- 
anschauung das  berechtigte  Individuum  nicht  der  Mensch 
schlechthin,  sondern  der  englische  Untertan2. 

Die  amerikanischen  Erklärungen  der  Rechte  hingegen 
heben  mit  dem  Satze  an,  dafs  alle  Menschen  gleich  frei  ge- 
boren sind,  und  sprechen  von  Rechten,  die  „every  individual“, 
„all  mankind“  oder  „every  member  of  society“  zustehen. 
Sie  zählen  eine  viel  gröfsere  Zahl  von  Rechten  auf  als  die 
englischen  Erklärungen  und  betrachten  diese  Rechte  als 
migeboren  und  unveräufserli£h„  Woher  kommt  diese  Vor- 
stellung in  die  amerikanischen  Gesetze? 

Aus  dem  englischen  Rechte  nicht.  Es  liegt  nun  nichts 
näher,  als  sie  aus  den  naturrechtlichen  VorstelljiHgeil.  der 
Zeit  abzuleiten.  Allein  naturrechtTTche  Lehren  hat  es  schon 
sgitden  Zeiten  der  Hellenen  gegeben,  sie  haben  aber  nirgends 
zur  Formulierung  von  Grundrechten  geführt.  Die  natur- 
rechtliche Theorie  hat  lange  keinen  Anstofs  daran  genommen, 
den  Gegensatz  zwischen  natürlichem  und  positivem  Rechte 
zu  konstatieren,  ohne  die  Verwirklichung  des  ersten  durch 
das  zweite  zu  verlangen.  In  die  Digesten  ist  eine  Stelle 
Ulpians  aufgenommen,  die  nach  Naturrecht  alle  Menschen 
für  gleich,  die  Sklaverei  aber  als  ein  Institut  des  Zivilrechts 
erklärt3.  Diese  und  ähnliche  Lehren  haben  zwar  das 
Sklavenrecht  gemildert4,  von  einer  Authebung  der  Sklaverei 
aber  blieben  die  Römer,  trotz  aller  theoretischen  Forderungen 
weit  entfernt.  Die  natürliche  Freiheit  des  Menschen  wird 
noch  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  von  vielen  Schrift- 
stellern als  vereinbar  mit  der  rechtlichen  Unfreiheit,  hin- 
gestellt. Selbst  Locke,  dem  die  Freiheit  die  Essena-^des 

1 A.  a.  O.  p.  141  ff.  (127  ff). 

2 Vgl.  H.  a.  O.  p.  127  (114),  144  (130). 

11  L.  32  I).  de  R.  J.  Vgl.  L.  1 D.  de  iust.  et  iure  1,  1.  Floreutinus 
L.  4 § 1 D.  de  statu  liom.  1,  5 läfst  die  Sklaverei  „contra  naturam“  ent- 
stehen. 

4 Vgl.  Overbeek.  Studien  eur  Geschichte  der  alten  Kirche  S.  169  ff. 
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Menschen  bildet,  hat  in  seiner  Verfassung  für  Nord-Carolina, 
bei  de~ren~Xbfas3ung  er  allerdings  nicht  freie  Hand  hatte1, 
Sklaverei  und  Leibeigenschaft  sanktioniert. 

Die  Literatur  für  sich  ist  niemals  produktiv,  wenn  sie 
nicht  in  den  historischen  und  sozialen  Verhältnissen  einen 
für  ihre  Wirkungen  vorbereiteten  Boden  findet.  Wenn  man 
den  literarischen  Ursprung  einer  Idee  aufweist,  hat  man 
damit  keineswegs  auch  die  Geschichte  ihrer  praktischen 
Bedeutung  erkannt.  Die  Geschichte  der  Politik  ist  heute 
noch  viel  zu  viel  Literaturgeschichte,  viel  zu  wenig  Ge- 
schichte der.lnstitutionen  selbst.  Die  Zahl  neuer  politischer 
Ideen  ist  sehr  gering,  die  meisten  sind,  im  Keime  wenigstens,^ 
Ttereits  der  antiken  Staatslehre  bekannt  gewesen.  Die  In- 
stitutionen aber  sind  in  steter  Veränderung  begriffen  und 
wollen  überall  in  ihrer  eigentümlichen  geschichtlichen  Aus- 
gestaltung begriffen  werden. 

VII. 

Der  demokratische  Gedanke,  auf  dem  die  Verfassung 
der  reformierten  Kirche  ’aufgebaüt  ist,  wurde  Ende  des 
16.  Jahrhunderts  in  England,  und  zwar  zuerst  von  Kobert 
Browne  und  seinen  Anhängern,  konsequent  durchgebildet. 
Sie  erklärten  djc  Kircbe4  die  identisch  mit  der  Gemeinde 
ist,  für  eine  Gemeinschaft  von  Gläubigen,  die  durch  einen 
Vertrag  mit.  Grift  sich  unter  den  Gehorsam  Christi  begeben 
haben,  und  erkannten  stets  nur  den  jedesmaligen  Willen 
der  Gesamtheit,  d.  h.  der  Majorität  als  mafsgebend  an2. 
In  England  verfolgt,  bildet  sich  auf  holländischem  Boden, 
namentlich  durch  John  Robinson,  der  Brownismus  zum 
Kongregationalisinus  um , in  dem  die  früheste  Gestaltung 
des  Ind^pgBdjeütiamua . in  die  Erscheinung  tritt.  Die  Prin- 
zipien des  Kongregationalisinus  sind  einmal  völlige  Trennung 
von  Kirche  und  Staat  und  sodann  Autonomie  jeder  einzelnen 


1 Fechtner,  John  Locke  1898  8.  54. 

* Weingarten,  Die  Revolutionskirchen  Englands  8.  21. 

3* 
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Gemeinde,  wie  eine  an  Jakob  I.  lülü  gerichtete  Petition  es 
ausdrückt,  ihr  Recht  geistlicher  Verwaltung  und  Regierung, 
das  in  ihr  ruht  und  von  ihr  durch  gemeinsamen  und  freien 
Konsens  des  Volkes  unabhängig  und  unmittelbar  unter 
Christus  ausgeübt  wird  *. 

Dieser  souveräne  Individualismus  auf  religiösem  Gebiete 
führte  praktisch  zu  aufserordentlich  wichtigen  Konsequenzen. 
Aus  seinen  Prinzipien  ergab  sich  schliefslich  die  Forderung 
und  Anerkennung  voller,  unbeschränkter  Gewissensfreiheit 
und  sodann  die  Behauptung  dieser  Freiheit  als  eines  Rechtes, 
das  von  keiner  irdischen  Macht  verliehen  und  daher  von 
keiner  irdischen  Macht  geschmälert  werden  dürfe. 

Der  Independentismus  hleibt  aber  nicht  auf  geistlichem 
Gebiete  stehen,  er  wird  durch  logische  Notwendigkeit  ge- 
zwungen, seine  Grundlehren  auch  auf  das  politische  Gebiet 
zu  übertragen.  Wie  die  Kirche,  so  betrachtet  er  auch  den 
Staat  und  überhaupt  jeden  politischen  Verband  als  das 
Resultat  eines  Vertrages  ihrer  ursprünglich  souveränen 
TJiieder Ä.  Dieser  Vertrag  wird  zwar  in  Befolgung  göttlichen 
Gebotes  geschlossen , bleibt  aber  stets  der  letzte  rechtliche 
Grund  des  Gemeinwesens.  Er  wird  abgeschlossen  kraft  des 
ursprünglichen  Rechtes  des  Individuums  und  hat  nicht  nur 
Sicherheit  zu  gewähren  und  Wohlfahrt  zu  fördern,  sondern 


1 „of  spiritual  administration  and  government  in  itself  and  over 
itself  by  tlie  common  and  l'ree  consent  of  the  people,  independently  and 
immediately  under  Christ.“  Weingarten  a.  a.  O.  8.  25. 

- Der  Zusammenhang  der  puritanisch-independentistischen  Lehre  vom 
Staatsvertrag  mit  dem  puritanischen  Gedanken  der  kirchlichen  coveuants 
hervorgehoben  von  Borgeaud,  p.  9.  Treffend  bemerkt  Weingarten 
S.  288  von  den  Independenten:  „Das  Recht  jeder  religiösen  Einzel- 
gemeinde zur  alleinigen  freien  Entscheidung  und  Leitung  ihrer  Angelegen- 
heiten wurde  die  Grundlage  der  Lehre  von  der  Volkssouveränetät,  die  sie 
in  das  politische  Bewufstsein  der  modernen  Welt  eingeführt  haben.“  Vgl. 
darüber  Gardiner,  Constitutional  Documents  of  the  Puritau  Revolution, 
Oxford  1889  p.  54  ff. ; Walker,  A history  of  the  Congregational  churches 
in  the  United  States,  New  York  1894,  p.  25,  6b  ff.,  ferner  das  vortreffliche 
Werk  von  Rieker,  Grundsätze  reformierter  Kirchenverfassung  1899 
p.  73  ff.  über  den  Zusammenhang  der  Ideen  der  Trennung  des  Staates 
von  der  Kirche  mit  den  reformierten  Lehren  in  England  vgl.  auch 
E.  Tröltsch,  Realencyklopädie  für  prot.  Theologie  und  Kirche,  3.  Aufl. 
s.  v.  Moralisten  S.  445  ff. 
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vor  allem  das  angeborene  unveräufserliehe  Recht  des  Ge- 
wissens anzuerkennen  und  zuschützen.  Und  zwar  ist  es 
"das  ganze  Volk,  das  ausdrücklich,  Mann  für  Mann,  diesen 
Vertrag  abgeschlossen  hat,  denn  nur  durch  ihn  kann  jeder- 
mann gebunden  werden,  die  selbstgeschaffene  Obrigkeit  und 
das  selbstgeschaffene  Gesetz  zu  respektieren. 

Die  ersten  Spuren  dieser  religiös-politischen  Ideen  lassen 
sich  weit  zurückverfolgen,  sie  sind  nicht  erst  durch  die  Re- 
formation geschaffen  worden.  Aber  ganz  neu  und  einzig 
geartet  war  die  Praxis,  die  auf  Grund  dieser  Ideen  sich  ent- 
wickelte. Zum  erstenmal  in  der  Geschichte  werden  nämlich 
solche  staatsgründende  Sozialverträge  nicht  nur  gefordert, 
sondern^  auch  wirklich  abgeschlossen.  Was  bisher  in  den 
verstaubten  Schriften  der  Gelehrten  geschlummert  hatte, 
wird  zu  einer  gewaltigen,  das  Leben  bestimmenden  Be- 
wegung. Die  Menschen  jener  Zeit  glauben,  dafs  der  Staat 
auf  Vertrag  beruhe,  und  setzen  ihren  Glauben  sofort  in 
Tat  um.  Die  neuere  Staatsrechtslehre  hatte  bisher  nur  un- 
vollkommene Kenntnis  von  diesen  Vorgängen,  die  sie  häufig 
als  Beispiele  für_jLi§_Möglißhkeit  einer  Sfcaatcngründung 
durch  Vertrag  verwendete,  ohne  zu  ahnen,  dafs  diese  Ver- 
träge nur  die  Realisierung  einer  abstrakten  Theorie  waren. 

Auch  das  ursprüngliche  Recht  des  Individuums  über- 
haupt wird  in  dieser  Zeit  auf  Grund  religiöser  Lehren  zu- 
erst klar  und  energisch  betont.  Eigentum  und  Freiheit 
eignet  von  Natur  allen  Adamssöhnen.  Die  „natural  rights*" 
werden  als  solche  ausdrücklich  in  den  independentistischen 
Staaten  bezeichnet:  „Wir  sind  alle  begabt  mit  natürlicher, 
angeborener  Freiheit  und  Eigentum,“  so  lautet  ein  Haupt- 
satz der  „Sektierer“  *. 

Am  28.  Oktober  1647  wurde;  der  Versammlung  des 

1 „for  by  naturall  birtli  all  men  are  equally  and  alike  born  to  like 
propriety,  liberty,  and  freedom;  and  as  we  are  delivered  of  God  by  the 
band  of  nature  into  this  World,  every  one  with  a naturall  innate  freedom, 
and  propriety,  even  so  are  we  to  live,  every  one  equally  and  alike  to 
enjoy  bis  birtliright  and  propriety.*'  The  Clarke  Papers  ed.  by 
C.  H.  Firth  I,  Fre&ce,  p.  LXII  (aus  dem  Bericht  von  Thomas  Edwards 
in  seiner  Gangraena). 
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Armeerates  des  Cromwellschen  Heeres  das  agreement  of 
ihe^-people  ^ ein  von  den  Levellers  ausgearbeitetes  Projekt 
einer  neuen  Verfassung  für  England  vorgelegt1,  das  später, 
mannigfaltig  erweitert  und  modifiziert2,  dem  Parlament  mit 
der  Bitte  überreicht  wurde,  es  dem  ganzen  englischen  Volke 
zur  Unterschrift  zu  unterbreiten8.  In  diesem  merkwürdigen 
Aktenstücke  wird  die  Gewalt  des  Parlamentes  in  ähnlicher 
Weise,  wie  es  später  die  Amerikaner  taten,  als  beschränkt 
hingestellt  und  eine  Reihe  von  Punkten  aufgezählt,  die 
nicht  der  gesetzgebenden  .. Gewalt  der  künftigen  Volks- 
repräsentation  unterliegen  sollen.  Zuerst  sind  da  Religions- 
sachen genannt,  die  ausschliefslich  dem  Gebote  des  Ge- 
wissens anheimgestellt  werden  sollen4.  Sie  zählen  zu  den 
angeborenen  Rechten,  den  „native  rights",  die  das  Volk 
mit  äufserster  Kraft  gegen  alle  Angriffe  aufrechtzuerhalten 
fest  entschlossen  ist8. 

Hier  wird  in  England  zum  ersten-  und  letztenmal  in 
einem  Gesetzentwürfe  ein  angeborenes  Recht  der  Religions- 
freiheiti „behauptet.  Sie  ist  in  England  heute  durch  den 
faktischen  Rechtszustand,  aber  nicht  durch  ein  ausdrücklich 
formuliertes  Prinzip  anerkannt*. 

Anders  entwickelten  sich  die  religiösen  Verhältnisse  in 
den  nordamerikanischen  Kolonien  Englands. 

1 Zuerst  wieder  abgedruckt  bei  G a r d i n e r , History  of  the  great 
civil  war  III.  London  1891,  j>.  607 — 609.  Teilweise  findet  sich  das 
agrecment  in  ursprünglicher  Form  abgedruckt  bei  Koster,  Commentaries 
on  the  Constitution  of  the  United  States  I,  1896  p.  49  f.  über  die  Ent- 
stehung dieses  wichtigen  und  interessanten  Aktenstückes  vgl.  The  Clarke 
Papers  I.,  ferner  Gardiner,  History  III,  p.  219  ff.,  Bernstein,  Ge- 
schichte des  Sozialismus  in  Einzeldarstellungen  I3,  S.  60 ff.,  538 ff..  Foster, 
l.  c.  p.  46,  W.  Rothschild,  Der  Gedanke  der  geschriebenen  Verfassung 
in  der  engl.  Revolution  1903,  8.  92  ff. 

3 Der  definitive  Text  bei  Gardiner,  Constitutional  docunients  of 
the  Puritau  revolution.  Oxford  1889,  p.  270 — 282. 

3 Gardiner,  History  III,  p.  568. 

4 „That  matters  of  religion  and  the  ways  of  God’s  worship  are  not 
at  all  entrusted  by  ns  to  any  human  power. u Gardiner,  History  p.  608. 

6 Vgl.  den  Text  bei  Gardiner,  History  p.  609. 

* Vgl.  Die. ey  a.  a.  O.  p.  229,  230,  wo  mehrere  die  Freiheit  der 
religiösen  Meinungsäufserung  einschränkende  Gesetze  erwähnt  werden, 
die  allerdings  obsolet,  aber  nicht  formell  aufgehoben  sind. 
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Berühmt  ist  der  Vertrag,  den  die  verfolgten  und  ver- 
bannten k o n gregat i o naTi stlscE en  Pilgrimväter  am  11.  No- 
vember 1020  vor  Gründung  von  New -Plymouth  an  Bord 
cles  Schiffes  „Maiblume“  abgeschlossen  haben.  Einundvierzig 
Männer  haben  damals  einen  Akt  unterzeichnet,  in  dem  sie 
erklären,  zum  Ruhme  Gottes,  zur  Ausbreitung  des  christ- 
lichen Glaubens  und  zur  Ehre  von  König  und  Vaterland 
eine  Kolonie  gründen  zu  wollen.  Hierauf  versprachen  sie 
sich  gegenseitig,  sich  zu  einem  politischen  und  bürgerlichen 
Körper  zu  vereinigen,  behufs  Aufrechterhaltung  der  guten 
Ordnung  und  Erreichung  des  ihnen  vorgesteckten  Zweckes 
Gesetze  zu  erlassen,  Beamte  einzusetzen  und  sich  ihnen  zu 
unterwerfen  *. 

Damit  beginnt  die  Reihe  der  „PHanzungsverträge“, 
die  die  englischen  Ansiedler  gemäfs  ihren  kirchlichen 
und  politischen  Prinzipien  Hoi  Gründung  einer  neuen 
Kolonie  abzuschliefsen  für  nötig  fanden.  Hier  sind  sie 
nur  in  ihrem  Zusammenhang  mit  der  Religionsfreiheit  zu 
.betrachten. 


Im  Jahre  1629  wurde  die  zweite  Kolonie  in  Massachusetts, 
Sab»m.  von  Puritanern  gegründet.  Uneingedenk  der  Ver- 
folgungen, die  sie  selbst  in  der  Heimat  erlitten  hatten, 
wandten  sie  sich  unduldsam  gegen  solche,  die  mit  ihren 
kirchlichen  Prinzipien  nicht  Ubereinstimmten.  Im  Jahre 
1631  landete  ein  junger  Independent,  Roger  Williams,  in 
Massachusetts,  der  alsbald  von  der  Gemeinde  in  Salem 


zu  ihrem  Geistlichen  gewählt  wurde.  Er  aber  predigte 
völlige  Trennung  von  Kirche  und  Staat  und  verlangte  ab- 


solute  religiöse  Freiheit,  nicht  nur  für  alle  Christen,  sondern 
auch  für  J uden , Türken  und  Heiden,  die  gleiche  bürger- 
liche und  politische  Rechte  im  Staate  mit  den  Gläubigen  haben 
sollten.  Das  Gewissen  des  Menschen  gehöre  ausschliefslich 


1 Der  vollständige  Text  bei  Poore  I,  p,  931.  Dafs  es  den  An- 
siedlern fern  lag,  einen  unabhängigen  Staat  zu  gründen,  geht  aus  dem 
ganzen  Dokument  hervor,  in  dem  sie  sich  als  „subjects  of  our  dread 
Sovereign  Lord  King  James“  bezeichnen. 
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ihm,  nicht  dem  Staate1.  Geächtet  und  bedroht  verliefs 
'Williams  Salem  und  gründete  mit  einigen  Getreuen  1636  im 
Gebiet  der  Narraganset-Indianer  die  Stadt  Providence, 
in  der  alle  wegen  ihrer  Religion  Verfolgten  Zuducht  linden 
sollten.  In  dem  grundlegenden  Vertrage  versprechen  die 
Sezessionisten  Gehorsam  den  von  ihnen  mit  Majorität  be- 
schlossenen Gesetzen , aber  „only  in  civil  things“  — die 
Religion  ist  überhaupt  nicht  Gegenstand  der  Gesetzgebung2. 
So  wurde  denn  hier  zuerst  die  unbeschränkteste  Freiheit 
der  religiösen  Überzeugung  anerkannt  und  zwar  durch  einen 
Mann  voll  glühendster  Religiosität. 

Von  Providence  aus  gründeten  1638  neunzehn  An- 
siedler Aquedneck,  die  zweite  Kolonie  im  heutigen  Rhode 
Island,  nachdem  sie  ebenfalls  einen  der  Form  nach  höchst 
merkwürdigen  Vertrag  abgeschlossen  hatten 8. 

Von  der  Idee  der  Notwendigkeit  eines  Sozialvertrages 
für  die  Gründung  einer  neuen  Kolonie  wurden  allerdings 
auch  solche  beherrscht,  die  in  der  Anerkennung  der  Ge- 
wissensfreiheit lange  nicht  so  weit  gingen,  wie  Roger  Williams. 
In  den  fundamental  Orders  für  das  von  Puritanern,  die 
ebenfalls  aus  Massachusetts  ausgewandert  waren,  gegründete 
Connecticut  erklären  1638  die  Ansiedler,  dafs  sie  in  Be- 
folgung des  Wortes  Gottes  sich  zu  einem  politischen  Körper 


1 Über  Williams  vgl.  Weingarten  S.36f.,  Bancroft  I,  p.  276  ff., 
Million,  The  life  of  John  Milton  II,  p.  560 ff.  Ferner  aus  der  neuesten 
Literatur  Gooch,  English  democratic  ideas  in  the  sevcnteenthxeatuiy, 
Cambridge  1898,  p.  83  ff. , Merriam,  A history  of  American  Political 
Theories,  New  York  1903,  p.  7 rf  Tn'  diesen  beiden  Werken  ist  die  be- 
deutsame Kontroverse  zwischen  Williams  und  dem  theokratisch  gesinnten 
John  Cotton  eingehend  erörtert.  Der  Zug  des  Independentismus  zur  un- 
bedingten Glaubensfreiheit  eingehend  dargestellt  von  Weingarten  8. 110  ff'. 

* Samuel  Greene  Arnold,  History  of  the  State  of  Rhode  Island  I, 
New  York  1859,  p.  103. 

s „We  whoso  names  are  underwritteu  do  here  solemnly,  in  the  pre- 
sence  of  Jehovah,  incorporate  ourselves  into  a Bodie  Politiek,  and  as 
he  shall  help,  will  suhmit  our  persons,  lives  and  estates  unto  our  Lord 
Jesus  Christ,  the  King  of  Kings  and  Lord  of  Lords,  and  to  all  those 
perfect  and  absolute  law«  of  bis  given  us  in  his  holy  word  of  truth,  to 
be  guided  and  judged  herebv.  — Exod.  XXIV,  3,  4;  2 Chron.  XI,  3; 
2 Kings  XI,  17“.  Arnold  p.  124. 
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vereinigen,  um  die  Freiheit  des  Evangeliums  und  die  von 
ihnen  geübte  Kirchenzucht  zu  bewahren,  und  um  in  bürger- 
lichen Sachen  den  Gesetzen  gemftfs  regiert  zu  werden  *. 
Bei  dem  Gegensätze,  in  welchem  sic  zu  den  kirchlichen 
Verhältnissen  des  Mutterlandes  standen,  gingen  die  Puritaner, 
trotzdem  sie  selbst  wenig  zur  Duldung  geneigt  waren, 
immerhin  von  dem  Gedanken  aus,  dafs  ihr  Staat  in  erster 
Linie  die  religiöse  Freiheit  zu  verwirklichen  habe,  die  ihnen 
allerdings  mit  der  freien  Betätigung  ihrer  eigenen  religiösen 
Überzeugung  zusammenfUllt. 

Der  für  die  Entwicklung  der  amerikanischen  An- 
schauungen von  der  individuellen  Freiheit  so  bedeutsame 
Gedanke,  dafs  Staat  und  Regierung  auf  einem  Vertrage 
beruhen,  wird  in  der  Neuen  Welt  durch  die  Macht  der 
geschichtlichen  Umstände  gefestigt.  Eine  Handvoll  Menschen 
zieht  aus,  neue  Gemeinwesen  zu  gründen,  auf  weite  Strecken 
zerstreut,  in  der  Einsamkeit  der  Urwälder  beginnen  sie 
ihr  Kulturwerk2.  So  glauben  sie  denn  aufserhalb  des 
Staates,  im  Naturzustände,  leben  zu  können,  und  wenn  sie 
aus  ihm  heraustreten , es  freiwillig  zu  tun , von  keiner 
irdischen  Macht  dazu  gezwungen.  Bei  ihrer  geringen  Zahl 
ist  eine  Repräsentation  anfangs  unnötig,  die  Beschlüsse 
werden  in  der  Versammlung  der  Gemeinden,  den  town 
meetings,  von  allen  Angehörigen  des  Gemeinwesens  gefafst: 
-die- Form  der  unmittelbaren  Demokratie  wächst  in  natür- 
licher Weise  aus  den  gegebenen  Zuständen  hervor,  und  da- 
mit festigt  sich  die  den  altenglischen  Anschauungen  nicht 
entsprechende  ..Vorstellung  von  der  Volkssouveränität  als 
Basis  der  Gesetzgebung  und  Regierung.  Die  politischen 
Anschauungen,  von  denen  später  die  Männer  von  1776  be- 
seelt sind,  scheinen  daher  einem  Geschlechte,  das  solche 
staatliche  Anfänge  aufzuweisen  hat,  ihre  Gewifsheit  in  sich 


1 Fundamental  ordres  of  Connecticut,  Poore  I,  p.  249. 

* Die  Gesamtzahl  der  Einwanderer  in  Neu-England  belief  sich  1640 
auf  höchstens  22  000.  Davon  kommen  auf  New-Plymouth  3000,  auf 
Connecticut  weniger  als  2000  Seelen,  vgl.  Massen  a.  a.  O.  p.  548 — 550. 
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selbst  zu  tragen,  sie  sind  „self-evident“,  wie  es  in  der  Un- 
abhängigkeitserklärung Keifst. 

Das  angeborene  Urrecht  der  religiösen  Freiheit,  für 
welches  Roger  Williams  so  energisch  gekämpft  hatte,  findet 
noch  im  I<aufe  des  17.  Jahrhunderts  seine  offizielle  rechtliche 
Anerkennung  zuerst  in  dem  Gesetzbuch  für  Rhode  Island 
von  lt>47  und  sodann  in  der  Charte,  die  Karl  II.  ltit>3  den 
Kolonien  Rhode  Island  und  ProviHenee  Plantations  verlieh  *. 
In  Erfüllung  der  Bitte  der  Kolonisten  wird  hier  in  ewig 
denkwürdiger  Weise  verordnet,  dafs  niemand  in  besagter 
Kolonie  in  Zukunft  wegen  abweichender  Ansicht  in  reli- 
giösen Dingen  belästigt,  bestraft  oder  angeklagt  werden  soll, 
sondern  dafs  alle  Personen  für  alle  Zeiten  volle  Freiheit 
des  Gewissens  haben  sollen , sofern  sie  sich  nur  friedlich 
verhalten  und  die  Freiheit  nicht  zu  Zügellosigkeit  und  Ent- 
weihung, noch  zu  Beleidigung  und  Störung  anderer  mifs- 
brauchen*.  Hiermit  war  einer  Kolonie  gewährt,  was  im 
Mutterlande  damals  aufs  h ehstc  bekämpft  wurde.  Über- 
haupt findet  man  in  Europa  ähnliche  Grundsätze  erst  in  der 
Friderizianischen  Praxis  in  Prcufsen.  Aber  auch  in  anderen 
Kolonien  kommt  das  Prinzip  der  religiösen  Freiheit  in 
gröfserem  oder  geringerem  Umfange  zur  Anerkennung.  Das 
katholische  Maryland  gewährt  1(549  jedem  Freiheit  der 


1 Die  weite  Entfernung  der  Kolonie  vom  Mutterlande  lief«  die  ge- 
währte Freiheit,  die  den  damaligen  englischen  Verhältnissen  so  wider- 
sprechend war,  als  ungefährlich  erscheinen.  Überdies  suchte  Karl  II.  die 
von  Massachusetts  getrennten  Kolonien  bei  seiner  Abneigung  gegen  die 
Puritaner  soviel  als  möglich  zu  begünstigen. 

* „ ■—  our  royall  will  aud  pleasure  is,  that  noe  person  within  the 
sayd  colonve,  at  any  time  hereafter,  shall  be  any  wise  niolested,  punisbed, 
disquieted,  or  called  in  question,  for  any  differenees  in  opinione  in  mattere 
uf  religion,  and  doe  not  actually  disturb  the  eivill  peace  of  our  sayd 
colony;  but  that  all  and  everye  person  and  persona  may,  from  tyme  to 
tyme,  and  at  all  tymes  hereafter,  freelve  and  fullye  have  and  enjoye  liis 
and  their  owne  judgments  and  consciences,  in  matter»  of  religious  con- 
eernmenta,  througbout  the  tract  of  lande  hereafter  mentioned;  they  be- 
having  tliemselves  peaceablie  and  quietlie,  and  not  useing  this  libertie 
to  licentiousnesse  and  profanenesse,  nor  to  the  eivill  injurye  or  outward 
disturbcanee  of  others;  any  law,  Statute  or  clause,  therein  contayned  or 
to  bee  contayned,  usage  or  custome  of  this  realine,  to  the  eontrary  hereof, 
in  any  wirte,  notwithstanding.“  Poore  II,  p.  1596  f. 
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Religionsübung,  der  Jesum  Christum  anerkennt1.  Auch  die 
wunderliche  Verfassung,  die  Locke  für  Nord-Carolina  im 
Anftrage  Shaftesburys  und  anderer  auszuarbeiten  hatte  und 
dort  10(19  in  Kraft  trat,  und  die  so  wenig  mit  den  Prinzipien 
der  two  treatises  on  government  Ubereinstimmt,  ist  zwar 
nicht  auf  dem  Prinzipe  der  völligen  Gleichberechtigung, 
wohl  aber  auf  dem  der  Duldung  der  Dissentierenden,  auch 
der  Juden  und  Heiden,  aufgebaut2.  Je  einer  Siebenzahl 
von  Personen  irgend  einer  Religion  ist  es  gestattet,  eine 
Kirche  oder  Glaubensgemeinschaft  zu  bilden8.  Jeder  Zwang 
in  Religionssachen  ist  ausgeschlossen,  nur  mufs  jeder  Ein- 
wohner mit  siebzehn  Jahren  erklären,  welcher  Gemeinschaft 
er  angehöre,  und  sich  bei  einer  Kirche  einschreiben  lassen, 
widrigenfalls  er  aufserhalb  des  Schutzes  der  Gesetze  steht4. 
Jede  Verletzung  irgend  einer  Religionsgesellschaft  ist 
strengstens  untersagt6.  Nicht  die  Grundsätze  der  politischen 
Freiheit,  wohl  aber  die  Anbahnung  religiöser  Freiheit 
lagen  ^J.ocke  am  Herzen.  Trotzdem  in  der  Abhandlung 
on  civil  government  von  dem  Rechte  des  Gewissens, 
das  Locke  in  seiner  berühmten  Schrift  über  Toleranz 
so  energisch  verteidigt  hatte,  gar  nicht  die  Rede  ist» 
behauptet  es,  wie  die  Verfassung  von  Nord-Carolina  lehrt, 
in  seinen  praktischen  Anschauungen  die  erste  Stelle.  So 
tritt  auch  bei  ihm  die  Gewissensfreiheit  als  das  erste,  heiligste, 
alle  anderen  überragende  Recht  hervor.  Der  Philosoph, 
der  die  Freiheit  als  unveräufserliche  Naturgabe  des  Menschen 
behauptete,  gibt  zwar  zu,  dafs  Leibeigenschaft  und  Sklaverei 
in  dem  von  ihm  normierten  Staatswesen  festgesetzt  werden, 
die  religiöse  Toleranz  aber  führt  er  mit  grol'ser  Energie  in 
dem  neuen  Feudalstaat  durch. 

Von  anderen  Kolonien  hatte  New-Jersey  1 t»G4  und 

1 Bancroft  I,  p.  193,  E.  Lloyd  Harris,  Chtirch  and  State  in  tlie 
Maryland  Colony.  Inauguraldissertation.  Heidelberg  1894,  p.  26  ff. 

* Carolina  war  bereits  in  der  Charte  von  1665  religiöse  Toleranz 
zugestanden,  Poore  II,  p.  1397.  Locke  selbst  wollte  völlige  Religions- 
freiheit gewähreu,  vgl.  Laboulaye  I.  p.  397. 

3 Art.  97,  Poore  U.  p.  1406 — 1407. 

* Art  101,  Poore  II,  p.  1407. 

* Art.  102,  106  ib. 
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New-York  10* iö  weitgehende  Toleranz  proklamiert l.  In  New- 
York,  das  bereits  unter  holländischer  Herrschaft  in  religiöser 
Hinsicht  freisinnigen  Prinzipien  gehuldigt  hatte,  wurde  1683 
erklärt,  dafs  niemand,  der  an  Jesum  Christum  glaubt,  aus 
irgend  einem  Grunde  wegen  Meinungsunterschied  belästigt 
werden  dürfe.  In  demselben  Jahre  verleiht  William  Penn 
der  ihm  von  der  Krone  zum  Eigentum  gegebenen,  nach 
seinem  Vater  benannten  Kolonie  Pennsylvanien  eine  Ver- 
fassung auf  demokratischer  Basis,  in  der  erklärt  wird,  dafs 
niemand,  der  an  Gott  glaubt,  irgendwie  zu  einer  religiösen 
Handlung  gezwungen  oder  sonst  belästigt  werden  könne8, 
und  in  der  Verfassung,  die  Penn  später  (1701)  erlgfst,  und 
die  bis  1770  in  Kraft  bleibt,  hebt  er  an  erster  Stelle  hervor, 
dafs  ein  Volk,  selbst  wenn  es  mit  den  gröfsten  bürgerlichen 
Freiheiten  ausgerüstet  ist,  nicht  wahrhaft  glücklich  sein 
könne,  wenn  die  Freiheit  des  Gewissens  nicht  anerkannt  ista 
und  verspricht  für  sich  und  seine  Erben  zum  Schlufs  feier- 
lich, dafs  die  von  ihm  ausgesprochene  Anerkennung  dieser 
Freiheit  für  alle  Zeit  unverletzlich  bleiben  und  der  Wort- 
laut des  Artikels  in  keinem  Punkte  geändert  werden  solle4. 
Der  grundgesetzlichen  Norm  wird  zugleich  die  Kraft  einer 
lex  in  perpetuura  valitura  beigelegt. 

Massachusetts  erhielt  1092  ein  Charte  von  Wilhelm  III., 
in  der  nach  dem  Vorbilde  der  englischen  Toleranzakte  von 
1088  volle  Gewissensfreiheit  allen  Christen  mit  Ausnahme 
der  Katholiken  gewährt  wurde5,  und  Georgia  wurde  1732 
von  Georg  II.  ein  ähnliches  Gesetz  gegeben6. 

So  kam  denn  der  Grundsatz  der  religiösen  Freiheit  in 


1 C.  Ellis  Stevens,  Sources  of  the  Constitution  of  the  United 
States.  New-York  1894,  p.  217. 

s Laws  agreed  upon  in  England  Art.  XXXV.  Poore  II,  p.  1526. 
8 Charter  of  Privileges  for  Pennsylvania  Art  I.  Poore  II,  p.  1587. 
Gonrd,  a.  a.  O.  I,  p.  805.  Zur  Bekleidung  eines  Amtes  war  überdies 
das  Bekenntnis  des  Glaubens  an  Jesum  Christum  als  den  Weltenheiland 
notwendig,  jedoch  keine  bestimmte  Konfession. 

1 Art.  VIII,  Abs.  8 

5 Poore  I,  p.  950,  vgl.  hierüber  Lauer,  Church  and  State  in 
New-England  in  den  John  Hopkins  University  Studies.  IO*1*  8eries  II — III. 
Baltimore  1892,  p.  3511.  8 Poore  I.  875. 
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gröfserem  oder  geringerem  Umfange  in  Amerika  zur  ver- 
fassungsrechtlichen Anerkennung.  Aufs  tiefste  verknüpft 
mit  der  grofsen  religiös-politischen  Bewegung,  aus  der~die 
amerikanischer  Dgfffökratie  geboren  wurde,  entspringt  er  der 
Überzeugung,  dafs  es  ein  Recht  gebe,  das  dem  Menschen 
anerschaffen,  nicht  dem  Bürger  verliehen  sei,  dafs  die  Be- 
tätigung des  Gewissens,  die  Aufserungen  des  religiösen 
Bewufstseins  unantastbar  dem  Staate  als  Übungen  eines 
höheren  Rechtes  gegenüber  stehen.  Dieses  soTange  unter- 
drückte Recht  ist  kein  „inheritance“,  JjÄUt^yon  den  Vätern 
ererbtes  Stück,,  wie  die  Rechte  und  Freiheit  der  Magna 
Charta  und  der  anderen  Gesetze  Englands ; nicht  der  Staat, 
sondern  das  ^Evangelium  hat  es  verkündigt. 

Was  in  Europa  in  jener  Zeit  und  noch  viel  später  nur 
in  kümmerlichen  Ansätzen  zum  offiziellen  Ausdruck  kommt1, 
sonst  aber  nur  in  der  grofsen  geistigen  Strömung,  die  im 
10.  Jahrhundert  mit  Morus  und  Bodin  beginnt  und  in  der 
Aufklärungsjepoche  der  Folgezeit  ihren  Höhepunkt  erreicht, 
literarisch  verfochten  wird , das  ist  in  Rhode  Island  und 
anderen  Kolonien  bereits  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
anerkannter  staatlicher  Grundsatz.  Das  Recht  der  Gewissens- 
freiheit wird  proklamiert,  und  damit  ist  der  Gedanke  eines 
allgemeinen,  vom  Gesetzgeber  ausdrücklich  anzuerkennenden 
Menschenrechtes  gefunden  worden.  Im  Jahre  1770  wird 
dieses  Recht  von  allen  bills  of  rights,  meistens  in  empha- 
tischer Form  und  an  erster  Stelle  als  natürliches,  angeborenes 
Recht  bezeichnet2. 

1 In  England  gewährte  zuerst  die  Toleranzakte  1 Will,  aud  Mary 
c.  18  den  Dissenters  Duldung,  die  unter  Anna  wieder  eingeschränkt,  unter 
Georg  I.  von  neuem  hergestellt  wurde.  Seit  Georg  II.  werden  sie  zu  den 
Ämtern  zugelassen.  Die  Beschränkungen  der  Katholiken  und  Juden  sind 
aber  bekanntlich  erst  in  unserem  Jahrhundert  beseitigt  worden.  In 
Deutschland  wird  nach  den  dürftigen  Konzessionen  des  Osnabrüeker 
Friedens  erst  durch  das  Toleranzpatent  Josephs  II.  von  1781,  das  Edikt 
Friedrich  Wilhelms  II.  vom  9.  Juli  1788,  das  die  Friderizianischen  Grund- 
sätze kodifizierte,  und  vor  allem  durch  das  preufsische  Allg.  Landrecht 
(Teil  II,  Titel  11  §§  1 ff.)  ein  den  früheren  amerikanischen  Verhältnissen 
analoger  Zustand  geschaffen. 

- Allerdings  aber  ist  die  Durchführung  dieses  Hechtes  in  der 
Richtung  völliger  politischer  Gleichberechtigung  der  Angehörigen  aller 


Den  Charakter  dieses  Rechtes  hebt  die  bill  of  rights 
von  New-Hampshire  in  der  Weise  hervor,  dafs  sie  erklärt, 
einige  von  den  natürlichen  Rechten  seien  unveräufserlich, 
weil  niemand  für  sie  eine  Gegengabe  bieten  könne.  Das 
seien  aber  die  Rechte  des  Gewissens  *. 

Die  Idee,  unveräufserliche,  angeborene,  geheiligte  Rechte 
des  Individuums  gesetzlich  festzustellen,  ist  nicht  politischen, 
sondern  religiösen  Ursprungs.  Was  man  bisher  für  ein  Werk 
der  Revolution  gehalten  hat,  "Ist  in  Wahrheit  eine  Frucht 
71er  Reformation  und  ihrer  Kämpfe.  Ihr  erster  Apostel  ist 
nicht  Lafayette,  sondern  jener  Roger  Williams,  der,  von 
gewaltigem,  tief  religiösem  Enthusiasmus  getrieben,  in  die 
Einöde  auszieht,  um  ein  Reich  der  Glaubensfreiheit  zu 
gründen  und  dessen  Namen  die  Amerikaner  heute  noch  mit 
tiefster  Ehrfurcht  nennen. 


VIII. 

Nunmehr  sei  im  folgenden  des  Einflusses  gedacht,  den 
die  naturrechtliche  Lehre  auf  die  Ideen  der  Erklärung  der 
Rechte  durch  den  Gesetzgeber  gehabt  hat. 

Das  Naturrecht,  welches  seit  dem  17.  Jahrhundert  zu 
einer  wissenschaftlichen  Macht  heranwächst,  leitet  in  all  seinen 

Bekenntnisse  in  verschiedenen  Staaten  verschieden  gewesen.  New  York 
war  nacht  Rhode  Island  der  erste  Staat . der  Trennung  von  Staat  und 
Kirche  herbeiführte.  Ihm  folgte  zunächst  Virginia  1785.  In  manchen 
Staaten  waren  noch  einige  Zeit  hindurch  protestantisches  oder  wenigstens 
christliches  Glaubensbekenntnis  zur  Erlangung  eines  Amtes  notwendig. 
Noch  heute  verlangen  einige  Staaten  hierfür  Glauben  an  Gott,  Unsterblich- 
keit und  jenseitige  Vergeltung.  Massachusetts  hatte  in  seiner  bill  ot 
rights  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht  zur  Gottesverehrung 
statuiert  und  die  Vernachlässigung  des  Kirchenbesuches  noch  1799  mit 
Strafe  belegt.  Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  sind  diese  und  andere  Be- 
schränkungen bis  auf  wenige  Reste  fortgefallcu.  Für  die  Union  ist  die 
Ausübung  der  politischen  Rechte  vom  Religionsbekenntnis  ganz  unabhängig 
gemacht  durch  Art.  VI  der  Konstitution,  sowie  auch  durch  das  berühmte 
erste  Amendement  jede  Privilegierung  oder  Zurücksetzung  einer  Religion 
verboten  ist.  Über  den  heutigen  Zustand  in  den  Einzelstaaten  vergl.  die 
Ausführungen  von  Cooley  Kap.  XIII,  p.  541 — 586,  ferner  Rilttimann, 
Kirche  und  Staat  in  Nordamerika  (1871). 

1 Amoug  the  natural  rights,  some  are  in  their  very  nature  unalienable, 
because  no  equivalent  can  be  giveu  or  received  for  them.  Of  this  kind 
are  the  RIGIIT.S  OF  COXSCIENCE.  Art.  IV.  Poore  II,  1280. 
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mannigfach  gestalteten  Systemen  den  Staat  aus  Willensakten 
der  Individuen  ab,  die  vorstaatlich  als  freie  Wesen  erscheinen 
und  bei  aller  natürlicher  Ungleichheit  im  Akte  der  Staaten- 
grundung sich  als  gleiche  Wesen  bewähren,  Freiheit  und 
Gleichheit  sind  daher  ursprüngliche , angeborene  Eigen- 
schaften der  Menschen.  Diese  Eigenschaften  werden  auch 
als  Rechte  aufgefafst,  und  so  entsteht  die  Lehre  von  den 
angeborenen  Rechten  der  Freiheit  und  Gleichheit.  Je  nach 
"cler pol itiseben  Richtung  der  Schriftsteller  gehen  diese  Rechte 
im  Staate  unter  oder  bleiben  eine  Schranke  der  Staats- 
gewalt. Auch  die  Schranke  wird  entweder  unvollkommen 
gefafst,  wie  bei  Pufendorf  oder  sie  tritt  der  Staatsgewalt 
unübersteiglich  gegenüber.  In  den  letzteren  Systemen  werden 
die  angeborenen  Rechte  nur  soweit  beschränkt,  als  der 
Staatszweck  es  erfordert,  und  dieser  Zweck  besteht  eben  in 
Tlem  Schützender  dem  Menschen  verbliebenen  Sphären  seiner 
angeborenen  Rechte. 

Leben,  Freiheit,  Eigentum,  nach  diesen  drei  Richtungen 
legt  sich  das  angeborene  Menschenrecht  der  ursprünglich 
gleichen  Individuen  auseinander  in  der  Lehre  Lockes,  die 
von  so  epochemachender  Bedeutung  für  die  theoretischen 
Anschauungen  der  Engländer  und  Amerikaner  geworden 
sind1.  Sie  zu  schützen  wird  der  Staat  gegründet,  daher 
Sicherheit  den  natürlichen  Anspruch  der  Bürger  an  den 
"Staat  bjldet-  1 )ie  sich  so  ergebenden  liechte  sind,  wie  schon 
erwähnt,  noch  nicht  klar  ausgeprägt,  noch  findet  sich  im 
17.  Jahrhundert  keine  Liste  spezieller  Rechte,  die  erst  dem 
Gedanken  der  allgemeinen  Menschenrechte  praktische  Be- 
deutung gegeben  haben. 

Doch  beginnt  bereits  damals  in  der  Theorie,  und  zwar 
im  Zusammenhang  mit  den  gewaltigen  Kämpfen  der  Zeit, 
eine  Spezialisierung  der  Rechte.  Im  Hintergründe  stehen 
die  religiösen  Interessen  und  der  Widerstand  gegen  den 


1 Dafs  ihm  die  Independenten  hierin  vornngegangeu  sind  vgl.  oben 

8.  37. 
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schweren  Gewissensdruck,  den  die  politischen  Gewalten  aus- 
üben. Als  erstes  individualisiertes  Freiheitsrecht  tritt  uns 
daher  auch  in  den  Lehren  der  Philosophen  und  Juristen 
das  Recht  der  Denk-,  Glaubens-,  Gewissensfreiheit  entgegen. 
Nicht  lange  nachdem  die  Charte  von  Rhode  Island  das  Recht 
der  Glaubensfreiheit  verkündigt  hatte,  wird  von  Spinoza 
Denk-  und  innere  Glaubensfreiheit  als  unveräufserliches 
Menschenrecht  behauptet  l. 

Viel  bedeutsamer  aber  wurde  es,  dafs  der  in  der  Schule 
independentistischer  Lehren  grofs  gewordene  Locke  die 
Religionsfreiheit  als  das  erste  natürliche  und  unver&ufserliche 
Recht,  hinstellt2.  Durch  ihn  empfängt  so  philosophische 
Formulierung,  was  schon  früher  Resultat  religiöser  An- 
schauungen und  Lehren  war. 

Auch  im  18.  Jahrhundert  kennt  die  naturrechtliche 
Theorie  anfänglich  nur  die  bereits  erwähnten  Rechte.  Eine 
ganze  Liste  angeborener  Rechte  aber  wird  aufgestellt  von 
Chr.  Wolff8.  Sie  sind  jedoch,  sofern  sie  über  die  bereits 
bekannten  hinausgreifen,  rein  doktrinärer  Natur  und  daher 
ohne  jede  praktische  Wirkung. 

All  diese  Rechte  sind  durch  Gesetz  einschränkbar,  sie 
bilden  ein  Schranke  für  ungesetzliche  Willkür,  nicht  für 
die  Willkür  des  Gesetzgebers,  wodurch  sie  bei  ihrer  Breite 
und  inneren  Unbestimmtheit  jeden  Wert  für  die  Wirklich- 
keit verlieren.  Der  ganze  Katalog  angeborener  Rechte  hat 
Wolff  nicht  gehindert,  der  typische  Vertreter  des  Polizei- 
staates zu  werden. 

Kurze  Zeit  nach  Wolfl'  stellt  Blackstone  in  seiner 
Analyse  der  englischen  Gesetze  die  aus  Locke  geschöpften 

1 Vgl.  auch  Ad.  Menzel,  Wandlungen  in  der  Staatslehre  Spinozas 
1898,  S.  19  f.  Staatsrechtslehrer  des  18.  Jahrhunderts,  die  .das  liecht  der . 
Religionsfreiheit  aufstellen  bei  Gierke  S.  114  X.  98. 

2 Letter»  concerning  toleration.  Works  II,  p.  284  (Ausgabe  v.  1714). 

3 Jus  ad  ea,  sine  quibus  Obligation!  naturali  satiafleri  nequit,  ins 
petendi  officia  humanitatis,  ius  alternm  sibi  obligandi  ad  ea  perfecta, 
aequalitas,  libertas,  ius  securitatis,  ius  defensionis,  ius  puniendi.  Insti- 
tutiones  iuris  naturae  et  gentium  (1750)  § 95. 
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absoluten  Rechte  der  Engländer  auf1.  Aber  auch  Black- 
stone gelangt  nicht  zur  Forderung  fest  abgegrenzter  Rechte, 
die  sich  aus  dem  Grundgedanken  der  ursprünglichen  Frei- 
heit selbständig  entwickeln. 

Die  Forderung  einer  ganzen  Liste  spezialisierter,  auf 
ein  bestimmtes  Handeln  gerichteter  Grundrechte,  die  der 
Staat  ausdrücklich  anzuerkennen  habe,  ist  vor  der  ameri^ 
kaniscften^Jteyqiutinn  nirgends  zu  finden.  Die  Aufstellung 
"(Ter  Religionsfreiheit  durch  den  Gesetzgeber  ist  vorerst  eine 
ganz  vereinzelte  Erscheinung.  Wohl  beruft  man  sich  häufig 
auf  die  farblosen  Rechte  der  naturrechtlichen  Theorie,  um 
bestimmfiTÄnsprüche  an  den  Staat  zu  unterstützen , allein 
es  ist  nicht  der  Gesetzgeber  , an  den  sich  diese  Ansprüche 
wenden. 

Bei  aller  Wirksamkeit  naturrechtlicher  Lehren  kann 
aus  ihnen  allein  nicht  die  Idee  einer  Erklärung  der  Rechte 
abgeleitet  werden,  wie  sie  zuerst  in  Amerika  Verwirklichung 
fand.  Es  mufsten  andere  Mächte  hinzutreten,  um  die  vor- 
handenen gesetzgeberischen  Ansätze  fortzubilden.  Und  diese 
Mächte  konnten  keine  anderen  sein,  als  die  des  geschicht- 
lichen Lebens. 

IX. 

Das  17.  Jahrhundert  ist  die  Zeit  der  religiösen  Kämpfe. 
Im  folgenden  treten  politische  und  wirtschaftliche  Interessen 
in  den  Vordergrund  der  geschichtlichen  Bewegung.  Die 
demokratischen  Institutionen  der  Kolonien  stehen  vielfach 
im  Gegensatz  zu  denen  des  Mutterlandes,  der  Zusammen- 


' Vgl.  oben  8.  33.  Von  einem  „Katalog“  der  Freiheitsrechte . den 
Kelim,  a.  a.  O.  S.  243  bei  Blackstone  erblickt,  ist  aufser  den  drei  alt- 
bekannten Rechten:  Sicherheit,  Freiheit,  Eigentum,  nichts  zu  finden.  Auch 
dafs  Blackstone,  wie  Relim  behauptet,  von  Wolff  beeinflufst  gewesen  sei, 
halte  ich  für  unrichtig.  Der  Gedanke  der  Unveränfserlichkeit  der  an- 
geborenen Rechte  ist  nicht  erst  von  Wolff  ausgesprochen  worden,  sondern 
rindet  sich  in  vollster  Deutlichkeit  bei  Locke,  Two  treatises  II,  ch.  IV,  28, 
ch.  VIII,  95.  Unrichtig  ist  daher  auch  die  sich  auf  Kehm  stützende 
Behauptung  Gierkes  S.  347  N.  1 von  dem  deutschen  Ursprung  der 
Lehre  von  den  unveräufserlichen  Menschenrechten.  Viel  näher  liegt  doch 
der  Gedanke,  dafs  Locke  auf  Wolff  gewirkt  habe. 

Staats-  and  Völkerrecht!.  Abhandl.  I.  3.  — G.  Jeliinek.  2.  Aufl,  4 
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hang  mit  ihm  entbehrt  immer  mehr  des  sittlichen  Haltes. 
Der  mächtige  Widerstreit  der  ökonomischen  Interessen  be- 
ginnt in  hohem  Grade  fühlbar  zu  werden.  Das  wirtschaft- 
liche Gedeihen  der  Kolonien  fordert  möglichst  geringe  Be- 
schränkung der  freien  Bewegung.  Sie  fühlen  sich  schliefslich 
nicht  von  der  alten  Heimat,  sondern  von  der  Fremde  aus 
regiert. 

Da  werden  denn  die  alten  puritanischen  und  indepen- 
dentistischen  Vorstellungen  nach  einer  neuen  Richtung  hin 
wirksam.  Die  Lehre  vom  Gesellschaftsvertrage,  die  bei  der 
Gründung  der  Kolonien  eine  so  grofse  Rolle  spielt  und  die 
religiöse  Freiheit  mit  hatte  begründen  helfen , unterstützt 
nun  in  bedeutsamster  Weise  die  Umbildung  der  bestehenden 
Institutionen.  Nicht  dafs  sie  diese  Institutionen  geändert 
hätte:  sie  gibt  ihnen  nur  eine  neue  Basis. 

Die  Kolonisten  hatten  ihre  Freiheiten  und  Rechte  als 
geborene  englische  Untertanen  über  den  Ozean  mit  hinüber 
genommen.  In  einer  Reihe  von  Charters  der  englischen 
Könige  war  ausdrücklich  die  Bestimmung  aufgenommen, 
dafs  die  Kolonisten  und  ihre  Nachkommen  sich  aller  Rechte 
erfreuen  sollten,  die  den  Engländern  in  der  Heimat  zu- 
standen '.  Noch  vor  der  englischen  Deklaration  der  Rechte 
hatten  die  meisten  der  Kolonien  Gesetze  erlassen,  in  denen 
die  alten  englischen  Freiheiten  zusammengefafst  wurden2. 
Mit  diesen  alten  Rechten  geht  aber  in  der  zweiten  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  eine  tiefe  Umwandlung  vor.  Die  er- 
erbten Rechte  und  Freiheiten,  sowie  die  Organisations- 
befugnisse, die  den  Kolonisten  von  den  englischen  Königen 
in  den  Kolonialcharten  verliehen  oder  von  den  Kolonial- 
herren bestätigt  worden  waren , ändern  zwar  nicht  ihren 
Wortlaut,  aber  sie  werden  zu  Rechten,  die  nicht  von 
Menschen,  sondern  von  Gott  und  Natur  stammen* 


' Keilt.  Comuientaries  ou  American  Law  10,h  ed.  I,  p.  611. 
s Vgl.  Keut  I.  p.  612  ff..  Stevens,  a.  a.  O.  p.  208  f.  Sie  werden 
lieute  in  Amerika  allgemein  als  bills  of  rights  bezeichnet.  Auf  die  Kodi- 
fikationen von  und  nach  1776  hat  ihr  Vorbild  zweifellos  eingewirkt. 
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Zu  diesen  alten  Rechten  treten  jedoch  neue  hinzu.  Mit 
der  Überzeugung,  dafs  es  ein  vom  Staate  unabhängiges 
Recht  des  Gewissens  gebe,  war  der  Punkt  gefunden,  von 
dem  aus  sich  die  unveräufserlichen  Rechte  des  Individuums 
spezialisieren.  Der  Druck,  den  die  herrschenden  Gewalten 
auf  die  freie  Bewegung  des  Individuums  üben,  erzeugt  die 
Vorstellung,  dafs  den  Richtungen  des  Druckes  ein  besonderes 
Recht  der  Menschen  entspreche.  So  entsteht,  neben  der 
Forderung  der  religiösen  Freiheit,  die  der  Prefsfreiheit,  der 
Redefreiheit,  der  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit,  der 
Axiswanderungsfreiheit,  des  Petitionsrechtes,  der  Freiheit 
von  willkürlicher  Verhaftung,  Strafe  und  Schatzung  u.  s.  w., 
ferner  die  Forderung  auf  die  alle  diese  Institutionen 
schützende  Teilnahme  des  Einzelnen  am  Staatsleben,  sowie 
auf  die  Gestaltung  des  Staates  als  einer  Vereinigung  freier 
und  gleicher  Menschen.  Diese  Fülle  greifbarer  Rechtsgüter 
sind  der  Siegespreis  harten  Ringens,  nicht  Erzeugnisse  der 
Spekulation  gewesen. 

Gewifs  wirken  die  Lockesche  Lehre,  die  Theorien 
PufendojfkL-  die  -Ideen  Montes^uieus  mächtig  auf  die 
politischen  Anschauungen  der  Amerikaner  jener  Zeit.  Wie 
wir  aber  gesehen  haben,  kann  die  Aufstellung  einer  kom- 
pletten Liste  allgemeiner  Menschen-  und  Bürgerrechte  aus 
ihnen  allein  keineswegs  erklärt  werden. 

Im  Jahre  1764  erschien  in  Boston  die  berühmte  Schrift 
von  James  Otis  über  die  Rechte  der  englischen  Kolonien1 2. 
In  ihr  wird  ausgeführt,  dafs  die  politischen  und  bürgerlichen 

1 Borgeaud  p.  17  führt  einen  Traktat  von  John  Wyse  an,  der 
auf  die  Demokratisierung  der  Anschauungen  in  Massachusetts  grofsen 
Kintiuls  genommen  habe.  Dieser  Mann  aber,  der  John  Wise  hiefs,  hat 
nichts  anderes  getan , als  die  Lehre  Pufendorfs  seinen  Ausführungen  zu 
Grunde  zu  legen,  wie  er  selbst  ausdrücklich  erklärt.  Vgl.  J.  Wise, 
A Vindication  of  the  Government  of  New  England  Churches.  Boston 
1772,  p.  22.  Angeblich  stammt  dieses  Buch  aus  dem  Jahre  1717,  vgl. 
Kitchie  (a.  a.  O.  p.  14  Note  1),  der  es  aber  selbst  nicht  benutzt  zu 
haben  scheint 

- The  rights  of  the  Colonies  assertcd  and  proved.  Ich  habe  nur 
den  Londoner  Nachdruck  der  äufserst  seltenen  Schrift  (ebenfalls  1764) 
benutzen  können. 

4* 
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Rechte  der  englischen  Kolonisten  mit  nichten  auf  einer  Ver- 
leihung der  Krone  beruhen 1 ; selbst  die  Magna  Charta , so 
alt  sie  sein  mag,  ist  nicht  der  Anfang  der  Dinge  gewesen. 
„Es  kann  zwar  einmal  eine  Zeit  kommen,  da  das  Parlament 
jede  amerikanische  Charte  für  null  und  nichtig  erklärt;  aber 
dadurch  können  nimmermehr  zugleich  auch  die  Rechte  der 
Kolonisten  als  Menschen  und  Bürger,  Rechte,  die  sie 
von  Natur  in  ihrer  Eigenschaft  als  solche  haben . und  die 
■vön~lhrer  Person  unzertrennlich  sind,  angegriffen  werden. 
Mögen  die  Charten  zu  Grunde  gehen,  diese  Rechte  werden 
dauern  bis  ans  Ende  der  Welt.“  2 

In  dieser  Schrift  werden  bereits  in  der  Form  der  späteren 
bills  of  rights  absolute  Grenzen  der  gesetzgebenden  Gewalt 
aufgezählt,  die  „durch  Gott  und  Natur  festgestellt  sind“. 
Im  Mittelpunkt  steht  der  Hauptstreitgegenstand  zwischen  den 
Kolonien  und  dem  Mutterlande,  das  Recht  der  Besteuerung. 
Dafs  Steuern  oder  Zölle  ohne  Zustimmung  des  Volkes  oder 
der  Repräsentanten  der  Kolonien  erhoben  werden,  ist  nicht 
gegen  das  Recht  des  Landes,  wohl  aber  gegen  die  ewigen 
Gesetze  der  Freiheit8.  Diese  Grenzen  sind  aber  keine 
anderen  als  die  von  Locke  aufgezählten,  die  „das  Gesetz 
Gottes  und  der  Natur  jeder  gesetzgebenden  Gewalt  in  jedem 
Staate  und  jeder  Regierungsform  gesetzt  hat“. 

Diese  Lockeschen  Sätze  sind  jedoch  hier  in  einer  tief- 
greifenden Umwandlung  begriffen.  Sie  werden  nämlich  von 


1 Unter  Beratung  auf  das  englische  Recht  und  auf  Locke  wird  eine 
Reihe  von  Rechten  aufgezählt,  welche  „no  man  or  body  of  men,  not  ex- 
cepting  the  parliament,  justly,  equitably  and  consistably  with  their  own 
rights  and  the  Constitution,  can  take  away“  p.  52. 

* „Nor  do  the  political  and  civil  rights  of  the  British  colonists  rest 
ou  a charter  froni  the  crown.  Old  Magna  Charta  was  not  the  beginning 
of  all  things;  nor  did  it  rise  on  the  borders  of  chaos  out  of  the  unformed 
mass.  A time  may  come  when  parliament  shall  declare  every  American 
charter  void;  but  the  natural,  inherent,  and  inseparable  rights  of  the 
colonists  as  men  and  as  citizens  would  remain,  and  wbatever  became  of 
Charters,  can  never  be  abolished  tili  the  general  contiagration.“  Vgl. 

! Bancroft  IV,  p.  145,  140. 

3 Vgl.  John  Adams,  Works  X.  Boston  1856,  p.  293.  Auch  die 
erwähnte  erste  Schrift  Blackstones  hat  sofort  die  Geister  beeinfiufst. 
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objektivem  zu  subjektivem  Recht.  Während  Locke,  ähnlich 
tvTe  später  Rousseau,  die  Individuen  dem  Majoritätswillen 
der  Gesellschaft  unterwirft,  dem  aber  durch  den  Zweck  des 
Staates  Schranken  gezogen  sind,  so  stellt  nun  das  Individuum 
die  Bedingungen  fest,  unter  denen  es  in  die  Gesellschaft 
tritt,  und  behält  diese  Bedingungen  im  Staate  als  Rechte 
bei.  Es  hat  demnach  Rechte  im  Staat  und  an  dem  Staat, 
die  nicht  vom  Staate  stammen.  Gegenüber  den  Versuchen 
Englands,  diese  Rechte  zu  beschränken,  entsteht  nunmehr 
Rer  Gedanke,  sie  feierlich  zu  erklären  und  zu  verteidigen. 
Diese  Umwandlung  vollzieht  sich  unter  dem  Einflufs  der 
Analysis  von  Blackstone.  Auch  die  parlamentarische 
Instruktion , welche  als  Anhang  der  Schrift  von  Otis  ab- 
gedruckt ist,  drückt  sich  genau  so  wie  das  anonyme  Werk 
Blackstones  aus. 1 

Am  20.  November _1 772  wurde  von  den  versammelten 
Bürgern  Bostons  auf  den  Antrag  Samuel  Adams’  ein  fvon  ihm 
ausgearbeiteter^Entwurf  einer  Erklärung  der  Rechte  d^r  Kolo- 
nisten als  Menschen,  Christen  und  Bürger  beschlossen.  In 
ihr  heifst  es  unter  Berufung  auf  Locke,  dafs  die  Menschen 
durch  freiwillige  Übereinstimmung  in  den  Staat  treten,  und 
dafs  sie  das  Recht  haben , vorher  Bedingungen  und  Be- 
schränkungen des  Staates  in  einem  billigen  Urvertrage  auf- 
zustellen und  Uber  deren  Ausführung  zu  wachen.  Hierauf 
verlangen  die  Kolonisten  als  Menschen  das  Recht  der  Freiheit 
und  des  Eigentums,  als  Christen  .Religionsfreiheit,.  als  Bürger 
die  Rechte  der  Magna  Charta  und  der  bill  of  rights  von 
1689*. 

Am  14.  Oktober  1774  endlich  beschlofs  der  zu  Phila- 

1 Unrichtig  ist  es  daher,  wenn  Kehm,  Allg.  Staatslehre  S.  247  f.  die 
Blackstoneschen  Kommentare,  die  erst  nach  der  Schrift  des  Otis  er- 
schienen, als  Quelle  der  Erklärung  der  Rechte  bezeichnet.  Vgl.  Jellinek. 
Allgemeine  Staatslehre  S.  875  N.  1.  Gierke,  a.  a.  O.  S.  847,  N.  52  stimmt 
Rehm  zu,  hat  aber  offenbar  meine  Entgegnung  an  Rehtn  übersehen. 

* Vgl.  Wells,  The  life  and  public  Services  of  Samuel  Adams,  I, 
Boston  1865,  p.  502— 507,  Laboulave  II,  p.  171.  Ober  die  Popularität, 
der  sich  damals  die  „natürlichen  Rechte“  erfreuten,  vgl.  Merriam, 
p.  47  ff. 
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delphia  tagende  Kongrefs  von  zwölf  Kolonien  eine  Erklärung 
der  Rechte,  wonach  die  Einwohner  der  nordamerikanischen 
Kolonien  Rechte  haben,  die  ihnen  zuatehen  nach  dem  un- 
veränderlichen Rechte  der  Natur,  den  Prinzipien  der  Ver- 
fassung Englands  und  ihren  eigenen  Verfassungen '. 

Von  da  bis  zur  Erklärung  der  Rechte  durch  Virginien 
ist  scheinbar  nur  ein  Schritt,  und  doch  liegt  eine  Welt 
zwischen  beiden  Dokumenten.  Die  Erklärung  von  Phila- 
delphia ist  ein  Protest,  jene  von  Virginien  ein  Gesetz^. 
Verschwunden  ist  die  Berufung  auf  das  liecht  Englands. 
Der  Staat  Virginien  erkennt  feierlich  die  Rechte  an , die 
der  lebenden  und  den  künftigen  Generationen  angehören, 
als  Basis  und  Begründung  der  Regierung4. 

ln  dieser  und  den  folgenden  Erklärungen  der  Rechte 
durch  die  nunmehr  souveränen  Staaten  Nordamerikas  treten 
neben  die  bisher  schon  behaupteten  Freiheitsrechte:  Freiheit 
der  Person,  des  Eigentums,  des  Gewissens,  neue  hinzu,  ent- 
sprechend den  Verletzungen,  die  andere  Richtungen  der  indi- 
viduellen Freiheit  in  der  letzten  Zeit  durch  England  erfahren 
hatten:  Versamralungsrecht,  Preisfreiheit,  Freizügigkeit.  Aber 
nicht  nur  die  Freiheitsrechte,  auch  das  Petitionsrecht,  der 
Anspruch  auf  Rechtsschutz  und  die  Formen,  in  denen  er  zu 
erfolgen  hat,  namentlich  auch  auf  Urteil  durch  eine  unab- 
hängige Jury,  sowie  auf  andere  positive  Staatsleistungen, 
ferner  die  Grundlagen  der  politischen  Rechte  der  Bürger  sind 
in  ihnen  ausgesprochen.  Sie  enthalten  somit  nach  den  Ab- 
sichten ihrer  Verfasser  die  Grundztige  der  gesamten  öffent- 
lichen Rechte  des  Individuums.  Aufserden  sind  in  sie  noch 
aufgenonnuen  das  Prinzip  der  Teilung  der  Gewalten,  das 
der  Zeitigkeit  der  Ämter,  der  Verantwortlichkeit  ihrer  ln- 


1 Der  ganze  Text  abgedruckt  bei  Story,  Cnminentaries  on  the 
Constitution  of  the  United  States  8.  ed.  I.  p.  184  f. 

* Die  Überschrift  der  bill  of  rights  lautet:  A declaratiou  of  rights 
inade  hy  the  representatives  of  the  good  people  of  Virginia,  assembled 
in  full  and  free  Convention;  which  rights  do  pertain  to  them  and  their 
posteritv,  as  the  hasis  and  foundation  of  govemment. 
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haber.  das  Verbot  erblicher  Auszeichnungen,  ferner  gewisse 
Einschränkungen  der  Gesetzgebung  und  Regierung,  wie  die 
Verbote  des  Haltens  stehender  Heere  oder  der  Errichtung 
einer  herrschenden  Kirche,  die  entweder  gar  nicht  oder  nur 
indirekt  subjektive  Rechte  der  Einzelnen  erzeugen.  Ge- 
tragen ist  das  Ganze  von  dem  Grundsätze  der  Volks- 
souveränität, der  in  dem  Gedanken  gipfelt,  die  ganze  Ver- 
fassung sei  eine  gemeinsame  Übereinkunft  aller.  In  diesem 
Punkte  sieht  man  deutlich  den  alten  puritanisch-independen- 
tistischen  Gedanken  des  covenants  in  seiner  fortdauernden 
Wirkung,  der  später  noch  in  bedeutsamer  Weise  neue  Macht 
entfalten  sollte.  Wenn  heute  in  den  Einzelstaaten  der  Union 
Uber  Verfassungsänderungen  entweder  von  dem  Volke  selbst 
oder  durch  besondere  Verfassungskonventionen  beschlossen 
wird,  so  lebt  in  dieser  demokratischen  Institution  dieselbe 
Idee  fort,  die  einst  die  Ansiedler  von  Connecticut  und 
Rhode  Island  beseelt  hatte. 

Die  bill  of  righjs  bildet  überall  den  ersten  Teil  der 
Verfassung^urkunde,  dem  sich  als  zweiter  der  plan,  oder 
frame  of  gnvernmont  anschliefst.  Zuerst  ward  das  Recht, 
des  Staatsschftpfers.  des  anfänglich  freien  und  unbeschränkten 
"Individuums,  sodann  das  des  Geschöpfes  der  Individuen, 
TTes  Gemeinwesens  festgestellt. 

Trotz  der  Übereinstimmung  in  den  Grundsätzen  waren 
doch  in  deren  Ausprägung  in  der  Gesetzgebung  weitgehende 
Unterschiede  unter  den  Einzelstaaten  vorhanden,  die  später 
vielfach  gemildert  wurden,  aber  auch  heute  noch  nicht  ganz 
verschwunden  sind.  So  hat,  wie  oben  erwähnt,  die  religiöse 
Freiheit  trotz  der  gleichmäfsigen  grundgesetzlichen  An- 
erkennung nicht  überall  und  nicht  sogleich  die  volle  kon- 
sequente Durchbildung  erfahren.  Trotz  des  Satzes,  dafs 
alle  Menschen  von  Natur  aus  frei  und  gleich  seien,  wurde 
die  Abschaffung  der  Negersklaverei  damals  nicht  durch- 
gesetzt. An  Stelle  des  „man“  steht  in  dem  Sklavenstaate 
der  „freeman“. 

Die  feierlich  erklärten  Rechte  stehen  ursprünglich  allen 
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„inhabitants“,  in  den  Sklavenstaaten  allen  Weifsen  zu.  Erst 
später  wird  für  die  Ausübung  der  politischen  Hechte  in  den 
meisten  Staaten  die  Eigenschaft  als  „citizen“  der  Vereinigten 
Staaten  verlangt. 

So  haben  wir  denn  gesehen,  durch  welchen  merkwürdigen 
Entwicklungsgang  aus  altenglischem  und  neuem,  in  den 
Kolonien  geübtem  Rechte  die  Vorstellung  einer  vom  Staate 
unabhängigen,  von  ihm  schlechthin  anzuerkennenden  Rechts- 
sphäre des  Individuums  entstanden  ist.  In  Wahrheit  haben 
die  Erklärungen  der  Rechte  aber  nichts  getan , als  den 
faktischen  Rechtszustand  in  bestimmte  allgemeine  Formeln 
auszuprägen. 

Was  die  Amerikaner  bereits  besafsen,  das  wollten  sie 
als  ewiges  Besitztum  für  sich  und  Jedes  freie  Volk  prokla- 
mieren. Im  Gegensatz  zu  ihnen  wollten  die  Franzosen  ge- 
währen, was  sie  noch  nicht  hatten,  nämlich  die  Institutionen, 
die  den  allgemeinen  Grundsätzen  entsprechen  sollten.  Darin 
liegt  der  bedeutsamste  Unterschied  zwischen  amerikanischer 
und  französischer  Erklärung  der  Rechte,  dafs  dort  die  In- 
stitutionen der  Anerkennung  des  Rechtes  des  Einzelnen 
vorangingen,  hier  ihr  nachfolgten.  Darin  lag  auch  der  ver- 
hängnisvolle Fehler  der  deutschen  Nationalversammlung  zu 
Frankfurt,  die  zuerst  das  Recht  des  Individuums  und  so- 
dann erst  den  Staat  normieren  wollte.  Noch  war  der  deutsche 
Staat  nicht  gegründet,  und  schon  war  festgestellt,  was  dieser 
gar  noch  nicht  existierende  Staat  nicht  tun  dürfe,  und  was 
er  zu  gewähren  habe.  Die  Amerikaner  konnten  dem  plan 
of  government  ruhig  die  bill  of  rights  voranschicken,  weil 
eben  das  government  und  die  leitenden  Gesetze  längst  vor- 
handen waren. 

~ Dafs  die  Franzosen  aber  so  bereitwillig  die  amerika- 
nischen Ideen  aufnahmen , lag  an  der  Gleichheit  der  prak- 
tischen Tendenzen,  die  beide  Nationen  verfolgten:  Gründung 
eines  demokratischen  Gemeinwesens  aus  gleichberechtigten 
Individuen  bestehend,  in  dem  alle  öffentliche  Gewalt  vom 
Volke  ausgeht,  und  alle  Agenten  dieser  Gewalt  verantwort- 
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lieh  sind , sowie  Gewährleistung  einer  nach  bestimmten 
Richtungen  abgegrenzten  Freiheitssphäre  "“der  Individuen. 
BTes^RTcTRungenr“wüI^en , wie  erwähnt,  bestimmt  durch 
den  Druck,  den  die  Regierungen  geübt  hatten  und  durch 
die  geschichtlich  bedingte  Entwicklung  des  Strebens  nach 
Abschüttelung  dieses  Druckes.  Hatte  der  Mensch  des 

1 7.  Jahrhunderts  den  Glaubenszwang  als  besonders  schmerz- 
lich empfunden,  so  steigert  sich  seine  Empfindlichkeit  im 

18.  Jahrhundert  derart,  dafs  er  nunmehr  ein  viel  gröfseres 
Mafs  von  Freiheit  vom  Staate  als  sein  unantastbares  Besitz- 
tum gebieterisch  fordert. 

Diese  Forderungen  mögen  bei  beiden  Nationen  und 
später  bei  den  anderen  Völkern,  in  denen  sie  Widerhall 
fanden,  von  verschiedenen  Vorstellungen  über  ihren  Wert 
und  ihre  Bedeutung  begleitet  gewesen  sein:  in  ihrer  prak- 
tischen, dauernden,  das  Verhältnis  des  Staates  zum  Menschen 
und  Bürger  bestimmenden  Wirksamkeit  kommen  sie  völlig 
überein. 

Darum  ergibt  sich  mit  unwiderlegbarer  Gewifsheit  eines 
aus  dieser  Untersuchung:  die  Prinzipien  von  1789  sind  in 
Wahrheit  die  Prinzipien  von  122tL 

Und  dennoch  wären  diese  Prinzipien  auf  Amerika  be- 
schränkt geblieben,  wenn  Frankreich  sie  nicht  aufgenommen 
und  verbreitet  hätte.  Wenn  heute  in  allen  Staaten  moderner 
Kultur  dem  Individuum  ein  fester  Rechtskreis  gesetzlich 
zugesichelT~tsT  und  die  öffentlichen  Institutionen  auf  der 
Überzeugung  ruhen , dafs  es  ein  Recht  der  Einzelperson 
auch  gegenüber  der  so  machtvollen  Staatsgewalt  gebe,  so 
fiat'äü  diesem  Ergebnis  Frankreich  bedeutsamsten  Anteil, 
was  auch  immer  die  unmittelbare  politische  Wirkung  der 
französischen  Deklaration  in  jenen  Zeiten  der  Revolution 
gewesen  sein  mag. 

X. 

Schliefslich  bleibt  noch  eine  Frage  zu  beantworten. 
Warum  ist  die  bereits  im  Altertum  seit  den  Sophisten 
keijaende,  in  der  naturrechtlichen  Lehre  des  Mittelalters 
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fortgebildete , durch  die  Strömungen  der  Reformation  ver- 
mittelte Lehre  vom  ursprünglichen  Rechte  des  Individuums 
und  vom  Staatsvertrag  gerade  in  England  und  seinen  Kolonien 
zuerst  zu  epochemachender  Bedeutung  gelangt?  Wieso 
konnten  überhaupt  in  ein  durchaus  monarchisches  Staats- 
wesen, dessen  gesamte  Institutionen  mit  dem  Königtum  innig 
verknüpft  sind  und  nur  aus  ihm  heraus  völlig  begriffen 
werden  können,  republikanische  Ideen  eindringen  und  den 
Bau  des  Staates  von  Grund  aus  verändern? 

Der  nächste  Anlafs  hierzu  liegt  klar  zutage.  Der 
Gegensatz  zwischen  der  aus  der  Fremde  gekommenen,  auf 
ihr  göttliches  Recht  sich  stützenden  Dynastie  der  Stuarts 
und  den  nationalen  Rechtsanschauungen  der  Engländer,  so- 
wie die  religiösen  Kämpfe  mit  diesem  Königtum  in  Eng- 
land und  Schottland  scheinen  zur  Genüge  die  Verbreitung 
von  Lehren  begümtigt  zu  haben , die  eine  energische  Op- 
position anzufachen  imstande  waren.  Allein  ähnliche  Ver- 
hältnisse waren  Ende  des  16.  bis  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
auch  in  manchem  kontinentalen  Staate  vorhanden.  Da  hat 
es  auch  heftige  ständische  Opposition  gegen  das  immer  mehr 
dem  Absolutismus  zustrebende  Königtum  gegeben,  furchtbare 
Glaubenskriege  wurden  entzündet,  und  eine  weitschichtige 
Literatur  suchte  mit  grofsem  Nachdruck  Volks-  und  Indi- 
vidualrecht gegenüber  dem  Herrscher  zu  begründen.  Die 
revolutionären  Anschauungen  auf  dem  Kontinent  aber  führen 
zwar  in  Frankreich  zum  Königsmord,  nirgends  jedoch  wird 
der  Versuch  einer  Umgestaltung  der  Staatsordnung  selbst 
unternommen.  Die  naturrechtlichen  Lehren  Lockes  zeigen 
aufserhalb  Englands  zunächst  nur  theoretische  Wirkung.  Die 
Lehren  des  kontinentalen  Naturrechts  spielen  erst  am  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  ihre  bedeutende  Rolle  in  (Raa.  groIseTT 
sozialen  Umwandlungsprozesse  der  französischen  Revolution. 

Zum  Unterschiede  vom  Kontinent  hatte  England  dem 
Einflüsse  des  römischen  Rechtes  nicht  ohne  Erfolg  wider- 
standen. Die  englischen  Rechtsanschauungen  sind  von  den 
römischen  keineswegs  unberührt  geblieben,  aber  von  ihnen 
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lange  nicht  so  tief  beeinHufst  worden,  wie  die  kontinentalen. 
Namentlich  das  öffentliche  Recht  hat  sich  wesentlich  auf 
germanischer  Grundlage  ausgebildet,  die  ursprünglichen 
germanischen  Rechtsgedanken  sind  niemals  von  den  spät- 
römischen der  Staatsallmacht  überwuchert  worden. 

Der  germanische  Staat  aber  hat  zum  Unterschiede  vom 
antiken,  soweit  dieser  uns  historisch  genau  bekannt  ist,  sich 
aus  schwachen  Anfängen  zu  steigender  Macht  entwickelt. 
Die  Kompetenz  des  germanischen  Staates  ist  anfänglich 
sehr  gering,  das  Individuum  weitgehend  durch  Familie  und 
Sippe.  aber  nicht  vom  Staate  eingeschränkt.  Das  politische 
"Leben  des  Mittelalters  vollzieht  sich  viel  mehr  in  genossen- 
schaftlichen Verbänden  als  in  dem  vorerst  nur  rudimentäre 
Formen  aufweisenden  Staate. 

Zu  Beginn  der  neueren  Zeit  konzentriert  sich  die 
^Staatsgewalt  immer  mehr,  ln  England  konnte  das  um  so 
leichter  geschehen,  als  bereits  das  normannische  Königtum 
die  Verwaltung  streng  zentralisiert  hatte.  Schon  Ende  des 
10.  Jahrhunderts  konnte  Sir  Thomas  Smith  die  schranken- 
lose Gewalt  des  englischen  Parlamentes  behaupten1,  die 
Coke  wenig  später  als  „absolut  und  transzendent“  be- 
zeichnete  2. 

Aber  diese  Macht  wird  von  den  Engländern  blofs  als 
eine  formal -juristisch  schrankenlose  gedacht.  Dafs  der 
Staat  und  daher  Parlament  und  König  materielle  Schranken 
haben,  ist  gerade  in  England  zu  allen  Zeiten  lebendige 
Volksüberzeugung  gewesen. 

Die  Magna  Charta  erklärt,  dafs  die  in  ihr  zugestandenen 
Freiheiten  und  Rechte  „in  perpetuum“  gewährt  seien8.  In 

I „The  must  high  and  absolute  power  of  the  realin  of  England 

consisteth  in  the  Parliament all  that  ever  the  people  of  Korne 

might  do,  either  in  ceiituriatis  comitiin  or  tributis,  the  same  may  be  done 
by  the  Parliament  of  England,  which  representeth  and  liath  the  power  of 
the  whole  realm , both  tlie  head  and  the  body.“  The  Commonwealth  of 
England,  1589,  book  II,  abgedruckt  bei  Prothcro,  Select  Statutes  and 
Documenta  of  Elizabeth  and  James  I.  Oxford  1894,  p.  178. 

s 4 Inst,  p 36. 

II  Art.  63,  8 1 u b b s p.  306. 


Digitized  by  GcJbgle 


60 


I.  3. 

der  bill  of  rights  wird  angeordnet,  dafs  alles  in  ihr  Ent- 
haltene „für  immer  Gesetz  dieses  Reiches  bleiben  solle“ 
Trotz  der  formellen  Allmacht  des  Staates  ist  in  den  wichtigsten 
Grundgesetzen  ausdrücklich  eine  Grenze  gefordert  und  an- 
erkannt, die  er  nicht  überschreiten  solle. 

In  diesen , formal-juristisch  allerdings  bedeutungslosen 
Sätzen  kommt  die  alte  germanische  Rechtsüberzeugung  von 
dem  beschränkten  Wirkungskreis  des  Staates  zum  AystJruck, 

Auch  die  reformatorische  Bewegung  wird  durch  den 
Gedanken  der  Beschränktheit  des  Staates  unterstützt.  Hier 
greift  aber  die  Vorstellung  einer  zweiten,  durch  die  ganze 
geschichtliche  Entwicklung  bedingten  Schranke  ein.  Der 
mittelalterliche  Staat  hat  nicht  nur  an  der  Macht  seiner 
Glieder,  sondern  auch  an  d§i?i  Bereich  der  Kirche. eine 
Grenze  gefunden.  Die  Furage,  wie  weit  des  Staates  Recht 
in  geistlichen  Dingen  gehe,  konnte  in  vollem  Umfange  erst 
seit  der  Reformation  aufgeworfen  werden,  weil  erst  durch 
sie  diese  im  Mittelalter  festgesetzten  Grenzen  wieder  strittig 
wurden.  Die  neuerliche  Abgrenzung  des  geistlichen  Ge- 
bietes und  die  Abdrängung  des  Staates  von  ihm  lag  eben- 
falls in  der  Richtung  notwendiger  geschichtlicher  Entwicklung. 

So  findet  denn  die  Vorstellung  von  der  Superiorität 
des  Individuums  gegenüber  dem  Staate  ihre  Stütze  in  der 
ganzen  historischen  Lage  Englands  im  17.  Jahrhundert. 
Die  naturrechtlichen  Lehren  haben  an  alte  Rechtsvorstellungen 
angeknüpft  und  sie,  die  niemals  entschlummert  waren,  in 
neue  Jlahnen  gelenkt. 

Ein  gleiches  gilt  aber  auch  von  den  Theorien,  die  auf 
dem  Kontinente  entstanden.  Man  ist  seit  dem  Vorherrschen 
der  historischen  Schule  gewöhnt,  die  naturrechtlichen  Lehren 
als  haltlose  Träumereien  anzusehen.  Dabei  hat  man  aber 
den  wichtigen  Umstand  übersehen,  dafs  keine  scheinbar 
noch  so  abstrakte  Theorie,  die  Einflufs  auf  ihre  Zeit  ge- 
winnt, gänzlich  aufserhalb  des  Bodens  der  historischen 
Wirklichkeit  gedeihen  kann. 

1 Art.  XI,  Stu bl) s p.  527. 
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Die  Einsicht  in  diesen  geschichtlichen  Tatbestand  ist 
von  gröfster  Wichtigkeit  für  die  richtige  Erlassung  des 
rechtlichen  Verhältnisses  von  Staat  und  Individuum.  Zwei 
Möglichkeiten  sind  hier  gegeben , die  beide  logisch  durcli- 
gefilhrt  werden  können.  Nach  der  einen  ist  der  gesamte 
Rechtskreis  des  Individuums  Produkt  staatlicher  Gewährung 
und  Erlaubnis.  Nach  der  anderen  erzeugt  der  Staat  nicht. 
nur  individuelle  Rechte,  sondern  er  beläfst  auch  dem  Indi- 
viduum jenes  Mafs  von  Freiheit,  das  er  im  Gesamtinteresse 
nicht  Jienötigt.  Diese_Freiheit  aber  schafft  er  nicht,  sondern 
er  erkennt  sie  nur  an. 

Die  erste  Anschauung  beruht  auf  dem  Gedanken  staat- 
licher Omnipotenz,  wie  er  in  den  absolutistischen  Lehren 
des  16.  und  17.  Jahrhunderts  zum  SöMrfsten  Ausdruck  ge- 
kommen ist.  Ihre  äufserste  Konsequenz  hat  der  Dichter 
gezogen  in  seiner  Rechtsfrage: 

Jahrelang  schon  bedien’  ich  mich  meiner  Nase  zum  Riechen; 

Hab’  ich  denn  wirklich  au  sie  auch  ein  erweisliches  Recht? 

Die  zweite  Theorie  hingegen  ist  die  der  germanischen 
Rechtsanschauung,  dem  historischen  Tatbestände  der  all-, 
mählichen  Entwicklung  der  Staatsmacht  entsprechende.  Wenn 
Naturrecht  identisch  mit  unhistorischem  Rechte  ist,  so  ist 
für  den  modernen  Staat  die  erste  Lehre  die  naturrechtliche, 
die  zweite  die  des  geschichtlichen  Rechtes.  So  sehr  auch 
die  Grenzen  jener  anerkannten  Freiheit  im  Laufe  der  Zeiten 
sich  verändert  haben,  das  Bewufstsein,  dafs  es  solche  Grenzen 
gebe,  war  in  den  germanischen  Völkern  selbst  zur  Zeit  des 
absoluten  Staates  nie  erloschen  ’. 

1 Die  Ansichten  von  dem  Inhalt  der  Freiheit  sind  in  den  steten  Flufs 
der  Geschichte  gestellt.  Bei  gleichbleibendem  Wortlaut  der  Gesetze 
werden  verschiedene  Völker  und  verschiedene  Zeiten  durchaus  anders 
geartete  Überzeugungen  von  der  Bedeutung  und  den  Schranken  der  Frei- 
heit sowohl  als  der  einzelnen  Freiheiten  haben.  So  ist  die  Glaubens- 
freiheit der  Puritaner  eine  andere  als  die  der  Amerikaner  des  20.  Jahr- 
hunderts, wie  denn  auch  die  Ansichten  über  das  zur  Teilnahme  am  Staate 
berufene  Volk  im  Laufe  der  Zeiten  sich  gewaltig  geändert  haben,  so  dafs 
uns  die  ursprünglich  auf  beschränktem  Wahlrecht  aufgebaute  demokra- 
tische Volksvertretung  gegenüber  der  auf  allgemeinem  Wahlrecht  (das 
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Diese  Freiheit  wird  demnach  nicht  geschaffen,  sondern 
anerkannt  und  zwar  durch  Selbstbeschränkung  des  Staates 
Jund  dle  durch  sie  erzeugte  Abgrenzung  von  Zwischenräumen, 
die  notwendig  zwischen  den  Fäden  seiner  Normen  existieren 
müssen,  mit  denen  er  das  Individuum  umgibt.  Was  so 
übrig  bleibt,  ist  allerdings  nicht  sowohl  ein  Recht,  als  ein 
Zustand.  _ Der  grofse  Fehler  des  Naturrechtes  lag  darin,  dafs 
es  den  tatsächlichen  Zustand  der  Freiheit  als  ein  Recht 
auffafste  und  diesem  Rechte  eine  höhere,  den  Staat  schaffende 
und  beschränkende  Macht  zuerkannte1. 

Von  grofser  praktischer  Bedeutung  scheint  allerdings 
heute  auf  den  ersten  Blick  die  Frage  nicht  zu  sein,  ob  eine 
Handlung  des  Individuums  eine  vom  Staate  direkt  erlaubte 
oder  nur  indirekt  anerkannte  ist.  Die  Aufgabe  der  Rechts- 
wissenschaft ist  es  aber  nicht  nur,  den  Richter  und  Ver- 
waltungsbeainten  zu  schulen  und  ihn  schwierige  Fälle  ent- 
scheiden zu  lehren.  Die  richtigen  Grenzen  zwischen  dem 
Ich  und  der  Gesamtheit  zu  erkennen,  ist  das  höchste  Pro- 
blem,  das  denkende  Betrachtung  der  menschlichen  Gemein- 
schaft zu  lösen  hat. 


auch  mannigfaltigster  Modifikationen  fähig)  gegründeten  der  Gegenwart 
geradezu  als  eine  aristokratische  Einrichtung  erscheinen  mag.  Allein 
das  Prinzip  ist  dasselbe  geblieben,  und  deshalb  vermag  es  unter  ganz 
veränderten  sozialen  Verhältnissen  fortwährend  von  neuem  seine  Macht 
zu  entfalten.  Das  ist  von  Grund  aus  verkannt  von  Boutmy,  der  p.  424  ff. 
in  erstaunlicher  Verneinung  der  durch  politische  Ideen  vermittellten 
historischen  Zusammenhänge  die  franzüsische  Freiheit  und  Gleichheit  als 
etwas  von  den  betreffenden  amerikanischen  Vorstellungen  durchaus  Ver- 
schiedenes nachweisen  will. 

’ Vgl.  darüber  näher  Jellinek,  System  S.  48,  S9  ff. 
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Die  Virginische  Erklärung  der  Rechte 
vom  12.  Juni  1776. 


A Declaration  of  Rights. 

Made  by  the  Representatives  of  the  good  People  ot 
Virginia,  assembled  in  full  and  free  Convention,  which  rights 
do  pertain  to  them  and  tlieir  posterity  as  the  basis  and 
foundation  of  government. 

I.  That  all  inen  are  by  nature  equally  free  and  in- 
dependent, and  have  certain  inherent  rights,  of  which,  wlien 
they  enter  into  a state  of  society,  they  cannot  by  any  com- 
pact deprive  or  divest  their  posterity;  namely,  the  enjoy- 
ment  of  life  and  liberty,  with  the  means  of  acquiring  and 
possessing  property,  and  pursuing  and  obtaining  happiness 
and  safety. 

II.  That  all  power  is  vested  in,  and  consequently  derived 
from,  the  people;  that  magistrates  are  their  trustees  and 
servants,  and  at  all  tiines  amenable  to  them. 

III.  That  government  is,  or  ought  to  be,  instituted  for 
the  common  benefit,  protection,  and  security  of  the  people, 
nation  or  Community;  of  all  the  various  modes  and  forms 
of  government,  that  is  best,  which  is  capable  of  producing 
the  greatest  degree  of  happiness  and  safety,  and  is  most 
effeetuall}  secured  against  the  danger  of  maladministration; 
and  that,  when  a government  shall  be  found  inadequate  or 
contrary  to  these  purposes,  a majority  of  the  eommunity 
hath  an  indubitable,  unalienable,  and  indefeasible  right  to 
reform,  alter  or  abolish  it,  in  such  manner  as  shall  be  judgcd 
most  conducive  to  the  public  weal. 

IV.  That  no  man,  or  set  of  men,  are  entitled  to  ex- 
clusive or  separate  emoluments  or  Privileges  from  the  com- 
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munity  but  in  consideration  of  public  Services,  which  not 
being  descendible,  neither  ought  the  offices  of  magistrate, 
legislator  or  judge  to  be  hereditary. 

V.  That  the  legislative,  executive  and  judicial  powers 
should  be  separate  and  distinct;  and  that  the  members 
thereof  raay  be  restrained  from  oppression,  by  feeling  and 
participating  the  burthens  of  the  people,  they  should,  at  fixed 
periods,  be  redueed  to  a private  Station,  return  into  that 
body  from  which  they  were  originally  taken,  and  the 
vacancies  be  supplied  by  frequent,  certain  and  regulär 
elections,  in  which  all,  or  any  part  of  the  former  members 
to  be  again  eligible  or  ineligible,  as  the  laws  shall  direct. 

VI.  That  all  elections  ought  to  be  free,  and  that  all 
men  having  sufficient  evidence  of  permanent  common  in- 
terest  with,  and  attachment  to  the  Community,  have  the  right 
of  suffrage,  and  cannot  be  taxed,  or  deprived  of  their  pro- 
perty  for  public  uses,  without  their  own  consent,  or  that 
of  their  representatives  so  elected,  nor  bound  by  any  law 
to  which  they  have  not  in  like  manner  assented,  for  the 
public  good. 

VII.  That  all  power  of  suspending  laws,  or  theexecution 
of  laws  by  any  authority,  without  consent  of  representatives 
of  the  people,  is  injurious  to  their  rights,  and  ought  not  to 
be  exercised. 

VIII.  That  in  all  capital  or  criminal  prosecutions  a 
man  liath  a right  to  demand  the  cause  and  nature  of  his 
accusation  to  be  confronted  with  the  accusers  and  witnesses, 
to  call  for  evidence  in  his  favour,  and  to  a speedy  trial  by 
an  impartial  jury  of  twelve  men  of  his  vicinage,  without 
whose  unanimous  consent  he  cannot  be  found  guilty;  nor 
can  he  be  compelled  to  give  evidence  against  himself;  that 
no  inan  be  deprived  of  his  liberty,  except  by  the  law  of 
the  land  or  the  judgment  of  his  peers. 

IX.  That  cxcessive  bail  ought  not  to  be  required,  nor 
excessive  tines  imposed,  nor  cruel  and  unusual  punishments 
inflicted. 
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X.  That  general  warrants,  whereby  an  officer  or 
messenger  may  be  commended  to  search  suspected  places 
without  evidenee  of  a fact  committed,  or  to  seize  any  person 
or  persons  not  named,  or  whose  ofFence  is  not  particularly 
described  and  supported  by  evidenee,  are  grievous  and 
oppressive,  and  ought  not  to  be  granted. 

XL  That  in  controversies  respecting  property,  and  in 
suits  between  man  and  man,  the  ancient  trial  by  jury  of 
twelve  men  is  preferable  to  any  other,  and  ought  to  be  held 
sacred. 

XII.  That  the  freedom  of  the  press  is  one  of  the  great 
bulwarks  of  liberty,  and  can  never  be  restrained  but  by 
despotic  government8. 

XIII.  That  a well-regulated  militia,  composed  of  the 
body  of  the  people,  trained  to  arms,  is  the  proper,  natural 
and  safe  defence  of  a free  State;  that  Standing  armies  in 
time  of  peace  should  be  avoided  as  dangerous  to  liberty; 
and  that  in  all  eases  the  militarv  should  be  under  strict 
Subordination  to  and  governed  by,  the  civil  power. 

XIV.  That  the  people  have  a right  to  uniform  govern- 
ment;  and  therefore  that  no  government  separate  from  or 
independent  of  the  government  of  Virginia  ought  to  be 
erectet  or  established  within  the  limits  thereof. 

XV.  That  no  free  government,  or  the  blessing  of  liberty, 
can  be  preserved  to  any  people,  but  by  a firm  adherence 
to  juBtice,  moderation,  temperance,  frugality  and  virtue,  and 
by  a frequent  recurrence  to  fundamental  principles. 

XVI.  That  religion,  or  the  duty  which  we  owe  to  our 
Creator,  and  the  manner  of  discharging  it,  can  be  directed 
only  by  reason  and  conviction,  not  by  force  or  violence; 
and  therefore  all  men  are  equally  entitled  to  the  free  exercise 
of  religion,  according  to  the  dictates  of  conscience;  and  that 
it  is  the  duty  of  all  the  practice  Christian  forbearance,  love 
and  charity  towards  each  other. 
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V o r r e d e. 


Die  nordame rikanischen  politischen  Institutionen  werden 
gegenwärtig  in  Deutschland,  und  namentlich  auch  in  Heidel- 
berg, mit  grofsem  Eifer  studiert. 

Diese  Schrift  berührt  zwei  Gebiete  des  amerikanischen 
politischen  Lebens,  welche  bis  jetzt  in  Europa  — und 
vielleicht  auch  in  Amerika  selbst  — noch  nicht  mit  ge- 
nügender Klarheit  bekannt  sind,  nämlich  das  aktive  Wahl- 
recht und  das  Verhältnis  der  Einzelstaaten  zu  dem  Central- 
oder sogenannten  Bundesstaat.  Letzteres  habe  ich  dadurch 
klar  darzulegen  versucht,  dafs  ich  die  Geschichte  der  Ver- 
einigten Staaten  vom  4.  Juli  1776  an  betrachtet  habe,  und 
zwar  vorzugsweise  juristisch.  Hierbei  habe  ich  mich  über- 
wiegend auf  amerikanische  Autoritäten  berufen,  und  meine 
Ansichten  mit  vielen  Citaten  aus  denselben  belegt,  welche 
Citate  ich,  wegen  der  Klarheit  für  den  europäischen  Leser, 
ziemlich  ausführlich  angegeben  habe. 

Die  Vereinigten  Staaten  haben  kein  allgemeines  Wahl- 
gesetz; im  Gegenteil,  die  positive  Regelung  des  Stimmrechts, 
abgesehen  von  gewissen  Beschränkungen  durch  die  Bundes- 
verfassung, ist  den  Einzelstaaten  überlassen.  Dieses  Ver- 
hältnis habe  ich  nicht  nur  erklärt  und  verteidigt,  sondern 
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ich  habe  auch  eine  ausführliche  Statistik  über  die  Stimm- 
berechtigungsqualifikationen in  den  Einzelstaaten  für  das 
ganze  erste  Jahrhundert  des  Bestehens  der  Union  in  einer 
Beilage  dem  Hauptteil  der  Schrift  hinzugefugt.  Diese  Bei- 
lage liegt  dem  dritten  Abschnitt  des  Hauptteiles  zu  Grunde; 
und  eine  Betrachtung  derselben  wird  jeden  überzeugen,  dafs 
das  Prineip  der  Stimmberechtigung  in  den  Vereinigten 
Staaten  immer  im  Wachstum  begriffen,  und  noch  nicht  zum 
Stillstände  gekommen  ist.  Keine  nordamerikanische  Institution 
hat  eine  so  abenteuerliche  Existenz  gehabt,  und  dabei  eine 
so  interessante  Entwicklung.  Und  keine  andere  Institution 
in  den  Vereinigten  Staaten  ist  so  natürlich,  d.  h.  so  frei 
von  Theorie,  aus  konkreten  Umständen,  gewachsen. 

Es  ist  mein  Wunsch  und  meine  Hoffnung,  dafs  diese 
Schrift  dazu  beitragen  möge,  die  wissenschaftliche  Be- 
trachtung der  nordamerikanischen  politischen  Institutionen 
in  Europa  zu  fordern. 

Heidelberg,  im  August  1895. 


Otis  H.  FIsfe. 
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Erster  Abschnitt. 


Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  bilden  ein  staat- 
liches Gemeinwesen,  das  aus  staatlichen  Gemeinwesen,  eine 
Republik,  die  aus  Republiken,  einen  Staat,  der  doch  aus 
Staaten  besteht,  die  ftir  seine  Existenz  nötiger  sind,  als  er  ftir 
die  ihrige  ist  *,  Der  Bau,  die  Zusammensetzung  dieses  Gesamt- 
staates und  die  Einrichtung,  die  Regelung  der  Verhältnisse 
zwischen  dem  Centralstaat  und  den  konstituierenden  Einzel- 
staaten bildet  die  Haupteigentümlichkeit  der  amerikanischen 
Union.  Zu  jedem,  selbst  dem  geringsten  wissenschaftlichen 
Verständnis  der  amerikanischen  Regierungsform  ist  eine  ge- 
naue Erkenntnis  dieses  Dualismus  nötig2.  Werden  die  Ver- 
einigten Staaten  als  eine  „Republik“  oder  eine  „Demokratie“ 
bezeichnet,  so  deutet  das  nichts  von  einem  Dualismus  an. 
„Bundesstaat“  ist  allerdings  schon  aufklärender , aber  die 
Union  ist  mehr  als  ein  Aggregat  von  Staaten,  und  die 
Einzelstaaten  mehr  als  einfache  Bestandteile  der  Union8. 
Es  sind  zwei  Regierungen  über  demselben  Unterthan  vor- 


1 „America  is  a Commonwealth  of  Commonwealth«,  a Kepublic  of 
republics,  a State  whicli,  while  one,  is  neverthelesa  composed  of  otlier 
States  even  more  essential  to  its  existence  than  it  is  to  theirs.“  Biyce, 
I.,  S.  12. 

2 Vergl.  Hryce,  I.,  S.  15. 

* „The  Union  is  more  than  an  aggregato  of  States,  and  the  States 
arc  more  than  parts  of  tho  Union.“  Biyce,  I.,  S.  14. 

1* 
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handen4;  der  amerikanische  Bürger  hat  zwei  Staatsange- 
hörigkeiten 5. 

Die  Erforschung  der  Stellung  der  Einzelstaaten  über- 
lassen wir  unserem  zweiten  Abschnitt.  Unser  Zweck  fordert 
hier  nur,  dafs  wir  das  Verhältnis  zwischen  der  Central- 
regierung und  den  Einzelstaaten  auf  dem  Gebiet  der 
Stimmberechtigung  historisch  feststellen;  und  von  der  ver- 
gangenen politischen  Geschichte  der  Union  erfahren,  wie 
weit  eine  principielle  Änderung  in  diesem  Verhältnis  zu 
rechtfertigen  sein  würde. 

Zunächst  die  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  über 
dieses  Verhältnis: 

A.  Art.  I,  Sec.  2,  Absatz  1 : „The  House  of  Represen- 
tatives  [II.  Kammer  der  Centrallegislatur  — „Con- 
gress“]  shall  be  composed  of  members  chosen  every 
second  year  by  the  people  of  the  several  States; 
and  the  electors  in  eaeh  State  shall  have  the  quali- 
fications  requisite  for  electors  of  the  most  numerous 
branch  of  the  State  legislature.“ 

B.  Art.  I,  Sec.  3,  Abs.  1 : „The  Senate  [I.  Kammer]  of 
the  United  States  shall  be  composed  of  two  Senators 
from  each  State,  chosen  by  the  legislature  thereof, 
for  six  years;  and  each  Senator  shall  have  one 
vote.“ 

C.  Art.  I,  Sec.  4,  Abs.  1:  „The  times,  places,  and 
manner  of  holding  elections  for  Senators  and  Re- 
presentatives  shall  be  prescribed  in  each  State  by 
the  legislature  thereof;  but  the  Congress  may  at  any 
time  by  law  make  or  alter  such  regulations  except 
as  to  the  places  of  choosing  Senators.“ 


4 „There  are  two  governineuts,  covering  the  same  grouud,  command- 
ing,  with  equally  direct  authority,  the  ohcdience  of  the  same  Citizen.“ 
Bryce,  I.,  8.  15. 

s „He  [der  amerikanische  Bürger]  lives  under  two  goveminents  and 
two  sets  of  laws;  he  is  animatcd  by  two  patriotisms  and  owes  two 
allegiances.“  Bryce,  I,  S.  412. 
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D.  Der  Präsident  und  Vice-Präsident  werden  durch 

eine  indirekte  Wahl  gewählt.  Art.  II,  Sec.  I,  Abs.  2 
der  Bundesverfassung  lautet:  „Each  State  shall 

appoint,  in  such  manner  as  the  legislature  thereof 
may  direct,  a number  of  electors,  equal  to  the 
whole  number  of  Senators  and  Representatives  to 
which  the  State  may  be  entitled  in  the  Congress; 
but  no  Senator  or  Representative,  or  person  holding 
an  office  of  trust  or  profit  under  the  United  States, 
shall  be  appointed  an  elector.“  Dann  folgt  eine 
lange  Reihe  von  Bestimmungen  betreffs  der  weiteren 
Wahl  des  Präsidenten  und  Vice-Präsidenten  durch 
diese  „electors“,  welche  durch  ein  Amendement  (das 
XII.)  im  Jahre  1804  geändert  wurden.  Ueber 
diesen  Wahlmodus6  wird  aber  in  beiden  Stellen 
bestimmt,  dafs,  sollte  das  Repräsentantenhaus  den  Prä- 
sidenten schliefslich  zu  wählen  haben,  dann  „in 
choosing  the  President,  the  votes  shall  be  taken  by 
States,  the  representation  from  each  State  having 
one  vote.“  Sollte  der  Senat  den  Vice-Präsidenten 
schliefslich  zu  wählen  haben,  so  finden  wir  in  beiden 
Stellen  keine  solche  Bestimmung,  sondern  jeder 
Senator  hat  eine  Stimme. 

E.  Art.  II,  Sec.  1,  Abs.  4:  „The  Congress  may  deter- 
mine  the  time  of  choosing  the  electors  [die  für  den 
Präsidenten  und  Vice-Präsidenten  abstimmen  sollen], 
and  the  day  on  which  they  shall  give  their  votes, 
which  day  shall  be  the  samc  throughout  the  United 
States.“ 

F.  XIV.  Amendement  (ratifiziert  1868),  Sec.  1:  „All 
persons  born  or  naturalized  in  the  United  States, 
and  subject  to  the  jurisdiction  thereof,  are  citizens 
of  the  United  States  and  of  the  State  wherein  they 
reside.  No  State  shall  make  or  enforcc  any  law 

8 Ueber  diesen  Wahlmodus  siehe  v.  Holst,  Staatsrecht,  S.  47 ff. 
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which  shall  abridge  the  privileges  or  iinmunities  of 
citizens  of  the  United  States  . . .“ 

G.  XIV.  Amendement,  Sec.  2:  „.  . . But  when  the  right 
to  vote  at  any  election  for  the  choice  of  electors 
for  President  and  Vice-President  of  the  United  States, 
Representatives  in  Congress,  the  executive  and  judic- 
ial  officers  of  the  State,  or  the  members  of  the 
legislature  thereof,  is  denied  to  any  of  the  male 
inhabitants  of  such  State,  being  twenty-one  years  of 
age,  and  citizens  of  the  United  States,  or  in  any 
way  abridged,  except  for  partieipation  in  rebellion 
or  other  crime,  the  basis  of  representation  [in  dem 
Kongrefs]  therein  shall  be  reduced  in  the  proportion 
which  the  number  of  such  male  citizens  shall  bear 
to  the  whole  number  of  male  citizens  twenty-one 
years  of  age  in  such  State.“ 

H.  XIV.  Amendement,  Sec.  3:  „No  person  shall  be  a 
Senator  or  Representative  in  Congress,  or  elector 
of  President  and  Vice-President,  or  hold  any  office, 
civil  or  military,  under  the  United  States,  or  under 
any  State,  who,  having  previously  taken  an  oath  as 
a member  of  Congress,  or  as  an  offioer  of  the  Unit- 
ed States,  or  as  a member  of  any  State  legislature, 
or  as  an  executive  or  judicial  officer  of  any  State, 
to  support  the  Constitution  of  the  United  States, 
shall  have  engaged  in  insurrection  or  rebellion 
against  the  same,  or  given  aid  or  comfort  to  the 
enemies  thereof.  But  Congress  may , by  a vote  of 
two-thirds  of  each  Housc,  remove  such  disability.“ 

I.  XV.  Amendement,  Sec.  1 : „The  right  of  citizens  of 
the  United  States  to  vote  shall  not  be  denied  or 
abridged  by  the  United  States  or  by  any  State  on 
account  of  race,  color,  or  previous  condition  of 
servitude.“ 

In  beiden  Amendements  wird  der  Kongrefs  befähigt, 
die  Bestimmungen  durch  Gesetze  geltend  zu  machen. 
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Dies  sind  die  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  und 
ihrer  Amendements,  die  sich  direkt  auf  die  Qualifikationen 
und  Disqualifikationen  der  amerikanischen  Wähler  beziehen 7. 
Nun  wollen  wir  sie  näher  betrachten. 

In  der  ursprünglichen  Verfassung  und  dem  unmittelbar 
dazu  gehörenden  XII.  Amendement8  sehen  wir,  wie  freie 
Hand  die  Einzelstaaten  in  der  Regelung  der  Stimm- 
berechtigung haben.  Nur  in  zwei  sekundären  Punkten  sind 
sie  beschränkt.  Erstens  bestimmt  Gruppe  A.  oben,  dafs  die 
Wähler  der  Repräsentanten  dieselben  Qualifikationen  haben 
sollen,  wie  die  Wähler  der  Mitglieder  der  zahlreichsten 
Kammer  der  Staatslegislatur  des  betreffenden  Staates.  Es 
ist  dies  nur  eine  indirekte  Beschränkung,  denn  die  Stimm- 
berechtigung dieser  Wähler  ist  ganz  Sache  des  Einzel- 
staates. Diese  Beschränkung  findet  ihre  Berechtigung  in 
dem  populären  Charakter  des  Repräsentantenhauses  — es 
soll,  wie  die  II.  Kammer  der  Staatslegislatur,  eine  möglichst 
breite  Vertretung  des  Volkes  ermöglichen.  Der  Senat 
dagegen  soll  eine  Vertretung  der  Staaten  bilden  ®,  und 
nach  Gruppe  B.  oben  werden  die  Senatoren  durch  die 
Staatenlegislaturen  gewählt,  aber  die  Einzelstaaten  regulieren 
die  Stimmberechtigung  der  Wähler  der  Mitglieder  der 


7 Der  Congrefs  ist  nach  Art.  I.,  Sec.  8,  Abs.  4 der  Bundesverfassung 
befugt,  „to  estahlish  au  uniform  mle  of  uaturalization“,  aber  cs  ist  nicht 
bestimmt,  dafs  ein  Nieht-Naturalisierter  nicht  Stimmberechtigter  sein  kann, 
uud  in  verschiedenen  Staaten  der  Union  sind  solche  Leute  thatsächliche 
Wälder.  Durch  die  Naturalisation  wird  nur  das  Bürgerrecht  erworben, 
und  das  Stimmrecht  ist  nicht  ein  notwendiges  Kecht  jedes  Bürgers.  Siehe 
Story,  § 1932,  Note  a. 

Nach  Art.  IV,  Sec.  2,  Abs.  I der  Bundesverfassung  hoifst  cs:  .The 
eitizens  of  each  State  sball  bc  entitled  to  all  Privileges  and  immunitics 
of  eitizens  in  the  several  States.“  Aber  das  bezieht  sich  nicht  auf  pol  i - 
tische  Kechte.  Siehe  v.  Holst,  Staatsrecht,  S.  134;  Story,  Noten  zu 
§ 1806;  Cooley,  S.  24,  Note  4. 

8 Dieses  XII.  Amendement  und  der  erste  Satz  der  2.  Sektion  des 
XIV.  Amendements  sind  die  einzigen  Fälle,  wo  die  Bundesverfassung  durch 
Umänderung  der  Textbildung  amendiert  worden  ist,  und  es  giebt  15  Amen- 
dements. Der  erste  Fall  ergab  sich  aus  Unzuträglichkeiten  des  früheren 
Wahlmodus;  der  zweite  war  eine  Folge  des  Bürgerkrieges. 

* lieber  die  Natur  und  Bedeutung  der  Einrichtung  des  Kongresses 
siche  Story,  §§  571 — 836. 
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Staatcnlegislaturen  — und  das  gilt  in  Bezug  auf  alle  wähl- 
baren Beamten  der  Einzelstaaten,  und  diejenigen  Wahlen, 
welche  den  Einzelstaaten  allein  zustehen. 

Zweitens  sehen  wir  nach  Gruppe  D.  oben,  dafs  kein 
Senator  oder  Repräsentant  oder  Unionsbeamter  ein  „presi- 
dential  elector“  sein  kann,  eine  Bestimmung,  welche  ihre 
Berechtigung  vollständig  in  der  Natur  des  amerikanischen 
Beamtentums  findet.  Wer  diese  vertretungsmäfsigen  Wähler 
nicht  sein  dürfen,  wird  von  der  Bundesverfassung  fest- 
gestellt, aber  wer  sie  eigentlich  sein  dürfen  und  wie  sie 
gewählt  werden,  ist  den  Einzelstaaten  vollständig  überlassen. 

Wir  sehen  also,  dafs  da,  wo  die  Thätigkeit 
des  Einzelstaates  ohne  direkte  Wirkung  auf 
die  Centralregierung  siel»  bewegt,  d.  h.  keinen 
Anteil  an  derselben  hat,  die  E i n z e 1 s t a a t e n ab- 
solut freie  Hand  haben.  Ferner  bemerken  wir 
dasPrincip,  dafs  da,  wo  die  Freiheit  der  Einzel- 
staaten beschränkt  wird,  dies  nur  in  negativer 
Weise  stattfindet,  und  zwar  in  einem  beschei- 
denen und  durch  die  Natur  der  Unionsregierungs- 
form bedingten  Mafse.  Ja,  wir  sehen,  dafs  eine 
ganz  ausgeprägte  Absicht  vorhanden  ist,  die 
Behandlung  der  Stirn  in  berechtigung  in  erster 
Instanz,  d.  h.  de r B ü r g e r im  allgemeinen,  außer- 
halb der  Kompetenz  der  Centralregierung  stehen 
zu  lassen;  denn  nach  den  Bestimmungen  in  Gruppen  C. 
und  E.  oben  ist  der  Kongrefs  zwar  befugt,  sich  in  den 
Wahlmodus  bei  der  Wahl  der  Präsidenten  und  Yice- 
Präsidenten  und  der  Kongressmitglieder  — und  cs  giebt 
keine  anderen  gewählten  Unionsbeamten ,u  — sehr  ein- 
greifend einzumischen n,  aber  kein  Wort  wird  von 
einer  Aufzählung  von  Qualifikationen  und 

10  lieber  die  Leistungen  und  Gegenleistungen  der  Staatonregicruugen 
und  der  Centralregicrung  einander  gegenüber  siebe  Bryce,  I,  l'bap.  XXVUI. 

" Siebe  v.  Holst.  Staatarecht,  S.  40,  Note  3,  über  diese  Befugnisse. 
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Disqualifikationen  der  bürgerlichen  Wähler 
gesagt. 

So  viel  von  den  ursprünglichen  Bestimmungen  der 
Bundesverfassung  und  dem  ursprünglichen  Zustande  der 
Dinge. 

In  den  ersten  Anfängen  der  Union  entstand  ein  Streit 
über  das  Princip  des  allgemeinen  Verhältnisses  zwischen 
der  Centralregierung  und  den  Einzelstaaten.  In  dem  soge- 
nannten Kabinett  Washingtons  waren  Thomas  Jefferson, 
Edmund  Randolph,  Alexander  Hamilton  und  Henry  Knox 
Die  beiden  ersten  waren  „disposed  to  restrict  the  action  of 
the  Federal  Government  within  narrow  limits“  12 ; die  beiden 
anderen  vertraten  die  entgegengesetzte  Meinung,  nämlich 
die  Ausdehnung  der  Funktionen  der  Centralregierung.  Der 
Streit  wurde  in  dem  Kabinett  immer  heftiger,  die  Feind- 
seligkeiten zwischen  Jefferson  und  Hamilton  kamen  zum 
offenen  Ausbruch,  und  schliefslieli  schied  der  erste  1794, 
und  der  letzte  1795  aus  dem  Kabinett  aus.  Der  Streit 
nahm  immer  zu,  und  verursachte  die  erste  ausgeprägte, 
organisierte  Gruppierung  der  amerikanischen  politischen 
Elemente  in  zwei  Parteien,  mit  hier  Jefferson  und  dort 
Hamilton  an  der  Spitze.  Die  Anfänge  dieses  politischen 
Zwiespalts  datieren  schon  von  dem  ersten  Kongrefs13. 
Hamilton  legte  dem  Kongrefs  eine  Vorlage  vor,  wonach  die 
Union  die  in  dem  Krieg  gegen  England  angehäuften  Schul- 
den sowohl  der  Einzelstaaten  als  der  Union  als  solcher  auf 
sich  nehmen  sollte.  Es  entstand  eine  Opposition  gegen 
diese  Aufnahme  der  Schulden  der  Einzelstaaten  u.  Jeffer- 
son war  Gesandter  in  Frankreich  und  nahm  seine  Stelle 

12  Bryce,  I.,  S.  87. 

13  Kiu  Kongress  datiert  zwei  Jalire  — die  Dauer  eines  jeden  Hauses 
der  Repräsentanten.  In  jeder  Prüsidentenselinft  linden  also  zwei  „Con- 
gresses“  statt. 

11  .In  the  consideration  of  the  tinaneial  measurcs  of  Hamilton, 
differenees  arose  wbich  began  to  mark  the  lincs  of  division  between 
the  ....  parties.“  „The  struggle  develojtcd  the  division  of  parties  on  the 
lines  of  striet  or  liberal  constrnetion  of  the  Constitution.“  Laudon, 
S.  104,  107. 
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in  dem  Kabinett  erst  im  Marz  1790  ein,  als  die  finanzielle 
Frage  schon  vor  dem  Kongrefs  war.  Er  hatte  keine  ge- 
naue Kenntnis  der  Frage,  gab  aber  Hamilton  seine  Unter- 
stützung, und  die  „Bill“  ging  durch.  Jefferson  sagte  nach- 
her, dafs  er  in  dieser  Frage  von  Hamilton  betrogen  worden 
sei,  bevor  er  sie  genau  gekannt  hiltte.  Der  politische 
Zwiespalt  wurde  Dezember  1790  mit  dem  zweiten  grofsen 
Vorschlag  Hamiltons  — zur  Begründung  einer  National- 
bank — mehr  markiert,s.  Die  Vorlage  ging  durch,  aber 
der  Streit  dehnte  sich  jetzt  unter  den  Staaten  aus1®. 

Die  Frage  drehte  sich  um  die  Auslegung  der  Bundes- 
verfassung, ob  sie  nämlich  strikt  und  eng,  oder  liberal  und 
weitherzig  zu  gestalten  sei17.  Hierin  liegen  die  Anfiinge 
des  Kampfes  Uber  die  „State  Hights“,  der  sich  allmählich 
verhängnisvoller  ausdehnte,  und  sein  Ende  in  dem  Bürger- 
krieg fand. 

Wie  kurz  vorher  bemerkt,  fingen  verschiedene  Einzel- 
staaten früh  an,  sieh  in  die  Frage  einzumischen.  Sie  fürch- 
teten sich  vor  der  wachsenden  Macht  der  Centralregierung, 
vor  Eingriffen  seitens  derselben  in  ihre  Freiheit  und  vor- 
behaltenen Hechte ,R.  Der  Zwiespalt  verbreitete  sich  über 


IB  „The  prost  strngglc,  however,  hetween  the  strict  and  lihoral 
methods  of  constitutional  construclion  hegan  in  oaruest  over  Hamilton  s 
proposal,  madc  to  Conprcss  in  December,  1790,  to  establish  the  Hank  of 
the  United  States.“  Laudon,  8.  112. 

■®  „The  Opposition  to  the  bank  was  very  great  in  some  of  the 
States  ....  The  constitutionul  eontroversies  it  evoked  lasted  until  the 
civil  war.“  Laudon,  S.  115. 

17  Siehe  S.  9,  Note  14;  S.  10,  Note  15.  Nach  Bryce(I.,  S.  378)  hat 
diese  Gestaltung  der  amerikanischen  Parteien  nie  aufgehört  zu  existieren 
— eine  Partei  sei  nämlich  immer  für  eine  strikte,  enge,  eine  zweite  für 
eine  liberale,  weitherzige  Auslegung  der  Hundesverfassung  gewesen.  Vgl. 
Story  §§  288,  289. 

,R  „Wlien  the  government  for  national  purposes  was  established  hy 
the  Constitution,  local  self-govermneut , assuming  the  namc  of  State- 
sovereiguty,  hegan  to  take  alarm  lest  it  should  perish  by  the  cncroach- 
uient  of  the  larper  government.“  Landen,  8.  5.  („Local  self-govem- 
ment“  bedeutet  hier  viel  mehr  als  Selbstverwaltung  in  dem  gewöhnlichen 
Sinne  des  Wortes.  Dieser  Gegenstand  wird  im  zweiten  Abschnitt  aus- 
führlich behandelt.) 
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die  ganze  Union19.  Die  eine  Seite  kämpfte  für  die  „State 
Rights“,  die  andere  für  die  Centralregierung.  Die  Bundes- 
verfassung mufste  1798  amendiert  werden  (das  Amendement 
wurde  schon  1794  vorgeschlagen),  um  die  Gerichtskompetenz 
der  Centralregierung  zu  beschränken,  oder  genauer  fest- 
zusetzen — die  Kompetenz  der  Bundesgerichte  wird  nämlich 
für  die  Klagen  ausgeschlossen , welche  gegen  einen  Einzel- 
staat von  einem  Bürger  eines  anderen  Einzelstaates,  oder 
einem  Ausländer  geführt  werden.  Also  schützten  sich 
einigermafsen  die  eifersüchtigen  Staaten  gegen  die  Central- 
regierung. 

Die  Liberal-Konstruierenden  (die  „Federal  Party“)  ver- 
loren allmählich  ihren  Einflufs.  Die  Centralregierung  war 
während  der  ersten  drei  Präsidentschaften  in  ihren  Händen, 
aber  ihre  Macht  wurde  einstweilen  geringer.  Unter  ihnen 
hatte  das  Land  an  Ansehen  und  Würde  wegen  der  Un- 
gerechtigkeit Englands  und  Frankreichs  verloren20.  Die 
Presse  der  Strikt-Konstruierenden  („Anti-Federal  Party“) 
griff  die  Regierung  heftig,  ja  mit  Bitterkeit  an,  und  Aus- 
länder riefen,  teilweise  durch  diese  Presse,  teilweise  durch 
unmittelbare  Mittel,  die  Opposition  gegen  die  Regierung 
wach.  Die  Liberal-Konstruierenden  greifen  jetzt  zu  extremen 
Mitteln,  und  bringen  in  ihrer  Verzweiflung  im  Kongrefs  die 
berüchtigten  „Alien  and  Sedition  Laws“  (1798)  durch.  Nach 
dem  „Alien  Law“  konnte  der  Präsident  diejenigen  Aus- 
länder, ohne  Prozefs,  ausweisen,  die  ihm  als  den  Frieden 
und  die  Sicherheit  des  Landes  gefährdend  verdächtig 
schienen.  Nach  dem  „Sedition  Law“  sollte  wegen  ver- 
schiedener Formen  schriftlicher  Angriffe  gegen  die  Re- 
gierung der  Vereinigten  Staaten  Strafe  cintreten.  Der  Prü- 


19  „The  Opposition  party  which  had  been  forming  in  tlie  first  Conl 
press  was  mach  more  pronounced  in  the  serond  ....  State  and  seetiona- 
jealousiea  had  been  exeited.“  Landen,  S.  116. 

*®  „The  outrages  which  we  suffered  from  the  iujustice  of  England 
aud  France  gave  additional  bittemess  to  the  strife  between  parties  at 
home.“  Landon,  S.  125. 
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sident  hat  die  ihm  durch  das  „Alien  Law“  geliehene  Macht 
nie  ausgeübt,  aber  viele  Personen  wurden  nach  dem  „Sedi- 
tion  Law“  gestraft. 

Selbstverständlich  verursachten  diese  zwei  Gesetze  un- 
geheueres Aufsehen,  weit  und  breit  in  der  Union.  Sie 
führten  die  Liberal-Konstruierenden  ihrem  Grab  näher. 
Die  Einzelstaaten  tvurden  ängstlich  vor  diesem  despotischen 
Schritt.  Das  Heilmittel  war  weit  schlimmer  als  die  Krank- 
heit selbst®1,  denn  zwei  Staaten  griffen  auch  zu  extremen 
Mitteln,  und  crliefsen  die  berüchtigteren  und  gefährlicheren 
„Virginia  and  Kentucky  Resolutions“  (1798 — 99),  deren 
Lehre  auch  in  späteren  Jahren  oft  die  Einheit  der  Union 
bedrohte92.  Nach  diesen  Beschlüssen  waren  die  Einzel- 
staaten berechtigt,  zu  urteilen,  ob  ein  Unionsgesetz  ver- 
fassungsmüfsig  sei  oder  nicht,  und  falls  sie  es  für  ver- 
fassungswidrig hielten,  dasselbe  zu  nullifizieren  und  zu 
Mitteln  gegen  solche  Unkonstitutionalität  zu  greifen  ®8.  Die 
verderbliche  Einwirkung  dieser  Nullifikationslehre  schlief 
vorläufig,  denn  die  Liberal-Konstruierenden  wurden  besiegt, 
und  Jefferson  wurde  1801  Präsident,  und  unter  ihm  ver- 
schwanden die  „Alien  and  Sedition  Laws“  nach  ihren 
eigenen  Bestimmungen.  Jefferson  ist  verantwortlich  für  die 
„Virginia  and  Kentucky  Resolutions“,  und  sah  seine  Wahl 
als  eine  Revolution  an  — denn  die  „monarchischen“  Ten- 
denzen wären  unterdrückt! 

Die  besiegte  Partei  der  Liberal-Konstruierenden  (Federal 
Party)  gelangte  nie  wieder  an  das  Steuer  der  Central- 
regierung. Sie  hatte  die  Centralregierung  auf  einer  guten, 
festen  Basis  aufgebaut,  und  ihre  Nachfolger  änderten  die 

21  „The;  remedy  devised  was  fnr  worsc  tlian  the  disease.“  Landou, 
S.  125. 

22  Diese  „resolutions  were  the  ever  ready  snpport  of  the  threats  of 
disunion,  nullification,  and  secession.  However  overborne  by  arguinent, 
tliey  were  never  silenced  l>y  it.  and  were  onlv  effectually  put  to  rest  when 
Lee  surrendered  to  Graut  in  1805.“  Landen,  8.  125.  Üeber  diese  Reso- 
lutionen (Beschlüsse)  siehe  v.  Holst,  V.  u.  1).,  Kapitel  4. 

22  „Armed  resistnncc  to  the  federal  moasures  was  no  doubl  contem- 
platcd  by  Virginia  “ Landen,  S.  128. 
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Grundlage  der  Dinge  nicht.  Jefferson  stürzte  nichts  um, 
sondern  fuhr  mit  der  ihm  übergebenen  Regierung  ohne 
wesentliche  Änderungen  fort,  aber  die  ausdehnende  Tendenz 
der  Centralregierung  gewann  unter  und  nach  ihm  keinen 
grofsen  Boden  mehr  — sie  blieb  meistens  stehen.  Sechzig 
Jahre  lang  nach  der  Inauguration  Jeffersons  manifestierte 
die  regierende  Partei  diesen  Geist  des  Konservatismus.  Die 
Einzelstaaten  dagegen  wachsen  mächtig;  die  Einheit,  die 
Solidität  der  Union  wird  nicht  zusanmiengekittet  — wird 
vernachlässigt24.  Ein  Zweig  der  Centralregierung  «aber, 
derjenige,  der  am  freiesten  von  politischen  Einflüssen  blieb, 
das  Oberbundesgericht,  erwies  sich  als  eine  Unterstützung, 
einen  Retter  der  Einheit  der  Union,  der  Nation.  Im  Kongresse 
wurde  den  Staaten  gewöhnlich  nachgegeben,  im  Oberbundes- 
gericht (Supreme  Court)  nicht25.  Aber  selbst  diesem 
Musterorgan  wurde  zuweilen  Widerstand  seitens  der  Staaten 
geleistet.  Zum  Beispiel:  Pennsylvania  leistete  der  Voll- 
streckung eines  Urteils  des  Oberbundesgerichts  1808  Wider- 
stand, gab  aber  in  dem  gefährlichen  Streit  endlich  nach30. 
Georgia  leistete  1832  einem  Urteil  des  Oberbundesgerichts 
Widerstand 2T,  und  mit  Erfolg,  da  Präsident  Jackson  Partei 
für  den  Staat  ergriff,  und  das  Urteil  nicht  vollstrecken 
wollte28.  Die  Autorität  des  Oberbundesgerichts  wurde 
1855  von  Wisconsin  verachtet,  und  mit  Erfolg  umgangen2“. 
Andere  nicht  so  wichtige  Fälle  sind  vorgekommen. 


24  „The  nntioti  existed,  but  it  was  the  States  that  grew  great  Tiie 
national  power  was  feebly  asserted.  The  national  coherence  was  not 
firm.  Dissolution  and  disunion  were  constant  spectres,  to  be  averted, 
not  by  the  national  atrength,  but  by  the  national  coneession.“  Landon, 

8.  138. 

2R  „The  nation  insensibly  and  steadily  grew  under  the  inflnence  of 
the  court“  Landon,  8.  134. 

28  Über  diesen  Fall  siehe  Landon,  S.  264  ff. 

21  Darüber  siehe  v.  Holst,  Verfassungsgeschichte,  I.,  S.  20 — 21; 
Landon,  8.  237. 

5S  Das  Ilundesgericht  kann  seine  Urteile  selbst  nieht  vollstrecken. 
8iehe  weiter  Landon,  S.  236. 

29  Darüber  siehe  Landon,  S.  239. 
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Nach  Jefferson  verschwindet  die  Erbitterung  der  poli- 
tischen Parteien  allmählich  bis  zur  zweiten  Wahl  des 
Präsidenten  Monroe  (1821) 80.  Unter  ihm  werden  neue 
Parteien  wegen  der  Frage  der  inneren  Verbesserungen 
(internal  improvements)  gebildet81.  Nachher  spielt  der 
politische  Zwiespalt  über  die  Schutzzölle  (protective  tariff) 
die  Hauptrolle  in  dem  Streit  der  Parteien83  (und  dieser 
Zwiespalt  existiert  noch  heute).  Diese  beiden  Fragen  — 
über  innere  Verbesserungen  und  Schutzzölle  — erregten 
grofse  Debatten  über  die  Auslegung  der  Bundesverfassung, 
und  es  waren  in  beiden  Fällen  Gruppen  von  Staaten  einander 
gegenüber  gestellt  — in  der  ersten  Frage  Osten  gegen 
Westen,  in  der  zweiten  Süden  gegen  Norden,  so  dafs  das 
Gespenst  der  Disunion,  der  Secession,  wieder  erschien. 
Der  konstitutionelle  Streit  Uber  die  Frage  der  Schutzzölle 
wurde  in  der  That  für  die  Union  sehr  gefährlich.  Süd- 
Carolina  machte  die  Lehre  der  „Kentucky  and  Virginia 
Resolutions“  zur  Praxis,  und  erklärte  1832  die  Unions- 
zollgesetze für  null  und  nichtig88.  Secession  und  Krieg 
wurden  nur  durch  ein  Kompromifs  seitens  der  Central- 
regierung vermieden.  Dies  geschah  unter  dem  Präsidenten 
Jackson,  der  auch  durch  sein  Veto  die  Nationalbank  ver- 
nichtete — ein  weiterer  Verlust  für  die  Solidität  der  Union. 

Mit  und  nach  der  Annexion  von  Texas  (1845)  spielt 
die  politische  Frage  der  Sklaverei  die  Hauptrolle  in  dem 
Streit  über  die  „State  Rights“,  bis  zum  Bürgerkriege34. 

Diese  Fragen  der  „State  Kights“  schleppten  sich  in 
Folge  der  Hillfslosigkeit  und  Schwachheit  der  eentripetalen 
Elemente  unentschieden  durch  diese  lange  Reihe  von 

30  „Parties  so  far  died  out  that  no  (livision  existed  in  the  populär 
vote  upon  his  [Monroe'»]  aeeond  election.“  Landon,  8.  141. 

3‘  „Internal  improvements  becamc  tlie  rallyiog  cry  of  new  parties.1" 
Landon,  S.  142. 

34  Vcrgl.  Story,  §§  1077,  1078. 

33  Siehe  über  diesen  Streit  v.  Holst,  Verfassumrseeschichte,  I., 
S.  21-23. 

34  „The  slavery  question  henceforth,  and  until  the  elose  of  James 
liuchnnan's  administration,  dominated  over  all  others.“  Landon,  S.  170. 
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Jahren.  Die  Nation  existierte,  wenn  nicht  durch  Duldungen 
der  Einzelstaaten,  doch  wenigstens  durch  Konzessionen  der 
Nation85.  Nationale  Unternehmungen  wurden  durch  die 
herrschende  Macht  der  Einzelstaaten  unterdrückt  oder 
erstickt88.  Die  Entscheidungen  der  Fragen  wurden  immer 
durch  Kompromifs  oder  Konzessionen  verschoben.  Sie 
konnten  von  Rechts  wegen  nicht  ausgetragen  werden87; 
sie  fanden  ihre  endgültige  Erledigung  auf  dem  Wege  des 
Bürgerkrieges.  Der  Konflikt  wurde  allmählich  immer  drohen- 
der, und  durch  die  Sklaverei  zur  Entscheidung  gebracht88. 
„Erst  unter  dem  Druck  der  spezifischen  Interessen  der 
Sklavenhalter  wurde  . . . die  Lehre  von  der  Staaten- 
souveränetät  vollkommen  ausgebildet,  logisch  zu  Ende  ge- 
dacht und  schliefslich  auch  mit  fürchterlichstem  Ernst  die 
Theorie  in  die  Praxis  übertragen“  88 ; und  die  Secession  und 
ihre  Brut  von  Theorien  fanden  in  der  Folge  ihr  Grab. 

Wir  skizzieren  kurz  diesen  Abschnitt  der  politischen 
Geschichte  der  Union,  um  zu  zeigen,  welche  wichtigen, 
auf  eine  gewaltsame  Lösung  hindrängenden  kon- 
stitutionellen Fragen  sich  seit  den  ersten  Anfängen  der 
Union  abgespielt  haben,  in  welche  gefährliche  Lagen  die 
Bundesverfassung  geraten  ist.  Aber  trotz  aller  dieser 
Gefahren,  trotz  aller  Partei-Erbitter ung  wird 


85  „The  nation  praotieally  existed,  if  not  by  tlie  sufferance  of  the 
States,  at  least  by  the  coneessions  of  the  nation  to  tlieir  jealous  protests.“ 
Laudon,  S.  171. 

3,1  „ A national  bank  was  twice  ereated,  bat  state  jealousy  would 
not  sutfor  it  to  live  beyond  its  appointed  1 i mit  of  life.  Great  national 
roads  and  other  internal  improvements  were  projectcd,  but  state  jealousy 
stifled  their  existence.  The  African  slave-trade  was  declared  by  law  to 
be  a crime,  but  a nation,  intimidated  by  the  States,  never  pnnished  the 
violators.  The  solemn  judgments  of  the  Supretne  Court  wert-  inore  than 
once  thwarted  by  national  subserviency  to  state  domination.“  Laudon, 
S.  172. 

37  Vergl.  Jellinek,  Staaten  Verbindungen,  S.  299. 

ss  „Slavery  becaine  the  immediate  oceasion  of  the  civil  war,  thougli 
the  assumed  right  of  secession  had  no  necessary  Connection  with  slavery, 
and  inight  have  been  asserted  on  anv  other  ground  or  oceasion  with  the 
satne  plausibility.“  Story,  § 1922  (von  Coolcy). 

39  v.  Holst,  Staatsrecht,  S.  24,  Note  2. 
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in  allen  den  Kämpfen  in  dem  langen  Streit  über 
„State  Rights“  bis  zum  Bürgerkrieg  das  ur- 
sprüngliche Verhältnis  zwischen  der  Central- 
regierung  und  den  Einzelstaaten  auf  dem  Gebiet 
der  Stimmberechtigung  der  Wähler  nicht  an- 
gegriffen, nicktgcändert.  Allerdings  wird  die  grund- 
sätzliche Einrichtung  der  Funktionen  der  ganzen  Central- 
regierung nicht  geändert;  allerdings  drehte  sich  der  Streit 
immer  um  etwas,  das  in  der  Bundesverfassung  war,  oder 
das  als  in  derselben  enthalten  angesehen  wurde;  und  aller- 
dings war  das  hier  uns  angehende  Verhältnis  zu  klar,  um 
den  Anstofs  zu  solch  einem  Streit  zu  geben  — aber  ist  es 
nicht  auffallend,  dafs  weder  die  eine  noch  die  andere 
Partei  in  diesem  siebzigjährigen  Streit  Hand 
an  dasjenige  Mittel  legen  wollte,  durch  welches 
die  Nationallegislatur  ihr  sicherzur  Verfügung 
gestellt  worden  wäre?  Hätte  die  im  Kongrcfs  herr- 
schende Partei  vermocht,  die  Qualifikationen  der  Stimm- 
berechtigung der  bürgerlichen  Wähler  zu  bestimmen,  dann 
hätte  sie  den  Schlüssel  zur  Situation  gehabt,  und  hätte  die 
Komposition  des  Kongresses  ganz  nach  Belieben  machen 
können,  und  der  Opposition  effektiv  die  Spitze  abgebrochen. 
Ob  die  Bundesverfassung  zu  diesem  Zweck  hätte  amendiert 
werden  können,  brauchen  wir  nicht  zu  entscheiden,  aber 
bemerkenswert  ist  es,  dafs  keine  Partei  an  dieses  Mittel 
gedacht  hatte,  welches  viel  praktischer  und  weit  weniger 
radikal  gewesen  wäre,  als  z.  B.  mit  Drohungen  der  Secession 
oder  Nullifikation  immerwährend  sich  und  andere  herum- 
zuquälen, oder  solchen  Versuchen  mit  Kriegsdrohungen 
oder  fruchtlosen  Argumentationen  immerwährend  entgegen- 
zutreten. Gewils  hätte  eine  solche  Amendierung  der  Bundes- 
verfassung die  Natur  der  Union  geändert;  wir  hätten  heute 
vielleicht  keine  solche  demokratische  Union,  vielleicht  eher 
eine  ausgeprägte  Aristokratie;  es  hätte  wahrscheinlich  keinen 
Krieg  gegeben  — aber  es  wäre  nun  einmal  geschehen, 
und  die  Partei-Erbitterungen  hätten  damals  radikalere 
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Schäden  verursachen  können,  als  eine  solche  Amendierung 
der  Bundesverfassung  durchzuführen. 

Der  Geist  der  Union  wollte  während  dieser 
Periode  niemals  den  ursprünglichen  Bau,  die 
ursprüngliche  Einrichtung  der  Unions  regie- 
rungsform ändern;  seihst  die  Regelung  der 
Stimmberechtigung,  welche  so  leicht  zur  Er- 
langung politischer,  parteiischer  Vorteile  hätte 
dienen  können,  wurde  nicht  berührt.  Es  war 
kein  Geist  der  Umgestaltung  der  Regierungs- 
form da  — beide  Parteien  kämpften  um  Principien,  welche 
aus  der  Bundesverfassung  entstanden,  durch  sie  aber  nicht 
erklärt  und  schliefslich  nur  durch  das  Schwert  erledigt 
werden  konnten. 

Der  Bürgerkrieg  wurde  nicht  mit  der  Absicht  an- 
gefangen,  die  Sklaverei  abzuschaffen,  führte  aber  zu  dieser 
Konsequenz40,  und  hat,  seiner  Natur  gemäfs,  gewisse  Än- 
derungen in  dem  ursprünglichen  Verhältnis  zwischen  der 
Centralregierung  und  den  Einzelstaaten  auf  dem  Gebiet  der 
Stimmberechtigung  der  Wähler  zur  Folge  gehabt.  Be- 
trachten wir  die  Weise,  in  der  sie  durchgeführt  wurden! 

Das  Problem  war  die  Behandlung  der  befreiten  Sklaven. 
Die  Sklaverei  wurde  durch  das  XIII.  Amendement  der 
Bundesverfassung  (1865)  vollständig  abgeschafft.  Es  wurde 
aber  bald  nötig,  den  Befreiten  bürgerliche  und  politische 
Rechte  zu  erteilen,  und  sie  im  Besitz  derselben  zu  schützen41. 
Durch  das  XIV.  Amendement  (1868)  wurden  die  Befreiten 
zu  völligen  Bürgern  der  Vereinigten  Staaten  gemacht,  und 


40  Siehe  Landon,  S.  208. 

41  -It  was  not  at  first  the  intention  of  Cnngre-s  to  confer  nuffrage 
upon  the  emancipated  slaves.  Hut  the  «truggle  in  which  it  engaged  witli 
the  President,  and  the  cruel  laws  which  the  .Southern  States  cuacted  witli 
respeet  to  the  ncgro,  created  a resolution  in  the  puhlic  mind  at  the  North, 
and  led  to  universal  suffrage  aud  eitizenship,  North  ns  well  as  South 
This  is  the  great  eonstitutional  result  of  the  reconstruction  period.  It.s 
other  pliase.s  were  means  to  this  end.  or  it.s  results.“  Landon,  S.  215. 
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im  Besitz  ihrer  bürgerlichen  Rechte  geschützt;  und  ein 
Mittel  (Sec.  2)  angewendet,  um  dieselben  in  den  Genufs  der 
politischen  Rechte  anderer  Bürger  zu  setzen.  Aber  dieses 
Mittel  schlug  fehl,  und  inan  schritt  zu  dem  XV.  Amen- 
dement (1870) 42.  Der  Kongrefs  wird  befugt,  für  die  Durch- 
führung sämtlicher  Bestimmungen  durch  Gesetze  zu  sorgen43. 

In  diesen  Verfügungen  post  bellum  ist  zu  bemerken, 
dafs  von  seiten  des  Centralstaates  eine  viel  tiefer  zu  den 
Wurzeln  der  Regelung  der  »Stimmberechtigung  hinabsteigende 
Thätigkeit  geübt  wird , als  die  ursprüngliche  Bundes- 
verfassung erlaubt.  Aber  dieses  Eingreifen  ge- 
schieht immer  noch  nur  in  negativer  Weise.  Be- 
deutend ist  es  allerdings,  aber  der  Drang  der  Umstünde 
trieb  dasselbe  höher,  als  man  es  anfangs  haben  wollte,  denn 
das  XV.  Amendement  ist  in  dieser  Beziehung  ein  grosser 
»Schritt  über  das  XIV.  Amendement  hinaus.  Es  war  die 
unvermeidliche  Folge  des  Krieges.  Trotzdem  bestimmt  die 
Bundesverfassung  immer  noch  nicht,  wer  der  bürgerliche 
Wähler  sein  solle,  sondern  giebt  gewisse  Eigenschaften  an, 
die  als  Gründe  für  die  Ausschliefsung  von  der  Stimm- 
berechtigung nicht  angewendet  werden  sollen , d.  h.,  wie 
kurz  vorher  bemerkt,  die  Staaten  sind  nur  negativ  be- 
schränkt44. Es  giebt  keine  Unionswähler,  sondern  nur 
Staatenwähler  45. 

So  viel  von  dem  Einflufs  des  Bürgerkrieges  auf  die 
Entwicklung  unserer  Frage.  Seit  dem  Bürgerkriege  ist 
die  Union  stets  in  einem  Centralisicrungsprozefs  begriffen. 
Dieser  Prozess  datiert  aber  nicht  erst  seit  dem  Kriege.  Die 
Expansion  der  Centralregierung  fängt  mit  dem  Anfänge  der 
Union  an,  und  wächst  unter  dem  Schutz  des  Oberbundesge- 


43  Siche  Story,  § 1971. 

43  Siehe  die  Bestimmungen  in  Gruppen  F.  bia  I.  oben,  S.  4 — 6. 

44  Siehe  Story,  § 1909,  Note  2 (am  Schlafs). 

43  „There  are  no  voters  of  the  Uuited  States,  but  there  are  of  the 
■States.“  I.andon,  S.  2S9  (nach  ciuer  Entscheidung  des  Buudesgerichts). 
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riehts.  Sie  hat  aber,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  nicht 
immer  eine  glatte  Bahn  gehabt.  Aber  die  Centralisations- 
tcndenz  siegte  am  Ende40.  Das  Oberbundesgericht  war  der 
grofse  Pfleger  und  Förderer  dieser  Tendenz.  Kurz  vor  dem 
Bürgerkrieg  erfährt  die  Expansion  der  Centralregierung 
grofse  Hindernisse.  Selbst  das  Oberbundesgericht  ist  zu 
einem  grofsen  Teil  daran  schuld,  nämlich  wegen  seiner' Ent- 
scheidung in  dem  sehr  bekannten  „Dred  Scot  Case“  47.  Aber 
im  Laufe  des  Krieges  und  nach  demselben  wird  diese  Ten- 
denz noch  stärker48.  Ein  neuer  Geist  regt  sich  in  dem 
Körper  der  Union49.  Die  Idee  der  Einheit  entwickelte  sich 
im  Laufe  und  am  Schlüsse  des  Krieges  zu  einer  gesunden 
Realität,  und  wurde  nach  dem  Krieg  immer  mehr  gestärkt, 
und  die  Bedeutung  der  Stellung  der  Einzelstaaten  ist  all- 
mählich in  den  Hintergrund  gerückt  worden.  Diese  Aus- 
dehnung ist  nicht  nur  durch  die  Amendierung  der  Bundes- 
verfassung, sondern  auch  durch  liberale  Konstruktion  dieser 
Urkunde,  und  immer  mehr  erweiterte  Unionsgesetzgebung 
verursacht  worden.  Das  Gefühl:  ein  Land,  ein  Volk 
nimmt  immer  zu.  Man  wird  stolzer  auf  seine  Stellung 
als  Uhionsbiirger80. 


46  „The  expansive  force  of  the  National  govcmment  proved  ulti- 
mately  stronger  tlian  the  force  of  the  States,  so  the  centralizing  tcndency 
prevailcd,“  und  zwar  teilweise  unbewufst,  denn  „it  prevailcd  not  so  mach 
by  the  conscious  purpose  of  the  [political]  party  disposed  to  favor  it,  as 
tlirough  the  inherent  clenients  of  strengtli  which  it  possessed,  and  the 
favoring  conditious  amid  which  it  aeted,  elements  and  conditions  largely 
irrespective  of  either  political  party,  and  operative  under  the  supremacy 
of  the  one  as  well  as  of  the  other.“  Beide  Stellen  Bryce,  I.,  S.  :J93. 

41  Vergl.  darüber  das  Sachregister  zu  I.andon. 

48  „Düring  and  after  tlio  war  the  former  tendencv  resumed  its 
action,  swifter  and  more  potent  than  hefore.“  Bryce,  I.,  S.  393. 

49  „With  the  close  of  Buchanan’s  adininistration  wo  part  from  the 
J effersonian  age  of  narrow  constitutional  construction , and  enter  upon 
the  age  of  liberal  construction  . . . The  age  we  enter  upon  is  one  in 
which  the  nation  boldly  elaiins  her  own,  and  the  States  aeknowledge 
the  claim.“  Landon,  S.  170—171. 

60  „There  has  grown  up  a pride  in  the  national  Sag,  and  in  the 
national  government  as  representing  national  unity.  ln  the  North  there 
is  gratitude  to  that  government  as  the  power  timt  saved  the  Union  in  the 
Civil  War;  in  the  South  a sense  of  the  strengtli  which  Congress  and  the 
President  then  exerted.“  Bryce,  I.,  S.  394. 
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Die  ungeheuere  Vennehrung  und  Ausdehnung  der  Eisen- 
bahnen und  anderer  Transportmittel  über  alle  Gebiete  der 
ganzen  Union;  die  fast  unglaubliche  Entwicklung  des 
Westens  durch  Überstedler  von  dem  Osten,  und  durch 
Immigranten  aus  Europa,  denen  der  Ausdruck  „State 
Rights“  unbekannt  und  fremd  klingt;  die  einander  er- 
gänzenden Verschiedenheiten  der  wirtschaftlichen  Zustände 
in  verschiedenen  Teilen  des  Landes  — diese  Thatsachen 
haben  aufserordentlieh  dazu  beigetragen,  die  Einzelstaaten 
enger  an  einander  zu  schlicfsen,  sie  abhängiger  von  einander 
zu  machen,  und  ihre  Bereitwilligkeit  zu  vergröfsern,  dem 
Unionsstaat  eine  allgemeine  Kontrolle  und  Aufsicht  zuzu- 
gestehen81. Ein  Erzeugnis  dieses  Geistes  ist  die  „Inter- 
state Commerce  Commission“  5S.  Die  Tendenz  nach  Ccntra- 
lisierung  scheint  nicht  nachgelassen  zu  haben83. 

Diese  Centralisierung  kam  zu  einem  merkwürdigen 
Ausdruck  in  den  Jahren  1884 — 86.  Es  wurden  dem  Kon- 
grefs  dieser  Jahre  nicht  weniger  als  47  Vorschläge  zur 
Amendierung  der  Bundesverfassung  vorgelegt,  darunter  z.  B. 
solche,  die  den  Kongrefs  ermächtigen  sollten,  die  Arbeits- 
stunden zu  limitieren,  allgemeine  und  einheitliche  Ehe-  und 
Ehescheidungsgesetze  zu  erlassen64.  Aber  dieser  Versuch 
war  abortiv,  die  Zeiten  waren  noch  nicht  reif  genug. 

Während  dieser  ganzen  lebhaften  Periode  der  Expan- 
sion und  Nationalisierung  ist  nicht  einmal  ein  Zeichen  einer 


61  Vergl.  Bryce.  II.,  S.  694. 

B-'  Diese  Kommission  wurde  durch  Hundesgesetz  1887  geschaffen. 
Sie  iiht  eine  gewisse  Aufsicht  über  die  Eisenbahnen  aus.  Siehe  lirvee, 
I.,  S.  510;  Landon,  S.  221,  222. 

r'"  Vergl.  Bryce,  I.,  S.  894;  Landon,  S.  221 — 225.  v.  Holst  (Staats- 
recht, S.  79,  Note  8)  ahnt  eine  Übernahme  der  Telegraphen  durch  den 
Uniousstaat,  und  findet  das  Haupthindernis  dagegen  in  der  Abneigung 
der  öffentlichen  Meinung  gegen  das  politische  „Spoiliensvstem“.  (Was 
vielleicht  auch  von  den  Eisenbahnen  gilt)  Dieselbe  Autorität  deutet 
(Staatsrecht,  S.  181)  auf  eine  fortschreitende  ..thatsächliehe  Nationalisierung“ 
in  verschiedenen  Hinsichten;  und  er  behauptet  (Staatsrecht,  S.  188),  „dnfs 
mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  der  Vereinigten  Staaten  auch  die 
thatsächliehe  Nationalisierung  des  Volkes  ganz  stetig  fortgeht“. 

64  Siehe  Bryce,  I.,  S.  859. 
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Tendenz  vorhanden,  die  positive  Bestimmung  der  Stimm- 
bereclitigung  der  bürgerlichen  Wähler  der  Kompetenz  des 
Kongresses  hinzuzufügen.  Selbst  während  des  Amen- 
dierungsfiebers  der  Jahre  1884 — 86  ist  dieser  Gegenstand 
nicht  erörtert  worden84“,  wenngleich  sehr  verwandte  Gegen- 
stände in  sehr  radikaler  Weise  berührt  wurden,  nämlich 
durch  die  Vorschläge,  dafs  die  Wahlen  des  Präsidenten 
und  Vice-Präsidenten , und  der  Senatoren  direkt  sein 
sollten  55. 

Wir  sehen  also  in  der  Geschichte  der  Union  keine 
Rechtfertigung  für  die  Einführung  des  Principes,  dafs  der 
Kongrefs  befugt  sein  sollte,  die  positiven  Bestimmungen 
der  Stimmberechtigung  festzusetzen  und  zu  regulieren. 
Am  Anfänge  waren  die  Staaten  so  frei  als  die  Natur  der 
Union  gestattet.  Diese  Natur  fordert  nämlich,  dafs  der 
Unionsregierung  die  Befugnis  zustehen  sollte,  Uber  den 
Wahlmodus  für  die  Wahlen  des  Präsidenten  und  Vice- 
Präsidenten  und  der  Kongreismitglieder,  d.  h.  die  Wahlen, 
welche  die  Bildung  der  Centralregierung  allein  beeinflussen, 


64»  Wenigstens  lehrt  uns  die  von  uns  benutzte  Litteratur  nicht  das 
Gegenteil. 

65  Es  wurde  allerdings  vorgeschlagen,  das  Wahlrecht  durch  Amen- 
dierung  der  Bundesverfassung  auf  die  Frauen  auszudehnen,  aber  wir 
können  uns  nicht  überzeugen,  dafs  es  mit  Ernst,  geschweige  Zuversicht, 
getlian  wurde.  Die  Frage  der  Stimmberechtigung  der  Frauen  war  erst 
in  den  ersten  Anfängen  ihrer  Existenz,  und  zwar  in  dom  jungen  Westen. 
Vielleicht  wurde  der  Vorschlag  von  einem  Enthusiasten  aus  dem  jungen 
Westen  gemacht,  oder  sogar  von  einem  Erfahreneren  aus  Spott  oder 
Spafs.  Aufserdem  hätte  das  Amendement  höchstwahrscheinlich  doch  nur 
das  Princip  der  negativen  Bestimmungen  weiter  verfolgt. 

Die  zwei  im  Texte  angegebenen  Vorschläge  wurden  zweifellos  im 
Emst  gemacht,  denn,  was  den  Präsidenten  und  Vice-Präsidenten  anlangt, 
war  es  nur  ein  Versuch,  die  rechtlichen  Bestimmungen  in  Einklang  mit 
der  thatsächlichen  populären  Wahl  zu  bringen,  und  die  Abschaffung  der 
sogenannten  „presidential  electors“,  die  jetzt  nur  unpraktische  „Dekorations- 
figuren“ geworden,  herbeizuführen.  Vergl.  v.  Holst,  Staatsrecht,  S.  48. 
So  auch,  was  die  Senatoren  anlangt,  wird  bekanntlich  weit  und  breit 
verlangt,  dafs  dieselben  durch  direkte  Wahl  gewählt  werden,  ja,  „the 
election  of  Senators  has  in  substance  almost  ccased  to  be  indirect“! 
Brj'ce,  I.,  S.  95;  und  vergl.  8.  96,  Note  1. 
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gewisse  Vorschriften  zu  treffen  56,  die  sich  in  der  Bundes- 
verfassung wegen  der  immer  wechselnden  Umstünde  nicht 
befinden  können.  Die  Gestaltung  der  indirekten  Wahlen 
für  den  Präsidenten  und  Vice-Prüsidenten  bedingt  gewisse 
Beschränkungen  der  Einzelstaaten,  aber  sie  sind  lediglich 
negativ  und  üufserst  bescheiden.  Die  populäre  Bildung  des 
Repräsentantenhauses  verlangt  eine  populäre  Stiram- 
bereehtigung , und  dieses  Princip  mufs  durch  die  Bundes- 
verfassung ausgedrtlckt  werden.  In  Bezug  auf  die  Wahl 
der  Senatoren  spricht  sich  die  Bundesverfassung  für  uns 
nur  Uber  den  Wahlmodus  aus.  In  allen  eigentlichen 
Staatenwahlen  haben  die  Einzelstaaten  absolut  freie  Hand. 
Dies  war  die  ursprüngliche  Natur  der  jetzigen  Union. 

Eine  Einmischung  seitens  der  Centralregierung  in  die 
Regelung  der  positiven  bürgerlichen  Stimmberechtigung 
widerspricht  also  dem  ursprünglichen  Geist  der  Union  ab- 
solut. Aber  der  Geist  der  Union  ist  nicht  immer  derselbe 
geblieben.  Während  des  langen  Kampfes  über  die  „State 
Rights“  ist  er  sehr  getrübt,  und  schwebt  in  Ungcwifsheit 
und  Unbestimmtheit.  Endlich  erfährt  er  während  des 
Bürgerkrieges  eine  Transformation,  und  tritt  nach  dem  Ende 
desselben  in  einer  neuen  Gestaltung  hervor.  Dieser  neue 
Geist  verlangt  gleiche  Rechte  für  alle  Bürger  der  Union, 
und  in  Bezug  auf  politische  Rechte  zögert  er,  mit  extremen 
Mitteln  den  widerspenstigen  Staaten  entgegenzutreten,  bis 
er  endlich  dazu  durch  dieselben  gezwungen  wird.  Was  für 
extreme  Mittel  wendet  er  aber  an?  Nie  war  die  Lage  der 
Dinge  günstiger  für  die  Einführung  des  Principes  der  posi- 
tiven Regelung  der  Stimmberechtigung  durch  die  Central- 
regierung. Aber  der  neue  Geist  verzichtet  absichtlich 
darauf  und  bleibt  immer  noch  insofern  der  alte  Geist,  als 
er  nur  negative  Malsregeln  an  wendet57!  Und  der  neueste 
Geist  der  Union,  der  der  ausdehnenden  Nationalisierung 


56  Siehe  Story,  §§  814—838. 
51  Siehe  Story,  § 1972. 
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und  Central isierung,  hat  nicht  von  diesem  negativen  zu 
einem  positiven  Princip  übergehen  wollen,  so  dafs  also  die 
ursprüngliche  Natur  der  Unionsregierungsform  auf  dem  Ge- 
biet der  Stimmberechtigung  ungeändert  geblieben  ist.  Der 
Geist  der  Union  sprach  sich  zu  allen  Zeiten 
gegen  das  positive  Princip  aus,  und  ist  auch 
jetzt  noch  gegen  dasselbe,  so  dafs  die  Einführung 
desselben  von  der  politischen  Geschichte  der  Union  nicht  zu 
rechtfertigen  sein  würde. 

Wir  haben  jetzt  die  den  historischen  Geist  der  Union 
betreffenden  Bedenken  betrachtet,  welche  gegen  die  Ein- 
führung des  Principes  der  positiven  Regelung  der  bürger- 
lichen Stimmberechtigung  seitens  der  Centralregierung  ent- 
stehen würden,  d.  h.  wir  haben  gezeigt,  dafs  der  historische 
Geist  der  Union  sich  zu  allen  Zeiten,  selbst  unter  den  dazu 
günstigsten  und  lockendsten  Umstünden,  gegen  die  Ein- 
führung des  Principes  der  positiven  Regelung  der  bürger- 
lichen Stimmberechtigung  seitens  der  Centralregierung  aus- 
gesprochen hat,  und  noch  ausspricht,  und  dafs  also  eine 
solche  Einführung  dem  historischen  Geist  der 
Union  ganz  widersprechen  würde. 

Wir  wollen  jetzt  die  das  juristische  Wesen  der  Union 
betreffenden  Bedenken  betrachten , welche  sich  gegen  die 
Einführung  des  positiven  Principes  erheben.  Dies  nötigt  zu 
der  Betrachtung  der  rechtlichen  Stellung  der  Einzelstaaten 
der  Union  und  führt  uns  zum  zweiten  Abschnitt  unserer 
Aufgabe. 
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Zweiter  Abschnitt. 


Unter  den  Schriftstellern  der  Staatswissenschaft  finden 
wir  nicht  übereinstimmende  Definitionen  von  Souveränität. 
Alle  geben  zu,  dafs  sie  eine  „höchste  Gewalt“,  eine  „su- 
prema  potestas“,  ein  „summum  imperium“  sei,  denn  „sou- 
verain“, von  pop.  lat.  „suporanus“  abgeleitet,  ist  — „su- 
premus“.  In  dieser  Nominal  definition  stimmen  alle  überein. 
Aber  in  der  Real  definition,  d.  h.  der  Bestimmung  des 
sachlichen  Inhaltes  der  Souveränität  gehen  sie  ausein- 
ander. Zum  realen,  sachlichen  Inhalt  der  Souve- 
ränität gehört  ebensowohl  die  Bestimmung  der  Person, 
welche  die  Souveränität  innehat,  als  die  Bestimmung  der 
Gewalt  selbst,  welche  dieser  Person  zusteht  (Begriff  der 
Zuständigkeit).  Da  die  staatsrechtlichen  Schriftsteller 
nun  über  diese  beiden  Dinge  (Inhaberund  Zuständigkeit) 
nicht  übereinstimmen,  so  können  sie  auch  nicht  überein- 
stimmend entscheiden,  ob  „Souveränität“  teilbar  oder  un- 
teilbar ist.  Alle  nehmen  einstimmig  die  Existenz  einer 
„Souveränität“  an,  aber  weiter  halten  sie  nicht  zusammen. 

Eines  ergiebt  sich  aus  diesen  Meinungsverschieden- 
heiten der  Autoritäten  über  den  Begriff  der  Souveränität 
als  unleugbar:  es  existiert  in  jedem  Staat  ein  Etwas,  das, 
ein  notwendig  konstituierendes  Merkmal  des  Staates  bil- 
dend, sich  unter  günstigen  Umständen  als  höchste  Staats- 
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gewalt  gestaltet58.  Jede  Staatsthätigkeit  wird  nach  dem 
gewöhnlichen  Sprachgebrauch  durch  eine  „Staatsgewalt“ 
ausgeübt,  so  dafs  das  Wort  „Staatsgewalt“  mit  verschiedenem 
Inhalt  im  Staatsrecht  erscheint,  denn  es  giebt  über-  und 
untergeordnete  Funktionen  des  Staates,  und,  da  eine  Staats- 
funktion durch  eine  Staatsgewalt  ausgeübt  wrerden  mufs, 
Uber-  und  untergeordnete  Staatsgewalten.  Aber  es  mufs 
eine  höchste  Staatsgewalt  geben,  eine  Staatsgewalt,  von  der 
die  anderen  Staatsgewalten  ausgehen,  der  die  anderen 
Staatsgewalten  untergeordnet  sind.  Es  mufs  ein  solches 
leitendes  Princip  oder  Element  in  jedem  Staat  geben,  denn 
ein  Staat  ist  ein  Organismus5“,  und  ein  Organismus  ohne 
ein  leitendes,  kontrollierendes  Element  — wie  der  Kopf,  d.  h. 
der  Geist,  für  den  menschlichen  Körper  — ist  ein  unfähiges 
Ding.  „In  dem  Begriffe  des  Staates  liegt,  als  wesentliches 
Merkmal,  das  Vorhandensein  einer  höchsten  herrschenden 
Gewalt“  ®°.  Die  Existenz  dieser  höchsten  Staatsgewalt  wird 
nicht  geleugnet.  Sie  wird  als  „Souveränität“  bezeichnet, 
und  dadurch  von  den  anderen,  nämlich  den  untergeordneten 
Staatsgewalten  unterschieden.  Vielleicht  die  umfassendste 
Definition  dieser  Souveränität,  d.  h.  die  Definition,  welche 
vielleicht  alle  anderen,  wenn  auch  verschiedenen  Definitionen 
in  sich  schliefst,  ist  die  folgende  von  Jellinek:  Souveränität 
ist  „die  Eigenschaft  eines  Staates,  kraft  welcher  er  nur 
durch  eigenen  Willen  rechtlich  gebunden  werden  kann“®1. 
W ie  der  Verfasser  hinzufügt:  „Aus  dieser  Definition  folgen 


58  „Es  ist  unbestritten , dafs  es  eine  oberste  und  höchste  Gewalt 
pelien  mufs,  die  keiner  anderen  irdischen  Gewalt  unterworfen  ist,  die  in 
Wahrheit  die  jmtexta»  sujtremn  ist.“  Laband,  I.,  8.  60. 

59  „Der  Staat  ist  die  Vereinigung  eines  sefshaften  Volkes  zu  einem 
organischen  Gemeinwesen.“  Schulze,  S.  121.  Siehe  weiter  unten  8.  27. 

„Der  Staat  [ist]  . . . eine  organisirte  Einheit,  eine  Person.“ 
Laband , I.,  8.  53.  Jellinek  spricht  von  dem  Staat  als  einer  „Organi- 
sation des  Volkes  zur  Einheit.“  Staatenverbiudungen,  S.  261. 

80  Schulze,  S.  160.  Er  nennt  diese  höchste,  herrschende  Gewalt 
einfach  Staatsgewalt,  aber  bei  ihm  (S.  162)  ist  „Staatsgewalt“  mit  „Sou- 
veränität“ gleichbedeutend. 

81  Staatenverbindungen,  S.  34. 
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logisch  alle  die  Eigenschaften,  in  welchen  entweder  das 
Wesen  der  Souveränetät  gesucht  wird,  oder  sie  ihren  präg- 
nantesten Ausdruck  linden  soll.“  Diese  Definition  ist  näm- 
lich der  Prüfstein  der  „ höchsten“  und  „unabhängigen“ 
Macht;  durch  diese  „Souveränität“  kann  der  Staat  inner- 
halb seiner  Sphäre  seine  „Kompetenzen  feststellen“  ; aus  ihr 
fliefsen  „sämtliche  Hoheitsrechte“;  sie  ist  „unteilbar“,  denn 
„ein  ausschliefsendes  Recht  kann  nicht  geteilt  werden,  sonst 
wäre  es  eben  nicht  ausschliefslich“ 82 ; sie  ist  „unverantwort- 
lich“ , „unwiderstehlich  innerhalb  ihres  Gebietes  und  ihrer 
Sphäre“,  „einheitlich  und  unteilbar“,  und  „dauernd“ f,a. 

„Wo  ....  ein  politisches  Gebilde  nach  irgend  einer 
Richtung  staatlicher  Thätigkeit  hin  aus  eigenem  Rechte 
bindende  Normen  zu  erlassen  berechtigt  ist,  da  ist  im  ju- 
ristischen Sinne  ein  Staat  vorhanden“8*.  „Eigenes  Recht 
ist  rechtlich  nnkontrollierbares  Recht“  ®\  Alle  Staaten 
sind  also  nicht  notwendig  souveräne  Staaten,  d.  h. 
Staaten,  welche  die  oben  erwähnte  Souveränität  innehaben. 
Was  ist  denn  nun  genau  ein  souveräner  Staat?  „Aus  dem 
[oben  erwähnten]  Regriffe  der  Souveränetät  folgt,  dafs  dem 
souveränen  Staate  alle  Seiten  des  staatlichen  Lebens  unter- 
worfen sind,  dafs  er  alle  erdenklichen  Hoheitsrechte  zu 
eigenem  liechte  inne  hat“  °°,  oder  innehaben  kann  87. 

Es  scheint  uns  in  dem  Ausdruck:  „souveräner  Staat“ 
selbst  zu  liegen,  dafs  die  Souveränität  einheitlich  und  un- 
teilbar ist.  Das  Existieren  einer  geteilten  Souveränität 
innerhalb  desselben  Staates  ist  unmöglich,  denn  Souveränität 
ist  ein  ausschliefsendes,  leitendes,  kontrollierendes  Element 
eines  organischen  Staates,  und  ein  Organismus  mit  zwei 

82  Jellinek,  Staatcnverbindungen,  S.  35. 

63  Schulze,  8.  162. 

84  Jellinek,  Staatenverbindungen,  S.  40.  Vergl.  Jellinek,  G.  u.  V., 
S.  196,  197. 

83  Jellinek,  Staatenverbindungen,  S.  42. 

08  Jellinek,  Staatenverbindungen,  S.  44. 

87  Wie  Jellinek  seine  Ansicht  später  berichtigt.  „Souveränetät 
ist  . . . nicht  gleichbedeutend  mit  dem  Inbegriff  aller  Hoheitsrechte, 
sondern  mit  der  Möglichkeit  alle  Hoheitsrechtc  zu  besitzen.“  G.  u.  V., 
S.  200-201. 
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ausschliefscnden,  kontrollierenden  Elementen  ist  ein 
Widerspruch.  Der  Staat  ist  eine  sogenannte  juristische 
Person,  und  jede  juristische  Person  mufs  organisiert  sein, 
und  in  diesem  Sinne  sagen  wir,  dafs  der  Staat  ein  „Orga- 
nismus“ ist.  Aber  warum  ist  denn  die  Souveränität  not- 
wendig ein  „Ausschliefsendcs“  ? Weil  der  Inhaber  der- 
selben einheitlich  sein  mufs,  und  ein  Inhaber  eines  Dinges 
bleibt  nicht  einheitlicher  Inhaber  des  Dinges,  wenn  ein  Teil 
desselben  einem  Anderen  übertragen  wird,  sondern  bleibt 
nur  ein  Teilinhaber.  Ein  Teilinhaber  der  Souveränität  ist 
unmöglich,  denn  die  Notwendigkeit  der  Einheit 
des  Inhabers  einer  rechtlichen  oder  juristi- 
schen Befugnis  rief  die  Kategorie  der  soge- 
nannten juristischen  „Person“  in  die  Exi- 
stenz, und  in  einer  Person  als  einem  Organismus  sind 
das  kontrollierende  Element  und  der  Inhaber  desselben  not- 
wendigerweise beide  einheitlich  und  unteilbar.  In  einer 
juristischen  Person  als  einem  Organismus  (Organisation) 
mufs  das  auch  gelten,  sonst  wäre  sie  keine  Person®8. 

Der  souveräne  »Staat  ist  die  höchste  juristische  Person, 
und  das  kontrollierende  Element  in  demselben  heifst  Souve- 
ränität, also  mufs  der  Inhaber  der  Souveränität  einheitlich 
sein,  und  in  circulo,  da  die  Souveränität  als  kontrol- 
lierendes Element  eines  Organismus  (Organisation)  die 
Möglichkeit  eines  Teilinhabers  derselben  juristisch  ver- 
bietet, mufs  die  Souveränität  einheitlich,  unteilbar,  aus- 
schliefsend  sein. 

Wenn  also  die  Souveränität  geteilt  werden  könnte, 
dann  würden  wir  keine  »Souveränität  mehr  haben,  denn  ein 

®s  Vergl.  folgende  Stellen:  „Der  Rechtsbegriff  der  Person  besteht 
einzig  und  allein  in  der  Rechtsfähigkeit;  die  Person  im  Rechtssinn  hat 
keine  andere  Eigenschaft  als  die  eine,  die  ihr  ganzes  Wesen  ausmacht, 
nämlich  Rcchtssubjekt  zu  sein.  .Jede  Person  ist  daher  eine  Einheit,  d.  h. 
etwas  logisch  Unteilbares,  ein  Individuum Laband,  I.,  S.  78  (vergl. 
auch  S.  86). 

„Das  ertc  juristisch  wesentliche  Merkmal  des  Staates  ist  seine 
Eigenschaft  als  Persönlichkeit.  Diese  besitzt  er,  weil  er  einen  einheitlichen 
Willen  hat.“  Jellinek,  G.  u.  V.,  S.  192. 
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Ausschliefsendes  kann  nicht  in  der  Art  geteilt  werden,  dafs 
ein  aussehliefsender  Teil  übrig  bliebe;  und  das,  was  nieht 
ausschliefsend  ist,  kann  keine  Souveränität  bilden69.  Eine 
sogenannte  geteilte  Souveränität  würde  also  keine  Souve- 
ränität übrig  lassen,  d.  h.  die  Souveränität  würde  vernichtet 
werden ; das  Teilen  wird  zum  Abziehen,  und  1 — 1=0  — ein 
Ding  von  dem  Ding  selbst  abziehen,  heifst,  das  Ding  selbst 
auflösen,  und  das  ist  eben  keine  Teilung,  sondern  eine 
Vernichtung70. 

Wenn  die  Souveränität  etwas  Ausschliefsendes  ist, 
können  selbstverständlich  nicht  mehr  wie  e i n Staat  die- 
selbe Souveränität  innehaben,  denn  der  Inhaber  eines  Aus- 
schliefsenden  ist  ein  aussehliefsender  Inhaber  des  Aus- 
schliefsenden , sonst,  da  zwei  Inhaber  zusammen  als  ein 
einheitlicher  Inhaber  nicht  zu  denken  sind , mtifsten 
die  Teile  ausschliefsend  bleiben,  was  unmöglich  ist71. 

Ebensowenig  kann  ein  Staat  zwei  oder  mehr  Souve- 
ränitäten innehaben,  denn  die  zwei  Souveränitäten  zu- 
sammen könnten  nicht  mehr  sein , als  die  eine  oder  die 
andere  allein,  denn  Souveränität  ist  etwas  Vollkommenes, 
Ausschliefsendes,  Unergänzliches  — kann  überhaupt 
1 + 1=1  sein  ? 

Innerhalb  desselben  Staatsorganismus  können  also  weder 
zwei  Souveränitäten , noch  zwei  souveräne  Staaten  neben- 
einander existieren.  Wohl  aber  können  ein  souveräner 
Staat  und  mehrere  Untergeordnete,  d.  h.  nicht -souveräne 
Staaten  in  demselben  Staatsorganismus  (Staatsorganisation) 


00  Vergl.  folgende  Stelle : „Versteht  man  unter  der  Souveränität  . . . 
die  oberste,  höchste,  nur  sich  seihst  bestimmende  Macht  so  schliefst  dieser 
Ilegriff  das  Merkmal  der  Unbeschränktheit  logisch  ein  und  folglich  auch 
das  Merkmal  der  Unteilbarkeit,  denn  eine  geteilte  Souveränität  wäre  eine 
beschränkte  Souveränität,  eine  halbe  Souveränität,  die  . . . eine  voll- 
kommene eontradictio  in  adjrcto  ist.“  Laband,  1 , S.  58—59. 

70  Vergl.  die  Behauptung,  dafs  „eine  Verminderung  der  Souveränität 
eine  Negation  derselben  ist.“  Laband,  I.,  S.  54,  Note  1. 

71  Vergl.:  „Das  Merkmal  der  Souveränetät  ist  ein  ausschliefsendes, 
es  kann  auf  einem  und  demselben  Gebiete  nur  einer  Persönlichkeit  eu- 
kommen.“  Jellinok,  u.  V.,  s.  208. 
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existieren.  Ein  souveräner  Staat  kann  fernen  lediglich  aus 
nebeneinander  existierenden  nicht- souveränen  Staaten  ge- 
bildet werden,  und  abgesehen  von  ihnen  keine  Existenz  als 
selcher  haben,  und  dafür  werden  wir  später  ein  historisches 
Beispiel  anführen. 

Das  Leugnen  der  Unteilbarkeit  der  Souveränität  hoifst, 
den  Staat  als  einen  Organismus  (Organisation)  verwerfen, 
oder  die  Möglichkeit  der  Existenz  von  mehr  als  einem 
absolut  kontrollierenden  Element  in  einem  Orga- 
nismus befürworten72. 

Aber  wichtiger  als  die  Frage  nach  der  Zuständigkeit  • 
der  Souveränität  ist  die  Frage  nach  dem  Inhaber  derselben, 
der,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  einheitlich  und  aus- 
schliefsend  sein  mufs,  ganz  gleich,  ob  eine  physische  oder 
eine  juristische  (moralische)  Person,  denn  der  Inhaber  einer 
juristischen  Macht  kann  und  mufs  entweder  eine  physische 
oder  eine  moralische  Person  sein. 

Diese  zweite  Frage,  nach  dem  Inhaber  der  Souveränität, 
soweit  sie  sich  auf  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
bezieht,  wollen  wir  in  unserer  weiteren  Untersuchung  be- 
antworten. 

Am  4.  Juli  1776  erklärten  dreizehn  der  Kolonien  Eng- 
lands in  Nordamerika  ihre  Unabhängigkeit  von  dem  Mutter- 
lande. Bis  zum  4.  Juli  1776  war  jede  dieser  Kolonien 
juristisch  ein  distinktes  politisches  Gebilde,  und  als  solches 
von  einem  anderen  politischen  Gebilde  abhängig.  Dieses 
letztere  war  ein  souveränes  politisches  Gebilde,  also  ein 
souveräner  Staat,  und  hiefs  volkstümlich,  populär  „Mutter- 
land“; die  ersteren  waren  nicht-souveräne,  also  abhängige 
politische  Gebilde,  und  hiefsen  allgemein  „Kolonien“. 

Nun,  alle  solche  abhängige  politische  Gebilde  wie  diese 
hiefsen  und  heifsen  noch  Kolonien,  ganz  gleich  von  welchem 


72  „Es  giebt  keine  halbe,  geteilte,  verminderte,  abhängige,  relative 
Souveränität,  sondern  nur  Souveränität  oder  Nichtsouveränität.“  Laband, 
I.,  S.  07. 
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Mutterland,  oder  ob  von  demselben  Mutterland  abhängig. 
Es  war  also  ein  rein  politischer  Zufall,  dafs  die  Kolo- 
nien in  Nordamerika  alle  England  als  das  Mutterland  vor 
dem  4.  Juli  1776  besafsen  — alle  dasselbe  Mutterland 
hatten.  Es  war  ein  historischer  Zufall,  dafs  dreizehn, 
nicht  mehr  und  nicht  weniger,  dieser  Kolonien  sich  von 
dem  Mutterlande  lossagten;  cs  war  ferner  ein  historischer 
Zufall,  dafs  sie  dieses  zusammen  thaten.  Juristisch 
waren  diese  dreizehn  Kolonien  voneinander 
ebenso  unabhängig,  als  wenn  keine  zwei  davon 
demselben  Mutterland  angehört  hätten73.  Diese 
Thatsachc  ist  sehr  wichtig74  und  mufs  stets  vor  Augen 
gehalten  werden,  denn  in  der  Betrachtung  dieser  drei- 
zehn Kolonien  gerät  das  juristische  Element  oft  und 
leicht  in  Dunkelheit,  indem  niimlieh  die  Kolonien,  den 
realen  Zuständen  nach,  so  vieles  gemeinsam  hatten,  wenn 
nicht  thatsächlich  voneinander  abhängig  waren.  Sie  hatten 
vieles  gemeinsam:  ihre  Bevölkerungen  hatten  eine  gemein- 
same Abstammung,  gemeinsame  Unterthanenpflicht,  Sprache, 
Sitten;  sie  grenzten  aneinander,  ihre  rechtlichen  Insti- 
tutionen waren  sehr  ähnlich 7ä.  Die  Dreiteilung  der  exeku- 


73  „They  were  not  connected  by  any  bouds  of  government  on  this 
side  tlie  »ca.“  Wilson,  § 864.  „They  had  no  direct  politieal  Connection 
with  cacb  otlier.  Eacli  was  independent  of  all  the  otbers;  eacli  in  a 
limited  sense  was  sovereign  within  its  own  territory.  There 
was  neither  alliauce  nor  confederacy  between  them.“  Story,  § 177.  Vergl. 
Stevens,  S.  27. 

74  Vergl.  Wilson,  tj  864. 

75  „A  great  people  of  common  race,  origin,  aliegiance,  language, 
customs,  contiguity  of  territory,  and  similarity  of  govemmont  and  Insti- 
tution».“ Landen,  S.  4.  Vergl.  Story,  § 177;  und  über  andere  gemein- 
same Elemente,  §§  162 — 178  — dabei  sei  bemerkt,  dafs  die  Note  a.  zu 
§ 178  von  Cooley  sei. 

v.  Holst  (V.  u.  D.,  S.  2)  scheint  diese  Tbatsacben  übertreibend  gering- 
zuschiitzen,  und  sagt,  „dafs  sich  fast  mehr  wesentliche  Unterschiede  als 
Vergleichungspunkte  und  Ähnlichkeiten  auffinden  liefsen.“  Ferner:  -Die 
Solidarität  der  Interessen  und  . . . die  klare  Erkenntnis,  dafs  eine  Soli- 
darität der  Interessen  obwalte,  beruhte  . . . vorwiegend  auf  der  geogra- 
phischen Lage  der  Kolonien.“  Aber  sicherlich  liefsen  die  Ähnlichkeiten 
der  Institutionen , Sitten  etc.  diese  Solidarität  leicht  fühlen , und  be- 
schleunigten die  Itildung  einer  Union  und  ebneten  die  Hahn  dazu. 
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tiven,  legislativen  und  gerichtlichen  Funktionen  war  in  den 
Kolonien  besonders  ähnlich 16.  Verschiedene  Kolonien  hatten 
ähnliche  privatrechtliche  Institutionen  77.  Aufser  diesen  mo- 
ralischen Anziehungskräften  würden  die  praktischen  Inter- 
essen des  Handels  und  gemeinsamer  Verteidigung  gegen 
Feinde,  civilisierte  und  uncivilisierte,  in  einer  neuen  Welt, 
eine  starke  Tendenz  dazu  haben,  die  Kolonien  eng  anein- 
ander zu  ziehen  und  zu  halten.  Diese  gemeinsamen  äufser- 
liehcn  Interessen  zogen  ja  die  Kolonien  in  gemeinsame 
Handlungen  hinein,  besonders  als  Gefahr  ihnen  drohte, 
z.  B.  1643,  1690,  1754,  1765,  177478.  Die  gemeinsamen 
innerlichen  Elemente  waren  derart,  dafs  sie  eine  Union 
der  Kolonien  so  hätten  begünstigen  können,  dafs  das  Ganze 
so  homogen  und  uniform  erschienen  wäre,  dafs  man  die 
rechtliche  (juristische)  Zuständigkeit  der  politischen  Unions- 
mitglieder  sehr  leicht  hätte  übersehen  oder  wenigstens  mifs- 
verstehen  können,  sobald  die  Kolonien  sich  von 
dem  Mutterlande  lossagten  und  sich  für  un- 
abhängig von  demselben  erklärten.  Das  ist  gerade, 
was  geschehen  ist.  Es  sind  die  nicht-rechtlichen 
bindenden  Elemente  daran  schuld,  dafs  man  von  der  recht- 
lichen  Stellung  der  unierten  vom  Mutterlande  befreiten 
Kolonien  zu  einander  nach  der  Unabhängigkeitserklärung 
eine  alle  Parteien  überzeugende  Auffassung  nicht  hat  auf- 
stellen können,  denn  diese  Elemente  häuften  sich  vor  dem 
Auge  vorzugsweise  während  des  Kriegszustandes,  in  dem 
die  befreiten  Kolonien  sich  gleich  befanden,  indem  anderer- 
seits die  rechtlichen  (juristischen)  Elemente  während  des 
Krieges  nicht  geachtet  und  deshalb  nicht  beleuchtet  wurden; 
sie  schlummerten  — was  ganz  natürlich  war,  — denn 
int  er  arnia  silent  leges,  in  mehr  wie  einem  Sinne.  Versuchen 
wir  nun,  diese  rechtliche  Stellung  genau  festzustellen! 

~a  Siehe  Stevens,  Chap.  I. 

71  Vergl.  Story,  §§  174,  179,  182;  lind  die  Behandlungen  der  ein- 
zelnen Kolonien,  §§  39 — 145. 

78  Siehe  Coole}',  S.  7.  Mehr  Einzelheiten  bei  Wilson,  § 863. 
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Es  ist  jetzt  klar,  dafs  das,  was  vor  dem  4.  Juli  1776  die 
Kolonien  aneinander  verbunden  hatte,  nur  moralischer 
Natur  war,  und  aller  Elemente  einer  rechtlichen  Natur  er- 
mangelte; alle  sogenannten  Unionen  zwischen  den  Kolonien 
waren  und  wären  juristisch  nicht-bindend  gewesen,  so 
lange  England  den  Unionen  bindende  Rechtskraft  nicht 
verliehen  hätte.  Einer  Union  unter  den  Kolonien  hat  Eng- 
land eine  bindende  Rechtskraft  nie  verliehen. 

Welche  Rechtsstellung  einander  gegenüber  nahmen  also 
die  dreizehn  Kolonien  nach  der  Unabhängigkeitserklärung 
ein?  Um  diese  Frage  zu  beantworten,  müssen  wir  uns  an 
die  Geschichte  wenden. 

In  dem  Streit  mit  England  ging  „die  prinzipielle  Frage 
alle  Kolonien  gleich  nahe  an“ 79.  Und  wenn  man  ihre  iso- 
lierte Stellung  in  einer  neuen  Welt  betrachtet,  so  war  es 
also  natürlich  und  zu  erwarten,  dafs  die  Kolonien  in  dem 
Streit  gemeinsam  handeln  würden ; und  es  war  der  Fall  : 
„sie  betrachteten  ....  von  Anfang  an  den  Streit  als  eine 
gemeinsame  Sache“  80. 

Wir  würden  also  irgend  eine  Union  oder  Vereinigung 
erwarten,  um  gemeinsame  Handlungen  zustande  zu  bringen. 
Eine  solche  Vereinigung  fand  statt,  in  der  Gestalt  des  „Con- 
tinental Congress“,  der  am  4.  September  1774  zusammen- 
trat, und  aus  Delegierten  von  12  der  13  Kolonien  bestand, 
v.  Holst  sagt:  „Vermutlich  war  . . . die  ursprüngliche 
Absicht,  dafs  er  über  die  geeignetsten  Mittel  und  Wege  zur 
Abstellung  der  Beschwerden  und  zur  Wahrung  der  Frei- 
heiten und  Rechte  der  Kolonien  beraten  und  denselben 
Vorschläge  in  Bezug  darauf  machen  sollte“  81.  Wir  glauben, 
dafs  dies  nicht  nur  die  vermutliche,  sondern  die  that- 
sächliche  Absicht  war,  und  dafs  der  Kongrefs  sich  auf 
diese  Absicht  beschränkte.  Den  Beweis  dafür  begründen 


70  v.  Holst,  V.  u.  ]).,  8.  3. 

80  v.  Holst,  V.  u.  D.,  8.  3. 

81  v.  Holst,  V.  u.  D„  8.  4. 
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wir  auf  die  Verhandlungen  des  Kongresses  selbst83,  denn 
„wie  weit  die  Machtbefugnisse  dieses  ersten  Kongresses 
nach  den  Instruktionen  der  Delegaten  gingen,  liifst  sich 
heute  nicht  mehr  mit  Bestimmtheit  feststellen“  8a.  Der 
Kongrefs  fafste  nämlich  Beschlüsse  in  betreff  des  Imports 
lind  Exports  von  und  nach  England  und  seinen  Neben- 
ländern. Dies  war  eine  Art  Repressalien,  die  England  dazu 
zwingen  sollten,  die  Klagen  der  Kolonien  zu  hören  und 
anzuerkennen.  Er  fafste  die  von  den  Kolonien  in  Anspruch 
genommenen  Rechte  in  einer  „Declaration  of  Rights“  auf. 
Die  Delegaten  versprachen,  in  ihren  eigenen  Namen  und 
im  Namen  ihrer  Konstituenten,  die  Beschlüsse  auszuführen ; 
Adressen  wurden  an  das  englische  Volk,  benachbarte  eng- 
lische Kolonien  und  den  König  geschickt,  worin  die  Klagen 
aufgezählt,  und  um  Hülfe  und  Verbesserung  ge- 
beten wurde84.  Wie  Story88  in  diesem  Kongrefs  eine 
Nationalregierung  (general  or  national  government)  sehen 
kann;  wie  er  behaupten  kann,  dafs  „the  Congress  thus  as- 
sembled  exercised  de  facto  and  de  jure  a sovereign 
authority“ ; wie  v.  Holst  behaupten  kann,  dafs  dieser  Kon- 
grefs „thatsächlich  souveräne  Gewalt  ausübte“86,  be- 
greifen wir  nicht.  Dieser  Kongrefs  übte  überhaupt  keine 
Gewalt  aus,  die  nicht  einfach  moralischer  Natur  war;  die 
Versprechungen , welche  die  Delegaten  „in  ihren  eigenen 
Namen  und  im  Namen  ihrer  Konstituenten“  machten,  hatten 


82  Fernere  Beweise  zeigen  sich  in  den  loyalen  Ansdrücken  und  der 
Besinnung  der  Zeit  England  gegenüber. 

83  v.  Holst,  V.  u.  D.,  S.  4.  Vergl.  Story,  § 213. 

84  „They  also  in  behalf  of  themselves  and  tlieir  constituents,  adopted 
and  signed  certaiu  articles  of  association,  containing  an  agreement  of 
non-importation,  non-exportation.  and  non-consumption,  in  Order  to  carry 
into  effect  the  . . . resolves ; and  also  an  agreement  to  discontinue  the 
slave-trade.  They  also  adopted  addresses  to  the  people  of  England,  to  the 
neighboring  British  colonies,  and  to  the  king,  explaining  tlieir  griev- 
anees.  and  requesting  aid  and  redress.“  Story,  § 202. 

88  § 201.  Er  sieht  doch  auch  den  Unterschied  zwischen  dem  Kongrefs 
vom  Jahre  1774  und  dem  vom  Jahre  1775.  Vergl.  § 213. 

8«  V.  u.  D.,  S.  3—4. 

Staats-  u.  Völkerrecht).  Abhandl.  1.  4.  — Fisk.  3 
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rechtlich  absolut  keine  bindende  Kraft87.  Dieser 
Kongrefs  war  keine  rechtliche  Regierung88;  man  kann 
in  demselben  die  juristischen  Merkmale  einer  rechtlichen 
Regierung  nicht  finden.  Er  war  nur  eine  beratende, 
ratgebende  Versammlung,  und  nur  insofern  „revo- 
lutionär*89, als  der  Rat,  den  er  gab,  zu  revolutionären 
Akten  seitens  der  Kolonien  führen  konnte.  Rat  geben 
und  Gewalt  ausüben  sind  zwei  verschiedene  Dinge.  Die 
Delegaten  wollten  keine  Revolution,  d.  h.  keine  Trennung 
von  England90,  und  sie  wollten  also  keinen  revolutionären 
Rat  in  diesem  Sinne  geben91;  und  der  Rat,  den  sie  gaben, 
war  nicht  revolutionär  in  diesem  Sinne. 

Juristisch  war  also  dieser  Kongrefs  vom  Jahre  1774 
weder  eine  Regierung,  noch  gab  er  revolutionären  Rat.  Er 
empfahl  einen  zweiten  Kongrefs  für  das  Jahr  1775,  ver- 
tagte sich,  und  verschwand.  Sowohl  Story  als  v.  Holst 
verwechseln  diesen  ersten  „Continental  Congress“  mit  den 
späteren,  und  betrachten  ihn  als  den  Beginn  der  Revo- 
lution, während  er  in  der  That  nur  ein  Vorläufer,  Vorbote 
der  thatsächlichen  Revolution  war92. 


87  Ein  Mitglied  dieses  Kongresses  erklärte:  „We  liave  no  legal 
authority  ; and  obedience  to  the  measures  we  adopt  will  only  follow  their 
reasonablcness , apparent  Utility,  and  uecessity.  We  have  no  coercive 
authority.  Our  constituents  are  bound  onlv  in  lionor  to  observe  our 
dcterminations.“  Bei  Bancroft,  VI.,  Chap.  XI. 

88  Von  den  Mitgliedern  dieses  Kongresses  sagt  Bancroft:  „They 
formed  no  confederaey;  they  were  uot  an  executive  govemment;  they 
were  not  even  a legislative  body  . . . they  were  intrusted  witli  no  powers 
but  those  of  counsel.“  Bd.  VI.,  Chap.  XXXIV. 

80  Story  (§  201)  nennt  ihn  „revolutionär)’“ ; v.  Holst  (V.  u.  D.,  S.  3) 
„eine  revolutionäre  Körperschaft“. 

90  „It  Stands  as  a monument  that  the  Congress  [of  1774]  harbored 
no  desire  but  of  reconciliation.“  Bancroft,  VI.,  Chap.  XII. 

91  „They  talked  over  their  grievauees,  but  they  did  not  talk  of 
independence  or  of  arms.  They  taiked  rather  of  their  rights  under  the 
crown,  and  how  under  it,  and  with  loyalty  to  it,  they  could  secure 
redreas  of  grievauees.“  Landen,  S.  39. 

99  Es  wäre  richtiger,  die  Untersuchungen  von  Story  und  v.  Holst 
auf  diesem  Gebiet  so  zu  verstehen,  als  ob  sie  mit  dem  „Continental 
Congress“  vom  Jahre  1775  (und  den  folgenden  Jahren)  begännen,  denn 
nur  dadurch  können  ihre  Ansichten,  für  den  Juristen  wenigstens,  mit  den 
Thatsaehen  übereinst ituinen. 
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Durch  den  Kongrefs  vom  Jahre  1774  wurde 
also  an  der  rechtlichen  Stellung  der  Kolonien 
einander  gegenüber  nichts  geändert.  Sie  blie- 
ben rechtlich  von  England  abhängig  und  von- 
einander unabhängig.  Eine  Re  ch  ts re v ol  u tio n 
war  noch  nicht  da. 

Der  König  von  England  erkannte  die  Klagen  der  Kolo- 
nisten nicht  an.  Die  Kolonisten  wurden  unruhiger.  Eng- 
land erklärte  Februar  1775  eine  Kolonie,  Massachusetts 
(das  Centrum  des  Streites),  für  rebellisch,  und  es  fanden 
am  19.  April  1775  in  derselben  zwei  Gefechte  statt  (die 
Schlachten  von  Lexington  und  Concord). 

Am  10.  Mai  1775  trat  ein  zweiter,  ein  neuer,  ein  neu- 
gewählter92* „Continental  Congress"  zusammen,  in  welchem 
bald  alle  13  Kolonien  vertreten  wurden.  Er  war  anfangs 
auch  keine  Regierung  in  juristischem  Sinne,  sondern  nur 
eine  beratende,  ratgebende  Versammlung98.  Aber  die  Kolo- 
nisten wollten  zu  den  Waffen  greifen,  nicht  aber  um  Un- 
abhängigkeit von  England  zu  erringen,  sondern  um  den  König 
immer  noch  dazu  zu  zwingen,  ihre  Klagen  anzuhören  und  Ver- 
besserungen ( redress)  zu  versprechen  — die  Waffen  sollten 
es  versuchen,  da  die  Mafsregeln  betreffs  des  Handels  ihren 
Zweck  verfehlt  hatten94.  Der  Drang  der  Zeiten  trieb  also 


s;‘  Die  positive  lfehauptung,  dass  die  Mitglieder  dieses  Kongresses 
neu  oder  nicht  neu  gewählt  wurden,  haben  wir  in  der  von  uns  benutzten 
Litteratur  nicht  finden  können,  aber  die  einzig  richtige  Folgerung  aus 
derselben  scheint  die  zu  sein,  dass  sie  neu  gewählt  wurden. 

9S  „This  Continental  Congress  was  no  legal  government.  It  had  no 
authority,  no  troops,  no  money.  It  was  a mere  voluntary  association  of 
delegates  sent  . . . for  the  purpose  of  consultation  as  to  what 
it  was  best  to  do  and  advise.“  Landen,  S.  40. 

94  „The  country  had  resolved  to  fight:  for  what?  For  an  inde- 
pendent government?  No;  only  for  a rcdress  of  grievances,  and  to  rcsist 
and  expei  the  armed  forces  tliat  had  been  sent  over  to  coerce  them  into 
obedience  to  the  royal  authority.  They  had  hoped  that  a sharp  and 
stubbom  resistance  would  bring  King  George  to  reason.“  Laudon,  S.  40. 
Der  Versuch  scheint  gerechtfertigt  zu  sein,  denn;  „Euglishmen  had  many 
n time  in  the  history  of  the  mother-laud  takeu  up  arms  for  the  preser- 
vation  of  liberties.“  Stevens,  S.  35. 

3* 
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den  Kongrefs  dazu,  mehr  Autorität  auf  sich  zu  nehmen95. 
Sein  Rat  wurde  immer  mehr  revolutionär 96 ; seine  zu- 
nehmende usurpierte  Autorität  wurde  stillschweigend  an- 
genommen. Endlich  erklärte  er  den  Krieg,  eine  Woche 
nach  der  Schlacht  von  „Bunker  Hill“  (17.  Juni  1775).  Das 
Ziel  war  immer  noch  nicht  Trennung  oder  Unabhängigkeit 
von  England97.  Der  Kongrefs,  in  dem  Drange  der  Um- 
stände, nahm  immer  mehr  die  Ausübung  von  thatsächlich 
souveränen  Funktionen  an  sich,  und  endlich  erliefs  er  die 
Unabhängigkeitserklärung  (4.  Juli  1776)  *8. 

Bevor  wir  weiter  gehen,  gilt  es  zunächst,  diesen  „Conti- 
nental Congress“  vom  juristischen  Standpunkte  aus  zu  be- 
trachten. 

Wir  haben  gesehen,  dafs  dieser  Kongrefs  anfangs  nur 
eine  beratende,  ratgebende  Versammlung  war,  und  dals 
die  Kolonien  also  durch  seine  Beschlüsse  nicht  rechtlich 
gebunden  waren,  gerade  wie  es  der  Fall  mit  dem  Kon- 
grefs vom  Jahre  1774  während  seiner  ganzen  Existenz  war. 
Aber  der  Kongrefs  vom  Jahre  1775  (und  den  folgenden 
Jahren)  wich  bald  von  dem  Benehmen  des  Kongresses  vom 
Jahre  1774  ab;  er  gab,  wie  wir  gesehen  haben,  mit  der 


98  „Events  pushed  it  [den  Kongrefs]  to  the  assuinption  of  some 
authority.  By  common  consent  Congress  became  the  adviser  of  the  people, 
the  regulator  of  their  angry  patriotism.“  I.andon,  S.  40. 

M Für  Beschlüsse  des  Kongresses  siehe  Storv,  §§  203,  204;  Landen, 

S.  42. 

97  ln  der  Kriegserklärung  lautet  es:  „ln  defence  of  the  freedom  thnt 
is  our  birthright,  wo  have  taken  up  anns  . . . We  have  not  raised  amiies 
ivitli  the  ambitious  design  of  separating  from  Great  Itritain,  and  estahlishing 
independent  states.“  Bei  Laudon,  S.  41. 

98  „When  the  difliculties  with  Great  Britain  culminated  in  actuni 
war,  the  Congress  of  1775  assumed  to  itsclf  those  powers  of  cxtemal 
control  which  before  had  been  conceded  to  the  Crown  or  to  the  Par- 
liament,  together  with  such  other  powers  of  sovereignty  as  it  seemed 
essential  a general  government  should  exercise,  and  thus  became  the 
national  government  of  the  l’nited  Colonies.  By  tliis  body,  war  was 
conducted,  independence  declared,  treaties  formed,  and 
adm  iral  ty  juri sd  iction  exercised.“  Coolev,  S.  7 — 8.  (Die  Ansicht 
hier  über  das  „general  government“  wird  später  von  uns  betrachtet  — 
.S.  45,  Note  114.) 
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Zeit  revolutionären  Rat,  und  übte  endlich  selbst  souveräne 
Funktionen"  in  revolutionärerWeise  aus.  Dieser  Kon- 
grefs  übte  nun  diese  souveränen  Funktionen 
ohne  irgend  weiche  juristische  Rechtfertigung, 
ohne  irgend  welche  rechtliche  Basis  aus.  Sou- 
veräne Funktionen  übte  er  zwar  aus,  aber  diese  Aus- 
übung beruhte  auf  keiner  rechtlichen  Basis,  sondern 
lediglich  auf  gemeinsamem  Consensus  der  Bevölkerungen 
der  Kolonien.  Juristisch  also  übte  er  keine  Gewalt 
aus  — er  war  wenig  mehr  als  ein  Kriegsrat,  dem  sehr  um- 
fassende Autorität  durch  stillschweigende  Einwilligung  einer 
Bevölkerung  zugeschrieben  wurde,  die  sich  in  einem  Kriegs- 
zustand befand,  in  dem  sie  um  ihre  Freiheit  kämpfte,  und 
in  dem  sie  sich  um  die  rechtliche  Stellung  des  Kongresses 
gar  nicht  bekümmerte  — es  galt  nützlichen  Rat  zu 
bekommen,  sei  die  rechtliche  Natur  des  Rat- 
gebers, was  sie  sein  mochte.  Die  Gestaltung  der 
Dinge  unter  dem  Kongrefs  bildete  in  politischem  Sinne  eine 
Regierung  (government) , aber  nicht  im  juristischen 
Sinne.  Es  war  eine  Regierung  de  facto  da,  aber  keine 
Regierung  de  jure,  d.  h.  keine  Regierung,  welche  ju- 
ristisch gerechtfertigt  war. 

Der  Erlafs  der  Unabhängigkeitserklärung  bildet  einen 
tief  mit  Konsequenzen  beladenen  Wendepunkt  — mit  i h r 
tritt  eine  Rechtsrevolution  ein,  und  zwar  erst  mit 
ihr.  Aber  worin  bestand  diese  Rechtsrevolution?  Wurde 
die  rechtliche  Natur  — wenn  man  überhaupt  hier  von  einer 
rechtlichen  Natur  sprechen  darf  — des  „Continental  Con- 
gress“  geändert?  Nein;  für  den  Juristen  blieb  die  Natur 
dieses  Kongresses  während  seiner  ganzen  Existenz  — vom 
10.  Mai  1775  bis  zur  Einrichtung  der  Konföderation  — un- 
verändert 10°.  Es  ist  dies  eine  sehr  wichtige  Thatsache  und 


s‘‘'  Unter  anderen,  Erlassen  von  [Papiergeld,  Regelung  der  Post. 
Nach  Story,  § 203. 

100  „In  asbuming  governmental  ftmetions,  tbo  Continental  Congress 
beeame  essentially  a revolutionär}'  body.  Its  existence  was  simply  the 


Digitized  by  Google 


38 


I.  4. 


mufs,  aus  Gründen,  die  wir  später  anführen  werden,  nicht 
aus  dem  Auge  gelassen  werden. 

Ist  die  Rechtsrevolution  in  den  Kolonien  zu  suchen? 
Ja,  und  nur  in  ihnen:  die  Rechtsrevolution  entstand  da- 
durch, dafs  die  Kolonien  England  nicht  mehr  als  „Mutter- 
land“ anerkannten,  d.  h.  sie  nahmen  in  den  Augen  des 
Völkerrechts  eine  andere  Rechtsstellung  ein.  Dies  ist  die 
einzige  Rechtsrevolution,  die  durch  die  Un  - 
abhängigkeitserklärung  verwirklicht  wurde. 
Die  Kolonien  wurden  durch  die  Unabhängigkeitserklilrung 
in  den  konkreten  Rechtsverhältnissen  einander  gegenüber 
nicht  geändert  — äufserlich  standen  sie  nicht  mehr  als  von- 
einander unabhängige  Kolonien,  sondern  als  voneinander 
unabhängige  neu  - gestaltete  politische  Gebilde  einander 
gegenüber  — es  war  dies  eine  notwendige  Folge  der  neuen 
völkerrechtlichen  Stellung,  welche  die  Kolonien  einnahmen, 
und  kann  also  kaum  eine  zweite  Rechtsrevolution  genannt 
werden.  Einen  Beweis  dafür,  dafs  die  Kolonien  nach  der 
Unabhängigkeitserklärung  in  ihren  konkreten  Rechtsver- 
hältnissen zu  einander  unverändert  blieben,  d.  h.  dafs  sie 
voneinander  rechtlich  unabhängig  blieben,  finden  wir  in 
den  Verhandlungen  des  „Continental  Congress“  selbst.  Am 
7.  Juni  1776  wurden  gewisse  Resolutionen  betreffs  der  Er- 
klärung der  Unabhängigkeit  vorgeschlagen,  und  an  einen 
Ausschufs  des  Ganzen  (committee  of  the  whole)  verwiesen. 
Am  10.  Juni  wurde  der  Beschlufs  gefafst,  einen  Ausschufs 
zu  ernennen,  der  eine  Unabhängigkeitserklärung  entwerfen 
sollte.  Am  11.  Juni  wurde  dieser  Ausschufs  ernannt;  und 
auch  ein  zweiter,  um  den  Entwurf  einer  Konföderation 
auszuarbeiten,  in  welche  die  Kolonien  eintreten  sollten 


result  of  an  emergency  created  by  the  need  of  United  Opposition  to  the 
bome  authorities.  Its  powers  rested  upon  the  acquiescence  of  the  several 
colonies  and  were  temporary  and  transitional.  And  it  was  regarded, 
while  it  lasted,  as  an  advisory  assembly  rather  than  a 
government.“  Stevens,  S.  39. 

141  „To  prepare  and  digest  a form  of  a confederation  to  be  entered 
into  between  the  colonies.“  Story,  § 205  — sämtliche  hier  an- 
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Hier  haben  wir  also  zwei  distinkte  Wünsche  und  Absichten. 
Erstens  wollten  die  Kolonien  (bezw.  die  Delegaten)  die  Un- 
abhängigkeit vom  Mutterlande  erklären.  Zweitens  wollten 
sie  danach  eine  rechtlich  unantastbare  Union  bilden. 
Die  Kolonien  waren  allerdings  schon  „vereinigt“,  aber  die 
Kolonien  sahen  ein,  dafs  diese  Union  keine  recht- 
liche Basis  hatte,  und,  da  eine  rechtlich  un- 
antastbareUnion  von  ihnen  gewünscht  wurde102, 
suchten  sie  nach  Mafsregeln,  um  eine  solche 
herzu  stellen.  Der  erste  Wunsch,  die  erste  Absicht 
wurde  am  4.  Juli  1776  erfüllt;  der  zweite  Wunsch,  die 
zweite  Absicht  wurde  erst  am  1.  März  1781  lu3  erfüllt  — 
während  der  Zwischenzeit  wurde  die  rechtliche  Stellung  der 
gewesenen  Kolonien  nicht  geändert,  d.  h.,  nach  unserer 
Untersuchung  oben,  sie  blieben  rechtlich  unabhängig 
voneinander.  Wenn  das  nicht  der  Fall  war,  was  kann 
die  Bestrebung  nach  einer  Konföderation , d.  h.  nach  einer 
Union  mit  einer  juristischen  Basis,  für  eine  Bedeutung  haben? 

Es  war  also  zwischen  dem  4.  J u 1 i 1776  und 
dem  1.  März  1781  keine  Union  mit  einer  ju- 
ristischen Basis  da104. 

Die  Natur  des  „Continental  Congress“  nach  dem  4.  Juli 
1776  haben  wir  nun  festgestellt.  Wir  müssen  jetzt  die  Natur 
der  gewesenen  Kolonien  gleichfalls  festsetzen.  Wir  machen 
noch  einmal  darauf  aufmerksam,  dafs  vor,  an  und  nach  dem 
4.  Juli  1776  die  Kolonien,  bezw.  die  gewesenen  Kolonien, 
„vereinigt“  waren,  aber  nicht  aus  juristischen  Gründen, 

gegebene  historische  Vorgänge  daseihst,  und  hei  Poore,  S.  3,  Note,  und 
v.  Holst,  V.  u.  D.,  S.  17. 

102  Was  ja  die  einzige  logische  Konsequenz  der  ganzen  Geschichte 
der  Kolonien  zu  sein  scheint. 

Poore,  S.  7,  Anmerkung;  v.  Holst,  V.  u.  D.,  S.  4. 

104  Der  „Continental  Congress“  sprach  allerdings  von  Verträgen  mit 
fremden  Mächten,  aber  offenbar  konnte  er  für  dieselben  keine  rechtlich 
bindende  Kraft  in  Anspruch  nehmen,  bis  eine  juristische  Union  da  war, 
d h.  bis  sein  Plan  der  „confederation“  durehgeführt  war.  Die  Ausschüsse 
betreffs  der  Konföderation  und  der  Verträge  wurden  an  demselben  Tage 
ernannt,  und,  wie  es  scheint,  der  betreffs  der  Konföderation  zuerst.  Siehe 
Story,  § 205;  Poore,  S.  3,  Anmerkung. 
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sondern  lediglich  aus  nicht-juristischen,  praktischen  Gründen 
— sie  wollten  gemeinsame  Handlungen  unternehmen,  und 
das  war  unmöglich,  wenn  sie  nicht  „vereinigt“  waren!  Wir 
erinnern  auch  noch  einmal  an  die  Eigentümlichkeit  der  Be- 
völkerung der  Kolonien.  Wir  haben  gesehen,  wie  homogen 
sie  war,  wie  sie  dieselbe  Sprache,  gemeinsame  Abstammung 
und  Sitten,  ähnliche  Hechtsinstitutionen  besafs.  Sie  war 
wahrlich  ein  Volk,  aber  kein  juristisch  einheit- 
liches Volk,  wenn  man  von  ihrem  einheitlichen  Ver- 
hältnis zu  England  absieht.  Die  amerikanische  Be- 
völkerung bildete  damals  zusammen  mit  Eng- 
land ein  juristisch  einheitliches  Volk,  aber 
allein  betrachtet  kein  solches  Volk,  sondern 
nur  ein  homogenes  Volk,  welches  sich  in  von- 
einander juristisch  unabhängige  politische  Ge- 
bilde teilte.  Als  Teil  eines  juristisch  einheitlichen  Volkes 
bestand  die  Bevölkerung  der  Kolonien  aus  Engländern, 
abgesehen  vom  Lande  England  aber  aus  Amerikanern: 
die  Engländer  waren  alle  Unterthanen  eines  einheitlichen 
englischen  Staates;  die  Amerikaner  waren  nicht  Unterthanen 
eines  einheitlichen  amerikanischen  Staates.  Nun,  mit  der 
Unabhängigkeitserklärung  änderte  sich  von  allen  Seiten 
nur  die  rechtliche  Natur  der  Kolonien  als  rechtlich  von- 
einander unabhängiger  politischer  Gebilde.  Einerseits  änderte 
sich  die  rechtliche  Natur  der  Bevölkerung  der  Kolonien, 
indem  keine  Engländer  (im  juristischen  Sinne)  mehr  da 
waren;  andererseits  änderte  sich  die  rechtliche  Natur  der 
Bevölkerung  nicht,  indem  sie  in  voneinander  rechtlich  un- 
abhängige politische  Gebilde  geteilt  blieb,  denn,  wie  wir 
gezeigt  haben,  es  fand  im  juristischen  Sinne  keine  Union 
dieser  politischen  Gebilde  statt. 

Aber  die  Bevölkerung  der  Kolonien  war  in  dem  Streit 
mit  England  ein  historisch  uniertes  Volk;  der  Streit 
wurde  gemeinsam  geführt,  aber  historisch,  nicht  juristisch 
gemeinsam;  und  die  Bevölkerung  der  Kolonien  bildete  in 
diesem  Zusammenhang  England  gegenüber  in  einem  ge- 
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wissen  Sinne  „ein  Volk“105,  welches  durch  seine  merk- 
würdige Homogenität  besonders  .ausgezeichnet  war.  Nur  in 
diesem  Sinne  ist  der  Ausdruck  „one  people“  in  dem  folgen- 
den (dem  ersten)  Absatz  der  Unabhängigkeitserklärung  zu 
erklären106:  „When  in  the  Course  of  human  events,  it  be- 
comes  necessary  for  one  people  to  dissolve  the  political 
bonds  which  have  connected  them  with  another,  and  to  as- 
sume  among  the  Powers  of  the  earth,  the  separate  and 
equal  Station  to  which  the  Laws  of  Nature  and  of  Nature’s 
God  entitle  them,  a decent  respect  to  the  opinions  of  man- 
kind  requires  that  they  should  declare  the  causes  which 
impel  them  to  the  Separation“  ,0T. 

Was  wurden  also  die  Kolonien  durch  die  Unab- 
liängigkeitserklfirung?  Diese  Urkunde  erklärt:  „That  these 
United  Colonies  are,  and  of  Right  ought  to  he  Free  and 
Independent  States;  that  they  are  Absolved  from  all  Alle- 
giance  to  the  British  Crown,  and  that  all  political  Connec- 
tion between  them  and  the  State  of  Great  Britain,  is  and 
ought  to  be  totally  dissolved;  and  that  as  Free  and  Inde- 
pendent States,  they  have  full  Power  to  lcvy  War,  con- 
clude  Peace,  contract  Alliances,  establish  Commerce,  and  to 
do  all  other  Acts  and  Things  which  Independent  States 
may  of  right  do.“  Ja,  freie  und  unabhängige  Staaten 
wurden  sie,  aber  nicht  nur  von  England  unabhängig,  son- 
dern auch  voneinander,  denn  wir  haben  gesehen,  wie  sie 
'„vereinigt“  („United“)  waren ; sie  wurden  ferner  von 
jedem  Staat  rechtlich  unabhängig.  Das  „free  and  inde- 
pendent“ ist  also  gleichbedeutend  mit  „souverän“,  und  diese 
souveränen  Staaten  erklären  ferner,  dafs  sie  die  Funktionen 
souveräner  Staaten  für  sich  in  Anspruch  nehmen:  sie  zählen 


,os  Und  selbst  verständlich  auch  die  Bevölkerung  von  England  den 
Kolonien  gegenüber. 

108  v.  Holst  betrachtet  die  Bevölkerung  der  13  von  England  be- 
freiten Kolonien  als  ein  juristisch  einheitliches  Volk.  V.  u.  1).,  S.  4 ff. 
Er  scheint  hier  zu  einseitig  historisch  zu  sein. 

107  Bei  Poore,  S.  3. 
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verschiedene  auf,  und  fügen  hinzu:  „and  to  do  all  other 
Acts  and  Things  which  Independent  States  may  of  right  do.“ 

Es  ist  zu  bemerken,  dafs,  während  diese  Staaten  sich 
besonders  bemühen,  ihren  Anspruch  auf  alle  souveränen 
Funktionen  zu  verkündigen,  sie  die  Art  und  Weise  nicht 
verkündigen,  in  der  sie  dieselben  ausüben  wollen,  sondern 
diese  Verfügung  der  Geschichte  überlassen.  Wir  haben  er- 
fahren, dafs  gleichzeitig  mit  dem  Erlafs  der  Unabhängig- 
keitserklärung  die  Absicht  und  das  Streben  vorhanden 
waren,  die  souveränen  Funktionen  rechtlich  gemeinsam 
durch  die  Bildung  einer  auf  einer  juristischen  Basis  ruhen- 
den Union  auszuüben;  und  auch  erfahren,  dafs  diese  Ab- 
sicht und  dieses  Streben  noch  nicht  erfüllt  wurden.  Es  ist 
also  klar,  dafs  diese  Staaten  juristisch  souverän  und  un- 
abhängig voneinander  bleiben  mufsten,  bis  eine  solche  Union 
zustande  käme,  und  letzteres  geschah  erst  am  1.  März  1781. 

Durch  die  Wirkung  der  Unabhängigkeits- 
erklärung wurden  also  die  13  Kolonien  zu  13 
souveränen,  voneinander  rechtlich  unabhängi- 
gen Staaten10*,  denn  sie  besafsen  die  Eigenschaften 
eines  souveränen  Staates,  wie  diese  sich  durch  unsere  Defi- 
nition zusammenfassen  lassen 10B.  Und  sie  behielten  diesen 
Charakter  bis  zur  Formierung  der  „Confederation“  (1.  März 
1781)  bei,  was  aus  unserer  Untersuchung 110  hervorgeht. 

.Aber,“  fragt  man  vielleicht,  „warum  gaben  diese 
souveränen  Staaten,  wenn  sie  wirklich  souverän  waren, 
keine  substantiellen  Beweise  ihres  souveränen  Charakters? 
Warum  erschienen  sie  nicht  de  jure  und  de  facto  als 
Mitglieder  der  völkerrechtlichen  Familie  souveräner  Staaten? 

lufl  „The  coloniea  threw  off  their  allegfance  to  England  and  beeame 
sovereign  States.“  Laudon,  S.  176.  Vergl.  die  Erklärung  Connecticutts 
1776:  „This  Republic  is,  and  »hall  forever  be  and  reinain,  a free,  sovereign, 
and  independent  State,  bv  the  Xame  of  State  of  Connecticutt.“  Bei 
Poore,  S.  257.  Wenn  die  18  befreiten  Kolonien  aneinander  rechtlich 
verbunden  waren,  warum  finden  wir  das  in  ihren  VerfassungRurkundcn 
1776 — 1781  nicht  erklärt?! 

109  Oben  S.  26. 

1,0  Oben  S.  36-89. 
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Warum  handelten  sie  nicht  als  Souveräne  Staaten  mit 
anderen  souveränen  Staaten?“  Die  Antwort  auf  diese 
Frage  scheint  uns  so  einfach,  dafs  wir  nicht  viele  Zeit 
damit  zu  verbringen  brauchen : die  13  Staaten  befanden 
sich  in  einem  Kriegszustand.  Sie  kämpften  um  Freiheit, 
aber  nicht  mehr  um  die  „Freiheit  der  Engländer“,  sondern 
um  absolute  politische  Freiheit,  Unabhängigkeit,  von  Eng- 
land. Es  galt,  und  alles  wurde  dazu  gewagt,  sich  als 
souveräne  Staaten  England  gegenüber  zu  bewähren.  Für 
die  armen  Staaten  war  dies  kein  leichter  Kampf.  Er  nahm 
ihre  ganze  Kraft,  ihr  Alles  in  Anspruch.  Sie  hatten  keine 
Zeit,  anderen  Staaten  gegenüber  als  souveräne  Staaten  auf- 
zutreten. Völkerrechtlichen  Formalitäten  durften  die  Kriegs- 
angelegenheiten nicht  weichen.  Eine  Unterbrechung,  und 
alles  wäre  wahrscheinlich  verloren  gegangen! 

Eines  ist  juristisch  ganz  sicher:  hätte  irgend  einer 
dieser  13  Staaten  die  Gelegenheit,  den  Wunsch  und  die 
Zeit  gehabt,  einen  Vertrag  mit  einer  fremden  souveränen 
Macht  abzuschliefsen,  und  hätte  einen  solchen  abgeschlossen, 
dann  wäre  der  Vertrag  völkerrechtlich  ganz  gültig  gewesen. 
Aber  solch  ein  Fall  war  kaum  zu  erwarten,  denn,  ab- 
gesehen von  den  bedrängten  Zuständen  der  13  Staaten, 
mufsten  sie  sich  zuerst  als  souveräne  Staaten  anderen 
Staaten  gegenüber  beweisen,  bevor  die  letzteren  mit  ihnen 
als  völkerrechtlich  gleichberechtigten  Staaten  handeln 
konnten,  und  dieser  Beweis  konnte  nicht  erbracht  werden, 
so  lange  der  Krieg  mit  England  dauerte.  Das,  ebensosehr 
wie  die  bedrängte  Lage  der  Staaten , ist  auch  ein  Grund 
dafür,  warum  die  Staaten  substantiellere  Beweise  ihres 
souveränen  Charakters  nicht  anführten.  Aber  der  beste 
Grund  ist  der,  dafs  die  Staaten  als  souveräne  Staaten 
nicht  einzeln  erscheinen,  sondern  sich  juristisch  unieren, 
xind  in  der  völkerrechtlichen  Familie  als  eine  Einheit  auf- 
treten  wollten,  und  sie  strebten  seit  der  Unabhängigkeits- 
erklärung  danach,  dies  zu  verwirklichen. 

Die  damalige  rechtliche  Unabhängigkeit  aber  eines  jeden 
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der  13  Stauten  von  den  anderen  wird  vollständig  dadurch 
bewiesen,  dafs  irgend  einer  der  13  Staaten,  gerade  wie 
irgend  eine  der  13  Kolonien  vor  der  Unabhftngigkeits- 
erklärung,  sich  von  den  anderen  hätte  zurückziehen  können, 
ohne  dadurch  eine  Rechtsverletzung  begangen  zu  haben m. 
Solch  ein  Fall  kommt  dem  Historiker  vielleicht  lächerlich 
vor,  aber  der  Jurist  mufs  an  dem  positiven  (geltenden) 
Recht  festhalten,  und  er  kann  kein  juristisches  Band 
zwischen  den  13  Kolonien  entdecken,  weder  vor  noch  nach 
der  Unabhängigkeitserklärung.  Wir  wiederholen,  dafs  es  ein 
historischer  Zufall  war,  dafs  13  Kolonien,  nicht  mehr,  nicht 
weniger,  sich  von  England  lossagten.  Eine  Kolonie  hätte  ebenso- 
gut von  dem  Kongrefs  vom  Jahre  1775  (und  den  folgenden 
Jahren)  ferne  bleiben  können,  als  von  dem  Kongrefs  vom  Jahre 
1774,  was,  wie  wir  gesehen  haben,  thatsächlieh  geschah1 12. 

Da,  wie  wir  schon  angedeutet  haben,  die  juristischen 
Faktoren  wegen  der  überwiegenden  rein  historischen  Fak- 
toren während  der  revolutionären  Periode  bis  zur  Formierung 
der  Konföderation  so  leicht  übersehen  und  unrichtig  ver- 
standen werden  können,  so  sind  zwei  Dinge  nötig,  um  eine 
klare  Festsetzung  der  rechtlichen  Natur  der  13  Staaten,  wie 
wir  sie  auseinandergesetzt  haben,  zu  gewinnen: 

I.  Es  mufs  die  juristische,  oder  vielmehr  die  nicht- 
juristische  Natur  des  „Continental  Congress“  nicht 
aus  dem  Auge  gelassen  werden.  Er  war  nur  eine 

1,1  Deshalb  kann  .1.  Q,  Adams  von  der  Unabhängigkeit  bzw.  Sou- 
veränität eines  jeden  der  Staaten  nieht  sagen:  „Sie  hatte  nie  thatsächlieh 
existiert“  (Hei  v.  Holst,  V.  u.  D.,  S.  19.)  Er  sagt  ferner,  Rie  „war  nie 
rechtlich  erklärt  worden“.  (Bei  v.  Holst,  V.  n.  ]).,  S.  19.)  Sie  war 
aber  durch  die  Unabhängigkeitserklärung  implicite  verkündigt,  wie  wir 
schon  gesehen  halten,  und  diese  Urkunde  ist  eine  II ec  h t s urkunde : „The 
Declaration  of  independence  has  . . . alwavs  been  treated  as  an  act  of 
paramount  and  Sovereign  authority,  complete  and  perfect  per  sr  and 
ipso  facto  working  an  entire  dissolution  of  all  political  Connection  with, 
and  allegiance  to.  Great  Britaiu.  And  tliis,  not  mcrely  as  a practical 
faet,  but  in  a legal  and  constitutional  view  of  the  matter  by  courts  of 
justice.“  (Story,  § 211.)  Durch  den  Friedensschiufa  erkannte  England 
nachträglich  die  rechtliche  Wirkung  der  Unabhängigkeitserklärung  an. 

,1°  Oben  S.  82.  Die  Kolonie  war  Georgia,  und  sie  nahm  ihre 
Stelle  in  dein  Kongrefs  vom  Jahre  1775  erst  am  13.  September  1775  ein. 
Story,  I.,  S.  146,  Note  3 (zu  § 203). 
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beratende,  ratgebende  Versammlung,  deren  Akte 
nicht  juristisch  bindend  waren118. 

II.  Es  mufs  die  Natur  der  Bevölkerung  der  13  Staaten 
nicht  vergessen  werden.  Sie  war  ein  homogenes  hi- 
storisch einheitliches,  aber  kein  juristisch  einheitliches 
Volk,  d.  h.  sie  bildete  nicht  einen  einheitlichen  Staats- 
organismus im  juristischen  Sinne. 

Über  den  Inhaber  der  Souveränität  in  diesen  13  Staaten 
haben  wir  später  zu  sprechen. 

Unsere  Betrachtung  der  revolutionären  Periode  endet 
also  vorläufig  liier114. 

1,3  v.  Holst  giebt  zu,  dafs  dieser  Kongrefs  nicht  auf  einer  juristischen 
ltasis  ruhte:  „Er  wurde  . . . per  se  zur  Nationalregierung  de  facto  dereu 
frühere  wie  spätere  Handlungen  durch  den  Erfolg  der  Revolution  nach- 
träglich auch  eine  rechtlich  bindende  Kraft  erhielten.“  V.  u.  D-,  S.  7. 
Es  wäre  richtiger,  so  zu  schreiben:  „nach  dem  Erfolge“,  etc. 

114  Es  klingt  befremdend,  wenn  Cooley  (S.  10 — 11)  von  den  Staaten 
der  Union  sagt:  „it  may  be  said  of  them  generally  that  they  liave  at  all 
times  been  subject  to  some  national  government,  which  has  excrcised 
some  control  over  the  subjects  of  war  and  peace , and  otlier  matters 
pertaining  to  extcrnal  sovereignty.“  Wir  erwarten,  dafs  Coolcy  als  Jurist 
schreibt,  aber  aus  dieser  Stelle  und  dem  früher  (oben,  S.  36,  Note  98) 
angegebenen  Citat  geht  es  deutlich  hervor,  dafs  er  nicht  genau  genug 
zwischen  den  rein  historischen  und  den  juristischen  Elementen  unter- 
scheidet. Er  übersieht  den  Mangel  einer  juristischen  Basis  für  sein 
„national  government“,  und  hält  die  de  facto  - Natur  derselben  zu  viel 
im  Auge.  Story  macht  denselben  Fehler:  „Whatever,  then,  may  he  the 
theories  of  ingenious  men  on  the  subject,  it  is  historically  true  that  before 
the  Declaration  of  Independence  these  colonies  were  not,  in  any  absolute 
sense,  Sovereign  States;  that  that  event  did  not  find  or  make  them  such; 
bnt  that  at  the  moment  of  their  Separation  [from  England]  they  were 
under  the  dominion  of  a superior  Controlling  national  government  whose 
powers  were  vested  in  and  exercised  by  the  general  Congress  with  the 
consent  of  the  people  of  all  the  States.“  (S  214.)  Story  findet  eine  recht- 
liche Basis  für  sein  „national  government“  in  dem  „consent  of  the  people“. 
An  einer  anderen  Stelle  (§  201)  wird  z.  B.  von  ihm  behauptet,  dafs  der 
„Continental  Congress“  Beine  „souveräne“  Autorität  de  facto  und  de 
jure  ausübte,  „not  as  the  delcgated  agents  of  the  govemments  de  facto 
of  the  colonies  but  in  virtue  of  original  powers  derived  from  the  people.“ 
v.  Holst  (V.  u.  D.,  S.  4.  Note  1)  — obgleich  er  die  vereinigten  Kolonien 
als  ein  auf  dem  „souveränen  Volkswillen“  ruhendes  „unabhängiges  staat- 
liches Gemeinwesen“  betrachtet  (S.  17)  — sagt  von  dieser  Stelle:  „Allein, 
er  [Story]  vergifst  dabei,  dafs  die  Ansicht,  welche  in  dem  Volke  den  ein- 
zigen Souverän  und  die  alleinige  Quelle  aller  rechtmäfsigen  Gewalt  sieht 
damals  in  Amerika  noch  nicht  ein  anerkannter  Kechtsgrundsatz  war.“ 
Aber  abgesehen  von  der  Richtigkeit  dieser  Behauptung  von  v.  Holst 
werden  wir  später  sehen,  dafs  in  diesem  hier  zu  betrachtenden  „consent 
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Wir  haben  gesehen,  dafs  gleichzeitig  mit  dem  Erlafs 
der  Unabhttngigkeitserklärung  Unterhandlungen  im  Gange 
waren,  eine  juristische  Union  der  13  „freien  und  un- 
abhängigen“ bezw.  souveränen  Staaten  herbeizuftihren. 
Diese  Unterhandlungen  wurden  ununterbrochen  weiter  be- 
trieben. Am  12.  Juli  1776  wurde  ein  Entwurf  einer  Kon- 


of  the  people“  überhaupt  kein  Reclitsgruud  für  eine  Union  zu  finden 
ist.  Das  läfst  uns  hier  also  nur  eine  de  facto  - Regierung  ohne  eine 
juristische  Basis  übrig,  d.  h.  sic  ist  keine  rechtliche  Regierung  (legal 
govemment)  im  juristischen  Sinne.  Alle  Thätigkeiten  dieser  Re- 
gierung waren  aus  einer  Revolution  entstanden,  bestanden 
kraft  der  Revolution,  und  sind  nur  durch  dio  Revolution  zu 
erklären,  und  die  Revolution  war  nicht  juristisch,  wenn 
auch  „menschenrechtlich“,  gerechtfertigt.  Wir  erinnern  noch 
einmal  an  die  Bedeuttiug  der  Thatsache  die  auch  historisch  ist,  dafs 
der  Versuch  immer  (nach  der  Unabhängigkeitserklärungl  vorhanden  war. 
ein  juristisch  zu  rechtfertigendes  „national  government“  herbeizuführen, 
bis  endlich  ein  solches  178 1 errichtet  wurde. 

Die  folgende  Stelle  von  Wilson  (§  863)  stimmt  mit  unserer  Unter- 
suchung überein:  „The  colouies  cannot  he  said  to  have  framed  auy  föde- 
rative eonstituent  law  until  1777,  when  the  Articles  of  Confederation 
were  drawn  up.  Before  tliat  time  they  liad  co-operatcd  without  auy  deter- 
minate  law  of  co-operation,  actin  g rat  her  upon  the  suggestions 
of  international  procedure  than  upon  any  clear  recognition 
of  corporate  combination.  Preparations  for  Union  there  had  beet», 
and  signs  of  its  Corning;  but  no  more  . . . . But  in  none  of  these  Steps 
was  there  auy  Creation  of  organic  Union;  tliat  was  to  be  the  result 
of  slow  process,  and  was  to  be  effected  only  by  the  formulatiou 
of  an  entirely  new  body  of  law.“ 

Die  folgende  Stelle  aus  einer  Entscheidung  des  Obcrbnndcsgcriehts 
(zu  ersehen  bei  Coolev,  8.8,  Note;  Story,  § 216)  scheint  auch  mit  unserer 
Theorie  übereinzustimmen:  „The  Revolution,  or  rather  the  Declaration 
of  Indepcndenco , found  the  people  al ready  United  for  general  purposes 
[das  haben  wir  auch  konstatiert]  and  at  the  same  time  providiug  for  their 
more  domostic  concerns  by  State  conventions  and  other  temporary  arrange- 
ments.  Erom  the  Crown  of  Great  Britaiu  the  sovereignty  of  their 
country  passed  to  the  people  of  it  [welches  Volk  aber,  wie  wir 
glauben,  nicht  juristisch  einheitlich  war];  and  it  was  not  theu  au 
ltncommon  opinion  tliat  the  unappropriated  lands  wliieh  belouged 
to  the  Crown  passed,  not  to  the  people  of  the  colony  or  State 
within  whose  limits  they  were  situated,  but  to  the  whole  people.  Ou 
whatever  principles  tliis  opinion  rested,  it  did  not  give  way  to  the 
other,  and  thirteen  sovereignties  were  considered ns ernerg- 
cd  from  the  principles  of  the  Revolution,  combiued  witli  local 
convenience  and  considerations;  the  |>eople,  nevertheless , contiuued  to 
consider  themselves,  in  a national  poiut  of  view,  as  one  people  [wir 
haben  gesehen,  wie  es  „ein  Volk“  gab];  and  they  continued  without 
Interruption  to  manage  their  national  concerns  aeeordingly  [ohne  gemein- 
same Handlung  war  nichts  zu  erreichen ; das  war  in  der  Tliat  die  Folge 
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foderation  von  dem  am  11.  Juni  1776  eingesetzten  Aus- 
schufs  eingebracht.  Über  diesen  Entwurf  wurde  bis  zum 
20.  August  debattiert.  Dann  blieb  die  Sache  bis  zum 
7.  April  1777  ruhen.  Dann  folgten  weitere  Debatten 

bis  zum  15.  November  1777,  an  welchem  Datum  der  Ent- 
wurf der  Konföderations- Artikel  von  dem  „Continental 
Kongress“  angenommen  wurde,  und  es  von  demselben  be- 
schlossen wurde,  den  Entwurf  den  Legislaturen  der  Staaten 
zur  Annahme  zu  empfehlen.  Die  Annahme  oder  Rati- 
fikation der  Legislaturen  aller  13  Staaten  erfolgte  erst  am 
1.  März  1781  1,5 ; und  der  Kongrefs  trat  mit  seinen  neuen 
Befugnissen  am  2.  März  1781  zusammen  n®. 

Nach  einer  Betrachtung  aller  historischen  Vorgänge 
während  der  revolutionären  Periode  würde  man  erwarten, 
dafs  die  Union  der  Staaten  entweder  einen  sog.  Bundesstaat 
oder  einen  Staatenbund  bilden  würde.  Wir  glauben,  dafs 
niemand  mit  einer  Kenntnis  der  Thatsachcn  bestreitet,  dafs 
die  Union,  welche  gebildet  wurde,  ein  Staatenbund  war117. 

de»  Dranges  der  thatsnchlichen  Verhältnisse!].  Afterwards,  in  the  hurrv 
of  the  war,  and  in  the  warmth  of  mutual  contidence,  they  made  a 
co  n fede  rat  i on  the  basis  of  a general  government  [und  bildeten 
dadurch  die  erste  Union  mit  einer  juristischen  Basis].“ 

1,5  Ueber  die  rechtliche  Natur  dieser  Annahme  durch  die  Staaten- 
legislaturcn  haben  wir  später  zu  sprechen  (unten  S.  53  f.). 

m Die  historischen  Vorgänge  hei  v.  Holst,  V.  u.  D.,  S.  18,  19,  17; 
und  Story,  §§  222 — 225  (er  sagt  8.  statt  7.  April  1777).  Siehe  auch  Poorc, 
S.  7,  Anmerkung. 

1,7  v.  Holst  sagt  (V.  u.  D.,  S 20):  „Die  Konföderations-Artikel  gehen 
von  der  Voraussetzung  aus,  dafs  von  dem  Tage  der  Unabhängigkeits- 
erklärung an  jede  Kolonie  thatsächlicli  und  rechtlich  ein  unabhängiger 
Staat  sei,  der  jetzt  erst,  wenn  und  so  weit  es  ihm  beliebe,  mit  den 
anderen  Staaten  in  ein  Bundesverhnltniss  treten  solle.“  Aber  er  glaubt 
das  nicht,  wie  wir  schon  gesehen  haben  — es  lautet  ferner  (S.  17):  „Die 
vereinigten  Kolonien  bestanden  . . . [nach  der  Unabhängigkeitserklärung] . . . 
nach  dem  souveränen  Volkswillen  als  ein  unabhängiges  staatliches  Gemein- 
wesen“ — und  er  fügt  hinzu:  „Wie  sich  diese  Voraussetzung  mit  der 
Thatsache  reime,  dafs  der  Kongrefs  seit  Jahren  existirte  und  thatsächlicli 
von  dem  ersten  Augenblick  seiner  Kxistenz  an  bis  zur  Stunde  souveräne 
Gewalt  ausgeübt  hatte,  während  die  einzelnen  Staaten  weder  theoretisch 
noch  praktisch  England  oder  dem  übrigen  Auslande  gegenüber  als  sou- 
veräne Staaten  aufgetreten  waren,  darüber  blieb  man  sich  die  Rechenschaft 
schuldig.  Der  Widerspruch  ist  indes  leicht  zu  erklären.“  Er  erklärt 
den  „Widerspruch“  dadurch,  dafs  er  sagt  (S.  20,  21):  „Die  Änderungen, 
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Das  liegt  ja  in  dem  Namen  selbst,  denn  sie  hiefs:  Kon- 

föderation“ ; und  die  Bestimmungen  der  Konföderations- 
Artikel  bestätigen  die  staatenbündisehe  Natur  der  Union : 
Es  lautet  z.  B.  Art.  III:  „The  said  States  hereby 

severally  enter  into  a firm  league  of  friendship  with  each 
other“  etc.  Die  Organisation  der  Konföderation  entspricht 
der  Definition  eines  Staatenbundes:  „Wenn  Staaten  ein 
dauerndes  politisches  Biindniss,  dessen  Zweck  mindestens  in 
gemeinsamer  Verteidigung  besteht,  mit  ständigen  Bundes- 
organen errichten,  so  entsteht  ein  Staatenbund“ ,,s.  Die 
Einrichtung  der  Centralorgane  der  Konföderation  war  die 
eines  Staatenbundes.  Über  diesen  Punkt  brauchen  wir 


welche  durch  die  Konföderations-Artikel  bewirkt  wurden,  waren  nicht 
sowohl  positiver  als  vielmehr  negativer  Natur.  Sie  brachten  den  im  Ent- 
stehen begriffenen  .Staat  nicht  in  eine  bestimmte  Form,  sondern  begannen 
ihn  aufzulösen...  Das  praktische  Kesultat  davon  war,  dafs  die  Ver- 
einigten Staaten  einerseits  immer  mehr  in  13  unabhängige  Republiken 
auseinanderfielen,  und  andererseits  genau  in  dem  gleichen  Masse  that- 
säehlieh  aufhörten,  ein  Glied  der  durch  das  Völkerrecht  verbundenen 
Staatenfamilie  zu  sein“  (!!)  Diese  Erklärung  mufs  dem  Juristen  sehr 
lahm  scheinen.  Wir  glauben,  dafs  die  Begründer  der  Konföderation  nicht 
mit  einer  Voraussetzung  arbeiteten,  die  nicht  thatsächlich  existierte,  lind 
deren  sie  nicht  völlig  bewufst  waren! 

Story  und  Oooley  versuchen  als  Juristen  diesen  „Widerspruch“  nicht 
zu  erklären:  sie  erklären  den  Übergang  von  ihrem  „national  government" 
zur  Konföderation  nicht.  C'ooley  (8.  10)  verzichtet  ausdrücklich  darauf, 
die  rechtliche  Stellung  der  Staaten  der  Konföderation  zu  erklären.  Story 
spricht  sich  nicht  ausdrücklich  über  diesen  Punkt  ans,  scheint  jedoch 
mit  uns  über  die  Natur  der  Konföderation  übereinzustimmen  (§§  306  bis 
372;  siehe  besonders  §§  321,  322  . 353,  und  vergl.  den  letzten  Satz  zu 
§ 267,  und  den  ersten  Satz  zu  § 694).  Siehe  die  Proklamation  des  Prä- 
sidenten Jackson  vom  10.  Dezember  1832,  bei  Story  (Appendix  zu  Bd.  1.). 

In  einer  Entscheidung  des  Obcrlmndesgeriehts  durch  den  Mund  des 
berühmten  Chief  J«stice  John  Marsliall  wird  anerkannt,  dafs  die 
Staaten  vor  der  jetzigen  Bundesverfassung  souverän  und  unabhängig,  und 
nur  durch  eine  „league“  verbunden  waren.  (Bei  Story,  § 215,  Note.)  Sie 
unterlagen  gewissen  Pflichten  als  Mitglieder  der  Konföderation,  aber  nur 
im  völkerrechtlichen  Sinne. 

Der  „Federalist“  betrachtet  die  Konföderation  als  eine  „league“, 
indem  z.  B.  er  davon  sagt  (Nr.  43,  gegen  Schlufs):  „A  compact  between 
independent  Sovereigns,  founded  on  ordinary  acts  of  legislative  authority, 
can  preteud  to  no  higher  validity  than  a league  or  treaty  between  the 
parties.“  Dies  ist  von  Madison.  Hamilton  spricht  von  dieser  Natur  der 
Konföderation  in  dem  „Federalist“,'  Nr.  15. 

,1B  Jellinck,  Staatenverbiudungeu  S.  172. 
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nicht  viel  Zeit  zu  verlieren;  die  Geschichte  hat  deutlich 
genug  bewiesen,  dafs  die  Konföderation  ein  Staatenbund 
war.  und  zwar  ein  sehr  schwacher,  lebensunfähiger  Staaten- 
bund. Der  Mangel  einer  mit  vollstreckender  Gewalt  aus- 
gerüsteten Exekutive  machte  die  Konföderation  zu  einem 
sehr  lockeren  Bund119,  der  sein  mühseliges  Leben  über- 
haupt nicht  so  lange  hätte  fristen  können,  wenn  die  mo- 
ralischen, reellen  Anziehungselemente  die  Staaten,  trotz  des 
hartnäckigen  Partikularismus  derselben,  nicht  zusammen- 
gehalten hätten.  Aber  die  Zustände  wurden  endlich  un- 
erträglich; sollte  es  eine  lebensfähige  Union  geben,  dann 
mufste  eine  Verbesserung  eintreten.  Unter  diesen  Um- 
ständen wurde  die  gegenwärtige  „Union“  gebildet,  welche 
am  4.  März  1789  ins  Leben  trat.  Um  die  rechtliche  Natur 
dieser  „Union“  festzusetzen,  müssen  wir  zuerst  den  Inhaber 
der  Souveränität  in  den  verschiedenen  Staatsorganismen  seit 
dem  4.  Juli  1776  feststellen. 

Vor  der  Unabhängigkeitserklärung  waren  die  Kolonien 
Nebenländer  von  England,  und  abhängig  von  ihm  — 
also  in  keinem  absoluten  Sinne  souverän.  Durch  die  Un- 
abhängigkeitserklärung wurden  die  Kolonien,  wie  wir  fest- 
gestellt haben,  souveräne,  voneinander  rechtlich  unabhängige 
Staaten.  Vorher  ruhte  die  Souveränität  in  England;  nach- 
her in  den  Staaten.  Aber  wo  lag  sie,  wer  hatte  sie  inne? 
Die  Souveränität  ging  von  England  auf  das  Volk  der  Kolo- 
nien über120,  aber  auf  das  juristisch  in  unabhängige  Staaten 
geteilte  Volk.  Es  ist  juristisch  für  ein  Volk  unmöglich,  In- 
haber der  Souveränität  zu  sein,  das  nicht  juristisch  ein 
einheitliches  Volk,  bezw.  ein  juristisch  einheitliches  staat- 

1,9  „These  Articles  [of  Confederation]  gave  no  real  Integration  to 
thc  eonstituent  state»;  they  werc  from  the  first  a rope  of  samt  whieh 
conld  bind  no  one.“  Wilson,  § 865. 

120  Vergl.  den  folgenden  Satz,  in  der  oben  (S.  45,  Note  114)  er- 
wähnten Entscheidung  des  Oberbundesgerichts:  „From  the  Crown  of  Great 
Britain  the  sovereignty  of  their  [der  Kolonisten]  country  passed  to  the 
people  of  it.“ 

Staat»-  u.  TOlkerreclitl.  Ahliandl.  I.  4.  — Fisk.  4 
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Hohes  Gemeinwesen  bildet.  Es  ist  also  hier  nicht  so  viel 
die  Frage,  ob  die  Souveränität  auf  die  Völker  der  Einzel- 
staaten überging,  als  vielmehr,  ob  die  Souveränität  über- 
haupt auf  ein  Volk  überging,  denn  wenn  sie  auf  ein  Volk 
überging,  dann  mufste  sie  auf  die  Völker  der  Einzel. 
staaten  übergehen,  denn,  wie  wir  gesehen  haben,  kam  durch 
die  Unabhängigkeitserklärung  kein  einheitliches,  die  Einzel- 
staaten umfassendes  staatliches  Gemeinwesen  zustande. 

Es  ist  überhaupt  falsch,  von  einem  Übergang  der 
Souveränität  hier  zu  sprechen,  denn  wenn  es  ein  Übergang 
gewesen  wäre,  dann  wäre  eine  Souveränität  in  dreizehn 
Souveränitäten  geteilt  worden ; aber  das  ist  unmöglich,  denn 
wir  haben  bewiesen  m,  dafs  die  Souveränität  unteilbar  ist. 
Durch  die  Unabhängigkeitserklärung  entstan- 
den thatsächlich,  und  faktisch  allein,  für  die 
13  voneinander  juristisch  unabhängigen  Staaten 
eine  Vernichtung  derSouveränität,  welche  vor- 
her in  England  geruht  hatte,  und  die  Schöpfung 
einer  neuen  Souveränität  in  einem  jeden  dieser 
13  Staaten. 

Dafs  der  Inhaber  der  Souveränität  in  einem  jeden  der 
13  Staaten  das  Volk  desselben  war,  kann  man  kaum  be- 
streiten. Dies  ist  die  einzige  Erklärung  der  ganzen  Ge- 
schichte der  13  Staaten;  dies  ist  die  einzige  logische  Folge 
ihres  früheren  „local  government“ ; dies  ist  die  einzige  ver- 
nünftige Konsequenz  der  ganzen  früheren  Denkweise  der 
Bevölkerung  der  13  Staaten ; dies  ist  die  einzige  Erklärung 
ihrer  staatlichen  Existenz  nach  der  Unabhängigkeitserklärung. 
Über  diesen  Punkt  brauchen  wir  uns  nicht  in  Abstraktionen 
und  Spekulationen  einzulassen ; die  Geschichte  liefert  uns 
nämlich  Thatsaehen  genug,  um  unsere  Behauptung  zu  be- 
weisen. Wir  betrachten  es  nicht  als  unsere  Aufgabe  oder 
Pflicht,  diese  Thatsaehen  aufzuzählen,  aber  es  ist  interessant 
zu  wissen,  was  man  in  den  Staaten  selbst  damals  über  diesen 

181  Oben  S.  26  ff. 
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Punkte  dachte.  Einige  Citate  aus  den  damaligen  Ver- 
fassungen der  Staaten  werden  uns  überzeugen,  dafs  man 
damals  glaubte  (und  die  Geschichte  bestätigt  den  Glauben), 
dafs  das  Volk  Inhaber  der  Souveränität  war.  In  Virginias 
Verfassung,  bezw.  „Bill  of  Rights“,  wird  1776  erklärt: 
„That  all  power  is  vested  in,  and  consequently  derived 
from,  the  people;  that  magistrates  are  their  trustees  and 
servants,  and  at  all  times  amenable  to  them.“  In  Georgias 
Verfassung  wurde  1777  gesprochen  von  „the  people,  from 
whom  all  power  originates“.  In  der  Einleitung  zu  einer 
„Declaration  of  Rights“  lautete  es  1776  in  Connecticutt : 
„The  people  of  this  State,  being  by  the  Providence  of  God, 
free  and  independent,  have  the  sole  and  exclusive  Right  of 
governing  themselves  as  a free,  sovereign,  and  independent 
State.“  Massachusetts  erklärte  1780  in  ihrer  Verfassung 
(bezw.  Preambel  dazu):  „The  body-politie  is  forined  by  a 

voluntary  association  of  individuals;  it  is  a social  compact 
by  which  the  whole  people  covenants  with  each  citizen  and 
each  citizen  with  the  whole  people  that  all  shall  he  govern- 
ed  by  certain  laws  for  the  common  good.“  In  Marylands 
Verfassung  (Declaration  of  Rights)  lautete  es  1776:  „That- 
all  government  of  right  originates  from  the  people,  is  found- 
ed  in  compact  only,  and  instituted  solely  for  the  good  of 
the  whole.“  Pennsylvania  erklärte  1776  (Declaration  of 
Rights):  „That  all  power  being  originally  inherent  in,  and 
consequently  derived  from  the  people;  therefore  all  ofticers 
of  government,  whether  legislative  or  executive,  are  their 
trustees  and  servants,  and  at  all  times  accountable  to  them.“ 
New -Yorks  Verfassung  (Art.  I)  erklärte  1777:  „that  no 

authority  shall,  on  any  pretence  whatever,  be  exercised 
over  the  people  or  members  of  this  State  but  such  as  shall 
be  derived  from  and  granted  by  them“  ,22.  Die  Verfassungen 
dieser  und  der  übrigen  Staaten  waren  schon  damals  von 
diesem  Gedanken  der  Volkssouveränität  beseelt. 


123  Sämtliche  Urkunden  in  Poores  Sammlung. 
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Da  die  Konföderation  nur  eine  „league“  war,  deren 
Mitglieder  — zwar  in  sehr  ausgedehnter  Weise  — nur 
völkerreehtlich  128  miteinander  verbunden  waren,  so  verloren 
die  Einzelstaaten  ihre  Souveränität  dadurch  nicht,  dafs  sie 
Mitglieder  der  Konföderation  waren.  Ein  konklusiver  Be- 
weis dafür,  dafs  die  Einzelstaaten  souverän  waren  und 
blieben,  abgesehen  von  ihren  ultra- völkerrechtlichen  Pflichten 
als  Mitglieder  der  Konföderation  124,  ist  der,  dafs,  wäre  bei 
der  Formation  der  jetzigen  Union  irgend  einer  der  13  Staaten 
nicht  beigetreten,  er  rechtlich  absolut  frei,  unabhängig  und 
souverän  geblieben  wäre.  Es  mag  sein,  dafs  er  von  den 
anderen  Staaten  gezwungen  worden  wäre’25,  in  die  Union 
einzutreten , aber  das  hatte  an  seiner  juristischen  Stellung 
nichts  geändert.  Zwei  Staaten  waren  thatsächlich  in  diesem 
Zustand,  aber  nur  für  so  kurze  Zeit126,  dals  sie  keine  Ge- 
legenheit hatten,  ihre  absolute  souveräne  Rechtsstellung  zu 
behaupten,  oder  zu  bewähren127. 


128  Jellinek  bezeichnet  den  Staat unbund  als  »die  innigste  Art  der  völker- 
rechtlichen Verbindungen.“  Staatenverbindungen  , S.  102.  Er  betrachtet 
die  Konföderation  als  einen  Staatenband.  Staatenverbindungen,  S.  184 — 185. 

124  Stricto  sensu  sollten  wir  auch  diese  Reservation  nicht  machen, 
denn:  »Die  Voraussetzung  [eines  Staatenbundes]  ist  nur  die,  dafs, 

wie  eng  auch  das  Hand  sei,  welches  die  Staaten  mit  einander  verknüpft, 
diese  nur  durch  Vertrag  gebunden  sind,  dafs  also  die  vereinigten  Staateu 
souverän  sind  und  bleiben.  Nur  an  der  Sonveränetiit  der  verbündeten 
Staaten  hat  der  Staatenbund  seine  Grenze.“  Jellinek , Staaten- 
verbindungen, S.  172. 

,2I>  Der  „Föderalist“  scheint  diesen  Zwang  zu  befürchten,  indem  er 
sehr  vorsichtig  über  den  von  uns  präsumierten  Fall  folgendes  sagt 
(Nr.  43,  am  Schlufs):  „It  is  one  of  those  cases  whieh  must  be  left  to 
provide  for  itself.  In  general,  it  inav  be  observed,  that  although  na 
political  relation  can  subsist  betwcen  the  assenting  and 
dissenting  States,  vct  the  moral  relations  will  rcmain  uncancelled. 
The  Claims  of  justice,  both  on  one  side  and  on  the  otlier,  will  be  in 
force,  and  must  be  fulüllcd:  the  rights  of  humanity  must  in  all  cases  be 
duly  and  mutually  respected ; whilst  considerations  of  a common  interest, 
and,  abovc  all,  the  remembranee  of  the  endearing  scenes  which  are  past, 
and  the  antieipntion  of  n speedy  triumph  over  the  obstacles  to  reunion, 
will,  it  is  lioped,  not  urge  in  vain  moderation  on  one  side,  and 
prudence  on  the  other.“ 

128  North  Carolina  bis  zum  November  1789:  Rhode  Island  bis  zum 
Juni  1790. 

127  Cooley  sagt,  diese  zwei  Staaten  waren  „left  at  liberty  now  to 
assume  eompletc  powers  of  sovereignty  as  independent  govemments.“ 
S.  10.  Siehe  auch  seine  Note  (a.)  zu  Story,  § 279. 
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Es  ist  behauptet  worden,  dafs  die  Legislaturen  der 
Einzelstaaten  darin  revolutionär  gehandelt  hätten,  dafs  sie 
die  Konföderations-Artikel  ratifizierten,  da  sie  dazu  durch  die 
Verfassungen  der  Staaten  nicht  befähigt  waren.  Wie  waren 
denn  die  Staaten  verpflichtet,  Mitglieder  der  Konföderation 
zu  sein?  Die  Beantwortung  dieser  Frage  ist  sehr  interes- 
sant, indem  sie  auch  die  Verantwortlichkeit  für  die  Akte  des 
„Continental  Congress“  festsetzt,  soweit  sie  juristisch  festzu- 
setzen ist. 

Jeder  der  13  Staaten  war  eine  existierende  vollkommene 
staatliche  Rechtsorganisation,  ein  fertig  dastehendes  Staats- 
wesen, juristisch  gestaltet  und  juristisch  ausgerüstet  mit 
allen  erforderlichen  staatlichen  Funktionen  und  Gewalten; 
war  eine  lebende  einheitliche  juristische  Person;  das  Volk 
in  ihm  war  als  eine  einheitliche  moralische  Person  alleiniger 
Inhaber  der  Souveränität.  Nun  ist  es  möglich  für  solch  ein 
Volk,  Recht  für  sich  auf  zwei  Wegen  zu  schaffen,  nämlich 
entweder  ausdrücklich  oder  stillschweigend.  Ersteres  kann 
entweder  durch  das  versammelte  Volk  selbst  geschehen 
oder  durch  seine  delegierten  Agenten,  seine  Bevollmächtigten, 
vorzugsweise  die  Mitglieder  seiner  Legislatur.  Letzteres 
geschieht  dadurch,  dafs  das  Volk  als  souveräne  juristische 
Person  dasjenige  als  Recht  befolgt,  was  seiner  Schöpfung 
nach  eigentlich  unrechtmäßig , oder  mit  anderen  Worten 
nicht  verfassungsmäfsig  ist.  Wenn  das  Nicht- Verfassungs- 
mäfsige  von  einem  solchen  Volk  zu  einem  lebenden,  seine 
staatlichen  Thätigkeiten  durchdringenden,  seine  Gestalt  for- 
menden Princip  seines  Lebens  gemacht  wird,  so  wird  das- 
selbe für  es,  als  Staat,  geltendes  Recht  durch  seine  still- 
schweigende Bewilligung,  wenn  es  dasselbe  nicht  ausdrück- 
lich für  Recht  erklärt. 

Aber  ein  Volk  kann  das  nur  dann  thun,  wenn  es 
einen  Staat,  ein  juristisches  Staatswesen,  eine  vollkommene 
staatliche  Rechtsorganisation  bildet,  denn  für  eine  Nicht- 
Rechtsorganisation  giebt  es  eben  kein  Recht,  weder 
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verfassungsmäfsiges  noch  nicht- verfassungsmäfsiges,  denn  sie 
hat  keine  Verfassung läs. 

Nun,  wir  haben  gesehen,  dafs  durch  die  Unabhängig- 
keitserklärung  kein  einheitliches  juristisches  Staatswesen 
geschaffen  wurde,  welches  die  gesamte  Bevölkerung  der 
früheren  Kolonien  als  eine  einheitliche  juristische  Person 
umfafste.  Alle  Rechtsverantwortlichkeit  mufste  also  inner- 
halb der  13  zu  souveränen  Staaten  gewordenen  Kolonien 
ruhen.  Gewisse  Handlungen  dieser  Staaten  waren  revo- 
lutionär, d.  h.  in  Betracht  des  englischen  Rechtes  nicht- 
verfassungsmäfsig.  Diese  Handlungen  wurden  für  die 
13  Staaten  dadurch  rechtmäfsig,  dafs  die  souveränen 
Völker  derselben  die  Handlungen  entweder  ausdrücklich 
durch  ihre  Bevollmächtigten  in  dem  „Continental  Congress“ 
billigten,  oder,  falls  sie  aufserhalb  der  Kompetenzen  der 
Bevollmächtigten  waren,  stillschweigend  als  Rechtsakte  an- 
erkannten, indem  sie  dieselben  zu  dem  oben  erwähnten 
Princip  machten. 

Die  Handlungen  der  Staatenlegislaturen  bei  der  Rati- 
fikation der  Konföderations-Artikel  waren  auch  revolutionär, 
d.  h.  in  Betracht  der  Verfassungen  der  Staaten  nicht- 
verfassungsmäfsig.  Aber  diese  Handlungen  wurden  für  die 
Staaten  dadurch  rechtmäfsig,  dafs  die  souveränen  Völker 
der  Staaten  sie  als  Rechtsakte  stillschweigend  billigten,  in- 
dem sie  dieselben  zu  dem  oben  erwähnten  Princip 
machten. 

Dies  ist  die  einzige  juristische  Erklärung  der  Recht- 
mäfsigkeit  der  Handlungen — im  allgemeinen  — der  13  Staaten 
als  Staaten  während  der  Periode  1776 — 1781,  und  ihrer 
Handlungen  überhaupt  als  rechtlicher  Mitglieder  der  Kon- 
föderation, wenn  es  überhaupt  eine  solche  Rechtmäfsigkeit 
giebt,  und  sie  bis  zu  den  letzten  Gründen  erforscht  werden 
sollte  — denn  den  letzten  Grund  kann  nur  der  still- 


,!8  Was  hier  behauptet  wird,  gilt  ebensowohl  für  eine  ungeschriebene, 
als  für  eine  geschriebene  Verfassung. 
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schweigende  zu  Recht  machende  Consensus  der  souveränen 
Völker  der  einzelnen  Staaten  bilden. 

Im  Jahre  1789  trat  eine  weitere  Revolution  ein,  denn 
der  Übergang  von  der  Konföderation  in  die  jetzige  Union 
war  bekanntlich,  mit  Rücksicht  auf  die  Konföderations- 
Artikel,  nicht  verfassungsmäfsig  — er  war  die  Konsequenz 
des  Dranges  der  thatsäehlic.hen  Verhältnisse,  und  nur  da- 
durch gerechtfertigt 12s. 

In  diesem  Übergange  zu  d e r j e t z igen  U n i o n 
verloren  die  Einzelstaaten  ihre  souveränen 
rechtlichen  Stellungen;  die  souveränen  Völker 
der  Einzelstaaten  der  Konföderation  ver- 
einigten sich  juristisch  zu  einem  einheitlichen 
souveränen  Volk  bezw.  Staats  wesen;  die  Souve- 
ränitäten der  Einzelstaaten  wurden  vernichtet 
und  durch  eine  einzige  Souveränität  ersetzt180. 
Es  ist  dies  der  höchste  und  bedeutendste  Wendepunkt  in 
der  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten.  Die  Verkennung 
dieser  Thatsache  des  juristisch  einheitlichen  Volkes  bezw. 
Staatswesens  brachte  die  gröfsten  Leiden  und  Unglücks- 
fälle, welche  die  Vereinigten  Staaten  bis  jetzt  erlebt  haben. 
Diese  juristische  Einheit  und  konsequenterweise  Unteilbar- 
keit bildet  ja  die  ganze  Bedeutung  des  Bürgerkrieges,  der 


1S®  Die  revolutionäre  That,  welche  darin  bestand,  dafs  die  Zu- 
stimmung aller  Staaten  bei  der  Formation  der  jetzigen  Union  nicht 
verlangt  wurde,  wie  das  nach  den  Konföderations-Artikeln  nötig  war, 
wird  von  dem  „Fedcralist“  gerechtfertigt,  „by  recurring  to  the  absolute 
necessity  of  the  case;  to  the  great  principle  of  sclf-prescrvation; 
to  the  transcendent  law  of  nature  and  of  nature  s God,  which  declares 
that  the  safety  and  happiness  of  society  are  the  objects  at  which  all 
political  institutions  aim,  and  to  which  all  such  institutions  must  be 
sacrifieed.“  Nr.  43;  von  Madison.  Eine  Änderung  war  nötig,  denn 
Hamilton  schreibt  in  dem  „Federalist“  (Nr.  15):  „We  may  with  propriety 
be  said  to  have  reaehed  almost  the  last  stage  of  national  huniiliation.“ 
1,0  Alle  die  „neuen“  Staaten,  d.  h.  Staaten,  welche  nicht  zu  den  ur- 
sprünglichen 13  Staaten  gehören,  machen  denselben  Prozcfs  durch:  ihre 
Völker  vereinigen  sich  mit  dem  Volk  der  bestehenden  Union,  welche 
dadurch  vergröfsert,  erweitert  wird.  Texas  ist  das  beste  Beispiel,  da  cs 
vor  seinem  Eintritt  in  die  Union  ein  fremder  „Staat“,  außerhalb  der 
Union  war. 
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diese  Leiden  und  alles  Unglück,  aus  dem  sie  hervorgingen, 
entweder  aufhob  oder  heilte. 

Diese  Bildung  eines  einheitlichen  Staatswesens  aus 
mehreren  Einzelstaatenwesen  geschah  aber  in  sehr  eigen- 
tümlicher Weise,  denn  die  Vereinigten  Staaten  bilden  be- 
kanntlich ein  dualistisches  Staatswesen.  Es  gilt  zunächst, 
die  juristische  Einheitlichkeit  der  neuen  Staatsorganisation 
zu  beweisen , und  dann  die  dualistische  Natur  derselben  zu 
erklären. 

Die  Preambel181  der  jetzigen  Bundesverfassung  lautet: 
„We,  the  people  of  the  United  States,  in  Order  to  form  a 

inore  perfect  union do  ordain  and  establish  this 

Constitution  for  the  United  States  of  America.“  Dieses 
„People“  bildet  ein  juristisch  einheitliches  Volk,  welches 
durch  den  freiwilligen  ausdrücklichen  Akt  der  Völker  der 
früheren  Staaten  durch  ihre  Vereinigung  bezw.  Ver- 
schmelzung zu  stände  gebracht  wurde.  In  den  Konföde- 
rations-Artikeln hatte  es  gelautet:  „Articles  of  Confederation 
and  perpetual  union  between  the  States“  etc.  Eine  „per- 
petual  union“  wurde  zu  einer  „more  perfect  union“  da- 
durch, dafs  sie  von  nun  an  nicht  mehr  eine  Union  der 
Staaten  als  solcher  in  einem  völkerrechtlichen  Bündnis  ist, 
sondern  eine  Union  der  Völker  dieser  Staaten  zu  einem  ju- 
ristisch einheitlichen  Volk  bezw.  Staatswesen.  Es  war  die 
ausdrücklich  erklärte  Absicht182,  dafs  diese  Union  direkt 
durch  die  Völker  der  Einzelstaaten  selbst  entstehen  sollte, 
und  nicht  durch  ihre  Legislaturen,  welche  vielmehr  die 
Staaten  als  solche,  statt  ihrer  Völker  als  Staaten,  repräsen- 
tiert hätten  183.  Es  sollte  dieses  Mal  kein  Zweifel  da  sein, 


1,1  Über  diese  Preambel  siebe  Story,  § 463. 

,,a  Siche  die  Bundesverfassung,  Art.  VII;  Story,  §§  275  - 277. 

185  Der  „Föderalist“  (Nr.  22,  am  Schlufs;  von  Hamilton)  sagt:  „It 
bas  not  a little  contributed  to  the  intirmities  of  the  existing  federal  System 
(Konföderation],  that  it  never  had  a ratiticatiou  by  the  people.  Kesting 
on  no  better  fouudation  than  the  consent  of  the  several  legislatures , it 
has  been  exposed  to  frequent  and  intricato  questions  conceming  the  valid- 
ity  of  it«  powers,  and  has,  in  some  instances,  given  birth  to  the  enor- 
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tlafs  die  souveränen  Völker  der  Einzelstaaten  selbst  handelten. 
Man  wollte  nicht  mehr  ein  völkerrechtliches  Bündnis  haben, 
das  direkt  nur  auf  die  Staaten  als  solche,  sondern  eine 
Centralregierung  (government),  die  direkt  auf  alle  Unter- 
thanen  einwirken  sollte134. 

In  den  Vereinigten  Staaten  hat  der  Unterthan,  der 
Bürger,  bekanntlich  zwei  Staatsangehörigkeiten 189 , aber  er 
ist  weder  der  Centralregierung  noch  den  Staatenregierungen 
als  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  ausschliefslich  unter- 
thänig.  Es  ist  nämlich  in  den  Vereinigten  Staaten  ein 
Faktor  vorhanden,  dem  der  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
in  letzter  Instanz  ausschliefslich  unterthänig  ist,  und  der  die 
Gehorsamspflicht  desselben  in  zweierlei  Weise  ausüben  läfst, 
wovon  weder  die  eine  noch  die  andere  ausschliefslich  ist, 
sondern  die  beiden  sind  gegenseitig  ergänzend.  Dieser 
Faktor  ist  derjenige,  welcher  die  Regierung  (government) 
der  Vereinigten  Staaten  schuf  und  noch  beherrscht.  Dafs 
es  einen  solchen  Faktor  in  den  Vereinigten  Staaten  giebt, 
ist  ganz  klar,  denn  weder  die  Centralgewalt  noch  die 
Staatengewalten  allein  bilden  ein  selbständiges  souveränes 
Staatswesen,  sondern  nur  durch  die  zwei  Elemente  zu- 
sammen tritt  das  souveräne  Staatswesen  in  die  Erscheinung, 
denn  die  Regierung  der  „Vereinigten  Staaten“ 


inous  doctrine  of  a right  of  legislative  repeal.  Owing  its  ratitication  to 
the  law  of  a State,  it  has  bcen  conteuded  that  the  saiue  authority  miglit 
repeal  the  law  by  which  it  was  ratified  ....  The  possibility  of  a qnestion 
of  this  naturc  proves  the  necessity  of  laying  the  fouudatious  of  our 
national  government  decper  than  in  the  mere  sanction  of  delegated  author- 
ity. The  fabric  of  American  empire  ought  to  rest  on  the  solid  basis 
of  the  consent  of  the  people.  The  streams  of  national  power  ought  to 
flow  immcdiatcly  from  that  pure,  original  fountain  of  all  legitimste  author- 
ity.“ Madison  sagt  in  Nr.  43  des  „Federalist“  (gegen  Schlufs):  „The 
express  authority  of  the  people  alone  could  give  due  validity  to  the  Con- 
stitution.“ Siehe  Cooley,  S.  9. 

134  „The  great  and  radical  vice  in  the  construction  of  the  existing 
Confederation  is  in  the  principle  of  legislation  for  States  or  govern- 
nicnt«  in  tlieir  corporate  or  co  1 1 ec  ti  ve  vapac  i ties,  and  as  contra- 
distinguished  front  the  individuals  of  which  they  cousist.“  Federalist, 
Nr.  15.  Siehe  Story,  § 463. 

m Siehe  oben  S.  4,  Note  5. 
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wird  nicht  durch  die  Centralorgane  gebildet, 
sondern  durch  diese  und  die  Staatenorgane 
zusammen;  die  Einen  verdanken  nicht  den  Anderen 
ihre  Existenz,  sie  verdanken  alle  ihre  Existenz  einem 
höheren  Faktor,  der  sie  allein  schuf  und  der  als  ihr 
alleiniger  Schöpfer  sie  notwendigerweise  allein,  d.  h.  aus- 
schliefslich  und  souverän  beherrscht  (so  dafs  er  also  ein- 
heitlich ist),  und  ohne  den  sie  in  ihren  jetzigen 
Formen  nicht  existieren  könnten 18ß. 

Dieser  einheitliche  souveräne  Faktor  ist  es,  dem  der 
Unterthan  in  letzter  Instanz  unterthänig  ist  — jener  kann 
mit  dem  letzteren  machen,  was  er  will.  Er  kann  auch  mit 
den  Vereinigten  Staaten  machen,  was  ihm  beliebt;  er  kann 
die  Vereinigten  Staaten  vertilgen  oder  umändern  137  — und 
nur  er  kann  dieses  thun. 

Diesen  einheitlichen,  souveränen  Faktor  bildet  das 
Volk  der  Vereinigten  Staaten  in  seiner  Eigenschaft  als 
ein  einheitliches  juristisches  Volk  bezw.  Staatswesen.  Damit 
wird  die  Einheitlichkeit  der  Vereinigten  Staaten  als  Staats- 
organisation bewiesen,  sobald  wir  aus  der  Geschichte  be- 
weisen können,  dafs  das  Volk  diesen  Faktor  thatsächlich 
bildet,  die  in  dem  Begriffe  dieses  Faktors  enthaltene  Souve- 
ränität thatsächlich  innehat.  Dabei  brauchen  wir  nicht 
lange  zu  verweilen,  denn  das  ganze  juristische  und  recht- 
liche Leben  in  den  Vereinigten  Staaten  ist  von  diesem  Ge- 
danken der  Volkssouveränität  durchdrungen.  In  dem  neuen 
Staatswesen  wird  nur  der  Gedanke  wiederholt,  den  wir 
früher  in  den  kleineren  Staatswesen  gefunden  haben  ,87‘.  Die 
Vereinigten  Staaten  sind  bekanntlich  „a  govcrnment  of  the 
people,  by  the  people,  for  the  people“188.  Alle  ameri- 

1,8  Die  Union,  die  Centralregierung  (Gesamtheit  der  Centralorgane), 
die  Einzelstaaten  als  Bestandteile  der  Union  wurden  alle  zugleich 
durch  dieselbe  That  — die  Annahme  bezw.  das  Inkrafttreten  der  Bundes- 
verfassung — formell  rechtlich  ins  Lehen  gerufen. 

187  Vergl.  Story,  § 397. 

187 » Siehe  oben  S.  50  f. 

189  Schon  von  Wehster  gesagt.  Seine  Meinung  findet  auch  Ausdruck 
in  dem  folgenden:  .The  Constitution  of  the  United  States  created  a 
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kanischen  Rechtsgelehrten  erkennen  die  Volkssouverfinitilt 
in  den  Vereinigten  Staaten  an  — das  müssen  sie  ja  thun, 
denn  die  Geschichte  hat  nichts  anderes  gelehrt!  Die 
logische  Konsequenz  der  Geschichte  der  Kolonien  und  der 
Mitglieder  der  Konföderation  wird  in  dem  neuen  Staats- 
wesen nur  weiter  zur  Geltung  gebracht189. 

Wir  haben  also  bewiesen,  dafs  das  Volk  Inhaber  der 
Souveränität  in  den  Vereinigten  Staaten  ist,  und  haben  im 
Zusammenhang  damit  die  juristische  Einheitlichkeit  der 
Vereinigten  Staaten  als  Staatsorganisation  aufser  Frage 
gestellt.  Aber  dieses  Volk  war  historisch  aus  den  Völkern 
der  früheren  Einzelstaaten  gebildet,  so  dafs  wir  unseren 
früheren  Satz  wiederholen  können : „die  souveränen  Völ- 
ker der  Einzelstaaten  der  Konföderation  vereinigten  sich 
juristisch  zu  einem  einheitlichen  souveränen  Volk  bezw. 
Staats  wesen.“ 

Aber  dieses  Staatswesen,  „die  Vereinigten  Staaten“, 
bildet  keinen  sog.  Einheitsstaat,  sondern  ein  dualistisches 
Staatswesen.  Das  Staatswesen , das  wir  „die  Vereinigten 
Staaten“  nennen,  ist  als  solches  in  der  That  nicht  sichtbar 
(d.  h.  durch  einheitliche,  «alleinstehende  Organe);  es  ist 
viel  mehr  eine  Macht  als  ein  sichtbarer  Körper;  aber  diese 
Macht  ist  genügend  fühlbar140. 


govemment  of  the  people,  for  the  people,  over  the  people;  not  of  the 
States,  for  the  States,  over  the  States.“  Laudon,  S.  158. 

1,9  Über  diesen  Punkt  der  Volkssouverünität  in  den  Vereinigten 
Staaten  vergleiche  folgende  Citate: 

„The  theory  of  our  political  System  is  that  the  ultimate  sovcreignty  is  in 
the  people,  from  whom  springs  all  the  legitiinate  anthority.“  Cooley,  S.  89. 

„The  American  legislatures  only  exercise  a certain  portion  of  the 
Sovereign  power.  The  sovereignty  is  in  the  people.“  Id.,  S.  104. 

„The  people  must,  of  course,  possess  all  legislative  power  originallv.“ 
Id.,  8.  106.  Vergl.  id.  S.  20-5. 

„Strictly  S(>eaking  in  our  republican  forms  of  govemment  the  abso- 
lute sovereignty  of  the  nation  is  in  the  people  of  the  nation;  and  the 
residuary  sovereignty  of  each  State,  not  granted  to  any  of  its  public 
functionaries,  is  in  the  people  of  the  State.“  Story,  § 208.  Vergl. 
id.  § 897. 

Siehe  Jellinek,  Staatenverbindnngen,  S.  192;  Bundesverfassung,  IX. 
und  X.  Amendements;  und  Note  148,  S.  68  unten. 

140  „The  United  States  can  hardly  he  said  to  have  a physical 
existeuce.  It  is  rather  a power  than  a body  — a power  like  gravitation, 
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Nun,  diese  Macht,  das  juristisch  einheitliche,  souveräne 
Volk  hat  sich  als  Macht  doch  nicht  in  der  Form  eines  sog. 
Einheitsstaates  darstellon  wollen,  sondern  läfst  seine  staat- 
lichen Funktionen  durch  ein  dualistisches  System  ausüben. 
Zur  Regelung  der  zwei  Zweige  seiner  Regierung  schafft  es 
ein  Grundgesetz,  welches  eine  „Constitution“  genannt  wird ,41, 
und  welches  als  die  höchste,  absolute  Norm  für  die  Regelung 
aller  Funktionen  und  Thätigkeiten  aller  Teile  seiner  Re- 
gierung gilt.  Nur  was  gemäfs  dieser  Konstitution  geschieht, 
ist  „Recht“ , alles  andere  „Nicht-Recht“ ; und  wenn  das 
„Nicht-Recht“  sich  als  permanent  beweist,  so  ist  es  revo- 
lutionär, selbst  wenn  das  souveräne  Volk  selbst  der  Thäter 
wäre  U2. 

Aber  es  war  damals  nicht  nötig,  alle  Einzelheiten,  die 
für  beide  Zweige  der  Regierung  bestimmt  waren,  aufzu- 
zählen. Für  den  einen  Zweig  waren  schon  gut  ausgerüstete 
Organe  vorhanden,  welche,  durch  eine  Erfahrung  vieler 
Jahre,  sich  als  für  den  Zweck  sehr  anwendbar  bewiesen 
hatten  — für  sie  also  war  es  nicht  nötig,  alle  Einzelheiten 
ihrer  Kompetenz  aufzuzählen.  Der  andere  Zweig  war 
dagegen  neu  (selbst  im  Vergleich  mit  der  Konföderation); 


compelling  stability  and  Order,  and  most  feit  wlien  rcsisted.  ...  In  short 
it  is  a great  Corporation , of  which  every  person  within  tlie  States  and 
torritories  is  n nieinber.  It  is  itself  invisible,  bat  its  powers  and  influeuce 
are  always  and  everywliere  present.  . . . Silent,  invisible,  and  motionless, 
until  needed ; then  its  force , obedient  to  the  written  law , regulates, 
Controls,  and  protecta.1"  Laudon,  8.  9 — 10. 

141  ltafs  die  Bundesverfassung  ein  Gesct*  ist,  liat  Story  (§§  306  bis 
372,  besonders  §§  339  , 340)  genügend  bewiesen.  Vergl.  Cooley,  bei 
Story,  § 311,  Note  n.;  Jellinck,  Staatenverbindungen,  S.  253 — 275,  295. 

Die  Bundesverfassung  (Art.  VI,  See.  2)  erklärt:  „This  Constitution, 
and  the  laws  of  the  United  States  which  shall  be  ninde  in  pursuanec 
thereof,  and  all  treaties  rnade,  or  which  shall  be  tnade,  linder  the  author- 
ity  of  the  United  States,  shall  be  the  supreme  law  of  the  land;  and 
the  judges  in  every  State  shall  be  bouud  thereby,  anything  in  the  Con- 
stitution or  laws  of  any  State  to  the  contrary  notwithstanding.“ 

142  Cooley  (S.  93 — 94)  sagt,  eine  Konstitution  ist  „au  instruiuent 
which,  for  a time  at  least,  is  to  control  alike  the  goverument  and  the 
governed,  and  to  form  a Standard  by  which  is  to  be  measured  the  power 
which  can  be  [rechtlich]  excrcised  as  well  by  the  delegate  as  by  the 
sovereign  people  themselves.“  Vergl.  id.,  8.  205;  Story,  S;  1789,  Note  a. 
(unserer  Ausgabe,  I.,  S.  567),  vom  Herausgeber. 
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kein  fertiges  Mittel  war  vorhanden  — flir  ihn  mufsten 
also  alle  Einzelheiten  seiner  Kompetenz  aufgezählt  werden. 
Den  ersten  Zweig  bilden  die  Staatenorgane;  den  zweiten 
die  Centralorgane.  Wo  fllr  den  letzteren  Funktionen  auf- 
gezählt wurden,  mufsten,  nach  der  Natur  der  Sache,  für 
den  ersteren  Funktionen  eingeschränkt  werden.  Diese 
Eigenschaften  geben  der  Bundesverfassung  ihr  eigentüm- 
liches  Gepräge,  da  bekanntlich  die  Befugnisse  der  Central- 
organe aufgezählt  ( enuiuerated ) werden148,  während  die 
der  Staatenorgane  im  allgemeinen  entweder  eingeschränkt 
( restricted ),  verboten  ( prohibited ) oder  Vorbehalten  (re- 
tained,  reserved)  werden144.  Das  allgemeine  Princip,  das 
Grundprincip  der  Gesamteinrichtung  ist  folgendes:  alle 

diejenigen  Funktionen,  welche  die  allgemeinen  Interessen 
der  Gesamtheit  betreffen,  den  Centralorganen  anzuvertrauen ; 
alle  anderen  Funktionen,  vorzugsweise  diejenigen,  welche 
das  Privatrecht  und  Lokalangelegenheiten  kontrollieren 14s, 


14S  Nicht  aber  bekanntlich  notwendigerweise  immer  ausdrücklich. 
Es  gelten  nämlich  auch  .implied  powers“.  Vergl.  Cooley,  S.  11,  und 
Note  2 daselbst;  Story,  §§  438,  434. 

144  „The  powers  not  delegated  to  the  United  States  by  the 
Constitution,  nor  prohibited  by  it  to  the  States,  are  reserved  to  the 
States  respectively , or  to  the  people.“  Bundesverfassung,  X.  Amen- 
dement. (Dieses  Amendement  thut  bekanntlich  nichts  mehr,  als  die 
Natur  der  Bundesverfassung  zu  erklären,  vergl.  Story,  § 305,  Note  n.) 
Vergl.  Cooley,  S.  11,  23,  206;  Story,  § 417,  Anmerkung  (von  Cooley)  zu 
§ 280  (nämlich  I.  Bd.,  S.  203  unserer  Ausgabe). 

145  „Under  the  peculiar  American  System  the  protection  and  regu- 
lation  of  private  rights,  Privileges,  and  immunities  in  general  bclong  to 
the  State  govemments.“  Cooley,  8.  645. 

„The  power  to  establish  the  ordinary  regulations  of  police  bas  been 
left  with  the,  individual  States.“  Id.,  S.  7Ö6. 

„They  [die  Staaten]  possess,  too,  the  immediate  administration  of 
justice  in  all  suits,  civil  and  criminal , which  conceru  the  property, 
personal  rights,  and  peaceful  pursuits  of  their  own  citizens.“  Story.  § 510. 

„The  complefely  internal  commerce  of  a State  may  be  properly 
considered  as  reserved  to  the  State  itself.“  Id.,  § 1065  (siehe  aber  die 
Note  ebenda). 

„To  the  general  government  are  assigned  all  those  powers  which 
reiste  to  the  common  interests  of  all  the  States,  as  comprising  one  con- 
federated  nation.“  Story,  § 1408.  Vergl.  id.,  § 513. 

„Our  lives,  liberty,  cliaracter.  and  property  are  mainlv  under  the 
protection  of  the  state  laws.  The  state  regnlates,  so  far  as  governmental 
regulation  is  necessary,  our  local  and  domestic  affairs.“  Laudon,  S.  10. 
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den  Staatenorganen  anheim  zu  geben ,46.  Es  liegt  aufser- 
lialb  unserer  Aufgabe,  Einzelheiten  anzuführen,  um  dieses 
allgemein  bekannte  Princip  zu  beweisen.  Die  voran- 
gegangenen Ausführungen  werden  wohl  zur  Genüge  den 
dualistischen  Charakter  der  Vereinigten  Staaten  bewiesen 
haben,  wenn  man  von  den  betreffenden  Bezugsquellen  Ge- 
brauch macht  und  die  thatsiichlichen  Verhältnisse  kennt, 
denn  durch  dieselben  wird  man  erfahren,  dafs  die  Einzel- 
staaten sogen.  Gliedstaaten  eines  sogen.  Bundesstaates 
sind,  denn  sie  sind  in  der  That  „Staaten“,  da  ihre  Organi- 
sation unserer  Definition  eines  „Staates“  entspricht146®;  und 
dafs  die  Centralregierung  einen  sogen.  Bundesstaat  bildet. 
Diese  Thatsachen  liegen  so  offen  auf  der  Hand,  dafs  wir  es 
nicht  für  nötig  halten,  sie  durch  Beispiele  zu  konstatieren. 
Unser  Zweck  hier  ist  nicht  der  gewesen,  den  dualistischen 
Charakter  der  Vereinigten  Staaten  zu  beweisen,  sondern 
ihn  zu  „erklären“,  d.  h.  seine  Entstehung  und  Recht- 
fertigungjuristisch festzustellen ; und  diese  Aufgabe  haben 
wir  jetzt  erfüllt. 

In  dem  vorangehenden  Teil  unseres  zweiten  Abschnitts 
haben  wir  die  Entstehung  der  Vereinigten  Staaten  von  dem 
Tage  der  Unabhängigkeitserklärung  an  verfolgt.  Wir  haben 
gesehen,  dafs  durch  diese  Erklärung  die  rechtlich  vonein- 
ander unabhängigen  Kolonien  zu  rechtlich  voneinander  un- 
abhängigen souveränen  Staaten  wurden;  dafs  diese  Staaten 
unter  einer  de  facto , einer  revolutionären  Regierung  („re- 
volutionary  government“,  wie  sie  mit  Recht  bezeichnet 
wird),  ohne  juristische  Basis,  gemeinsam  gehandelt  hatten; 
wie  ihre  Versuche,  eine  juristische  Vereinigung  zu  stände 
zu  bringen,  endlich  in  der  Form  der  Konföderation  mit  Er- 
folg gekrönt  wurden;  dafs  diese  Vereinigung  nur  ein  ultra- 
völkerrechtliches Bündnis  gebildet  hatte;  dafs  die  Souve- 

140  Siehe  unten  S.  69,  Note  160.  Über  andere  Charakterzüge  der 
Bundesverfassung  siehe  Cooley,  S.  11—31,  und  die  daselbst  befindlichen 
Hinweise  auf  Stör)-. 

148 » Siehe  oben  S.  26. 
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ränität  in  den  Mitgliedern  derselben  in  ihren  Völkern  lag; 
wie  diese  Union  zu  Grunde  ging  und  die  jetzige  juristisch 
und  staatsrechtlich  einheitliche  „Union“  zu  stände  kam; 
und  dafs  die  Souveränität  dieses  Staatswesens  in  den  Händen 
des  juristisch  einheitlichen  Volkes  desselben  liegt,  welches 
Volk  von  den  Völkern  der  früher  existierenden  souveränen 
Staaten  durch  freiwillige  That  durch  Vereinigung  gebildet 
wurde.  Dieses  letzte  Staatswesen  ist  dualistischen  Cha- 
rakters 147 ; und  wie  das  zu  erklären  und  zu  rechtfertigen 
ist,  haben  wir  gezeigt 148. 

* * 

* 

Das  wesentliche  Merkmal  der  jetzigen  Union  ist  der  Einzel- 
staat. Dreizehn  dieser  Einzelstaaten  (von  jetzt  an  von  uns 


147  Über  die  Kechtskoutinuität  in  den  Einzelstaaten  vergl.  Coole)', 
S.  32 — 37;  Story,  §§  157,  158;  in  den  Centralregierungeu,  Konföderations- 
Artikel,  Art.  XII,  Bundesverfassung,  Art.  VI,  Sec.  1. 

148  In  dem  Streit  über  den  Begriff  des  sogenannten  Bundesstaates 
hat  man  den  Bundesstaat  selbst,  d.  b.  die  Centralregierung  oder  den 
Centralstaat,  mit  der  Gesamtheit  der  Centralorgane  und  der  Staaten- 
organc.  d.  h.  dem  Gesamtstaat  verwechselt,  wenigstens  was  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  anlangt. 

Es  ist  klar,  dafs  der  Bundesstaat,  wenn  er  durch  die  Gesamtheit 
der  Centralorgaue  gebildet  wird,  nicht  als  „souverän“  bezeichnet  werden 
kann,  denn  wir  haben  gezeigt,  dafs  weder  er  noch  die  Einzelstaaten  in 
den  Vereinigten  Stanten  „souverän“  sind,  sondern  nicht-souverän.  Nur 
der  Gesamtstaat,  der  aus  diesen  zwei  nicht-souveränen  Zweigen  besteht, 
und  unabhängig  von  ihnen  keine  Existenz  haben  kann,  ist  „souverän“. 
Kr  allein  kann  „alle  erdenklichen  Hoheitsrechte“  innehaben,  und  er  hat 
sie  thatsächlich  inne.  Weder  der  Bundesstaat  noch  ein  Einzelstaat,  bzw. 
Gliedstaat,  kann  „alle  erdenklichen  Hoheitsrechte“  innehaben,  und  dabei 
Hundesstaat  bzw.  Gliedstaat  bleibon  — der  eine  oder  der  andere 
müfste  ein  souveräner  Einheitsstaat  werden. 

Wir  glauben,  dafs  kein  sogenannter  Bundesstaat  sich  erklären  läfst, 
ohne  das  Vorhandensein  eines  solchen  Faktors , wie  wir  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gefunden  haben.  Wenn  dieser  Faktor  vorhanden,  wird 
die  rechtliche  Natur  des  sogenannten  Bundesstaates  ein  für  allemal  fest- 
gesetzt werden. 

Die  folgende  Stelle  unterstützt  die  in  unserem  Texte  entwickelte 
Theorie: 

„The  powers  of  sovereignty  in  the  United  Staates  are  parcel led 
between  the  nation  am!  the  state  by  the  creators  of  sovereignty  itself, 
that  is  by  the  people.  The  parcel  allotted  to  one  goverument  is  with 
few  and  not  important  exceptions,  not  used  by  the  other.  The  United 
States  is  sovereign  [nicht  im  absoluten  Sinne,  sondern  den  Einzelstaaten 
gegenüber]  in  certaiu  particulars.  The  States  are  sovereign  in  ccrtaiu 
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meistens  kurzweg  als  „Staaten“  bezeichnet)  existierten  vorder 
Union  als  souverilne  Staaten,  und  als  die  Völker  derselben 
sich  zu  einem  einheitlichen  Staatswesen  vereinigten,  wurden 
die  Einrichtungen  dieser  Staaten  möglichst  geschont;  nur 


other  particulars.  Tlie  people  are  thc  creators  of  all  these  powers.  The 
people  have  enumerated  or  defined  tliem,  and  distributed  and  deposited 
them  among  the  two  government».  While  they  romain  deposited  tliev 
are  not  retained  by  the  people.  VVhat  the  people  have  retained  i»  thc 
power  to  resurnc  and  modify,  restrict  or  cnlarge  tliem,  and  redistribute 
and  redeposit  them.“  Landen,  8.  6. 

Auch  die  folgende  Stelle  aus  einer  Entscheidung  des  Oberbundes- 
gerichts 'bei  Laudon,  8.  270):  „To  the  formation  of  a league,  such  as 
was  the  Confederation,  the  state  sovereignties  were  certainly  competent. 
But  when  „„in  Order  to  form  a more  perfect  Union““,  it  was  deemed 
necessary  to  ebange  this  alliance  into  a more  effective  government, 
possessing  great  and  Sovereign  powers,  and  acting  directly  on  the 
people,  the  necessity  of  reterring  it  to  the  people  and  deriving  its 
powers  from  them  was  feit  and  acknowledged  by  all  . . . . The  govern- 
ment of  the  Union,  then,  is  emphatically  and  truly  a government  of 
the  people.  In  form  and  substance  it  ernanntes  from  them.  Its 
powers  are  graufod  by  them,  and  are  to  be  exercised  directly  on  them 
and  for  their  benefit.“ 

Auch  die  folgende  Stelle:  „With  us  the  Sovereign  power  resides  in 
the  people.  „„We  the  people  of  the  United  States,  in  order  to  form  a 
more  perfect  Union  ....  do  ordnin  and  cstablish  this  Constitution  for  the 
United  States  of  America.““  This  is  true  in  the  double  and  complex  sense 
in  whieh  the  people,  using  the  word  now  and  afterwards  in  the  sin- 
gulär as  denotiug  solidarity,  is  the  sovereign  at  onee  of  the 
United  States  and  of  the  particular  State  inhabited. 

„The  sovereign  power  resides  ....  in  the  people  ....  The  exercise 
of  sovereign  power  has  been  given  in  part  to  the  federal  government,  and 
in  part  retained  for  the  States.  Congress  on  the  onc  band,  and  the 
legislaturea  [der  Staaten]  on  the  other  (together  with  the  executive  and 
the  judiciary)  are  called  into  existenee  by  the  sovereign,  to  assist  in 
carrving  out  the  variou»  purposes  to  bc  aecomplished  .... 

„The  exercise  of  all  power  not  committed  to  the  federal  government 
being  retained  for  the  States,  the  States,  to  the  extent  of  this  power 
retained,  possess  all  the  power  whieh  anv  nation  enn  possess;  neeessarily 
is  this  true  because  this  power,  together  with  that  the  exer- 
cise of  whieh  has  been  granted  to  the  federal  government. 
makes  the  whole  sum  of  power  of  the  sovereign.“  Story, 
§ 1789,  Note  a.  (vom  Herausgeber). 

Auch  die  folgende  Stelle:  „All  authority  flow»  from  the  people. 
The  people  have  given  part  of  their  supreme  authority  to  the  Central, 
part  to  the  State  governments.“  Bryce,  I.,  S.  814. 

Ferner:  „It  [die  Bundesverfassung]  is  tberefore,  so  to  speak , the 
compleuient  and  crown  of  the  State  Constitution» , whieh  must  be  read 
along  with  it  and  into  it  in  order  to  make  it  cover  the  whole  field  of 
civil  government,  as  do  the  Constitutions  of  such  countries  as  Franco, 
Belgium,  Italy.“  Bryce,  I„  S.  29 — 80. 
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das  wurde  eingeschränkt,  geändert  oder  verboten , was  die 
Natur  der  neuen  Centralregierung  als  ihr  Eigenes  verlangte, 
oder  was  besser  durch  dieselbe  gefördert  werden  konnte, 
als  durch  die  Einzelstaaten  allein.  Weitaus  der  gröfste  An- 
teil der  staatlichen  Thätigkeiten  bleibt  bei  den  Staaten ; die 
Änderungen  in  ihren  inneren  Einrichtungen  waren  durch  die 
Bildung  der  Union  so  wenig  störend,  dafs  sie  gegenwärtig 
leicht  wieder  die  Stellungen  von  souveränen  Staaten  ein- 
nehmen  könnten.  Alle  die  jetzigen  45  Staaten  sind  gleich 
gestaltet  und  gleich  berechtigt ; sie  könnten  alle  leicht  ohne  die 
Union  existieren.  Aber  die  Union  könnte  ohne  die  Staaten 
nicht  existieren14“;  verschwänden  die  Staaten,  so  milfste  die 


Vergleiche  auch  unten  S.  68,  Note  157. 

Unser  Grundgedanke  ist  schon  von  Madison  ausgesprochen  worden  : 
„The  federal  and  State  governments  are  in  fact  but  different  agents  and 
trustees  of  the  people,  eonstituted  with  different  powcrs,  and  designed  for 
different  purposes.“  Föderalist,  Nr.  46  (am  Beginne). 

Man  erfährt  so  wenig  über  die  Staatenorgane  aus  der  Bundes- 
verfassung, dafs  inan  die  Thatsache  sehr  leicht  übersehen  kann,  dafs  sie 
einen  Teil  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  bilden;  und  anderer- 
seits so  viel  über  die  Centralorgane,  dafs  man  in  demselben  Mafse  leicht 
die  Idee  bekommen  kann,  dafs  die  Centralorgane  die  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten  bilden.  Diese  Urkunde  selbst  spricht  von  der 
Centralregienmg  als  der  Regierung  der  „Vereinigten  Staaten“.  Der  all- 
gemeine Sprachgebrauch  ist  auch  irreführend,  indem  man  fast  immer  von 
den  Centralorganen  als  den  „Unionsorganen“,  von  der  Gesamtheit  der 
Centralorgane  als  der  „Unionsregierung“  spricht,  was  juristisch  nicht  die 
ganze  Wahrheit  ist.  Die  „Unionsregierang“  sollte,  wenn  sie  die  Re- 
gierung der  „Vereinigten  Staaten“  bildet,  von  Rechts  wegen  alle  staat- 
lichen Organe  der  ganzen  Union  umfassen. 

149  Wenn  Bryce  (I.,  S.  14)  sagt:  „They  [die  Staaten]  have  not  beon 
called  into  existence  by  tliat  government  f Centralregierung].  They  existed 
betöre  it.  They  could  exist  without  it“,  so  ist  das  nicht  von  allen 
Staaten  geschichtlich  der  Fall,  denn  die  „neuen“  Staaten  (d.  h.  alle,  die 
nicht  zu  den  ursprünglichen  13  gehören)  sind  durch  die  Ceutralregierung 
erst  ins  Leben  (innerhalb  der  Union  nämlich)  gerufen  worden. 
Ebenso  bezieht  sich  die  folgende  Stelle  von  v.  Holst  (Staatsrecht,  S.  28) 
historisch  nur  auf  die  ursprünglichen  13  Staaten:  „Die  Staaten  sind  erst 
mit  der  Union  und  durch  dieselbe  ins  Leben  | innerhalb  der  Union]  ge- 
treten, aber  die  Staaten  sind  älter  als  die  Bundes  Verfassung  und  sie 
haben  ihre  staatliche  Eigenexistenz  nicht  durch  die  Annahme  der  [Bundes-] 
Verfassung  aufgegeben , wenn  dieselbe  auch  einen  wesentlich  anderen 
Charakter  gewonnen  hat“  Hier  denkt  v.  Holst  an  das  grundsätzliche 
Rechtsverhältnis  der  Staaten,  dafs  nämlich,  nachdem  ein  neuer  Staat 
in  die  Union  cingetreten  ist,  er  sofort  alle  die  Rechte  und  Pflichten 
Staats-  u.  volkerrechtl.  Abbandl.  I.  4.—  Fisk.  5 
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Union  entweder  spurlos  verschwinden  oder  ihren  sichtbaren 
Nachfolger  in  einem  sog.  Einheitsstaat  der  Welt  zeigen.  Es 
ergiebt  sich  daraus , dafs  die  Staaten  grundsätzlich  unab- 
weisliche  konstituierende  Faktoren  der  Union  sind.  Das 
charakteristische  Merkmal  eines  Einheitsstaates  ist  das,  dafs 
unter  seinen  Organen  keine  „Staaten“  sich  befinden.  Das 
charakteristische  Merkmal  eines  Unionsstaates  wie  die  Ver- 
einigten Staaten  ist  das,  dafs  unter  seinen  Organen  „Staaten“ 
sich  befinden,  oder  negativ  ausgedrilckt,  dafs  nicht  alle 
seine  Unterorgane  nur  die  Stellungen  von  einfachen  Selbst- 
verwaltungsorganen einnehmen,  da  sonst  nur  ein  Einheits- 
staat daraus  entstehen  könnte.  Zu  dem  Unionsstaat  ge- 
hören also  „Staaten“. 

Aber  nach  unserer  früheren  Betrachtung  ist  es  klar, 
dafs  diese  „Staaten“  in  der  amerikanischen  Union  nicht 
souveräne  Staaten  sein  können,  da  sonst  die  Souveränität- 
die  in  der  Union  als  einem  Gesamtstaat  allein  beruht,  ge- 
teilt sein  würde,  was  unmöglich  ist.  Das  charakteristische 
M erkmal  der  amerikanischen  Union  ist  also  das,  dafs  sie 
aus  Staaten  besteht,  die  nicht  souverän  sind,  und  die 
also  nicht  durch  eigenen  Willen  aus  der  Union  ausscheiden 
können,  und  die  zugleich  grundsätzlich  unabweisliche  Fak- 
toren der  Union  sind,  so  lange  die  Union  eine  staats- 
rechtlich einheitliche  Union  bleiben  soll  15°. 


erwirbt,  die  deu  ursprünglichen  13  .Staaten  zustehen.  Dafs  er  daran 
denkt,  geht  ollenhar  daraus  hervor,  dafs  er  unmittelbar  nachher  hinzufügt: 
„Haben  die  Staaten  verfassungsrechtlich  außerhalb  der  Union  und  un- 
abhängig von  derselben  keine  Existenz,  so  hat  andererseits  verfassungs- 
rechtlich auch  ebenso  wenig  die  Union  ohne  die  Staaten  eine  Existenz“, 
was  von  allen  Staaten  gilt.  Derselbe  Gedanke  liegt  den  Worten  vou 
ISryce  zu  Grunde. 

„The  State  govennnents  arc,  by  the  very  theory  of  the  Constitution, 
essential  constitucut  parts  of  the  general  govenmient.  They  cau  exist 
without  the  latter,  but  the  lattcr  caunot  exist  without  tliem.“  Story,  § 511. 

is«  ^The  penple  of  each  State  compose  a state , having  its  own 
gnvernment  and  endowed  with  all  the  funetious  essential  to  separate  and 
inde|M.*ndent  existence,  and  without  the  States  in  uniop  there  could  be  no 
such  political  body  as  the  United  States.  The  preservation  of  the  States 
and  the  niaintenance  of  their  govemments  are  as  much  within  the  care 
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Die  Staaten  der  Union  sind  in  hervorragender  Weise 
solche  Staaten,  da,  wie  wir  schon  mehrere  Male  angedeutet 
haben,  sic  mit  so  vielen  staatlichen  Thätigkeiten  ausgerüstet 
sind,  und  so  freie  Hand  in  der  Ausübung  derselben  haben. 
Abgesehen  von  ihrer  Macht  in  der  Sphäre  des  Privatrechts 
und  der  Selbstverwaltung  in  ihren  inneren  Angelegenheiten, 
bilden  diese  Staaten  die  politische  Einheit  (unit)  in  der 
Bildung  der  Centralregierung.  Der  Präsident  und  Vice- 
präsident  werden  von  Wahlmännern  (presidential  electors) 
gewählt,  die  ihrerseits  in  Gruppen  nach  Staaten  gewählt 
werden.  Zuweilen  sind  die  Staaten  thatsächlich  die  ent- 
scheidenden Elemente  in  den  Wahlen  des  Präsidenten  und 
Vice-Präsidenten,  nicht  weil  ihre  bürgerlichen  Wähler  die 
Majorität  bei  der  ganzen  Volksabstimmung  bilden,  sondern 
weil  unter  Umständen  ihre  Gruppen  von  Wahlmännern,  die 
bekanntlich  jetzt  nach  vorherigem  Einverständnis  ein- 
stimmig abstimmen , die  Majorität  der  Wahlmänner  ent- 
scheiden können,  und  so  denjenigen  Kandidaten  wählen,  der 
nur  eine  Minorität  bei  der  ganzen  Volksabstimmung  der 
Union  bekommen  hat.  Das  ist  thatsächlich  fünfmal  vor- 
gekommen ,B1. 

Der  Senat  vertritt  bekanntlich  vorzugsweise  die 
Staaten ISS,  und  selbst  in  dem  „populären“  Repräsentanten- 
haus verlieren  die  Staaten  ihre  Persönlichkeit  nicht  ganz, 
denn  wenn  es  den  Präsidenten  der  Union  zu  wählen  hat, 


of  the  Constitution  as  are  the  preservation  of  the  Union  and  tlie  mainten- 
ance  of  the  national  government.  The  Constitution  in  all  its 
Provision»  looks  to  an  indestruetible  Union  composed  of 
inde  st r u c t i h le  States.“  Entscheidung  des  Oberbundesgerichts  (bei 
Landon,  S.  280). 

,S1  Polk,  1844;  Taylor,  1848;  Buchanan,  18-56;  Lincoln,  1860; 
Haves,  1876.  Nach  Brvce,  1.,  S.  41. 

’**  Jeder  der  zwei  Senatoren  von  einem  Staat  hat  allerdings  eine 
Stimme,  aber  jeder  Senator  wird  vielmehr  als  ein  Vertreter  aller 
Staaten,  als  seines  Staates  allein,  angesehen.  Story  sagt  (§  699)  von 
dem  Senat:  „It  represents  the  voice,  not  of  a district,  but  of  a State; 
not  of  one  State,  but  of  all ; not  of  the  interest  of  one  State,  but  of  all ; 
not  of  the  chosen  pursuits  of  a predominant  population  in  one  State,  but 
of  all  the  pursuits  in  all  the  States.“ 

5 * 
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so  stimmt  es  „nach  Staaten“  ab ,58.  Die  Repräsentanten 
werden  ferner  nach  Staaten  gewählt 154.  Die  direkten 
Unionssteuern  werden  auf  die  Staaten  verteilt  erhoben  lftÄ. 
So  und  so  viele  Staaten  müssen  ein  Amendement  der 
Bundesverfassung  ratifizieren,  bevor  es  Rechtskraft  ge- 
winnen kann  1R6. 

Der  ganze  Aufbau  der  Centralregierung  der  Union  ist  also 
von  der  Idee  des  Staates  als  letzter  politischer  Einheit  durch- 
drungen, so  dafs  v.  Holst  mit  vollem  Recht  behaupten  kann: 
„Das  Volk  der  Vereinigten  Staaten  als  einheitliche  geschlossene 
Masse  tritt  überhaupt  nie  in  politische  Aktion.  Auch  wo  das 
Volk  sich  am  unmittelbarsten  bethätigt,  handelt  es  stets  in 
seiner  Gliederung  nach  Staaten“  ,57.  Und  deswegen  sieht  es 
das  Volk  mit  Geduld  und  Ergebung  an , wenn  z.  B.  der 
gewählte  Präsident  nicht  die  Majorität  bei  der  Volksab- 
stimmung erhalten  hat188.  Obgleich,  wie  schon  angegeben, 
fünf  Präsidenten  nur  eine  Minorität  bei  der  Volksabstimm- 
ung bekommen  haben,  scheiterte  trotzdem  der  Versuch 
1884 — 86,  die  Präsidentenwahl  zu  einer  direkten  zu  machen  158 ! 


16a  Siehe  oben  S.  5,  Gruppe  D.  Die  Ausübung  dieser  Befugnis 
hat  nur  1800  und  1824  stattgefundeu. 

m Bundesverfassung,  Art.  I.,  Sec.  2,  Absatz  3;  XIV.  Amen- 
dement. Sec.  2. 

,r,r>  Bundesverfassung,  Art.  I.,  Sec.  2,  Absatz  3. 

166  Bundesverfassung,  Art.  V. 

IS1  Staatareeht,  S.  39.  Vgl.  folgende  Stelle  aus  einer  Entscheidung 
des  Oberbundesgerichts : „No  political  drenmer  was  ever  wild  enongh  to 
think  of  breaking  down  the  lines  whicli  separate  the  States,  and  of 
compounding  the  American  people  into  one  common  mass.  Of  eonse- 
quence,  when  thev  aet,  thev  act  in  their  States.  Hut  the  measures  thev 
adopt  do  not,  on  that  account,  cease  to  be  the  measures  of  the  people 
themselves,  or  hecoine  the  measures  of  the  State  govemments.  Bei 
Story,  Note  zu  § 362. 

155  Der  berühmte  Streit  über  die  Präsidentenwahl  im  .Jahre  1876 
entstand  nicht,  weil  Haves  eine  Minorität  bei  der  Volksabstimmung  er- 
halten hatte,  sondern  aus  der  Thatsache,  dafs  vier  Staaten  je  zwei  Gruppen 
von  „presidential  electors“  gewählt  hatten,  und  die  Frage  war:  welehe 
von  den  zwei  Gruppen  als  die  rechtsgültige  für  den  betreffenden  Staat 
anzusehen  sei.  Über  diesen  Streit  siebe  Bryee,  I.,  S.  44 — 46;  Stanwood, 
Chap.  XXIV. 

la9  Siehe  oben  S.  20 — 21. 
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Die  Bedeutung  des  Staates  als  politischer  Einheit  ist  hier  also 
noch  nicht  verloren  gegangen. 

Es  ist  diese  Stellung  des  Staates  als  politischer  Ein- 
heit in  dem  Aufbau  der  Centralregierung  der  Union,  welche 
wir  als  bedroht  ansehen,  falls  man  das  Verhältnis  zwischen 
der  Centralregierung  und  den  Staaten  auf  dem  Gebiet  der 
Stimmberechtigung  principiell  und  grundsätzlich  umändern 
sollte.  Vor  einer  grofsen  oder  gefährlichen  Verletzung  der 
Staaten  als  Inhaber  der  gewöhnlichen  staatlichen  Thätig- 
keiten,  die  sie  jetzt  innehaben,  brauchen  wir  uns  gegenwärtig 
nicht  zu  fürchten.  Eine  Centralisation  in  diesem  Sinne  ist  aus 
zwei  Gründen  nicht  zu  befürchten.  Einmal  ist  die  Union 
durchaus  ein  äufserst  decentralisiertes  Staatswesen,  und  die 
Haupteigentümlichkeit  des  Rechtslebens  des  amerikanischen 
Volkes  ist  die  Eigenschaft,  die  Regierung  (government)  so 
viel  wie  möglich  an  sich  selbst  zu  ziehen  18°,  die  Kontrolle 
über  dieselbe  in  seiner  eigenen  Hand  zu  haben  ,8\  und  diese 


180  „In  the  examination  of  American  constitutional  law,  we  shall 
not  fail  to  notice  the  care  taken  and  the  means  adopted  to  bring  the 
agencies  bv  which  power  is  to  be  exercised  as  near  a»  possible  to  the 
subjects  upon  whicli  the  power  is  to  operate. 

„In  contradistinction  to  tlio.se  government«  where  power  is  concen- 
trated  in  one  man,  or  one  or  more  bodies  of  men,  whose  suporvision  and 
active  control  extends  to  all  objects  of  government  within  the  territorial 
limits  of  the  State,  the  American  System  is  one  of  complete  decen- 
tralization,  the  primary  and  vital  idea  of  which  is,  tliat  local  atfairs 
«hall  be  managed  bv  local  authoiities,  and  general  atfairs  only  bv  the 
central  authority.  It  was  under  the  control  of  this  idea  that  a national 
Constitution  was  formed,  uniler  which  the  States,  wliile  vielding  to  the 
national  government  complete  and  exclusive  jurisdiction  over  extemal 
atfairs,  conferred  itpon  it  such  powers  only,  in  regard  to  matter«  of 
internal  regulation,  as  seemed  to  be  essential  to  national  Union,  strength, 
and  harmony,  and  without  which  the  purpose  in  organizing  the  national 
authority  might  liave  been  defeated.  It  is  this,  also,  tliat  impels  the 
several  States,  as  if  by  common  arrangement , to  divide  their  territory 
into  counties,  towns,  road  and  school  districts,  and  to  confer  powers  of 
local  legislation  upon  the  people  of  cach  subdivision,  and  also  to  iu- 
corporate  cities,  boroughs,  and  villages  whenever  the  circumstances  and 
needs  of  a dense  population  seem  to  require  other  regulations  tlian  those 
which  are  needful  for  the  rural  districts.“  Cooley,  S.  223  tf.  Vergl. 
ferner  die  interessante  Anmerkung  (b)  von  Cooley  zu  Story , l;  230;  und 
Laudon,  8.  321. 

161  Vergl.  Story,  §§  1252,  1418. 
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Kontrolle  schnell  und  sicher  dadurch  auszuiiben,  dafs  die 
Ämterfristen  kurz  sind.  Da  dies  der  Natur  des  Volkes 
entsprechend  zu  sein  scheint102  und  so  stark  ausgebildet 
ist  (wie  aus  unserer  Note  hervorgeht),  so  brauchen  wir 
nicht  zu  fürchten,  dafs  die  Staaten  ihre  jetzigen  wich- 
tigen staatlichen  Thütigkeiten  der  Centralregierung  in  der 
Art  einbüfsen  werden,  dafs  die  letztere  die  exekutiven,  legis- 
lativen und  gerichtlichen  Funktionen  verschlingen  würde, 
wie  das  bei  der  Begründung  der  Union  von  Einigen  ge- 
fürchtet wurde ,08. 

Zweitens  könnte  die  Central regierung  eine  solche  Arbeit 
nicht  auf  sich  nehmen,  als  die  Funktionen  der  Staaten  aus- 
zuüben; sie  würde  in  dem  grofsen  Land  mit  der  immensen 
Bevölkerung  unter  ihrem  eigenen  Gewicht  zu  Grunde 
gehen ,04. 

Es  war  nicht  der  Zweck  des  XIV.  Amendements  der 
Bundesverfassung,  die  Staaten  in  der  Behandlung  ihrer 
Bürger  in  der  Art  zu  kontrollieren,  dafs  die  Staaten  nicht 
eigene  Bestimmungen  über  Bürgerrechte  haben  dürfen,  wenn 
sie  nicht  mit  denen  aller  Staaten  gleich  sind.  Es  war  nicht 
sein  Zweck,  die  Hechte  und  Privilegien  aller  Bürger  der  Ver- 


!«ä  n svKtftn  is  one  which  almost  seems  a part  of  the  very 
nature  of  the  rate  to  which  we  belong.“  Cooley,  S.  225  (unmittelbar 
nach  dem  Citate  in  Note  160  oben)-  Vergl.  die  folgende  Note,  um  ein 
Beispiel  der  Furcht  des  Volkes  vor  einem  centralisierten  Staat  zu  sehen. 

183  „Absorb  the  legislative,  cxecutive,  and  judirial  powers  of  the 
several  States,  and  prodnee  from  their  ruins  one  Consolidated  govemment. 
which,  from  the  nature  of  things,  would  be  an  iron-handed  despotism.“ 
So  hiefs  es  damals.  Siche  die  Stelle  bei  Story,  § 298. 

is«  nThe  nation  can  never  do  the  work  of  the  state»,  nor  the  work 
which  the  States  separately  are  competent  to  do.  The  States  have  a 
hundred  powers  to  the  nation's  one.“  Landen,  S.  172 — 173. 

„Thcrc  is  a govemment  of  the  United  States;  there  is  a govem- 
ment of  the  separate  States;  the  one  is  ns  needful  as  the  other,  and 
neither  would  be  the  great  and  useful  govemment  it  is  without  the 
other.“  Landon,  S.  171. 

„„Das  Volk  der  Vereinigten  Staaten“  ist  die  Bevölkerung  derselben 
in  der  durch  die  Verfassung  gegebenen  und  in  ihr  genau  fixirten  poli- 
tischen ( Organisation,  und  eine  Grundvoraussetzung  dieser  Orga- 
nisation ist  die  Erhaltung  ihrer  Gliederung  in  oigenrechtige 
Staaten.“  v.  Holst,  Staatsrecht,  S.  28. 
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einigten  Staaten  gleich  zu  machen,  oder  jeden  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  in  den  Genufs  derselben  Rechte  und 
Privilegien  in  allen  Staaten  zu  setzen,  sondern  jeden 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  in  demselben  Staat  in 
den  Genufs  derselben  Rechte  und  Privilegien  zu  setzen 
— diejenigen  Rechte  und  Privilegien,  welche  irgend  ein 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  in  einem  Staat  als  Bürger 
desselben  geniefst,  soll  auch  jeder  andere  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  geniefsen,  der  auch  Bürger  des  Staates  ist. 
Innerhalb  desselben  Staates  sollen  alle  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  als  Bürger  des  Staates  gleich  berechtigt 
sein.  Das  war  der  unmittelbare  Zweck  und  die  unmittel- 
bare Bedeutung  des  XIV.  Amendements  (Sec.  I)185,  und 
nicht  etwa  der,  dafs  die  Centralregierung  die  Rechte  und 
Privilegien  der  Bürger  eines  Staates  bestimmen  soll;  dieses 
Recht  vielmehr  sollen  die  Staaten  nach-  wie  vorher  innehaben, 
so  dafs  sie  in  der  Ausübung  dieser  wichtigen  staatlichen 
Funktionen  nicht  gestört  worden  sind.  Die  Staaten  bleiben 
principiell  und  grundsätzlich  nach  dem  Kriege  das,  was  sie 
vor  demselben  waren ,86.  Das  XIV.  Amendement  selbst 


10 * Es  existieren  aber  auch  Rechte  und  Privilegien  der  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  als  solcher,  d.  h.  unabhängig  von  ihrer  Stellung  als 
Bürger  der  Staaten  als  solcher.  Diese  sind  auch  durch  das  XIV.  Amen- 
dement (Sec.  1)  geschützt.  Siehe  C'ooley,  S.  489,  Note  3. 

168  „The  fourteenth  Amendment  does  not  „„invest  Congress  with 
power  to  legislate  upon  subjccts  wliich  are  within  the  domain  of  State 
legislation;  but  to  provide  modes  of  relief  against  State  legislation  or 
State  actiou  of  tlic  kinds  referred  to.  It  does  not  uuthorize  Congress  to 
create  a code  of  private  rights;  but  to  provide  modes  of  redress  against 
the  Operation  of  State  laws  and  the  action  of  State  officers,  cxecutive 
and  judicial,  when  these  are  subversive  of  the  fundamental  rights  specitied 
in  the  Amendment. ““  Entscheidung  des  Oberbundesgerichts  (bei  C'ooley, 
S.  15,  Note,  und  8.  734,  Note  2). 

„The  fourteenth  amendment  does  not  profess  to  secure  to  all  persons 
in  the  United  States  the  benetit  of  the  same  laws  and  the  samc  remedies. 
Great  diversities  may  and  do  exist  in  these  respects  in  different  States.“ 
Cooley,  S.  16,  Note.  Vergl.  id.,  S.  357,  358  und  Note. 

„The  right  of  suffrage  does  not  follow  upon  this  [XIV.]  Amendment; 
citizens,  even  when  of  age  are  not  necessarily  voters:  the  amendment 
has  nothing  to  do  with  female  suffrage.“  Story , § 1932,  Note  a.  (vom 
Herausgeber). 
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war  nur  eine  notwendige  Folge  des  Bürgerkrieges;  der  be- 
freite Farbige  mufste  geschützt  werden187.  Nach  dem 
Bürgerkrieg  war  eine  sehr  günstige  Gelegenheit  vorhanden, 
eine  Konsolidierung  der  staatlichen  Macht  innerhalb  der 
Centralregierung  zu  betreiben,  aber  wenn  man  die  von  uns  an- 
gegebenen Anmerkungen  liest,  mufs  man  bemerken,  wie  man 
sich  dagegen  gesträubt  hat,  die  nach  dem  Kriege  entstandenen 
Amendements  der  Bundesverfassung  so  zu  verstehen,  und  mufs 
die  Überzeugung  gewinnen,  dafs  eine  Gefahr  in  dieser  Hinsicht 
nicht  vorhanden  ist  und  lange  nicht  vorhanden  sein  wird 


Indianer  werden  nicht  ipso  jure  durch  das  XIV.  Amendement  zu 
Bürgern  der  Vereinigten  Staaten.  Siehe  Story,  § 1933;  Cooley,  S.  752, 
Note  5. 

„The  existing  division  of  sovereignty  which  had  heen  found  equal 
t<>  the  preservation  of  our  lilierities.  . . . is  not  disturbed  by  it  [XIV.  Amen- 
dement] ....  It  »tili  remains  trae  as  before  tliat  the  exerciae  of  local 
sovereignty  i»  left  witli  the  State»  ....  This  artiele  has  not  been  agreed 
upon  in  order  to  centralizc  power,  but  to  preclude  such  a po»sible  abuse 
of  power  ns  rnight  result  from  prejudice  or  other  unworthy  motive.“ 
Story,  § 196S  (von  Cooley). 

„The  national  and  state  Systems  reniain  intact,  parts  of  an  undivided 
»hole,  the  greater  not  encroaching  upon  the  less,  but  supervising  it* 
action,  in  cases  wliere  the  horizon  of  the  state  ought  to  be  as  broad  aa 
tliat  of  the  nation.“  Laudon,  S.  297.  Siehe  id.  S.  282,  283,  286,  287, 
298. 

„We  do  not  see  in  these  Amendments  [XIV.,  XV.]  any  purpose  to 
destroy  the  main  features  of  the  general  System.“  Entscheidung  des 
Olierbundesgerichta  (bei  Laudon,  S.  287). 

187  „That  [XIV.]  Amendment  was  uudnubtedly  proposed  for  the 
purpose  of  fully  protecting  the  newly-made  citizens  of  the  At'rieau  race 
in  the  enjoymeut  of  tlieir  freedom,  and  to  prevent  discrimiuating  State 
legislation  against  them.  The  generality  of  the  language.  used  necessar- 
ilv  extends  its  proviaions  to  all  |>ersons,  of  everv  race  and  color.“  Ent- 
scheidung des  Oberbundesgerichts  (bei  Cooley,  S.  14,  Note  2). 

„Its  immediate  eflect  and  purpose  were  to  place  the  uegro  within 
the  national  protection,  and  confer  upon  him  every  right  and  pririlege 
of  a national  Citizen.“  Laudon,  S.  216. 

„These  Amendments  [XIII.,  XIV.,  XV.]  are  all  consequences  of  the 
late  civil  war.  . . . Before  the  war  ample  protection  was  giveu  against 
oppression  by  the  Union  . but  little  protection  was  given  against  wrong- 
and  oppression  by  the  States.  That  want  was  intended  to  be  supplied 
by  this  [XIV.]  Amendment.“  Entscheidung  des  Oberbundesgericht.«  (bei 
Laudon,  8.  283). 
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Hier  also  sehen  wir  keine  Drohung  für  die  Staaten,  falls 
man  das  Verhältnis  zwischen  der  Centralregierung  und  den 
Staaten  auf  dem  Gebiet  der  Stimmberechtigung  umändern 
sollte,  d.  h.  die  Bestimmungen  der  Qualifikationen  der 
bürgerlichen  Wähler  in  der  Centralregierung  konsolidieren 
sollte. 

Wie  schon  bemerkt,  wir  sehen,  dafs  die  Stellung  des 
Einzelstaates  als  der  in  dem  Bau  der  Centralregierung  be- 
gründeten politischen  Einheit  bedroht  werden  kann.  Die 
Stellung  der  Staaten  auf  dem  Gebiet  der  Stimmberechtigung 
haben  wir  in  unserem  ersten  Abschnitt  dargelegt.  Hier 
brauchen  wir  nur  darauf  noch  einmal  hinzuweisen,  dafs  die 
positive  Regelung  der  Stimmbereehtigung  der  bürgerlichen 
Wähler  Sache  der  Staaten  ist,  d.  h.  sie  sind  nur,  und 
zwar  bescheiden,  negativ  durch  die  Bundesverfassung 
beschränkt. 

Die  einzigen  Organe  der  Centralregierung,  die  gewählt 
werden,  sind  der  Präsident,  Vice-Präsident  und  derKongrefs. 
W ie  die  zwei  ersten  und  die  Mitglieder  der  zwei  Kammern 
des  letzten  gewählt  werden , haben  wir  schon  auseinander- 
gesetzt. Dabei  haben  wir  gesehen , eine  wie  bedeutende 
Rolle  die  Staaten  als  Einheit  bei  allen  drei  Wahlmodi 
spielen.  Was  die  Wahl  der  Senatoren  anlangt,  so  wird  der 
Staat  wohl  der  Hauptfaktor  und  die  Einheit  bleiben,  ob  die 
Senatoren  durch  die  Staatenlcgislaturen  oder  durch  direkte 
Volkswahlen,  oder  sonst  gewählt  werden,  da  der  Charakter 
des  Senats  als  Vertreters  der  Staaten  sich  wahrscheinlich 
nicht  ändern  wird.  Aber  die  Präsidentenwahl  wird  wahr- 
scheinlich in  nicht  langer  Zeit  zu  einer  direkten  Volkswahl 
rechtlich  gemacht  werden,  da  sie  bekanntlich  jetzt  that- 
sächlich  eine  solche  ist,  obgleich  die  Regel  der  Majorität 
nicht  waltet.  Aber  ob  das  geschieht  oder  nicht,  in  allen 
Fällen  könnte  hier  die  Bedeutung  der  politischen  Einheit 
des  Staates  leicht  eine  gefährliche  Verminderung  erfahren, 
sollte  die  positive  Regelung  der  Stimmberechtigung  für  die 
Wähler  der  Inhaber  der  Centralämter  der  Centralregierung 
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beztv.  dem  Kongrcfs  überlassen  werden ,6S.  Das  gilt  auch 
für  das  Repräsentantenhaus,  obgleich  es  sicher  ein  direkt 
gewählter  Vertreter  des  Volkes  bleiben  wird. 

Es  gilt  zunächst,  die  Wahrheit  dieser  Behauptung  zu 
beweisen. 


1,8  Wir  nehmen  es  als  selbstverständlich  an,  dafs  es  der  Conception 
der  Union  so  vollständig  widersprechen  würde,  wenn  die  Centralrcgieruug 
in  die  eigentlich  die  Staaten  allein  angehenden  Wahlen  dadurch  ein- 
greifen  würde,  dafs  sie  bestimmte,  wer  darin  abstimmeu  soll,  dafs  nur 
ein  Träumer  so  etwas  Vorschlägen  könnte ; denn  die  Einzelstaaten  würden 
dadurch  zu  der  niedrigsten  Abhängigkeit  herabgedrüo.kt  werden,  und 
davon  kann  in  der  amerikanischen  Union,  wie  aus  unserer  Betrachtung 
hervorgeht,  keine  Rede  sein.  Sollte  dieses  Eingreifen  einmal  anfangen, 
so  würde  es  konsequenterweise  nie  aufhören,  bis  es  in  alle  Wahlbezirke 
des  gauzen  Landes,  grofse  und  kleine,  eingedmngen  wäre,  was  in  einem 
Laude  von  der  Gröfse  der  Vereinigten  Staaten  und  mit  einer  rasch  stei- 
genden Bevölkerung,  welche  jetzt  6o  000  000  Seelen  umfafst,  eine  politische 
Unmöglichkeit  wäre ! Und  wenn  man  dazu  die  Regelung  und  Über- 
wachung des  Wahlmodus,  welche  logisch  folgen  müfsten,  in  Betracht 
zieht,  so  wird  die  politische  Unmöglichkeit  zu  einer  politischen  Absurdität! 
Wäre  das  Princip  eingeführt , dann  würde  es  bald  keine  Union  mehr 
geben,  Sondern  nur  einen  Grofsstaat,  der  sich  in  kurzer  Zeit  im  Chaos 
befinden  würde. 

Das  negative  Princip  des  XIV.  und  XV.  Amendements  der  Bundes- 
verfassung wäre  überhaupt  nie  zu  stände  gekommen,  hätte  es  keinen 
Krieg  gegeben,  und  hätten  gewisse  Staaten  die  Farbigen  als  völlige 
Bürger,  mit  allen  anderen  Bürgern  gleich  berechtigt  behandelt.  (Siehe 
Story,  § 1971;  Appendix  zu  Bd.  II.,  namentlich  8.  725,  726  unserer  Ausgabe.) 
Es  war  nur  eine  logische  Konsequenz  des  Bürgerkrieges.  Das  Gefühl  der 
Humanität  und  die  Lehre  der  Rechtsgleichheit  diktierten  das  XIII.,  XIV. 
und  XV.  Amendement  der  Bundesverfassung,  und  nicht  etwa  der  abstracto 
Wunsch,  die  Grnndprineipien  der  Unionsregierungsform  zu  ändern.  Ge- 
ändert werden  mufste  sie,  aber  es  wurde  möglichst  im  Einklang  mit  den 
Grundlagen  der  vorher  bestehenden  Form  gethan. 

Und  man  kann  nicht  behaupten , dafs  das  negative  Princip  jetzt 
praktisch  ein  positives  geworden  sei , denn  die  Staaten  könnten  immer 
noch  den  Zweck  der  betreffenden  Bestimmungen  umgehen,  wären  sie 
dazu  geneigt..  „Die  Einzelstaaten  könnten  es  [das  Stimmrecht]  noch 
immer  jedem  Farbigen  und  ehemaligen  Sklaven  vorcnthalten,  aber  sie 
dürfen  es  nicht  wegen  seiner  Rasse,  Farbe  nnd  früheren  Skaverei  thun.“ 
(v.  Holst,  Staatsrecht,  S.  42.)  Unwahrscheinlich  ist  es  allerdings,  dafs 
die  Staaten  dies  thun  werden,  aber  die  Möglichkeit  ist  immer  noch  da, 
und  darin  liegt  ein  bedeutender  Unterschied  für  uns  zwischen  dem  nega- 
tiven und  dem  positiven  Princip. 

Die  Staaten  dürfen  also  nicht  zu  einer  hiilflosen  Abhängigkeit 
reduziert  werden.  Was  das  aktive  Wahlrecht  nulangt,  müssen  sie  in 
ihren  inneren  Angelegenheiten  ihre  jetzige  Freiheit  heibehalten.  Wir 
fragen  nun  aber,  wie  steht  es  mit  den  Unionswahlen? 
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In  einer  Demokratie  erhält  die  Regierungsfonn  ihre 
Farbe  und  Gestaltung  von  der  Regelung  der  Stimm- 
berechtigung 1#9.  Die  Organisation  dieses  Elementes  läfst 
ihre  Wirkung  bis  in  die  untersten  und  tiefsten  Grundzüge 
des  Staates  verspüren.  Die  Handhabung  der  Einrichtung 
desselben  bildet  das  erste  und  höchste  Grundrecht  eines 
demokratischen  Staates.  Sie  ist  die  wichtigste  Citadelle 
innerhalb  der  Befestigung  — iibergiebt  sie  der  demokratische 
Staat,  dann  begeht  er  politischen  Selbstmord.  Kein  Staat 
ist  im  geringsten  Grad  souverän,  der  dieses  Grundrecht 
nicht  innehat.  Verliert  er  dasselbe,  so  kann  er  sich  nie 
höher  als  zu  einem  einfachen  Verwaltungsbezirk  erheben, 
vielleicht  mit  einer  beschränkten  Selbstverwaltung,  vielleicht 
kaum  mit  einer  solchen. 

Nun,  die  Staaten  der  amerikanischen  Union  sind  nicht 
einfache  Selbstverwaltungsbezirke,  sind  es  nie  gewesen,  und 
können  es  nie  werden,  so  lange  die  Union  ihre  eigentüm- 
liche Natur  beibehält.  Zu  solchen  Bezirken  würden  sie  aber 
reduziert  werden,  wenn  sie  des  Rechts  beraubt  würden,  die 
Stimmbereehtigung  für  die  sie  allein  angehenden  Wahlen 
festzusetzen170;  so  dafs  sie  also  nur  desjenigen  Rechts  be- 
raubt werden  könnten,  die  Stimmberechtigung  für  die- 
jenigen Wahlen  festzusetzen,  welche  dazu  dienen,  die  Central- 
regierung aufzubauen.  Betrachten  wir,  was  der  Verlust 
dieses  Rechts,  so  weit  die  Staaten  es  jetzt  besitzen,  bedeutet! 

Die  Staaten  sind  sich  bewufst,  dafs  sie  integrierende 
Teile  der  Unionsregierungsform  sind,  und  ihr  Interesse  für 
die  Union  ist  um  so  lebhafter,  als  sie  Teilnahme  an  der 
Centralregierung  haben.  Diese  Teilnahme  kann  nur  in  der 


169  Da»  Stimmrecht  (right  of  su  ff  rage)  ist  „the  broad  fonndation 
upnn  which  the  whole  frame-work  of  populär  governinent  rests.“  Hitoh- 
cook.  S.  22. 

.The  definition  of  the  right  of  »uffrage  is  very  justly  regarded  an  a 
fundamental  article  of  republican  gnvernment,“  Föderalist,  Nr.  52  (am 
Beginne). 

110  Ausführlich  oben  8.  74,  Note  168,  auseiuandergesetat. 
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Bildung  des  Kongresses  und  in  der  Besetzung  des  Präsi- 
dentenstuhles zum  Ausdruck  kommen.  Diese  Teilnahme 
kann  nur  durch  Wahlen  stattfinden,  und  in  diesen  Wahlen 
stimmen  in  erster  Instanz  die  Bürger  ab.  Die  Staaten  sind 
sich  am  lebhaftesten  ihrer  Teilnahme  an  der  Central- 
regierung bewufst  und  zeigen  ihr  Interesse  daran  am  ge- 
sundesten dadurch,  dafs  sie  für  die  Stimmberechtigung 
dieser  Wähler  sorgen.  Der  ganze  Charakter  der  Central- 
regierung hängt  von  der  Weise  ab,  in  der  sic  dies  thun; 
und  es  ist  ihre  moralische  Pflicht,  dieser  Verantwortlichkeit 
gewissenhaft  nachzukommen ; und  dafs  sie  ihrem  Beruf  nicht 
untreu  gewesen,  ist  eine  historische  Thatsache ,71.  Die 
Staaten  haben  (wie  aus  unserer  Note  hervorgeht),  der  Union 
ihre  Gestaltung  und  Färbung  gegeben.  Zu  ihrem  eigen- 
tümlichen rechtlichen  Charakter  gehört  das 
In  ne  haben  des  Hechts,  die  Natur  bezw.  „Com- 
plexion“  der  Centralregierung  zu  bestimmen. 
Mit  einem  Schlag  würden  sie  dieses  Grundcharakters  beraubt 
werden,  sollte  man  ihnen  ihr  Recht  der  positiven  Bestimmung 
der  Stimmberechtigung,  wie  sie  es  jetzt  innehaben,  entziehen. 
Mit  demselben  Schlag  würde  ihnen  aller  aktive  Antrieb  zum 
Interesse  für  und  zur  Teilnahme  an  der  Centralregierung 
verloren  gehen.  Darin  sehen  wir  die  grofse  Gefahr  und 
Bedrohung,  denn  die  Staaten  würden,  was  die  Bildung  der 
Centralregierung  anlangt,  schliel’slich  in  einen  Zustand  un- 
bekümmerter Passivität  versinken,  die  nicht  ohne  Be- 
denken für  die  Existenz  der  Union  sein  würde,  denn  eine 


nl  „Tbough  the  Constitution  of  1789  represented  a great  advanee  on 
the  still  Oligarchie  system  of  Contemporary  England,  it  was  vet,  if  we 
regard  siniply  its  legal  prorisions,  the  least  dcmocratie  of  democracies. 
llad  the  points  it  left  undetermined  lieeu  dealt  with  in  an  aristocratic 
spirit,  had  the  legislation  of  Congress  and  of  the  several  States,  taken 
an  aristocratic  tum,  it  niight  have  grown  into  au  aristocratic  svstem.“ 
Hryeo,  I.,  S.  300.  Aber  das  .System  ist  demokratisch  geworden , und  in 
einer  Note  fügt  Bryce  hinzu : „The  point  most  vital  for  determining  the 
character  of  Congress,  viz.  the  (gialitications  of  the  electors,  was  left  to 
the  States.  Thcv  have  determiued  it  by  establishing  manhood  suft'rage.“ 
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Schwächung  der  S Unten  bedeutet  zwar  eine  Stärkung  der 
Centralregierung,  aber  zunächst  des  Kongresses,  und  was 
eine  Konsolidierung  der  politischen  Macht  in  dem  Kongrefs 
bedeutet  oder  bedeuten  würde,  kann  man  sich  leicht  denken. 

Von  einem  anderen  Standpunkt  aus,  der  nicht  so 
sehr  auf  der  rechtlichen  und  theoretischen  Stellung  der 
Staaten  der  Union  beruht,  würden  die  Staaten  auch  viel 
Macht  bei  der  Bildung  der  Centralregierung  verlieren.  Die 
Ausübung  des  aktiven  Wahlrechts  wirkt  als  die  gröfste  und 
mächtigste  politische  Maschine  in  den  Vereinigten  SUaten. 
Das  Triebmaterial  dieser  Maschine  ist  sehr  oft  die  öffent- 
liche Meinung172.  Es  ist  klar,  dafs  die  Träger  der  Macht 


172  Wir  meinen  die  öffentliche  Meinung,  welche  sieh  mit  politischen 
Fragen  beschäftigt. 

Es  wird  viel  nach  der  Zuständigkeit  dieser  öffentlichen  Meinung 
gefragt.  Diese  Frage  können  wir  hier  nicht  beantworten.  Wir  machen 
aber  einen  technischen  Unterschied  zwischen  „Vox  Populi“  und  „Öffent- 
liche Meinung“. 

Demokratie  ist  eine  Regiegungsform.  „It  [Demokratie]  is  simply 
and  solely  a form  of  govemment.  It  is  the  government  of  the  State  by 
the  Many,  as  opposed  . . . . to  its  govemment  by  tho  Few,  and  to  its 
govemment  by  One.“  (Maine,  S.  59.)  Alle  staatlichen  Akte  werden 
durch  einen  Willen  bestimmt.  („In  all  govemment«  acts  of  State  are 
determined  by  an  exertion  of  will.“  Maine,  S.  88.)  In  einer  Demokratie 
ist  dieser  Wille  der  Wille  des  Volkes.  Ein  Wille  kann  nur  durch  eine 
Äufserung  kund  werden:  und  die  Aufserung  des  Volkswillens  findet  durch 
die  Volksstimme  statt.  Diese  beiden  Elemente  bilden  zusammen  das  die  Demo- 
kratie charakterisierende  Regierungsprincip,  aber  anstatt  dieses  Princip  in 
seine  zwei  konstituierenden  Elemente,  Willen  und  Stimme,  einzuteilen,  da 
sie  in  der  That  untrennbar  sind,  bezeichnen  wir  es  (das  Princip)  kurzweg 
als  „Vox  Populi“.  Vox  Populi  ist  also  im  technischen  Sinne  ein  juristi- 
sches Princip,  ein  Staatsmittel  zum  Staatszwecke. 

Es  ist  dieses  Princip  in  der  Demokratie,  das  Maine  in  seinem 
„Populär  Government“  (Essay  II.)  so  bitter  tadelt,  dafs  er  sich  nur 
so  weit  über  die  Vereinigten  Staaten  auslassen  will:  „American  expe- 
rience  has,  I think,  shown  that,  by  wise  Constitutional  Provision« 
thorooghly  thought  out  beforehand,  Democracv  may  be  made  tolerable“ 
(!!)  <S.  110). 

Die  öffentliche  Meinung  dagegen  ist  kein  Princip,  sondern  eine 
Macht,  eine  Triebkraft,  welche  sehr  oft,  nicht  •notwendigerweise 
immer,  die  Vox  Populi,  das  Princip.  in  Thätigkeit  setzt,  vorzugsweise  bei 
Wahlen.  Diese  Macht  existiert,  und  hat  zu  allen  Zeiten  existiert,  in 
allen  Regierungsformen  (vergl.  Bryce,  II.,  S.  217-221),  aber  sie  macht 
sich  um  so  fühlbarer,  je  näher  die  Ausübung  der  staatlichen  Funktionen 
in  den  Händen  des  Volkes  selber  liegt.  Je  mehr  Selbstverwaltung  aus- 
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der  öffentlichen  Meinung  in  den  Vereinigten  Staaten  die 
Stimmberechtigten  sind.  Wenn  die  öffentliche  Meinung  ge- 
zwungen wird , mit  ihren  Stimmzetteln  zum  Wahllokal  zu 
gehen,  um  ihrem  Wunsch  Ausdruck  zu  geben,  so  kann  sie 

gedehnt  wird,  um  so  mehr  ist  die  öffentliche  Meinung  zu  rechtfertigen, 
denn  diese  ist  nur  eine  zweite  Form  der  Macht  des  Volkes,  welche  die 
Selbstverwaltung  kontrolliert  und  bestimmt.  Deshalb  ist  die  öffentliche 
Meinung  in  den  Vereinigten  Staaten  ganz  anders,  als  die  öffentliche 
Mcinuug  in  den  meisten  europäischen  Staaten,  da  das  Volk  dort  Inhaber 
aller  Macht  ist,  und  das  System  der  Selbstverwaltung,  wie  wir  schon 
angedeutet  haben,  bis  zum  äufsersten  Grade  existiert,  und  die  Beamten 
nur  als  Diener  des  Volkes  angesehen  werden-  Der  Beamte  dort 
dient  dem  Volk,  und  so  lange  er  gesetzmäfsig  verfügen  kann, 
sollte  er  den  Willen  des  Volkes  erfüllen,  sei  derselbe  in  dieser  oder  jener 
Weise  kund  gemacht;  und  wenn  er  das  nicht  timt,  so  wird  das  Volk 
ihn  schnell  genug  beseitigen , da  alle  Ämterfristen  aufserordentlieh  kurz 
sind,  ausgenommen  die  der  Bundesrichter  und  vielleicht  einiger  Staaten- 
riehter,  welche  Beamte  ja  principiell  von  jeder  politischen  Kontrolle 
frei  sein  sollen. 

Die  grofse  Bedeutung  der  öffentlichen  Meinung  ist  die.  dafs  das  Volk 
mittels  derselben  oft  den  Beamten  seinen  Willen  für  einen  speciellen 
Fall  zeigt.  Es  ist  dies  ein  charakteristischer  Unterschied  zwischen 
vox  populi  und  der  öffentlichen  Meinung:  vox  populi  ist  permanent,  be- 
ständig, äufsert  sieh  für  alle  Fälle;  öffentliche  Meinung  dagegen  äufsert 
sich  vorzugsweise  nur  für  gewisse,  einzelne,  specieile  Fälle.  Ein  zweiter 
Unterschied  ist  der.  dafs  die  vox  populi  eine  rechtliche  Institution  ist: 
die  öffentliche  Meinung  dagegen  beruht  auf  keiner  positiven  juristischen 
Basis.  Aber  da  der  Wille  des  Volkes  in  den  Vereinigten  Staaten,  so 
lange  er  gesetzmäfsig,  d.  h.  nicht  revolutionär,  ist,  vollzogen  werden 
sollte,  so  ist  es  ganz  gleich,  wie  das  Volk  seinen  Willen  kund  macht. 
Nun  ist  es  Thatsache,  dafs  die  öffentliche  Meinung  in  den  Vereinigten 
Staaten  sehr  oft  diesen  Willeu  unzweideutig  verkündigt;  denn  die 
öffentliche  Meinung  ist  dort  sehr  oft  sehr  klar  und  ausgeprägt.  Aber 
wie  sollte  sich  der  Beamte  in  denjenigen  Fällen  benehmen,  welche  un- 
klar sind?  Der  Beamte,  obgleich  Diener  des  Volkes,  ist  keine  Maschine. 
Er  soll  bemüht  sein,  den  Willen  des  Volkes,  so  lange  er  nicht  revo- 
lutionär ist,  geltend  zu  machen,  uud  wenn  er  für  eiuen  gewissen  Fall 
diesen  Willen  in  der  öffentlichen  Meinung  sucht,  oder  suchen  mufs,  und 
ihn  da  unklar  ausgeprägt  findet , so  kann  er  nur  uacli  seiner  Diskretion 
handeln;  die  Chancen  des  Tadels  und  der  Genehmigung  sind  wenigstens 
gleich,  aber  wenn  er  klug  und  vernünftig  handelt,  sind  vielleicht  die 
letzteren  im  Übergewicht.  Es  hat  allerdings  vielleicht  Fälle  gegeben, 
wo  der  Beamte  für  einen  gewissen  Fall  direkt  gegen  die  öffentliche 
Meinung  gehandelt,  und  nachher  die  Genehmigung  des  Volkes  gewonnen 
hat.  Aber  in  solchen  Fällen  mufs  man  nicht  vergessen,  dafs  das  Volk 
ebensogut  als  der  Beamte  sich  irren  kann,  das  Volk  jedoch  hat  prin- 
cipiell  immer  Recht,  so  dafs  der  Beamte  die  Gefahr  trägt.  (Siehe  Storv, 
§ 1431.) 

Die  Vereinigten  Staaten  bilden  eine  so  ausgeprägte  Regierung  durch 
das  Volk,  dafs  man  fast  von  einer  Regierung  durch  öffentliche  Meinnng 
dort  sprechen  kann.  Vergleiche  die  folgenden  Stellen: 
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dies  mit  dem  furchtbarsten  Ernst  thun178.  Sie  ist  die  ent- 
scheidende Korrektur  und  strafende  Geifsel  für  alle  po- 
litischen Handlungen,  und  mehr  als  einmal  hat  sie  ihre  Wut 
in  nationalen  und  lokalen  Angelegenheiten  zum  Ausdruck 


„Populär  government  may  he  said  to  exist  whenever  all  power  is 
lodged  iu  and  issues  from  the  people.  Government  by  public 
opiniou  exists  wliere  the  wishes  and  views  of  the  people  prevail,  even 
before  they  have  been  conveyed  through  the  regulär  law- 
appointed  Organs,  and  without  the  need  of  their  being  so 
conveyed.“  Bryee,  II.,  S.  227.  Fenier: 

„This  [Kegierung  durch  öffentliche  Meinung]  is  the  goal  toward 
wbich  the  extension  of  the  suft'rage,  the  more  rapid  diffusion  of  news, 
and  the  practice  of  self-go vernment  itself,  uecessarilv  lead  free 
natious  ....  Towards  this  goal  the  Americans  have  marched  with  steady 
steps,  unconseiously  as  well  as  consciously.  No  otlier  people  now  Stands 
so  near  it.“  Id.,  II.,  8.  225. 

Es  ist  also  klar,  dafs  die  öffentliche  Meinung  eine  ungeheuere  Kolie 
in  den  Vereinigten  Staaten  spielt.  Und  sie  ist  dort  kein  ungeheueres 
L bei,  sondern  findet  ihre  Rechtfertigung  in  der  Regierungsform,  und  ist  das 
Mittel  zu  viel  Gutem.  Diese  Überzeugung  mufs  ein  Unparteiischer, 
Vorurteilsfreier  gewinnen,  wenn  er  über  die  öffentliche  Meinung  folgende 
Stellen  liest : 

Laudon,  S.  92,  93,  156.  160,  181,  205,  206: 

Cooley,  S.  515,  518,  538,  558  (diese  vier  Stellen  sind  alle  in  dem 
Kapitel  über  Rede-  und  Prefsfreiheit); 

Storv,  §§  291,  391,  509,  530,  542.  568,  583,  672,  701,  708,  709, 
712,  714/718,  766.  780,  795,  822,  841,  853,  8-54,  858,  871,  888.  895,  1192, 
1426.  1431,  1439,  1445,  14-19,  1500,  1529,  1532,  1615,  1616,  1691,  1768, 

1865,  1866,  1883,  1888,  1890,  1917,  1922. 

Selbst  Maine  sagt  (S.  22 1:  „Public  opinion,  which  mcans  censure  as 
well  as  praise,  is  the  inotive  force  of  democratic  societies.“ 

Aber  gesunde  öffentliche  Meinung  mufs  von  widerrechtlicher  ver- 
breiteter Meinung  und  leidenschaftlicher  öffentlicher  Aufserunv  unter- 
schieden werden.  Siehe  Laudon,  S.  239—240;  Story,  §§  530,  744,  745, 

746,  747,  751,  1431.  1439,  1619  1620,  1634. 

Der  Schutz  gegen  ungesunde  öffentliche  Meinung  liegt  in  der  poli- 
tischen Bildung  des  Bürgers.  Diese  Bildung  bekommt  der  amerikanische 
Bürger  durch  das  ausgedehnte  Selbstverwaltungssystein.  In  dieser  Hin- 
sicht darf  die  folgende  Stelle  angeführt  werden: 

„Universal  suffrage,  as  it  exists  in  the  United  States,  is  not  only 
a great  element  of  safety  in  the  present  day  and  generatiou,  but  is  per- 
liaps  the  mightiest  educational  force  to  which  the  masses  of  men  ever 
have  been  exposed.“  Bryee,  I.,  S,  635. 

Über  die  öffentliche  Meinung  siehe  den  lehrreichen  Aufsatz  von 
Bryee  (II.,  S.  209 -»34). 

*•*  Ein  merkwürdiges  Beispiel  der  Wirkung  der  öffentlichen  Meinung 
hat  sich  in  der  neuesten  Zeit  gezeigt.  Die  republikanische  Partei  erfuhr 
1892  eine  heftige  Niederlage,  und  die  demokratische  Partei  gewann  dadurch 
zum  erstenmale  seit  dem  Bürgerkriege  die  Kontrolle  der  ganzen  Central- 
regierung — beider  Kammern  des  Kongresses  und  des  Präsidentenstuhles. 
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kommen  lassen174.  Da  die  öffentliche  Meinung  durch  den 
Wähler  zum  Ausdruck  kommt,  so  sind  offenbar  diejenigen 
Organe,  welche  die  Stimmberechtigung  bestimmen,  die  In- 
haber von  einer  ungeheueren  Macht  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Diese  Organe  dort  sind  die  Einzelstaaten,  und 
die  Entziehung  ihres  Hechts  in  dieser  Beziehung  wäre  eine 
grobe  Verletzung  ihrer  jetzigen  Stellung  in  der  Union.  Die 
Macht  der  öffentlichen  Meinung  ist  allerdings  keine  formelle 
Rechtsmacht;  sie  ist  aber  trotzdem  von  grofser  materieller 
Bedeutung  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Die  Bedeutung  der  politischen  Stellung  der  Einzelstaaten 
hat  sich  bekanntlich  seit  dem  Bürgerkrieg  vermindert. 
Wir  sehen  keine  solchen  Streitigkeiten  mehr  wie  diejenigen, 
welche  wir  in  dem  ersten  Abschnitt  geschildert  haben. 
Da  es  aber  zu  dem  juristischen  Wesen  der  Union  gehört, 
dafs  die  Staaten  ihre  politische  Stellung  bei  dem  Aufbau 
der  Centralrcgierung  (ebensogut  als  in  anderen  Beziehungen) 
nicht  verlieren,  so  sehen  wir  eine  grofse  Gefahr  für  diese 
Stellung,  wenn  der  Konsolidierungs-  und  Centralisiorungs- 
prozefs,  der  jetzt,  seit  dem  Bürgerkrieg,  im  Wachsen  be- 
griffen ist175,  sich  in  der  Art  ausdehnt,  dafs  man  anfüngt, 
auch  politische  Macht  in  der  Centralregierung  bezw.  dem 
Kongrefs  zu  eentralisieren  17G.  Die  Staaten  sollten  so  viel 
wie  möglich  lebhaftes  Interesse  an  ihrer  Stellung  als  wichtige 
Faktoren  der  Unionsregierungsform  haben  und  bekunden. 
Dieses  thun  sie  am  besten  dadurch,  dafs  sie  eine  lebendige 


Doch  im  November  1804  kam  ein  noch  heftigerer  Umschwung  nach  den 
anderen  Antipoden,  dem  der  Präsident  allein  entging,  aber  nur  weil  keine 
Präsidentenwahl  stattfand.  Die  öffentliche  Meinung  nahm  Anstofs  gegen 
das  Benehmen  der  demokratischen  Partei  in  dem  Kongress. 

174  In  Bezug  auf  lokale  Angelegenheiten  erinnern  wir  an  den  Um- 
sturz des  „Tweed  King“  in  New  York.  1871;  des  „Philadelphia  Gas 
King“.  1881  ; und  an  die  Niederlage  der  New  Y'orker  „Tammanv  Hall“ 
hei  der  letzten  Wahl  (November  1894).  Ober  die  ersten  zwei  Fälle  siebe 
Bryce,  II.,  Chapters  LXXXVIII,  LXXXIX. 

m Siehe  Bryce,  II.,  S.  094,  GOA;  und  oben  S.  18 ff. 

176  „The  danger  from  extreme  state-rights  theories  has  been  succeedt  d 
bv  a pronouneed  danger  from  the  opposite  rpiarter.“  Jameson,  S.  12. 
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Rolle  in  dem  Aufbau,  dem  gesamten  Gefüge  der  Central- 
regierung spielen.  Was  sie  daran  verlieren,  das  gewinnt 
die  Centralregierung;  je  mehr  politische  Macht  in  der  Cen- 
tralregierung konsolidiert  wird,  in  demselben  Mafse  ver- 
lieren die  Staaten  Interesse  an  derselben.  Am  Schlufs 
können,  auf  der  einen  Seite  eine  stark  mit  politischer  Macht 
ausgerüstete,  konsolidierte  Centralregierung,  und  auf  der 
anderen  Staaten  stehen,  die  in  Bezug  auf  jene  sich  in  un- 
bekümmerter Passivität  unthätig  verhalten.  Das  haben 
die  Begründer  der  Union  nicht  gewollt;  das  hat 
der  historische  Geist  der  Union  nie  verlangt; 
das  widerspricht  ganz  und  gar  dem  juristischen 
Wesen  der  Union. 

Einen  Schutz  gegen  diesen  Zustand,  d.  h.  ein  Mittel, 
um  das  Interesse  der  Staaten  an  ihrer  Teilnahme  an  dem 
Bau  der  Centralregierung  lebendig  und  dadurch  die 
Staaten  der  Centralregierung  gegenüber  wachsam  zu  er- 
halten, sehen  wir  in  der  jetzigen  Regelung  der  Stimm- 
berechtigung. Diese  Behauptung  wird  an  Bedeutung  ge- 
winnen, wenn  einmal  die  Präsidenten-  und  Senatorenwahlen 
direkt  gemacht  werden,  da  bei  den  ersteren  die  jetzige  Be- 
deutung des  Staates  als  politischer  Einheit  (unit),  abgesehen 
von  der  Regelung  der  Stimmberechtigung,  dann  ganz  ver- 
schwinden wird,  während  bei  den  letzteren  sie  nicht  so 
markiert  sein  wird.  Unter  diesen  Umstünden  würde  bei 
der  Einführung  der  von  uns  abgelehnten  Regelung  der 
Stimmberechtigung  die  Bedeutung  des  Staates  als  politischer 
Einheit  bei  den  Präsidentenwahlen  vollständig  verschwinden 
und  bei  den  Repräsentanten-  und  Senatorenwahlen  nur  als 
ein  Schatten  dastehen.  Bei  den  Repräsentantenwahlen 
würde  sie  ganz  verschwinden,  falls  die  Repräsentanten  nicht 
mehr  in  Gruppen  nach  Staaten  gewählt  würden.  Letzteres 
wird  allerdings  bei  den  Senatoren  kaum  jemals  eintreten, 
da  sie  werden  in  Gruppen  nach  Staaten  gewählt  werden, 
so  lange  sie  vorzugsweise  die  Staaten  als  solche  vertreten 

■•Staats-  u.  Völkerrecht!.  Abliandl.  I.  4.  — Fisk.  6 
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werden,  was  höchstwahrscheinlich  der  Fall  bleiben  wird,  so 
lange  die  Union  existiert. 

„Vielleicht,“  kann  man  sagen,  „können  die  Staaten 
immer  noch  das  nötige  Interesse  dadurch  finden,  dafs  ihre 
Beamten  als  Wahlbeamte  bei  den  Unionswahlen  fungieren.“ 
Solches  Interesse  kann  nur  die  Beamten , die  Organe  des 
Staates,  angehen.  Das  Interesse,  welches  wir  verlangen, 
mufs  dem  Staat  als  solchem  fühlbar  sein,  mufs  das  Volk, 
die  Seele  des  Staates,  näher  angehen. 
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Bis  jetzt  haben  wir  nur  den  Kongrefs  als  dasjenige 
Organ  betrachtet,  welches  die  Stimmberechtigung  regulieren 
würde,  falls  den  Staaten  die  positive  Regulierung  derselben 
für  die  Unionswahlen,  d.  h.  für  diejenigen  Wahlen,  welche 
dazu  dienen,  die  Centralregierung  aufzubauen,  entzogen 
werden  sollte.  Man  wird  vielleicht  fragen,  warum  die 
Stimmberechtigungsqualifikationen  für  solche  Fülle  nicht 
durch  die  Bundesverfassung  bestimmt  werden  könnten,  wie 
sie  in  jedem  Staat  durch  seine  besondere  Verfassung  be- 
stimmt werden. 

ln  diesem  Abschnitt  werden  wir  zeigen,  dafs  aus 
praktischen  Gründen  weder  die  Bundesverfassung  noch 
der  Kongrefs  diese  Qualifikationen  festsetzen  kann  oder 
sollte. 

Es  ist  absolut  unmöglich,  irgend  eine  Gruppe  von 
Stimmberechtigungsqualifikationen  in  den  Vereinigten  Staaten 
als  die  richtige  und  beste  anzusehen.  Die  Frage  nach  den 
Qualifikationen  bei  einem  Stimmrechtssystem,  welches  auf 
einer  so  breiten  Basis  beruht,  wie  das  in  den  Vereinigten 
Staaten  der  Fall,  ist  lange  nicht  entschieden  worden.  Es 
wird  immer  wieder  versucht,  das  Beste  und  Richtige  zu 
treffen.  Das  ganze  Princip  der  Stimmberechtigung  ist 
überhaupt  immer  noch  in  statu  experimenti ; bei  den  wech- 

6* 
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selnden  socialen  Verhältnissen  bleibt  es  immer  schwan- 
kend. In  den  Vereinigten  Staaten  ist  das  Stimmreeht  prin- 
eipiell  so  weit  ausgedehnt  wie  möglich,  und  die  Betrachtung 
der  Versuche,  dieses  breite  Princip  dort  befriedigend  auszu- 
führen, mufs  Einen  von  den  grofsen  Schwierigkeiten,  die 
damit  verbunden  sind,  überzeugen,  und  auch  davon  über- 
zeugen, dafs  man  immer  noch  nicht  weifs,  wie  das  Rätsel 
zu  lösen  ist. 

Einige  Beispiele  werden  genügend  zeigen,  wie  die  ver- 
schiedenen Staaten  der  Union  versucht  haben,  das  Problem 
zu  lösen.  Wir  erwähnen  diejenigen  Stimmberechtigungs- 
principien,  welche  die  wichtigsten  Rollen  in  den  Vereinigten 
Staaten  gespielt  haben,  abgesehen  von  der  Sklaverei,  da 
sie  nicht  mehr  von  praktischer  Bedeutung  ist 177. 

1.  Eigentumsqualifikationen.  Im  Jahre  1789  ver- 
langten sechs  der  13  Staaten  eine  specitische  Eigentuins- 
qualitikation  (aber  drei  davon  nur  teilweise,  d.  h.  nur  in 
Bezug  auf  gewisse  Wähler) , wie  z.  B.  Besitz  von  einem 
Grundstück  von  50  „aeres“  (acre  = 4046  Quadratmeter), 
Eigentum  zu  £ 50,  einen  städtischen  Bauplatz  etc.  1800  ver- 
langten sieben  der  16  Staaten  eine  solche  Qualifikation  (aber 
vier  nur  teilweise).  1830  haben  acht  der  24  Staaten  diese 
Bedingung  vorgeschrieben,  aber  sieben  davon  nur  teilweise. 
Im  Laufe  der  nächsten  30  Jahre  sehen  wir  eine  starke 
Reaktion  gegen  eine  Eigentumsqualitikation,  denn  im  Jahre 
1860  haben  sie  nur  drei  der  33  Staaten  vorgeschrieben, 

177  Das  niedrigste  Alter  des  Wählers  ist  immer  21  Jahre  gewesen. 

In  den  ersten  Jahren  der  Union  machten  nur  ein  paar  Staaten 
Unterscheidungen  in  den  Qualifikationen  der  Wähler  der  Mitglieder  der 
zwei  Kammern  der  Staatenlegislaturen.  Nach  1822  waren  es  nur  zwei, 
nach  1887  einer;  nach  1868  keiner. 

Wo  keine  solchen  Unterscheidungen  gemacht  worden  sind,  galten 
dieselben  Qualifikationen  für  alle  Wähler  hei  allen  Volkswahlen  in  dem 
betreffenden  Staat.  Wo  solche  Unterscheidungen  existierten,  galten  für 
andere  Wahlen  die  Qualifikationen  der  Wähler  der  Mitglieder  der  einen 
oder  der  anderen  Kammer.  Die  Bestimmungen,  welche  wir  angeben,  be- 
ziehen sich  meistens  in  gleicher  Weise  auf  alle  Volkswahlen  (elections 
hy  tlie  people)  — Wahlen  der  Unions-,  Staats-,  oder  Lokalbeamten, 
Wahlen  über  die  dem  Volk  unterbreiteten  Kragen  u.  s.  w. 
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und  sogar  nur  teilweise  m\  Im  Jahre  1890  finden  wir 
eine  solche  Bestimmung  in  nur  zwei  der  44  Staaten,  aber 
in  beiden  Fällen  ist  sie,  streng  genommen  (siehe  S.  86, 
Note  179),  nur  auf  lokale  Angelegenheiten  beschränkt,  und 
in  nur  einem  der  zwei  Staaten  wird  der  Wert  des  Eigen- 
tums angegeben. 

Diese  Form  des  Census  spielt  in  der  Geschichte  des 
Stimmrechts  eine  grofse  Rolle,  und  die  Betrachtung  der- 
selben in  den  Vereinigten  Staaten  ist  besonders  interessant. 
Die  Behandlung  des  Principes  in  seiner  ursprünglichen  Ge- 
stalt, d.  h.  wo  ein  bestimmtes,  specifisches  Eigentum  allgemein 
oder  von  gewissen  Klassen  der  Wähler  verlangt  wird  , be- 
schränkt sich  mit  einer  Ausnahme  (Tennessee)  auf  12  der 
ursprünglichen  13  Staaten,  d.  h.  es  wird  in  dieser  Gestalt 
in  nur  einem  (und  zwar  dem  dritten)  sogen,  „neuen“  Staat 
aufgenommen  — was  schon  ein  Zeichen  seines  Unterganges 
ist.  Im  Jahre  1789  hatten  sechs  dieser  12  Staaten  die  hier 
in  Betracht  gezogene  Bestimmung.  Zwischen  1789  und  1800 
gewann  das  Princip  einen  Staat  mehr  — und  zwar  seinen 
einzigen  „neuen“  Staat.  Aber  jetzt  kommt  der  Beginn  des 
Endes.  Zwischen  1800  und  1830  schwankte  das  Princip  bei 
den  Staaten  — zwei  geben  es  ganz,  einer  teilweise  auf; 
einer  nimmt  es  ganz,  einer  teilweise  an.  Zwischen  1830 
und  1800  geht  es  rasch  bergab.  Sechs  der  acht  Staaten 
geben  das  Princip  auf,  während  nur  einer  es  adoptiert; 
und  drei  Staaten  sagen  in  ihrer  „Bill  of  Rights“,  dal's  keine 
solche  Qualifikation  verlangt  werden  soll ! Zwischen  1860 
und  1890  verschwindet  das  Princip  in  seiner  ursprünglichen 
Gestalt  (siehe  aber  S.  86,  Note  179),  und  es  wird  in  der 
„Bill  of  Rights“  von  neun  Staaten  während  dieser  Periode 
verboten.  Inzwischen  bleibt  es  in  einer  neuen  Gestalt  be- 
stehen, die  wir  1890  in  zwei  Staaten  entdecken,  und 
die  schon  von  der  vorhergehenden  Periode  herrührt  (siehe 


ITh  Alter  in  einem  (Rhode  Island)  muss  der  Wähler  bei  gewissen 
lokalen  Wahlen  unbedingt  ein  gewisses  Eigentum  haben.  Siehe  8.86, 
Note  179. 
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S.  86,  Note  179).  Das  Prineip  ist  nämlich  derartig,  dafs 
in  gewissen  lokalen  Angelegenheiten,  vorzugsweise  Geldan- 
gelegenheiten in  Städten,  nur  derjenige  abstimmen  kann, 
der  ein  gewisses  Eigentum  hat.  Es  ist  sehr  wahrscheinlich, 
dafs,  wenn  die  Städte  sich  mit  einer  politisch  immer  un- 
fähiger werdenden  Bevölkerung  füllen  werden,  dieses  neuere 
Prineip  in  dieser  oder  jener  Gestalt,  je  nach  der  Art,  in 
der  sich  das  Eigentum  bildet,  weiter  ausgedehnt  werden 
wird178.  Es  ist  1890  in  Rhode  Island179  und  Texas,  zwei 
Staaten,  welche  in  durchaus  verschiedenen  Teilen  des  Landes 
liegen179*,  und  welche  vielleicht  nichts  gemeinsam  haben,  zu 
stände  gekommen  — was  wohl  filr  die  allgemeine  Nützlich- 
keit desselben  spricht. 

Aber  wer  kann  sagen,  dafs  es  nicht  später  für  nötig 
gehalten  werden  wird,  eine  allgemeine  Eigentumsqualifikation 
vorzuschreiben?  Wer  kann  wissen,  wie  viel  Eigentum  zur 
Stimmberechtigung  später  erforderlich  sein  wird?  Wer 
kann  die  socialen  Zustände  der  Zukunft  vorhersehen? 
Wer  kann  behaupten,  dafs  die  Stimmberechtigung  selbst 
in  den  Vereinigten  Staaten  auch  später  auf  einer  so  breiten 
Basis  beruhen  wird,  wie  es  dort  jetzt  der  Fall?  Wer  weifs, 
was  als  Kriterium  eines  Wählers  in  der  späteren  Demo- 
kratie angesehen  werden  wird?  Nur  die  Geschichte  kann 
das  Problem  lösen  l8°. 

1.8  Siehe  Hitcbcock,  S.  28. 

1.9  Rhode  Island  hatte  dieses  neuere  Prineip  schon  1842.  (Siehe 
oben  S.  85,  Note  177a.)  Dieser  Staat  hat  1890  scheinbar  das  ursprüng- 
liche Prineip  noch  beibehalten,  aber  es  ergiebt  sich  aus  seinen  Bestimm- 
ungen vom  Jahre  1888,  dass  die  Wähler  nur  begünstigt  werden,  wenn 
sic  ein  gewisses  Eigentum  haben,  da  nämlich  die  früheren  (1842)  Unter- 
scheidungen wegen  der  Person  des  Wählers  (ob  nämlich  er  ein  ein- 
geborener oder  naturalisirtcr  Bürger  der  Union  sei)  werden  fallen  gelassen. 
Nur  bei  gewissen  lokalen  Wahlen  muss  der  Wähler  unbedingt  ein  ge- 
wisses Eigentum  haben. 

I1!>»  Merkwürdigerweise  auch  der  kleinste  und  der  gröfste  Staat  der 
Union. 

180  „What  may  best  promote  the  public  weal  and  secure  the  public 
libertv  and  advauce  the  public  prosperity  in  one  age  or  nation  may 
totally  fail  of  similar  results  under  local,  physical,  or  moral  predicaments 
essentially  different“  Story,  § 581.  (Story  spricht  in  diesem  Paragraph 
von  der  Verwicklung  der  Krage  der  Stimmberechtigung.) 
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2.  Die  Steuerbedingungen  haben  nicht  solch  ein  ent- 
scheidendes Schicksal  erfahren.  Im  Jahre  1789  verlangten 
sechs  (drei  davon  teilweise,  d.  h.  nur  in  Bezug  auf  eine 
Klasse  von  Wählern)  der  13  Staaten  die  vorherige  Be- 
zahlung gewisser  Steuern  als  eine  Vorbedingung  der  Ab- 
stimmung bei  einer  Wahl  — aber  von  diesen  sechs  Staaten 
erwähnt  einer  nur  eine  Kopfsteuer  (capitation  tax,  poll-tax). 
Zwischen  1789  und  1800  nimmt  ein  weiterer  Staat  das 
Princip  auf  — aber  kein  „neuer“  Staat.  Von  diesen  sieben 
Staaten  spricht  aber  keiner  ausdrücklich  von  einer  Kopf- 
steuer (und  drei  nur  von  einer  Klasse  der  Wähler).  Im 
Jahre  1830  haben  12  der  24  Staaten  dieses  Princip  (sechs 
davon  teilweise)  angenommen,  darunter  drei  seit  1800  „neue“ 
Staaten.  Inzwischen  Mit  einer  von  der  früheren  Gruppe 
von  sieben  weg.  Zwischen  1830  und  1860  nimmt  kein  in 
dieser  Periode  neuhinzutretenden  Staat  dieses  Princip  auf. 
Im  Jahre  1860  haben  acht  der  33  Staaten  das  Princip  (zwei 
davon  teilweise),  wovon  nur  einer  sich  nicht  in  der  Gruppe 
vom  Jahre  1830  befindet,  d.  h.  filnf  Staaten  haben  das  Princip 
seit  1830  fallen  lassen.  Im  Jahre  1890  erwähnen  11  der 
44  Staaten  Steuern  — davon  erwähnen  zwei  Eigentums- 
und Kopfsteuern  ausdrücklich,  und  drei  nur  eine  Kopfsteuer. 
Einige  Staaten  von  der  Gruppe  vom  Jahre  1860  fallen  weg. 

Wir  sehen  also,  dafs  dieses  Princip  ein  wechselndes 
Schicksal  erfahren  hat.  Es  spielt  eine  gröfsere  Rolle  in 
den  „neuen“  Staaten,  als  das  Princip  der  speciüschen  Eigen- 
tumsqualifikation, und  schwankt  mehr  — wird  öfter  auf- 
genommen und  fallen  gelassen.  Mehrere  Staaten  haben  es 
zwei-  oder  mehreremal  probiert.  Im  grofsen  und  ganzen 
ist  dieses  Princip  immer  noch  in  statu  experimenti,  und 
wür  prophezeien,  dafs  es  noch  lange  bestehen  und 
sich  wahrscheinlich  immer  mehr  bewähren  wird.  Es  ist 
besonders  wahrscheinlich,  dafs  die  Kopfsteuer  ( capitation 
tax,  poll-tax)  bedeutender  werden  wird.  Diese  Steuer 
wird  meistens  zur  Unterstützung  der  öffentlichen  Schulen 
angewendet,  und  dient  zugleich  dazu,  den  eigentumslosen 
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Bürger  seine  politische  Stellung  nicht  ohne  irgend  eine  Bei- 
steuer geniefsen  zu  lassen  — dadurch  wird  sich  der  Bürger 
seiner  politischen  bezw.  staatlichen  Stellung  mehr  bewufst. 
Zwischen  allen  Staaten  und  ihren  rechtsfähigen  Bürgern 
sollte  es  ein  quid  pro  quo  geben,  wenn  auch  nur  ein 
kleines.  In  den  Vereinigten  Staaten  beträgt  die  Kopfsteuer 
gewöhnlich  M.  4 für  das  Jahr. 

3.  Ansässigkeit  im  Staat  (Staatsresidenz)181.  Im  Jahre 
1789  verlangten  nur  zwei  der  13  Staaten  ausdrücklich  eine 
Staatsresidenz,  und  in  beiden  Fällen  war  die  Frist  ein  Jahr; 
aber  in  einem  dritten  Staat  mufsten  die  Steuern  für  das 
Jahr  vor  der  Wahl  bezahlt  werden,  was  vielleicht  mit  einer 
Staatsresidenz  von  einem  Jahr  gleichwertig  war.  Im  Jahre 
1800  verlangten  vier  der  16  Staaten  eine  zweijährige  und  zwei 
eine  einjährige  Ansässigkeit  in  dem  Staat.  1830  verlangten  vier 
der  24  Staaten  eine  zweijährige;  10  eine  einjährige;  einer  eine 
sechsmonatliche;  und  einer  eine  dreimonatliche  Residenz  in 
dem  Staat.  1860  verlangten  fünf  der  33  Staaten  eine  zwei- 
jährige: 19  eine  einjährige;  vier  eine  sechsmonatliche;  einer 
eine  viermonatliehe;  zwei  eine  dreimonatliche  Residenz  im 
Staat.  1890  verlangten  nur  drei  der  44  Staaten  eine  zwei- 
jährige; 28  eine  einjährige;  neun  eine  sechsmonatliche; 
einer  eine  viermonatliche;  zwei  eine  dreimonatliche  Staats- 
residenz. 

Im  Laufe  des  Jahrhunderts  wechselt  die  Bedingung 
der  zweijährigen  Staatsresidenz  zwischen  drei  und  fünf 
Staaten;  aber  die  einjährige  steigt  in  bedeutender  Weise, 
bis  endlich  28  der  44  Staaten  sie  1890  vorschreiben,  so 
dafs  sie  in  weitaus  den  meisten  Staaten  verlangt  wird.  1890 
schreibt  nur  ein  Staat  keine  Staatsresidenz  vor;  1860 
schwiegen  drei  Staaten  über  diesen  Punkt;  1830  sechs.  Im 
Laufe  der  Zeit  steigt  also  die  Anerkennung  dieses  Princips. 

4.  Im  Jahre  1789  verlangten  fünf  der  13  Staaten  eine 
einjährige,  zwei  eine  sechsmonatliche  Ansässigkeit  in  der 

,SI  Wir  gebrauchen  das  Wort  „Residenz“  für  das  Englische  „resi- 
dence“. 
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Grafschaft,  dem  sogen.  „District“,  oder  der  Stadt.  1800 
verlangten  fünf  der  16  Staaten  eine  solche  Residenz  von 
einem  Jahr,  und  sechs  eine  ebensolche  von  sechs  Monaten. 
Eine  solche  Residenz  von  einem  Jahr  wurde  1830  in  vier 
der  24  Staaten ; eine  von  sechs  Monaten  in  neun ; eine  von 
drei  Monaten  in  zwei  vorgeschrieben;  1860  eine  von  einem 
Jahr  in  zwei  der  33  Staaten;  eine  von  sechs  Monaten  in 
10;  eine  von  fünf  Monaten  in  einem;  eine  von  vier  Mo- 
naten in  zwei;  eine  von  drei  Monaten  in  zwei;  eine  von 
zwei  Monaten  in  einem;  eine  von  einem  Monat  in  zwei;' 
eine  von  10  Tagen  in  drei. 

Im  Jahre  1890  verlangten  nur  zwei  der  44  Staaten 
eine  solche  Residenz  von  einem  Jahr;  11  eine  von  sechs 
Monaten;  einer  eine  von  fünf  Monaten;  einer  eine  von  vier 
Monaten;  sechs  eine  von  drei  Monaten;  sieben  eine  von 
zwei  Monaten;  fünf  eine  von  einem  Monat;  zwei  eine  von 
10  Tagen. 

Wir  sehen  also,  dafs  die  Zahl  derjenigen  Staaten,  welche 
ein  Jahr  verlangen,  sich  im  Laufe  der  Zeit  vermindert, 
indem  die  Zahl  derjenigen,  welche  sechs  Monate  verlangen, 
immer  zunimmt.  Die  Bedingung  von  zwei  Monaten  und 
einem  Monat  spielen  1890  auch  eine  bedeutendere  Rolle. 
Die  Fristen  unter  sechs  Monaten  kommen  erst  1830  in 
Betracht;  unter  drei  Monaten  erst  1860. 

5.  Die  Bedingung  einer  gewissen  Residenzfrist  in  einem 
noch  kleineren  Wahlbezirk  (z.  B.  in  einem  Teil  einer  Graf- 
schaft oder  einem  Teil  einer  Stadt)  kommt  erst  1860  vor.  In 
diesem  Jahre  verlangte  nämlich  ein  Staat  eine  solche  Residenz 
von  60  Tagen ; einer  (?)  eine  von  30  Tagen ; und  drei  (?)  eine 
von  10  Tagen.  Im  Jahre  1890  wird  dieser  Bedingung  mehr 
Wert  beigelegt:  ein  Staat  verlangt  eine  solche  Residenz  von 
90  Tagen ; zwei  (?)  eine  von  60  Tagen ; neun  eine  von  30  Tagen ; 
drei  (?)  eine  von  zehn  Tagen.  Diese  Bedingung  wird  zweifellos 
mehr  Bedeutung  gewinnen,  da  die  gröfseren  Städte,  welche 
oft  in  zwei  oder  drei  Unterwahlbezirke  eingeteilt  werden, 
immer  mehr  nach  einer  gesunden  Überwachung  der  Rein- 
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heit  der  Wahlen  streben  — was  in  einer  Demokratie  so 
schwer  hält,  in  welcher  die  Stimraberechtigung  so  wenig 
beschränkt  ist,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten. 

6.  In  drei  der  13  Staaten  mufste  der  Wähler  1789,  auf 
Verlangen,  einen  gewissen  Eid  — entweder  der  Qualifikation 
oder  der  Staatstreue  — leisten.  Im  Jahre  1800  war  das  in 
vier  der  16  Staaten  der  Fall.  Im  Jahre  1830  war  der  Eid 
oder  andere  Beweismittel  in  fünf  der  24  Staaten  unter  Um- 
ständen nötig;  im  Jahre  1860  in  fünf  der  33  Staaten;  im 
Jahre  1890  in  zehn  der  44  Staaten.  Diese  Bedingung 
scheint  nicht  mehr  von  grofser  Bedeutung  zu  sein,  aber  sie 
hat  in  den  sechziger  Jahren,  während  der  sogen.  Rekon- 
struktionsperiode, als  die  Südstaaten  nach  dem  Bürgerkrieg 
ihre  frühere  ruhige  Stellung  in  der  Union  wieder  einnahmen, 
eine  grofsc  Rolle  gespielt. 

7.  Im  Jahre  1792  wurde  das  Princip  der  Ausschlielsung 
von  der  Ausübung  des  Stimmrechts  wegen  Begehens 
schwerer  Verbrechen  eingeführt.  Im  Jahre  1800  hatte  einer 
der  16  Staaten  dieses  Princip;  1830  11  der  24;  1860  24 
der  33;  1890  37  der  44  Staaten,  d.  h.  die  Ausschliefsung 
wurde  in  diesen  Fällen  ausdrücklich  in  den  Verfassungen 
vorgeschrieben.  Es  ist  möglich,  dafs  in  anderen  Staaten 
die  Legislatur  diese  Verfügung  treffen  konnte,  kraft  ihrer 
Befugnis,  für  die  Reinheit  und  Aufrechterhaltung  des  ge- 
sunden Stimmrechts  zu  sorgen. 

Unter  den  Verbrechen  werden  z.  B.  aufgezählt:  Mein- 
eid, Bestechung,  Hochverrat,  Veruntreuung  von  Staats- 
geldern, Mifsbrauch  der  amtlichen  Stellung,  widergesetzliche 
Abstimmung  bei  einer  Wahl,  Einbruch,  Diebstahl,  Mord- 
brennerei, Bigamie,  Wahlwetten  u.  s.  w. 

8.  1799  wurde  das  Princip  eingeführt,  dafs  eine  ein- 
mal erworbene  Ansässigkeit  oder  Residenz  nicht  dadurch 
verloren  geht,  dafs  man  wegen  eines  Geschäfts  oder  eines 
Besuchs  von  dem  Staat  abwesend  ist.  Dieses  Princip  hatte 
1800  einer  der  16  Staaten;  1830  fünf  der  24;  1860  13  der 
33  Staaten,  aber  zwei  von  diesen  13  hatten  es  in  einer  aus- 
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gedehnteren  Form : die  Residenz  wird  nämlich  dadurch 
weder  verloren  noch  erworben,  dafs  man  abwesend  oder 
anwesend  im  Dienst  der  Vereinigten  Staaten,  oder  des 
Staates  ist;  oder  dafs  man  gewisse  Gewässer  befährt;  oder 
als  Student  sich  an  einem  Lehrinstitut  aufhält;  oder  in  einem 
Armenhaus,  Gefängnis  u.  s.  w.  ist.  Im  Jahre  1890  haben 
26  der  44  Staaten  dieses  Princip,  13  davon  in  der  aus- 
gedehnteren Form. 

9.  1810  wurde  das  Princip  eingeführt,  welches  die- 
jenigen ausschliefst,  die  in  dem  Militärdienst  (Armee  oder 
Marine)  der  Vereinigten  Staaten  stehen.  Im  Jahre  1830 
haben  sechs  der  24  Staaten  dieses  Princip;  1860  20  der  38; 
1890  26  der  44  Staaten.  Es  ist  mit  dem  vorhergehenden 
einigermafsen  verwandt,  indem  letzteres  auch  vom  Dienst 
der  Vereinigten  Staaten  spricht. 

10.  1792  wurde  die  Ausschliefsung  der  Armen  (paupers) 
eingeführt.  Nur  ein  Staat  machte  diese  Vorschrift  1800. 
Im  Laufe  der  nächsten  30  Jahre  dehnt  sich  dieses  Princip 
so  weit  aus,  dafs  es  Arme,  Mündel,  Idioten,  Wahnsinnige 
und  andere  rechtsunfähige  Personen  ausschliefst.  Im  Jahre 
1830  haben  fünf  der  24;  1860  16  der  33;  1890  33  der 
44  Staaten  dieses  Princip  in  dieser  oder  jener  Form  in  ihren 
Verfassungen.  Gewifs  kann  in  anderen  Staaten  dieses 
Princip  durch  Erlafs  der  Legislatur  geltend  gemacht  werden 
(abgesehen  vielleicht  von  den  Armen);  aber  es  ist  interes- 
sant zu  bemerken,  dafs  es  in  11  der  44  Staaten  im  Jahre 
1890  nicht  in  der  Verfassung  zu  rinden  ist. 

11.  Im  Jahre  1860  gestatteten  fünf  der  33  Staaten, 
dafs  der  nicht-naturalisierte  Fremde  abstimme;  im  Jahre 
1890  thun  dies  15  der  44  Staaten.  Die  Bedingungen,  welche 
solche  Leute  erfüllen  müssen , bestehen  in  einer  gewissen 
Residenzfrist,  und  in  der  Bedingung,  dafs  sie  innerhalb 
einer  gewissen  Frist  vor  der  Wahl  erklären,  dafs  sie  gesetz- 
mäfsig  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  werden  wollen. 
Dieses  Princip  wird  in  denjenigen  Staaten  angewendet, 
welche  neue  Kraft  und  neue  Einwohner  aus  den  Immigranten 
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heranziehen  wollen.  Es  hat  in  keinem  derjenigen  Staaten, 
welche  vor  1812  in  der  Union  waren,  eine  Rolle  gespielt, 
und  ist  jetzt  ein  Phänomen  des  Westens  und  Südens. 

12.  Im  Jahre  1860  mufste  in  einem  Staate  der  Wähler 
registriert  werden,  bevor  er  abstimmen  konnte,  d.  h.  in  einer 
Wählerliste  vor  der  Wahl  eingeschrieben  werden.  Das 
galt  auch  für  gewisse  Wähler  in  einem  zweiten  Staat,  in 
welchem  aber  die  Legislatur  die  Registration  zu  einer  all- 
gemeinen machen  konnte.  Eine  solche  Registration  wurde 
auch  in  zwei  anderen  Staaten  eingerichtet,  aber  sie  wurde 
in  diesen  zwei  Fällen  nicht  ausdrücklich  zu  einer  Vor- 
bedingung der  Abstimmung  gemacht.  Indessen  bezieht  sich 
die  Registration  in  einem  dieser  vier  Staaten  nur  auf  eine 
bestimmte  Grofsstadt. 

Im  Jahre  1890  erwähnen  21  der  44  Staaten  Registration. 
Eine  allgemeine  Registration  ist  nötig  in  9 Staaten, 
von  denen  sechs  sie  ausdrücklich  zur  Vorbedingung  der  Ab- 
stimmung machen , und  einer  von  diesen  sechs  wieder  eine 
Frist  zur  Einschreibung  vorschreibt.  Eine  allgemeine 
Registration  kann  in  fünf  Staaten  durch  die  Legislatur 
verfügt  werden,  von  denen  einer  sagt,  sie  darf  nicht  zur 
Vorbedingung  der  Abstimmung  gemacht  werden.  In  einem 
dieser  fünf  Staaten  ist  aber  die  Registration  gewisser  Wähler 
erforderlich,  für  deren  Einschreibung  auch  eine  Frist  fest- 
gesetzt ist.  Lokale  Registration  ist  nötig  in  drei,  kann 
in  zwei  Staaten  verordnet  werden.  Registrationsgesetze 
werden  in  zwei  Staaten  verboten.  Es  wird  in  drei  Staaten 
betont,  dafs  das  Recht  der  Abstimmung  nicht  wegen  Nicht- 
Registration  vorenthalten  werden  darf. 

Dieses  Princip  der  Registration  ist  also  in  den  Jahren 
1860 — 1890  zu  hoher  Bedeutung  gestiegen.  Es  ist  ein 
Mittel,  welches  zum  Zwecke  der  Erhaltung  eines  reinen 
Abstimmungsrechts  angewendet  wird,  und  wird  in  der  Zu- 
kunft noch  mehr  hervortreten,  besonders  in  den  Grofs- 
städten,  wo  so  viele  Verstöfse  gegen  das  Stimmrecht  Vor- 
kommen. Die  Registration  bezweckt,  dafs  nur  die  wirklich 
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Stimmberechtigten  in  einem  gewissen  Wahlbezirk  zur  Ab- 
stimmung gelangen. 

13.  Ein  Staat  schlofs  Indianer  1799  (und  1800)  aus. 
Dieser  Staat  that  1830  dasselbe,  und  ein  zweiter  schlofs  un- 
besteuerte  Indianer  aus.  Im  Jahre  1860  erwähnten  acht  der 
33  Staaten  die  Indianer:  zwei  schlossen  unbesteuerte  Indi- 
aner, einer  einen  gewissen  Stamm  aus;  und  fünf  gaben  Be- 
stimmungen an,  wonach  gewisse  Indianer  stimmberechtigt 
gemacht  werden  konnten. 

Im  Jahre  1890  erwähnen  neun  der  44  Staaten  die 
Indianer:  vier  schliefsen  unbesteuerte  Indianer,  einer  einen 
gewissen  Stamm  aus:  und  in  den  anderen  vier  können 
Indianer  unter  Umständen  stimmberechtigt  gemacht  werden, 

14.  Teilnahme  an  einem  Duell  disqualifizierte  1830  in 
einem  Staat;  1860  in  fünf;  1890  in  xehn.  Die  Teilnahme 
besteht  darin,  dafs  die  Person  als  Streitteil,  Sekundant, 
Kartellträger,  oder  sonst  irgendwie  an  dem  Duell  beteiligt 
ist.  Teilnahme  an  einem  Duell  schliefst  in  verschiedenen 
Staaten  von  der  Bekleidung  eines  Amts  aus. 

15.  Es  wurde  1855  von  einem  Staat  verlangt,  dafs  der 
Wähler  fähig  sei,  irgend  einen  Artikel  der  Verfassung  oder 
irgend  eine  Sektion  der  C4esetze  des  Staates  zu  lesen.  In 
einem  anderen  Staat  wurde  1857  verlangt,  dafs  der  Wähler 
fähig  sei,  die  Verfassung  des  Staates  in  Englisch  zu  lesen, 
und  seinen  Namen  zu  schreiben,  wenn  er  nicht  physisch 
verhindert  sei. 

Diese  zwei  Bestimmungen  sind  1890  noch  in  Kraft, 
aber  das  Princip  der  Bildungsqualifikation  erfährt  inzwischen 
eine  wechselnde  Geltung  in  den  übrigen  Staaten.  Aufser 
den  zwei  schon  erwähnten  Staaten  haben  im  Jahre  1890 
drei  weitere  eine  Bildungsqualifikation  vorgeschrieben : in 
einem  wird  die  Legislatur  befähigt,  eine  solche  Qualifikation 
(doch  nicht  vor  1890)  zu  verfügen;  in  einem  zweiten  mufs 
der  Wähler  nach  dem  1.  Januar  1892  fähig  sein,  irgend 
eine.  Sektion  der  Verfassung  des  Staates  zu  lesen,  oder  die- 
selbe zu  verstehen,  wenn  sie  ihm  vorgelesen  wird,  oder  sie 
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zu  interpretieren;  in  dem  dritten  mufs  der  Wähler  fähig 
sein,  die  Verfassung  des  Staates  zu  lesen,  wenn  er  nicht 
physisch  verhindert  ist. 

Dieses  Prinzip  ist  immer  noch  in  statu  experimenti. 
Drei  andere  Staaten  haben  seit  1860  damit  experimen- 
tiert und  es  nach  kurzer  Zeit  fallen  lassen,  während 
ein  anderer  eine  solche  Qualifikation  in  seiner  „Bill  of 
Rights“  verbietet!  Aber  zwei  (seit  1860)  „neue“  Staaten 
haben  1890  das  Princip,  und  ein  alter  Staat  hat  es  1890 
auch  aufgenommen,  trotz  seines  früheren  ausdrücklichen 
Verbots  einer  solchen  Qualifikation. 

16.  Das  Frauenstimmrecht  taucht  erst  1875  auf.  Wir 
finden  das  Princip  1890  in  acht  der  44  Staaten.  In  einem 
ist  das  Frauenstimmrecht  vollständig  allgemein  und  dem  der 
Männer  ganz  gleich.  Es  ist  beschränkt  auf  Schulfragen  in 
vier  Staaten,  auf  Schul-  und  Steuerfragen  in  einem.  Von 
diesen  fünf  Staaten  mufs  später  in  zwei  über  allgemeines 
Frauenstimmrecht  von  den  Wählern  des  Staates  abgestimmt 
werden;  und  dies  kann  in  einem  anderen  gethan  werden. 
Io  einem  Staat  hat  die  Legislatur  hier  freie  Hand,  d.  h. 
keine  Volksabstimmung  Uber  die  Frage  ist  erforderlich.  Ein 
auf  Schulfragen  beschränktes  Frauenstimmrecht  kann 
durch  die  Legislatur  in  zwei  Staaten  verfügt  werden 

Diese  Statistik  spricht  für  sich  selbst.  Wie,  fragen 
wir,  könnte  der  Kongrefs  dieses  Problem  lösen,  dessen 
Lösung  die  Staaten  so  lange  und  so  mannigfaltig  versucht 


Diese  16  Principien  sintl  diejenigen  Principien,  welche  als  per- 
manent angesehen  werden  können. 

Zuweilen  begegnet  man  eigentümlichen,  nicht-permane.nten  Be- 
stimmungen. In  Süd-C'arolina  z.  B.  mufste  der  Stimmberechtigte  1778 
bis  1790  an  die  Existenz  eines  Gottes,  und  an  eine  jenseitige  Bestrafung 
und  Belohnung  glauben. 

In  Georgia  konnte  derjenige  1777  — 1789  nicht  stimmberechtigt  sein, 
der  einen  adligen  Titel  hatte,  es  sei  denn,  dafs  er  auf  denselben  ver- 
zichtete. In  demselben  Staat  konnte  der  Handarbeiter  1777 — 1789 
stimmberechtigt  sein,  ohne  die  soiist  geforderte  «Steuerzahlung  gemacht 
zu  haben;  und  der  Wähler  wurde  bis  zu  Mark  100  bestraft,  wenu  er  auf 
die  Abstimmung  bei  einer  Wahl  verzichtete! 
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haben?  Sollte  er  eine  Eigentums-  oder  Steuerbedingung 
vorschreiben?  Das  Experimentieren  der  Staaten  kann  keine  be- 
friedigende Antwort  geben;  die  betreffenden  Prineipien  haben 
zwischen  den  Staaten  zu  viel  hin-  und  hergeschwankt.  Eine 
allgemeine  Eigentums-  oder  Steuerbedingung  wird  jetzt  von 
den  Staaten  nicht  verlangt.  Ist  das  aber  ein  permanenter 
Zustand?  Was  haben  wir  für  einen  zuverlässigen  Beweis, 
dafs  das  lange  der  Fall  sein  wird?  „Aber,  sollte  der  Kon- 
grefs nicht  wenigstens  eine  solche  Bedingung  den  Wählern 
in  Grofsstädten  auferlegen?“  Wie  kann  der  Kongrefs  an- 
fangen, Unterschiede  unter  den  Tausenden  von  Städten  der 
grofsen  Union  zu  machen  — in  welchen  sollte  das  der  Fall 
sein,  in  welchen  nicht;  wieviel  in  diesen  entspricht  so  viel 
in  jenen? 

Der  Kongrefs  würde  vielleicht  keine  Eigentums-  oder 
Steuerqualifikation  vorschreiben.  Wäre  das  aber  das  Rich- 
tige? Wenn  das  der  Fall  ist,  weshalb  so?  Warum  ist  es 
auch  nicht  das  Richtige  für  die  Staaten?  „ 

Wie  könnte  der  Kongrefs  die  Frage  der  Ansässigkeit 
(residence)  behandeln?  Sollte  er  Fristen  in  dem  Staat,  der 
Grafschaft,  der  „Ward“,  der  „Precinct“  vorschreiben?  Wenn 


New  York  hatte  1821 — 1826  vier  Klassen  der  Wälder.  Eine  davon 
mufste  ein  Jahr  in  der  Staatsmiliz  gedient  haben,  wenn  sie  nicht  davon 
dadurch  befreit  war,  dafs  die  betreffende  Person  Mitglied  der  Feuer- 
wehr in  einer  Stadt  oder  einem  Dorf  war.  Eine  zweite  Klasse  mufste 
auf  den  Landstrafseu  gearbeitet,  oder  ein  Äquivalent  dafür  bezahlt 
haben. 

ln  Ohio  konute  1802—1851  das  Stimmrecht  demjenigen  nicht  ver- 
weigert werden,  der,  die  Qualifikationen  des  Bürgerrechts  und  des  Alters 
vorausgesetzt,  auf  den  Landstrafsen  arbeiten  mufste. 

In  Mississippi  mufste  der  Wähler  1817 — 1832  in  der  Staatsmiliz 
eingeschrieben  werden  (wenn  nicht  gesetzlich  davon  befreitl,  wenn  er 
eine  Staats-  oder  Grafschaffssteuer  nicht  bezahlt  hatte. 

Oonnecticutt  hat  seit  1818  immer  verlangt,  dafs  der  Wähler  einen 
guten,  inornligchen  Charakter  habe. 

In  Florida  mufste  der  Wähler  1845 — 1865  in  der  Staatsmiliz  ein- 
geschrieben sein. 

In  Mississippi  (1890)  werden  die  Pfarrer  iusoweit  begünstigt,  als 
von  ihnen  eine  seehsmonatliche,  und  nicht  eine  einjährige  Staats- 
ansässigkeit  verlangt  wird. 

Idaho  (1890)  schliefst  aus  Bigamisten.  Polygamisten,  und  diejenigen, 
welche  in  mehrfacher  oder  chinesischer  Ehe  leben  u.  s.  w. 
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das  der  Fall  wäre,  wie  könnte  er  das  in  der  Art  thun,  dafs 
er  allen  Teilen  der  Union  gerecht  würde?  Wenn  das  nicht 
der  Fall  wäre,  warum  nicht,  da  die  Staaten  es  zum 
gröfsten  Teil  für  nötig  halten?  Würden  dieselben  Fristen 
für  alle  Teile  des  Landes  gleich  gerecht  sein,  in  den  alten 
und  neuen  Staaten  und  in  den  neuen  Ansiedelungen? 

Sollte  der  Kongrefs  einen  Eid  von  dein  Wähler  ver- 
langen? Würde  ein  allgemeiner  Eid  gerecht  sein;  würde 
nicht  ein  Eid  hier  nötig  sein,  dort  nicht?  Würde  das 
allgemeine  Nicht- Verlangen  eines  Eides  nicht  unpraktisch 
sein?  Würde  ein  Eid  unter  Umständen  in  gewissen  Orten 
nicht  nötig  sein  ? Wie  könnte  der  Kongrefs  des  immensen 
Landes  diese  Orte  immer  kennen? 

Sollte  der  Kongrefs  eine  allgemeine  Begistration  der 
Wähler  verlangen?  Diese  Frage  könnte  er  sicherlich  nicht 
beantworten,  da  das  Princip  eines  der  neuen  Experimente 
ist,  und  die  Staaten  selber  wissen  nicht,  ob  es  ganz  zu  em- 
pfehlen sei  oder  nicht.  Derselbe  Staat  hat  es  bald  gehabt, 
bald  verboten,  und  bald  wieder  aufgenommen! 

Sollte  der  Kongrefs  eine  Bildungsqualifikation  vor- 
schreiben? Dieses  Princip  ist  auch  immer  noch  ein  Ex- 
periment, welches  lange  noch  nicht  zur  Befriedigung  durch- 
geführt worden  ist. 

Sollte  der  Kongrefs  allgemeines  Frauenstimmrecht  ein- 
führen? Es  ist  dies  das  neueste  Experiment  mit  der 
Stimmberechtigung  in  Amerika,  und  es  ist  klar,  dafs  das 
Experiment  sich  zuerst  als  allgemein  empfehlenswert  be- 
weisen sollte , bevor  der  Kongrefs  eine  so  wichtige  Frage 
für  eine  durch  so  verschiedene  Verhältnisse  ausgezeichnete 
und  so  grolse  Bevölkerung  zu  entscheiden  versucht. 

Die  Hauptschwierigkeit  für  den  Kongrefs  würde  darin 
bestehen,  gleichmäfsige  Vorschriften  zu  treffen,  welche  allen 
Teilen  der  Union  gerecht  sein  würden  16a.  Heute  sollte  ein 
„guter“  Bürger  hier  nicht  denselben  Bedingungen  unter- 
liegen, wie  ein  „guter“  Bürger  dort;  trotz  der  Verschieden- 

,83  Vergl.  Story,  §§  582,  583. 
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heiten  der  jetzigen  Bedingungen  ist  der  eine  ein  ebenso 
guter  Bürger  als  der  andere.  Dieselben  Bedingungen  für 
alle  Bürger  der  Union  könnten  hier  einen  guten  Bürger 
ausschliessen,  und  dort  einen  schlechten  einschliefsen. 

Wenn  man  die  socialen  und  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse in  den  Vereinigten  Staaten  kennt;  wie  sie  in  ver- 
schiedenen Teilen  des  Landes  ganz  verschieden  sind;  wie 
die  Bedürfnisse  eines  neuen  Staates  ganz  anders  sind,  als 
die  in  den  alten  Staaten;  wie  sie  in  den  alten  Staaten  nach 
Mafsgabe  ihres  Alters  wieder  verschieden  sind,  so  inuls  man 
einsehen,  dafs  uniforme  Vorschriften  des  Kongresses  prak- 
tisch unmöglich  sind,  wenn  alle  „guten“  Bürger  abstimmen 
sollten,  was  das  geltende  Princip  in  den  Vereinigten  Staaten 
ist.  Bedingungen,  welche  in  einem  Teil  des  Landes  nötig 
oder  zu  empfehlen  sind,  sind  für  einen  anderen  Teil  nicht 
passend.  Und  wenn  man  die  Gröfse  des  Landes  und  der 
Bevölkerung  betrachtet,  so  mufs  man  die  praktische  Un- 
möglichkeit erkennen,  für  den  Kongrefs  Unterscheidungen 
zu  machen:  diese  Bedingungen  für  hier,  jene  für  dort  zu 
bestimmen;  diese  Ausnahmen  hier,  jene  dort  zu  machen. 
Die  Erfahrung  des  Kongresses  während  der  Rekonstruk- 
tionsperiode mit  elf  Staaten  verspricht  nicht  viel  für  den 
Erfolg  des  Versuches  des  Kongresses,  sich  in  die  Verhält- 
nisse von  fünfundvierzig  Staaten  (und  es  werden  mehr 
hinzukommen)  einzumischen!  Selbst  eine  einfache  Über- 
wachung der  Wahlmodi  bei  Unionswahlen  durch  die  Cen- 
tralregierung allein  scheint  praktisch  unmöglich. 

Die  Erklärung,  dafs  das  Deutsche  Reich  ein  allgemeines 
Wahlgesetz  haben  kanD,  und  die  Vereinigten  Staaten  nicht, 
ist  in  den  thatsächlichen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der 
zwei  Länder  zu  suchen.  Das  Deutsche  Reich  ist  ein  altes 
Land,  fährt  in  alt  betretenen  Bahnen;  Amerika  ist  ein 
neues,  sich  entwickelndes  Land,  in  welchem  in  ein  paar 
Jahren  die  wirtschaftlichen  Erscheinungen  eine  neue  Ge- 
staltung gewinnen,  in  welchem  die  Bevölkerung  sich  in 
einer  Generation  ein-  oder  mehreremal  verdoppelt.  In 

Staat«-  u.  Völkerrecht!«  Abhaodl.  I.  4.  — Fisk.  7 
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Deutschland  sind  die  Phänomene  zum  gröfsten  Teil  in  ihren 
Bahnen  ruhig  und  beständig;  in  Amerika  sind  sie  unruhig, 
wechselnd,  jung,  vorübergehend.  In  Deutschland  bleibt  das 
Volk  dasselbe;  in  Amerika  ist  das  Volk  thatsächlich  nie 
dasselbe  geblieben  — neues  Blut  dringt  immer  ein.  Auch 
wegen  der  Gröfse  des  Landes  sind  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse in  den  Vereinigten  Staaten  mannigfaltiger  als  in 
dem  Deutschen  Reich. 

Es  ist  nicht  wahr,  dafs  die  Stimmberechtigungsqualifi- 
kationen in  den  Staaten  der  Union  auffallend  uniform  sind, 
wohl  aber  sind  sie  auffallend  ähnlich  und  einfach,  so  dafs 
man  im  grofsen  und  ganzen  behaupten  kann,  dafs  jeder 
rechtsfähige  Bürger,  der  des  Bürgerrechts  würdig  ist,  das 
Stimmrecht  besitzt18*,  was  dem  Princip  der  Unions- 
regierungsform entspricht,  als  einem  „government  of  the 
people,  by  the  people,  for  the  people“. 

Dieselben  Schwierigkeiten  würden  auch  irgend  einer 
Konvention  bevorstehen,  welche  zum  Zwecke  der  Fest- 
setzung von  allgemeinen  Stimmberechtigungsqualifikationen 
für  die  ganze  Union  einberufen  werden  könnte.  Das  Un- 
überwindliche liegt  nicht  in  den  Oharaktern  der  Mitglieder 
de»  Kongresses  oder  einer  Konvention,  sondern  in  den  tliat- 
sächlichen,  konkreten  Verhältnissen. 

Den  Grund  dafür,  dafs  die  Bestimmungen  nicht  in  der 
Bundesverfassung  festgesetzt  werden  sollten,  sehen  wir  in 
dem  experimentellen  Zustand  der  Stimmberechtigung  über- 
haupt, und  besonders  in  Amerika.  Die  Principien  sind  zu 
wechselnd,  veränderlich,  oft  nur  provisorisch,  vorüber- 
gehend. In  der  Bundesverfassung  ist  keine  Stelle  für  ein 
so  unsicheres,  schwankendes  Element.  Ein,  vielleicht  der 
gröfste  Vorzug  dieser  Urkunde,  ist  die  Beständigkeit  ihrer 

,8<  „The  qualifications  of  voters  are  not  uniform  iu  all  the  States, 
but  Üiey  are  aimilar.“  McCrary,  § 80. 

„Originally  electoral  frauchises  [iu  den  Vereinigten  Staaten]  varied 
very  mueh  in  different  States:  now  a suffrage  practicnlly  all  but  uni- 
versal prevails  everywhere.“  Bryce,  1.,  S.  122.  Ein  starker  demo- 
kratisierender Geist  fing  früh  in  diesem  Jahrhundert  an,  zu  herrschen. 
Vergl.  Bryce,  I.,  S.  435 — 436,  439;  Hitcheock,  S.  47  ff. 
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Bestimmungen  und  die  Schwierigkeit,  sie  zu  amendieren 185. 
Würde  man  anfangen,  mit  ihren  Bestimmungen  zu  experi- 
mentieren und  sich  daran  gewöhnen,  sie  oft,  und  deshalb 
leicht  (je  öfter,  desto  leichter)  zu  amendieren,  dann  würde 
■ein  gefährliches  Beispiel  gegeben  werden  und  vielleicht  die 
wichtigste  Stütze  der  Union  verloren  gehen. 

Lieber  überlassen  wir  das  Experimentieren  den  Staaten, 
die  mit  ihren  Verfassungen  ohne  Gefahr  experimentieren 
können,  da  sie  nämlich  ihre  Verfassungen  ohne  Gefahr 
ändern  und  ändern  können,  und  in  der  That  viele  staats- 
rechtliche Experimente  machen  *86. 

Eine  sichere  Garantie  für  das  weitere  normale  Leben 
der  Union  ist  die  Beibehaltung  des  jetzigen  Zustandes  der 
Dinge  auf  dem  Gebiet  der  Stimmberechtigung ,87. 


,s5  Siehe  Brvce,  I.,  S.  8-59—362,  396. 

188  Für  Brvce  exj)crimentiereu  sie  nicht  genug!  Siehe  Bd.  I.,  S.  311. 
Er  sagt  von  den  Staatenverfassungen:  „They  are  a mine  of  instruction 
for  thr  natural  history  of  demoeratic  communitics.“  I.,  S.  434. 

187  Story  sagt  (§  291)  von  der  Teilung  der  Kegierungsfunktionen 
zwischen  der  Centralregierung  und  den  Einzelstaaten:  „This  very  divis- 
ion  of  empire  may  in  the  end,  by  the  blessing  of  Providence,  be  the 
raeans  of  perpetuating  our  rights  and  liberties,  by  keeping  alive  in  every 
State  at  once  a sincere  love  of  its  own  goverumeut  and  a love  of  the 
Union,  aud  by  cherishing  in  different  minds  a jealousy  of  each,  which 
»hall  check,  as  well  as  eulighten,  public  opiuion.“ 

Zusatz.  Es  ist  bekanntlich  der  amerikanischen  politischen  Welt 
eigentümlich,  dafs  bei  Staate  n wählen  nationale  Fragen  die  eigent» 
liehen  lokalen  Fragen  der  Staaten  oft  verdrängen.  Es  ist  nicht  zu  leugnen, 
dafs  dies  ein  zweckmäfsiges  Mittel  ist,  um  die  Interessen  der  Staaten 
an  dem  Aufbau  der  Centralregierung  wach  zu  halten,  aber  es  ist  dabei 
zu  bemerken,  dafs  dieses  Phänomen  ganz  unabhängig  von  den  rechtlichen 
Institutionen  des  Landes,  und  nur  eine  Folge  davon  ist,  dafs  die  zwei 
grofsen  nationalen  politischen  Parteien  zugleich  die  grossen  Parteien  der 
Politik  der  Staaten  sind,  und  dafs  die  Organisation  der  zwei  Parteien 
in  allen  Staaten  so  ungewöhnlich  ähnlich  und  vollkommen  ist,  so  dafs 
die  Existenz  einer  anderen  grofsen  dauernden  Partei  unmöglich  oder 
überflüssig  gemacht  wird. 

Es  ist  zu  hoffen,  dafs  dieses  national-lokale  Zweiparteisystem  lange 
bestehen  wird , aber  eine  Garantie  dafür  haben  wir  nicht : mit  anderen 
Worten,  wir  haben  keine  Garantie  dafür,  dafs  dieses  Mittel,  um  die 
Interessen  der  Staaten  an  dem  Aufbau  der  Centralregierung  wach  zu 
halten,  immer  bestehen  wird  — eben  weil  es  mit  den  rechtlichen  In- 
stitutionen des  Landes  nicht  verbunden  ist. 
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Vorbemerkung. 


Diese  Schrift  behandelt  in  ausführlicher  Weise  die  Qualifi- 
kationen und  Disqualifikationen  der  bürgerlichen  Wähler  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  wie  sie  in  den 
Bundes-  und  Einzelstaatenkonstitutionen  zu  er- 
sehen sind.  Es  werden  alle  Bestimmungen  in  diesen  Urkunden 
in  Betracht  genommen,  welche  sich  direkt  oder  indirekt  auf 
die  Ausübung  des  aktiven  Wahlrechts  beziehen,  aus- 
genommen die  Regelungen  des  wirklichen  Wahlmodus  selbst1. 
Es  werden  also  weder  die  Verwaltung  der  sogenannten  Terri- 
torien, des  „District  of  Columbia“,  oder  Alaskas,  noch  die 
Gesetze  oder  Statuten  der  Einzelstaaten  oder  des  fede- 
ralen  Kongresses  berührt*.  Das  p assi  ve  Wahlrecht  wird  im 
Texte  nicht  behandelt;  ausgenommen  in  der  Erörterung  des 
F ranenstimmrechts. 


1 Temporäre  Bestimmungen,  welche  sich  z.  B.  in  der  „Schedule“ 
einer  Konstitution  befinden,  werden  nicht  angegeben.  Die  „Schedule“ 
enthält  Bestimmungen  über  die  Abstimmung  über  die  Annahme  der  be- 
treffenden Konstitution,  über  die  Kechtskontinuität  u.  s.  w. 

* Die  Regelung  der  Stimmberechtigung  in  den  Territorien,  Alaska 
und  Distrikt  von  Columbia  ist  Sache  des  Kongresses.  Für  die  Terri- 
torien vergl.  McCrary,  § 10;  Poore,  8.  ISO  (Sec.  5),  570  (Sec.  5),  1023 
(Sec.  5),  1242  (Sec.  5),  1486  (Sec.  5),  2022  (Sec.  5)  — man  bemerke,  wie 
regelmäfsig  die  Bestimmung  (Sec.  5.  nämlich)  ist. 

Von  der  Stadt  Washington  in  dem  Distrikt  vun  Columbia  gilt 
folgendes:  „A  resident  in  it  is  unenfranchised  for  all  but  certain  local 
purposes:  he  can  vote  neither  for  a member  of  Congress  nor  for  presi- 
dential  electors,  and  the  city  is  govemed  by  a Federal  Commission.“ 
Bryce,  II.,  S.  647,  Note  1.  Siehe  McCrary,  § 29. 
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Diese  Aufgabe  wird  vollständig  statistisch  und  chro- 
nologisch ausgeführt,  und  zwar  fllr  das  ganze  erste  Jahr- 
hundert des  Bestehens  der  jetzigen  Union  (1789 — 1890  inklu- 
siv).  Damit  ich  aber  eine  entwicklungsfähige  Gruppe  von 
Bestimmungen  als  Ausgangspunkt  haben  konnte,  habe  ich 
hierzu  die  Bestimmungen  der  „ursprünglichen  dreizehn  Staaten“ 
zusammengefafst,  und  zwar  von  der  Zeit  an,  als  sie  überhaupt 
„Staaten“  wurden , bis  zur  Begründung  der  jetzigen  Union, 
d.  h.  1776  bis  1789. 

Die  Union  war  bis  1800  vielleicht  noch  in  statu  erpcri- 
mctiti.  Die  Bestimmungen  häufen  sich  so  im  Laufe  der  nächsten 
90  Jahre,  dafs  diese  Zeitstrecke  geteilt  werden  mufs,  uud  der 
Bürgerkrieg , der  selbst  auf  dem  Gebiet  des  Stimmrechts  von 
grofser  Bedeutung  ist,  gieht  die  günstige  Veranlassung,  diese 
90  Jahre  in  drei  gleiche  Perioden  zu  teilen. 

Aus  diesen  Gründen  haben  wir  also  die  folgenden  fünf 
Perioden : 

Erste  Periode  1776 — 1789, 

Zweite  Periode  1790  — 1800, 

Dritte  Periode  1801  — 1830, 

Vierte  Periode  1831 — 1860, 

Fünfte  Periode  1861 — 1890. 

Nach  meiner  Ausführung  empfiehlt  es  sich,  die  ersten  vier 
Perioden  zusammen  zu  lesen ; während  die  fünfte , letzte 
Periode  selbständiger  ist. 

Die  Tabellen  der  Urkunden  sollten  nicht  aufser  Acht  ge- 
lassen werden8.  Durch  dieselben  kann  man  sich  oft  bequem 
orientieren,  sowohl  darüber,  wie  oft  ein  Staat  das  Gebiet  der 
Stimmbereehtigung  berührt  hat,  als  auch,  wie  er  dasselbe  ge- 
than  hat,  nämlich  ob  durch  eine  Konstitution  oder  durch  ein 
Amendement.  Diese  Tabellen  können  vielleicht  oft  Zweifel 
Uber  verschiedene  Daten  fllr  denselben  Staat  in  derselben 
Periode  in  Bezug  auf  die  Priorität  der  Bestimmungen  lösen. 
Ich  habe  versucht,  die  Verhältnisse  zwischen  den  Principien 
und  den  Daten  im  Texte  der  Selirift  klar  zu  machen;  wo 
dies  mir  nicht  gelungen  ist,  kann  man  Zuflucht  zu  den  Ta- 
bellen der  Urkunden  nehmen,  aber  wo  im  Texte  der  Schrift 

3 Was  jetzt  in  der  Vorbemerkung  folgt,  wird  vielleicht  erst  ganz  ver- 
ständlich, nachdem  man  einige  Kenntnis  von  der  Schrift  selbst  bekommen  hat. 
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zwei  oder  mehr  Daten  flir  denselben  Staat  in  derselben  Periode 
vorhanden  sind  und  nur  ein  früheres  Datum  im  Zusammenhang 
mit  einem  Prineip  definitiv  für  die  Periode  angegeben  wird, 
so  gilt  das  Prineip  auch  für  die  späteren  Daten  der  betreffenden 
Periode  für  den  betreffenden  Staat,  und  wenn  das  definitiv 
angegebene  Datum  aus  einer  früheren  Periode  herkommt,  so 
gilt  das  Prineip  für  die  ganze  Zwischenzeit  für  den  betreffenden 
Staat.  Wenn  kein  Datum  angegeben  wird,  so  gilt  das  Prineip 
für  das  erste  und  alle  Daten  des  betreffenden  Staates  in  der 
betreffenden  Periode.  Wenn  bei  einem  Staat  ans  einer  früheren 
Periode  (einem  „alten“  Staat)  kein  Datum  angegeben  wird,  so 
datiert  das  Prineip  von  der  vorhergehenden  Periode,  wenn  es 
da  zu  finden  ist. 

Das  Präsens  bezieht  sich  lediglich  auf  die 
betreffende  Periode,  wenn  es  nicht  anders  aus- 
drücklich erklärt  wird. 

In  allen  Fällen  werden  männliche  Wähler  gemeint, 
wenn  es  nicht  anders  ausdrücklich  erklärt  wird. 

Die  Ansässigkeit  (residence)  wird , wo  nicht  anders  er- 
klärt, durch  die  Bestimmungen  vor  der  Zeit  der  betreffenden 
Wahl  festgesetzt. 

Ich  rechne  die  erste  Konstitution  eines  „neuen“  Staates 
von  dem  Jahre  seines  Eintritts  in  die  Union,  obgleich  die  Ur- 
kunde von  einem  früheren  Jahre  datiert  ist  (z.  B.  Vermont, 
Florida,  Kansas,  California). 

Eine  Kenntnis  der  Wahlbezirksabteilungen  innerhalb  der 
Staaten  könnte  dem  Leser  sehr  nützlich  sein  (siehe  S.  155). 
Dieser  Gegenstand  kann  nicht  ganz  klar  dargelegt  werden, 
weil  dieselbe  Wahlbezirksbezeichnung  auf  eine  verschiedene 
Gattung  von  Wahlbezirken  in  verschiedenen  Staaten  hin- 
deuten kann. 

Die  Citate  (im  Texte)  sind  ohne  Ausnahmen  aus  den 
Konstitutionen  herausgenommen. 

Ich  mache  noch  einmal  darauf  aufmerksam,  dafs  nur  die- 
jenigen Bestimmungen  von  dieser  Schrift  erwähnt  werden, 
welche  in  den  Konstitutionen  zu  ersehen  sind , und  da  der 
Wahlmodus  nicht  behandelt  wird,  so  ist  es  sehr  möglich,  dafs 
viele  scheinbare  Lücken  (z.  B.  betreffend  schwere  Verbrechen 
und  Registration)  durch  die  weitgehenden  Befugnisse  aus- 
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gefüllt  werden,  welche  den  Staatenlegislaturen  zur  Regelung  des 
Wahlmodus  und  zum  Schutz  und  zur  Reinheit  des  Wahlrechts 
zugeschrieben  werden.  In  dieser  Hinsicht  weise  ich  auf  die 
Anmerkung  80,  S.  208  hin. 

Die  Materialien  fUr  diese  Schrift  habe  ich  teils  in  Poore’s 
Sammlung  gefunden,  teils  durch  Zusendungen  von  den  Staats- 
sekretären der  Einzelstaaten  (hauptsächlich  für  die  Zeit  nach 
dem  Jahre  1876)  bekommen.  Die  Unternehmung  wurde  ganz 
besonders  dadurch  erschwert,  dafs  die  verschiedenen  Bestim- 
mungen oft  in  verschiedenen  Teilen  der  Konstitutionen  za 
bilden  sind,  und  dafs  die  früheren  Konstitutionen  und  Charters 
nicht  so  systematisch,  oder  wenigstens  nicht  so  bequem  zu- 
sammeugestellt  wurden , wie  es  im  Laufe  der  Jahre  geschah. 
Ich  habe  Poore’s  Sammlung  dreimal  durchgearbeitet  und  sonst 
oft  angewendet.  Ich  kann  nicht  die  Verantwortlichkeit  auf 
mich  nehmen,  zu  behaupten,  dafs  es  mir  gelungen  ist,  alle 
Bestimmungen  fUr  die  Zeit  1876  — 1890  zu  bekommen.  Es  ist 
bekanntlich  sehr  schwer,  selbst  in  Amerika,  Berichte  Uber 
alle  die  Einzelstaateu  zu  bekommen,  wegen  der  grofsen  Zahl 
der  Staaten  und  der  fortwährenden  Änderungen  ihrer  Insti- 
tutionen 4.  Ich  habe  mich  an  die  besten  Quellen,  die  Staaten 
selbst,  gewendet,  und  lege  dem  Leser  das  Ergebnis  mit  der 
Überzeugung  vor,  dafs  wenigstens  nicht  mehr  als  unbedeutende 
Amendements  fehlen  können.  Hoffentlich  wird  Poore’s  Samm- 
lung in  den  nächsten  Jahren  vervolls’tändigt  werden  — sie 
kommt  nur  bis  auf  das  Jahr  1876. 

Diese  Schrift  ist  chronologisch  - statistisch , nicht  kritisch. 
Mein  Zweck  ist  der  gewesen,  die  Materien  chronologisch  darzu- 
bieten, welche  als  Grundlage  einer  wissenschaftlichen  Be- 
trachtung der  Stiminberechtigungspriueipien  in  den  Vereinigten 
Staaten  dienen  können.  Für  diesen  Zweck  ist  das  Sachregister 
zu  Poore’s  Sammlung  sehr  mangelhaft  (vergl.  z.  B.  die  Stellen 
Uber  Duelle  und  Registration);  aufserdem  kommt  das  Werk 
nur  bis  auf  das  Jahr  1876  (meistens  inklusiv),  und  bietet  Über- 
haupt keinen  chronologischen  Überblick  Uber  die  Bestimmungen. 


* Vergl.  Bryce,  I.,  S.  535,  Note  2. 
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Tabellen  der  Staaten  nnd  Urkunden. 


A.  Tabelle  der  Staaten. 

Nach  den  Jahren,  in  denen  sie  die  Bundesverfassung 
ratifizierten  bezw.  in  die  Union  eintraten 5 : 


V. 


1787,  Delaware. 

1787,  Pennsylvania. 

1787,  New  Jersey. 

1 (88,  Gemgis. 

1788,  Gonnecticutt. 
1788,  Massachusetts. 
1788,  Maryland. 

1788,  South  Carolina. 
1788,  New  Hampshire. 
1788,  Virginia. 

1788,  New  York. 

1789,  North  Carolina. 

1790,  Rhode  Island. 

1791,  Vermont. 

1792,  Kentucky. 

1796,  Tennessee. 

1802,  Ohio. 

1812,  Louisiana. 

1816,  Indiana. 

1817,  Mississippi. 

1818,  Illinois. 

1819,  Alabama. 

1820,  Maine. 

1821,  Missouri. 

1836,  Arkansas. 

1837,  Michigan. 

1845,  Florida. 

1845,  Texas. 

1846,  Iowa. 

1848,  Wisconsin. 

1850,  California. 

1858,  Minnesota. 

— — 1859.  Oregon. 

1861,  Kansas. 

1863,  West  Virginia. 

1864,  Nevada. 

1867.  Nebraska. 

1876,  Colorado. 

1889,  North  Dakota. 
1889,  South  Dakota. 
1889,  Montana. 

1889,  Washington. 

1890,  Idaho. 

1890,  Wyoming. 


II. 

I.« 

III. 

8 Nach  Fiske,  Appendix  G.  6 Periode. 
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B.  Tabellen  der  Urkunden. 

Diese  Schrift  verlangte  die  Betrachtung  (abgesehen  von 
der  Bundesverfassung)  folgender  hundertdreiundsechzig  Charters 
(Freibriefe),  Konstitutionen  und  Amendements : 


I.  Nach 

Erste 

1611  — 12,  Virginia  (Charter; 
in  Kraft  bis  1776). 

1662,  Connecticutt  (Charter; 
als  Konstitution  nach  1776, 
bis  1818,  benutzt). 

1663,  Rhode  Island  (Charter; 
in  Kraft  bis  1842). 

1691,  Massachusetts  (Charter; 
in  Kraft  bis  1780. 

1776,  Delaware  (Konstitution). 

1776,  Pennsylvania  (Kon- 
stitution). 

1776,  New  Jersey  (Kon- 
stitution). 

1776,  Maryland  (Konstitution). 

1789,  Georgia 

Zweite 

1790,  Pennsylvania  (Kon- 
stitution). 

1790,  South  Carolina  (Kon- 
stitution). 

1791,  Vermont  (neuer  Staat). 

1792,  Kentucky  (neuer  Staat). 

1799,  Kentucky 


Jahren. 

’ e riode. 

1776,  South  Carolina  (Kon- 
stitution). 

1776,  New  Hampshire  (Kon- 
stitution). 

1776,  Virginia  (Konstitution). 

1776,  North  Carolina  (Kon- 
stitution). 

1777,  Georgia  (Konstitution). 

1777,  New  York  (Konstitution). 

1778,  South  Carolina  (Kon- 
stitution). 

1780,  Massachusetts  (Kon- 
stitution). 

1784,  New  Hampshire  (Kon- 
stitution). 

(Konstitution). 

Periode. 

1792,  New  Hampshire  (Kon- 
stitution). 

1792,  Delaware  (Konstitution). 

1793,  Vermont  (Konstitution). 

1796,  Tennessee  (neuer  Staat). 

1798,  Georgia  (Konstitution). 

(Konstitution). 
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Dritte  Periode. 


1802,  Ohio  (neuer  Staat). 
1810,  Maryland  (Amendement). 
1810,  South  Carolina  (Amen- 
dement). 

1812,  Louisiana  (neuer  Staat). 

1816,  Indiana  (neuer  Staat). 

1817,  Mississippi  (neuer Staat). 

1818,  Connecticutt  (Kon- 
stitution). 

1818,  Illinois  (neuer  Staat). 


1819,  Alabama  (neuer  Staat). 

1820,  Maine  (neuer  Staat). 

1821,  Missouri  (neuer  Staat). 

1821,  New  York  (Konstitution). 

1822,  Massachusetts  (Amen- 
dement). 

1826,  New  York  (Amen- 
dement). 

1828,  Vermont  (Amendement). 
1830,  Virginia  (Konstitution). 


Vierte  Periode. 


1831,  Delaware  (Konstitution). 

1832,  Mississippi  (Kon- 
stitution). 

1 834,  Tennessee  (Konstitution). 

1835,  North  Carolina  (Amen- 
dement). 

1836,  Arkansas  (neuer  Staat). 

1837,  Michigan  (neuer  Staat). 

1837,  Maryland  (Amendement). 

1838,  Pennsylvania  (Kon- 

stitution). 

1839,  Michigan  (Amendement). 

1842,  Rhode  Island  (Kon- 

stitution). 

1844,  New  Jersey  (Kon- 

stitution). 

1845,  Connecticutt  (Amen- 

dement). 

1845,  Louisiana  (Konstitution). 

1845,  Florida  (neuer  Staat). 

1845,  Texas  (neuer  Staat). 

1846,  Iowa  (neuer  Staat). 


1846,  New  York  (Konstitution). 
1848,  Illinois  (Konstitution). 
1848,  Wisconsin  (neuer  Staat). 
1850,  California  (neuer  Staat). 
1850,  Virginia  (Konstitution). 
1850,  Michigan  (Konstitution). 

1850,  Kentucky  (Konstitution). 

1851,  Maryland  (Konstitution). 
1851,  Ohio  (Konstitution). 

1851,  Indiana  (Konstitution). 

1852,  Louisiana  (Konstitution). 

1854,  North  Carolina  (Amen- 
dement). 

1855,  Connecticutt  (Amen- 
dement). 

1857,  Massachusetts  (Amen- 
dement). 

1857,  Iowa  (Konstitution). 

1858,  Minnesota  (neuer  Staat). 

1859,  Oregon  (neuer  Staat). 
1859,  Massachusetts  (Amen- 
dement). 
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Fünfte  Periode. 


1861,  Kausas  (neuer  Staat). 

1862,  Missouri  (Verordnung), 
(ordinance). 

1862,  Missouri  (Verordnung), 
(ordinance). 

1863,  West  Virginia  (neuer 
Staat). 

1863,  Massachusetts  (Amen- 
dement). 

1864,  Pennsylvania  (Amen- 
dement). 

1864,  Counecticutt  (Amen- 
dement). 

1864,  Maryland  (Konstitution). 

1864,  Virginia  (Konstitution). 

1864,  New  York  (Amen- 
dement). 

1864 , Rhode  Island  (Amen- 
dement). 

1864,  Louisiana  (Konstitution). 

1864,  Arkansas  (Konstitution). 

1864,  Kansas  (Amendement). 

1864,  Nevada  (neuer  Staat). 

1865,  Georgia  (Konstitution). 

1865,  South  Carolina  (Kon- 
stitution). 

1865,  Virginia  (Amendement). 

1865,  Alabama  (Konstitution). 

1865,  Maine  (Amendement). 

1865,  Florida  (Konstitution). 

1865,  Missouri  (Konstitution). 

1866,  Tennessee  (Amen- 
dement). 

1866,  Michigan  (Amendement). 

1866,  Texas  (Konstitution). 


1866,  West  Virginia  (Amen- 
dement). 

1867,  Maryland  (Konstitution). 
1867,  Alabama  (Konstitution). 
1867,  Kansas  (Amendement). 

1867,  Nebraska  (neuer  Staat). 

1868,  Georgia  (Konstitution). 
1868,  South  Carolina  (Kon- 
stitution). 

1868,  North  Carolina  (Kon- 
stitution). 

1868,  Louisiana  (Konstitution). 
1868,  Mississipppi  (Kon- 
stitution). 

1868,  Arkansas  (Konstitution). 
1868,  Florida  (Konstitution). 
1868,  Iowa  (Amendement). 
1868,  Minnesota)  Amendement). 

1868,  Texas  (Konstitution). 

1869,  Maine  (Amendement). 

1870,  Virginia  (Konstitution). 
1870,  Tennessee(Konstitution). 
1870,  Louisiana(Amendement). 
1870,  Illinois  (Konstitution). 
1870,  Missouri  (Amendement). 
1870,  Michigan  (Amendement). 

1872,  West  Virginia  (Kon- 
stitution). 

1873,  Pennsylvania  (Kon- 
stitution). 

1874,  NewYork(Amendement). 
1874,  Missouri  (Amendement). 

1874,  Arkansas  (Konstitution). 

1875,  Missouri  (Konstitution). 
1875,  New  Jersey  (Amen- 
dement). 
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1875,  Connecticutt  (Amen- 
dement). 

1875,  Alabama  (Konstitution). 

1875,  Nebraska  (Konstitution). 

1875,  Minnesota  (Amen- 
dement). 

1876,  Connecticutt  (Amen- 
dement). 

1876,  Virginia  (Amendement). 

1876,  North  Carolina  (Kon- 
stitution). 

1876,  Maine  (Amendement). 

1876,  Texas  (Konstitution). 

1876,  Colorado  (neuer  Staat). 

1877,  Georgia  (Konstitution). 

1879,  Louisiana  (Konstitution). 

1879,  California  (Konstitution). 

1880,  Nevada  (Amendement). 

1881,  Indiana  (Amendement). 

1881,  Massachusetts  (Amen- 
dement). 

1882,  South  Carolina  (Amen- 
dement). 


1882,  Wisconsin  (Amen- 
dement). 

1882,  Virginia  (Amendement). 

1886,  Rhode  Island  (Amen- 
dement). 

1886,  Florida  (Konstitution). 

1888,  Rhode  Island  (Amen- 
dement). 

1889,  North  Dakota  (neuer 
Staat). 

1889,  South  Dakota  (neuer 
Staat). 

1889,  Montana  (neuer  Staat). 

1889,  Washington  (neuer 
Staat). 

1890,  Idaho  (neuer  Staat). 

1890,  Wyoming  (neuer  Staat). 

1890,  Massachusetts  (Anfeu- 

dement). 

1890,  Massachusetts  (Amen- 
dement). 

1890,  Mississippi  (Kon- 
stitution). 


Zusammen  also  4 Charters,  108  Konstitutionen  und 
51  Amendements,  wenn  man  die  zwei  Verordnungen  (ordi- 
nances)  von  Missouri  vom  Jahre  1862  als  Amendements  ansieht. 


II.  Nach  Staaten. 


Alabama,  1819,  65,  67,  75. 
Arkansas,  1836,  64,  68,  74. 
California,  1850,  79. 

Colorado,  1876. 

Connecticutt,  1662(1776),  1818, 
45,  55,  64,  75,  76. 
Delaware,  1776,  92,  1831. 
Florida,  1845,  65,  68,  86. 


Georgia,  1777,  89,  98,  1865, 
68,  77 
Idaho,  1890. 

Illinois,  1818,  48,  70. 

Indiana,  1816,  51,  81. 

Iowa,  1846,  57,  68. 

Kansas,  1861,  64,  67. 
Kentucky,  1792,  99,  1850. 
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Louisiana,  1812,  45,  52,  61,  North  Dakota,  1889. 

68,  70,  79.  Ohio,  1802,  51. 

Maine,  1820,  65,  69,  76.  Oregon,  1859. 

Maryland,  1776,  1810,  37,  51,  Pennsylvania,  1776,  90,  1838, 
64,  67.  64,  73. 

Massachusetts,  1691,  1780,  Rhode  Island,  1663,  1842,64, 

1822,  57,  59,  63,  81,  90,  90.  86,  88. 

Michigan,  1837,  39,  50,  66,  70.  South  Carolina,  1776,  78,  90, 
Minnesota,  1858,  68,  75.  1810,  65,  68,  82. 

Mississippi,  1817,  82,  68,  90.  South  Dakota,  1889. 

Missouri,  1821,  62,  62,  65,  70,  Tennessee,  1796,  1834,  66,  70. 

74,  75.  Texas,  1845,  66,  68,  76. 

Montana,  1889.  Vermont,  1791,  93,  1828. 

Nebraska,  1867,  75.  Virginia,  1611 — 12,  1776, 

Nevada,  1864,  80.  1830,  50,  64,  65,  70,  76,  82. 

New  Hampshire,  1776,  84,  92.  Washington,  1889. 

New  Jersey,  1776,  1844,  75.  West  Virginia,  1863,  66,  72. 
Netv  York,  1777,  1821,  26,  46,  Wisconsin,  1848,  82. 

64,  74.  Wyoming,  1890. 

North  Carolina,  1776,  1835, 

54,  68,  76.  Summa  163. 

Aufserdem  habe  ich  als  Zusätze  angeführt:  eine  Konsti- 
tution von  Kentucky,  ein  Amendement  von  Massachusetts  und 
ein  Amendement  von  Texas  — alle  drei  von  dem  Jahre  1891. 
Es  ist  wohl  möglich,  dafs  es  mehr  Urkunden  fiir  das  Jahr 
1891  giebt. 


Digitized  by  Google 


Zweiter  Teil. 

Die  Bundesverfassung. 

A.  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  und  ihrer 
Amendements  betreffend  die  allgemeine  Stimm- 
berechtigung oder  die  Wahlen  der  Bundesbeamten: 

Art.  I,  Sec.  2,  Absatz  1 : „The  House  of  Representatives 
[II.  Kammer  des  Kongresses]  shall  be  composed  of  members 
chosen  every  second  year  by  the  people  of  the  several  States ; 
and  the  electors  in  each  State  shall  have  the  qualiiications  re- 
quisite  for  electors  of  the  most  numerous  branch  of  the  State 
legislature.“ 

Art.  I,  Sec.  3,  Absatz  1 : „The  Senate  of  the  United 

States  shall  be  composed  of  two  Senators  from  each  State, 
chosen  by  the  legislature  thereof,  for  six  years “. 

Art.  I,  Sec.  4,  Absatz  1:  „The  times,  places,  and  manner 

of  holding  elections  for  Senators  and  Representatives  shall  be 
prescribed  in  each  State  by  the  legislature  thereof;  but  the 
Congress  may  at  any  time  by  law  make  or  alter  such  regu- 
lations,  except  as  to  the  places  of  choosing  Senators.“ 

Art.  II,  Sec.  1,  Absatz  2:  „Each  State  shall  appoint,  in 
such  manner  as  the  legislature  thereof  may  direct , a number 
of  electors , equal  to  the  whole  number  of  Senators  and  Re- 
presentatives to  which  the  State  may  be  entitled  in  the  Con- 
gress; but  no  Senator  or  Representative,  or  person  holding  an 

Staats-  a.  Völkerrecht!.  Abliaudl.  I.  4.  — Fiak.  8 
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office  of  trust  or  profit  under  the  United  States,  shall  be  ap- 
pointed  an  elector.“  Dann  folgt  eine  lange  Reihe  von  Be- 
stimmungen über  die  Wahl  ‘ des  Präsidenten  und  Vice-Präsi- 
denten  durch  diese  Wahlmänner,  welche  durch  ein  Amende- 
ment (das  XII.)  1804  amendiert  wurden.  Über  diesen 
Wahlmodus  wird  in  beiden  Stellen  bestimmt,  dafs,  sollte  das 
Repräsentantenhaus  den  Präsidenten  schliefslich  zu  wählen 
haben,  dann  „in  choosing  the  President,  the  votes  shall  be 
taken  by  States,  the  representation  from  each  State  having 
one  vote ; a quorum  for  tliis  purpose  shall  eonsist  of  a member 
or  members  from  two-thirds  of  the  States,  and  a majoritv  of 
all  the  States  shall  be  necessary  to  a choice“.  Sollte  der  Senat 
den  Vice-Präsidenten  schliefslich  zu  wählen  haben,  dann  hat 
nach  beiden  Stellen  jeder  Senator  eine  Stimme. 

Art.  II,  Sec.  1,  Absatz  4:  „The  Congress  may  determine 
the  time  of  choosing  the  electors  [die  den  Präsidenten  und 
Vice-Präsidenten  wählen],  and  the  day  on  which  they  shall  give 
their  votes,  which  day  shall  be  the  samt*  throughout  the  United 
States.“ 

Amendement  XIII  (ratifiziert  1865),  Sec.  1 : „Neither  slav- 
ery  nor  involuntary  servitude,  except  as  a punishmcnt  for 
crime,  whereof  the  party  shall  have  been  duly  convicted,  shall 
exist  witliin  the  United  States,  or  any  place  subject  to  their 
jurisdiction.“ 

Amendement  XIV  (ratifiziert  1868),  Sec.  1,  enthält  den 
folgenden  Satz:  „All  persons  born  or  naturalized  in  the 

United  States,  and  subject  to  the  jurisdiction  thereof,  are  cit- 
izens  of  the  United  States  and  of  the  State  wherein  they 
reside“  s. 

Amendement  XIV,  Sec.  2.  enthält  den  folgenden  Satz: 
„...when  the  riglit  to  vote  at  any  election  for  the  choice  of 
electors  for  President  and  Vice-President  of  the  United  States, 
Representatives  in  Congress,  the  executive  and  judicial  officers 
of  the  State,  or  the  members  of  the  legislature  thereof.  is 
denied  to  any  of  the  male  inhabitants  of  such  State,  beiug 


7 Über  diesen  Wahlmodus  siehe  v.  Holst,  .Staatsrecht,  S.  47 ff. 
s Der  Rest  dieser  Seetion  bezieht  sich  nicht  auf  das  Stimmrecht. 
Siehe  Story,  § 1932,  Note  a. 
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twenty-one  years  of  age,  and  citizens  of  the  United  States,  or  in 
any  way  abridged , except  for  participation  in  rebellion  or 
other  crime,  the  basis  of  representation  [in  dem  Kongrefs] 
therein  shall  be  reduced  in  the  proportion  wliieh  the  number 
of  such  male  citizens  shall  bear  to  the  whole  number  of  male 
citizens  twenty-one  years  of  age  in  such  State.“ 

Amendement  XIV,  Sec.  8 : „No  person  shall  be  a Senator 

or  Representative  in  Congress,  or  elector  of  President  and 
Vice-Presideut,  or  hold  any  oftice,  civil  or  military,  under  the 
United  States,  or  under  any  State,  who,  having  previously 
taken  an  oath,  as  a member  of  the  Congress,  or  as  an  officer 
of  the  United  States,  or  as  a member  of  any  State  legislature, 
or  as  an  executive  or  judicial  officer  of  any  State,  to  support 
the  Constitution  of  the  United  States,  shall  liave  engaged  in 
iusurreetion  or  rebellion  against  the  same , or  given  aid  or 
comfort  to  the  enemies  thereof.  But  Congress  may,  by  a vote 
of  two-thirds  of  euch  House,  remove  such  disability.“ 

Amendement  XV  (ratifiziert  1870),  Sec.  1:  „The  right 
of  citizens  of  the  United  States  to  vote  shall  not  be  denied  or 
abridged  by  the  United  States  or  any  State  on  aceount  of 
race,  color,  or  previous  condition  of  servitude“  9. 


9 Der  Kongress  wird  nach  Art.  I.,  Sec.  8,  Absatz  4 der  Bundes- 
verfassung ermächtigt,  „to  establish  au  uniform  rule  of  naturalizatiou“, 
aber  es  wird  nicht  bestimmt,  dafs  der  Nicht-Natural  isierte  nicht  abstimmen 
darf,  und  das  thut  er  sogar  in  verschiedenen  Staaten,  wie  wir  später 
sehen  werden.  Durch  die  Naturalisation  erwirbt  man  nur  das  Bürger- 
recht. Das  Stimmrecht  ist  nicht  ein  notwendiges  Hecht  jedes  Bürgers. 
Siehe  Story.  § 1932,  Note  a.  Vergl.  id , § 1693,  Note  a.,  § 1935. 

In  Art.  IV.,  Sec.  2,  Absatz  I,  der  Bundesverfassung  lautet  es:  „The 
citizens  of  each  State  shall  be  entitled  to  all  the  Privileges  and  immun- 
ities  of  citizens  in  the  several  States.“  Aber  das  bezieht  sich  nicht  auf 
politische  Rechte.  Siche  v.  Holst,  Staatsrecht,  S.  134. 


8* 
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B.  Die  folgende  Darstellung  stellt  in  kurzen  Zügen 
die  Einrichtungen  der  Legislaturen  der  Einzelstaaten, 
und  die  Methoden  der  Wahlen  der  Mitglieder  der- 
selben dar. 

Zunächst  die  dreizehn  ursprünglichen  Staaten : 


1.  Delaware  lmt  seit 
1776  immer  das  Zweikammer- 
system gehabt,  und  die  Mit- 
glieder beider  Kammern  sind 
immer  durch  direkte  Volks- 
wahlen  gewühlt  worden. 


2.  Nach  der  Konstitution 
vom  Jahre  1776  hntte  Penn- 
sylvania« Legislatur  nur 
eine  Kammer,  und  sie  wurde 
durch  direkte  Volkswahlen 
gewühlt.  Nach  1790  hat  aber 
Pennsylvania  zwei  durch  di- 
rekte Volkswahlen  gewühlte 
Kammern  gehabt. 

8.  New  Jersey  hat  seit 
1776  zwei  durch  direkte  Volks- 
wahlen gewühlte  Kammern 
gehabt. 

4.  Georgias  Legislatur 
bestand  1777 — 1789  aus  einer 
durch  direkte  Volkswahlen 
gewühlten  Kammer;  seit  1789 


In  der  Konstitution  vom 
Jahre  1776  bestimmteDelaware, 
dafs  das  Stimmrecht  nach  den 
damaligen  Gesetzen  ausgeltbt 
werden  sollte,  so  daCs  man  der 
Konstitution  nach  nicht  wissen 
kann,  ob  in  den  Wahlen  der 
zwei  Kammern  verschiedene 
Qualifikationen  flir  die  Wühler 
verlangt  wurden.  Nach  1792 
aber  sind  keine;  Unter- 
scheidungen in  den  Quali- 
fikationen gemacht. 

Pennsylvania  hatte  nur 
eine  Kammer  1776 — 1790, 
aber  seit  dem  letztgenannten 
Jahre  hat  es  zwei  gehabt,  flir 
deren  Wahlen  dieselben  Quali- 
fikationen vorgeschrieben  wor- 
den sind 


In  New  Jersey  sind  die 
Qualifikationen  flir  die  Wahlen 
der  zwei  Kammern  seit  1776 
gleich  gewesen. 

Georgia  hatte  nur  eine 
Kammer  1777 — 1789.  Seit 

1789  hat  es  zwei  gegeben,  für 
deren  Wahlen  keine  Unter- 
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aus  zwei  durch  direkte  Volks- 
wahlen gewilhlteu  Kammern. 

5.  Connecticutt  hatte 
ein  Dualsystem  unter  seiner 
Charter  vom  Jahre  1662,  bis 
1818;  seit  dieser  Zeit  ist  das 
Zweikammersystem  durch  die 
Konstitution  festgestellt.  Selbst 
unter  der  Charter  waren  die 
Wahlen  (selbst  des  Gouver- 
neurs) direkt,  und  sie  sind  so 
geblieben. 

6.  Massachusetts  hat 
seit  1780  zwei  durch  direkte 
Volkswahlen  gewühlte  Kam- 
mern gehabt. 


7.  Maryland  hat  seit 

1776  zwei  Kammern  gehabt. 
Anfangs  wurde  die  II.  Kammer 

durch  direkte  Volkswahlen 
gewühlt,  und  die  I.  durch 

Wahlmünner  („electors  of  the 

Senate“),  welche  durch  direkte 


Scheidungen  in  den  Quali- 
fikationengemacht worden  sind. 

In  Connecticutts  Charter 
vom  Jahre  1662  finden  wir 
keine  vorgeschriebenen  Quali- 
fikationen ftir  die  Wähler ,0. 
Sie  waren  Sache  der  Legis- 
latur7 * * * 11. Seit  1818  sind  sie 
für  die  Wahlen  beider  Kam- 
mern gleich  gewesen. 

Massachusetts  verlangte  1780 
dieselbeEigeutumsqualifikation 
von  den  Wühlern  der  I.  und 
II.  Kammer,  aber  die  letzteren 
mufsten  das  Eigentum  in  der- 
jenigen Stadt  besitzen,  in  wel- 
cher der  Reprüsentant  gewühlt 
wurde,  und  in  dieser  Stadt  ein 
Jahr  wohnhaft  gewesen  sein ; 
wührend  die  ersteren  das  Eigen- 
tum irgendwo  in  dem  Staate 
besitzen  konnten,  und  keine 
Residenzbedingung  (qualifica- 
tion  of  residence)  für  sie 
vorgeschrieben  wurde.  Nach 
1822  verschwinden  alle  Unter- 
scheidungen in  Massachusetts. 

In  Maryland  (1776)  wühl- 
ten diejenigen,  die  die  II.  Kam- 
mer wühlten,  „electors  of  the 
Senate“,  welche  ihrerseits  „men 
of  the  most  wisdom,  expe- 
rience,  and  virtue“  als  Mit- 
glieder der  I.  Kammer  zu 


10  Siehe  unten  S.  124,  Kote  17. 

11  Vergl.  Storv,  § 586. 
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Volkswahlen  gewählt  wurden. 
Nach  dem  Jahre  1837  sind 
beide  Kammern  durch  direkte 
Volksw’ahlen  gewählt  worden. 

8.  In  South  Carolina 

wurden  1776  die  legislativen 
Funktionen  den  Folgenden  zu- 
geschrieben : „the  president 

and  commander-in-chief  [eine 
und  dieselbe  Person,  mit  dem 
Veto  ausgerüstet],  the  general 
assembly  [II.  Kammer],  and 
the  legislative  couneil  [I.  Kam- 
mer].“ Die  „general  assemb- 
ly“ wurde  durch  direkte 
Volkswahlen  gewühlt,  und  sie 
wühlte  von  ihren  eigenen  Mit- 
gliedern die  „legislative  coun- 
eil“ ; die  zwei  Kammern  zu- 
sammen wühlten  den  „president 
and  commander-in-chief“,  „from 
among  themselves,  or  from  the 
people  at  large“.  Nach  1778 
besteht  die  Legislatur  aus  zwei 
durch  direkte  Volkswahlen  ge- 
wühlten Kammern  (Senate, 
House  of  Representatives). 

9.  In  New  Hampshire 
wurden  Vorschriften  für  zwei 
durch  direkte  Volkswahlen 
gewühlte  Kammern  1776  an- 
gegeben. Seit  1784  sind  die 
Vorschriften  klarer  und  posi- 
tiver gewesen. 

10.  Virginia  hat  seit 
1776  immer  zwei  durch  direkte 
Volkswahlen  gewühlte  Kam- 
mern gehabt. 


wühlen  hatten.  Seit  1837  sind 
beide  Kammern  durch  direkte 
Volkswahlen  gewühlt  worden, 
und  ohne  Unterstheidungen 
in  den  Qualifikationen. 

Anfangs  (1776)  wurde  nur 
die  I.  Kammer  durch  direkte 
Volkswahlen  in  South  Carolina 
gewühlt,  aber  nach  1778  wer- 
den beide  Kammern  durch 
direkte  Volkswahlen  gewühlt, 
und  ohne  Unterscheidungen  in 
den  Qualifikationen  derWühler. 


Die  Qualifikationen  der 
Wühler  in  New  Hampshire 
waren  17  76 — 1784  in  der  Hand 
der  Legislatur.  Seit  1784  sind 
sie  durch  die  Konstitution  gleich 
fltr  alle  (direkten)  Wühler 
festgesetzt  worden. 

In  Virginia  blieb  1776  das 
Stimmrecht  „as  exercised  at 
present“.  Seit  1830  sind  die 
Qualifikationen  flir  alle  Wühler 
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11.  New  York  hat  seit 
1777  zwei  durch  direkte  Volks- 
wahlen gewählte  Kammern  ge- 
habt. 


12.  North  Carolina  hat 
seit  1776  zwei  durch  direkte 
Volkswahlen  gewählte  Kam- 
mern gehabt. 


gleich  gewesen,  und  zwar  durch 
die  Konstitution  festgesetzt. 

New  York  schrieb  1777 
verschiedene  Qualifikationen 
für  die  Wähler  der  zwei  Kam- 
mern vor  (siehe  unten  im  dritten 
Teil).  Wie  in  Massachusetts 
wurde  auch  in  diesem  Fall  keine 
specifische  Residenz  (residence) 
für  die  Wähler  der  I.  Kammer 
vorgeschrieben,  und  das  Eigen- 
tum konnte  von  denselben 
irgendwo  in  dem  Staate  besessen 
werden,  d.  h.  es  steht  in  der 
Konstitution  nichts  dagegen. 
New  York  läfst  alle  Unter- 
scheidungen 1821  fallen. 

In  North  Carolina  wurden 
Unterscheidungen  zwischen  den 
Wählern  der  zwei  Kammern 
1776 — 1868  gemacht  (anfangs 
hauptsächlich  in  Bezug  auf 
Eigentum  und  Stenern),  wie 
später  ausführlich  erklärt  wer- 
den wird;  aber  der  einzige 
Unterschied  nach  1854  war 
der,  dafs  der  Wähler  zur 
II.  Kammer  in  „any  one 
county“  ein  Jahr,  und  der 
zur  I.  Kammer  in  dem  Staat 
ein  Jahr  wohnhaft  gewesen 
sein  mufste  (1854);  doch  dieser 
mufste  sein  ein  „free  white 
man  ....  being  a native  or 
naturalized  citizen  of  the  United 
States“,  während  der  erstere 
ein  „freeman“  war;  aber,  wie 
später  erklärt,  „no  free  negro, 
free  mnlatto,  or  free  person  of 
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13.  R h o d e I s 1 a u d hatte 
unter  seiner  Charter  vom 
Jahre  1663  ein  Dualsystem 
(dem  von  Connccticutt  ähnlich) 
bis  1842,  seit  welchem  Jahre 
das  gewöhnliche  Zweikammer- 
system durch  die  Konstitution 
eingerichtet  worden  ist. 

Die  „neuen*  Staaten: 

Vermonts  Legislatur  be- 
stand aus  einer  durch  direkte 
Vnlkswahlen  gewühlten  Kam- 
mer bis  1836:  seit  dieser  Zeit 
ans  zwei  solchen  Kammern. 

Kentucky  hatte  dasselbe 
System  wie  Maryland  (siehe 
oben)  bis  1799,  seit  welchem 
Jahre  es  das  gewöhnliche  Zwei- 
kammersystem gehabt  hat. 


lä  Vcrgl.  Story,  § .586. 


mixed  blood,  descended  from 
negro  aucestors  to  the  fourtli 
generation  inclusive  (though 
one  ancestor  of  each  generation 
may  hnve  beeil  a white  person)“ 
konnte  weder  zur  I.  noch  zur 
II.  Kammer  wühlen  (nach  einem 
Amendement  1835).  Obgleich 
die  Bezeichnungen  der  zwei 
Klassen  der  Wühler  nach  1854 
verschieden  sind,  so  glaube  ich 
doch,  dafs  dieselbe  Person  in 
beiden  Füllen  gemeint  wird. 
North  Carolina  lülst  alle  Unter- 
scheidungen 1868  fallen. 

Die  Qualifikationen  waren 
in  Rhode  Island  bis  1842  in 
der  Hand  der  Legislatur la. 
Seit  1842  sind  keine  Unter- 
scheidungen in  den  Quali- 
fikationen der  Wühler  zu  den 
zwei  Kammern  gemachtworden. 


Nachdem  Vermont  das  Zwei- 
kammersystem aufnahm  (1836), 
sind  keine  Unterscheidungen 
in  den  Qualifikationen  der 
Wühler  zu  den  zwei  Kammern 
erschienen. 

Seitdem  die  zwei  Kammern 
in  Kentucky  durch  direkte 
Volkswahlen  gewählt  worden, 
sind  keine  Unterscheidungen 
in  den  Qualifikationen  der 
Wühler  zu  den  zwei  Kammern 
gemacht  worden. 
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Alle  die  übrigen  „neuen"  Staaten  haben  immer  das  ge- 
wöhnliche Zweikammersystem  gehabt , und  Unterscheidungen 
in  den  Qualifikationen  der  Wühler  der  Mitglieder  der  zwei 
Kammern  nie  gemacht. 

Mit  Ausnahme  von  X.  Carolina  und  Maryland  sind  also 
keine  solche  Unterscheidungen  seit  1S22  vorhanden.  Maryland 
hat  sie  bis  1837,  X.  Carolina  bis  1868  beibehalten13. 

Zum  Schlufs  dieses  Teiles  sei  es  bemerkt,  dafs  die  in 
dieser  Schrift  aufgeftihrten  Stimmberechtigungsbestimmungen 
sich  auf  alle  direkten  Volkswahlen  (elections  by  the  people) 
beziehen,  d.  h.  nicht  nur  auf  die  Wahlen  der  Mitglieder  der 
Staatenlegislaturen,  sondern  auch  auf  die  Wahlen  aller  Be- 
amten, welche  direkt  durch  das-  Volk  gewühlt  werden  — 
Bundes-,  Staats-,  Lokalbeamte  u.  s.  w.,  und  auf  alle  sonstigen 
Volkswahlen.  Zuweilen  werden  besondere  Bedingungen  für 
specielle  lokale  Wahlen  vorgeschrieben.  (Vergl.  Colorado, 
Kon.  1876.  Art.  XI,  Sec.  6,  7,  8.)  Aber  gewöhnlich  gelten 
dieselben  Verfassungsbestimmungen  für  alle  Wahlen,  allgemeine 
und  specielle  14. 

ln  denjenigen  Staaten , in  weleheu  verschiedene  Qualifi- 
kationen für  die  Wühler  der  Mitglieder  der  zwei  Kammern 
der  Staatslegislatur  vorgeschrieben  wurden,  wurden  die  Qualifi- 
kationen der  einen  oder  der  anderen  Gruppe  auf  andere 
Wahlen  angewendet,  falls  es  solche  anderen  Wahlen  gab  — 
es  fanden  aber  in  den  ersten  Jahren  der  Union  wenige  solche 
Wahlen  statt.  Die  Einzelheiten  auf  diesem  Gebiet  aufzu- 
zühlen,  liegt  aufserlialb  des  Umfanges  dieser  Schrift. 

13  Wir  haben  das  Einkammersystem  in  Pennsylvania  (1776 — 1790), 
Georgia  (1777 — 1789)  und  Vermont  (1791  — 1836]  gefunden  Siehe  Cooley, 
S.  156,  Note  1.  Danach  sind  die  Experimente  in  Pennsylvania  und 
Georgia  auf  den  Rat  von  Franklin  erfolgt  Vergl.  Story.  £§  ‘>48,  537. 

Von  dem  Dualsystem  in  Rhode  Island  sagt  Story  (5)  99] : „It  seems 
that  until  the  year  1696  the  governor,  assistants,  and  deputies  of  the 
towns  sat  together;  but  by  a law  then  passed  tliey  were  separated,  and 
the  deputies  acted  as  a lower  house,  and  the  governor  and  assistants  as  an 
upper  house.“  Wann  das  in  Connectieutt  geschah,  wird  nicht  angegeben. 

14  „Cons  tituti  o na  1 provisions  coneerning  the  qualitications  of 
votcrs  apply  to  all  elections , whether  general  or  special.“  McCrary, 
§ 14.  D.  h.  die  Legislatur  kann  andere  Verfügungen  nicht  machen,  als 
diejenigen,  welche  durch  die  Konstitution  angegeben  oder  erlaubt  werden. 
Siehe  aber  McCrary,  § 14,  Note. 
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Die  „Thirteen  Original  States“. 


Damit  man  die  Abänderungen  bestimmter  Gruppen  von 
den  in  den  Staatenkonstitutionen  enthaltenen  Principien  seit 
1 7 89  genau  und  genügend  untersuche,  mufs  man  wissen,  was 
die  Principien  1789  waren.  Auf  dem  Gebiet  des  Stimmrechts 
kann  man  das  am  besten  dadurch  machen,  dafs  man  die 
„Dreizehn  Ursprünglichen  Staaten“  zusammen  als  eine  Gesamt- 
heit betrachtet  und  aus  ihren  Konstitutionen  und  anderen  or- 
ganischen Urkunden  die  Stimmrechtsprincipien  heraussucht. 
Durch  eine  solche  Sammlung  von  Principien  erhalten  wir  eine 
Einheit,  von  der  und  zu  der  wir  Abänderungen  ah-  und  zurück- 
leiten können,  denn  wir  müssen  wissen,  was  Änderungen  er- 
fährt. Die  Statistik  wird  dadurch  vollständig,  dafs  sie  mit  der 
Zeit  aufängt,  als  die  dreizehn  ursprünglichen  Staaten  „Staaten“ 
wurden,  nämlich  1776,s. 


ncw  York  und  Georgia  hatten  ihre  ersten  Konstitutionen  1777, 
da  aber  dieselben  von  Konventionen  verfafst  wurden,  welche  1776  zu- 
sammentraten,  so  habe  ich  es  nicht  für  nötig  gehalten,  die  früheren  Ver- 
fassungsurkunden dieser  zwei  Staaten  in  Betracht  zu  ziehen. 
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Um  die  Integrität  der  dreizehn  ursprünglichen  Staaten  zu 
wahren,  mufs  ich  einen  Anachronismus  begehen,  indem  ich 
Rhode  Island  in  der  Gruppe  vom  Jahre  1789  einschliefse, 
denn  es  ratifizierte  die  Bundesverfassung  erst  1790.  Sowohl  die 
kurze  Zwischenzeit  wird  dies  entschuldigen,  als  die  Thatsache, 
dafs  es  die  Verfolgung  unserer  Aufgabe,  nämlich  die  Behand- 
lung der  chronologischen  Entwicklung  der  Stimmrechtsprin- 
cipien  seit  1789,  nicht  stiiren  wird,  denn  die  organische  Ur- 
kunde Rhode  Islands  war  bis  1842  seine  Charter  von  1668. 

Unter  den  Konstitutionen  oder  anderen  organischen  Ur- 
kunden (nämlich  den  früheren  Charters  oder  Freibriefen)  dieser 
dreizehn  Staaten  finden  wir  in  zwei  davon  keine  bestimmten 
Qualifikationen  für  die  Wähler,  nämlich  Delaware  und  Vir- 
ginia. Der  erste  bestimmt  in  seiner  Konstitution  von  1776: 
„the  right  of  suffrage  in  election  of  members  for  both  houses 
[der  Legislatur]  shall  remain  as  exercised  by  law  at  present.“ 
Virginia  bestimmt  in  seiner  Konstitution  vom  Jahre  1776,  dafs 
das  Stimmrecht  für  die  Wahlen  der  Mitglieder  der  beiden 
Kammern  der  Legislatur  (die  die  meisten  der  anderen  Staats- 
beamten wählte)  wie  vorher  ausgeübt  werden  solle.1®.  Dieses 
Stimmrecht  war  wahrscheinlich  nach  den  Bestimmungen  der 
„third  Charter  of  Virginia“,  1611  — 12,  geregelt.  Da  diese 
Bestimmungen  sehr  gut  zeigen,  wie  die  Konstitutionen  der 
Staaten  aus  den  Charters  der  Kolonien  herausgewachsen  sind, 
so  gebe  ich  die  wesentlichen  Details  derselben  an ; sie  be- 
stimmen: „That  they  the  said  Treasurer  and  Company  [The 

Treasurer  and  Company  of  Adventurers  and  Planters  of  the 
City  of  London  for  the  first  Colony  in  Virginia],  or  the  greater 
Number  of  them,  so  assembled  [i.  e.  als  ‘The  four  Great  and 
General  Courts  of  the  Council  and  Company  of  Adventurers 


New  Hampshire,  South  Carolina,  Virginia  und  New  Jersey  hatten 
ihre  ersten  Konstitutionen  vor  der  Unahhängigkeitserklärung  (4.  .Juli  1776) 
schon  adoptiert.  Siehe  Poore,  S.  1279,  1615,  1910,  1310,  UDd  I.andon, 
S.  42, 

18  Virginia  hat  in  der  „Bill  of  Rights“  aller  seiner  Konstitutionen 
(1776,  1830,  1850,  1864,  1870)  folgende  Stelle  gehabt:  „All  men,  liaving 
sufficient  evidence  of  permanent  common  interest  with , and  attaehment 
to,  the  Community,  have  the  right  of  suffrage.“  Siehe  unten  S.  131,  Note  23. 
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for  Virginia’  — vier  im  Jahre],  sliall  and  may  have  full  Power 
and  Authority  , from  Time  to  Time,  and  at  all  Times  here- 

after to  nnmiuate  and  appoint  such  Officers  as  they 

shall  think  fit  and  requisite , for  the  Government , managing, 
ordering,  and  dispatcliing  of  the  Affairs  of  the  said  Company 
And  shall  likewise  have  full  Power  and  Authority,  to  ordain 
and  make  such  Laws  and  Ordinances,  for  the  Good  and  Wel- 
fare  of  the  said  Plantation , as  to  them  from  Time  to  Time, 
shall  be  thought  requisite  and  meet:  So  ahcays,  as  the  same 

he  not  contrary  to  the  Laws  and  Statutes  of  tliis  our  Realin 
of  England;  And  shall,  in  like  Männer,  have  Power  and  Au- 
thority,  to  expulse,  disfranchise“  gewisse  Personen.  Neue  Mit- 
glieder kiinnteu  aufgenonunen  werden,  die  „shall  have,  hold, 
and  enjoy  all  and  singulär  Freedoms,  Liberties,  Franchiscs, 
Privileges,  Immunities,  Benefits,  Profits,  and  Commodities  what- 

soever as  f u 1 ly,  freely  and  amply  ns  any  other  Ad- 

venturers.“ 

Connecticutts  Charter  von  1662,  die  1776  als  seine  Kon- 
stitution fortgesetzt  wurde,  ist  nur  insofern  bestimmter,  als 
sie  die  Stimmberechtigung  allen  „freemen“  znschreibt ,7.  Die 
politischen  Einrichtungen  Connecticutts  unter  dieser  Charter 
waren  denjenigen  von  Rhode  Island  ähnlich. 

Rhode  Islands  Charter  von  1663,  die,  wie  oben  bemerkt, 
als  seine  organische  Urkunde  bis  1842  galt,  cnthltlt  folgende 
Bestimmungen  über  die  Wahlen  und  das  Stimmrecht : Gewisse 
Mitglieder  sollen  „eleeted  or  deputed“  werden  „by  the  majour 
parte  of  the  ft'reemcn  of  the  respective  townes  or  places  for 
wliieh  they  shall  bee  so  eleeted  or  deputed“  für  eine  „generali 
meetinge  or  Assembly“,  „then  and  there  to  cousult,  advise  and 
determine,  in  and  about  the  affaires  and  businesse  of  the  said 
Company  and  Plantations.“  Die  anderen  Mitglieder  waren 
the  „Governour,  [oder  Deputy  - Governour]  and  Assistants“, 
deren  erste  Gruppe  von  der  Krone  von  England  ernannt  wurde, 
nachher  aber  wurden  sie  von  der  „Generali  Assembly“  gewählt. 


17  Die  Wähler  in  Connectieutt  waren  die  „Freemen14,  und  Story 
sagt  (jj  89):  „No  person  was  entitled  t-i  be  made  a freemau,  unless  he 
owned  lands  in  freehold  of  forty  Shillings'  value  per  annum,  or  40 
personal  estate.“  Vergl.  auch  Story,  § 87. 
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Dieser  Körper  hatte,  abgesehen  von  der  gewöhnlichen  Gesetz- 
gebung, „alsoe  to  regulate  and  Order  the  waye  and  nmnner  of 
all  elections  to  offices  and  places  of  trust , and  to  prescribo, 
limitt  and  distinguish  the  numbers  and  boundes  of  all  places, 
townes  or  cityes,  within  the  limitts  and  boundes  herein  after 
mentioned,  and  not  herein  particularlie  named,  who  have,  and 
shall  have , the  power  of  electing  and  sending  of  ffreemen  to 
the  sayd  Generali  Assembly.“ 

Wollen  wir  nun  die  specifischen  Bestimmungen  betrachten! 

Wir  sehen  eine  specifisebe  18  Eigentumsqualifikation  alsE,gei,tora- 
eine  Bedingung  der  Stimmberechtigung  in  sechs  Staaten.  Der 
Reihe  nach,  in  der  sie  die  Bundesverfassung  ratifizierten, 
sind  es : 

1.  New  Jersey  (1776)  bestimmt,  dafs  der  Stimmberechtigte 
mufs  sein  „worth  fifty  pounds  proclamation  money,  clear  estate 
in  the  same“. 

2.  Massachusetts.  Dieser  Staat  bekam  erst  1780  eine 
Konstitution ; bis  dahin  galten  für  unsere  Betrachtung  wahr- 
scheinlich die  Bestimmungen  der  Charter  von  1691,  die  1726 
neu  bekräftigt  wurde.  In  dieser  Charter  von  1691  lautet  es: 

„Noe  Freeholder  or  other  Person  shall  have  a Vote  in  the 
Eleccon  of  Meinbers  to  serve  in  any  Greate  and  Generali  Court 

or  Assembly who  at  the  time  of  such  EleeEon  shall 

not  have  an  estate  of  Freeliold  in  Land  within  . . said  Pro- 
vince  or  Territory  to  the  value  of  Forty  Shillings  per  Annu 
at  the  least  or  other  estate  to  the  value  of  Forty  pounds 
Sterl’“.  In  seiner  Konstitution  von  1780  (die  mit  ihren 
Amendements  noch  1890  in  Kraft  ist)  wird  dieselbe  Eigen- 
tumsqualifikation von  den  Wählern  der  Senatoren  (I.  Kammer) 
und  Repräsentanten  (II.  Kammer)  verlangt,  nifmlich  ein  „free- 
hold ....  of  the  aunual  income  of  three  pounds , or  any 
estate  of  the  value  of  sixtv  pounds.“ 

3.  Maryland  (1776)  verlangt  ein  Freigut  von  50  acres19 
in  der  Grafschaft,  in  der  der  Wähler  seine  Stimme  abgeben 
will,  und  in  der  er  wohnhaft  ist,  oder  Eigentum  in  dem  Staate 
zu  Uber  '£  30  „current  money“.  Aber  nur  „freemen“  können 

18  D.  h.  wo  der  Betrag  oder  Wert  angegeben  wird. 

in  Ein  acre  = 4046  Quadratmeter. 
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stimmberechtigt  sein.  Besondere  Bestimmungen  werden  flir  die 
Stadt  Annapolis  (die  Hauptstadt,  d.  h.  der  Sitz  der  Regierung 
des  Staates)  angegeben.  Ihre  Charter  (Freibrief)  setzte  die 
Bedingungen  für  die  Wühler  der  „Burgesses“  (Mitglieder  der 
Legislatur  von  der  Stadt)  fest,  aber  solche  Wühler  konnten 
für  Mitglieder  der  Staatslegislatur  (nämlich  „Delegates“  und 
„Senators“)  von  der  Grafschaft  Anne-Arundel  (in  der  Annapolis 
sich  befindet),  nicht  abstimmen,  es  sei  denn,  dafs  sie  in  der- 
selben ein  Freigut  von  50  acres  „distinct  front  the  city“  hätten. 

4.  South  Carolina.  Es  hatte  zwei  Konstitutionen  vor 
1789.  Iu  derjenigen  von  1776  sind  Bestimmungen  vorhanden 
fUr  spätere  General  Asscmbltis  (der  „proviueial  congress“  hatte 
sich  in  eine  [die  erste]  „General  Assembly“  umgewandelt), 
und  für  die  Wahl  derselben  sollen  die  gesetzlich  erforderlichen 
Qualifikationen  gelten;  aber  es  wurde  den  Personen  ge- 
stattet, abzustiinmen,  die  dasjenige  Eigentum  hatten,  „which, 
according  to  the  rate  of  the  last  preceding  tax,  is  taxable  at 
the  sums  mentioned  in  the  election  act  [Wahlgesetz]  . . . . 
though  it  was  not  aetually  taxed,“  vorausgesetzt,  dafs  sie  die 
anderen  in  dem  Wahlgesetz  enthaltenen  Bedingungen  er- 
füllten. 

Die  Konstitution  von  1778  verlangte  ein  Freigut  „at  least 
of  fifty  acres  of  land,  or  a town  lot  [städtischen  Bauplatz]“, 
und  dafs  der  Wähler  „hath  been  legally  seized  and  possessed 
of  the  same  at  least  six  mouths  previons  to  . . election , or 

sttwm.  hath  paid  a tax  the  preceeding  year,  or  was  taxable  the  pres- 
ent year,  at  least  six  mouths  previous  to  the  . . election,  in 
a sum  equal  to  the  tax  on  fifty  acres  of  land.“ 

5.  New  York  (1777)  verlangt  von  den  Wählern  der  Mit- 
glieder der  II.  Kammer  ein  Freigut  zu  £ 20  innerhalb  ihrer 
Grafschaften,  oder  „have  rented  a tenement  therein  of  the 

stmrn i.  yearly  value  of  forty  Shillings  ....  and  aetually  paid  taxes 
to  this  State.“  Aber  alle  „freemen“  der  Stadt  Albany  (Haupt- 
stadt), oder  alle  diejenigen,  die  „freemen“  von  der  Stadt  New 
York  an  oder  vordem  14.  Oktober  1775  wurden,  und  in  diesen 
Städten  wohnhaft  waren,  wurden  zu  Wählern  innerhalb  ihrer 
„said  places  of  residence“  gemacht.  Die  Wähler  für  die 
I.  Kammer  waren  „freeholders“  mit  einem  Freigut  zu  £ 100 
„over  and  above  all  debts  eharged  thereon“. 
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6.  North  Carolina  (1776)  schrieb  verschiedene  und  ge- 
naue Qualifikationen  für  die  Wähler  der  Senatoren  und  des 
„House  of  Commons“  vor.  Der  Wähler  eines  Senators  von 
einer  Grafschaft  mufste  ein  Freigut  von  50  acres  in  der  Graf- 
schaft sechs  Monate  „next  before,  and  at  the  day  of  election“ 
besessen  haben.  In  Bezug  auf  die  II.  Kammer  war  die  Eigen- 
tumscjualifikation  nur  die,  dafs  der  Wähler  öffentliche  Steuern 
bezahlt  haben  sollte.  Aber  um  ftlr  die  Mitglieder  der 
II.  Kammer  abzustimmen,  welche  eine  Stadt  repräsentierten, 
mufste  der  Wähler  ein  Freigut  in  der  betreffenden  Stadt  be- 
sitzen, oder  er  mufs  da  12  Monate  wohnhaft  gewesen  sein  und 
öffentliche  Steuern  bezahlt  haben.  Aber  kein  solcher  Wähler  stmm. 
konnte  ftlr  die  Mitglieder  von  der  Grafschaft  abstimmen;  noch 
konnte  umgekehrt  der  Wähler  dieser  Mitglieder  flir  die  Mit- 
glieder von  einer  Stadt  abstimmen,  wenn  er  „without  or  beyond 
the  limits  of  such  town“  wohnte. 

Wir  haben  gesehen,  dafs  South  Carolina,  New  York  und 
North  Carolina  Steuern  erwähnen  — und  zwar  nur  in  Be-  Stenern. 
Ziehung  auf  eine  von  zwei  Klassen  von  Wählern.  An  diese 
schliefsen  sich  New  Hampshire,  Pennsylvania  und  Georgia. 
Pennsylvania  (1776)  verlangt,  dafs  der  Wähler  öffeutliche 
Steuern  während  des  Jahres  vor  der  Wahl  bezahlt  haben  soll, 
ausgenommen  die  einundzwanzigjährigen  Söhne  der  „free- 
holders“,  die  abstimmen  konnten,  obgleich  sie  Steuern  nicht 
bezahlt  hatten.  Georgia  (1789  — es  hatte  auch  1777  eine 
Steuerbestimmung,  aber  wir  werden  sie  später  betrachten)  sagt, 
der  Wähler  soll  „have  paid  tax“  flir  das  Jahr  vor  der  Wahl. 

New  Hampshire  allein  fordert  die  Zahlung  einer  „poll 
tax“  (Kopfsteuer,  in  Englisch  auch  „capitation  tax“  genannt)  Kopfitmtr. 
als  eine  Bedingung  der  Stimmberechtigung.  Seine  Konstitution 
von  1776  ist  sehr  kurz  und  erwähnt  die  Stimmberechtigung 
nicht  — sie  war  also  Sache  der  Legislatur;  und  in  1784  sind 
die  Bestimmungen  kurz  gefafst : „Every  male  inhabitant  of 
eacli  town  and  parish  with  town  privileges  in  the  several  count- 
ies  . . . . of  twenty-one  years  of  age  and  upwards,  paying 

for  liimself  a poll  tax,  shall  have  a right to  vote  in 

the  town  or  parish  wherein  he  dwells“  ftlr  Mitglieder  beider 
Kammern. 
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Per«on.  Was  die  Persou  des  Wühlers  anlangt,  so  sagen  fünf 
Staaten  (Pennsylvania,  North  Carolina  [ausgenommen  im  Falle 
der  oben  erwähnten  Repräsentation  der  Städte,  wo  es  lautet: 
„all  persons“],  Maryland,  Connecticutt,  Rhode  Island)  „freemen“  ; 
drei  Staaten  (Massachusetts  [ausgenommen  in  der  Wahl  der 
Repräsentanten  der  Städte,  in  welchem  Falle  es  heilst:  „every 
male  person“],  New  Hampshire,  New  York  [aber  Wähler  der 
Senatoren  werden  als  „freeholders“  bezeichnet]),  „male  inhabit- 
ant“;  New  Jersey  sagt  „inhabitants“  ; Georgia  sagt  „citizens 
and  inhabitants“;  South  Carolina  (1778)  bestimmt  ausdrücklich 
„every  free  white  man,  and  no  other,  who  aeknowledges  the 

Religio«,  being  of  a God,  and  believes  in  a future  state  of  rewards  and 
punishments“,  „a  resident  and  inhabitant“  des  Staates.  Dela- 
ware und  Virginia  haben  selbstverständlich  keine  Bezeichnung. 

Boeidom.  Pennsylvania  und  8.  Carolina20  (1778)  verlangen  An- 
sässigkeit („residence“)  20,1  in  dem  Staate  während  eines  Jahres 
vor  der  Wahl.  Georgia  sagt,  der  Wähler  solle  filr  dieses  Jahr 
Steuern  bezahlt  haben,  was  vielleicht  zugleich  eine  Staatsresidenz 
von  einem  Jahr  bedeutet.  Die  Verfassungen  der  anderen  Staaten 
bestimmen  keine  Residenz  im  Staate.  New  Jersey  und 
N.  Carolina  verlangen  jedoch  eine  Residenz  in  der  Grafschaft 
von  einem  Jahr.  Maryland  hat  zwei  Gruppen  von  Wählern : 
von  denjenigen , die  die  50  acres  nicht  haben , sondern  das 
Eigentum  zu  £ 30,  wird  eine  Residenz  in  der  Grafschaft  von 
einem  Jahr  verlangt;  für  diejenigen,  die  die  50  acres  haben, 
ist  keine  Residenz  bestimmt.  In  den  oben  erwähnten  Städte- 
repräsentationen N.  Carolinas  wird  eine  Residenz  in  der  Stadt 
von  einem  .Jahr  gefordert.  Massachusetts  schreibt  fltr  ihre 
Städterepräsentationswahlen  dasselbe  vor;  aber  in  betreff  der 
Wahlen  der  Senatoren  ist  keine  Residenz  angegeben.  New  York 
schweigt  auch  in  Bezug  auf  die  Wahlen  der  Senatoren,  ver- 
langt von  den  Wählern  der  Repräsentanten  aber  eine  Residenz 
in  der  Grafschaft  von  sechs  Monaten.  Aufser  der  Steuer- 
bestimmung schreibt  Georgia  eine  Residenz  in  der  Grafschaft 
von  sechs  Monaten  vor. 

20  Nach  den  .Steuerbestimmungen  South  Carolinas  mufste  die  Steuer 
wenigstens  6 Monate  vor  der  Wahl  auferlegt  worden  sein.  Bedingt  das 
vielleicht  eine  sechsmonatlichc  Grafschaftsresidenz?  Siehe  unten  S.  132, 
Note  24. 

20 » Ich  werde  „Residenz“  fiir  das  Englische  „residence“  gebrauchen. 
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Selbstverständlich  (siehe  oben  S.  123)  finden  wir  in  Dela- 
ware und  Virginia  keine  Bestimmungen  Uber  Residenz.  Auch 
für  Connecticutt,  Rhode  Island  und  New  Hampshire  sind  sie 
anderswo  zu  suchen,  als  in  ihren  Konstitutionen. 

Drei  Staaten  (Pennsylvania,  New  York  [aufser  in  Bezug 
auf  die  Städte  Albany  und  New  York],  N.  Carolina)  geben 
keine  genauen  Bestimmungen  an,  wonach  der  Wähler  nur  in 
seinem  Residenzbezirk  abstimmen  kann.  Die  anderen  Staaten  da- 
gegen (Delaware,  Connecticutt,  Rhode  Island  und  Virginia 
natürlich  ausgenommen)  machen  diese  Vorschrift.  AberS.  Caro- 
lina (1778)  sagt,  der  Stimmberechtigte  sei  ein  Wähler  in 
seinem  Residenzbezirk,  oder  in  irgend  einem  anderen  „parish 
or  distriet“,  wo  er  das  geforderte  Eigentum  habe. 

In  S.  Carolina  (1776  und  1778)  mufste  der  Wähler  auf 
Verlangen  eines  gewissen  Wahlbeamten  einen  Eid  leisten,  dafs  Eid. 
er  rechtlich  qualifiziert  sei.  In  New  York  konnten  auch  ge- 
wisse Wahlbeamte  einen  Eid  der  Staatstreue  von  dem  Wähler 
verlangen.  In  Maryland  mufste  er  auch  einen  solchen  Eid 
leisten,  auf  Verlangen  von  drei  qualifizierten  Wählern.  Georgia 
machte  1777  eine  ähnliche  Vorschrift  — es  lautete  blofs:  „if 
required“  ; aber  ich  finde  sie  1789  nicht. 

Was  das  Alter  des  Wählers  anbelangt,  so  schreiben  sieben  Alter. 
Staaten  (Pennsylvania,  Georgia,  Massachusetts  [1780],  Mary- 
land, S.  Carolina  [1778],  New  Hampshire  [1784],  N.  Carolina) 
einundzwanzig  Jahre  vor,  während  New  Jersey  und  New  York 
einfach  sagen,  er  müsse  „of  full  age“  sein. 

Diesen  Gegenstand  können  wir  hier  ein-  für  allemal  be- 
handeln, denn  nachdem  Delaware,  New  Jersey,  New  York, 
Connecticutt,  Virginia  und  Rhode  Island  einundzwanzig  Jahre 
in  ihren  zweiten  Konstitutionen  von  1792  resp.  1844,  1821, 

1818,  1830,  1842  vorschreiben,  so  gilt  dieses  Alter  immer 
für  alle  Staaten,  da  alle  die  „neuen“  Staaten  es  in  ihre 
ersten  Konstitutionen  aufnehmen  und  kein  Staat  es  ändert 
oder  fallen  läfst. 

Nur  in  Pennsylvania  finde  ich  eine  Bestimmung  über  w»hli>e- 
Wa h 1 bes t ec hung.  Es  lautet:  „any  elector,  wlio  shall  receive 
any  gift  or  reward  for  bis  vote,  in  tneut , drink,  monies  or 
otherwise,  shall  forfeit  his  right  to  elect  for  that  time.“ 

Bis  jetzt  haben  wir  nur  die  zweite  (1789)  Konstitution 

Staats-  u.  Völkerrecht!.  Anhand!.  1.  4.  — Fisk.  9 
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von  Georgin  betrachtet.  Die  Stiinmrechtsbestimmungen  in 
seiner  ersten  Konstitution  ( 1 777)  sind  folgende:  Wähler  waren 
alle  „male  white  inhabitants,  of  the  age  of  twenty-one  years, 
»jnt/iim.  an(j  possessed  in  bis21  own  right  cf  teil  pounds  value,  and 
| inhlt*  tn  pay  tax  in  this  State,  or  being  of  any  mechanic  trade, 
and  slmll  have  been  resident  six  inouths  in  this  State.“  Die 
Wühler  konnten  in  der  Regel  nur  in  ihrer  Residenzgrafsclmft 
abstimmen.  Niemand  mit  einein  adligen  Titel  konnte  stimm* 
Titel,  berechtigt  sein,  „whilst  such  person  Claims  bis  title  of  no- 
bility.“  Der  Wühler,  der  ohne  „reasonable  excuse“  nicht 
abstimmte,  sollte  zu  nicht  mehr  als  £ 5 bestraft  werden ! Dies 
ist  die  einzige  Konstitution  dieser  Periode,  welche  den  Aus- 
druck „male  white  inhabitant“  gebraucht,  und  nur  eine  Staats  - 
residenz  von  sechs  Monaten  bestimmt.  In  seiner  Konstitution 
von  1789  hat  Georgia,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  die  Be- 
stimmung Uber  die  „teil  pounds  value“  fallen  lassen,  eine 
Steuerbestimmung  aber  beibelmlten,  und  eine  Frist  hinzu- 
gefligt.  Es  itndert  auch  die  Bestimmung  Uber  die  Residenz. 

Aber  ich  erwähne  diese  Konstitution  von  1777  haupt- 
sächlich deswegen,  dafs  man  ihre  eigentümlichen  Bestimmungen 
betrachte,  nämlich  Uber  „mechanic  trade“,  „title  of  nobility“ 
und  Bestrafung  des  nicht  abstimmenden  Wühlers.  Sie  ver- 
schwinden 1789.  Etwas  Ähnliches  ist  in  den  anderen  Staaten 
r.ciigion.  nicht  zu  finden.  Die  Religionsbestimmuugen  S.  Carolinas,  wenn 
ich  sie  so  nennen  darf,  sind  ebenso  eigentümlich.  (Sie  ver- 
schwinden 1790.) 


Zweite  Periode.  1790—1800. 

Vor  dem  Ende  des  Jahrhunderts  sind  drei  neue  Staaten 
in  die  Union  eingetreten  — Vermont,  Kentucky  und  Tennessee: 
und  fünf  der  alten  Staaten  schaffen  neue  Konstitutionen. 
Amendements  gehen  uns  nicht  an.  Von  den  neuen  Staaten 
haben  Vermont  und  Kentucky  je  zwei  Konstitutionen  vor  1800. 
Wie  oben  schon  bemerkt,  litfst  S.  Carolina  1790  seine  Religions- 
bestimmungen  fallen.  Es  behält  die  Bestimmung  Uber  das 


21  Der  grammatische  Fehler  stellt  im  Texte  der  Konstitution. 
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„freehold or  town  lot“,  aber  hatte  die  Person  dieses 

Freigut  nicht,  so  konnte  sie  doch  Wähler  sein,  wenn  sie  „hath  /Ugaitum. 
paid  a tax  the  precediug  year  of  three  Shillings  sterling“  22.  sitmm. 
Tennessee  sagt,  Wähler  sei  der  „froeman“,  der  ein  Freigut  in  %«(»». 
derjenigen  Grafschaft  habe,  in  der  er  abstiuimen  miichte,  und 
ein  Einwohner  des  Staates  sei;  und  der  „freeman“,  der  ein 
Einwohner  irgend  einer  Grafschaft  sechs  Monate  vor  der  Wahl 
gewesen  sei. 

Pennsylvania  (1790)  schreibt  vor,  dafs  der  „freemau“,  um  *7 <«on. 
Wähler  zu  sein,  innerhalb  seiner  zweijährigen  Residenz  eine 
„state  or  county“  Steuer  bezahlt  haben  tnufs,  die  ihm  wenig- 
stens sechs  Monate  vor  der  Wahl  aufgelegt  worden.  Aber 
Söhne  Stimmberechtigter,  die  zwischen  21  und  22  Jahre  alt 
waren,  konnten  ohne  weiteres  abstimmen.  Delaware  (1792) 
schreibt  dieselben  Bedingungen  vor  und  macht  dieselben  Aus- 
nahmen wie  Pennsylvania. 

Vermont28  wurde  1791  ein  Staat,  und  zwar  mit  einer 
Konstitution,  die  1786  datiert  ist.  Diese  Konstitution  und  die 
von  1793  enthalten  für  uns  dieselben  Bestimmungen.  Die  „free- 
men“  sind  die  Wähler,  und  „freeman“  ist  „every  man,  of  the  full 
age  of  twenty-onc  years,  having  resided  in  this  State  for  the 
space  of  one  whole  year  next  before  the  election  ....  and 
is  of  a quiet  and  peaceable  beliavior und  der  schwören  oder  «■<!. 
bekräftigen  (affirm)  will,  „that  whenever  you  give  your  vote 
or  suffrage  touching  any  matter  that  concerns  the  State  of  Ver- 
mont, you  will  do  it  so  as  in  your  conscience  you  shall  judge 

will  most  conduce  to  the  best  good  of  the  same witliout 

fear  or  favor  of  auy  man.“ 

New  Hampshire  giebt  uns  1792  Bestimmungen,  die  1890 
noch  in  Kraft  sind.  Stimmberechtigt  sind  die  mänulichen 


22  Siehe  aber  S.  128,  Note  20,  und  S.  132,  Note  24. 

23  In  Vermonts  „Declaration  of  Hights“  lautete  es  1791:  „All  freemeu, 
having  a sufficieut  evident  common  internst  xvith,  and  attachment  to  the 
Community,  have  a right  to  clect  ofticers,  and  be  elected  into  offioe“, 
und  1793  (noch  1890  in  Kraft):  „All  freemen,  having  a sufficieut  evidence. 
common  interest  with,  and  attachment  to  the  eommunity,  have  a right 
to  elect  ofticers  and  to  be  elected  into  offices,  agreeablv  to  the  regu'atious 
made  in  this  Constitution.“  Vergl.  8.  123,  Note  16.  Pennsylvania  hatte, 
die  erste  dieser  zwei  Stellen  in  seiner  „Declaration  of  Kights“  1776 


Digitized  by  Google 


132 


I.  -i. 


Einwohner  „of  eacli  town  aud  parish  with  tow»  Privileges,  and 
Amuti  places  nn incorporated,  in  this  State  ....  excepting  paupers  and 
suuerv.  persons  excused  from  paying  taxes  at  their  own  request“,  und 
/.war  in  demjenigen  Wahlbezirk,  in  dem  sie  wohnen. 

Georgia  (1798)  verlangt  innerhalb  des  der  Wahl  voran- 
suvtrti  gehenden  Jahres  die  Zahlung  der  Steuern,  die  gesetzlich 
gefordert  werden,  und  die  die  betreffenden  Personen  „ in av 
liave  had  an  opportunity  of  paying“. 

Eigentum.  ln  dieser  Periode  sehen  wir  eine  specifische  Eigentums- 
qualifikation  in  S Carolina  beibehalten  und  in  Tennessee  auf- 
genommen. Es  befindet  sich  diese  Art  Qualifikationen  1800 
also  in  sieben  Staaten.  In  Tennessee,  New  York,  S.  Carolina 
und  N.  Carolina  bezieht  sie  sich  aber  nur  auf  eine  der  zwei 
Gruppen  von  Wühlern. 

steuern.  Eine  Steuerbestimmung  begegnet  uns  wieder  in  S.  Caro- 
lina, Pennsylvania  und  Georgia,  und  wird  in  Delaware  ein- 
geflihrt  — also  7 Staaten  mit  einer  Steuerbestimmnng  1800. 
Von  den  drei  neuen  Staaten  erwähnt  weder  Vermont  noch 
Kentucky  eine  Eigentums-  oder  Steuerbestimmung.  Aus 
New  Hampshires  Konstitution  von  1792  tritt  es  deutlich  hervor 
(siehe  oben),  dafs  die  Steuern  irgend  eine  Rolle  in  Bezug  auf  die 
Stimmberechtigung  spielen.  In  S.  Carolina,  New  York  und 
N.  Carolina  bezieht  sich  die  Steuerbestimmnng  nur  auf  eine 
der  zwei  Gruppen  der  Wühler. 

Perion.  In  Pennsylvania,  New  Hampshire  und  Georgia  finden  wir 
dieselbe  Bezeichnung  der  Person  des  Wühlers  wie  vorher. 

S.  Carolina  (1790)  sagt:  „Free  white  man citizen 

of  this  State.“  Delaware  hat  einen  neuen  Ausdruck:  „white 
free  man.“  Vermont  und  Tennessee  schliefsen  sielt  an  die- 
jenigen Staaten  an,  welche  einfach  „freemen“  vorschreiben  — also 
sieben  Staaten  in  1800.  Kentucky  hat  in  beiden  Konstitutionen 
Farbigt.  eine  neue  Terminologie:  „Free  male  citizens“ ; aber  „negroes, 
rnulattoes  and  Indians“  werden  1799  ausgeschlossen. 

RoaUem.  Was  die  Ansässigkeit  (Residenz,  residence)  anlangt,  be- 
merken wir  in  dieser  Periode  eine  Tendenz,  die  Frist  zu  ver- 
längern. Zweijährige  Ansässigkeit  in  dem  Staat  wird  jetzt 
von  Delaware,  Pennsylvania  und  S.  Carolina2*  verlangt  — die 

2<  Nach  den  Steuerbestimmungen  South  Carolinas  (179G)  mufste  die 
betreffende  Person  auch  ü Monate  vor  der  Wahl  in  dem  „election  district“ 
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früheren  Konstitutionen  der  ersten  zwei  verlangten  ein  Jahr. 
Kentucky  verlangte  1792  entweder  zwei  Jahre  in  dem  Staate 
oder  ein  Jahr  in  der  Grafschaft;  1799  fügt  es  dem:  „county“ 
hinzu:  „or  town“.  Ein  Jahr  im  Staat  wird  von  Vermont  vor- 
geschrieben, und  in  Georgia,  wie  früher,  durch  die  Steuer- 
bestimmung vielleicht  angedeutet.  Tennessee  und  New  Hamp- 
shire schreiben  keine  Residenz  im  Staate  vor.  1800  finden 
wir  also  ein  Jahr  nur  in  Vermont  und  Georgia. 

Was  die  Residenz  in  der  Grafschaft  anlangt,  finden  wir, 
aufser  Kentuckys  Bestimmung  Uber  ein  Jahr,  sechs  Monate 
wieder  in  Georgia,  und  in  Pennsylvania,  Delaware  und,  für  eine 
Gruppe  der  Wühler,  Tennessee.  In  Pennsylvania  und  Delaware 
wird  dies  in  den  Steuerbestimmungen  angedeutet. 

1800  finden  wir  also  eine  einjährige  Grafschaftsresidenz  iu 
New  Jersey,  N.  Carolina  und  Kentucky  (Grafschaft  oder  Stadt, 
alternativ  mit  der  zweijährigen  Staatsresidenz) ; sechs  Monate 
in  New  York,  Georgia  und  Tennessee  (für  eine  der  zwei 
Gruppen  der  Wähler),  und  angedeutet  in  Pennsylvania  und 
Delaware24.  Maryland  hat  noch  seine  in  der  vorhergehenden 
Periode  erwähnten  Unterscheidungen.  Keine  Grafschafts- 
residenz wird  in  sechs  Staaten  erwähnt,  nämlich  Connecticutt, 
Massachusetts,  New  Hampshire,  Virginia,  Rhode  Island,  Ver- 
mont. Aber  Massachusetts  (und  auch  N.  Carolina)  hat  selbst- 
verständlich seine  früheren  Bestimmungen  in  Bezug  auf  die 
Städterepräsentationen.  Über  S.  Carolina,  siehe  S.  132,  Note  24. 

Ich  finde  in  neun  Staaten  — Pennsylvania,  New  York 
(aufser  in  Bezug  auf  die  Städte  Albany  und  New  York),  Conn- 
ecticutt, Virginia,  Delaware,  N.  Carolina,  Rhode  Island,  Ver- 
mont, Tennessee  — keine  genaue  Vorschrift,  wonach  der  Wähler 
nur  iu  seinem  Residenzwahlbezirk  abstimmen  kann.  Die  anderen 
Staaten  dagegen  machen  diese  Vorschrift,  aber  S.  Carolina  ge- 
stattet scheinbar,  dafs  der  Wähler  seine  Stimme  in  demjenigen 
Bezirke  abgebe,  „in  which  he  holds  such  property  or  is  so 
resident“  25. 


gewohnt  haben.  Ich  stelle  diese  Bestimmung  unter  die  Kategorie  der 
firafschaftsresidenz.  Siehe  S.  128,  Kote  20. 

45  Siehe  vorhergehende  Note,  und  oben  S.  130  a.  E. 
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S.  Carolina  verlangt  immer  noch  den  Eid  oder  andere 
Qualifikationsbeweismittel,  aber  der  Wühler  kann  jetzt  auch 
dazu  aufgofordert  werden,  von  „any  other  person  present  en- 
titled  to  vote“.  In  1800  ist,  wie  oben  gesehen,  auf  diesem 
Gebiet  Vermont  den  Staaten  S.  Carolina,  New  York  und  Mary- 
land beigetreten. 

Vor  1800  hat  Vermont  (1791)  Pennsylvania  in  Bezug  auf 
'Wahlbestechung  ersetzt,  und  zwar  mit  demselben  Wortlaut. 
Pennsylvania  liefs  seine  Bestimmungen  1790  fallen. 

In  dieser  Periode  begegnen  wir  mehreren  neuen  und  zu- 
gleich wichtigen  Principieu.  Georgia  ist  der  erste  Staat,  der 
Bestimmungen  vorschreibt,  welche  ich  Kriegsbestimmungen 
nennen  werde.  Sie  beziehen  sich  auf  Wahlen  in  Kriegszeiten, 
und  wir  werden  sie  in  der  Zeit  des  Bürgerkrieges  besonders 
zu  betrachten  haben. 

In  Georgias  Konstitution  vom  Jahre  1798  nämlich  lautet 
es:  „In  case  of  an  invasion,  and  the  inhabitants  shall  be  driven 
froin  any  eounty,  so  as  to  prevent  an  election  therein , such 
refugee  inhabitants,  beiug  a majority  of  the  voters  of  such 
eounty,  may  meet  linder  the  direction  of  any  three  justiees  of 
the  peace  thereof,  in  the  rwarest  eounty  not  iu  a state  of 
alarm,  and  proceed  to  an  election,  without  having  paid“  die 
sonst  geforderten  Steuern.  Es  ist  zu  bemerken , dafs  diese 
Bestimmungen  sich  auf  Wahlen  beziehen  . die  doch  innerhalb 
des  Staates  stattfinden.  Wir  werden  später  sehen,  namentlich 
in  der  Zeit  des  Bürgerkrieges,  wie  dieses  Princip  sich  fllr  den 
Fall  ausdehut , wenn  die  Soldatenwähler  sich  irgendwo  im 
Militärdienst  befinden.  Dieses  Princip  bezeugt  die  hohe  Be- 
deutung, die  dem  aktiven  Wahlrecht  in  Amerika  schon  in  den  An- 
fängen der  Union  beigelegt  wird.  Pennsylvania  und  Delaware, 
wie  schon  bemerkt,  tragen  Sorge  dafttr,  dafs  die  jungen  Bürger 
dieses  wichtige  Recht  auch  dann  innehaben,  wenn  sie  noch  zu 
juug  sind,  der  Steuerbezahlungspflicht  nachzukommen. 

New  Hampshire  ist  der  erste  Staat,  der  die  Armen  (panp- 
ers)  von  der  Ausübung  des  Stimmrechts  ausschliefst. 

Kentucky  aber  führt  die  meisten  der  neuen  Principien 
ein.  1792  und  1799  sorgt  es  dafür,  dafs  Verbrecher  ihr  Stimm- 
recht einbüfsen.  Die  Legislatur  soll  durch  Gesetze  bestimmen, 
dafs  das  Stimmrecht  derjenigen  verloren  gehe,  die  sind  „eon- 
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victed  of  bribery,  perjury , forgery,  or  other  high  crimes  or 
inisdemeanors“.  Die  Bestechung  (bribery)  hier  ist  viel  weiter 
aufgefafst,  als  es  der  Fall  bei  Vermont  ist.  Sie  bezieht  sich 
nicht  lediglich  auf  die  Wahlen , sondern  kann  sich  auch  auf 
Bestechung  eines  Beamten,  und  dem  Wortlaut  nach  auch  auf 
beide  Parteien  erstrecken. 

Im  Jahre  1799  schliefst  Kentucky  „negroes,  mulattoes  Farbige, 
and  Indians“  aus. 

In  demselben  Jahr  macht  es  die  Vorschrift,  dafs  die  ein-Abwcsen- 
nial  erworbene  Ansässigkeit  oder  Residenz  we.en  „absence  on  helt' 
tbe  business  of  tliis  State  or  the  United  States“  nicht  auf- 
gehoben wird. 

Die  meisten  Staaten  kommen  Kentucky  in  Bezug  auf  Ver- 
brechen und  die  Abwesenheit  bald  nach. 


Dritte  Periode.  1801 — 1830. 

In  den  nächsten  30  Jahren  haben  wir  acht  neue  Staaten 
— Ohio,  Louisiana,  Indiaun,  Mississippi,  Illinois,  Alabama, 

Maine,  Missouri.  Wir  haben  drei  neue  Konstitutionen  und 
fünf  Amendements  zu  betrachten. 

Von  den  neuen  Staaten  verlangt  kein  einziger  eine  spe-Eigmt niu. 
citische  Eigentumsqualifikation.  Louisiana  jedoch  gestattet  dem 
Bürger  abzustimmen,  wenn  er  ein  Grundstück  (land)  %-on  den 
Vereinigten  Staaten  gekauft  hat  und  die  anderen  Qualifikationen 
der  Residenz  und  des  Alters  hat,  d.  h.  er  braucht  nicht  die 
sonst  geforderten  Steuern  bezahlt  zu  haben. 

Massachusetts  läfst  seine  Eigentunisqualifikation  1822 
fallen;  Maryland  1810;  New  York  1821  (ausgenommen  in 
Bezug  auf  den  „man  of  color“);  während  S.  Carolina  die  seinige 
1810  beibehält.  Von  dem  .man  of  color“  in  New  York  wird, 
aufser  Bedingungen  des  Bürgerrechts  und  der  Residenz,  der 
Besitz  während  des  der  Wahl  vorangehenden  Jahres  eines 
Freigutes  zu  § 250,  „over  and  above  all  debts  and  incum- 
brances  charged  thereon“,  verlangt.  Connecticutt  (1818)  hat 
drei  Klassen  von  Wählern,  und  von  der  ersten  wird  der  Besitz 
eines  Freigutes  „of  the  yearly  value  of  scven  dollars“  ver- 
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langt.  Virginia  (1830) 28  giebt  uns  Eigentumsqualifikationen, 
die  ganz  merkwürdig  sind.  Ich  gebe  sie  detailliert  an: 
„ Every  white  male  citizen  of  the  Commonwealth,  resident 

therein beiug  possessed , or  whose  tenant  for  years, 

at  will , or  at  sufferance  is  possessed . of  an  es  täte  or 
freehold  in  land  of  the  viüue  of  twenty-five  dollars,  and  so 
assessed  to  be  if  any  Assessment  thereof  be  required  by  law; 
and  every  such  citizen  being  possessed  as  tenant  in  comtnon, 
joint  tenant,  or  partner  of  an  interest  in  or  share  of  land,  and 
liaving  an  estate  of  freehold  therein,  such  interest  or  share 
being  of  the  value  of  twenty-five  dollars , and  so  assessed  to 
be  if  any  assessment  thereof  be  required  by  law ; and  every 
such  citizen  being  entitled  to  a reversion  or  vested  remainder 
in  fee,  expectant  on  an  estate  for  live  or  lives,  in  land  of  the 
value  of  fifty  dollars,  and  so  assessed  to  be  if  any  assessment 
thereof  be  required  by  law,  (each  and  every  such  Citizen,  un- 
less  his  title  shall  liave  cnmc  to  him  by  descent,  devise,  mar- 
riage,  or  marriage  scttleinent,  having  beeil  so  possessed  or 
entitled  for  six  months;)  and  every  such  citizen  who  shall 
own  and  be  himself  in  actual  occupation  of  a leasehold  estate, 
with  the  evidence  of  title  rccorded  two  months  before  he  shall 
oder  to  vote,  of  a term  originally  not  less  tlian  five  years,  of 
the  animal  value  or  reut  of  twenty  dollars;  and  every  such 
citizen  who  for  twelve  months  next  preceding  has  beeil  a 
housekeeper  and  head  of  a family  within  the  county , city. 
town,  borough,  or  election  district  where  he  may  öfter  to  vote, 
and  shall  havo  been  assessed  with  a pari  of  the  revenue  of 
the  Commonwealth  within  the  preceding  year,  and  actually 
paid  the  same,  and  no  othor  persons,  shall  be  qualified  to  vote 
for  members  of  the  general  assembly  in  the  county,  city,  town, 
or  borough,  respeetively,  wherein  such  land  shall  lie,  or  such 
housekeeper  and  head  of  n family  shall  live.  And  in  case  of 
two  or  tnore  tenants  in  common,  joint  tenants,  or  parceners  in 
possession,  reversion,  or  remainder,  liaving  interest  in  land. 
the  value  whereof  shall  be  insufficient  to  entitle  tlietn  all  to 
vote,  they  shall  together  have  as  many  votes  as  the  value  of 


-6  Siche  S.  123.  Note  16. 
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the  land  shall  entitle  tliem  to;  and  the  legislature  shall  by 
law  provide  the  mode  in  which  their  vote  »r  votes  shall  in 
such  case  be  given.“  Könnte  man  ausführlichere  Details 
verlangen  ? ! 

Im  Jahre  1830  verlangen  also  acht  Staaten  eine  specifische 
Kigentumsqualifikation , statt  sieben  wie  1800  und  sechs  wie 
1789.  Die  acht  sind  New  Jersey,  S.  Carolina,  New  York, 

N.  Carolina,  Tennessee,  Connecticntt.  Virginia  und  Louisiana 
— Conuecticutt  und  Virginia  treten  an  die  Stellen  von  Massa- 
chusetts und  Maryland.  Aber  in  S.  Carolina,  New  York, 

N.  Carolina,  Tennessee,  Connecticntt,  Virginia  und  Louisiana 
wird  sie  nicht  von  allen  Klassen  der  Wühler  verlangt,  und 
Louisiana  specificiert  den  Wert  des  Eigentums  nicht. 

Drei  der  neuen  Staaten  erwähnen  Steuern,  uümlich  Ohio,  steuern. 
Louisiana  und  Mississippi.  In  Ohio  mufs  eine  Staats-  oder 
Grafschaftssteuer  entweder  bezahlt  oder  aufgelegt  worden  sein. 
Louisiana  verlangt  während  der  vorhergehenden  sechs  Monate 
die  Bezahlung  einer  Staatssteuer,  macht  aber  in  Bezug  auf  den 
Ankauf  von  Ländereien  von  den  Vereinigten  Staaten  die  oben 
erwähnte  Ausnahme.  Mississippi  fordert  von  einer  Klasse  der 
Wähler  die  Bezahlung  einer  Staats-  oder  Grafschaftssteuer. 

New  York  hat  (1821)  vier  Klassen 27  von  Wählern;  von 
einer  derselben  wird,  aufser  den  Bedingungen  des  Bürgerrechts 
und  der  Residenz,  die  Bezahlung  einer  Staats-  oder  Graf- 
sc haftssteuer  innerhalb  der  erforderlichen  einjährigen  Staats- 
residenz verlangt,  „assessed  upon“  ihrem  „real  or  personal  pro- 
pert :y“‘  wenn  nicht  gesetzlich  davon  befreit;  von  einer  zweiten 
Klasse  — der  der  „men  of  colork  — wird  die  Bezahlung 
einer  auf  ihren  Freigütern  aufgelegten  Steuer  gefordert.  Aber 
New  York  läfst  die  erste  dieser  Bestimmungen  182(5  fallen. 

Connecticutt  verlangt  von  ihrer  dritten äs  Gruppe  von 
Wählern  die  Bezahlung  einer  Staatssteuer  innerhalb  des  Jahres 
vor  der  Wahl.  Massachusetts  (1822)  sagt,  der  Wähler  müsse 
„by  himself  or  his  parent,  master  or  guardian“  irgend  eine 
Staats-  oder  Grafschaftssteuer  bezahlt  haben,  die  „shall  within 

two  years have  been  assessed  a,  wenn  nicht  gesetzlich 

von  Besteuerung  befreit. 

27  Siebe  unten  S.  140. 

2Ä  r>iehe  unten  S.  Iö9 — 140. 
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S.  ('aro)ina  läfst  ihre  Steuerbestimmung  1810  fallen. 

1830  erwähnen  also  zwölf  Staaten  Steuern,  statt  sieben 
wie  1800,  uml  sechs  wie  1789.  Die  zwölf  sind  New  York, 
N.  Carolina,  New  Hampshire  Pennsylvania,  Georgia,  Delaware, 
Ohio,  Louisiana,  Mississippi,  Counecticutt,  Massachusetts  und 
Virginia  (in  Bezug  auf  den  „housekeeper  and  head  of  a 
family“).  Von  der  Gruppe  von  18^0  fällt  S.  Carolina  1810 
weg-  Aber  New  York  behält  die  Bestimmung  nach  1826  nur 
in  Bezug  auf  den  „man  of  eolor“ ; und  in  Connecticutt  bezieht 
sie  sich  nur  auf  eine  der  drei  Klassen  der  Stimmberechtigten; 
in  N.  Carolina,  Louisiana  und  Mississippi  nur  auf  eine  der 
zwei  Klassen;  und  in  Virginia  aur  eine  mehrerer  Klassen. 

Erst  in  dieser  Periode  sehen  wir  den  Wähler  als  „Citizen 
of  the  United  States“  bezeichnet.  Acht  Staaten  gebrauchen 
diesen  Ausdruck:  Louisiana  und  Missouri  sagen  „free  white 
male  Citizen  of  the  United  States“;  Mississippi  „free  white 
male  person  . . . Citizen  of  the  United  States“ ; Alabama  das- 
selbe ohne  das  „free“;  Indiana  und  Connecticutt  „white  male 
Citizen  of  the  United  States“ ; Maine  „male  Citizen  of  the 
United  States“;  Vermont  (1828)  sagt,  der  „freeman“  (der  der 
Wähler  ist)  mufs  sein  ein  „natural  - born  Citizen  of  this  or 
some  one  of  the  United  States  . . . . or  shall  have  been  na- 
turalized  agreeably  to  the  Acts  of  Congress.“  ( Hier  finden  wir 
die  erste  Erwähnung  der  Naturalisation.)  Delaware,  Penn- 
sylvania, New  Jersey,  Georgia,  New  Hampshire,  N.  Carolina, 
Rhode  Island,  Kentucky  und  Tennessee  sind  seit  1800  un- 
geändert  geblieben. 

Ohio  und  Illinois  bezeichnen  den  Wähler  als  „white  male 
inhabitant“ ; Maryland  als  „free  white  male  Citizen  of  this 
State„  — verschieden  von  dem  Ausdruck  1789;  S.  Carolinaals 
„free  white  man  . . . citizen  of  the  State“  — dasselbe  wie 
vorher;  New  York  (1821  und  1826)  und  Massachusetts  als 
„male  citizen“  — beide  nur  wenig  verschieden  von  ihrem 
früheren  „male  inhabitant“ ; Virginia  als  „white  male  citizen 
of  the  Commonwealth“. 

Im  grofsen  und  ganzen  bemerken  wir  keine  Tendenz,  den 
Ausdruck  „freeman“  beizubehalten  oder  aufzunehmen.  Der 
„freeman“  des  Staates  wird  jetzt  ein  „citizen  of  the  United 
States“.  „Citizen“  wird  angenehmer  und  bedeutender  als  ein- 
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fach  „inhabitant“.  Das  Gefühl  eines  gemeinsamen  Landes,  eines 
einheitlichen  Staates  verbreitet  sich  unter  den  Eiuzelstaaten. 

In  dieser  Periode  ist  eine  Reaktion  gegen  die  zweijährige  Residenz. 
Staatsresidenzbedingung  zu  bemerken.  Alle  die  neuen  Staaten 
mit  Ausnahmen  von  Louisiana,  Illinois  und  Maine  verlangen 
nur  ein  Jahr.  Diese  Frist  wird  auch  von  Maryland  und 
Massachusetts  aufgenommen.  S.  Carolina  verlangt  doch  immer 
noch  zwei  Jahre*9.  Illinois  verlangt  nur  eine  sechsmonatliche 
Staatsresidenz;  Maine  nur  eine  dreimonatliche. 

1830  ist  also  eine  zweijährige  Staatsresidenz  i|^  vier 
Staaten  erforderlich,  nämlich  Delaware,  Pennsylvania,  S.  Caro- 
lina und  Kentucky  (mit  der  Alternative  einer  einjährigen 
Grafschafts-  oder  Stadtsresidenz)  — dieselbe  Gruppe  wie  1800. 

Eine  einjährige  Staatsresidenz  ist  in  zehn  der  21  Staaten 
erforderlich,  nämlich  Vermont,  Georgia  (d.  h.  angedeutet),  Ohio, 
Mississippi.  Missouri,  New  Jork  (von  dem  „man  of  color“ 
werden  aber  drei  Jahre  verlangt),  Maryland  (1810),  Massachu- 
setts, Indiana  und  Alabama.  1800  hatten  nur  Vermont  und 
Georgia  diese  Bedingung. 

Illinois  verlangt  eine  sechsmonatliche  Staatsresidenz;  Maine 
eine  dreimonatliche.  Und  New  Jersey,  New  Hampshire,  Tenn- 
essee, N.  Carolina,  Rhode  Island  und  Louisiana  schweigen 
über  diesen  Punkt. 

Connecticut!  ist  der  einzige  Staat,  der  hier  nicht  erwähnt 
wird,  und  es  bietet  sich  hier  eine  gute  Gelegenheit,  die  ver- 
schiedenen Klassen  der  Wähler  in  Connecticutt  und  New  York, 
welche  schon  in  mehreren  Stellen  erwähnt  worden  sind , zu 
betrachten. 

Connecticutt  (1818)  hat  drei  Klassen,  die,  abgesehen  von 
den  Bedingungen  des  „white  male  Citizen  of  the  United  States“ 
und  des  Alters,  folgende  Bedingungen  erfüllen  müssen: 

1.  Diejenigen,  die  „sliall  have  gained  a settlement  in  this 
State“,  in  der  Stadt  sechs  Monate  wohnhaft  gewesen  sind, 
und  das  oben  erwähnte  Freigut  zum  jährlichen  Werte 
von  $ 7 haben. 


99  Virginia  (1830)  schreibt  keine  Residenzbedingungen  als  solche  vor, 
aber  Fristen  von  einem  .lahr,  sechs  und  zwei  Monaten  erscheinen  in 
seinen  Bestimmungen,  welche  oben  stehen. 


Digitized  by  Google 


140 


I.  4. 


F tuend  hr. 


Straf aen- 
arbeit. 


2.  Diejenigen,  die  in  der  Miliz  eingeschrieben  worden  sind, 
und  ein  Jahr  Militttrdienst  in  dem  Staat  geleistet  haben, 
„or  being  liahle  thereto  shall  have  been,  by  authority 
of  law,  excused  therefrom“. 

3.  Diejenigen,  die  innerhalb  eines  Jahres  eine  Staatssteuer 
bezahlt  haben. 

New  York  (1821)  hat  vier  Klassen,  die,  abgesehen  vou 
den  Bedingungen  des  „male  Citizen“  und  des  Alters,  folgende 
Bedingungen  erfüllen  müssen : 

1.  Diejenigen,  die  Einwohner  des  Staates  ein  Jahr  und  der 
Grafschaft  oder  Stadt  sechs  Monate  gewesen  sind , und 
die  oben80  erwähnte  Steuer  bezahlt  haben,  wenn  nicht 
gesetzlich  von  der  Bezahlung  befreit;  oder 

2.  „Being  arined  and  equipped  according  to  law,  shall  have 
performed  within  that  year  military  duty  in  the  militia 
of  this  State“,  wenn  nicht  davon  befreit  „because  of 
being  a fireman  [Mitglied  der  Feuerwehr]  in  any  city, 
town  or  village  in  this  State“  ! 

3.  Diejenigen,  die  drei  Jahre  Einwohner  des  Staates  und 
ein  Jahr  der  Grafschaft  oder  der  Stadt  gewesen  sind, 
und  „shall  have  been,  within  the  last  year,  assessed  to 
labur  vpon  the  public  higlucays,  and  shall  have  performed 
the  labor,  or  paid  au  equivalent  therefor,  according  to 
law“ ; aber 

4.  Kein  „man  of  color“  darf  abstimmen , „unless  he  shall 
have  been  for  three  years  a citizen  of  this  State,  and 
for  one  year  next  preceding  any  election  shall  be  seized 
and  possessed“  von  dem  oben  erwähnten  Freigut81,  „and 
shall  have  been  actually  rated  and  paid  a tax  thereon“. 

Aber  New  York  lätfst  alle  diese  Bestimmungen  mit  Aus- 
nahme der  vierten  Klasse  1826  fallen,  und  erklärt  soust  alle  für 
stimmberechtigt,  die  Einwohner  des  Staates  ein  Jahr  und  der 
Grafschaft  sechs  Monate  vor  der  Wahl  gewesen  sind. 


30  Seite  137. 

31  Seite  135.  Der  „mau  of  color“  konnte  in  New  York  nicht  direkt 
besteuert  werden,  wenn  er  dieses  Freigut  nicht  besafs.  Kon.  1821,  Art.  II., 
Sec.  1;  Kon.  1846,  Art.  II.,  Sec.  1. 
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Maryland  Iäfst  seine  Unterscheidungen  in  Bezug  auf  das 
Eigentum  und  die  Grafschaftsresidenz  1810  fallen. 

In  dieser  Periode  wird  eine  Grafschaftsresidenz  von  einem 
Jahre  von  Louisiana  verlangt  ; in  Mississippi  eine  Residenz  von 
sechs  Monaten  in  „county,  city,  or  town“;  in  Maryland  eine 
von  sechs  Monaten  in  „county,  or  in  the  city  of  Annapolis  or 
Baltimore“  ; in  Massachusetts  eine  von  sechs  „calendar  months“  in 
„town  or  district“,  und  New  York  (1826)  behalt  seine,  frühere  Be- 
dingung einer  sechsmonatlichen  Grafschaftsresidenz  bei.  Missouri 
verlangt  drei  Monate  in  „county  or  district“  ; Alabama  drei  Monate 
in  „county,  city,  or  town“.  Ohio,  Indiana,  Illinois  und  Maine 
specificieren  hier  keine  Frist,  und  Vermont  und  Virginia83 
schweigen  immer  noch  über  diesen  Punkt.  In  S.  Carolina 
(1810)  mufs  der  Wähler,  wenn  er  das  geforderte  Eigentum 
nicht  hat.  sechs  Monate  in  dem  „election  district“  wohnhaft  ge- 
wesen sein. 

1830  wird  also  eine  einjährige  Residenz  in  der  Grafschaft 
oder  anderem  Wahlbezirke  des  Staates  in  vier  der  24  Staaten 
gefordert,  nämlich  Louisiana,  New  Jersey,  N.  Carolina  und 
Kentucky  (mit  der  Alternative  der  zweijährigen  Staatsresidenz); 
eine  sechsmonatliche  in  neun  Staaten , nämlich  New  York, 
Georgia,  Tennessee  (für  eine  der  zwei  Klassen  der  Wähler), 
Pennsylvania  (angedeutet),  Delaware  (angedeutet),  Mississippi, 
Maryland , Massachusetts  und  S.  Carolina  (für  eine  der  zwei 
Gruppen  der  Wähler);  eine  dreimonatliche  in  Missouri  und 
Alabama.  Die  folgenden  acht  Staaten  schweigen  hierüber, 
nämlich  New  Hampshire,  Virginia32,  Rhode  Island,  Vermont, 
Ohio,  Indiana,  Illinois  und  Maine.  Über  Connectieutt  siehe 
die  Bestimmungen  oben. 

Aus  der  Gruppe  vom  Jahre  1800  also  verlangt  Maryland 
eine  Grafschaftsresidenz38  von  allen  Wählern;  und  Massachu- 
setts schreibt  zum  erstenmal  eine  Residenz  in  der  „town  or 
district“  für  alle  Wähler  vor.  N.  Carolinas  besondere  Be- 
stimmungen Uber  die  Städterepräsentationen  sind  noch  in  Kraft. 

Es  ist  interessant  zu  bemerken,  wie  die  Bedeutung  der 
„cities“,  „towns“  und  anderer  kleineren  Wahlbezirke  in  dieser 

35  Cher  Virginia  «ielie  S.  139,  Note  29. 

33  Die  .Städte  Annapolis  und  Baltimore  sind  besonders  unter  diese 
Kategorie  gestellt. 
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Periode  im  Wachstum  begriffen  ist.  Wir  finden  jetzt  Unter- 
scheidungen zwischen  „county“,  „City“  und  „town“,  und  be- 
merken zum  erstenmal  den  Ausdruck  „ward“  (hier  wahr- 
scheinlich ein  Wahlbezirk  innerhalb  entweder  einer  Grafschaft 
oder  einer  Stadt;  siehe  S.  155f.)  1S21  und  1826  in  New  York, 
in  den  Bestimmungen,  wo  es  lautet,  der  Wühler  könnte  nur  in 
der  „town  or  ward"  nbstimmen,  in  der  er  wohnhaft  sei.  Aber 
in  diesen  Unterscheidungen  der  kleineren  Wahlbezirke,  von  der 
Grafschaft  oder  Stadt  abwitrts,  finden  wir  in  dieser  Periode  keine 
Unterscheidungen  betreffs  einer  erforderlichen  Residenz  in  den- 
selben. Das  ist  ein  Princip,  welches  wir  später  treffen  werden, 
nachdem  die  Bedeutung  der  Städte  fUr  das  Stimmrecht  noch  höher 
gestiegen  ist.  Ks  wäre  eine  lohnende  Arbeit,  die  Entwicklung 
der  Städte  in  Amerika  zu  betrachten,  wie  sie  in  den  Staaten- 
konstitutionen abgespiegelt  wird.  Man  könnte  dadurch  vieles 
kennen  lernen,  das  sonst  vielleicht  würde  übersehen  werden. 

1830  geben  sieben  der  24  Staaten  keine  genauen  Be- 
stimmungen an,  wonach  der  Wähler  nur  in  seinem  Residenzbezirk 
abstimmen  kann,  nämlich  Pennsylvania,  Delaware,  X.  Carolina, 
Rhode  Island,  Vermont.  Tennessee  und  Maryland.  Aber  S.  Caro- 
linas frühere  Bestimmungen  über  diesen  Punkt  sind  noch  in 
Kraft;  und  in  Virginia  lautet  es  (siehe  oben  S.  136):  wo 
„such  land  shall  lie,  or  such  housekeeper  and  head  of  a family 
shall  live“. 

Eid  etc.  Die  Eidbestimmungen  von  S.  Carolina,  Maryland  und  Ver- 
mont, die  1800  gültig  waren,  sind  noch  in  Kraft.  Xew  York 
lüfst  seine  früheren  Bestimmungen  fallen,  verordnet  (1821) 
nber,  dafs  Gesetze  erlassen  werden  sollen,  um  die  Stimm- 
berechtigung durch  „proper  proofs“  festzusetzen.  Counectieutt 
tritt  diesen  vier  Staaten  1818  mit  der  Bestimmung  bei,  dafs 
der  Wähler  mufs  leisten  „such  ontli  as  inay  be  prescribed 
by  law“. 

Ver-  Kentucky  ist  nicht  mehr  allein  mit  einer  Bestimmung 

breci>«u.  (j^er  den  Verlust  des  Stimmrechtes  wegen  Verbrechen.  Es 
kommen  nach  Louisiana  1812,  Mississippi  1817,  und  Alabama 
1819,  mit  demselben  Wortlaut;  Indiana  1816,  New  York  1821 
und  Virginia  1830,  welche  die  Verbrechen  nicht  aufzühlen, 
sondern  einfach  „infamous  crimes“  sagen;  Counectieutt  1818 

Duell«,  mit  „bribery,  forgery,  perjury,  duelling,  fraudulent  baukrUptcy, 
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thcft  or  other  offence , for  whieh  an  infamous  punishment  is 
inflicted“;  Oliio  1802,  Illinois  1818  und  Missouri  1821,  die 
„bribery,  perjury  or  any  other  infamous  crime“  angeben.  Es 
sind  also  1830  elf  Staaten  mit  diesem  Princip.  Von  den  elf 
bestimmen  Kentucky,  Louisiana,  Mississippi  und  Alabama,  dafs 
die  nötigen  Gesetze  „shall  be  passed“,  um  die  Bestimmung 
durchzuflthren ; Ohio,  Indiana,  Illinois  und  Missouri,  dafs  die 
Legislatur  befähigt  sein  soll,  solche  Gesetze  zu  erlassen:  New 
York,  dafs  solche  Gesetze  „may  be  passed“ ; während  Conn- 
eetieutt  und  Virginia  sagen,  der  Verlust  bildet  ipso  facto  statt. 
Keiner  von  den  elf  Staaten  spricht  in  diesen  Bestimmungen 
von  einer  Wiederherstellung  des  verlorenen  Stimmrechtes,  aber 
es  ist  möglich , dafs  z.  B.  der  Gouverneur  durch  andere  Be- 
stimmungen der  betreffenden  Konstitution  ermächtigt  sei,  ver- 
lorene politische  oder  Bürgerrechte  wiederherzustelleu. 

Wir  haben  1830  Vermont  mit  einer  von  der  vorher- 
gehenden Periode  herrUhrenden  Bestimmung  Uber  Wahlbestechung. 
Missouri  kommt  diesem  Staate  zur  Seite,  mit  der  Bestimmung, 
dafs  eine  solche  Bestechung  den  Verlust  des  Stimmrechts  seitens 
des  Gebers  oder  Anbieters  auf  zehn  Jahre  nach  sich  zieht. 

Kentucky  ist  ferner  nicht  mehr  allein  mit  seiner  Bestimmung 
Uber  Abwesenheit.  Louisiana  kommt  1812  nach,  mit  demselben 
Wortlaut;  Indiana  1816  mit  „on  a visit  or  necessary  busi- 
ness“  ; Mississippi  1817  mit  dem  Ausdruck  Kentuckys,  und  „on  a 
visit  or  necessary  private  business“  dazu;  Alabama  1819  mit 
Mississippis  Wortlaut  Also  sind  es  fünf  Staaten  im  ganzen. 

Wir  entdecken  in  dieser  Periode  einige  neue  Principien, 
wovon  das  hauptsächlichste  die  Ausschliefsung  derjenigen  ist, 
die  in  dem  Militärdienste  der  Union  stehen.  S.  Carolina  fuhrt 
dies  1810  ein,  indem  es  „non-commissioned  ofbcers  and  private 
soldiers  of  the  Army  of  the  United  States“  exkludiert.  In- 
diana folgt  mit  der  Ausschliefsung  solcher,  „as  shall  be  en- 
listed  in  the  Army  of  the  United  States  or  their  allies“.  Dann 
kommen  Alabama  und  Missouri  mit  der  Erklärung,  dafs  „no 
soldier,  seaman  or  marine , in  the  regulär  Army  or  Navy  of 
the  United  States,  shall  be  entitled  to  vote  at  any  election  in 
this  State“.  Virginia  folgt  dann  mit  der  Ausschliefsung  irgend 
eines  „non-commissioned  ofßcer,  soldier,  seaman  or  marine  in 
the  service  of  the  United  States“. 
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Etwas  Ähnliches  ist  das  von  Maine  (1820)  eingefiihrte 
Princip,  dafs  diejenigen  Personen,  welche  in  der  Armee  oder 
der  Marine  (military,  naval,  or  marine  service)  der  Union  oder 
des  Staates  sind,  die  vorgeschriebene  Residenz  nicht  dadurch 
erwerben,  dafs  sie  innerhalb  des  Staates  stationiert  werden. 

Maine  giebt  uns  1820  auch  ein  drittes  neues  Princip. 
Dem  Vorhergehenden  tilgt  er  nämlich  zu : „nor  shall  the  resi- 
dence  of  a Student  at  any  seminary  of  learning  eutitle  him  to 
the  right  of  suffrage  in  the  town  or  plantation  where  such 
seminary  is  established.“ 

New  Hampshires  Princip  der  Exklusion  der  Armen  dehnt 
sich  in  dieser  Periode  zu  einem  Princip  aus,  welches  Arme, 
Mündel,  Idioten,  Wahnsinnige  und  andere  rechtsunfähige  Per- 
sonen exkludiert.  S.  Carolina  (1810)  exkludiert  „paupers“ ; 
Maine  und  Massachusetts  „paupers  and  persons  under  guardi- 
anship“ ; Virginia  „any  person  of  uusouud  mind  or a 

pauper“. 

Vermont  (1828)  allein  erwHhnt  Naturalisation  von  Aus- 
liindern.  Siehe  oben  S.  138  ) 

Zum  Schlufs  dieser  Periode  dürfen  diejenigen  Principien 
erwfthnt  werden,  die  eigentümlich  sind,  und  noch  nicht  er- 
wähnt worden  sind  : 

Ohio  sagt,  dafs  das  Stimmrecht  denjenigen  weifsen,  mftnn- 
lichen  Personen  nicht  verweigert  werden  soll,  die,  abgesehen 
von  den  Qualifikationen  des  Bürgerrechts  und  des  Alters, 
werden  „coinpelled  t o w o r k o n the  r o a d s of  their  re- 
spective  townships  or  counties“.  Maryland  erklärt,  dafs  „no 
person  residing  in  the  c.ity  of  Annapolis  shall  have  a vote  in 
the  county  of  Anne  - Arundel , for  Delegates  [II.  Kammer]  for 
said  county“,  d.  h.  ob  sie  die  „fifty  acres  of  land“,  welche 
sie  vorher  zu  diesem  Recht  berechtigten,  in  Besitz  hatte,  oder 
nicht.  Mississippi  verlangt  von  dem  Wähler,  dafs  er  in  der 
M iliz  des  Staates  eingeschrieben  sei  (wenn  nicht  gesetzlich  da- 
von befreit),  wenn  er  eine  Staats-  oder  Grafschaftssteuer  nicht 
bezahlt  habe.  Connecticut!  verlangt,  dafs  er  „shall  sustain 
a good,  moral  character“.  Maine  exkludiert  „Indians 
not  taxed“.  (Kentucky  [1799]  schliefst  Indianer  aus.) 

Alle  die  oben  erwähnten  Bestimmungen  von  New  York 
von  1821  sind  mehr  oder  weniger  eigentümlich.  Denselben 
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stellenweise  ähnlich  sind  einige  Bestimmungen  von  Mississippi, 
Ohio  und  Oonneeticutt,  welche  oben  angegeben  werden. 


Vierte  Periode.  1881  — 1860. 

Während  der  folgenden  dreifsig  Jahre  haben  wir  neun 
neue  Staaten  — Arkansas,  Michigan,  Florida,  Texas,  Iowa, 
Wisconsin,  California,  Minnesota  und  Oregon;  17  neue  Kon- 
stitutionen und  acht  Amendements. 

Keiner  von  den  neuen  Staaten  erwähnt  eine  specifische 
Eigentumsqualifikation.  Mississippi  (1832),  Florida  und  Minne-Eigontnm. 
sota81  sagen  sogar  in  der  „Declaration  of  Rights“,  dafs  eine 
solche  Eigentumsqualifikation  nie  verlangt  werden  soll.  Ferner, 
Tennessee  läfst  die  seinige  1834  fallen;  New  Jersey  1844; 
Oonneeticutt  1845;  Louisiana  1845;  Virginia  185085,  und 
N.  Carolina  (nämlich  in  den  Wahlen  der  Mitglieder  der 
I.  Kammer)  1854.  New  York  wiederholt  seine  Bestimmungen 
Uber  den  „man  of  color“  im  Jahre  1846;  und  S.  Carolina 
bleibt  seit  1810  nngeändert. 

Es  ist  Rhode  Island  endlich  nach  einer  langen  Zeit 
gelungen,  1842  eine  Konstitution  zu  schaffen,  und 
die  -Bestimmungen  Uber  die  Stimmbereehtiguug  sind  fast 
zu  ausführlich.  Die  Bestimmungen  Uber  die  Eigentums-  und 
Steuerqualitikationen  und  einige  andere  Zllge  sind  merkwürdig, 
und  ebenso  eigentümlich  und  interessant  als  diejenigen  Vir- 
ginias vom  Jahre  1830.  Ich  gebe  sie  deswegen  detailliert  an : 

Section  1.  „Every  male  Citizen  of  the  United  States  of 
the  age  of  twenty-one  years,  who  has  had  his  residence  and 
home  in  this  State  for  oue  year,  and  in  the  town  or  city  in 
which  he  may  claim  a right  to  vote  six  rnonths,  next  preceding 
the  time  of  voting,  and  who  is  really  and  trnly  possessed  in 
bis  own  right  of  real  estate  in  such  town  or  city  of  the  value  Eigentum. 
of  one  hundred  and  thirty-four  dollars,  over  and  above  all  in- 
cumbrances,  or  which  shall  rent  for  seven  dollars  per  annum, 


34  An  derselben  Stelle  verbietet  Minnesota  eine  Religionsqualifikation 
(rcligious  test). 

35  Siehe  S.  123,  Note  16. 

Staats-  u.  Völkerrecht!,  Ahliaodl.  I,  4.  — Fisk.  10 
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over  and  above  anv  rent  reserved,  or  the  interest  of  any  in- 
cumbrauces  thereon,  being  an  ostate  in  fee-simple,  fee-tail,  for 
the  life  of  any  person,  or  an  estate  in  reversion  or  remninder. 
which  qualifies  uo  otlier  person  to  vote,  the  conveyanee  of 
which  estate , if  hy  deed , shall  have  beeu  recorded  at  least 
ninety  days,  shall  hereafter  have  a right  to  vote  at  the  election 
of  all  civil  officers,  and  011  all  questions,  in  all  legal  towu  or 
ward  meetings,  so  long  as  he  continues  so  qualified.  And  if 
any  person  hcreinbefore  described  shall  own  any  such  estate 
within  this  State  out  of  the  town  or  city  in  which  he  resides, 
he  shall  have  a right  to  vote  in  the  election  of  all  general 
officers  and  members  of  the  general  assembly,  in  the  town  or 
city  in  which  he  shall  have  had  his  residence  and  Imme  for 
the  term  of  six  inonths  next  preceding  the  election,  upon  pro* 
ducing  a certificate  from  the  clerk  of  the  town  or  city  in 
which  his  estate  lies,  bearing  date  within  teil  days  of  the  time 
of  his  voting,  setting  fortli  that  such  person  has  a sufficient 
estate  therein  to  qualify  hiin  as  a voter,  and  that  the  deed,  if 
any,  has  beeil  recorded  ninety  days.“ 

Section  2.  „Every  male  native  Citizen  of  the  United 
States,  of  the  age  of  twenty-one  years,  who  has  had  his  resi- 
dence and  Imme  in  this  State  two  years,  and  in  the  town  or 
city  in  which  he  inay  olfer  to  vote  six  inonths,  next  preceding 
Bfgistration.  the  time  of  voting,  whose  name  is  registered  pursuant  to  the 
act  calling  the  convention  to  frame  this  Constitution , or  shall 
be  registered  in  the  office  of  the  clerk  of  such  town  or  city, 
at  least  seven  days  before  the  time  he  shall  oder  to  vote,  and 
before  the  last  day  of  Decemher  in  the  present  year,  and  who 
simirn.  has  paid  or  shall  pay  a tax  or  taxes,  assessed  upon  his  estate 
within  this  State,  and  within  a year  of  the  time  of  voting,  to 
the  amount  of  one  dollar,  or  who  shall  voluntarilv  pay,  at 
least  seven  days  before  the  time  he  shall  oder  to  vote , aud 
before  the  said  last  day  of  Decemher,  to  the  clerk  or  treasurer 
of  the  town  or  city  where  he  resides,  the  suni  of  one  dollar, 
or  such  sums  as  witli  his  otlier  taxes  shall  amount  to  one 
dollar,  for  the  support  of  public  schools  therein,  and  shall 
make  proof  of  the  same,  by  the  certificate  of  the  clerk,  treas- 
uror,  or  collector  of  any  town  or  city  where  such  payment  is 
luade;  or  who,  being  so  registered,  has  beeil  enrolled  in  any 
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military  Company  in  this  State,  and  done  military  Service  or  Wi. 
duty  therein.  within  the  present  year , pursuant  to  law , and 
shall  (uutil  other  proof  is  required  by  law)  prove  by  the  certif- 
icate of  the  ofticer  legally  commanding  the  regiment,  or  char- 
tered, or  legally  authorized  volunteer  compauy,  in  which  he 
may  have  served  or  done  duty,  that  he  has  beeu  equipped 
and  done  duty  accnrding  to  law,  or  by  the  certificate  of  the 
commissioners  upon  military  Claims  that  he  has  performed 
military  service,  shall  have  a right  to  vote  in  the  election  of 
all  civil  officers  and  on  all  questions  in  all  legally  organized 
town  or  ward  meetings,  uutil  the  end  of  the  first  year  after 
the  adoption  of  this  Constitution,  or  until  the  end  of  the  year 
eighteen  hundred  and  forty-throo. 

„From  and  after  that  time , every  such  Citizen,  who  has 
had  the  residence  herein  required , and  whose  naine  shall  be 
registered  in  the  town  where  he  resides,  on  or  before  the  last/tyntmtioii. 
day  of  December  in  the  year  next  preceding  the  time  of  his 
voting,  and  who  shall  show  by  legal  proof  that  he  has  for 
and  within  the  year  next  preceding  the  time  he  shall  öfter  to 
vote  paid  a tax  or  taxes  assessed  against  liim  in  any  town  or  stmn«. 
city  in  this  State  to  the  amount  of  one  dollar,  or  that  he  has 
been  enrolled  in  a military  Company  in  this  State,  been  equipp-  Jti/i 
ed  and  done  duty  therein,  according  to  law,  and  at  least  for 
one  day  during  such  year,  shall  have  a right  to  vote  in  the 
election  of  all  civil  officers  and  on  all  questions  in  all  legally 
organized  town  or  ward  meetings:  Provided,  That  no  person 
shall  at  atiy  time  be  allowed  to  vote  in  the  election  of  the 
city  council  of  the  city  of  Providence  [eine  der  zwei  Haupt- 
städte], or  upon  any  proposition  to  impose  a tax,  or  for  the. 
expenditure  of  money  in  any  town  or  city,  unless  he  shall 
within  the  year  next  preceding  have  paid  a tax  assessed  npon  st  tun-,,. 
his  property  therein,  valued  at  least  at  one  hundred  and  thirty- 
four  dollars  Sä*.u 

Seetion  3.  «The  assessor  of  each  town  or  city  shall  an-  ä*ho-«- 
nually  assess  upon  every  person  whose  name  shall  be  registeredl“>",!’,'"'”,' 

311  a Es  ergiebt  sich  aus  diesen  Bestimmungen,  dafs  in  Bezug  auf 
diese  lokalen  Angelegenheiten  ein  Eigentum  zu  $ 134  von  jedem  Wähler 
(dem  eingeborenen  ebensogut  als  dem  naturalisierten)  verlangt  wird. 

Siehe  unten  S.  176  Note  47  a. 

10* 
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a tax  of  one  dollar,  or  such  sum  as  with  bis  other  taxes  shall 
amount  to  one  dollar,  wbich  registry  tax  shall  be  paid  into 
the  treasury  of  such  town  or  eity  and  be  applied  to  the  Sup- 
port of  public  schools  therein.  But  no  eompulsory  process  shall 
issne  for  the  Collection  of  any  registry  tax : Provided,  Tliat  the 
registry  tax  of  every  persou  who  has  performed  military  duty, 
according  to  the  provisions  of  the  preceding  section , shall  be 
remitted  for  the  year  he  shall  perform  such  dtity;  and  the  re- 
gistry tax  assessed  upon  any  mariner  for  any  year  wbile  he 
is  at  sea  shall , upon  bis  application , be  remitted , and  no 
person  shall  be  allowed  to  vote  whose  registry  tax  for  either 
of  the  two  years  next  preceding  the  time  of  voting  is  not  paid 
or  remitted,  as  herein  provided.“  3Ä h 

1860  haben  also  nur  New  York,  S.  Carolina  und  Rhode 
Island  eine  specifische  Eigentumsqualifikation  — nach  1854 
sogar  haben  dies  nur  diese  drei  Staaten.  Aber  die  Bestimmungen 
von  New  York  beziehen  sich  nur  auf  den  „man  of  color“ ; von 
S.  Carolina  auf  eine  der  zwei  Klassen  der  Wühler;  und  von 
Khode  Island  nicht  auf  alle  Wahlen,  d.  li.  sie  sind  teilweise 
lokal  (siehe  den  letzten  Satz  der  Sec.  2 des  Citats  oben  und 
die  Note  dazu). 

In  dieser  Periode  erwähnt  auch  keiner  der  neuen  Staaten 
steuern,  eine  Steuerbedingung.  New  York  (1846)  behält  seine  Be- 
stimmung Uber  die  Steuer  bei , die  sich  auf  den  „man  of 
color“  bezieht.  N.  Carolina  (1854),  wie  schon  bemerkt,  läfst 
die  Eigentumsqualifikation  fallen,  welche  es  von  den  Wählern 
der  Senatoren  verlangt  hatte,  und  ersetzt  dieselbe  durch  die  Be- 
dingung, dafs  die  Wähler  der  Senatoren  „shall  have  paid  pub- 
lic taxes“  — dieselbe  Bedingung,  welche  auf  den  Wählern 
der  Mitglieder  des  „House  of  Commons“  liegt,  und  welche  seit 
1776  immer  noch  in  Kraft  geblieben  ist.  Delaware  (1881) 
behält  seine  frühere  Steuerbestimmung  vom  Jahre  1792  bei,  nur 
sagt  es  jetzt  blofs  „county  tax“  : und  ordnet  an,  ähnlich  seiner 
•früheren  Bestimmung,  dafs  diejenigen  Personen,  die  zwischen 
21  und  22  Jahre  alt  sind,  und  sonst  qualifiziert  sind,  ab- 
stimmen können , ohne  die  geforderten  Steuern  bezahlt  zu 
haben  (nach  der  früheren  Bestimmung  mufsten  solche  Per- 
sonen Söhne  Stimmberechtigter  sein).  Pennsylvania  (1838) 

3,1 11  Siehe  unten  S.  176  Note  47». 
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verlangt  die  Bezahlung  einer  Staats-  oder  Grafschaftssteuer, 
innerhalb  zwei  Jahre,  welche  Steuer  aber  wenigstens  zehn 
Tage  — statt  sechs  Monate,  wie  früher  — vor  der  Wahl  auf- 
erlegt werden  mufs ; und  macht  dieselbe  Änderung  seiner 
früheren  Bestimmung  in  Bezug  auf  Personen  zwischen  21  und 
22  Jahre  alt  wie  Delaware. 

Mississippi  läfst  seine  Steuerbestimmung  1832  fallen; 
Louisiana  1845;  Connecticutt  1845;  Virginia  1850;  Ohio  1851. 

1860  also  erwähnen  eine  Steuerbestimmung  nur  New  York 
(in  der  Bestimmung  über  den  „man  of  color“),  N.  Carolina, 

New  Hampshire,  Pennsylvania,  Delaware,  Georgia,  Massachu- 
setts und  Rhode  Island  (wie  aus  den  oben  angegebenen  Be- 
stimmungen hervorgeht)  — acht  Staaten,  wovon  nur  Rhode 
Island  seit  1830  neu  ist.  Rhode  Islands  liegistrationssteuer 
ist  in  der  Tliat  eine  Kopfsteuer. 

Was  die  Person  des  Wählers  anbelangt,  so  sagt  von  den  i'mon. 
neuen  Staaten  Arkansas  „free  white  male  citizen  of  the  United 
States“ ; Florida  „free  white  male  person  ....  citizen  of  the 
United  States“ ; Texas  „free  male  person  ....  citizen  of  the 
United  States“  — siehe  aber  andere  Bestimmungen  unten; 

Iowa  und  Oregon  „white  male  citizen  of  the  United  States“ ; 
California  auch  „white  male  citizen  of  the  United  States“  — 
siehe  aber  andere  Bestimmungen  unten;  Michigan  (1837,  1850) 
einfach  „white  male  citizen“,  oder  „white  male  inhabitant“  ; Wis- 
consin88 und  Minnesota  führen  systematisch  drei  Gruppen  von 
Wählern  auf,  in  deren  einer  es  lautet:  „white  eitizens  of  the 
United  States“  — die  anderen  Bestimmungen  werden  unten 
erklärt. 

Delaware  wechselt  von  „white  free  man“  zu  „free  white 
male  citizen“  ; Tennessee  und  N.  Carolina  (Wähler  der  Sena- 
toren; 1854)  von  „freeman“  zu  „free  white  man  ....  cit- 
izen of  the  United  States";  Maryland  (1851)  von  „free  white 
male  citizen  of  this  State“  zu  „free  white  person  ....  citizen 
of  the  United  States“;  Pennsylvania  von  „freeman“  zu  „white 

36  Nach  einer  Entscheidung  des  „Obergerichts"  (damit  wird  wahr- 
scheinlich das  Oherbundesgerieht  gemeint)  des  Jahres  1866,  wurde  das 
Stimmrecht  (right  of  suffrage)  in  Wisconsin  den  Negern  (eolored  [>er- 
sons)  durch  eine  allgemeine  Wahl  am  6.  November  1*49  erteilt.  Pnore, 

S.  2030,  Note. 
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Farbige. 


freeman“  ; New  Jersey  von  „inhabitants“  zu  „white  male  eitizen 
of  tlie  United  States“  ; Illinois  von  „white  male  inhabitant“  zu 
„white  male  eitizen“;  Ohio  von  „white  male  inhabitant“  zu 
„male  white  eitizen  of  the  United  States“ ; Kentucky  von 
„free  male  eitizen“  zu  „free  white  male,  eitizen“.  Rhode  Is- 
land nimmt  die  Ausdrücke  „male  eitizen  of  the  United  States“, 
und  „male,  native  eitizen  of  the  United  States“  auf;  wahrend 
Mississippi,  Connecticutt , Louisiana,  New  York,  Virginia, 
Indiana  und  Massachusetts  ihre  früheren  Bezeichnungen  bei- 
behalten, und  Georgia,  S.  Carolina,  New  Hampshire,  Vermont, 
Alabama,  Maine  und  Missouri  auf  allen  Gebieten  seit  1830 
uugeitndert  bleiben. 

Wir  sehen  also  in  dieser  Periode  eine  weitere  Ausdehnung 
der  Anwendung  der  Bezeichnung:  „Citizen  of  the  United  States“. 
In  1860  haben  22  der  83  Staaten  diesen  Ausdruck:  Connecticutt, 
Vermont,  Louisiana,  Indiana,  Mississippi , Alabama,  Maine, 
M issouri  — die  acht  vom  Jahre  1830;  Arkansas,  Florida, 
Texas,  Iowa,  Oregon,  California,  Wisconsin,  Minnesota  — alle  die 
neuen  Staaten,  aufser  Michigan  (aber  auch  es  braucht  den 
Ausdruck  im  Zusammenhang  mit  eiuer  Erwähnung  der  Naturali- 
sation); Tennessee,  N.  Carolina,  Maryland,  New  Jersey,  Ohio 
und  Rhode  Island  — alte  Staaten,  welche  den  Ausdruck  seit 
1880  aufgenommon  haben. 

Von  den  übrigen  Staaten  bleiben  Delaware  und  Kentucky 
bei  derselben  Bezeichnung;  Massachusetts  und  New  York  eben- 
falls; Michigan  und  Illinois  gleichfalls;  während  Pennsylvania, 
Georgia,  S.  Carolina,  New  Hampshire  und  Virginia  ihre  eigenen 
Bezeichnungen  haben. 

New  York  verlangt,  dafs  der  Wähler  zehn  Tage  Bürger 
gewesen  sei;  Minnesota  ein  Jahr  Einwohner  der  Vereinigten 
Staaten;  Arkansas  sechs  Monate  Bürger  des  Staates;  Louisiana 
(1845;  nicht  nach  1852),  zwei  Jahre  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten. 

In  dieser  Periode  bemerken  wir  eine  heftige  Tendenz,  die 
Farbigen  zu  exkludieren.  1789  braucht  S.  Carolina  allein  den 
Ausdruck  „white“.  1800  brauchen  Delaware  und  S.  Carolina 
diesen  Ausdruck,  und  Kentucky  exkludiert  „negroes,  mulattoes 
and  Indians“.  1830  haben  Louisiana,  Missouri,  Mississippi, 
Alabama,  Indiana,  Connecticutt,  Ohio,  Illinois,  Maryland, 
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S.  Carolina,  Virginia  und  Delaware  den  Ausdruck  „white“; 
Kentuckys  Exklnsionen  sind  noch  in  Kraft,  und  Maine  exklu- 
diert „Indians  not  taxed“.  Aber  1860  brauchen  alle  die 
33  Staaten  den  Ausdruck  „white“,  aufser  Georgia,  Massachu- 
setts, New  Hampshire,  New  York  (es  hat  aber  besondere 
Bestimmungen  für  den  „man  of  color“),  Rhode  Island  (siehe 
unten  Uber  Indianer),  Vermont,  Maine  und  Texas  (Texas  ex- 
kludiert  doch  „Indians  not  taxed,  Africaus  and  descendants  of 
Africans;  und  Maine  „Indians  not  taxed“).  N.  Carolina  wendet 
den  Ausdruck  in  einem  Amendement  vom  Jahre  1854  nur  auf 
die  Wähler  der  Senatoren,  aber  dieses  Amendement  hebt  nicht 
denjenigen  Teil  des  Amendements  von  1835  auf,  worin  es 
lautet:  „No  free  negro,  free  mulatto,  or  free  person  of  mixed 
blood,  descended  from  negro  ancestors  to  the  fourtli  generation 
inclusive,  (though  oue  ancestor  of  each  generation  may  have 
beeu  a white,  person,)  shall  vote  for  members  of  the  Senate  or 
houae  of  comtnons.“  Tennessee  bestimmt,  dafs  „no  person 
shall  be  disqualitied  from  voting  in  any  election  on  account  of 
color,  who  is  now,  by  the  laws  of  this  State,  a competent  wit- 
ness  in  a court  of  justice  against  a white  man“.  Wisconsin 
und  Minnesota  wenden  den  Ausdruck  „white“  in  der  Bezeich- 
nung ihrer  dritten  und  vierten  Gruppen  von  Wählern  nicht 
an.  (Über  Indianer  in  California,  Mississippi  und  Michigan 
siebe  gleich  unten.) 

California  befähigt  die  Legislatur,  Indianern  oder  den 
Nachkommen  von  Indianern  das  Stimmrecht  durch  */s  Majorität 
zu  erteilen,  „in  such  special  cases  as  such  a proportion  of  the 
legislative  body  may  deem  just  and  proper“.  Texas , wie 
schon  bemerkt,  exkludiert  „Indians  not  taxed,  Africans  and 
descendants  of  Africans“.  Maine  schliefst  immer  noch  „Indians 
not  taxed“  aus.  Kentucky  exkludiert  nach  1850  „negroes, 
mulattoes,  and  Indians“  nicht  ausdrücklich,  wie  früher,  wohl 
aber  sind  solche  Personen  durch  das  „white“  ausgeschlossen. 
Oregon  aber  begnügt  sich  nicht  mit  „white“,  sondern  exklu- 
diert ausdrücklich  den  „negro,  Chinaman  or  mulatto“.  Indiana 
exkludiert  auch  den  „negro  or  mulatto“  ausdrücklich.  Mississ- 
ippi (1832)  dagegen  ermächtigt  die  Legislatur,  die  „rights  and 
Privileges  of  free  white  citizens“  Mitgliedern  der  „Choctaw  and 
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Chickasaw  tribes  of  Iudians“  zu  erteilen,  unter  beliebigen  Be- 
dingungen. 

Wisconsin  bezeichnet  seine  dritte  Gruppe  von  Wählern 
als  männliche  „persons  of  Indian  blood , who  liave  once  been 
declared  by  law  of  Congress  to  be  citizens  of  the  United 
States,  auy  subseqnent  law  of  Congress  to  the  coutrary  uot- 
withstauding“.  Minnesotas  dritte  Gruppe  bestellt  aus  männ- 
lichen „persons  of  mixed  white  and  Indian  blood , who  have 
adopted  the  customs  and  liabits  of  civilization“.  Wisconsins 
vierte  Gruppe  uinfafst  männliche  „civilized  persona  of  Indian 
desceut,  not  members  of  auy  tribe“.  Parallel  mit  dieser 
Gruppe  hat  Minnesota  eine  Gruppe,  welche  besteht  aus  männ- 
lichen „persons  of  Indian  blood  residing  in  tliis  State,  who 
have  adopted  the  laugiiage,  customs,  and  liabits  of  civilization, 
after  an  examination  betöre  auy  distriet  court  of  this  State 
....  and  shall  have  been  pronounced  by  said  court  capable 
of  enjoying  the  rights  of  citizenship  within  the  State“.  Michi- 
gan (1850)  gestattet,  dafs  jeder  civilisierte  männliche  Ein- 
wohner von  indianischer  Abstammung,  der  Eingeborener  der 
Vereinigten  Staaten  und  nicht  Mitglied  eines  Stammes  (tribe) 
ist,  abstimme,  wenn  er  die  Bedingungen  des  Alters  und  der 
Residenz  erfüllt. 

Rhode  Island  exkludiert  ausdrücklich  den  Narragansett 
Stamm  der  Indianer. 

Indianer.  1860  erwähnen  also  acht  Staaten  den  Indianer- Wähler : 
Maine  und  Texas  exkludiereu  unbesteuerte  Indianer;  Rhode 
Island  exkludiert  einen  gewissen  Stamm  ; und  California,  Wiscon- 
sin, Minnesota,  Michigan  und  Mississippi  fuhren  Bestimmungen 
auf,  wonach  Indianer  stimmberechtigt  werden  können. 

1789  gebrauchten  Pennsylvania,  Connecticutt,  Maryland, 
X.  Carolina  und  Rhode  Island  den  Ausdruck  „freeman“;  und 
S.  Carolina  das  Wort  „free“.  1800  sind  Vermont  und  Tenn- 
essee den  ersteren  mit  „freeman“  nachgekommen  — also 
sieben  Staaten;  während  Delaware  und  Kentucky  sich  mit 
„free“  an  S.  Carolina  anschliefsen.  1830  haben  nur  fünf 
Staaten  den  Ausdruck  „freeman“,  nämlich  Pennsylvania, 
N.  Carolina,  Rhode  Island,  Vermont  und  Tennessee;  während 
sieben  „free“  haben,  nämlich  Delaware,  Maryland,  S.  Caro- 
lina, Kentucky.  Louisiana,  Mississippi  und  Missouri.  Weder 


Digitized  by  Google 


I.  4. 


153 


„free man“  noch  „free“  ist  unter  den  übrigen  zwölf  Staaten 
zu  finden. 

1860  bleiben  nur  Pennsylvania,  N.  Carolina  (in  Bezug  auf 
die  II.  Kammer)  und  Vermont  mit  „freeman“  übrig.  Rhode 
Island  läfst  es  1842  fallen,  und  Tennessee  1834  — aber 
letzteres  nimmt  „free“  auf. 

1860  wird  „free“  gebraucht  von  Maryland,  S.  Carolina, 

N.  Carolina  (in  Bezug  auf  die  I.  Kammer),  Kentucky,  Louisiana, 
Mississippi,  Missouri,  Delaware,  Tennessee,  Arkansas,  Florida 
und  Texas.  Diese  zwölf  Staaten  zusammen  mit  Pennsylvania 
und  Vermont  sind  die  einzigen  Staaten,  in  deren  Stimm- 
berechtigungsqualifikationen die  Frage  der  Freiheit  specifisch 
eine  Rolle  spielt.  Bemerkenswert  ist  es,  dafs  Vermont  dieser 
vorzugsweise  sudstaatlichen  Gruppe  angehört.  Vermont  hat  aller- 
dings noch  1890  den  Ausdruck  „freeman“  in  seiner  Verfassung, 
aber  das  Wort  hat  nicht  dieselbe  Bedeutung  in  Vermont  ge- 
habt, wie  in  den  Südstaaten. 

Wir  kommen  jetzt  zur  Behandlung  der  Residenzbedingungen,  Kesidem. 
und  zunftehst  in  Bezug  auf  Staatsresidenz.  Delaware  läfst  seine 
zweijährige  Bestimmung  1831  fallen,  und  Pennsylvania  die 
seinige  1838.  S.  Carolina  und  Kentucky  behalten  ihre  zwei- 
jährigen Bestimmungen  bei,  und  Florida  und  Virginia  schliefsen 
sich  1845,  resp.  1850  an  dieselben  an.  Kentucky  hat 
aber  immer  noch  die  Alternative  der  einjährigen  Residenz  in 
der  Grafschaft  oder  Stadt.  Louisiana  schrieb  1845  zwei  Jahre 
vor,  wechselt  aber  1852  zu  einem  Jahr.  New  York  behält 
seine  Bestimmungen  in  Bezug  auf  den  „man  of  color“  bei. 

Rhode  Island  schreibt  beides  zwei  und  ein  Jahr  vor.  Alle  die 
anderen  Staaten  (eiusehliefslich  New  Yorks)  verlangen  ein  Jahr, 
aufser  New  Hampshire,  Tennessee  und  Arkansas  — die  keine 
Frist  erwähnen;  Indiana,  Iowa,  California  und  Oregon  — die 
sechs  Monate  verlangen;  Minnesota  — welches  vier  Monate 
verlangt;  und  Maine  und  Michigan  (1850;  1837  war  es  sechs 
Monate)  — die  nur  drei  Monate  verlangen.  (Arkansas  ver- 
langt, wie  schon  bemerkt , dafs  der  Wähler  sechs  Monate  ein 
Bürger  des  Staates  gewesen  sei.) 

1860  werdeu  also  zwei  Jahre  in  fünf  Staaten  gefordert, 
nämlich  S.  Carolina,  Kentucky  (mit  seiner  oft  erwähnten  Alter- 
native), Florida,  Virginia  und  Rhode  Island  (unter  Umständen 
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nur  ein  Jahr);  sechs  Monate  in  vier  Staaten,  nämlich 
Indiana,  Iowa,  California  und  Oregon ; vier  Monate  in  Minne- 
sota allein ; drei  Monate  in  zwei  Staaten , nämlich  Maine  und 
Michigan.  Drei  Staaten  (Tennessee,  Arkansas,  New  Hampshire) 
schweigen  Uber  diesen  Punkt  Die  Übrigen  18  Staaten  (ein- 
schliefslich  New  Yorks  — abgesehen  von  dem  „man  of  color“) 
und  Rhode  Island  (unter  Umständen)87  verlangen  ein  Jahr. 
In  der  Festsetzung  der  Bedingung  fllr  die  Wähler  der  Sena- 
toren schreibt  N.  Carolina  1835  keine  Staatsresidenz  vor,  son- 
dern nur  eine  Bezirksresidenz.  1854  aber  schreibt  es  eine 
einjährige  Staatsresidenz  für  dieselben  vor.  Für  die  Wähler 
der  Mitglieder  der  II.  Kammer  ist  immer  noch  nur  eine  Be- 
zirksresidenz vorgeschrieben , aber  die  Bedingungen  fUr  die 
Wälder  der  Mitglieder  der  beiden  Kammern  sind  in  anderen 
Beziehungen  nach  1854  die  gleichen.  (Nach  1868  sind  sic 
vollständig  gleich.) 

Wann  die  Staaten  die  Residenzbedingungen  oder  sonstige 
Bestimmungen  änderten,  aufnahmen  oder  einfUhrten,  kann  man 
am  besten  von  den  „Tabellen  der  Urkunden“  ersehen,  welche  ani 
Beginne  dieser  Schrift  angegeben  werden.  Wie  in  der  Vor- 
bemerkung schon  bemerkt,  wo  ein  Zweifel  Uber  ein  Datum  entsteht, 
kann  mau  das  richtige  Datum  durch  diese  Tabellen  erfahren. 
Diese  Tabellen  sollen  dazu  dienen,  viele  Verwirrung  zu  ver- 
meiden, die  sonst  entstehen  würde,  denn  die  Principien  werden 
jetzt  immer  verwickelter. 

Wir  wollen  nun  die  Bezirksresidenzbedingungen  betrachten. 

1860  wird  eine  Frist  von  einem  Jahr  vorgeschrieben  von 
nur  zwei  Staaten,  nämlich  Virginia  („county,  city,  or  town“) 
und  Kentucky  („county,  town,  or  city“,  1850  — aber  die 
Alternative  der  zweijährigen  Staatsresidenz  mufs  noch  einmal 
erwähnt  werden);  eine  sechsmouatliche  in  10  Staaten,  nämlich 
Georgia  (county),  Tennessee  (1834  — cotmty),  Connecticutt 
(town),  Massachusetts  (town  or  district),  Maryland  (1851  — 


37  Diese  19  Staaten  sind  also:  Delaware  (1831\  Pennsylvania  (1838), 
New  Jersey  (1844),  Georgia  (angedeutet),  Connecticutt  (1845),  Massachusetts, 
Maryland  (1851),  New  York,  N.  Carolina,  Vermont,  Ohio,  Louisiana  (1852), 
Mississippi,  Illinois  (1848’,  Alabama,  Missouri,  Texas,  Wisconsin,  Khode 
Island. 
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Baltimore  City,  county,  oder  Abteilung  einer  Grafschaft  oder 
Stadt,  wenn  dieselben  in  Wahlbezirke  geteilt  sind),  Rhode  Is- 
land (town  or  city),  Louisiana  (1852  — parish),  Texas  (district, 
county,  city  or  town),  Florida  („county“  oder  „election  district“), 
und  S.  Carolina  (fllr  eine  der  zwei  Gruppen  der  Wähler  — 
siehe  die  vorhergehende  Periode);  eine  fünfmonatliche  in  New 
Jersey  (county);  eine  viermouatliche  in  New  York  (county) 
und  Mississippi  (county,  city  or  town);  eine  dreimonatliche  in 
Alabama  (1819;  county,  city  or  town),  und  Missouri  (1821; 
county  or  district);  eine  einmonatliche  in  Delaware  (county); 
eine  Frist  von  60  Tagen  in  Iowa  (county);  30  Tagen  in  Cali- 
fornia (county  or  district);  10  Tagen  in  drei  Staaten,  nämlich 
Michigan  (1850;  township  or  ward),  Minnesota  (election  dis- 
trict), und  Pennsylvania  (election  district). 

Die  Übrigen  10  Staaten  geben  keine  Frist  an,  nämlich 
New  Hampshire,  N.  Carolina,  Vermont,  Indiana,  Illinois,  Maine, 
Arkansas,  Wisconsin,  Oregon;  und  Ohio  sagt,  in  „county, 
township  or  ward  ....  such  time  as  may  be  provided  by  law“. 

N.  Carolina  verlangt  in  einem  Amendement  1835  eine 
Residenz  von  12  Monaten  in  irgend  einem  „district“  (statt 
„county“,  wie  vorher);  aber  in  dem  Amendement  vom  Jahre  1854 
ist  keine  solche  Frist  zu  linden.  Michigan  verlangt  keine  be- 
stimmte Frist  1837,  wohl  aber  die  oben  angegebenen  10  Tage 
1850.  Louisiana  verlangt  1845  eine  einjährige  Residenz  in 
dem  „parish“,  1852  aber  eine  sechsmonatliche,  wie  oben  an- 
gegeben. 

Der  Staat  wird  in  Amerika  in  verschiedene  Gattungen  von 
Wahlbezirken  geteilt,  welche  gewöhnlich  stufenweise  folgeuder- 
weiBe  bezeichnet  werden : 

1.  „District“,  der  aber  verschiedene  Arten  uinfafst,  z.  B.  Wahl- 
bezirke für  die  Wahlen  der  Mitglieder  der  I.  Kammer 
der  Staatslegislatur,  Wahlbezirke  fllr  die  Wahlen  der 
Mitglieder  der  II.  Kammer  derselben,  Wahlbezirke  fllr 
die  Wahlen  der  Mitglieder  des  federalen  Repräsentanten- 
hauses. In  diesem  letzten  Sinne  umfafst  „District“  ge- 
wöhnlich mehrere  Grafschaften.  „District“  kann  auch 
allgemein  fllr  alle  Wahlbezirke  gebraucht  werden. 

2.  „County“  (Grafschaft).  In  Louisiana  „parish“. 

3.  „Township“,  „city“,  oder  „town“. 
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Aber  „ward“  und  „precinct“  können  eine 
Abteilung  eines  höheren  Wahlbezirks  als 
Nr.  3 bezeichnen.  Diese  Bezeichnungen 
können  also  in  verschiedenen  Staaten  auf 
verschiedene  Wahlbezirke  hindenteu. 

Die  Bezeichnungen  der  ersten  drei  Klassen  haben  wir 
schon  früher  oft  getroffen.  Vor  1830  aber  erwähnte  nur  New 
York  eine  „ward“  (1821  und  1826).  Vor  1860  spielt  die 
„ward“  eine  gröfsere  Rolle,  nämlich  in  Ohio  und  Michigan, 
wie  wir  oben  gesehen  haben  — in  Michigan  konnte  der  Wähler 
schon  1839  nur  in  seiner  „township  or  ward“  abstimmen  (1837 
nur  in  seinem  „distriet,  county  or  township).  Maryland  (1851) 
giebt  (oben)  auch  Bestimmungen  für  Wahlbezirke,  unterhalb 
der  oben  angegebenen  dritten  Klassen  an,  und  bestimmt  (1851), 
dafs  der  Wähler  in  der  „ward  or  eleetion  distriet“  seiner 
Residenz  abstimnieu  mufs.  Louisiana , Kentucky  und  Indiana 
erwähnen  „precinct“,  was  hier  aber  wahrscheinlich  gleich- 
bedeutend mit  „ward“  ist,  denn  eine  fünfte  Klasse  der  Wahl- 
bezirke scheint  vor  1860  keine  Rolle  gespielt  zu  haben.  In 
Louisiana  (1845  und  1852)  nämlich  kann  der  Wähler  nur 
in  seiner  „eleetion  - precinct“  abstimmen,  wenn  die  Städte  in 
solche  „eleetion  - precincts“  geteilt  werden.  Kentucky  (1850) 
erwähnt  „county,  town,  or  city“,  und  fügt  hinzu,  dafs  der 
Wähler  nur  in  seiner  Residenz-„precinct“  abstimmen  kann, 
und  verlangt  sogar  eine  Residenz  von  60  Tagen  vor  der  Wahl 
in  derselben.  In  Indiana  (1851)  mufs  der  Wähler  in  der 
„township  or  precinct“  seiner  Residenz  abstiinmen.  Virginia 
(1850)  instruiert  die  Legislatur,  diejenigen  Städte,  welche  mehr 
als  5 000  „white“  Einwohner  haben,  in  „wards“  einzuteilen; 
und  der  Wähler  kann  nur  in  seiner  Residenz- „ward“  ab- 
stimmen. New  York  schreibt  1846  eine  Staats-  und  eine 
Grafschaftsresidenz  vor,  und  fügt  hinzu,  dafs  der  Wähler  „shall 

liave  been  for  thirty  days a resident  of  the  distriet 

from  whicli  the  offieer  is  to  be  chosen  for  whom  he  öfters  to 
vote“88.  Gab  es  „ward  offieers“  in  New  York  damals?  New 
Yorks  Konstitution  vom  Jahre  1846  beantwortet  diese  Frage 


4.  „Ward“. 

5.  „Precinct“. 


38  Diese  Bestimmungen  ersetzen  die  frühere  (1821.  1826)  Erwähnung 
der  Abstimmung  in  der  „town  or  ward“.  Siehe  8 142. 
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nicht,  wohl  aber  gestattet  sie,  dafs  solche  Beamte  gewählt 
werden89. 

1860  verordnen  alle  die  33  Staaten  ausdrücklich,  dafs  der 
Wähler  nur  in  seinem  Residenzwahlbezirk  abstimmen  kann,  aufser 
vier,  nämlich  N.  Carolina,  Vermont,  Ohio  und  Wisconsin.  Die 
früheren  Bestimmungen  S.  Carolinas  über  diesen  Punkt  sind 
immer  noch  in  Kraft. 

Aber  Mississippi  (1832)  schreibt  folgendes  vor:  deijenige 
Wähler,  „who  may  happen  to  be  in  any  county,  city,  or  town 
other  than  that  of  his  residence  at  the  time  of  an  electiou,  or 
wlio  shall  have  removed  to  any  county,  city,  or  town  within 
four  months  preceding  the  electiou,  from  any  county,  city,  or 
town  in  whicli  he  would  have  been  a qualified  elector  had  he 
not  so  removed,  may  vote  for  any  State  or  district  officer,  or 
Member  of  Congress,  for  whom  he  could  have  voted  in  the 
county  of  his  residence,  or  the  county,  city,  or  town  from 
which  he  may  have  so  removed.“  Texas  verordnet,  dafs,  sollte 
der  Wähler  „happen  to  be  in  any  other  county  situated  in 
the  district  in  which  he  resides  at  the  time  of  an  election,  he 
shall  be  permitted  to  vote  for  any  district  officer“ ; und  ferner, 
dafs  „the  qualified  eleetors  shall  be  permitted  to  vote  any- 
where  in  the  State  for  State  officers.“  Maryland  (1851)  und 
Louisiana  (1852)  ordnen  an,  dafs  die  Residenz  bezw.  das  Ab- 
stimmungsrecht in  einem  gewissen  Wahlbezirke  nicht  verloren 
geht,  bis  sie  bezw.  es  in  einem  anderen  erworben  worden  ist. 
Wisconsin  verordnet,  dafs  die  Personen,  welche  auf  indianischen 
Gebieten  innerhalb  einer  Grafschaft  wohnen,  und  sonst  qualifi- 
ziert sind,  in  demjenigen  Wahllokal  für  Staats-,  Unions-  oder 
Grafschaftsbeamte  abstimmen  dürfen , welches  ihrer  Wohnung 
am  nächsten  liegt,  vorausgesetzt,  dafs  für  Grafschaftsbeamte 
nicht  aufserhalb  der  Grafschaft  abgestimmt  wird.  Oregon 
ordnet  an,  dafs  die  Wähler  in  ihrer  „election  precinct“  in  der 
Grafschaft  ihrer  Residenz  für  Grafschaftsbeamte  abstimmen 
sollen,  in  irgend  einer  Grafschaft  für  Staatsbeamte,  und  in 
irgend  einer  Grafschaft  in  dem  „congressional  district“  ihrer 
Residenz  für  Mitglieder  des  federulen  Kongresses. 

Vor  1860  sind  die  Eidbedingungen  von  S.  Carolina  und  Eid  etc. 


?0  Siehe  diese  Konstitution,  Art.  X,  Sec.  2. 
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Krieg. 

Ver- 

brechen. 


Vermont  nicht  geändert  worden.  Connecticut!  behält  die  stei- 
nigen 1845  bei,  und  zwar  in  denselben  Wortlaut;  was  auch 
1846  von  New  Yorks  „proper  proofs“  gilt.  Maryland  verlangt 
1851  keinen  Eid.  Minnesota  instruiert  die  Legislatur,  fUr  einen 
„uniform  oatli  or  affirmation  to  be  admiuistered  at  elections“ 
zu  sorgen , und  von  dem  Wähler  darf  kein  anderer  Eid  als 
Vorbedingung  der  Abstimmung  verlangt  werden. 

Georgias  Kriegsbestimmungen  sind  seit  1798  ungeändert 
geblieben. 

In  Bezug  auf  Verbrechen  wird  dem  Beispiel  Kentuckys, 
Ohios,  Louisianas,  Mississippis,  Alabamas,  Indianas,  New  Yorks, 
Virginias , Connecticntts , Illinois'  und  Missouris  gefolgt , und 
zwar  tliun  dies  folgende  Staaten : 

Arkansas,  1836  — „bribery,  perjury,  or  other  infamous  crime“; 
Florida,  1845  — mit  derselben  Aufzählung40; 

Texas,  1845  — „bribery,  perjury,  forgery  or  other  high 
crimes“  ; 

Tennessee,  Iowa,  California40  — welche  drei  „any  infamous 
crime“  sagen; 

Wisconsin  — „treasou  or  felony  ....  unless  restored  to  civil 
rights“40;  (über  Wahlwetten  siehe  unten); 

Minnesota  — „treason,  or  felony,  unless  restored  to  civil 
rights“  40 ; 

Oregon  — „any  crime  . . . punishable  by  imprisonment  in 
the  penitentiary“ ; 

Delaware,  1831  — „felony“,  „and  the  legislature  may  impose 

the  forfeiture as  a punisliment  for  crime“  ; 

Rhode  Island,  1842  — „bribery,  or  . . . any  crime  deemed 
infamous  at  common  law until  . . . expressly  restor- 

ed ....  by  aet  of  the  general  assembly“ ; 

New  Jersey,  1844  — „a  crime  whieli  now  excludes  him  from 
being  a witness  [was  dieselben  seien , kann  ich  von  der 
Konstitution  nicht  erfahren],  unless  pardoned  or  restored  by 
law“  ; und  die  Legislatur  darf  wegen  _bribery  at  elections“ 
exkludieren ; 

Maryland40,  1851  — „larceny  or  other  infamous  crime,  un- 
less ....  pardoned  by  the  executive“ ; und  nach  einer 


40  Siehe  zweite  Gruppe  unten. 


Digitized  by  Google 


I.  4. 


159 


anderen  Stelle  wird  derjenige  Beamte  von  der  Ausübung 
des  Stimmrechts  exkludiert,  der  einen  falschen  Amtseid 
leistet41,  und  zwar  für  immer;  — über  Waldbestechungen 
siehe  unten. 

Kentucky,  Ohio,  Mississippi,  Alabama,  Indiana,  Connecti- 
cutt,  Illinois40,  Louisiana40  und,  Missouri  haben  dieselben  Aus- 
drücke wie  im  Jahre  1830.  New  Yorks  Bestimmungen  gestalten 
sich  um  in  „bribery,  larceny  or  . . any  infamous  crime“  (über 
Wablwetten  siehe  unten).  In  Virginia  lautet  es  jetzt:  „brib- 
■ery  in  an  eleetion,  or  . . . any  infamous  offence.“ 

1860  exkludieren  also  24  Staaten  wegen  schwerer  Ver- 
brechen. Von  diesen  24  Staaten  schreiben  sechs  vor,  dafs  die 
nötigen  Gesetze  erlassen  werden  sollen , nämlich  Kentucky, 
Louisiana,  Mississippi,  Alabama  (diese  vier  vom  Jahre  1830 
her),  Arkansas  und  Texas;  sieben  ermächtigen  die  Legislatur 
die  nötigen  Gesetze  zu  erlassen,  nämlich  Ohio,  Indiana,  New 
York,  Illinois,  Missouri  (diese  fünf  vom  Jahre  1830  her),  Flo- 
rida und  Tennessee;  während  die  übrigen  11  ausdrücklich 
sagen,  dafs  der  Verlust  nach  der  Verurteilung  (conviction)  statt- 
findet, nämlich  Virginia  (1830),  Counecticutt  (1818),  Iowa, 
California,  Wisconsin,  Minnesota,  Oregon,  Delaware,  Rhode  Is- 
land, New  Jersey  und  Maryland. 

Aber  bemerkenswert  ist  es,  dafs  sieben  Staaten  eine  zweite 
Gruppe  von  Bestimmungen  in  dieser  Hinsicht  haben,  die  an 
einer  anderen  Stelle  der  Verfassung  steht,  nämlich: 

a.  Florida.  Die  nötigen  Gesetze  sollen  erlassen  werden, 
damit  eine  Exklusion  wegen  „bribery,  perjury,  forgery,  or 
other  high  crime  or  misdemeauor  zu  stände  kommt. 

b.  Illinois  (1848).  Die  Legislatur  wird  ermächtigt,  wegen 
„infamous  criraes“  zu  exkludieren. 

c.  Wisconsin.  Die  Legislatur  darf  wegen  „bribery  or 
larceny,  or  . . . any  infamous  crime“  exkludieren.  (Über 
Wahl  wetten  siehe  unten.) 

d.  California.  Die  nötigen  Gesetze  sollen  erlassen  werden, 
um  wegen  „bribery,  perjury,  forgery  or  other  high  crimes“  zu 
exkludieren. 

40  Siehe  zweite  Gruppe  utiteu. 

41  Siehe  S.  193,  Note  63. 
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e.  Louisiana.  „No  persou  linder  interdiction,  nor  under 
conviction  of  any  crime  punisbable  with  hard  labor“  kann 
abstimmen. 

f.  Maryland  (1851).  Die  Legislatur  wird  ermächtigt,  zu  ex- 
kludieren,  wegen  „perjury,  bribery,  or  other  felony,  unless 
such  person  shall  have  been  pardon ed  by  the  executive“. 

g.  Minnesota.  Die  Legislatur  wird  befugt,  wegen  „brib- 
ery, perjury,  or  any  other  infamous  crime“  zu  exkludieren. 

Wir  sehen  hier  Vorschriften  in  betreff  einer  Wieder- 
herstellung des  verlorenen  Rechtes  in  fünf  Staaten  vorhanden, 
nämlich  Rhode  Island,  New  Jersey,  Maryland,  Wisconsin  und 
Minnesota.  So  etwas  hatten  wir  1830  nicht  gesehen. 

Diejenigen  Personen,  die  an  einem  Duell  teilnehmen, 
gleichgültig  ob  als  Streitteil,  Sekundant,  Kartellträger, 
oder  sonst  interessiert,  verlieren  dadurch  das  Stimm- 
recht im  Jahre  1860  in  Oonuectieutt  (1818),  Louisiana  (1845, 
1852),  California,  Michigan  (1850)  und  Wisconsin.  Nur  Con- 
necticutt  hatte  diese  Bestimmung  183« >. 

M issouris  und  Vermonts  besondere  Bestimmungen  Uber 
Wahlbestechung  sind  186''  noch  in  Kraft.  Maryland  (1851) 
exkludiert  für  immer  wegen  verschiedener  Arten  der  Be- 
stechung und  Gewalt,  und  falscher  Abstimmung  (illegal  vote) 
zur  Zeit  einer  Wahl.  Wahlbestechung  wird  (oben)  in  New 
Jersey  und  Virginia  betont;  und  wird  auch  in  Arkansas  be- 
sonders betont.  New  York  und  Wisconsin  befähigen  die  Legis- 
latur, Gesetze  zu  erlassen,  um  diejenigen  von  der  Abstimmung 
bei  einer  Wahl  zu  exkludieren,  die  Interesse  an  „any  bet  or 
wager  dopending  npon  the  result“  solcher  Wahl  haben. 

Was  den  Verlust  der  Residenz  wegen  Abwesenheit  von 
dem  Staat  anlangt,  so  folgen  vor  1860  Michigan  (1837),  Texas, 
Wisconsin  und  Illinois  - alle  mit  dem  ursprünglichen  Wort- 
laut Kentuckys  — dem  Beispiel  Kentuckys,  Mississippis,  Indi- 
anas und  Alabamas.  Arkansas  kommt  1836  nach,  mit  „absence 
on  business  of  the  State  or  United  States,  or  on  a visit  or 
necessary  private  business“.  Indiana  (1851)  wechselt  von 
„visit  or  necessary  business“  zu  „business  of  the  State  or  of 
the  United  States“. 
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California 42,  Michigan  (1850),  New  York,  Minnesota  und 
Oregon  dehnen  dieses  Priucip  in  folgender  Weise  aus:  die 
Residenz  wird  „not  gained  or  lost“  wegen  „presence  or  ab- 
sence,  while  employed  in  the  service  of  the  United  States,  nor 
while  engaged  in  the  navigation  of  the  waters  of  this  State, 
or  of  the  United  States,  or  of  the  high  seas ; nor  while  a Stud- 
ent of  any  semiuary  of  learning;  nor  while  kept  at  any 
almshouse  or  otlier  asylum  at  public  expense ; nor  while  con- 
fined  in  any  public  prison“  — aber  Michigan  und  Oregon 
fügen  dem  ersten  „United  States“  hinzu:  „or  of  this  State“. 

Auch  sei  bemerkt,  dafs  das  Citat  für  Minnesota  nicht  buch- 
stäblich gilt;  sie  hat  z.  B.  kein:  „high  seas“,  liifst:  „at  public 
expense“  weg,  und  spricht  überhaupt  nur  von  einem  Verlust 
der  Residenz  durch  Abwesenheit. 

Maine  hat  immer  noch  seine  Bestimmung  in  Bezug  auf 
den  Studenten. 

Louisiana  hatte  1845  aufser  seiner  früheren  Bestimmung 
über  die  Abwesenheit,  eine  zweite,  merkwürdige  Bestimmung, 
die  folgenderweise  lautet : „Absence  from  the  State  for  more 

than  ninety  consecutive  days  shall  interrupt  the  acquisition  of 

the  residence unless  the  persoll  absenting  himself 

shall  be  a house-keeper,  or  shall  occupy  a tenement  for  carry- 
ing  on  business,  and  bis  dwelling  - house  or  tenements  for 
carrying  on  business  shall  be  actually  öccupied,  during  his  ab- 
sence,  by  his  family  or  servants,  or  some  portion  thereof,  or 
by  some  one  employed  by  him.“  Aber  im  Jahre  1852  schweigt 
Louisiana  vollständig  über  die  Frage  der  Abwesenheit. 

Im  Jahre  1860  besprechen  also  13  Staaten  die  Abwesen- 
heit, nämlich  Kentucky,  Mississippi,  Indiana,  Alabama,  Michi- 
gan, Texas,  Wisconsin,  Illinois,  Arkansas,  California,  New 
York,  Minnesota  und  Oregon. 

Vor  1860  scldiefsen  sich  Arkansas,  Michigan  (1837),  Flor-  MiliUr. 
ida,  Texas,  Wisconsin,  Minnesota,  Iowa  (1846),  Oregon, 
Delaware,  Rhode  Island,  New  Jersey,  Louisiana  (1845),  Ohio 
und  Illinois  an  S.  Carolina,  Indiana,  Alabama,  Missouri,  Vir- 
ginia und  Maine  in  Bezug  auf  die  Exklusion  von  denjenigen 


4S  An  einer  anderen  Stelle  Californias  Konstitution  lautet  es  (1850): 
„Absence  from  the  State  on  business  of  the  State,  or  of  the  United  States, 
shall  not  affect  the  question  of  residence  of  any  person.“ 

Staats-  u.  Völkerrecht!.  Abbamil,  I.  4.  — Fisk.  11 
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Personen  an,  die  in  dem  Militär-  oder  Marinedienst  der  Union 
stehen  — also  20  Staaten,  darunter  alle  die  seit  1830  neuen 
Staaten , aufser  California  (es  hat  aber  das  vorhergehende 
Princip).  Der  Wortlaut  von  Maine,  S.  Carolina,  Alabama 
und  Missouri  bleibt  ungeändert.  Delaware,  Rhode  Island43, 
New  Jersey,  Iowa  und  Ohio  bestimmen,  dafs  „no  person 
in  the  military , naval , or  marine  servicc  of  the  United 
States“  dadurch  eine  Residenz  erwirbt , dafs  sie  in  dem 
Staat  stationiert  ist.  (Maine  schreibt  dasselbe  vor,  exkludiert 
aber  aufserdem  diejenigen  Personen,  welche  in  solchem  Dienst  des 
Staates  stehen  — in  dieser  letzten  Bestimmung  ist  Maine 
allein.)  Virginia  wendet  seinen  früheren  Ausdruck  an,  und 
braucht  aufserdem  den  Ausdruck  von  Delaware  etc.  Arkansas, 
Texas  und  Louisiana  brauchen  den  Wortlaut  von  Alabama  und 
M issouri.  In  Michigan,  Wisconsin,  Minnesota  und  Illinois  wird 
bestimmt,  dafs  „no  soldier,  seatnan , or  marine  in  the  Army 
or  Navy  of  the  United  States“  eine  Residenz  dadurch  erwirbt, 
dafs  er  in  dem  Staat  stationiert  ist  — also,  dem  Inhalt  nach, 
den  Bestimmungen  von  Delaware  etc.  gleich. 

In  Florida  lautet  es:  „No  soldier,  seaman,  or  marine,  iu 
the  regulär  Army  or  Navy  of  the  United  States,  unless  he  be 
a qualified  elector  of  the  State  previous  to  bis  enlistment  as 

such , or  of' the  revenue  Service  [der  Union],  shall  be 

considered  a resident  of  the  State,  in  eonsequence  of  being 
stationed  within  the  same“. 

Oregon  und  Indiana  (siehe  gleich  unten)  sagen  ausdrück- 
lich, dafs  ein  solcher  „soldier,  seaman,  or  marine“  weder  die 
Residenz  erwerben,  noch  abstimmen  kann.  Indiana  dehnt 
seinen  früheren  Ausdruck:  „enlisted  in  the  Army  of  the  Uni- 
ted States,  or  tlieir  allies“  aus  zu:  keine  Person  in  der  Armee 
oder  Marine  der  Union,  „or  their  allies,  shall  be  deemed  to 
have  acquired  a residence  in  the  State,  in  eonsequence  of  liav- 
ing  been  stationed  within  the  same;  nor  shall  any  such  sol- 
dier, seaman,  or  marine  have  the  right  to  vote.  “ 

Armen  etc.  In  der  Exklusion  der  Armen  und  rechtsunfähigeu  Per- 
sonen wird  das  Beispiel  New  Hampshires,  S.  Carolinas,  Maines, 
Massachusetts’  und  Virginias  vor  1860  von  11  Staaten  befolgt, 
nämlich : 

48  In  Khode  Island  aber  lautet  es:  „military,  naval,  marine,  or 
any  other  service  of  the  United  States“.  Vergl.  Florida  gleich  unten. 
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a.  Ohio,  Oregon,  California  (1850)  und  Iowa  (1846),  welche 
„idiot  or  insane“  vorschreiben; 

b.  Minnesota  und  Wisconsin,  welche  Personen  „und er  guard- 
ianship, non-compos  mentis,  or  insane“  exkludieren; 

c.  Maryland  (1851),  mit:  „under  guardianship  as  a lunatic, 
or  as  a person  non-compos  mentis " ; 

d.  Rhode  Island,  mit:  „pauper,  lunatic,  non-compos  mentis, 
nnder  guardianship“ ; 

e.  Delaware  und  New  Jersey,  mit:  „pauper,  idiot,  insane“; 

f.  Louisiana  (1845),  mit:  „pauper“,  wie  in  S.  Carolina  und 
New  Hampshire. 

In  dieser  Hinsicht  sind  New  Hampshire , S.  Carolina, 
Maine,  Massachusetts  und  Virginia  seit  1830  uugeitndert  ge- 
blieben. In  1860  also  haben  16  Staaten  dieses  Princip  in 
ihren  Konstitutionen  angegeben. 

In  dieser  Periode  spielt  die  Naturalisation  eine  gröfsere 
Rolle.  Im  Jahre  1830  hatte  nur  Vermont  eine  Bestimmung 
dartlber.  Es  sagt  aber  nichts  von  einer  Erklärung  des  Fremden 
Uber  seine  Absicht,  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  zu  werden, 
sondern  bestimmt  nur  (1828),  dafs  der  Wähler  ein  Eingeborener 
der  Union  sein  müsse,  oder  „shall  have  been  naturalized  agreeably 
to  the  acts  of  Congress“.  Jetzt  aber  bestimmen  Wisconsin  und 
Minnesota,  dafs  die  „white  persous  of  foreign  birth  who  shall  have 
declared  their  intention  to  beeome  citizens  conformably  to  the 
laws  of  the  United  States  on  the  subject  of  natural ization“  als 
Wähler  angesehen  werden  sollen*8“.  Indiana  admittiert  als 
Wähler  den  weifsen  männlichen  Fremden,  welcher  in  der  Union 
ein  Jahr  und  in  dem  Staat  sechs  Monate  gewesen  ist,  und  welcher 
diese  Erklärung  abgiebt.  Oregon  schreibt  dieselbe  Rcsideuz- 
bedingung  wie  Indiana  vor,  verlangt  aber,  dafs  die  Erklärung 
wenigstens  ein  Jahr  vor  der  Wahl  gemacht  werde.  Michigan 
(1850)  admittiert  zur  Ausübung  des  Stimmrechts  denjenigen 
„male  white  inhabitant“,  der  im  Staat  zwei  und  ein  halbes 
Jahr  wohnhaft  gewesen  ist,  und  der  seine  „intention“  sechs 
Monate  vor  der  Wahl  erklärt  hat. 

Massachusetts  verordnet  durch  ein  Amendement  1859, 
dafs  der  Fremde,  um  Wähler  zu  werden,  „within  the  Juris- 
diction of  the  United  States“  zwei  Jahre  nach  seiner  Natu- 

*3‘  Siche  den  Schlnfsabsatz  dieser  Periode,  unten  S.  166. 

11* 
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ralisation  wohnen,  und  sonst  wie  andere  Wähler  qualifiziert 
sein  imifs.  Diese  Bestimmungen  aber  sollen  diejenigen  nicht 
stören,  die  schon  im  Genufs  des  Stimmrechtes  seien,  und 
sollen  auch  „not  affect  the  rights  of  any  child  of  a citizen  of 
the  United  States,  born  during  the  temporary  absence  of  the 
parent  therefrom“.  Ich  darf  hier  ein  wenig  zeitlich  vor- 
greifen, um  zu  erwähnen,  dafs  diese  eigentümlichen  Bestimm- 
ungen 1863  gänzlich  abgeschafl't  („wholly  annulled“)  wurden. 

Im  Jahre  1860  gestatten  also  fünf  Staaten,  dafs  nicht- 
naturalisierte  fremde  Einwohner  abstimmen,  nämlich  Wisconsin, 
Minnesota,  Indiana,  Oregon  und  Michigan. 

Wir  haben  schon  gesehen , wie  bedeutende  Rollen  die 
Indianer  und  die  anderen  Farbigen  in  dieser  Periode  spielen. 

Zwei  neue  Principien  tauchen  in  dieser  Periode  auf.  Das 
erste  ist  das  der  „registration“  (Einschreibung  in  die  Wähler- 
listen vor  der  Wahl),  welches  von  Rhode  Island  1842  eiugeführt 
wird.  Dieser  Staat  nämlich  schreibt  die  oben  (S.  145 ff.)  ange- 
führten Bestimmungen  (namentlich  Sec.  2)  vor,  und  ermächtigt 
aufserdem  die  Legislatur,  für  eine  Registration  der  (aller)  Wähler 
zu  sorgen.  Florida  (1845)  44  instruiert  die  Legislatur,  dasselbe 
während  ihrer  nächsten  Session  nach  der  Annahme  der  Konsti- 
tution zu  thun,  und  nachher  „from  time  to  time“.  Die  Legis- 
latur in  Virginia  (1850)  soll  für  eine  periodische  Registration 
„in  the  several  connties,  cities,  and  towns  of  the  voters  therein“ 
sorgen.  In  Louisiana  (1852)  soll  die  Legislatur  gesetzlich  da- 
für sorgen,  dafs  die  Xamen  und  Wohnungen  der  Wähler  in 
der  Stadt  New  Orleans  (eine  Grofsstadt)  registriert  werden, 
„in  Order  to  entitle  them  to  votc;  but  the  registry  shall  be 
free  of  cost  to  the  elector“. 

Von  diesen  vier  Staaten  instruieren  alle  ihre  Legislaturen 
ausdrücklich,  die  nötigen  Gesetze  zu  prlassen , aufser  Rhode 
Island,  obgleich  es,  wie  aus  dem  oben  angegebenen  Citat 
hervorgeht,  eine  Registration  für  eine  Gruppe  der  Wähler 
vorschreibt.  Nur  Rhode  Island  (für  die  betreffenden  Wähler) 
und  Louisiana  sagen  ausdrücklich,  dafs  die  Registration  eine 
Vorbedingung  der  Abstimmung  sei.  Es  ist  zu  bemerken,  dafs 
Louisianas  Bestimmungen  sich  nur  auf  eine  Stadt  beziehen. 

44  Florida  kommt  tlmtaächlich  vor  Rhode  Island,  indem  es  1845 
in  die  Union  mit  einer  Konstitution  eiutrat,  welche  1838  datiert  ist. 
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Das  zweite  neue  Princip  finden  wir  bei  Conuecticutt  und  Bildung. 
Massachusetts.  Es  ist  das  einer  Bildungsqualifikation  (edu- 
cational  qualification).  In  Connecticutt  (1855)  nämlich  lautet 
es : „every  person  shall  be  able  to  read  any  article  of  the 
Constitution,  or  any  section  of  the  Statutes  of  this  State,  before 
being  admitted  as  an  elector.“  Und  in  Massachusetts  (1857) 
mufs  der  Wähler  „be  able  to  read  the  Constitution  in  the  Eng- 
lish  language,  and  write  his  name“,  wenn  es  nicht  physisch 
unmöglich  sei,  oder  wenn  die  Person  nicht  schon  Wähler  sei, 
oder  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Amendements  Uber  60 
Jahre  alt  sei. 

Die  Bestimmungen  dieser  Periode,  die  nicht  schon  er- 
wähnt worden,  sind  die  folgenden: 

Maryland  (1837)  verordnet,  dafs  nach  dem  Oensus  vom 
Jahre  1840  die  Stadt  Annapolis  als  ein  Teil  der  Grafschaft 
Anne-Arundel  anzuseheu  sei.  Dadurch  werden  die  früheren 
Unterscheidungen  beseitigt. 

In  Pennsylvania  (1838)  können  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten,  welche  den  Staat  verlassen  und  zurUckkommen,  nach 
einer  Residenz  von  sechs  Monaten  (statt  eines  Jahres)  im  Staate 
abstiinmen,  weun  sie  vorher  qualifiziert  waren,  und  die  Be- 
dingungen der  Residenz  in  dem  „election  district“  und  der 
Steuerzahlung  erfüllen. 

Rhode  Island  exkludiert  „persons  residing  on  lands  ceded 
by  this  State  to  the  United  States“. 

Connecticutt  wiederholt  1845,  dafs  der  Wähler  „shall 
sustain  a good  moral  character“.  Moral. 

In  Florida  mufs  der  Wähler  in  der  Staatsmiliz  einge- 
schrieben sein,  wenn  er  nicht  gesetzlich  davon  befreit  ist.  Es  ist 
dies  der  Vorschrift  ähnlich,  welche  Mississippi  1817  für  eine 
Klasse  der  Wähler  vorschrieb,  was  es  aber  1832  fallen  läfst. 
(Verschwand  in  Florida  1865.) 

Texas  admittiert  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes  die- 
jenigen freien  männlichen  Personen,  welche  zur  Zeit  der  Ge- 
nehmigung der  Konstitution  des  Staates  von  dem  federalen 
Kongrefs  Bürger  der  „Republic  of  Texas“  waren,  oder  welche 
Einwohner  in  Texas  sechs  Monate  vor  jener  Zeit  waren.  Aber 
in  allen  Fällen  exkludiert  es  „Indians  not  taxed,  Afrlcaus  and 
descendants  of  Africaus". 
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California  admittiert  denjenigen  männlichen  weifsen 
Bürger  Mexikos,  „wlio  shall  have  been  elected  to  become  a 
Citizen  of  the  United  States,  under  the  treaty  of  peace  . . . . 
ratified  at  Queretaro“,  am  30.  Mai  1848,  und  sonst  qualifi- 
ziert sind. 

Wisconsin  giebt  der  Legislatur  die  Befugnis,  das  Stimm- 
recht anderen  nicht  anfgezählten  Personen  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  zu  erteilen,  aber  solche  Gesetze  müssen  einer 
Volkswahl  vorgelegt  werden , und  von  der  Majorität  der  ab- 
gegebenen Stimmen  bei  derselben  ratifiziert  werden,  bevor  sie 
rechtskräftig  sein  können. 

Michigan  (1850)  admittiert  jeden  weifsen  männlichen 
Einwohner,  der  am  24.  Juni  1835  im  Staat  wohnhaft  war, 
oder  den  gleichen  Einwohner,  der  am  1.  Januar  1850  im  Staat 
wohnte , und  seine  Naturalisationsabsicht  sechs  Monate  vor 
einer  Wahl  erklärt.  Ich  gebe  diese  Bestimmungen  deswegen 
an,  damit  man  sehe,  wie  sorgfältig  nicht-naturalisierte  Fremde 
in  Betracht  gezogen  worden  sind. 

Nebenbei  sei  es  aber  bemerkt,  dafs  Michigan  und  die 
anderen  Staaten,  welche  dem  Nicht-Naturalisierten  das  Stimm- 
recht erteilen,  dieselben  Residenzbedingungen  (vom  Staate  ab) 
von  allen  Wählern  verlangen. 


Fünfte  Periode.  1861 — 1890. 

Im  Laufe  der  nächsten  30  Jahre  finden  wir  11  neue 
Staaten  — Kansas,  West  Virginia,  Nevada,  Nebraska,  Colo- 
rado, Montana,  North  Dakota,  South  Dakota,  Washington, 
Idaho  und  Wyoming;  36  neue  Konstitutionen,  und  39  Amende- 
ments (einschliefslioh  zweier  Verordnungen  Missouris). 

Aber  bevor  wir  die  allgemeinen  Principien  betrachten, 
wollen  wir  gewisse  Bestimmungen  betrachten,  welche  sich  in  den 
Konstitutionen  von  10  Staaten  befinden,  nämlich  Missouri, 
Maryland,  Virginia,  Nevada,  Tennessee,  West  Virginia,  Ala- 
bama, Kansas,  Louisiana  und  Arkansas,  und  welche  nicht 
permanente  Principien  der  Stimmberechtigung  sind.  Es  sind 
das  die  Bestimmungen,  welche  eine  unmittelbare  Konsequenz 
des  Bürgerkrieges  waren,  und  sie  bilden  eine  Phase  der  sogen. 
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„Rekonstruktionsperiode“  — sie  werden  alle  zwischen  1860 
und  1870  eingefllhrt.  Der  Zweck  derselben  ist  der,  diejenigen 
Personen  von  der  Ausübung  des  Stimmrechtes  auszuscbliefsen, 
die  mit  den  sogen.  „Confederate  States“  sympathisiert  hatten45. 

Missouri  verlangte  1862  durch  eine  Verordnung  (ordinance), 
dafs  der  Wähler  aufser  den  gewöhnlichen  Qualifikationen  einen 
strengen  Eid  leiste,  worin  er  den  Vereinigten  Staaten  Allegiance 
schwüre,  ferner  dafs  er  „will  not,  directly  or  indirectly,  give 
aid  and  comfort,  or  conntenance,  t<>  the  enemies  or  opposers 
tliereof,  or  of  the  provisional  government  of  the  State  of  Miss- 
ouri“, und  ferner,  dafs  er  zu  den  Waffen  gegen  die  Ver- 
einigten Staaten  oder  Missouri  nicht  gegriffen  habe.  Missouri 
nahm  ähnliche  und  ausführlichere  Bestimmungen  in  seine 
Konstitution  vom  Jahre  1865  auf,  indem  ferner  diejenigen  ex- 
kludiert  wurden,  die  den  Staat  verlassen  hatten,  um  sich  an 
die  „so-called  Confederate  States  of  America“  anzuscldiefsen, 
oder  an  „guerrilla  warfare  against  loyal  inhabitants  of  the 
United  States“,  oder  an  „that  description  of  maurading  com- 
monly  known  as  ,bushwhacking‘“  teilgenommen  hatten,  oder 
Leuten  Hülfe  geleistet,  welche  es  gethan  hatten ; oder  in  den 
Staat  gekommen,  oder  aus  demselben  gegangen  waren,  um  das 
Einschreiben  in  den  Militärdienst  der  Vereinigten  Staaten  zu 
vermeiden;  oder  je  irgend  wo  in  denVereinigten  Staaten  das 
aktive  Wahlrecht  ausgeübt,  oder  ein  Amt  bekleidet  hatten,  und 
nachher  „sought  or  received,  ander  claim  of  alienage,  the  pro- 
tection of  auy  foreigu  government in  Order  to  se- 

cure  exemption  from  military  duty  in  the  militia  of  tliis  State, 
or  in  the  Army  of  the  United  States“  u.  s.  w.  Ein  strenger 
Eid  wurde  vorgeschrieben,  welcher  der  „oath  of  loyalty“  ge- 
nannt wurde,  und  (wie  auch  1862)  „without  any  mental  re- 
servation  or  evasion“  geleistet  werden  inufste,  aber  nicht  als 
ausschliefslicher  Qualiticationsbeweis  anzusehen  war. 

Maryland  (1864)  exkludierte  diejenigen  Personen,  welche 
in  irgend  einer  Weise  die  „so-called  Coufederate  States“  be- 
günstigt hatten,  und  führte  eine  lange  Aufzählung  von  Hand- 
lungen auf,  darunter  eine  Bestimmung  über  „unlawfully  send- 

46  Die  elf  rebellischen  Staaten  waren  S.  Carolina,  Florida.  Mississ- 
ippi, Louisiana,  Texas,  Georgia,  Alabama,  Virginia,  N.  Carolina,  Tennessee, 
Arkansas. 
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ing  within  the  lines  of  such  enemies  [der  Vereinigten  Staaten] 
money,  or  goods,  or  letters,  or  Information*  u.  s.  w.  Ein  be- 
treffender Eid  mufste  bei  der  ersten  Wahl  nach  der  Annahme 
der  Konstitution  geleistet  werden,  und  konnte  bei  späteren 
Wahlen  auch  verlangt  werden.  Dieser  Eid  mufste  „without 
any  reservation  or  evasion“  geleistet  werden;  aber  er  war 
nicht  als  ausschliefsliches  Qualificationsbeweismittel  anzusehen. 

In  Virginia  (1864)  mufste  der  Wähler  schwören,  dafs  er 
die  Konstitution  und  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  unter- 
stützen , auch  die  restaurierte  Regierung  von  Virginia  unter- 
stützen und  verteidigen  werde,  und  dafs  er  seit  dem  1.  Januar 
1864  Feinden  der  Vereinigten  Staaten  Hülfe  nicht  geleistet  habe. 
Aber  die  Legislatur  wurde  ermächtigt,  denjenigen  Personen,  welche 
so  exkludiert  wurden,  das  Stimmrecht  dann  wieder  zu  erteilen, 
„when  in  their  opinion  it  will  be  safe  to  do  so“.  Aber  nie- 
mand konnte  abstimmen,  der  ein  Amt  unter  der  „so-called 
confedorate  goverument“,  oder  irgend  einer  rebellischen  Staats- 
regierung bekleidet  hatte,  oder  ein  Mitglied  des  „so-called 
confederate  congress“,  oder  ein  Mitglied  der  Legislatur  in 
einem  gegen  die  Vereinigten  Staaten  rebellischen  Staate  ge- 
wesen war,  ausgenommen  Grafschaftsbeamte  (couuty  officers). 
Dieser  letzte  Satz  (über  die  Ämter)  wurde  1865  gestrichen. 

Nevada  exkludierte  diejenigen  Personen,  die,  nachdem  sie 
18  Jahre  alt  wurden,  freiwillig  zu  den  Waffen  gegen  die  Ver- 
einigten Staaten  gegriffen  hatten,  oder  ein  Civil-  oder  Militär- 
amt unter  den  „so-called  Confederate  States,  or  either  of  thern“ 
bekleidet  hatten. 

Tennessee  übergab  1866  durch  ein  Amendement  die 
Regelung  der  Stimmberechtigung  der  ersten  Legislatur  nach 
der  Amendierung.  Aber  niemand  konnte  nach  der  Annahme 
des  Amendements  abstimmen,  ohne  in  dem  Wahllokal  bei 
der  ersten  Wahl  zu  schwören , dafs  er  die  Konstitution  der 
Vereinigten  Staaten  unterstützen  und  verteidigen  würde , ein 
Freund  der  Regierung  derselben,  und  ein  Feind  der  „so-called 
Confederate  States“  sein  würde;  dafs  er  würde  „sincerely  re- 
joice  in  the  triumph  of  the  armies  and  navies  of  the  United 
States,  and  in  the  defeat  and  overthrow  of  the  armies,  navies, 
and  of  all  armed  combinations  in  the  so  - called  Confederate 
States".  Der  Eid  mufste  „freely  and  voluntarily  and  without 
mental  reservation“  geleistet  werden. 
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West  Virginia  bestimmte  1866,  dafs  diejenigen  Personen, 
die  nach  dem  1.  Juni  1861  die  Rebellion  gegen  die  Ver- 
einigten Staaten  freiwillig  unterstützt  hatten,  oder  unterstützen 
würden,  weder  Bürger  des  Staates  sein  konnten,  noch  in  dem- 
selben abstimmen. 

Alabama  (1867)  exkludierte:  a.  „Those  who,  during  tbe 
late  rebelliou,  inflicted,  or  caused  to  be  inflicted , any  cruel 
or  uuusnal  punishment  upon  any  soldier,  sailor,  marine,  ein- 
ploy6  or  Citizen  of  the  United  States , or  who  in  any  other 
way  violated  the  rules  of  civilized  warfare“ ; b.  Diejenigen 
Personen , welche  durch  das  XIV.  Amendement  der  Bundes- 
verfassung von  der  Amtsbekleidung  ausgeschlossen  wurden, 
und  welche  durch  Rekonstruktionsgesetze  des  Kongresses  in 
Bezug  auf  die  Schaffung  einer  neuen  Konstitution  für  Ala- 
bama exkludiert  wurden.  Aber  die  Legislatur  konnte  die 
letzten  Hindernisse  beseitigen.  Ein  betreffender  Eid  mufste 
geleistet  werden. 

Kansas  (1867)  exkludierte  diejenigen  Personen,  welche  in 
Unehren  aus  dem  Dienst  der  Vereinigten  Staaten  entlassen, 
und  nicht  wieder  eingesetzt  wurden;  oder  freiwillig  zu  den 
Waffen  gegen  die  Regierung  derselben  gegriffen  hatten,  „or  in 
any  mauner  voluntarily  aided  or  abetted  in  the  attempted 
overthrow  of  said  Government“,  wenn  sie  nicht  seit  dem 
1.  April  1861  in  Ehren  vom  Militärdienst  der  Vereinigten 
Staaten  entlassen  worden  waren,  vorausgesetzt,  dafs  sie  ein 
Jahr  oder  länger  darin  gedient  hatten. 

Louisiana  (1868)  giebt  uns  folgende  eigentümliche 
Bestimmungen:  „All  persons  who  are  estopped  front  claiming 
the  right  of  suffrage  by  abjuring  their  allegiance  to  the  United 
States  Government,  or  by  notoriously  levying  war  against  it, 
or  adhering  to  its  euemies,  giving  them  aid  or  comfort,  but 

who  have  not  expatriated  themselves are  hereby 

restored  to  the  said  right,  except  tbe  following:  Those  who 

held  office,  civil  or  military,  for  one  year  or  more,  under  the 
Organisation  styled  „„the  Confederate  States  of  America““; 
those  who  registered  themselves  as  enemies  of  the  United 
States ; those  who  acted  as  leaders  of  guerrilla  bands  during 
the  late  rebellion ; those  who , in  the  advocacy  of  treason, 
wrote  or  published  newspaper  articles  or  preached  sermons 
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during  the  late  rebellion;  and  those  who  voted  for  and  signed 
au  ordinance  of  secession  in  nuy  State.“ 

Arkansas  (1868)  exkludierte  diejenigen  Personen,  „who 
during  the  rebelliou  took  the  oath  of  allegiance,  or  gave  bonds 
for  loyal  ty  and  good  behavior  to  the  United  States  Govern- 
ment, and  afterward  gave  aid,  comfort  or  countenanee  to  those 
engaged  in  armed  hostility  to  the  Government  of  the  United 
States“,  wenn  auch  nur  „by  furnishing  supplies  of  any  kind  to  the 
same“  ; ferner  diejenigen,  die  in  demjenigen  Staat  disqualifi- 
ziert waren,  von  dem  sie  kamen;  und  diejenigen,  „who  during 
the  late  rebellion  violated  the  rules  of  civilized  warfare“.  Der 
Wühler  mufste  einen  Eid  Uber  seine  Qualifikation  leisten,  und 
auch  schwören,  dafs  er  die  Konstitutionen  der  Vereinigten 
Staaten  und  des  Staates  unterstützen  würde.  Arkansas  schrieb 
Alabamas  Bestimmungen  in  Bezug  auf  das  XIV.  Amendement 
und  die  Rekonstruktionsgesetze  auch  vor.  (Texas  und  S.  Caro- 
lina schrieben  1868  praktisch  dasselbe  vor  — aber  hiervon 
unten  mehr.) 

Alle  diese  10  Staaten  sorgten  für  Ausnahmen,  aufser  Vir- 
ginia. Missouri  (1865)  erklürte,  dafs  die  Bestimmungen  tlb^r 
die  Handlungen  gegen  die  Vereinigten  Staaten  sich  nicht  auf 
solche  Personen  beziehen,  welche  nicht  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  waren,  und  welche  solche  Handlungen  begangen  hatten, 
während  sie  in  dem  Dienst  eines  den  Vereinigten  Staaten 
feindlichen  Landes  waren,  nachher  aber  gesetzmüfsig  naturalisiert 
wurden.  Der  „oath  of  loyalty“  sollte  in  diesem  Sinne  von  einer 
solchen  Person  geleistet  werden.  Ferner  wurde  bestimmt,  dafs 
die  Hindernisse  wegen  dieser  Handlungen  dann  aufgehoben 
werden  konnten,  wenn  die  betreffende  Person  freiwillig  in  den 
Militärdienst  der  Vereinigten  Staaten  eingetreten  war,  und  in 
Ehren  aus  demselben  entlassen  wurde,  und  nachher  „demeaued 
himself  in  all  respects  as  a loyal  and  faithful  citizen“.  Aber  eine 
solche  Disqualifikation  konnte  nicht  zweimal  beseitigt  werden. 
Diejenigen,  welche  durch  die  letzten  Bestimmungen  ausge- 
nommen wurden,  mufsten  den  „oath  of  loyality“  mutalis  mu- 
tandis  leisten. 

Maryland  (1864)  machte  dieselben  Vorschriften  in  Bezug 
auf  Fremde  und  den  Sinn  des  Eides,  wie  Missouri.  Es  machte 
auch  Ausnahmen  zu  Gunsten  derjenigen,  die  nach  „such  un- 
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lawful  acta“  freiwillig  in  den  Militärdienst  der  Vereinigten 
Staaten  eingetreten  waren,  und  in  Ehren  aus  demselben  entlassen 
wurden,  oder  die  zurZeit  der  Wahl  sich  noch  in  diesem  Dienste 
befanden,  oder  durch  Gesetze  der  Legislatur  in  den  Besitz  der 
Bürgerrechte  wieder  eingesetzt  worden  waren. 

Nevada  macht  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  derjenigen, 
denen  die  Vereinigten  Staaten  eine  Amnestie  geboten  haben. 

Tennessee  (1866)  sagte,  der  Eid  sollte  nicht  verlangt 
werden  von  denjenigen  „citizens  wlio  are  well  known  to  the 
judges  of  the  election  to  have  been  unconditional  Union  men“. 

West  Virginia  (1866)  nahm  diejenigen  Personen  aus, 
welche  freiwillig  in  den  Militär-  oder  Marinedienst  der  Ver- 
einigten Staaten  eingetreten  waren , und  aus  demselben  in 
Ehren  entlassen  wurden. 

Alabama  (1867)  begünstigte  „such  persons  as  aided  in  the 
reconstruetion  proposed  by  Congress,  and  accept  the  political 
equality  of  all  men  before  the  law“  — aber  dies  bezieht  sich 
nur  auf  die  zweite  oben  angegebene  Gruppe. 

Die  Ausnahmen  von  Kansas  sind  oben  aufgeführt  worden. 

Louisiana  erlaubte  denjenigen  unter  den  Exkludierten  ab- 
zustimmen , die  freiwillig  ein  Certifikat  schreiben  und  unter- 
zeichnen würden,  worin  sie  erklärten  „the  late  rebcllion  to 
have  been  morally  and  politieally  wrong“,  und  dafs  sie  alle 
Hülfe  und  Unterstützung  bereuten , welche  sie  der  Rebellion 
gegönnt  hatten.  Dieses  Certifikat  mufste  dem  Staatssekretär 
des  Staates  eingereicht  werden  und  in  dem  offiziellen  Journal 
publiziert  werden.  Aber  diejenigen  Personen  sollten  über- 
haupt nicht  exkludiert  werden,  welche  vor  dem  1.  Januar 
1868  die  Durchführung  der  Rekonstruktionsgesetze  des  Kon- 
gresses begünstigten , und  „openly  and  actively  assisted  the 
loyal  men  of  the  State  in  tlieir  efforts  to  restore  Louisiana  to 
her  position  in  the  Union“.  Der  Eid  solcher  Personen  bei 
der  Registration  sollte  prima  facic  Beweis  dafür  sein,  dafs  sie 
den  Nutzen  dieser  Bestimmung  hatten. 

Von  den  vier  Gruppen  in  Arkansas  wurden  diejenigen 
Personen  ausgenommen , welche  die  von  dem  Kongrefs  vor- 
geschlagene Rekonstruktion  begünstigt,  oder  für  dieselbe  ab- 
gestimmt hatten , und  welche  ferner  die  rechtliche  Gleich- 
stellung aller  Menschen  anerkannten  — ähnlich  wie  in  Ala- 
bama, aber  allgemein. 
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Alle  die  10  Staaten,  aufser  Nevada,  Tennessee,  West  Vir- 
ginia und  Louisiana  gaben  Vorschriften  an,  wonach  die  Legis- 
latur das  verlorene  Stimmrecht  wiederherstellen,  oder  die  ex- 
kludierenden  Bestimmungen  beseitigen  konnte. 

In  Missouri  (1865)  konnte  nämlich  die  Legislatur  nach 
dem  1.  Januar  1871  durch  eine  Majorität  der  gewählten 
Mitglieder  beider  Häuser  irgend  einen  Teil  der  oben 
angegebenen  Bestimmungen  in  Bezug  auf  die  widerrechtlichen 
Handlungen  und  den  Kid  suspendieren  oder  annullieren; 
und  nach  dem  1.  Januar  1875  durch  die  gleiche  Majorität 
diese  Bestimmungen  gänzlich  suspendieren  oder  abschaffen. 
Die  Legislatur  konnte  ferner  zu  irgend  welcher  Zeit  eine 
solche  Suspension  oder  Abschaffung  beseitigen  und  die  Be- 
stimmungen wieder  einsetzen.  Eine  jede  Suspension  oder 
Abschaffung  sollte  allgemein  und  nicht  zu  Gunsten  einer  ge- 
wissen Person  sein;  aber  die  Legislatur  konnte  von  dem 
Nutzen  solcher  Suspension  oder  Absehaftuug  irgend  eine  Person 
oder  Klasse  von  Personen  ausschliefsen. 

Maryland  ermächtigte  die  Legislatur,  durch  */s  Majorität 
der  gewählten  Mitglieder  beider  Kammern  die  verlorenen 
Bürgerrechte  wieder  herzustellen. 

In  Virginia  konnte  die  Legislatur  die  Restauration  ver- 
fugen, „when  in  their  opinion  it  will  be  safe  to  do  so“. 

Alabama  schrieb  einfach  vor,  dafs  die  Legislatur  die  Be- 
fugnis haben  sollte,  gewisse  Hindernisse  zu  beseitigen,  wie 
schon  oben  angedeutet. 

In  Kansas  konnte  eine  2/s  Majorität  aller  Mitglieder  der 
beiden  Kammern  die  Hindernisse  abschaffen. 

In  Arkansas  konnte  eine  2la  Majorität  beider  Kammern 
mit  der  Genehmigung  des  Gouverneurs  dasselbe  thun , wenn 
es  schien,  dafs  die  betreffende  Person  war  „in  good  faith 
returned  to  his  allegiance  to  the  Government  of  the  United 
States“  ; aber  dies  konnte  nicht  gethan  werden,  wenn  die  be- 
treffende Person  nach  der  Bearbeitung  der  Konstitution  des 
Staates  durch  die  Konvention  darauf  bestand,  den  „Acts  of 
Congress  and  reconstruction  thereunder“  Widerstand  zu  leisten. 

Von  diesen  6 Staaten  also  gab  nur  Missouri  eine  Frist 
an,  und  nur  Virginia  und  Alabama  gaben  die  Gröfse  der 
Majorität  nicht  an,  Missouri  verlangte  eine  einfache  Majo- 
rität, Maryland,  Kansas  und  Arkansas  aber  eine  2ia  Majorität. 
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Missouri,  Maryland,  Virginia  und  Arkansas  qualifizierten 
das  falsche  Schwören  ausdrücklich  als  Meineid.  Missouri  hatte 
diese  Bestimmung  schon  1862,  und  fügte  1865  hinzu,  dafs  das 
Verbrechen  mit  Zuchthausstrafe  zu  nicht  weniger  als  zwei 
Jahren  zu  bestrafen  sei.  Nebenbei  sei  es  bemerkt,  dafs 
Missouris  Treueeid  bei  jeder  Registration  geleistet  werden 
mufste,  auch  bevor  das  System  der  Registration  eingeführt 
worden  war,  wenn  die  Person  dann  abstimmeu  wollte.  Von 
den  6 übrigen  Staaten  schrieben  nur  Alabama  und  Tennessee 
einen  Eid  vor,  aber  Louisiana  hatte  sein  Certifikat. 

Ich  habe  gesagt,  dafs  diese  Bestimmungen  nicht  permanent 
seien.  Sie  sind  die  Folgen  von  anormalen  Zuständen  und  ver- 
schwinden bald.  Missouri  liefs  seine  Eidbestimmungen,  auch  die 
Meineidbestimmung,  1870  fallen,  und  nahm  einen  allgemeinen 
Eid  auf,  worin  man  die  Treue  gegen  die  Konstitutionen  von  den 
Vereinigten  Staaten  und  Missouri  beschwor;  und  keine  von  den 
hier  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen,  welche  dieser 
Staat  hatte,  erschienen  im  Jahre  1875  wieder.  Maryland  liefs 
seine  Bestimmungen  1867  fallen;  Virginia  1870;  Tennessee 
1870;  West  Virginia  1872;  Arkansas  1874;  Alabama  1875; 
Louisiana  1879.  Nur  Nevada  und  Kansas  behalten  die  ihrigen 
immer  noch  (1890)  bei. 

So  viel  von  dieser  Art  von  Bestimmungen.  Sie  bieten 
grofses  Interesse,  aber  eine  weitere  Betrachtung  derselben  liegt 
aufserhalb  des  Umfanges  dieser  Schrift. 


Wenn  wir  jetzt  die  permanenten  Principien  betrachten  Krieg, 
wollen,  so  entdecken  wir  in  dieser  Periode  Bestimmungen, 
welche  mit  den  vorgehenden  insoweit  verwandt  sind,  als  sie 
von  derselben  Quelle  herkommen,  nämlich  dem  Bürgerkriege, 
nnd  welche,  deswegen  am  besten  zunächst  betrachtet  werden 
können.  Es  sind  dies  die  Bestimmungen , welche  ich  im  Zu- 
sammenhang mit  Georgia  1798  „Kriegsbestimmungen“  be- 
zeichnet habe,  welche  nämlich  dafür  sorgen,  dafs  der  Wähler 
in  Kriegszeiten  abstimme,  obgleich  er  zur  Zeit  der  Wahl  sich 
in  seinem  Residenzbezirk  nicht  befinde. 

Connecticutt  (1864)  instruiert  die  Legislatur,  Verfügungen 
darüber  zu  treffen,  dafs  die  Wähler,  welche  im  Militärdienst 
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während  der  Rebellion  abwesend  seien,  abstimmen  können, 
ausgenommen  die  Personen,  welche  in  der  regulären  Armee 
der  Vereinigten  Staaten  seien.  Nebraska  (1875!)  macht 
dieselbe  Verfügung.  New  York  und  Pennsylvania  instruieren 
1864  die  Legislatur,  die  Wahlen  bei  den  in  dem  wirklichen 
Militärdienst  der  Vereinigten  Staaten  Abwesenden  zu  regu- 
lieren. Virginia  (1864)  thut  dasselbe,  anfser  dafs  es  von 
keinem  „wirklichen“  Dienst  spricht.  Maryland  (1864)  sorgt 
für  die  Soldaten  in  der  Armee  der  Vereinigten  Staaten,  „serv- 
ing  in  the  field“.  Rhode  Island  erlaubt  (1864)  mit  charakteristi- 
scher Eigentümlichkeit,  dafs  diejenigen  Wähler,  welche  in  Kriegs- 
zeiten in  dem  wirklichen  Militärdienst  der  Vereinigten  Staaten 
abwesend  seien,  fUrdie  Wahlen  aller  Beamten  aufserderGemeinde- 
beamten  (municipal  officers)  abstimmen;  verleiht  der  Legis- 
latur die  Befugnis,  die  nötigen  Verfügungen  zu  erlassen,  und 
gieht  ausführliche  Bestimmungen  Uber  einen  gedruckten  Stimm- 
zettel und  dessen  Beglaubigung  durch  gewisse  Militäroftiziere 
an,  welche  gelten  sollen,  bis  die  betreffenden  Gesetze  erlassen 
werden.  Kansas  (1864)  befähigt  die  Legislatur,  die  Wahlen 
unter  den  Wählern,  welche  in  dem  freiwilligen  Militärdienst 
der  Vereinigten  Staaten,  oder  der  Miliz  des  Staates,  abwesend 
seien,  zu  regulieren.  Maine  (1865)  giebt  uns  sehr  detaillierte 
Bestimmungen  über  die  Abstimmungen  der  Soldaten  nach  ihren 
verschiedenen  Compagnien,  und  fllgt  hinzu,  dafs  wenn  diese 
Bestimmungen  nicht  ausreichen  sollten , die  Legislatur  andere 
erlassen  dürfe,  „to  carry  into  effcct  the  purpose  thereof“. 
Nevada  (1864)  erlaubt,  dafs  diejenigen  Wähler,  welche  in  dem 
Militärdienst  der  Vereinigten  Staaten  stehen,  abstimmen,  ohne 
registriert  zu  sein,  oder  die  Kopfsteuer  bezahlt  zu  haben.  Die 
Legislatur  wird  befugt,  die  betreffenden  Wahlen  zu  regulieren. 
Arkansas  (1864)  erlaubte  den  freiwilligen  Soldaten,  dafs  sie 
„within  tlieir  several  military  departments  or  districts“  ab- 
stimmen. Missouri  (Verordnung , 1862)  beauftragte  die  die 
Compagnien  kommandierenden  Offiziere,  Wahlen  unter  den- 
jenigen Wählern  abzuhalten,  welche  als  Freiwillige  oder  Mit- 
glieder der  Miliz  Missouris  in  dem  Dienst  der  Vereinigten 
Staaten  oder  des  Staates  waren ; und  gab  ausführliche  Mafs- 
regeln  über  den  Wahlmodus  für  diese  Wahlen  an.  Nach  den 
Vorschriften  dieses  Staates  vom  Jahre  1865  konnten  diejenigen 
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Wähler,  die  iu  dem  freiwilligen  Dienst  der  Vereinigten  Staaten, 
oder  in  der  Miliz  des  Staates  von  ihrem  Residenzdistrikt  ab- 
wesend waren,  abstimmen,  ohne  registriert  zu  sein;  und  solche 
Wahlen  sollten  gesetzlich  reguliert  werden.  Tennessee  (1866) 
beauftragte  den  kommandierenden  Offizier  „of  each  regimeut, 
battalion,  detachment,  battery,  or  hospital“,  die  Wahlen  unter 
■denjenigen  Wählern  abzuhalten,  welche  irgendwo  im  Militär- 
dienst abwesend  waren.  Nach  Michigans  (1866)  Verfügungen 
wurde  die  Legislatur  befähigt,  für  die  Wahlen  unter  den- 
jenigen Wählern  zu  sorgen,  welche  in  dem  wirklichen  Militär- 
dienst der  Vereinigten  Staaten  oder  des  Staates  von  ihrer 
„township,  ward,  or  State u abwesend  waren.  Mississippi 
(1868)  instruierte  die  Legislatur,  die  Regelung  der  Wahlen 
derjenigen  Wähler  zu  besorgen,  welche  in  dem  wirklichen 
Militär-  oder  Marinedienst  der  Vereinigten  Staaten  oder  des 
Staates  abwesend  waren.  New  Jersey  folgt  1875  (1)  mit  Be- 
stimmungen, welche  denjenigen  von  New  York  und  Penn- 
sylvania gleich  sind. 

Maryland  liefs  seine  hier  in  Betracht  kommenden  Be- 
stimmungen 1867  fallen;  Virginia  that  dasselbe  1870;  Georgia 
(seine  alten  Bestimmungen  vom  Jahre  1798)  1865;  Tennessee 
1870;  Arkansas  1868;  Missouri  1875;  und  Mississippi  1890. 
Gonnecticutt  setzte  fest,  dafs  die  Bestimmungen  mit  der  Re- 
bellion auf  hören  sollten 48.  Es  bleiben  1890  also  neun  Staaten  mit 
diesen  Bestimmungen  übrig,  nämlich  Nebraska,  New  York, 
Pennsylvania,  Rhode  Island,  Kansas,  Maine,  Nevada,  Michigan 
und  New  Jersey.  Es  ist  keine  Tendenz  in  den  neuen  Staaten 
vorhanden,  sie  aufzunehmeu,  und  die  alten  Staaten  scheinen 
sie  bei  der  ersten  Gelegenheit  fallen  zu  lassen.  Diese  Be- 
stimmungen können  insoweit  als  permanent  angesehen  werden, 
als  sie  nötig  sein  würden,  falls  es  einen  Krieg  gäbe. 

Wir  sind  jetzt  bereit,  die  anderen  allgemeinen  Priucipien 
zu  betrachten,  und  der  früheren  Reihe  nach  nehmen  wir  zu- 
nächst die  Eigentumsqualifikationen  auf. 

Im  Jahre  1890  finden  wir  eine  specifische  Eigentums-Eigentum 
qualifikation47  nur  in  Texas  und  Rhode  Island,  aber  in 

46  Missouris  Bestimmungen  vom  Jahre  1862  galten  auch  nur  für 
diesen  Krieg. 

47  Siehe  S.  128,  Note  16. 
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beiden  Füllen  bezieht  sie  sich,  streng  genommen,  nur  auf  lokale 
Wahlen.  Texas  (1876)  bestimmt,  dafs  die  sonst  qualifizierten 
Wühler  über  eine  Geldfrage  (expenditure  of  money  or  assumption 
of  debt)  in  irgend  einer  „city  or  incorporated  town“  nicht  abstimmen 
können,  wenn  sie  nicht  Steuern  bezahlen,  welche  auf  Eigentum  in 
der  betreffenden  „city  or  incorporated  town“  aufgelegt  werden : 
vorausgesetzt,  dafs  eine  Kopfsteuer  (poll-tax)  zum  Zwecke  der 
Schuldenzahlung  denjenigen  Personen  nicht  aufgelegt  werde, 
welche  darüber  nicht  abstimmen  dürfen.  Khode  Island  ent- 
lastet sich  1888  teilweise471  seiner  Last  vom  Jahre  1842,  und 
bestimmt,  dafs,  ühnlich  wie  im  Jahre  1842  und  Texas  1876, 
niemand  bei  der  Wahl  irgend  eines  Stadtrats,  oder  Uber 
die  Auflegung  einer  Steuer,  oder  Geldausgaben,  in  irgend 
einer  „city  or  town“  abstimmen  könne,  ohne  wahrend  des 
vorhergehenden  Jahres  eine  „tax  assessed  upon  his  property 
therein  valued  at  least  at“  $ 134  bezahlt  zu  haben.  Texas 
giebt  keinen  Betrag  oder  Wert  an,  und  seine  Bestimmungen 
gehören  vielleicht  eher  dem  folgenden  Steuerprincip,  als  dem 
Eigentumsprineip  an. 

S.  Carolina  lüfst  seine  Eigentumsbedingungen  1865  fallen. 
New  York  giebt  seine  Bestimmungen  in  Bezug  auf  den  „man 
of  color“  1874  auf. 

Minnesotas  Verbot  einer  Eigentumsqualifikation  ist  immer 
noch  in  Kraft.  Florida  wiederholt  sein  Verbot  1865,  hat  es 
aber  augenscheinlich  nicht  für  nötig  gehalten,  es  1868  noch 
einmal  zu  wiederholen.  Mississippi  wiederholt  sein  Verbot 


Sectionen  2 und  3 der  Bestimmungen  von  1842  (siehe  oben 
S.  14<5ff.)  werden  durch  zwei  ähnliche  ersetzt.  Sec.  1 bleibt  in  Kraft. 
Es  ergiebt  sich  daraus: 

1.  Dafs  die  früheren  Unterscheidungen  zwischen  dem  naturalisierten 
und  dem  eingeborenen  Bürger  der  Union  verschwinden  (denn  nach  1888 
wird  jeder  Wähler  bezeichnet  als:  „male  Citizen  of  the  United  States“). 

2.  Dafs  derjenige,  der  ein  Eigentum  zu  $ 134  hat,  gewisse  Be- 
günstigungen geniefst.  Er  braucht  nämlich  nur  Ein  Jahr  (statt  zwei)  im 
Staate  ansäfsig  gewesen  zu  sein:  die  Kegistrationssteuer  als  solche  nicht 
zu  zahlen  (siehe  8.  179);  überhaupt  nicht  förmlich  registriert  zu  sein 
(ausser  wenn  die  Legislatur  so  verordnet  — siehe  S.  205,  Note  78  * ). 

3»  Dass  eineEigentnmsqualificationnurin  Bezug  auf  die 
oben  erwähnten  lokalen  Angelegenheiten  unbedingt,  von 
allen  Wählern  verlangt  wird. 
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1868  (nicht  aber  1890).  Kansas  (1861),  N.  Carolina  (1868, 

1876),  S.  Carolina  (1868),  Arkansas  (1868),  Alabama  (1875), 
und  California  (1879)  haben  dieses  Verbot  angegeben.  Ar- 
kansas hat  es  auch  nicht  filr  nötig  gefunden,  es  1874  zu 
wiederholen.  Das  Verbot  ist  in  allen  Fällen  in  der  „Bill  [oder 
Declaration]  of  Rights“  zu  finden 4Ä. 

Die  Erwähnung  einer  Steuerbestimmung  erfährtstenera«. 
aber  nicht  solch  ein  Schicksal.  New  Yorks  Steuerbestimmung 
fällt  mit  den  Bestimmungen  Uber  den  .man  of  color“  1874 
weg.  Diejenige  von  N.  Carolina  fällt  1868  weg.  Die  Konsti- 
tutionen von  New  Hampshire  und  Delaware  sind  seit  1792 
resp.  1831  auf  unserem  Gebiet  ungeändert  geblieben.  Georgia 
behält  seine  alten  Bestimmungen  vom  Jahre  1798  bis  1877, 
und  seit  diesem  letzten  Jahre  wird  die  Zahlung  aller  Steuern 
verlangt,  wenn  der  Wähler  Gelegenheit  gehabt  hat,  sie  ge- 
setzlich zu  bezahlen,  aufser  f\lr  das  Jahr  vor  der  Wahl.  Penn- 
sylvania (1873)  ändert  die  Zahlungsfrist,  und  verlangt,  dafs 
der  Wähler,  der  über  22  Jahre  alt  ist,  innerhalb  zwei  Jahre 
eine  Staats-  oder  Grafschaftssteuer  bezahlt  habe,  welche  wenig- 
stens zwei  Monate,  vor  der  Wahl  aufgelegt,  und  einen  Monat 
vor  der  Wahl  bezahlt  worden  sei.  Virginia  verlangte  1864, 
dafs  der  Wähler  alle  Steuern  bezahlt  habe,  „aasessed  to  bim, 
after  the  adoption  of  this  Constitution,  under  the  laws  of  this 
Commonwealth  after  the  re  - Organization  of  the  county,  city, 
or  town  where  he  öfters  to  vote“.  Diese  Bestimmungen  ver- 
schwanden 1870,  ohne  dafs  Steuerbestimmuugen  sie  ersetzten. 

Aber  im  Jahre  1876  wurde  verlangt,  dafs  der  Wähler  „have 
paid  to  the  State,  before  the  day  of  election  the  eapitation 
tax  required  by  law  for  the  prcceding  year“.  Auch  diese  Be- 
stimmungen verschwanden  — 1882.  Louisiana  kehrte  1864 
wieder  zu  einer  Steuerbestimmung  zurück,  indem  es  die  Legis- 
latur ermächtigte,  das  Stimmrecht  solchen  Personen  zu  erteilen, 

„as  by  taxation  to  support  the  governmeut  ....  may  be  deemed 

4“  Siche  S.  145,  und  Note  34  daselbst. 

Minnesota  t'1858)  verbietet  eine  Religionsqualitikation  (religious  fest). 

Arkansas  (1868  und  1874)  thut  dasselbe;  auch  Kansas  (1861).  ln  West 
Virginia  (1872)  lautet  es:  „No  religious  or  political  test  oath  shall  be 
required  as  a prerequisite  or  qualification  to  vote.“  Diese  Bestimmungen 
sind  alle  1890  noch  in  Kraft. 

49  Siehe  McCrary,  §§  72 — 78. 

Staats-  u.  Völkerrecht!.  Abhandl.  I.  4.  — Fisk.  12 
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entitled  thereto*.  Aber  dies  verschwand  1868.  Mississippi 
kehrt  1890  auch  zu  einer  Steuerbedingung  zurück:  derjenige 
Wähler,  welcher  die  Qualifikationen  des  Bürgerrechts  und 
der  Residenz  hat,  darf  abstimmen,  wenn  er  an  oder  vor  dem 
I.  Februar  des  Jahres,  in  welchem  er  abstimmen  will,  alle  die 
ihm  aufgelegten  Steuern  bezahlt  hat,  wenn  er  Gelegenheit  ge- 
habt hat,  sie  gesetzlich  während  der  vorhergehenden  zwei 
Jahre  zu  zahlen.  Er  mufs  ferner  den  Wahlbeamten  genügenden 
Beweis  dafür  geben,  dafs  er  diese  Steuern  bezahlt  hat. 

Bis  jetzt  geht  es  aus  diesen  Steuerbestimmungen  nicht 
hervor,  ob  in  den  schon  erwähnten  Staaten  (aufser  Virginia)  eine 
Kopfsteuer  (poll-tax,  capitation  tax)  unter  den  Steuern  zu  ver- 
stehen sei.  In  einigen  Staaten  dagegen  finden  wir  eine  Kopfsteuer 
ausdrücklich  erwähnt.  Nevada  (1864)  instruiert  die  Legislatur, 
Verfügungen  Uber  die  Zahlung  einer  jährlichen  Kopfsteuer 
(poll-tax)  zu  nicht  weniger  als  $ 2,  und  nicht  mehr  als  $ 4, 
zu  erlassen,  welche  von  allen  männlichen  Einwohnern  des 
Staates  zwischen  21  und  60  Jahren  (uncivilisierte  amerikanische 
Indianer  ausgenommen)  verlangt  werden  solle;  und  die 
Zahlung  dieser  Steuer  dürfe  zu  einer  Vorbedingung  des  Stimm- 
rechts gemacht  werden,  aufser  für  die  Fälle,  wo  die  Wähler 
in  dem  Militär-  oder  Marinedienst  der  Vereinigten  Staaten 
seien.  Tennessee  (1870)  verlangt  von  dem  Wähler,  dafs  er 
Beweis  dafür  gebe,  dafs  „he  has  paid  the  poll-taxes  assessed 
against  him  for  such  preceding  period  as  the  legislature  shall 
prescribe,  and  at  such  time  as  mav  be  prescribed  by  law“. 
Massachusetts  (1881)  sagt,  dafs  (tie  Nicht-Zahlung  einer 
Kopfsteuer  (poll-tax)  keine  arme  (pauper)  Person  disqualifizieren 
solle,  welche  in  Kriegszeiten  in  der  Armee  oder  der  Marine 
der  Vereinigten  Staaten  gedient  habe,  und  von  dem  Dienst  in 
Ehren  entlassen  worden  sei,  vorausgesetzt,  dafs  sie  sonst  qua- 
lifiziert sei.  Im  Jahre  1890  wird  dies  so  amendiert,  dafs  es 
ohne  das  Wort  „arme“  (pauper)  zu  lesen  ist.  Diese  Bestimmungen 
von  Massachusetts  zeigen,  dafs  seine  früheren  und  noch  geltenden 
Steuerbestimmungen  (vom  Jahre  1822  schon)  auch  Kopfsteuern 
umfassen.  Florida  (1886)  gestattet  der  Legislatur,  die  Zahlung 
der  gesetzlichen  Kopfsteuer  (capitation  tax)  zur  Vorbedingung  des 
Stimmrechts  zu  machen.  Wir  haben  gesehen,  dafs  Texas  und 
Rhode  Islaud  Steuern  erwähnen.  Aufser  den  oben  angeführten 
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Bestimmungen  von  Rhode  Island  ermächtigt  dieser  Staat  (1888: 
den  Bestimmungen  vom  Jahre  1842  ähnlich)  die  Legislatur, 

Gesetze  über  die  Erhebung  einer  Registrationssteuer  (was  hier 
einer  Wahl-Kopfsteuer  gleich  ist)  zu  erlassen,  welche  Steuer  den 
Betrag  von  $ 1 haben,  oder  eine  Summe  sein  soll,  welche  zu- 
sammen mit  anderen  Steuern  $ 1 ausmacht.  Diese  Steuer  ist 
von  denjenigen  zu  verlangen,  die  registriert  werden  müssen49*; 
sie  kanu  aber  denjenigen,  welche  Militärdienst  geleistet 
haben,  für  das  Jahr  remittiert  werden , in  dem  sie  den 
Dienst  geleistet  haben ; auch  einem  Marinesoldaten,  für  irgend 
ein  Jahr,  das  er  auf  der  See  zugebracht  hat;  und  irgend 
jemandem , der  „by  reason  of  extreme  poverty“  die  Steuer 
nicht  bezahlen  kann:  vorausgesetzt,  dafs  die  betreffende  Person 
in  den  letzten  zwei  Fällen  um  die  Remission  nachsucht. 

Nach  dem  Vorangehenden  sehen  wir  also  eine  Steuer- 
bestimmung im  Jahre  1890  in  11  Staaten,  nämlich  New 
Hampshire,  Delaware,  Georgia,  Pennsylvania,  Mississippi, 

Texas,  Rhode  Island,  Nevada,  Tennessee,  Massachusetts, 

Florida.  Von  diesen  11  erwähnen  Nevada  und  Florida  eine 
Kopfsteuer  dahin,  dafs  die  Legislatur  die  Zahlung  derselben 
als  eine  Bedingung  zum  Stimmrecht  verlangen  könne;  und 
Tennessee  dahin,  dafs  die  Zahlung  derselben  eine  Bediuguug 
zum  Stimmrecht  sei.  Neben  den  Eigentumssteuern  erwähnen 
Massachusetts  eine  Kopfsteuer,  und  Rhode  Island  eine  Wahl- 
registrationssteuer  (registry  tax).  (Texas  erwähnt  eine  Kopf- 
steuer, aber  nicht  als  eine  Be d i ng u n g zum  Stimmrecht.)  Nur 
Nevada,  Tennessee  und  Florida  erwähnen  eine  Kopfsteuer 
allein,  d.  h.  ohne  eine  Eigentumssteuer.  In  betreff  der  Be- 
stimmungen Uber  eine  Kopfsteuer  erinnere  ich  daran , dafs 
Virginia  eine  solche  Bestimmung  1876 — 1882  hatte  (siebe  oben); 
dafs  in  der  früheren  Zeit  New  Hampshire  eine  Kopfsteuer 
ausdrücklich  erwähnte,  und  zwar  in  den  Jahren  1784  — 1792; 
und  dass  Rhode  Island  eine  Registrationssteuer  (registry  tax) 
seit  1842  erwähnt  hat. 

In  dieser  Periode  verschwinden  die  Unterscheidungen  Penon“. 
wegen  der  Farbe  (Rasse)  des  Wählers.  Dies  geschah  in  einigen 

4!>*  Siehe  unten  S.  205,  Note  78 » , und  oben  S.  176,  Note  47  » (2). 

50  „The  words  ,inhabitant‘,  .Citizen',  and  .resident',  aa  employed 
in  different  constitutions  to  define  the  qualifications  of  electors,  mean 

12* 
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Konstitutionen  bevor  das  XV.  Amendement  zur  Bundes- 
verfassung 18T0  flir  ratifiziert  erklärt  wurde®1. 

„White“  wurde  von  Tennessee  1866  gelöscht  (durch 
Amendierung) ; von  Alabama  1867;  S.  Carolina,  X.  Carolina, 
Louisiana,  Mississippi,  Arkansas  und  Florida  1868;  Virginia, 
Illinois  und  Missouri  1870;  Pennsylvania  1873;  California 
1879;  Indiana  1881;  und  von  Wisconsin  1882.  Es  ist  aus- 
drücklich durch  ein  Amendement  in  Iowa  und  Minnesota  1 868 
geltischt;  in  Michigan  1870;  in  New  Jersey  1875;  und  in 
Connecticutt  1876.  Kansas,  West  Virginia,  Nevada  und 
Nebraska  traten  in  die  Union  mit  dem  Wort  „white“; 
aber  West  Virginia  liefs  es  1872  fallen;  Nebraska 
1875;  und  Nevada  durch  ein  besonderes  Amendement  1880; 
in  Kansas  bleibt  es  bestehen.  Obgleich  im  Jahre  1890  „white“ 
in  den  Konstitutionen  von  Delaware,  Maryland,  Kentucky, 
Ohio,  Oregon  und  Kansas  zu  finden  ist,  so  ist  es  doch  durch 
das  XV.  Amendement  der  Bundesverfassung  anfser  rechtlicher 
Kraft  gesetzt  worden;  was  auch  von  der  Bestimmung  Oregons 
in  Bezug  auf  das  Exkludieren  des  „negro,  Chinatnau,  or 
mulatto“  gilt  — vorausgesetzt  in  allen  Fällen,  dafs  die  be- 
treffende Person  ein  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  sei. 

Tennessee,  Texas,  X.  Carolina  und  New  York  geben  ihre 
Bestimmungen  Uber  die  Neger  1866,  resp.  1868,  1868 

und  1874 52  auf.  Indiana  strich  1881  seine  Bestimmung, 
welche  (1851)  den  „negro  or  mulatto“  exkludierte.  Es  ist 
interessant  zu  bemerken,  dafs  Georgia  1865  seinen  Wähler 
als  „free  white  male  eitizeu  of  the  State“  und  „of  the  United 
States“  bezeichnet.  Dies  liefs  es  aber  1868  fallen. 

X.  Carolina  liefs  „freeman“  1868  fallen,  und  Pennsylvania 
1873.  Diese  Bezeichnung  ist  immer  noch  in  Vermont  zu  fiuden. 


substantially  the  samt  thing;  and  one  is  inhahitant,  resident,  or  eitizeu 
at  the  place  where  he  ha«  hi«  domicile  or  home.“  Cooley,  S.  754—  755. 
Siehe  aber  McCrary,  §§  31 — 33. 

111  Siehe  Cooley,  S.  752.  Note  4. 

,l|!  Es  wurde  in  New  York  über  gleiche  Stimmberechtigung  für  die 
Neger  (colored  persons)  abgestimmt: 

1846,  und  verworfen,  durch  223  884  gegen  85  306  Stimmen: 

1860,  und  verworfen,  durch  337  984  gegen  197  503  Stimmen; 

1868,  und  verworfen,  durch  232  403  gegen  249  802  Stimmen. 

Poore,  S.  1353,  Anmerkung. 
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„Free“  verschwand  in  Maryland  und  Louisiana  1864;  in 
Missouri  1865;  Tennessee  1866;  S.  Carolina,  Mississippi, 
Arkansas,  Florida  und  Texas  1868.  Es  besteht  immer  noch 
in  Kentucky  und  Delaware.  Das  XIII.  Amendement  der 
Bundesverfassung  (1865)  macht  diese  Bezeichnung  selbst- 
verständlich Überflüssig. 

Der  Ausdruck,  welcher  1890  am  häufigsten  vorkommt 
ist:  „male  citizen  of  the  United  States“.  Er  ist  in  15  Staaten 
zu  finden:  Connecticutt  (1876),  Georgia  (1877),  Idaho,  Illinois 
(1870),  Iowa  (1868),  Maine  (1820),  Montana.  Nevada  (1880), 
New  .Jersey  (1875),  Rhode  Island  (1888)524,  South  Carolina 
(1868),  Tennessee  (1870  — mit  „person“  zwischen  „male“ 
und  „citizen“  eingeschaltet),  Virginia  (1870),  California  (1850 
mit  „white“  vorangesetzt ; 1879  mit  „native“  vorangesetzt  siehe 
aber  unten  S.  212  unter  1),  und  Washington.  Ohio,  Oregon  und 
Maryland  gelifiren  in  der  That  zu  dieser  Gruppe , wenn  es 
auch  in  ihren  Konstitutionen  lautet:  „white  male  citizen  of 

the  United  States“,  wie  seit  den  Jahren  1851,  resp. 
1859  und  1864.  Das  gilt  auch  von  N.  Carolina  und  Vermont: 
in  N.  Carolina  (1868  und  1876)  lautet  es  nämlich:  „male 
person  born  in  the  United  States“,  und  „male  persou  who  has 
beeil  naturalized“  ; und  Vermonts  Bestimmungen  vom  Jahre  1 828, 
welche  praktisch  dasselbe  wie  „Bürger  der  Vereinigten  Staaten“ 
sind,  sind  immer  noch  vorhanden.  (Louisiana  hatte  1868  den- 
selben Ausdruck,  wie  der  hier  von  N.  Carolina  angegebene, 
mit  dem  Zusatz  „subject  to  the  jurisdiction“  der  Vereinigten 
Staaten;  aber,  wie  wir  später  sehen  werden,  ändert  es  diese 
Bestimmung  1879.  In  Louisiana  war  es  1864  wie  vorher.) 

Wyoming  sagt  einfach  „citizen  of  the  United  States“  — es  hat, 
wie  unten  erklärt,  allgemeines  Frauenstimmrecht  vorgeschrieben. 

New  Hampshire  hat  seit  1792  in  Bezug  auf  die  Be-  . 
Zeichnung  der  Person  des  Wählers  seine  Bestimmungen  nicht 
geändert  („male  inhabitant“). 

Mississippi  (1868  und  1890)  sagt:  „male  inhabitant  of 
this  State“;  West  Virginia  (1872):  „male  citizens  of  this 
State“  — (es  hatte  1863,  als  es  in  die  Union  eintrat,  das 
Wort  „white“  diesem  Wortlaut  vorangesetzt). 


®ä»  Siehe  oben  S.  176,  Note  47»  (2). 
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Vier  Staaten  sagen  „male  Citizen“,  nämlich  Massachusetts 
(1822),  Michigan  (1870  — aber  siehe  unten  für  andere  Be- 
stimmungen in  Bezug  auf  Fremde),  Pennsylvania  (1873)  nnd 
New  York  (1874).  Delaware  und  Kentucky  gehören  eigentlich 
zu  dieser  Gruppe,  mit  ihrem  „free  white  male  citizen“,  von 
den  Jahren  1831,  resp.  1850.  In  Pennsylvania  aber 
mufs  der  „male  citizen“  wenigstens  einen  Monat  „citizen  of 
the  United  States“  gewesen  sein;  und  in  New  York  wenigstens 
10  Tage  ein  „citizen“. 

Die  zweite  grofse  Gruppe  ist  die,  welche  14  Staaten  um- 
fafst,  welche  den  Wähler  bezeichnen  als  einen  männlichen 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten , oder  eine  Person  fremder 
Geburt,  welche  die  Erklärung  gemacht  hat,  dafs  sie  ein 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  werden  wolle  — oder  andere 
Worte  zu  demselben  Zwecke  angeben.  Die  14  Staaten  sind: 
Alabama  (1867  und  1875),  Arkansas  (1868  und  1874),  Colo- 
rado (1876),  Florida  (1868  und  1886;  1865  war  es  wie 
vorher),  Indiana  (1881),  Kansas  (1861  — mit  „white“,  wie 
es  noch  1890  steht),  Louisiana  (1879),  Missouri  (mit  „white“ 
1865,  ohne  „white“  1870  und  1875),  Minnesota  („white“  wurde 
186S  gestrichen),  Nebraska  (mit  „white“  1867,  ohne  „white“ 
1875),  N.  Dakota,  S.  Dakota,  Texas  (1868  und  1876  — 
an  einer  nnderen  Stelle  der  Konstitution  vom  Jahre  1868 
lautet  es:  „male  citizen  of  the  United  States“;  1866  war  es 

wie  vorher)  und  Wisconsin  („white“  vom  Jahre  1848  wurde 
1882  weggelassen). 

Diese  Gruppe  von  14  Staaten  umfafst  alle  die  Staaten, 
welche  Bestimmungen  in  Bezug  auf  die  nicht-naturalisierten 
Wähler,  angeben,  aufser  Michigan ; und  unter  diesen  15  Staaten 
befindet  sich  keiner,  der  vor  1812  in  der  Union  war.  Aufser  den 
Bedingungen  des  Alters  und  der  Residenz  geben  10  dieser  Staaten 
keine  Frist  an,  innerhalb  welcher  die  Erklärung  vor  der  Wahl 
gemacht  werden  mufs,  nämlich  Alabama,  Arkansas,  Florida, 
Indiana,  Kansas,  Louisiana,  Minnesota,  S.  Dakota,  Texas  und 
Wisconsin.  Nebraska  tliat  es  1867  auch  nicht,  aber  bestimmt 
1875  30  Tage.  Missouri  bestimmt,  seit  1865,  nicht  weniger 

53  „Indians  and  Mongolians  or  Chinese  are  not  entitled  to  natur- 
alization.“  McCrary,  § 36.  (Geschrieben  1887.)  Siehe  McCrary,  § 46. 
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als  ein  Jahr,  und  nicht  mehr  als  5 Jahre.  Colorado  schreibt 
4 Monate  vor;  X.  Dakota  nicht  weniger  als  ein  Jahr,  und 
nicht  mehr  als  6 .Jahre.  Indiana  verlangt,  dafs  der  Ausländer 
ein  Jahr  Einwohner  der  Vereinigten  Staaten  gewesen  sei. 
Michigans  Bestimmungen  vom  Jahre  1850  über  diese  Frage 
sind  noch  in  Kraft  (siehe  die  vorhergehende  Periode).  (Siehe 
California  und  Rhode  Island  unten  S.  212.) 

S.  Carolina  nahm  1865  solche  Bestimmungen  auf.  liefs 
sie  aber  1868  fallen.  Es  bestimmte  nämlich,  dafs  „an  emigrant 
from  Europe“,  der  die  Qualifikationen  der  Residenz  und  des 
Alters  hatte,  abstiminen  konnte,  wenn  er  eine  Erklärung 
gemacht  hatte,  dafs  er  gesetzmäfsig  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  werden  würde. 

Georgia  hatte  diese  Art  Bestimmungen  1868 — 1877. 

Massachusetts  strich  1863  das  ganze  Amendement  vom 
Jahre  1859,  wonach  der  naturalisierte  Ausländer  eiu  Ein- 
wohner der  Vereinigten  Staaten  2 Jahre  nach  seiner 
Naturalisation  sein  mufste,  bevor  er  abstimmen  konnte. 

Alle  Staaten  verlangen  1890  eine  einjährige  Staatsresidenz, 
aufser  16,  nämlich: 

a.  New  Hampshire,  welches  keine  Frist  vorschreibt; 

b.  Drei,  welche  2 Jahre  verlangen,  nämlich  Kentucky 
(wie  vorher  — und  noch  mit  der  Alternative  der  ein- 
jährigen Grafschafts-  oder  Stadtsresidenz),  Rhode 
Island 541  und  Mississippi; 

c.  Neun,  welche  6 Monate  vorschreiben,  nämlich  Indiana, 
Iowa  und  Oregon  — wie  vorher;  Kansas,  Nebraska, 
Nevada,  Colorado,  Idaho  und  S.  Dakota; 

d.  Zwei,  die  3 Monate  verlangen:  Maine  und  Michigan 
(beide  wie  vorher). 

e.  Minnesota,  welche  4 Monate  verlangt  (wie  vorher). 

D.  h.,  28  der  44  Staaten  schreiben  ein  Jahr  vor54*.  Die 

Änderungen  seit  1860  sind  folgende54“  : Virginia  liefs  seine  zwei- 
jährige Bedingung  1864  falleu,  und  nahm  die  von  einem  Jahr 
auf;  Tennessee  nahm  eine  einjährige  Frist  1870  auf;  Florida 

154  „ A person’s  residence  is  tlie  place  of  his  domicile,  or  tlie  place 
where  his  habitation  is  tixed  without  any  present  intention  of  removing 
tlicrefrom.“  Cooley,  § 754.  Vergl.  McCrary,  §§  62,  63,  70. 

M a Siehe  aber  S.  176,  Note  47 a (2). 


lteii- 

denfc54. 
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liefs  seine  zweijährige  Frist  1865  fallen,  und  nahm  eine  ein- 
jährige auf;  in  Arkansas  (1874)  niufs  die  Staatsresidenz  ein 
Jahr  gedauert  haben  (1868  war  es  6 Monate;  1836 — 1868 
mufste  der  Wähler  Bürger  [citizen]  des  Staates  6 Monate  ge- 
wesen sein);  California  wechselt  von  6 Monaten  zu  einem  Jahr, 
1879;  Georgia  verlangte  1865  zwei  Jahre,  1868  sechs  Monate, 
1877  ein  Jahr;  Mississippi  wechselte  1868  von  einem  Jahr  zu  sechs 
Monaten,  und  1890  zu  zwei  .Jahren;  Alabama  wechselte  1867 
von  einem  Jahr  zu  sechs  Monaten,  und  1875  wieder  zu  einem 
Jahr;  und  S.  Carolina  liefs  seine  zweijährige  Bedingung  1868 
fallen,  und  nahm  eine  einjährige  auf.  Die  neuen  Staaten 
haben  ihre  Frist  nicht  geändert,  seitdem  sie  in  die  Union 
eingetreten  sind,  aufser  Nebraska,  welches  1867  die  Festsetzung 
der  Frist  der  Legislatur  Uberliefs,  im  Jahre  1875  aber  sechs 
Monate  vorschrieb. 

Eine.  Residenz  in  der  Grafschaft  oder  sonstigem  Wahl- 
bezirk des  Staates  wird  verlangt,  wie  folgt: 

a.  Ein  Jahr  von  Kentucky  (county,  towu,  or  city  — aber 
mit  der  Alternative  der  zweijährigen  Staatsresideuz) 
und  Mississippi  (1890  — „election  district,  or  in- 
corporated city  or  town“); 

b.  Sechs  Monate  von  11  Staaten:  Georgia  (county;  1877), 
Connecticutt  (town),  Massachusetts  (town  or  district), 
Maryland  (1851;  Baltimore  City,  county,  oder  Ab- 
teilung einer  Grafschaft  oder  Stadt , wenn  dieselben 
iu  Wahlbezirke  geteilt  sind),  Rhode  Island  (town  or 
city),  Tennessee  (1870;  county),  Louisiana  (parisli ; 
1879),  Arkansas  (county;  1874),  Florida  (county; 
1868),  Texas55  (1868;  district  or  county),  und 
N.  Dakota  (county); 

c.  Fünf  Monate  von  New  Jersey  (1844;  county); 

d.  Vier  Monate  von  New  York  (county) ; 

e.  Drei  Monate  von  Virginia  (1870;  „county,  city,  or 
town“),  und  Alabama  (1875;  county); 

f.  Neunzig  Tage,  von  N.  Carolina  (1876;  county),  Illinois 


55  An  einer  zweiten  Stelle  verlangte  Texas  1868  liier  60  Tage.  Ich 
verstehe  nicht,  warum  Texas  zwei  Gruppen  von  Stimmrechtsbestimmungen 
im  Jahre  1868  hatte. 
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(1870;  county) , California  (1879;  county),  und 
Washington  (county); 

g.  Zwei  Monate  von  Pennsylvania  (1873;  „election 
district“); 

h.  SechzigTage  von 6 Staaten : Indiana (1881 ; „township“), 
Missouri  (1 865 ; „county,  city,  ortown“),  Towa  (county), 
West  Virginia  (1872;  county),  S.  Carolina  (1868; 
county),  und  Wyoming  (county); 

i.  Dreifsig  Tage  von  4 Staaten:  Kansas  (1861 ; „township 
or  ward“),  Nevada  (1864;  „district  or  county“),  Idaho 
(county),  und  S.  Dakota  (county); 

j.  Ein  Monat  von  Delaware  (county); 

k.  Zehn  'Page  von  Michigan  („township  or  ward“),  und 
Minnesota  („election  district“). 

Vier  Staaten  erwähnen  hier  keine  Frist,  nämlich  New 
Hampshire,  Vermont,  Maine  und  Oregon.  Wisconsin  (1882) 
bestimmt:  in  der  „election  district“  solche  Frist,  als  werde  ge- 
setzlich festgesetzt  werden,  nicht  aber  langer  als  30  Tage.  Ohio 
hat  seine  Bestimmungen  vom  Jahre  1851  nicht  geändert:  in 
der  „county,  township,  or  ward“  nach  gesetzlicher  Festsetzung. 
Montana  sagt : in  der  „town,  county,  or  precinct“  nach  gesetz- 
licher Regelung;  und  Nebraska  (1867,  1875)  in  der  „county, 
precinct,  or  ward“  nach  gesetzlicher  Festsetzung.  Colorado 
bestimmt:  in  der  „county,  city,  town,  ward,  or  precinct“  nach 
gesetzlicher  Festsetzung.  (Hier  in  Colorado  haben  wir  also 
die  „precinct“  deutlich  genug  als  eine  Abteilung  der  „ward“  ; 
vergleiche  die  Einteilung  in  Wahlbezirke,  welche  in  der  vorher- 
gehenden Periode  angegeben  ist  — oben  S.  155.) 

Georgia  verlangte  1868  dreifsig  Tage  in  der  „county“; 
1865  sechs  Monate  in  „district  or  county“  ; S.  Carolina  1865 
sechs  Monate  in  dem  „district“  ; Virginia  1864  sechs  Monate 
in  der  „county,  city,  or  town“;  N.  Carolina  1868  dreifsig 
Tage  in  der  „county“  ; Tennessee  keine  Frist  1866  — es  war 
Sache  der  Legislatur;  Louisiana  1864  drei  Monate,  1868  zehn 
Tage,  in  der  „parish“  ; Mississippi  1868  einen  Monat  in  der 
„county“;  Alabama  1867  sechs  Monate  in  der  „county“,  1875 
aber  wieder  drei  Monate:  West  Virginia  1863  dreifsig  Tage 
in  der  „county“  ; Arkansas  verlangte  1868  einfach,  dafs  der 
Wähler  ein  wirklicher  Einwohner  der  „county“  sei. 
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Änderungen  seit  1860  sind  wahrend  dieser  Periode  zu 
ersehen  in  Pennsylvania,  Georgia,  Tennessee,  S.  Carolina, 
Virginia,  N.  Carolina,  Louisiana,  Indiana,  Mississippi,  Illinois, 
Alabama,  Missouri,  Arkansas,  Florida,  Texas,  Wisconsin  und 
California.  Die  Änderungen  Hber  in  Florida  und  Texas  Bind 
Änderungen  in  den  Bezeichnungen  der  Wahlbezirke,  nicht  in 
den  Festsetzungen  der  Fristen. 

Was  die  „ward“  oder  „precinct“  anlangt,  so  sehen  wir, 
aufser  den  oben  angegebenen  ausdrücklichen  Erwähnungen 
eines  solchen  Wahlbezirks  von  Michigan,  Kansas,  Ohio,  Mont- 
ana, Nebraska  und  Colorado,  und  aufser  den  wahrscheinlichen 
Hindeutungen  auf  einen  solchen  Wahlbezirk  in  Maryland  (der 
Wähler  mufs  nach  anderen  Bestimmungen  sogar  in  der  „ward 
or  election  district“  seiner  Residenz  abstimmen),  Penn- 
sylvania, Minnesota  und  Wisconsin,  dafs  eine  Residenz 
von  90  Tagen  in  einem  solchen  Wahlbezirk  von  N.  Dakota 
(„precinct“)  verlangt  wird;  von  60  Tagen  von  Keutucky  (1850; 
„precinct“);  von  einem  Monat  von  Arkansas  (1874;  „precinct 
or  ward“);  von  30  Tagen  von  7 Staaten,  nämlich  Alabama 
(„precinct,  district  or  ward“  1875),  Illinois  (1870;  „election 
district“),  New  York  (1874;  „election  district“),  California 
(1879;  „precinct“),  Louisiana  und  Indiana  (1879  resp. 
1881  ; „ward  or  precinct“),  und  Washington  ( „city,  town,  ward, 
or  precinct“);  von  10  Tagen  von  S.  Dakota  („precinct“).  Aber 
Alabama  fügt  (1875)  hinzu,  dafs  die  Legislatur  die  vorge- 
schriebene  Residenzfrist  in  irgend  einer  „precinct  in  any 
county,  or  in  any  ward,  in  any  incorporated  city  or  town“ 
mit  mehr  als  5000  Einwohnern  verlängern  oder  verkürzen 
könne,  aber  nicht  verlängern  zu  mehr  als  3 Monaten.  Texas  (1876) 
gestattet,  dafs  der  sonst  qualifizierte  Wähler,  der  innerhalb  einer 
„city  or  corporate  town“  6 Monate  wohnhaft  gewesen  sei,  darin  ftlr 
den  Bürgermeister  und  alle  anderen  wählbaren  Beamten  abstimme 
(siehe  aber  oben  S.  176).  Maine  befähigt  (1869)  die  Legislatur,  die- 
jenigen Städte  (towns),  welche  4000  oder  mehr  Einwohner  haben, 
„or  haviug  voters  residing  on  any  island  witliin  the  limits  thereof“, 
in  kleinere  Wahlbezirke  für  die  Wahlen  der  Mitglieder  der 
Legislatur  einzutheilen,  und  für  den  Wahlmodus  in  denselben 
zu  sorgen.  (Über  die  Gesamtdarstellung  der  Fristen  siehe 
die  übersichtstabeile  am  Ende  dieser  Schrift.) 
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New  York  (1846,  1874)  verlangt,  dafs  der  Wühler  10  Tage 
ein  Bürger  gewesen  sei;  Minnesota  (1858)  ein  Jahr  Einwohner 
der  Vereinigten  Staaten. 

Die  Bedingung,  dafs  der  Wühler  in  seinem  Residenzwahl- 
bezirk abstimmen  rnufs,  ist  entweder  ausdrücklich  angegeben 56, 
oder  angedeutet,  oder  als  ein  geltendes  Princip  verstanden  5T,  in 
den  Konstitutionen  aller  Staaten,  mit  einigen  Ausnahmen.  Die 
Ausnahmen  sind  in  den  Kriegsbestimmungen RS  von  Nebraska, 
New  York,  Pennsylvania,  Rhode  Island,  Kansas,  Maine,  Nevada, 
Michigan  und  New  Jersey  (siehe  oben  S.  173 ff.);  und  je  eine  in 
Texas,  Wisconsin  und  Oregon.  In  Texas  kann  nämlich  der  Wähler, 
welcher  in  einer  unorganisierten  Grafschaft  wohnt,  in  irgend  einer 
„election  precinct“  in  derjenigen  Grafschaft  abstimmen,  welche 
zum  Zweck  gerichtlicher  Verhandlungen  mit  seiner  Residenzgraf- 
sehaft  vereinigt  ist.  (Die  früheren  Bestimmungen  von  Texas 
Uber  die  Abstimmungen  für  Distrikts-  und  Staatsbeamte  ver- 
schwanden 1876.)  Die  Ausnahmen  in  Wisconsin  und  Oregon 
kommen  von  der  früheren  Periode  her,  und  sind  oben  (S.  157) 
zu  ersehen. 

Missouri  verlangte  1865,  dafs  der  Wühler  in  seinem  Re- 
sidenzbezirk abstimme,  oder  wo  sein  Name  registriert  wurde  — 
aufser  wann  die  Kriegsbestimmungen  zur  Anwendung  kamen. 


Louisiana  bestimmte  18(54,  dafs  der  Wähler  in  seinem  Residenz - 
Wahlbezirk  abstimmen  mufste,  und  dafs  das  Stimmrecht  in  einer  Graf- 
schaft nicht  verloren  ging,  bevor  es  in  einer  nuderen  erworben  wurde. 
Diese  Bestimmungen  erscheinen  1868  wieder,  nur  heifst  es  Registrations- 
wahlbezirk  statt  Residenzwahlbezirks.  Ähnliche  Bestimmungen  erscheinen 
1879  nicht. 

Allgemein  gilt  folgendes:  „It  is  sometimes  laid  down  as  a general 
proposition  that  in  case  of  a reinoval  by  a person  from  one  place  to 
anothcr,  bis  tirst  residence  is  not  lost  until  tlie  second  is  acquired.  And 
this  is  true  for  some  purposcs,  but  not  for  tlie  purpose  of  determining 
tbe  right  of  such  person  to  vote.“  MeCrary,  § 65. 

„ It  is  now  generally  required  that  tbe  elector  shall  ouly  exercise 
within  tlie  municipality  where  he  has  his  residence  his  right  to  partiei- 
pation  in  either  local  or  general  elections.“  Cooley,  § 754;  siehe  auch 
Note  1 daselbst,  über  Bundesverfassung,  Art.  I,  Sec.  4,  und  Art.  II,  Sec.  1 
(die  Staatenlegislatureu  können  nämlich  des  betreffenden  Rechts  nicht  durch 
Staatenkonstitutionen  beraubt  werden!. 

Allgemein  gilt  folgendes:  „Eleetors  can  not  be  residents  of  one 
district  and  vote  in  another.“  MeCrary,  § 60. 

68  „A  Statute  attompting  to  authorize  soldiers  to  vote  out  of  the 
State  is  unconstitutional.  MeCrary,  § 55.  D.  h.,  wenn  die  Staats- 
konstitution darüber  schweigt. 
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Dies  verschwand  1870.  Tennessee  schrieb  1866  vor,  dafs  der 
Wähler,  wenn  sonst  qualifiziert,  in  irgend  einer  Grafschaft 
abstimmen  konnte.  Aber  dies  erscheint  1870  nicht  wieder  — im 
Gegenteil,  die  Legislatur  wird  ermächtigt,  Gesetze  darüber  zu  er- 
lassen, dafs  der  Wähler  in  seinem  Residenzwahlbczirk  ab- 
stimmen solle. 

S.  Carolina  liefs  seine  Eidbestinnnungen  1865  fallen, 
und  New  York  seine  Bestimmungen  tlber  die  „proper  proofs“ 
1874.  Wir  haben  am  Anfänge  dieser  Periode  gesehen,  wie 
Missouri,  Maryland,  Virginia,  Tennessee,  Alabama  und  Arkansas 
Eidbestimmungen  vorgeschrieben,  und  sie  wieder  haben  fallen 
lassen ; und  wie  Louisiana  ein  Certifikat  vorgeschrieben , und 
später  aufgehoben  hat.  Aber  Virginia  ersetzte  (1870)  den 
aufgehobenen  Eid  zugleich  durch  einen  anderen  Eid , worin 
der  Wähler  schwur,  dafs  er  nicht  disqualifiziert  sei.  Aber  nach 
1876  wird  in  Virginia  kein  Eid  verlangt.  Die  Eidbestimm- 
ungcn  von  Counecticutt,  Vermont  und  Minnesota  sind  seit 
1818  resp.  1791,  1858,  nicht  geändert  worden.  Florida  (1868 
und  1886)  verlangt  von  dem  Wähler  bei  der  Kegistration  einen 
Eid,  dafs  er  die  Verfassungen  der  Vereinigten  Staaten  und 
Floridas  unterstützen  werde.  Nevada  (1864)  befähigt  die 
Legislatur,  flir  einen  Eid  zu  sorgen.  Georgia  verlangte  1868 
von  dem  Wähler,  dafs  er,  wenn  anfgefordert,  schwere,  dafs  er 
Wahlbestechung  „nt  this  election“  nicht  begangen  habe.  Im 
Jahre  1877  werden  Vorschriften  über  einen  Eid  getroffen, 
wonach  der  Wähler,  wenn  aufgefordert,  schwören  mufs,  dafs 
er  qualifiziert  sei,  und  bei  der  Wahl  nicht  schon  abgestimmt 
habe.  In  N.  Carolina  (1868  und  1876)  raufs  der  Wähler  bei 
der  Registration  den  Vereinigten  Staaten  und  dem  Staat  Treue 
schwören.  In  Mississippi  (1868)  tnufs  er  dasselbe  thun,  und 
aufserdem  schwören,  dafs  er  qualifiziert  sei.  Der  Eid  ist  1890 
in  Mississippi  umständlicher  als  1868.  Tn  New  York  (1874) 
und  Pennsylvania  (1873)  mufs  der  Wähler,  wenn  wegen  Ver- 
dachts wegen  Wahlbestechung  aufgefordert,  Eid  leisten,  dafs 
er  unschuldig  sei  (siehe  unten). 

Im  Jahre  1890  finden  wir  also  Eidbestimmungen  in  10  Staaten: 
Counecticutt,  Vermont,  Minnesota,  Florida,  Nevada,  Georgia, 
N.  Carolina,  Mississippi,  New  York  und  Pennsylvania 5U. 

T, a  Siehe  Anmerkung  80,  8.  208  unten. 
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Siebenund  drei  feig  Staaten  exkludieren  1890  wegen  schwerer 
Verbrechen,  wie  folgt : 

a.  Vier,  welche  einfach  „infamous  crime“  80  vorschreiben, 
nämlich,  Tennessee  (1834  und  1870),  Iowa  (1846), 
Indiana  (1816)  und  Illinois  (1870).  Tennessee  machte 
1866  diese  Vorschrift  nicht,  da  sie  die  Regelung  der 
Stimmberechtignng  der  Legislatur  libergab.  Dieser 
Staat  sagt  an  einer  zweiten  Stelle  (1870),  nämlich  in 
der  „Declaration  of  Rights“,  dafs  das  Stimmrecht  nicht 
verloren  gehen  solle , „except  upon  a conviction  by  a 
jury  of  seine  infamous  crime,  previnusly  ascertained 
and  declared  by  law,  and  judgment  thereon  by  court 
of  competent  jurisdiction“.  Illinois  hat  (1870)  keine 
zweite  Stelle  wie  vorher. 

b.  Kentucky  (1799)  „bribery,  perjury,  or  other  high 
crime  or  misdemeanor“. 

c.  Ohio  (1851) — „bribery,  perjury,  or  otherwiso  infamous 
crime“. 

d.  Louisiana  (1879)  — „treason,  embezzlement  of  public 

funds,  malfeasance  in  office,  iarceny,  bribery,  illegal 
votiug,  or  other  crime  punishable  by  hard  labor  or 
imprisonment  in  the  penitentiary“,  Und  eine  zweite 
Stelle:  „treason,  perjury,  forgery,  bribery  or  other 

crime  punishable  by  imprisonment  in  the  penitentiary, 
or  . . . under  interdictiou“.  Im  Jahre  1864  hatte, 
dieser  Staat  zwei  Stellen  : „interdictiou  ....  any  crime 
punishable  with  hard  labor“,  und : „treason,  perjury, 
forgery,  bribery,  or  other  high  criraes  or  uiisdemeanors.“ 
Es  lautete  1868:  es  werden  diejenigen  Personen 

exkludiert,  „who  shall  liave  been  convicted  of  treason, 
perjury,  forgery,  bribery,  or  other  crime  punishable 
in  the  peuitentiary,  and  persons  under  interdictiou  , 
und  an  einer  anderen  Stelle,  wird  der  letzte  Satz 


80  „1t  is  . . . . believed  that  in  the  absence  of  any  statutory  deti- 
nition  of  „„infamous  crimes““,  it  will  be  found  mosl  agreeable  to  the 
general  understanding  ....  to  hold  that  they  are  such  only  as  nrc  punish- 
able by  imprisonment  in  the  penitentiary.“  McC'rary,  § 86  (siehe 
auch  §§  83  — 85;  nach  § 84  scheint  die  Teilnahme  au  einem  Duell  kein 
„infamous  crime“  zu  sein). 


Ver* 

brechen. 
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wiederholt.  Durch  ein  Amendement  wurde  1370  der- 
jenige exkludiert,  der  „shall  have  been  convicted  of 
treason.  perjury , forgery,  bribery,  or  other  crime 
punisliable  by  iinprisonment  in  the  penitentiary,  or 
who  »hall  have  been  uuder  interdietion“. 

e.  Mississippi  (1890)  — „bribery,  burglary,  theft,  arson. 

obtaining  money  under  false  pretences,  perjury,  forgery, 
embezzlement,  or  bigamy“.  Im  Jahre  1868  war  es 
wie  vorher,  mit  einer  zweiten  Stelle : „bribery,  per- 

jiiry,  or  other  infamous  crimes“.  Teilnahme  an  einem 
Duell  exkludiert  (seit  1868). 

f.  Alabama  (1875)  — „treason,  embezzlement  of  public 
funds,  malfeasance  in  oftice,  larceny,  bribery,  or  other 
crime  punisliable  by  iinprisonment  in  the  penitentiary“. 
Es  hatte  1867  dasselbe,  „larceny“  ausgenommen:  und 
1865  war  es:  „bribery,  perjury,  forgery,  or  other 
high  crime  or  misdemeanor,  which  may  be  by  law 
declared  to  disqualify“  — also,  ungeflthr  dasselbe  wie 
1819. 

g.  New  York  (1874)  — „bribery  or  any  infamous  crime“  ; 
und  an  einer  anderen  Stelle:  Wahlbestechung,  oder 
„any  bet  or  wager  depending  upon  the  resnlt  of  any 
election“.  Die  Wahlbestechung  und  Wahlwetten 
exkludieren  für  die  betreffende  Wahl;  und  ein  Eid 
mufs  auf  Verlangen  darüber  geleistet  werden. 

h.  Virginia  (1876)  — „bribery  in  any  election,  em- 
bezzlement of  public  funds,  treason,  felony,  or  petit 
larceny“,  oder  Teilnahme  an  einem  Duell.  Es  war 
1870  dasselbe,  ohne  „petit  larceny“;  und  1864  wie 
vorher. 

i.  Connecticut!  (1818)  — „bribery,  forgery,  perjury, 
duelling,  fraudulent  bankruptey,  theft,  or  other  offence, 
for  which  an  infamous  punishment  is  inflicted“. 

j.  Missouri  (1875)  — „felony  or  other  infamous  crime, 
or  misdemeanors  connected  witli  the  exercise  of  the 
right  of  suffrage“  ®l.  Nach  den  Bestimmungen  vom 

81  Nach  anderen  Bestimmungen  von  Missouri  (1875),  kann  niemand 
abstimmen , „while  kept  at  any  poor-house  or  other  asylum , at  public 
expense,  nor  while  eonfined  in  any  public  prison“.  Siehe  Seite  203. 
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Jahre  1870  ging  das  Stimmrecht  ausdrücklich  verloren, 
wegen  „bribery,  perjuiy,  or  other  infamous  crime“ ; 
für  die  betreffende  Wahl  wegen  „any  bet  or  wager 
depending  upon  the  result  of  the  election“.  An  einer 
Stelle  lautete  es  1865:  „whoever  shall  give  or  offer 
any  bribe  to  procure  the  election  or  appointment  of 
any  other  person  to  any  offiee  shall , on  conviction 
thereof,  be  disqualified  for  a voter  ....  for  teu  years 
after  such  conviction“.  An  einer  zweiten  Stelle:  „No 
person  who  shall  make,  or  become  directly  or  iu- 
directly  interested  in  any  bet  or  wager  depending  upon 
the  result  of  any  election  shall  vote  at  such  election“. 
Diese  zwei  Stellen  wurden  1870  ausdrücklich  annulliert, 
die  letzte  aber  ersetzt  durch  eine  gleiche.  Au  einer 
dritten  Stelle  1865  wird  die  Legislatur  instruiert, 
wegen  „bribery,  perjury,  or  other  infamous  crime“  zu 
exkludieren  — also,  dasselbe  wie  1821,  anfser  dafs 
es  1865  hiefs:  die  Legislatur  „shall  provide  for  the 
exclusion“.  (Siehe  auch  Bestimmungen  unten  über 
Exklusion  der  Annen  etc.) 

k.  Arkansas  (1874)  — „felony  at  common  law“,  wenn 
die  Legislatur  so  verfügt.  (Wahlbestechung  wird  aus- 
drücklich fUr  ein  „felony“  erklärt,  und  disqualifiziert 
ausdrücklich  fltr  Amtsbekleidung.)  Es  wurde  1868 
ausdrücklich  exkludiert  wegen:  „treason,  embezzleinent 
of  public  funds,  malfeasance  in  offiee,  crimes  puuishable 
by  law  with  imprisonment  in  the  penitentiary , or 
bribery“,  und  auch  Teilnahme  an  einem  Duelle.  Die 
Bestimmungen  vom  Jahre  1864  waren  dieselben,  wie 
im  Jahre  1836,  nur  wird  Teilnahme  an  einem  Duelle 
hinzugefUgt. 

l.  Florida  (1868)  — „felony  ....  unless  restored  to 
civil  rights“,  und  an  einer  anderen  Stelle:  „bribery, 
perjury,  larceny,  or  . . . . infamous  crime,  or  . . . . 
any  bet  or  wager,  the  result  of  wliicli  shall  depend 
upon  any  election“,  oder  Teilnahme  an  einem  Duell. 
Es  hatte  1865  dieselben  zwei  Stellen , wie  im 
Jahre  1845. 

m.  Texas  (1876)  — „bribery,  perjury,  forgery,  or  other 
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high  crimes“  — dasselbe  wie  1845,  1866  und  1868; 
und  an  einer  anderen  Stelle:  „felony,  subject  to  such 
exceptions  as  the  legislature  may  inakc“ ; und,  an 
einer  dritten  Stelle,  Teilnahme  an  einem  Duell.  Dies 
Bestimmung  Uber  das  Duell  ist  auch  1868  zu  finden. 
„Felony“  exkludierte  auch  1868,  aber  kein  Ausnahme- 
satz wurde  hinzugefügt®4. 

n.  Wisconsin  (1848)  — „treason  or  felony  ....  unless 
restored  to  civil  rights“,  nnd  die  früher  erwähnte 
zweite  Stelle,  wonach  die  Legislatur  wegen  „bribery 
or  larceny,  or  . . . . any  infamous  crime“  exkludieren 
darf,  und  für  die  betreffende  Wahl  wegen  „any  bet 
or  wager  depending  upon  the  result  of  any  election“. 
Teilnahme  an  einem  Duell  exkludiert  (seit  1848). 

o.  Minnesota  (1858)  — „treason  or  any  felony,  unless 
restored  to  civil  rights“ ; und  die  früher  erwähnte 
zweite  Stelle,  wonach  die  Legislatur  ermächtigt  wird, 
wegen  „bribery,  perjury,  or  any  other  infamous  crime“ 
zu  exkludieren. 

p.  Oregon  (1859)  — „any  crime  which  is  punishnble  by 
imprisonment  in  the  penitentiary“. 

q.  Delaware  (1831 ) — „felony“,  „and  the  legislature 
may  impose  the  forfeiture  ....  ns  a punishment  for 
crime“. 

r.  Rhode  Island  (1842)  — „bribery,  or  . . . . any  crime 
dcemed  infamous  nt  common  law  ....  until ....  expressly 
restored  ....  by  act  of  the  general  assembly“. 

s.  New  Jersey  (1844)  — „a  crime  which  now  excludes 
him  from  being  a witness  [siehe  die  letzte  Periode], 
unless  pardoned  or  restored  by  law“,  und  (1875)  die 
Legislatur  darf  wegen  „bribery“  exkludieren  (von  den 
früheren  Bestimmungen  wurden  in  dem  letzten  Satz, 
nämlich  über  „bribery  at  electious“,  die  Worte  „at 
elections“  1875  durch  ein  Amendement  gestrichen). 


**  Nach  anderen  Bestimmungen  in  Texas  im  Jahre  1868  konnte 
niemand  abstimmen,  „while  kept  in  any  asvluni,  or  confined  in  prison“. 
Dies  erscheint  im  Jahre  1^76  nicht  in  dieser  Form  (siehe  ohen  wegen 
Verbrechen,  und  Seite  203  wegen  Armen  [paupers]  etc.). 
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t.  Maryland  (1851)  — „larceny  or  other  infamous  crime, 
unless....  pardoned  by  the  executive“ ; Wahl- 
bestechung und  falsche  Abstimmung  (illegal  vote;  die 
Bestimmungen  in  dieser  Hinsicht  waren  1864  etwas 
umständlicher  als  1851  und  1867);  und,  nach  einer 
dritten  Stelle  (1867),  Amtsbestechuug.  Die  in  der 
letzten  Periode  erwähnte  zweite  Gruppe  verschwand 
1864  63 . 

u.  California  (1S79)  — „any  infamous  crime  ....  em- 
bezzlemeut  or  misappropriation  of  public  money“ ; 
Teilnahme  an  einem  Duell ; und  nach  einer  anderen 
Stelle  sollen  Gesetze  erlassen  werden , um  wegen 
„bribery,  perjury,  forgery,  malfeasance  in  office,  or 
other  bigli  crimes“  zu  exkludieren  — in  dieser  letzten 
Gruppe  ist  „malfeasance“  der  Gruppe  vom  Jahre  1850 
hinzugefllgt. 

Dies  sind  die  24  Staaten  von  der  letzten  Periode. 
Änderungen  sind  zu  ersehen  in  Illinois,  Louisiana, 
Mississippi,  Alabama,  New  York,  Virginia,  Missouri, 
Arkansas,  Florida,  Texas,  New  Jersey,  Maryland  und 
California.  Die  folgenden  18  Staaten  nehmen  seit  1860 
das  Princip  in  ihre  Konstitutionen  auf: 

v.  Kansas  (1867)  — „felony,  unless  restored  to  civil 
rights“,  und  Bestechung.  Es  lautete  1861:  „treason 
or  felony,  unless  restored  to  civil  rights“. 

w.  West  Virginia  (1863)  — „treason,  felony,  or  bribery 
in  an  election  ....  while  such  disability  contiuues“. 

x.  South  Carolina  (1882)  — „treason,  murder,  burglary, 
lareeny,  perjury;  forgery,  or  other  infamous  crime,  or 
duelling“,  aufser  wenn  das  Verbrechen  begangen 
wurde,  als  der  Verbrecher  ein  Sklave  war.  Es  gab 
1868  „treason,  murder,  robbery,  or  duelling“  und  die 
Sklavenbestimmung;  und  1865  die  Bestimmung,  dafs 
die  Legislatur  das  Stimmrecht  „as  a punishmeut  for 
crime“  entziehen  konnte.  (Siehe  auch  Bestimmungen 
unten  Uber  Exklusion  der  Armen  etc.) 

68  Der  falsche  Amtseid  wird  in  Maryland  (1864  und  1867)  gesetz- 
mäfsig  bestraft,  und  excludiert  von  Amtsbekleidung.  (Siehe  oben  Seite  158.) 

Staats-  u.  Völkerrecht!.  Abhandl.  I.  4.  — Fisk.  13 
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y.  Nevada  (1864)  — „treason  or  felony  in  any  State  nr 
Territory  nf  the  United  States,  luiless  restored  to  civil 
rights“,  und  Teilnahme  an  einem  Duelle. 

z.  Georgia  (1877)  — treason  ....  embezzlement  of  public 
fuuds,  malfeasance  in  offiee,  hribery,  or  larceny,  or 
any  crime  involving  moral  turpitude  punishable  . . . 
with  imprisonment  in  the  penitentiary“.  Dieser  Staat 
erwähnte  1868  dieselben  Verbrechen,  aufser  „larceny“; 
hatte  aber  nicht  die  Worte  „moral  turpitude“.  Teil- 
nahme an  einem  Duelle  disqualifizierte  1868. 

aa.  Nebraska  (1875)  — „treason  or  felony  under  the  law 
of  the  State,  or  of  the  United  States,  unless  restored 
to  civil  rights“. 

bb.  North  Carolina  (1876)  — „felony  or  any  other  crime 
iufamous  ....  unless  ....  restored  to  the  rights  of 
citizenship  in  a manner  prescribed  by  law“. 

cc.  Idaho  — „treason,  felony,  embezzlement  of  the  public 
funds,  bartering  or  selling,  or  offering  to  harter  or 
seil  bis  vote,  or  purchasing  or  offering  to  purchase 
the  vote  of  another,  or  other  iufamous  crime“,  wenn 
nicht  „restored  to  the  rights  of  citizenship“.  Der- 
jenige wird  exkludiert,  der  „is  confined  in  prison  on 
conviction  of  a criminal  offence“. 

dd.  Montana  — „felony“,  wenn  nicht  begnadigt  (pardoned). 

ee.  North  Dakota  und  South  Dakota  — „treason  or 
felony“,  wenn  nicht  in  den  Genuss  der  „civil  rights“ 
wiedereingesetzt. 

ff.  Washington  und  Wyoming  — „infamous  crime“,  wenn 
nicht  in  den  Genuss  der  „civil  rights“  wiedereingesetzt. 

Ohio.  Indiana  und  Minnesota  (zweite  Stelle  oben)  geben 
der  Legislatur  die  Befugnis  (shall  have  power),  die  nötigen 
Gesetze  zu  erlassen.  New  York  (erste  Stelle  oben),  Texas 
(erste  Stelle  oben),  Kentucky,  Florida  (zweite  Stelle  oben), 
California  (zweite  Stelle  oben)  und  Illinois  bestimmen,  dafs  die 
nötigen  Gesetze  erlassen  werden  sollen.  Wisconsin  (zweite 
Stelle  oben),  Missouri,  Tennessee,  Delaware  (zweite  Stelle  oben) 
und  New  Jersey  (zweite  Stelle  oben)  bestimmen,  dals  solche 
Gesetze  erlassen  werden  dürfen.  Nach  den  Bestimmungen  von 
Arkansas  kann  das  Stimmrecht  wegen  des  Verbrechens  ent- 
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zogen  werden.  S.  Carolina  (1868,  1882)  bestimmt,  dafs  die  Legis- 
latur nicht  exkludieren  darf,  aufser  wegen  derjenigen  Ver- 
brechen , welche  oben  angegeben  werden.  Nach  den  Be- 
stimmungen der  anderen  Staaten  geht  das  Recht  nach  Ver- 
urteilung (conviction ; nur  N.  Carelina  sagt  ausdrücklich: 
r upon  conviction  or  confession  in  open  court“)  ipso 
facto  verloren  — nämlich  in  Iowa,  Louisiana,  Mississippi, 
Alabama,  Virginia,  C'onnecticutt,  Oregon,  Rhode  Island,  Mary- 
land, Kansas,  West  Virginia,  Nevada,  Georgia,  Nebraska, 
N.  Carolina,  Montana,  N.  Dakota,  S.  Dakota,  Washington  und 
Wyoming  — also  20  Staaten.  Das  gilt  auch  von  den  anderen 
Stellen  Minnesotas,  New  Yorks,  Texas’,  Floridas,  Californias, 
Wisconsins,  Delawares  und  New  Jerseys,  welche  nicht  in 
diese  Aufzählung  eingestellt  worden  sind. 

Neunzehn  dieser  37  Staaten  sprechen  im  Zusammenhang 
mit  diesen  Bestimmungen  von  einer  Wiederherstellung  des 
Stimmrechts,  nämlich  Florida  (in  den  Bestimmungen  über 
„felonv“),  Wisconsin  (siehe  die  erste  Stelle  oben),  Minnesota 
(siehe  die  erste  Stelle  oben),  Rhode  Island,  New  Jersey  (erste 
Stelle  oben),  Maryland  (erste  Stelle  oben),  Kansas  (aber  nicht 
ausdrücklich  in  Bezug  auf  Bestechung),  West  Virginia  (nicht 
ausdrücklich),  Nevada  (nicht  in  Bezug  auf  Duelle),  Nebraska, 
North  Carolina,  Idaho,  Montana,  N.  Dakota,  S.  Dakota, 
Washington.  Wyoming,  Connecticutt  (durch  ein  Amendement 
1875,  wonach  die  Legislatur  durch  2a  Majorität  beider  Kam- 
mern das  wegen  Verbrechen  eingeblifste  Stimmrecht  wieder- 
herstellen kann),  und  Mississippi  (1890  --  mit  denselben  Be- 
stimmungen wie  Connecticutts  Amendement,  mit  dem  Zusatz,  dafs 
„the  reasons  thereof“  protokolliert,  und  „the  yeas  and  nays“  ge- 
nommen werden  solleu).  Die  Legislatur  kann  in  Virginia  (1876) 
durch  2 3 Majorität  die  Disqualifikation  wegen  Duelle  beseitigen04. 

In  37  Staaten  finden  wir  1890  also  eine  Aufzählung  von 
schweren  exkludierenden  Verbrechen.  Mit  den  anderen 

04  Allgemein  gilt  folgendes:  „ A general  and  absolute  pardon  granted 
by  tbe  govemor  of  a State  by  virtue  of  power  conferred  upon  bim  to 
grant  the  same,  relieves  the  person  to  whom  it  is  granted,  not  only  from 
the  punishment  provided  by  his  sentence,  but  from  all  the  consequential 
disabilities  of  the  judgment  of  conviction,  and  restores  such  person  to  the 
full  enjoyment  of  his  civil  rights,  induding  the  right  to  vote."  McCrary, 

§ 90. 

13* 
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Duell*“. 


7 Staaten  ist  das  nicht  der  Fall  — Colorado,  Pennsylvania, 
Massachusetts,  New  Hampshire,  Maine,  Vermont  und  Michigan. 
Damit  wird  nicht  gesagt,  dafs  gewisse  Verbrechen  in  allen 
diesen  Staaten  nicht  exkludieren.  ln  Colorado  lautet  es  näm- 
lich : „No  person  while  confined  in  any  public  prison  shall 

be  entitled  to  vote ; but  every  such  person  who  was  a qualified 
elector  prior  to  such  imprisonment,  and  who  is  released  there- 

from shall,  withont  further  action,  be  invested  with 

all  the  rights  of  citizenship,  except  as  otherwise  provided  in 
this  Constitution Pennsylvania  (1878)  exkludiert  von  der 
betreffenden  AVahl  wegen  Wahlbestechung  (die  Person  in 
diesem  Verdacht  mufs,  wie  in  New  York,  schwören  oder  be- 
kräftigen, dafs  sie  unschuldig  sei);  und  exkludiert  auch  wegen 
„wilful  violation  of  the  election-laws“,  aber  nur  für  4 Jahre. 
Massachusetts  (1822)  exkludiert  „persons  under  guardianship*1 
— schliefst  das  auch  Sträflinge  ein?  Maine  (1876)  ermächtigt 
die  Legislatur,  wegen  Wahlbestechung  für  nicht  länger  als 
10  Jahre  zu  exkludieren.  In  Vermont  (seit  1791)  inufs  der 
Wähler  sein  „of  a quiet  and  peaceable  behavior“  — wie  be- 
zieht sich  dies  auf  Verbrecher?  Und  in  Vermont  (seit  1791) 
exkludiert  Wahlbestechung  von  der  betreffenden  Wahl.  Michigan 
(seit  1850)  exkludiert  wegen  Teilnahme  an  einem  Duell. 

So  hat  sich  das  von  Kentucky  1792  eingeführte  Princip 
ausgedehnt. 

Wenn  wir  die  Bestimmungen  über  Teilnahme  an  einem 
Duelle  allein  betrachten,  so  finden  wir  eine  Exklusion  wegen 
dieses  Verbrechens  im  Jahre  1890  in  10  Staaten,  nämlich 
Connecticutt  (1818),  California  (1850),  Michigan  (1850),  Wis- 

11  r'  Anmerkung:  Teilnahme  an  einem  Duell  disqualifiziert  sehr  oft 
für  Amtshekleidung.  /.  B.  Alabama  (I>67  — 1875),  California  (1850,  1879) 
Colorado  (1876),  Indiana  (1851),  lowa(184C,  1857;  in  der  „llill  of  Rights“) 
Kansas  1 1861),  Flor ida ( von  1845an),  Louisiana!  1845 — 1864\ Marylandl  1851. 
1864,  1867:  nach  1867  kann  die  Legislatur  wiederherstellen),  Missouri 
(1865,  1875),  Nevada  (1864',  North  Carolina  (1868,  1876),  Ohio  (18511, 
Oregon  (1859),  Texas  (1845,  1866,  1868,  18761,  West  Virginia  (1863,  1872), 
Virginia  11870  — die  Legislatur  konnte  es  1830 — 187Ö  verfügen;  nach 
1876  kamt  die  Legislatur  wiederherstellen). 

Zuweilen  kann  dieses  Verbrechen  für  Amtsbekleidung  disquali- 
fizieren. und  gesetzlich  weiter  bestraft  werden.  Z.  B.  Arkansas  (1864  bis 
1868,  1874:  nach  1874  tür  Amtsbekleidung  tür  10  Jahre',  Georgia  (1868, 
1877:  nach  1877  tür  Amtsbekleidung,  wenn  nicht  begnadigt).  Illinois 
(1848 — 1870,  in  der  „Declaration  of  Rights“),  Kentucky  (1850,  1891), 


Digitized  by  Google 


197 


I.  4. 

consin  (1848),  Nevada  (1864),  Texas  (1868),  Florida  (1868), 
S.  Carolina  (1868),  Mississippi  (1868,  „Bill  of  Rights“)  und 
Virginia  (1870).  Aber  die  Legislatur  von  Virginia  kann  (1876) 
diese  Exklusion  durch  2 3 Majorität  aufheben 

Louisiana  liefs  seine  frühere  Duellbestimmung  1864  fallen. 
Arkansas  exkludierte  wegen  Duelle  1864 — 1874,  und  Georgia 
1868—1877. 

Nach  unserer  Betrachtung  der  Verbrechenbestiminungen 
finden  wir  1890  Wahlbestechung  besonders  betont  in  New  York, 
Virginia,  Maryland,  West  Virginia,  Pennsylvania,  Maine,  Idaho 
und  Vermont.  Von  der  Gruppe  vom  Jahre  1860  thun  das  Ar- 
kansas, Missouri  und  New  Jersey  seit  1868  resp.  1870  und 
1875  nicht  mehr.  Mississippi  thut  es  1868,  aber  nicht  1890. 
Selbstverständlich  kann  diese  Form  der  Bestechung  durch  den 
Ausdruck  „bribery“  mit  einbegriffen  werden.  New  Yorks  und 
Pennsylvanias  Bestimmungen  in  Bezug  auf  Wahlbestechung 
sind  ziemlich  umständlich. 

Pennsylvania  (1838,  1873:  1838 — 1873  konnte  der  Gouverneur  wieder- 
hersteilen),  South  Carolina  (1868),  Tennessee  (18:14,  1870),  Wisconsin 
(1848),  Mississippi  (1832-1868). 

Zuweilen  kann  dieses  Verbrechen  gesetzlich  bestraft  werden.  Z B. 
Alabama  (1819 — 1867,  bis  zur  Exklusion  von  Amtsbekleidung;  1875;  siehe 
oben  iür  1867),  Illinois  (1818—1848),  Mississippi  (1817  — 1832,  bis  zur 
Exklusion  von  Amtsbekleidung) 

88  Bestechung  mag  zuweilen  gesetzlich  von  der  Ausübung  des 
Stimmrechts  exkludieren,  da  die  Legislatur  zuweilen  befugt  wird, 
das  Verbrechen  zu  bestrafen.  Vergl.  Alabama  (Kon.  1875,  Art  IV, 
Sec.  40,  41);  Colorado  (Kon.  1876,  Art.  XII,  Sec  6);  Texas  (Kon.  1876, 
Art.  XVI,  Sec.  41);  Pennsylvania  (Kon.  1873,  Art.  III.  Sec.  29  , 30); 
Nevada  (Kon.  1864,  Art.  IV,  Sec  10);  Louisiana  (Kon.  1879,  Art.  173). 

Bestechung  disqualifiziert  oft  für  Amtsbekleidung.  Vergl.  Khode 
Island  (Kon.  1842,  Art.  IX,  Sec.  2);  Colorado  (Kon.  1876,  Art.  XII,  Sec.  4); 
Pennsylvania  (Kon.  1873,  Art.  II,  Sec.  7);  Indiana  (Kon.  1851,  Art  II, 
Sec.  6);  West  Virginia  'Kon.  1872,  Art.  VI,  Sec.  14;  Art.  VI,  Sec.  45); 
Nevada  (Kon.  1864,  Art.  IV,  Sec.  10):  Louisiana  (Kon.  1879,  Art.  173). 

Tennessee  hatte  1796  die  folgenden  Bestimmungen:  „Any  elector 

who  sh „11  receive  any  gift  or  reward  for  his  vote,  in  meat,  drink,  inoney, 
or  otherwise,  shall  suifer  such  punUhment  as  the  laws  shall  direct.  And 
any  person  who  shall  directly  or  indirectly  give,  promise,  or  bestow  any 
such  reward  to  be  elected  shall  therebv  be  rendered  incapable,  for  two 
years,  to  serve  in  the  office  for  which  he  was  elected,  and  be  subject  to 
such  further  punishment  as  the  legislature  shall  direct.11  1834  und  1870 
werden  diese  Bestimmungen  beibehalten,  nur  lautet  es  sechs  statt  zwei 
Jahre. 

Pennsylvania  hatte  1776 — 1790  die  folgenden  Bestimmungen:  „Any 
elector,  who  shall  receive  any  gift  or  reward  for  his  vote,  in  meat,  drink, 


Wahl- 

bestaeli- 

ong«*. 
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Wahl-  Wahlwetten  werden  besonders  erwähnt  von  New  York, 

we  "•  Wisconsin  — diese  zwei  wie  1860,  und  Florida.  Missouri 
that  dasselbe  1865  und  1870,  nicht  aber  1875 67. 

Abweaen-  Wollen  wir  nun  den  Verlust  und  die  Erwerbung  der 

heit  etc.  jjesi,jenz  betrachten. 

a.  „No  elector  shall  be  deemed  to  have  gained  or  lost 
a residence  by  reason  of  bis  being  employed  in  the 
service69  of  the  United  States  or  of  this  State;  nor 
wbile  engaged  in  the  navigation  of  the  waters  of  this 
State  or  of  the  United  States,  or  of  the  high  seas; 
nor  wliile  a Student  of  any  seminary  of  learning;  nor 
while  kept  at  any  almshouse  or  other  asylum  at 
public  expense;  nor  while  contined  in  any  public 
prison.“ 

Solche  Bestimmungen  haben  Michigan  (1850  — ich  nehme 
das  Citat  aus  dieser  Konstitution),  Oregon  (1859),  Pennsylvania 
(1878),  Missouri  (1875  — im  Jahre  1865  hatte  dieser  Staat 
dasselbe  ohne  „or  of  this  State“  in  dem  ersten  Satz),  und 
Washington. 

b.  Folgende  4 Staaten  haben  diese  Bestimmungen  ohne 
„or  of  this  Staate“  in  dem  ersten  Satz:  New  York 
(1846),  California  (1850) 70,  Kansas  (1864)  und  Ne- 
vada (1864). 


monies  or  otherwise,  shall  forfeit  bis  right  to  elect  for  that  time,  and 
suffer  such  other  pcnalties  as  furture  laws  shall  direct.  And  any  person 
who  shall  directly  or  indirectly  give,  promise,  or  bestow  any  such 
rcwards  to  be  elected,  shall  be  thereby  rendcred  incapablc  to  serve  for 
the  ensuing  year.“ 

Im  allgemeinen  wird,  glaube  ich,  da  auch  von  Amtsbekleidung 
exeludiert,  wo  vom  Stimmrecht  excludiert  wird,  ln  den  Fällen,  die  ich 
hier  angegeben  habe,  ist  die  Bestechung  (meistens  Amtsbestechung)  be- 
sonders betont.  Bestechung  (bribery)  im  allgemeinen  kann  man  fast 
immer  unter  den  vom  Stimmrecht  ausschliessenden  Verbrechen  aufgezählt 
finden. 

**  Missouri  giebt  1875  aber  Vorschriften  (siehe  oben  sub  j)  über 
Verbrechen  „connected  with  the  exercise  of  the  right  of  suffrage." 

**  Allgemein  gilt  folgendes:  „Temporary  absence  from  oue’s  home, 
with  continuous  intention  to  return,  will  not  deprive  one  of  his  residence, 
even  though  it  extend  through  a series  of  years.“  Cooley,  S.  756.  Vergl. 
MeCrary,  § 62. 

09  Der  Dienst  kann  Civil-,  Marine-  oder  Militärdienst  sein. 

*°  California  hat  1879  auch  die  zweite  Stelle  wie  1850  (siehe  oben 
8.  160,  Note  42). 
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c.  Die  Bestimmungen  in  Gruppe  a.  sind  in  Colorado, 
Montana,  Idaho  und  Louisiana  (1879)  zu  finden,  mit 
den  folgenden  Ausnahmen : der  zweite  Satz  in  Colo- 
rado, Montana  und  Idaho;  die  letzten  zwei  Siltze  in 
Louisiana. 

d.  In  Minnesota  (1858)  lautet  es:  „For  the  purpose  of 

voting , no  person  shall  be  deemed  to  have  lost  a 
residence  by  reason  of  his  absence  while  employed 
in  the  Service  of  the  United  States;  nor  while  engaged 
upon  the  waters  of  this  State,  or  of  the  United  States; 
nor  while  a student  of  atiy  seminary  of  learning;  nor 
while  kept  at  auy  alinsliouse  or  asylum : nor  while 
confiued  in  any  public  prison“.  In  S.  Carolina  (1868)11 
lautet  es:  „For  the  purpose  of  voting,  no  person  shall  be 
deemed  to  have  lost  his  residence  by  reason  of  absence 
while  employed  in  the  Service  of  the  United  States, 
nor  while  engaged  upon  the  waters  of  this  State  or 
the  United  States,  or  of  the  high  seas,  nor  while 
temporarily  absent  from  the  State“.  ln  diesen 
2 Staaten  ist  also  nur  von  dem  Ve  rl  u s t der  Residenz 
die  Rede. 

e.  In  Illinois  (1870  — im  Jahre  1848  war  es  wie  in 
der  folgenden  Gruppe),  N.  Dakota,  S.  Dakota  und 
Wyoming  geht  die  Residenz  nicht  verloren  wegen 
„absence  on  the  business  of  the  United  States,  or  of 
this  State,  or  in  the  military  or  naval  Service  of  the 
United  States“. 

f.  Kentucky  (1799),  Texas  (1845),  Indiana  (1851)  und 
Wisconsin  (1848)  haben  dieselben  Bestimmungen  ohne 
den  letzten  Satz. 

g.  Arkansas  (1836,  1864,  1874,  aber  nicht  1868)  hat 
dieselben  Bestimmungen  wie  Gruppe  f. , und  fUgt 
hinzu:  „or  on  a visit  or  necessary  private  business“. 
Mississippi  hatte  diese  Bestimmungen  1817,  liefs  sie 
aber  1868  fallen,  seit  welchem  Jahre  es  Uber  die  Ab- 
wesenheit schweigt. 

71  S.  Carolina  in  seiner  „Declaration  of  Rights“  (1868)  sagt:  „Temp- 
orary  absence  from  the  State  shall  not  forfeit  a residence  onee 
obtained.“ 
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h.  In  Maine  (1865)  geht  die  Residenz  nicht  verloren 
wegen:  „absenee  froni  the  State  in  the  military  Service 
of  the  United  States,  or  of  this  Staate“.  Die  Be- 
stimmung dieses  Staates  vorn  Jahre  1820,  wonach  ein 
Student  keine  Wahlresidenz  dadurch  erwerben  kann, 
dafs  er  auf  einem  Lehrinstitute  studiert,  ist  1890  noch 
in  Kraft. 

i.  In  Alabamas  „Declaration  of  Rights“  (1865,  1867, 

1875)  lautet  es:  „Temporary  absence  from  the  State 

»hall  not  cause  a forfeiture  of  residence  once  ob- 
tained“. 

So  hat  sich  das  Princip  ausgedehnt , welches  Kentucky 
1799  einfllhrte.  Im  Jahre  1890  finden  wir  es  in  26  Staaten: 
Michigan,  Oregon,  Pennsylvania,  Missouri,  Washington,  New 
York,  California,  Kansas,  Nevada,  Colorado,  Montana,  Idaho, 
Louisiana,  Minnesota,  S Carolina.  Illinois,  N.  Dakota,  S.  Dakota, 
Wyoming,  Kentucky,  Texas,  Indiana.  Wisconsin.  Arkansas, 
Maine  und  Alabama.  Von  den  13  Staaten  der  Gruppe  vom 
Jahre  1860  sind  kleine  Änderungen  in  Alabama  und  Illinois 
vorhanden.  Mississippi  ist  der  einzige  Staat,  der  aus  der 
Gruppe  vom  Jahre  1860  ausscheidet.  Seit  1860  nehmen  alle 
die  neuen  Staaten  das  Princip  auf,  aufser  West  Virginia  nnd 
Nebraska. 

siiiiur’'.  Was  die  Exklusion  derjenigen  anlangt,  welche  in  dem 
Militär-  oder  Marinedienst  der  Vereinigten  Staaten  stehen : 
„No  soldier,  sailor,  or  marine  in  the  military  or  naval  Service 
of  the  United  States  shall  acquire  the  rights  of  an  elector  by 
reason  of  being  statioued  on  duty  in  this  State“.  Solche  oder 
ähnliche  Bestimmungen  sind  1890  in  folgenden  23  Staaten  zu 
ersehen?  S.  Carolina  (1868 ; 1865  wurde  der„non-conunissioned 

officer  or  private  soldier  of  the  Army seaman  or  marine 

of  the  Navy  of  the  United  States“  exkludiert  — ungefähr 


71  Allgemein  gilt  folgendes:  „The  fact  that  an  elector  is  a soldier 
in  the  army  of  the  United  States  does  not  disquality  him  from  voting 
at  bis  place  of  residence;  but  he  cannot  acquire  a residence  so  as  to 
qualify  him  as  a voter,  hy  being  stationed  at  a militari-  post  whilst  in 
the  Service  of  the  United  States. “ McCrary,  § 55. 

„Soldiers  in  the  United  States  army  cannot  acquire  a residence  by 
being  long  quartered  in  a partieular  place.“  McCrary,  § 56. 
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dasselbe  wie  1810),  Indiana  (1851),  Alabama  (1867;  1865  war 
es  wie  1819),  Virginia  (1864  — Wortlaut  nicht  derselbe  wie 
nach  1870),  Maine  ( 1 820)  7S,  Arkansas  (1868;  1864  sagte 
dieser  Staat,  dafs  solche  Personen  in  Friedenszeiten  nicht  ab- 
stimmen konnten  — was  ohne  „in  Friedenszeiten“  dasselbe 
•war,  wie  1886),  Michigan  (1887),  Wisconsin  (1848),  Minnesota 
(1858),  Iowa  (1846),  Oregon  (1859),  Delaware  (1831),  Rhode 
Island  (1842) u,  New  Jersey  (1844),  Ohio  (1851),  Illinois 
(1848),  Georgia  (1868),  West  Virginia  (1872),  Nebraska  (1875), 
Montana,  N.  Dakota,  8.  Dakota  und  Wyoming,  Indiana  und 
Oregon  sagen  aufserdein  (wie  auch  1860),  dafs  solche  Personen 
Überhaupt  nicht  abstimmen  dürfen75. 

Texas  (1845)  und  Missouri  (1821)  sagen  immer  noch 
einfach,  dafs  solche  Personen  nicht  abstimmen  dürfen  — 
Missonri  fügt  auch  „officer“  hinzu.  Nur  diese  zwei  Staaten 
bleiben  von  den  5 übrig,  welche  dieses  Princip  in  dieser  Form 
1860  hatten,  denn  Alabama  und  Arkansas  (wie  auch  S.  Caro- 
lina nnd  Virginia)  schliefsen  sich  an  die  Gruppe  oben  an,  und 
Louisiana  liefs  seine  Bestimmungen  1879  permanent  fallen 
(nahm  jedoch  das  vorhergehende  Princip  auf). 

Von  der  Gruppe  von  20  vom  Jahre  1860  erscheinen  die 
ersten  16  Staaten  oben,  und  Texas  und  Missouri  18ü0  wieder; 
Änderungen  sind  in  S.  Carolina,  Alabama,  Virginia  und  Ar- 
kansas zu  ersehen;  Louisiana  liefs  seine  Bestimmungen  vom 
Jahre  1845  im  Jahre  1864  fallen,  nahm  aber  das  Princip  (in 
der  Form  der  Gruppe  von  den  23  Staaten  oben)  1868  wieder 
auf,  und  liess  es  1879  auch  fallen  (siehe  aber  Schluss  des 
vorhergehenden  Absatzes);  und  Florida  ergänzte  1865  seine  Be- 
stimmungen vom  Jahre  1845  durch  „officer“  und  „or  any  other 
person  in  the  employ  or  pay  of  the  United  States“,  hat  aber 
seit  1868  dieses  Princip  nicht  mehr. 

Kansas  schliefst  sich  1864  an  Texas  und  Missouri  an  (im 
Jahre  1861  hatte  dieser  Staat  dieselben  Doppelbestimmungen, 
wie  in  Indiana  und  Oregon  zu  ersehen  sind). 

71  Maine  cxcludiert  auch  Personen,  welche  in  solchem  Dienste  des 
Staates  stehen. 

14  Siehe  aber  oben  8.  161,  Note  43. 

Tli  „It  has  beeil  held  that  a Student  in  an  Institution  of  learning, 
who  has  residence  there  for  purposes  of  instrnction , liiav  vote  at  such 
place,  provided  he  is  emancipated  from  bis  fatlier's  fumily,  and  for  the 
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Armen 

etc. 


Es  haben  also  26  Staaten  dieses  Princip  im  Jahre  1890. 
Es  wurde  von  S.  Carolina  1810  eingefiihrt.  Es  ist  mit  dem 
vorhergehenden  eng  verbunden. 

Im  Jahre  1890  exkludieren  33  Staaten  die  Armen  (paupers), 
rechtsunfähige  Personen  etc. : 

a.  Dreizehn,  welche  „idiot  or  insane“  sagen,  nämlich 
Ohio  (1851),  Oregon  (1859),  California  (1850),  Iowa 
(1846),  Louisiana  (1879  — dieser  Staat  liefs  seine 
Bestimmungen  Uber  „pauper“  und  „under  interdiction“ 
vom  Jahre  1845  im  Jahre  1864  fallen;  hatte  aber 
1868  wieder  „ under  interdiction“),  Nevada  (1864), 
Alabama  (1867),  Mississippi  (1868),  Arkansas  (1868), 
Georgia  (1868),  Montana,  Washington  und  Wyoming; 

b.  Sechs,  welche  „under  guardianship,  non-compos  mentis, 
or  insane“  aufzählen;  Minnesota  (1858),  Wisconsin 
(1848),  Kansas  (1861),  Florida  (1868),  N.  Dakota  und 
S.  Dakota. 

c.  Zwei,  welche  „pauper,  idiot,  insane“  sagen,  nämlich 
Delaware  (1831)  und  New  Jersey  (1844). 

d.  Rhode  Island  (1842):  „pauper,  lunatic,  non-compos 
mentis,  under  guardianship“ ; 

e.  Maryland  (1851,  1867):  „under  guardianship  as  a 

lunatic,  or  as  a person  non-compos  mentis“ ; 1864 
war  es:  „lunatic,  or  ....  non-compos  mentis “ ; 

f.  West  Virginia  (1863):  „unsound  mind“,  „pauper“; 


time  has  no  home  elsewhere.“  Coolev,  8.  755.  Vergl.  McCrary, 

§§  66-68. 

16  „It  has  been  supposed  that  these  unfortunatc  classes  [idiots  and 
lunatics),  bv  the  common  political  law  of  England  and  of  this  country, 
werc  excluded  with  women,  minors,  and  aliens  from  exercising  the  right 
of  suffrage,  even  though  not  prohibited  therefrom  bv  an y express  consti- 
tutional  or  statutnry  Provision,“  Cooley,  S.  753.  Vergl.  McCrary, 

§§  80,  81. 

„ln  the  absence  of  Statute  [oder  Verfassungs-]  regulations  the  general 
rule  seems  to  be  that  a pauper  abiding  in  a public  almshouse,  locally 
situatcd  in  a different  district  from  that  where  he  dwells  when  he  becomea 
a pauper,  and  by  which  he  is  supported,  does  not  acquire  a residence 
in  the  almshouse  for  the  purpose  of  voting  . . . . A partv  does  not  forfeit 
his  residence  in  a precinct  in  which  he  was  a voter  merely  by  becoming 
a county  Charge  and  an  inmate  of  tlie  poor-house.“  McCrary,  § 69,  und 
Note  2 dazu. 
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g.  Virginia  (1870):  „idiots  and  lunatics“ ; 1864-  war  es 
wie  1830  lyid  1850; 

h.  Texas  (1876):  „idiots  and  lunatics“,  „paupers  sup- 
ported  by  any  county“  — 1868  77  war  es  einfach: 

„of  unsound  mind“; 

i.  Nebraska  (1875):  „non-compos  mentis“ ; 

j.  Idaho:  „under  guardianship,  Idiotie  or  insane“; 

k.  S.  Carolina  (1868):  „No  person,  while  kept  in  any 

altnshouse  or  asylum,  or  of  unsound  mind,  or  conhned 
in  any  public  prison , shall  be  allowed  to  vote“  — 

1810 — 1868  war  es:  „paupers“; 

l.  Missouri  (1875):  „No  person,  while  kept  at  any  poor- 
house  or  otlier  asylum,  at  public  expense,  nor  while 
confined  in  any  public  prison , shall  be  entitled  to 
vote“  ; 

in.  Maine  (1820)  und  Massachusetts  (1822):  „paupers  and 
persons  under  guardianship“.  Aber  in  Massachusetts 
(1881)  wird  keine  Person,  welche,  in  der  Armee  oder 
Marine  der  Vereinigten  Staaten  in  Kriegszeiten  ge- 
dient hat,  und  in  Ehren  entlassen  worden  ist,  ex- 
kludiert,  „on  account  of  being  a pauper“ ; und  dies 
wurde  1890  in  der  Weise  amendiert,  dafs  es  folgender- 
mafsen  lautet : „on  account  of  liaving  received  aid  from 
any  city  or  town“  ; 

n.  New  Hampshire  (1792):  „paupers“. 

So  hat  sich  das  von  New  Hampshire  1792  eiugefUhrte 
Princip  ausgedehnt.  Die  übrigen  11  Staaten  haben  es  in  ihren 
Konstitutionen  nicht:  Pennsylvania,  Conneeticutt,  New  York, 

N.  Carolina,  Vermont,  Kentucky,  Tennessee,  Indiana,  Illinois, 
Michigan,  Colorado.  Alle  die  16  von  der  Gruppe  vom  Jahre 
1860  erscheinen  wieder  — Louisiana,  Virginia,  S.  Carolina, 
und  Massachusetts  mit  Änderungen;  und  Maryland  hatte  1864 
eine  unbedeutende  temporäre  Textänderung. 

Jetzt  wollen  wir  die  indianischen  Wähler  betrachten.  Im  indiuner. 
Jahre  1890  exkiudieren  Maine  (1820),  Mississippi  (1868)  und 
Washington  unbesteuerte  Indianer.  Ithode  Island  (1842) 
schliefst  immer  noch  den  Narragansett-Stamm  aus  (es  sind  wohl 

77  Siehe  oben  S.  192,  Note  62. 
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keine  Indianer  mehr  in  Rhode  Island).  Wisconsins  (1848) 
Minnesotas  (1858)  und  Michigans  (1850f  1870)  frühere  Be- 
stimmungen,8  darüber,  wie  gewisse  Indianer  Wähler  werden 
können,  sind  immer  noch  in  Kraft.  Idaho  exkludiert  „Indians 
not  taxed,  who  have  not  severed  their  tribal  relations  and 
adopted  the  habits  of  civilization“.  N.  Dakota  nimmt  als 
Wähler  anf,  „civilized  persons  of  Indian  descent  who  have 
severed  their  tribal  relations“  zwei  Jahre  bevor  sie  ab- 
stimmen wollen.  Texas  exkludierte  unbesteuerte  Indianer 
1845-1876. 

Es  haben  1890  also  9 Staaten  Bestimmungen  Uber  die 
Indianer-Wähler.  Von  der  Gruppe  von  8 vom  Jahre  1860 
ändert  Mississippi  seine  Bestimmungen  1838,  und  Texas  und 
California  schweigen  nach  1876  resp.  1879  über  die  Indianer. 

Eine  Registration  aller  qualifizierten  Wähler  wird  1890  von 
9 Staaten  verlangt,  wie  folgt:  Florida  (neue  Bestimmungen  seit 
1868  — dieser  Staat  hatte  keine  Registrationsbestimmungen  1865 
bis  1868),  Nevada  (1864),  Maryland  (1864),  N.  Carolina  (1868), 
S.  Carolina  (1868 — dieser  Staat  ermächtigte  die  Legislatur  1865, 
für  eine  solche  Registration  zu  sorgen),  Mississippi  (1868,  er- 
gänzt 1890),  Indiana  (1881),  Idaho,  Wyoming.  Die  Regi- 
stration ist  ausdrücklich  zu  einer  Vorbedingung  der  Abstimm- 
ung in  6 dieser  9 Staaten  gemacht : Florida,  N.  Carolina,  Indiana, 
Maryland  (dieser  Staat  sagt  [1864]  ausdrücklich,  nachdem  die 
Gesetze  in  Kraft  eintreten),  Mississippi  (nach  den  Bestimm- 
ungen vom  Jahre  1890  mufs  der  Wähler  innerhalb  4 Monate 
vor  der  Wahl  registriert  werden ; aber  diejenigen,  die  während 
dieser  Frist  qualifiziert  werden , dürfen  ohne  die  Registration 
abstimmen,  bei  der  betreffenden  Wahl),  und  Wyoming  (aufser 
in  Fällen  der  Krankheit  oder  Abwesenheit,  welche  gesetzlich 
zu  regeln  seien ; Gesetze  müssen  erlassen  werden , um  diese 
Bestimmungen  durchzuführen,  dürfen  amendiert,  aber  nie  ab- 
geschafft [repealed]  werden,  und  dürfen  sich  nicht  auf  die  erste 
Wahl  nach  dem  Inkrafttreten  der  Konstitution  beziehen). 

Von  diesen  6 Staaten  schreibt  nur  Mississippi  eine  Frist 
vor;  und  nur  Mississiptpi  und  Wyoming  machen  Vorschriften 
für  Ausnahmen. 


'e  Siehe  oben  8.  151  f. 
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In  Florida  (1868)  mufsten  die  erforderlichen  Gesetze 
während  der  ersten  Session  der  Legislatur  nach  der  Annahme 
der  Konstitution  erlassen  werden;  in  N.  Carolina  und  S.  Caro- 
lina mtlssen  sie  „from  time  to  time“  erlassen  werden;  und 
in  Maryland  müssen  sie  „uniform“  sein. 

Eine  solche  Kegistration  kann  in  Montana  erforderlich 
gemacht  werden;  in  Georgia  (1868,  1877),  „front  time  to  time“; 
in  Alabama  (1875),  „when  necessary“  („throughoul  the  State, 
or  in  any  incorporated  city  or  towu  thereof“  — nach  den  Be- 
stimmungen dieses  Staates  vom  Jahre  1867  mufste  die  Legis- 
latur für  eine  allgemeine  Kegistration  von  Zeit  zu  Zeit  sorgen) ; 
in  Pennsylvania  (1873  — siehe  aber  unten  S.  207  sub  b)  und 
in  Rhode  Island  78\ 

Einschliefslich  dieser  5 Staaten  finden  wir  also  Bestimm- 
ungen Uber  eine  allgemeine  Kegistration  in  14  Staaten 
(siehe  aber  Uber  Washington  gleich  unten). 

Folgende  Staaten  haben  Bestimmungen  Uber  eine  Registra- 
tion  in  gewissen  Städten  etc. : 

a.  Washington:  sie  ist  eine  Vorbedingung  der  Abstimmung 
in  „cities  and  towus“  von  Uber  5000  Einwohnern.  Sie 
kann  in  anderen  Fällen  auch  zu  dieser  Vorbedingung 
gemacht  werden,  und  es  ist  nicht  notwendig,  dafs  das 
System  Überall  dasselbe  sei. 

b.  Missonri  (1875):  sie  ist  eine  Vorbedingung  der  Ab- 
stimmung in  „cities  and  counties“  von  mehr  als 
100  000  Einwohnern,  und  kann  auch  in  Städten  von 
zwischen  25  0U0  und  100000  Einwohnern  so  ange- 
wendet werden,  „but  not  otherwise“.  Nach  den  Be- 
stimmungen vom  Jahre  1865  mufste  die  Legislatur 
„immediately  provide  by  law  for  a complete  and 
uniform  registration“  aller  Wähler;  nachdem  die,  Ge- 


’a‘  In  Rhode  Island  verhält  es  sich  ähnlich  wie  1842.  Hie  be- 
treffende Stelle  lautet  1888:  „Every  male  eitizen  of  the  United  States  . ... 
who  has  had  hi*  residenee  and  home  in  this  State  for  two  years,  and  in 
the  town  or  city  in  which  he  may  offer  to  vote  nix  mnnths  next  preceding 
the  time  of  hi»  voting.  and  whose  name  shall  be  registered  . . . . on  or 
before  the  last  day  of  Decembcr,  in  the  year  next  preeeding  the  time  of 
hi*  voting.  shall  hnve  a right  to  vote“  etc.  Aber  neben  diesen  Be- 
stimmungen be-tehen  immer  noch  die  von  1842,  wonach  die  Legislatur 
die  Registration  aller  Wähler  verordnen  kann.  Siehe  S.  176,  Note  47a. 
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setze  in  Kraft  getreten  waren,  imifste  der  Wähler 
wenigstens  10  Tage  vor  der  Wahl  registriert  werden, 
und  vor  der  Registration  einen  Eid  der  Treue  gegen- 
über den  Vereinigten  Staaten,  dem  Staate  etc.,  leisten; 
und  eine  neue  Registration  „shall  be  made  within  sixty 
davs  uext  preceding  the  tcnth  day  prior  to  every 
biennial  general  election“.  Der  Eid  wurde  1870  ver- 
einfacht (nur  wurde  geschworen , die  Konstitutionen 
der  Vereinigten  Staaten  und  des  Staates  zu  unter- 
stützen); und  es  wurden  1874  alle  diese  früheren  Regi- 
stratiousbestiminungen  durch  ein  Amendement  beseitigt 
und  ersetzt,  wonach  die  Legislatur  ftlr  eine  Registration 
der  Wähler  in  Städten  (eities  and  towns)  mit  mehr 
nls  10  000  Eiuwohnern  sorgen  konnte.  Im  Jahre 
1875  kamen  die  oben  angegebenen  Bestimmungen  zur 
Geltung.  Missouri  hat  also  die  Registration  in  einer 
kurzen  Zeit  viermal  berührt. 

c.  Wisconsin  (1882):  Gesetze  über  Registration  in 

„incorporated  towns  and  villages“  dürfen  erlassen 
werden. 

d.  Louisiana  liefs  1864  seine  früheren  lokalen  (New 
Orleans)  Bestimmungen  in  allgemeine  umwandeln: 
Die  Legislatur  soll  für  eine  Registration  aller  Wähler 
sorgen,  „in  order  to  entitle  them  to  vote“ ; aber  die 
Registration  soll  den  Wählern  kostenfrei  sein.  Es  war 
dasselbe  1868,  nur  wurde  betont,  dafs  die  Legislatur 
die  Verfügungen  während  der  ersten  Session  nach  der 
Annahme  der  Konstitution  zu  treffen  habe.  Im  Jahre 
1879  werden  die  Bestimmungen  wieder  lokal:  die 
Registration  soll  in  der  Grafschaft  (parish)  New 
Orleans  gefordert  werden,  und  die  Legislatur  kann 
sie  für  andere  Grafschaften  auch  anwenden.  Diese 
Bestimmungen  sind  lokal , aber  es  handelt  sich  jetzt 
nicht  um  Städte  allein,  sondern  um  Grafschaften. 

Fünf  Staaten  (eiuschliefslieh  Alabamas)  handeln  also  Uber 
lokale  Registration. 

Es  ist  interessant  zu  bemerken , wie  die  Frage  der  Re- 
gistration in  den  folgenden  4 Staaten  behandelt  worden  ist: 
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a West  Virginia  ermächtigt  die  Legislatur  1863,  fiir  eine 
Kegistrntion  der  Wähler  zu  sorgen,  sagt  aber  1872 
ausdrücklich,  dafs  das  Recht  der  Abstimmung  nieman- 
dem deswegen  vorenthalten  werden  darf,  weil  er  nicht 
registriert  ist,  und  ferner,  an  einer  anderen  Stelle: 
„The  legislatur  shall  never  authorize  or  establish  any 
board  or  court  of  registration  of  voters“  ! 

b.  Pennsylvania  (1873):  Registrationsgesetze  können  er- 
lassen werden,  sie  mtlsson  aber  „uniform  throughout 
the  State“  sein,  und  das  Recht  der  Abstimmung  darf 
nicht  deswegen  vorenthalten  werden,  weil  der  Wähler 
nicht  registriert  ist. 

c.  Arkansas  instruierte  die  Legislatur  1868,  Gesetze  Uber 
die  Registration  der  Wähler  während  der  ersten 
Session  nach  der  Annahme  der  Konstitution  zu  er- 
lassen ; und  der  Wähler  mufste  vor  der  Registration 
einen  Treue-  uud  Qualibkationseid  leisten.  Im  Jahre 
1874  wird  aber  bestimmt,  dafs  das  Recht  der  Ab- 
stimmung nicht  entzogen  werden  darf,  weil  der  Wähler 
nicht  registriert  ist. 

d.  Texas:  Es  mufsten  1868,  nach  einer  der  zwei  Gruppen 
von  Stimmrechtsbestimmungen,  die  Wähler  registriert 
werden7®.  Im  Jahre  1876  wird  es  verboten,  über- 
haupt ein  Registrationsgesetz  zu  erlassen  („no  law 
shall  ever  be  enacted  reqniring  a registration  of  the 
voters  of  the  State“). 

Im  Jahre  1890  erwähnen  also  21  Staaten  Registration. 
Eine  allgemeine  Registration  ist  nötig  in  9,  von  denen  6 sie  aus- 
drücklich zur  Vorbedingung  der  Abstimmung  machen,  von 
denen  nur  einer  eine  Frist  verschreibt.  Eine  allgemeine  Regi- 
stration kann  in  5 (darunter  Rhode  Island  — siehe  gleich 
unten)  Staaten  verfügt  werden,  von  denen  einer  (Pennsylvania) 
sagt,  sie  darf  nicht  zur  Vorbedingung  der  Abstimmung  ge- 
macht werden.  Lokale  Registration  ist  nötig  in  3,  und  kann 
in  2 verordnet  werden  (Wisconsin  und  Alabama).  Registration 
ist  verboten  in  2 (West  Virginia  und  Texas).  Es  wird  in  3 

7<>  Oie  Kegistration  der  Wähler  hat  eine  Kolle  in  den  sogenannten 
„Kekonstruktionsgesetzen“  gespielt.  Vergl.  in  Bezug  auf  Texas,  Poore, 
S.  1822  („Election  Declaration“,  Sec.  1). 
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(West  Virginia,  Pennsylvania  und  Arkansas)  betont,  dafs  das 
Hecht  der  Abstimmung  nicht  wegen  Nicht-Registration  vorent- 
halten werden  darf.  (Unter  diesen  Zahlen  spielen  Alabama, 
Pennsylvania  und  West  Virginia  eine  Doppelrolle.)  In  Rhode 
Island  wird  die  Registration  gewisser  Wähler  verlangt;  sie 
kann  aber  durch  die  Legislatur  allgemein  gemacht  werden 
(siehe  S.  205,  Note  78  a). 

Von  den  4 Staaten  der  Gruppe  vom  Jahre  1860  erscheinen 
Rhode  Island,  Florida  und  Louisiana  1890  wieder,  der 
erste  mit  ähnlichen,  die  letzten  zwei  mit  neuen  Bestimmungen. 
Virginia  hatte  1S64  dieselben  Bestimmungen  wie  1850.  Der 
Wortlaut  wurde  1870  geändert:  „the  general  assembly  shall, 
at  its  tirst  session  under  this  Constitution , euaet  a general 
registration  law“ ; und  ein  Qualifikationseid  mufste  vor  der 
Registration  geleistet  werden.  Diese  Bestimmungen  wurden 
1876  beseitigt,  und  Virginia  schweigt  seit  diesem  Jahre  Uber 
die  Registration80. 


f0  Die  Staatenlegislaturen  sind  mit  ziemlich  ausgedehnten  Befugnissen 
dadurch  ausgerüstet,  dafs  die  Konstitutionen  sie  ermächtigen,  für  die  Reinheit 
der  Wahlen  und  den  Schutz  des  Stimmrechts  zu  sorgen.  Kraft  solcher  Be- 
stimmungen könnte  die  Staatslegislatur,  wenn  es  nicht  ausdrücklich  verboten 
wird,  eine  Registration  der  Wähler,  oder  auch  einen  Qualifikationseid  u.  s.  w. 
vorschreiben  (Vgl.  McCrary,  15,  17 — 21,  91,  92).  Die  Bestimmungen 
in  dieser  Beziehung  sind  verschieden  gestaltet,  ln  Kentucky  *.  B.  hat  es 
immer  (auch  1891)  gelautet:  .The  privilege  of  free  suffrage  shall  be 
supported  by  laws  regnlating  elections , and  prohibiting.  under  adequate 
penaltie«,  all  nndue  infiuence  thereon,  from  power,  bribery,  tumult  or 
other  improper  practice«.“  ln  Tennessee  (1870)  lautet  es  einfach:  „The 
general  assembly  shall  have  power  to  erntet  laws  ...  to  securc  the 
freedom  of  elections  and  the  purity  of  the  bnllot-box.“  In  Michigan  und 
Colorado  ist  cs  ebenso  einfach.  In  Maryland  (1867)  ist  es  noch  ein- 
facher: „The  general  assembly  shall  pass  laws  necessary  for  the  preser- 
vatiou  of  the  purity  of  elections“.  Ausführliche  Bestimmungen  sind  hei 
Nevada  (1864)  zu  ersehen:  „Provision  shall  be  niade  by  law  for  the 
registration  of  the  names  of  the  electors  within  the  couuties  of  which 
tbey  may  be  residents,  and  for  the  ascertainment  by  proper  proofs  of 
the  peraons  who  shall  be  entitled  to  the  right  of  sufl'rage  . . . .;  to  preserve 
the  purity  of  elections,  and  to  regulate  the  manner  of  holding  and  making 
returos  of  the  same;  and  the  legislature  shall  have  power  to  prescribe  by 
law  any  other  or  further  rules  or  oaths  as  may  bo  deemed  necessary 
as  a test  of  electoral  qualitication.“ 

Über  die  Frage  der  Registration  gelten  im  allgemeinen  die  folgenden 
Principien:  „Whenever  the  Constitution  [eines  Staates]  has  pre«cribed  the 
qualifications  of  electors,  they  cannot  be  ehanged  or  added  to  by  the 
legislature,  or  otlierwise  than  by  au  amendntent  of  the  Constitution.“ 
Cooley,  S.  753.  Vergl.  McCrary  § 17. 
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Das  Princip  der  Bildungsqualifikation  hat  in  dieser  Periode  Bildung, 
ein  abenteuerliches  Leben  gehabt.  Connecticutt  (1855)  ver- 
langt immer  noch  von  dem  Wähler,  dafs  er  irgend  einen 
Artikel  seiner  Konstitution,  oder  irgend  eine  Sektion  seiner 
Gesetze  (Statutes)  zu  lesen  vermöge;  und  Massachusetts  (1857), 
dafs  er  seine  Konstitution  in  Englisch  zu  lesen  und  seinen 
Namen  zu  schreiben  vermöge , wenn  es  nicht  physisch  un- 
möglich sei. 

In  Louisiana  konnte  (1864)  die  Legislatur  das  Stimmrecht 
anderen  Personen  erteilen,  welche  Burger  der  Vereinigten 
Staaten  waren,  und  welche  durch  „intellectual  fitness“  als 
desselben  würdig  angesehen  werden  mochten.  Dies  ver- 
schwand 1868. 

Missouri  bestimmte  1865,  dafs  nach  dem  1.  Januar  1876 
der  Wähler  (wenn  nicht  schon  stimmberechtigt)  das  Lesen  und 
Schreiben  kennen  sollte,  wenn  nicht  physisch  verhindert.  Dies 
erscheint  1875  nicht  wieder. 

Florida  instruierte  die  Legislatur  1868.  Gesetze  Uber  eine 
Bildungsqualifikation  (educational  qualification)  zu  erlassen, 
welche  von  denjenigen  verlangt  werden  sollte,  die  nach  dem 
Jahre  1880  Wähler  werden  würden.  Dies  verschwand  1886. 

Alabama  (1875)  sagt  ausdrücklich,  dafs  eine  Bildungs- 
qualifikation nicht  verlangt  werden  darf!  (Declaration  of 
Rights,  Sec.  88.) 

Colorado  (1876)  ermächtigt  die  Legislatur,  eine  Bildungs- 
qualifikation vorzuschreiben,  die  aber  nicht  vor  dem  Jahre  1890 
in  Kraft  eintreten  soll. 

Mississippi  verlangt  1890,  dafs  der  Wähler  nach  dem 
1.  Januar  1892  irgend  eine  Sektion  seiner  Konstitution  zu 
lesen  vermöge,  oder  zu  „understand  the  same  when  read  to 
him,  or  give  a reasouable  interpretation  thereof“.  Und  dieser 


It  is  now  generally  admitted  that  these  laws  [of  registration]  do  not 
add  to  the  constitutional  qualifications  of  voters  and  are  therefore  not 
invalid.“  McCrary.  § 92.  (Über  die  Kegistration  im  allgemeinen  siehe 
McCrary,  §§  91  — 106.) 

„The  provision  for  a registry  deprives  no  one  of  hi»  right  [to  vote], 
but  is  only  a reasonable  regulation  ander  wbich  the  right  may  be  exer- 
cised.  Such  regulations  must  always  hnve  been  witliin  the  power  of  the 
legislature,  unles»  forbidden“.  (Cooley,  8.  757.)  Wir  halten  gesehen,  wie 
eine  Kegistration  durch  einige  Konstitutionen  verboten  worden  ist. 

Staats-  u.  vOlkerrechtl.  Ahhandl.  I.  4.  — Fisk.  14 
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Staat  hatte  1868  ausdrücklich81  gesagt,  dafs  eine  Bildungs- 
qualitikatinn  nicht  verlangt  werden  sollte! 

Wyoming  verlangt,  dafs  der  Wühler  seine  Konstitution 
zu  lesen  vermöge,  wenn  nicht  „prevented  by  physical  disa- 
bilitv“. 

Fünf  Staaten  haben  also  dieses  Princip  im  Jahre  1890, 
nämlich  Connecticutt,  Massachusetts.  Colorado,  Mississippi  und 
Wyoming.  Es  ist  klar,  dafs  dieses  Princip  immer  noch  in 
dem  Stadium  des  Experimentierens  bleibt,  Louisiana,  Missouri 
und  Florida  haben  damit  experimentiert,  und  es  nach  einer 
kurzen  Zeit  fallen  lassen;  während  Alabama  damit  nicht  experi- 
mentieren will!  Zwei  neue  Staaten  (Colorado  und  Wyoming) 
haben  es  aber  aufgenommen,  und  ein  alter  Staat  (Mississippi  >, 
trotz  seines  früheren  ausdrücklichen  Verbots,  experimentiert 
damit. 

Die  Bestimmungen  dieser  Periode,  welche  nicht  schon  er- 
wähnt worden,  sind  die  folgenden: 

A.  Erstens  diejenigen,  welche  1890  nicht  mehr  in  Kraft 
sind  : 

a.  Louisiana  (1864):  die  Legislatur  konnte  das  Stimm- 
recht anderen  Personen  erteilen , welche  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  waren,  und  wegen  Militärdienstes 
als  desselben  würdig  angesehen  werden  mochten.  Ver- 
schwand 1868  82. 

b.  Virginias  Bestimmungen  vom  Jahre  1850,  wonach  die 
Legislatur  die  Städte  mit  mehr  als  5000  Einwohnern 
in  „wards“  einteilen  sollte,  verschwand  1870. 

c.  Missouri:  Die  Kesidenz  wurde  1865  vor  der  Wahl, 

oder  der  Registratiou,  gerechnet;  1870  vor  der  Re- 
gistration.  Dies  verschwand  1875.  Es  wurde  1870 
exkludiert  „any  person  who  sliall  ....  engage  in  any 
rebellion  against  tliis  State  or  the  United  States“.  Dies 
verschwand  1875. 

d.  Arkansas  (1868):  Diejenigen  Personen  wurden  exklu- 
diert, die  in  dem  Staat  oder  den  Staaten,  wo  sie  her- 
kamen,  disqualifiziert  waren.  Dies  verschwand  1874. 


In  der  „Bill  of  Rights“. 

8a  Vergl.  Louisiana  gleich  oben  (Bildung),  und  Seite  177  (Steuern). 
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e.  S.  Carolina  (1865):  Die  Legislatur  wurde  ermächtigt, 
anderweitige  Qualifikationen  fllr  die  Wähler  in  Ge- 
meindewahlen (municipal  elections)  vorzuschreiben. 
Dies  verschwand  1868.  (Siehe  unter  f.  gleich  unten.) 

f.  Texas  exkludierte  1868  diejenigen  Personen,  welche 
die  Bundesverfassung  exkludierte  — bis  diese  Dis- 
qualifikation durch  den  Kongrcfs  beseitigt  werden  würde. 
(S.  Carolina  bat  dasselbe  seit  1868  gehabt.)  Dies  ver- 
schwand 1876.  Essollteauch  1868  keine  Unterscheidung 
wegen  „race,  color,  or  fornier  condition“  gemacht 
werden.  Dies  verschwand  1876.  Diejenigen  Personen 
wurden  (1868)  als  Wähler  zugelassen,  welche  zur  Zeit 
der  Ratifikation  der  Konstitution  vom  Jahre  1868 
durch  den  federalen  Kongrefs  Bürger  vou  Texas  waren. 
Dies  verschwand  1876. 

g.  Florida  (1868) : Keine  Unterscheidungen  sollten  wegen 
„race,  color,  nationality,  or  previous  condition“  gemacht 
werden.  Verschwand  1886.  (Siehe  Schlufs  der  vorher- 
gehenden Periode.) 

B,  Zweitens  diejenigen,  welche  1890  noch  in  Kraft  sind : 

a.  Maryland  (1851):  Die  Residenz  geht  in  eiuetn  Wahl- 
bezirke nicht  verloren,  bis  sie  in  einem  anderen  er- 
worbenwird. Louisiana  liefs seine  früheren  Bestimmungen 
in  dieser  Hinsicht  1868  fallen. 

b.  Massachusetts  (1890):  Der  Wähler  wird  nicht  durch 
Residenzenwechsel  disqualifiziert,  bis  6 Monate  nach 
dem  Wechsel  (removal). 

c.  Nevada  (1864) : Der  Wähler  mufs  für  die  betreffenden 
Fristen  „actually  and  not  constructively“  ansässig  ge- 
wesen sein.  Die  Stimmberechtigung  soll  durch  „proper 
proofs“  festgesetzt  werden.  Die  Legislatur  kann  ander- 
weitige Regeln  oder  Eide  „as  a test  of  electoral  quali- 
fication“  vorschreiben. 

d.  S.  Carolina  (1868):  Keine  Unterscheidungen  sollen 
wegen  „race,  color,  or  former  condition“  gemacht 
werden.  (Siehe  auch  oben,  A.,  f.) 

e.  Kansas  (1867) : Diejenigen  sind  disqualifiziert,  welche 
sind  „guilty  of  defrauding  the  Government  of  the  United 
States,  or  any  of  the  States  thereof“,  oder  welche  von 

14* 
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dem  [Militär-  oder  Marine-]  Dienst  der  Vereinigten 
«Staaten  in  Unehren  entlassen  worden  sind,  „unless 
reinstated“. 

f.  Tennessee  (1870):  Es  wird  betont,  dafs  keine  anderen 
Qualifikationen  vorgeschrieben  werden  dürfen,  als  in 
der  Konstitution  zu  finden  sind. 

g.  Illinois  (1870):  Diejenigen  Personen  werden  als  Wähler 
angesehen,  welche  vor  dem  1.  Januar  1870,  ein 
Certifikat  der  Naturalisation  „before  any  court  of  record 
in  this  State“  bekommen  haben. 

h.  Pennsylvania  (1873):  Der  Wähler  kann,  wenn  er  den 
Staat  verläfst  und  zurttckkommt,  nach  6 Monaten 
(statt  eines  Jahres)  abstinunen.  (Ähnlich  wie  1838.) 

i.  Florida  (1886):  Der  fremde  oder  naturalisierte  Wähler 
mufs,  wenn  aufgefordert,  seine  Qualifikation  durch  die 
nötigen  Urkunden  beweisen.  (Im  Jahre  1868  hatte 
dieser  Staat  dasselbe,  ohne  die  Aufforderungs- 
bestimmung.) Die  Residenz  wird  vor  der  Zeit  der 
Registration  festgesetzt, 

j.  Alabama  (1875):  Keine  Hindernisse  zum  Stimmrecht 
sollen  wegen  „race,  color,  or  previous  condition  of 
servitude“  bestehen. 

k.  Louisiana  (1879):  dasselbe. 

l.  California  (1850,  1879):  Diejenigen  sind  Wähler, 

welche  die  Rechte  der  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
durch  den  Vertrag  von  Queretaro  (30.  Mai  1848) 
erworben  haben;  und  (1879)  diejenigen  naturali- 
sierten Bürger  der  Vereinigten  Staaten,  „who  shall 
have  become  such  ninety  days  prior  to  any  election“, 
und  sonst  qualifiziert  sind. 

m.  Rhode  Island  (1886):  Wähler  sind  „all  soldiers  and 
sailors  of  foreign  birth,  citizens  of  the  United  States, 
who  served  in  the  Army  or  Navy  of  the  United  States 
from  this  State“  in  dem  Bürgerkrieg,  und  von  diesem 
Dienste  in  Ehren  entlassen  worden  sind  „upon  the 
same  conditions  and  under  and  subject.  to  the  same 
restrictions  as  native  born  citizens.“  (Diese  Be- 
stimmungen sind  aber  durch  das  Amendement  vom 
Jahre  1888  entkräftet  worden,  da  dadurch  die  ein- 
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geborenen  und  naturalisierten  Bürger  gleichgestellt 
werden.  Vgl.  oben  S.  176,  Note  47*.)  Dieser  Staat 
exkludiert  immer  noch  „persons  residiug  on  lauds  ceded 
by  this  State  to  the  United  States“  (1842). 

n.  Mississippi  (1890):  Anderweitige  Bedingungen  können 
Wählern  in  Gemeindewahlen  (municipal  elections) 
nufgelegt  werden  — (eine  Erinnerung  an  S.  Carolinas 
Bestimmung  vom  Jahre  1865);  und  irgend  ein  „minister 
of  the  Gospel  in  Charge  of  an  organized  eliurch“  kann 
nach  einer  Residenz  von  6 Monaten  (statt  eines  Jahres) 
in  seinem  Wahlbezirk,  abstimmen,  wenn  sonst  qualifiziert. 
Diese  letzte  Bestimmung  ist  ganz  eigentümlich;  ich 
habe  so  etwas  während  der  ganzen  Untersuchung  der 
Staatenkonstitutionen  (1776  bis  1890)  anderswo  nicht 
gefunden. 

o.  Aufser  den  schon  erwähnten  Exklusionen  exkludiert 
Idaho  denjenigen,  „who  is  a bigainist  or  polygamist, 
or  is  living  in  what  is  known  as  patriarchal,  plural  or 
celestial  marriage,  or  in  violation  of  any  law  of  this 
State , or  of  the  United  States , forbidding  any  such 
crime;  or  who,  in  any  manner,  teaches,  advises,  counsels, 
aids,  or  encourages  any  person  to  enter  into  bigamy, 
polvgamy,  or  such  patriarchal,  plural,  or  celestial 
marriage,  or  to  live  in  violation  of  any  such  law,  or 
to  commit  any  such  crime ; or  who  is  a member  of  or 
contributes  to  the  Support , aid , or  eneouragement  of 
any  order,  Organization,  association,  Corporation  or 
society,  which  teaches,  advises,  counsels,  encourages, 
or  aids  any  person  to  enter  into  bigamy,  polygamy  or 
such  patriarchal,  or  plural  marriage,  or  which  teaches 
or  advises  that  the  laws  of  this  State  prescribing  rules 
of  civil  conduct,  are  not  the  supreme  law  of  the  State ; 
nor  shall  Chinese,  or  persons  of  Mongoliau  descent, 
not  born  in  the  United  States  ....  eitlier  vote,  serve 
as  jurors,  or  hold  any  civil  office“.  Es  ist  nicht  schwer 
zu  erkennen,  dafs  Idaho  in  der  Nähe  von  Utah  liegt! 
Ich  gebe  diese  Bestimmungen  englisch  an,  weil  sie 
dadurch  einen  ganz  anderen  Eindruck  machen,  als 
wenn  sie  in  deutscher  Übersetzung  angegeben  würden. 
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Mortl. 


Idaho  ermächtigt  ferner  die  Legislatur,  andere  Quali- 
fikationen, Einschränkungen  und  Bedingungen  vorzu- 
schreiben , aber  sie  darf  die  in  der  Konstitution  vor- 
geschriebenon  Bestimmungen  nie  annnlliren. 

p.  Montana  (1889):  Nach  dem  Ablaufe  von  5 Jahreu 
dürfen  nur  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  abstimmen. 

q.  Wyoming  (1890):  dasselbe. 

r.  Wisconsin  (1848,  1882):  Die  Legislatur  kann  immer 
noch  das  Stimmrecht  anderen  in  der  Konstitution  nicht 
erwähnten  Personen  erteilen,  unter  der  Voraussetzung, 
dafs  die  betreffenden  (Jesetze  durch  eine  Majorität 
der  Stimmen  bei  einer  allgemeinen  Wahl  (general 
election)  ratifiziert  werden.  (Siehe  unten  für  ähnliche 
Bestimmungen  in  N.  Dakota.) 

s.  Kansas  (1861):  Die  Legislatur  wird  instruiert,  die 
nötigen  Gesetze  zu  erlassen,  um  die  Stimmberechtigung 
der  Bürger  durch  passende  Beweismittel  (proper  proofs) 
festzusetzen. 

t.  Connecticutt  (1818):  Der  Wähler  mufs  „sustain  a 

good  moral  character“. 

Zum  Schlufs  betrachte  ich  das  einzige  neue  Princip  dieser 
Periode,  und  welches  gegenwärtig  die  Hauptrolle  in  der  Frage 
des  Stimmrechts  in  den  Vereinigten  Staaten  spielt.  Es  ist  dies 

Das  Princip  des  Frauenstimmrechts. 

Dieses  Princip  taucht  zuerst  1875  auf,  und  zwar  in  Minne- 
sota. Minnesota  nämlich  ermächtigt  die  Legislatur  durch  ein 
Amendement,  gesetzlich  zu  verfügen,  „tliat  any  womau  at  the 
age  of  twenty-one  years  and  upward  may  vote  at  any  election 
lield  for  the  purpose  of  choosing  any  officers  of  schools,  or 
upon  any  moasure  relating  to  schools,  and  . . . that  any  such 
woman  shall  he  eligible  to  hold  any  office  pertaining  solely 
to  the  management  of  schools“.  Colorado,  als  neuer  Staat  1876, 
bestimmt : „That  no  person  shall  be  denied  the  right  to  vote 
at  any  sehool-district  election,  nor  to  hold  any  school-district 
office,  on  account  of  sex“  ; und  ferner,  dafs  die  Legislatur 
während  ihrer  ersten  Session  das  Stimmrecht  Frauen  recht- 


Digitized  by  Google 


215 


1.  4. 

liehen  Alters  erteilen  soll,  und  nachher  darf,  wenn  sie  sonst 
nach  der  Konstitution  qualifiziert  sind,  aber  das  betreffende 
Gesetz  mnfs  eine  Majorität  „of  those  voting  thereon“  bei  einer 
allgemeinen  Wahl  (general  election)  erhalten,  bevor  es  rechts- 
kräftig werden  kann. 

Der  Versuch  in  Nebraska,  das  Wort  rmale“  zu  streichen, 
fiel  am  7.  November  1882  durch,  mit  50  698  Stimmen  gegen 
25  756. 

Das  Frauenstimmrecht  unterlag  in  Oregon  am  2.  Juni  1884, 
mit  28  176  Stimmen  gegen  11  228. 

Lokales  Frauenstimmrecht  wurde  in  Rhode  Island  am 
6.  April  1887  nicht  ratifiziert — 21  958  Stimmen  gegen  6 889. 

Die  6 neuen  Staaten  von  den  Jahren  1889  und  1890 
sind  alle  in  die  Union  mit  Frauenstimmrechtsbestimmungen  in 
ihren  Konstitutionen  eingetreten. 

Montana  sagt,  „woinen  sliall  be  eligible  to  hold  the  office 
of  county  Superintendent  of  schools  or  anv  school-district  office, 
and  shall  have  a right  to  vote  at  any  school-district  election“  ; 
und  dafs  in  allen  Fällen,  wo  die  Steuernzahler  (tax  parers) 
des  Staates,  oder  eine  Division  derselben,  über  eine  Frage 
abstimmen  sollen,  diejenigen  Frauen,  welche  Steuern  bezahlen, 
und  sonst  wie  die  männlichen  Wähler  qualifiziert  sind,  das  Ab- 
stimmungsrecht „equally  with  the  men“  haben  sollen.  Diese 
Bestimmungen  lassen  also  die  Frauen-Wähler  in  eine  andere 
Sphäre,  als  die  der  Schulfragen,  ein. 

N.  Dakota  ermächtigt  die  Legislatur,  das  Stimmrecht  nach 
Belieben  auszudehnen,  bis  es  „all  citizens  of  mature  age,  and 
sound  mind,  not  convieted  of  crime,  without  regard  to  sex 
(Geschlecht)“  umfasse,  aber  die  betreffenden  Gesetze  müssen 
durch  eine  Majorität  der  Stimmen  bei  einer  allgemeinen  Wahl 
(general  election)  ratifiziert  werden,  bevor  sie  rechtskräftig 
werden  können.  Aufser  dem  gestattet  dieser  Staat  den  Frauen, 
welche  nach  den  Gesetzen  des  Territoriums  Dakota  (Territory 
of  Dakota),  und  sonst  wie  die  männlichen  Wähler,  qualifiziert 
sind,  dafs  sie  „for  all  sehool  officers  and  upon  all  questious 
pertaining  solely  to  sehool  matters“  abstimmen , und  ferner 
solche  Schulämter  bekleiden. 

S.  Dakota  instruiert  seine  Legislatur,  während  ihrer  ersten 
Session  die  Frage  vor  die  Wähler  bei  der  nächsten  allgemeinen 
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(general)  Wahl  zu  bringen,  ob  das  Wort  „male"  von  den 
Stimmrechtsbestimmungen  zu  streichen  sei  oder  nicht.  Wenn 
die  Frage  durch  eine  Majorität  der  Stimmen,  welche  darüber 
abgegeben  werden,  bejaht  wird,  so  soll  es  nachher  keine  Unter- 
scheidungen auf  dem  Gebiet  des  Stimmrechts  (suffrage)  zwischen 
den  beiden  Geschlechtern  geben.  Aber  die  Frauen,  die  nach 
den  Gesetzen  des  Territoriums  Dakota  (bevor  sie  Staaten 
wurden,  bildeten  N.  und  S.  Dakota  zusammen  das  „Territory 
of  Dakota“),  und  sonst  wie  die  männlichen  Wähler,  qualifiziert 
sind , können  „vote  at  any  election  held  solely  for  school 
purposes“ ; und  können  irgend  ein  Amt  in  dem  Staat  be- 
kleiden , wenn  sich  andere  Vorschriften  in  der  Konstitution 
nicht  befinden. 

Washington  ist  konservativer,  indem  es  die  Legislatur 
nur  ermächtigt,  darüber  zu  verfügen,  dafs  das  Stimmrecht  (elective 
franchise)  bei  irgend  einer  Schulwahl  nicht  wegen  des  Geschlechts 
entzogen  werde.  Dieser  Staat  verwarf  einen  Artikel  über  all- 
gemeines Frauenstimmrecht,  welcher  zusammen,  aber  nicht  ver- 
bunden mit  der  Konstitution  den  Wählern  vorgelegt  wurde. 

Idaho  sagt,  dafs,  bis  die  Legislatur  anders  verfügt,  die- 
jenigen Frauen,  welche  sonst  wie  die  männlichen  Wähler  quali- 
fiziert sind,  „may  continue  to  hold  such  school  offices  and  vote 
at  such  school  elections  as  provided  by  the  laws  of  Idaho 
Territory“.  Wie  schon  oben  bemerkt,  die  Legislatur  wird  er- 
mächtigt, andere  Qualifikationen,  Einschränkungen  und  Beding- 
ungen für  das  Stimmrecht  (right  of  suffrage)  vorzuschreiben, 
aber  sie  darf  die  in  der  Konstitution  angegebenen  nie  an- 
nullieren. 

Wyoming  tritt  mit  vollständigem  allgemeinem  Frauen- 
stimmrecht hervor,  und  beginnt  seine  Stimmrechtsbestimmungen 
mit  der  feierlichen  Behauptung,  dafs  das  Geschlecht  die  Bürger 
des  Staates  für  das  aktive  oder  passive  Wahlrecht  nicht  dis- 
qualifieieren  solle,  und  dafs  „both  male  and  femalo  citizens  of 
this  State  shall  equally  enjoy  all  civil,  politic&l,  and  religions 
rights  and  Privileges“! 

Wisconsin  könnte  Frauenstimmrecht  nach  seiner  jetzigen 
Konstitution  aufnelnnen.  Nach  den  Bestimmungen  nämlich  von 
den  Jahren  1848  und  1882,  wonach,  wie  schon  bemerkt,  die 
Legislatur  ermächtigt  wird , das  Stimmrecht  anderen  in  der 
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Konstitution  nicht  erwähnten  Personen  zu  erteilen,  mit  der  Be- 
schränkung, dafs  die  betreffenden  Gesetze  durch  eine  Majori- 
tät der  Stimmen  bei  einer  allgemeinen  Wahl  ratifiziert  werden. 
Man  hat  wohl  1848  kaum  an  die  Anwendung  dieser  Be- 
stimmungen auf  das  Frauenstimmrecht  gedacht! 

Wir  finden  im  Jahre  1890  also  das  Princip  des  Frauen- 
stimmrechts in  8 Staaten : Minnesota , Colorado , Montana, 
N.  Dakota,  S.  Dakota,  Washington,  Idaho  und  Wyoming;  und 
indirekt  vielleicht  auch  in  Wisconsin.  In  Wyoming  ist  das 
Frauenstimmrecht  vollständig  allgemein.  Es  ist  beschränkt  auf 
Schulfragen  in  Colorado,  N.  Dakota,  S.  Dakota  und  Idaho; 
auf  Schul-  und  Steuerfragen  in  Montana.  Von  diesen  5 Staaten 
m u fs  später  Uber  allgemeines  Frauenstimmrecht  in  Colorado 
und  S.  Dakota  von  den  Wählern  des  Staates  abgestimmt  wer- 
den; und  dies  kann  in  N.  Dakota  getlian  werden.  In  Idaho 
hat  die  Legislatur  hier  freie  Hand,  d.  h.  keine  Volks- 
abstimmung Uber  die  Frage  ist  nötig.  Ein  auf  Schulfragen 
beschränktes  Frauenstimmrecht  kann  durch  die  Legislatur  in 
Minnesota  und  Washington  verfügt  werden. 

Es  sei  bemerkt,  dafs  hier  das  passive  Wahlrecht  der 
Frauen  auch  erwähnt  worden  ist.  Pennsylvania  (Konstitution 
1873,  Art.  X.,  Sec.  3)  schreibt  den  Frauen  das  passive 
Wahlrecht  in  Schulangelegenheiten  zu.  Ob  andere  oder  wie 
viele  Staaten  das  thun,  weifs  ich  nicht88  — es  liegt  dies 
aufserhalb  des  Umfanges  dieser  Schrift,  welche  sich  nur  mit 
dem  aktiven  Wahlrecht  beschäftigen  soll.  Was  ich  vom  pas- 
siven Wahlrecht  der  Frauen  erwähnt  habe,  das  habe  ich  er- 
wähnt, weil  die  Bestimmungen  darüber  mir  zur  Hand  waren, 
und  weil  das  Frauenstimmrecht  wegen  seiner  Neuheit  allge- 
meines Interesse  erregt  hat.  Das  Frauenstimmrecht  gewinnt 
gegenwärtig  in  den  Vereinigten  Staaten  immer  mehr  Boden, 
so  dafs  die  Bestimmungen  sich  schnell  vermehren  und  oft  ge- 
wechselt und  geändert  werden. 


83  Es  sei  aber  auch  bemerkt,  dafs  in  Kansas  Konstitution  1861 
[eigentlich  1859]  Art.  II,  Scc.  23)  die  Legislatur  bei  der  Einrichtung  der 
Schulen  („formation  and  regulation  of  schools“)  keine  Unterscheidungen 
wegen  des  Geschlechts  machen  soll. 
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Übersichtstabelle. 

Aus  der  folgenden  Tabelle  kann  man  bequem  ersehen, 
welche  Staaten  die  wichtigsten  Bestimmungen  am  Schlufs  einer 
jeden  Periode  haben,  bezw.  berühren.  Da  das  Frauenstimm- 
recht nur  in  der  letzten  Periode  eine  Holle  spielt,  so  erscheint 
es  in  dieser  Tabelle  nicht. 


Periode 

Ende  der  Periode 
Summa  der  Staaten 

i. 

1789 

13 

11. 

18oü 

16 

ui. 

1880 

2« 

IV. 

1860 

83 

V. 

1890 

44 

Bestimmungen 

Staaten 

Staaten 

Staaten 

Staat» 

Staate® 

Specitisches  Eigentum  

6 

7 

8 

3 

2 

steuern  

6* 

7 

12 

8 

11»» 

Staatsresidenz,  2 Jahre 

— 

4 

4* 

5 

S»a 

do.  , 1 Jahr 

3 

2 

10 

19 

28  »a 

do.  , 0 Monate 

_ 

_ 

1 

■i 

9 

do.  . 4 Monate 





1 

1 

do.  t 3 Monate 

Residenz  in  Grafschaft,  „Distrikt*, 

— 



1 

8 

2 

.„Township“,  oder  Stadt,  1 Jahr  . 

6 

5* 

4 

2 

2 

ao.  , 6 Monate 

2 

6* 

9 

10 

ii 

do.  , 5 Monate  . . 

— 

1 

1 

do.  . 4 Monate  . . 







2 

1 

do.  , 3 Monate  . 





8 

2 

6»* 

do.  , 2 Monate  . . 



— 

1 

7» 

do.  , 1 Monat  . . 





— 

2 

5« 

do.  , 10  Tage  . . . 

— 





S7 

2 

Residenz  in  „ward“  etc.,  90  Tage 



_ 

— 



j 

do.  , 60  Tage  .... 



— 

— 

i“ 

2 14 

do.  , 30  Tage 

— 

— 

— 

i?)* 

9»« 

do.  , 10  Tage  .... 

— 

— 

— 

3« 

Eid  etc 

3 

4 

5 

5 

10 

Schwere  Verbrechen  

Verlust  der  Residenz  durch  Abwesenheit 

i 

ii 

24 

87  » 

etc 

— 

1 

5* 

13« 

26 

Exklusion  von  Militärleuten  . . 

— 

— 

6» 

20 

26 

Armen.  RechtsunfAhige  etc 



1 

5 

16 

88 

Naturalisation  .... 

— 

i 

7 io 

15» 

Rcgistration  . 

— 

— 

4 

21 

Abwesenheit  in  Kriegszeiten  

- 

1 

1 

1 

9 

Indianer 

— 

1 

2 

8 

9 

Duelle  . . . . 



— 

i 

5 

10 

Bildung  

- 

— 

2 

5 

1 Davon  einer  mit  Kopfsteuer.  “Kinachliefslich  Massachusetts  und  Marvl&nds. 
3 Kinschliefslich  S.  Carolinas.  * In  den  Residenzbedingungeu  für  das  Jahr  1830 
erscheinen  Virginia  und  Connecticut!  in  dieser  Tabelle  nicht.  Ebenso  New-Yorka 
dreijährige  Bedingung  für  don  „man  of  color“.  6 Maines  Studentenbestimmung 
hier  nicht  mit  eingerechnet.  6 Einschliefslich  Maines.  7 Michigan,  Minnesota  und 
Pennsylvania.  In  Bezug  auf  die  „ward“  nur  vermutlich  so  für  Minnesota  und 
Pennsylvania.  8 Kentucky.  9 New- York.  Davon  gostatten  5,  dafs  der  Nicht- 
Naturülisiert®  abstimme.  11  Darunter  3,  wolche  nur  eine  Kopfsteuer  erwähnen. 
,la  Siehe  aber  oben  8.  176,  Notc47a(2).  w In  4 helfet  es  : 90  Tage.  18  ln 6 heilst  es: 
60  Tage,  n ln  4 heifstea:  30  Tage.  14  Kentucky  und  (vermutlich)  Pennsylvania 
(2  Monate).  10  In  einem  hoifst  es:  I Monat.  Kansas  ist  hier  mit  eingerechnet. 
17  S.  Dakota,  Michigan  und  (vermutlich)  Minnesota.  *•  Über  die  anderen  7 Staaten 
aber  siehe  S.  195—196  oben.  19  D.  h.  gostatten,  dafs  der  Nicht-Naturalisierte  ab- 
stimme. Unter  diesen  15  Staaten  befindet  sich  kein  Staat,  welcher  vor  1812  in  der 
Union  war. 
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Tabelle  der  Volkswalilstimmeii. 

Mit  dem  Jahre  1824  fing  man  an,  die  Gesammtheit  der 
Volkswahlstimmen  für  die  Präsidentenwahlmänner  (presidential 
electors)  zu  zählen.  Nach  der  Statistik  in  Stanwoods  „History 
of  Presidential  Elections“  betrugen  sie: 


1824 1 356  038 

1828* 1 155  340 

1832* 1 217  691 

1836* 1498  329 

1840 3 2 411187 

1844* 2 698  605 

1848” 2 871906 

1852* 3143  679 

1856*  . . 4 053  967 

1860* 4 682  069 

18644  4 106  537 

1868«  . . . 5716  082 

1872  6 466  354« 

1876’ 8 411069" 

1880  9 218251 

1884  10  052  706 

1888  11  378  364» 


1 Die  Walilmiinner  werden  von  der  Legislatur  in  6 Staaten  gewählt. 

* - 7 

?t  n n n • n n • 

* „ „ „ „ * „ *1  Staat  gewählt. 

4 Die  elf  rebellischen  Staaten  erscheinen  nicht. 

* Die  Wahlmänner  werden  von  der  Legislatur  in  1 Staat  gewählt. 
Keine  Wahl  in  3 Staaten. 

a Nach  einer  anderen  Rechnung  6 464  104. 

’ Die  Wahlmänner  werden  von  der  Legislatur  in  1 Staat  gewählt. 
9 Nach  einer  anderen  Rechnung  8 428  147. 

* Nach  einer  anderen  Rechnung  11385171. 
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Ich  gebe  hier  einige  Bestimmungen  vom  Jahre  1891  an, 
welche  mir  zur  Hand  sind.  Ob  andere  Bestimmungen  in 
diesem  Jahr  Vorkommen,  weifs  ich  nicht,  aber  die  folgenden 
Bestimmungen  sind  wichtig,  da  Steuern  und  Registration  er- 
wähnt werden,  und  Kentucky  giebt  uns  nach  41  Jahren  eine 
neue  Konstitution,  sogar  neue  Bestimmungen. 


Die  wichtigen  Bestimmungen  in  der  Konstitution  Kentuckys 
vom  Jahre  1891  sind: 

a.  Staatsresidenz  von  einem  Jahr. 

b.  Grafschaftsresidenz  von  6 Monaten. 

c.  Eine  Residenz  in  der  „precinct“  von  60  Tagen. 

d.  „Person«  who,  at  the  time  of  the  electiou,  are  in  con- 
finement  under  the  judgment  of  a court  for  some  penal 
offence“  werden  exkludiert. 

e.  „Idiots  and  insane  persons“  werden  ausgeschlossen. 

f.  Diejenigen,  die  in  dem  Militär-  oder  Marinedienst 
(military,  naval,  or  marine  serviee)  der  Vereinigten 
Staaten  stehen,  können  Residenz  nicht  dadurch  erwerben, 
dafs  sie  in  dem  Staat  stationiert  werden. 

g.  Die  Legislatur  soll  fllr  die  Registration  der  Wähler  in 
Städten  mit  5000  oder  mehr  Einwohnern  sorgen,  und 
kann  durch  allgemeine  Gesetze  die  Registration  der 
anderen  Wähler  im  Staat  verfugen.  Wo  Registration 
verlangt  wird,  da  wird  sie  zu  einer  Vorbedingung  der 
Abstimmung  gemacht. 
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h.  Es  wird  exkludiert  wegen  „treason,  or  felony,  or  bribery 
in  an  election,  or  . . . such  high  misdemeanors  as  the 
General  Assembly  [die  Legislatur]  may  declare  »hall 
operate  as  an  exclusion  from  the  right  of  suffrage“  ; 
aber  eine  Wiederherstellung  kann  durch  „Executive 
pardon“  herbeige  führt  werden. 

i.  Selbstverständlich  erscheint  „white“  nicht  wieder;  es 
lautet:  „Every  male  citizen  of  the  United  States“. 

j.  Alle  diese  Bestimmungen  beziehen  sich  nicht  auf  „the 
election  of  school  trustees  and  other  common-school 
district  elections.  Said  elections  shall  be  regulated  by 
the  General  Assembly,  except  as  otherwise  provided 
in  this  Constitution“.  (Wichtig  für  die  Frage  des 
Frauenstimmrechts.) 


Massachusetts  strich  durch  ein  Amendement  1891  seine 
ganze  Steuerbestimmung. 

Es  wurde  1891  in  Texas  ein  Amendement  einer  Volks- 
wahl unterbreitet,  welches  die  Legislatur  ermächtigen  sollte, 
für  die  Registration  der  Wähler  in  Städten  mit  10  000  oder 
mehr  Einwohnern  zu  sorgen.  Ich  weifs  nicht  ob  es  ratifiziert 
oder  verworfen  wurde. 
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Bestimmung: 

Abwesenheit,  185,  148,  160,  108. 

Alter,  129. 

Ansässigkeit,  siche  Residenz. 

Armen  etc.,  182,  184,  144,  162,  202. 

Bildung,  165,  209. 

Unelle,  142,  160,  196. 

Eid  etc.,  129,  131,  134,  142,  157,  188,  211,  212,  214  (s). 
Eigentum,  125,  130,  131,  132,  185,  145,  147,  175. 

Farbige,  132,  135,  150;  siehe  Indianer,  Person. 

Feuerwehr,  140. 

Frauenstimmrecht,  214  ff. 

Indianer,  132,  135,  144,  152,178,203;  siehe  Farbige,  Person. 
Kopfsteuer,  127,  174,  176,  177,  178;  siehe  Steuern. 

Krieg,  134,  158,  173. 

Militär,  143,  161,  200,  211  (B.,  e.),  212  (m). 

Miliz,  140,  144,  147,  165. 

Moral,  144,  165,  214. 

Naturalisation,  138,  144,  163,  166,  182,  212  (g.,  1.),  214  ip,  q.). 
Person,  128,  132,  138,  149,  179. 

Rekonstruktionsperiode,  1 66 — 178. 

Registration,  146,  147,  164,  174,  204. 

Registrationssteucr,  147. 

Religion,  128,  130,  145,  Note  34;  177,  Note  48. 

Residenz,  128,  132,  139,  153,  183,  211,  212,  218. 

Steuern,  126,  127,  130,  131,  132,  137,  144,  146, 147, 148, 176,  177. 
Strafsenarbeit,  140,  144. 

Titel,  180. 

Verbrechen,  134,  142,  158,  189,  211  (B.,  e.). 

Wahlbestechung,  129,  134,  143,  160,  197. 

Wahlwetten,  160,  198. 
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YV  ie  verschieden  sich  auch  nach  Ort  und  Zeit  die 
Staaten  entwickelt  haben  mögen,  als  ein  gemeinsamer  Grund- 
zug  zeigt  sich  überall  die  Zusammenfassung  von  Land  und 
Volk  unter  einer  höchsten  Obrigkeit.  Diese  Unabhängig- 
keit des  Staates  von  jeder  höheren  Gewalt  hat  sich  nicht 
immer  mit  gleicher  Entschiedenheit  Geltung  verschaffen 
können.  Gleichwohl  war  sie  stets  ein  charakteristischer 
Zug  im  Wesen  des  Staates.  Mit  besonderer  Energie  hat 
aber  der  moderne  Staat  diese  Eigenschaft  der  Unabhängig- 
keit in  sich  ausgeprägt,  und  seit  einst  Bodin  den  Begriff 
der  Souveränetät  entwickelte,  herrscht  darüber  kaum  ein 
Zweifel  mehr,  dal's  allein  dem  Staate  die  höchste,  von  jeder 
anderen  unabhängige  Gewalt  innewohnt. 

Mit  dieser  staatlichen  Unabhängigkeit,  wie  wir  sie  aus 
der  Fülle  der  Erscheinungen  des  konkreten  Staates  ent- 
nehmen, steht  nun  aber  die  Thatsache  im  Widerspruche, 
dafs  es  stets  rechtlich  anerkannte  Abhängigkeitsverhältnisse 
der  Staaten  von  einander  gegeben  hat.  Es  erwächst  daraus 
das  Problem,  an  sich  widerspruchsvolle  Erscheinungen  zu 
erklären  und  zu  rechtfertigen. 

Wie  die  Natur  des  Staates  mannigfaltig  gewechselt  hat, 
der  Staatsbegriff  nicht  immer  derjenige  war,  den  die  Gegen- 
wart zu  Grunde  legt,  so  haben  auch  die  Rechtsformen  der 
Abhängigkeit  eines  Staates  von  einem  anderen  vielfachen 
Wandlungen  unterlegen. 

Staats-  u.  Völkerrecht!.  Abhnndl.  I.  5.  — Bornhak.  1 
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Das  Altertum  mit  seinem  stark  ausgeprägten  Staats- 
bewufstsein,  vermag  sieh  die  Abhängigkeit  eines  Staates 
von  einem  anderen  nur  in  der  Weise  zu  denken , dafs  der 
Staut  selbst  durch  seinen  freien  Willen  sich  in  der  Be- 
thätigung  seines  unabhängigen  Hechtes  zu  Gunsten  eines 
anderen  Staates  beschränkt.  So  wird  das  ungleiche  Bündnis 
unter  den  Staaten  des  Altertums  die  fast  aussehliefsliehe 
Form  staatlicher  Abhängigkeit. 

Dem  Mittelalter  ist  dagegen  der*  Begriff  einer  allum- 
fassenden Staatsgewalt  wieder  fremd  geworden.  Es  kennt 
nur  persönliche  Hechte  der  Obrigkeit,  denen  ebensolche 
Rechte  der  Unterthanen  gegentiberstehen.  Das  Mittel,  einen 
Staat  von  einem  anderen  in  Abhängigkeit  zu  versetzen,  be- 
steht daher  darin,  dafs  die  Obrigkeit  des  einen  in  das  per- 
sönliche Treuverhältnis  des  Lehnreclites  zu  der  Obrigkeit 
des  anderen  tritt.  Die  Lehnsabhängigkeit  ist  daher  die 
das  Mittelalter  beherrschende  Rechtsform.  Erst  als  die  per- 
sönliche Obrigkeit  sich  zur  Machtftille  der  modernen  Staats- 
gewalt entwickelte,  erwiesen  sich  die  lehnrechtlichen  Formen 
der  Abhängigkeit  als  unzureichend.  Wie  aber  ein  Zeitalter 
sich  nur  schwer  von  den  überkommenen  Rechtsformen  los- 
reifst, auch  wo  diese  ihre  innere  Bedeutung  verloren  haben, 
so  hat  die  Lehnsabhängigkeit  einzelner  Staaten  von  anderen 
das  Mittelalter  um  mehrere  Jahrhunderte  überdauert.  Ein 
paar  letzte  Reminiscenzen  finden  sich  noch  in  dem  Hechts- 
institute der  Suzerünetät  der  Türkei  über  ihre  Vasallen- 
staaten. 

Eine  eingehende  Erörterung  dieser  früheren  Rechts- 
formen staatlicher  Abhängigkeit  ist  hier  nicht  beabsichtigt. 
Wir  haben  es  nur  zu  thun  mit  denjenigen  Modalitäten,  in 
denen  die  moderne  Staatenwelt  die  Abhängigkeit  eines 
Staates  von  einem  anderen  rechtlich  zum  Ausdrucke  bringt. 
Diese  Beschränkung  ist  um  so  eher  am  Platze,  als  die  be- 
treffenden völkerrechtlichen  Institutionen  der  Gegenwart 
mit  denen  der  Vergangenheit  in  keinerlei  Rechtskontinuität 
stehen , sich  höchstens  noch  einige  geringe  Anklänge  an 
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letztere  vorfinden.  Dementsprechend  werden  unter  den 
einzelnen  Abhäigigkeitsverhältnissen  auch  nur  die  der 
Gegenwart  berücksichtigt,  die  der  Vergangenheit  dagegen 
nur  insoweit,  als  sie  mit  dem  Wesen  des  modernen  Staates 
vereinbar  sind  und  in  gleicher  Art  jederzeit  wieder  ent- 
stehen könnten. 


1* 
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Die  Litteratur. 


1/ie  ältere  völkerrechtliche  Litteratur,  entstanden  in  der 
Periode  der  Entwicklung  des  modernen  Staates,  kennt  noch 
keine  besonderen  Institute  der  Abhängigkeit,  sondern  hält 
sich  an  die  aus  Altertum  und  Mittelalter  überkommenen 
Begriffe. 

So  erwähnt  Grohns*  nur,  dafs  unter  den  Begriff  des 
ungleichen  Bündnisses,  welches  dem  einen  Teile  eine  hervor- 
ragende Rechtsstellung  vor  dem  anderen  gebe,  auch  die  Jura 
protectionis,  advocatiae  et  mundeburdii  fielen,  ohne  weiter 
zu  definieren,  was  er  unter  diesen  drei  genannten  Rechts- 
verhältnissen versteht.  Putendorf1 2  fal'st  alle  Abhängigkeits- 
verhältnisse der  Staaten  von  einander  unter  dem  Begriffe 
des  ungleichen  Bündnisses  zusammen.  Dabei  erkennen 
jedoch  beide  an,  dafs  durch  das  ungleiche*  Bündnis,  wenn 
durch  dasselbe  der  eine  Staat  wesentliche  Souveränetätsrechte 
preisgiebt,  unter  Umständen  eine  Schmälerung  (imminutio) 
der  Souveränetät  dieses  Staates,  ja  sogar  der  vollständige 
Übergang  derselben  auf  den  Mitkontrahenten  herbeigeführt 
werden  könne.  Inwiefern  eine  solche  Schmälerung  der 
Souveränetät,  in  der  sowohl  Grotius  wie  Pufendorf  die 

1 De  jure  belli  ac  pacis  lib.  I,  cap.  3 § 21. 

2 De  jure  nat.  et  gentium  lib.  VIII,  cap.  9 § 4. 
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höchste,  keinem  fremden  Willen  unterworfene  Gewalt  er- 
kennen, überhaupt  möglich,  und  ob  diese  Schmälerung  bezw. 
dieser  tibergang  der  Souveriinetüt  juristisch  oder  nur  poli- 
tisch zu  verstehen  ist,  bleibt  dabei  dahingestellt. 

Jedenfalls  boten  diese  Anregungen  J.  J.  Moser,  bei 
dem  die  Schärfe  der  Begriffsbestimmung  nicht  mehr  als 
alles  zu  wünschen  übrig  läfst,  Veranlassung,  die  Schmälerung 
der  Souveränetät  zweifellos  auf  das  juristische  Gebiet  zu 
verpflanzen  und  den  Begriff  der  Halbsouveränetät  aufzu- 
stellen3. W ährend  auch  ihm  die  Souveränetät  die  Eigen- 
schaft des  Staates  als  unabhängiger  höchster  Gewalt  wenig- 
stens in  weltlichen  Dingen  ist,  nimmt  er  keinen  Anstand, 
diese  staatliche  Eigenschaft  zu  teilen.  Die  halbsouveränen 
Staaten  sind  nach  ihm  nicht  ganz  souverän,  weil  sie  ein 
wahres  und  wirkliches  Oberhaupt  Uber  sich  hätten,  dem  sie 
in  vielen  Stücken  gehorchen  müfsten ; andererseits  hätten 
sie  Majestätsrechte  von  der  Art,  wie  sie  sonst  nur  ganz  un- 
abhängige Staaten  besäfsen.  Zu  den  halbsouvcränen  Staaten 
rechnet  Moser  die  deutschen  Reiehsstände,  einige  vom  Reiche 
noch  abhängige  italienische  Fürsten,  Kurland,  die  Moldau 
und  die  Walachei.  Das  Prototyp  bilden  hiernach  augen- 
scheinlich die  Territorien  des  alten  Reiches,  also  eine  Staaten- 
bildung mit  lehnrecbtliehen  Abhängigkeitsverhältnissen,  die 
einer  vergangenen  Periode  staatlicher  Entwicklung  an- 
gehört 

Dagegen  steht  Vattel4  bereits  vollständig  auf  dem 
Boden  moderner  staatlicher  Entwickelung.  Die  Souveränetät 
ist  ihm  die  wesentliche  Eigenschaft  des  Staates,  unabhängig 
zu  sein  von  jeder  höheren  Gewalt.  Jede  Nation,  die  sich 
selbst  regiert,  ohne  Abhängigkeit  von  irgend  einem  Fremden, 
ist  ihm  ein  souveräner  Staat.  Eine  Teilung  dieser  Eigen- 
schaft staatlicher  Unabhängigkeit  ist  natürlich  nicht  möglich. 
Ein  Staat,  der  sich  um  seiner  Sicherheit  willen  unter  den 

3 Versuch  des  neuesten  Europäischen  Völker-Rec.hts  I,  8.  26. 

1 Le  droit  des  gen»  ou  prineipes  de  la  loi  naturelle  appliquie  aus 
nations  et  aux  souverains,  Amsterdam  1775,  8.  12  fl. 
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Schutz  eines  anderen  mächtigeren  stellt  und  dagegen  mehrere, 
diesem  Schutze  gleichwertige  Verpflichtungen  übernimmt, 
hört  daher,  wenn  er  sich  dabei  weder  seiner  Regierung  noch 
seiner  Souveränetät  beraubt,  nicht  auf,  zu  den  souveränen 
Staaten  zu  gehören,  die  kein  anderes  Gesetz  als  das  Völker- 
recht anerkennen.  Er  kann  daher  auch  völkerrechtliche 
Verträge  schliefsen,  wenn  er  in  dem  Schutzvertrage  nicht 
ausdrücklich  darauf  verzichtet  hat.  Doch  dürfen  die  Ver- 
träge nicht  dem  Schutzvertrage  zuwiderlaufen,  z.  B.  den 
Feinden  des  Protektors  Hilfe  versprechen.  Wenn  dagegen 
ein  Volk  der  Herrschaft  eines  anderen  unterworfen  ist,  so 
bildet  es  keinen  Staat  mehr  und  steht  daher  auch  nicht 
mehr  unmittelbar  unter  dem  Völkerrechte.  Hierher  hätten 
z.  B.  die  den  Römern  unterworfenen  Völker  und  König- 
reiche gehört,  welche  zwar  die  innere  Unabhängigkeit  be- 
safsen,  sich  durch  ihre  eigenen  Gesetze  und  Obrigkeiten 
regierten , aber  nach  aufsen  allen  Befehlen  Roms . folgen 
mufsten,  keinen  Krieg  unternehmen,  keinen  Vertrag  und 
kein  Bündnis  abschlielsen  durften.  Der  nebelhafte  Begriff 
der  Halbsouveränetät  ist  hier  wieder  verschwunden.  Die 
Abhängigkeit  liegt  entweder  nur  auf  politischem  Gebiete 
und  stellt  sich  völkerrechtlich  dar  als  vertragsmäfsige  Selbst- 
beschränkung, welche  die  staatliche  Souveränetät  nicht  be- 
einträchtigt, oder  sie  hebt  die  Souveränetät  und  damit  die 
staatliche  Existenz  überhaupt  auf. 

Dagegen  taucht  bei  G.  F.  Martens3  und  Kl  über " wieder 
der  Begriff  der  Halbsouveränetät  auf.  Derselbe  wird  aber 
juristisch  annehmbarer  gemacht  als  bei  seinem  Erfinder 
J.  J.  Moser  durch  eine  andere  Begriffsbestimmung  der 
Souveränetät.  Ihr  Wesen  wird  nicht  in  der  negativen  Eigen- 
schaft der  staatlichen  Unabhängigkeit  gesehen,  welche  selbst- 
verständlich unteilbar  und  unbeschränkbar  ist,  sondern  in 


’’  Proeis  du  droit  des  gens  moderne  de  l’Europe.  Paris  1831,  S.  91  ff. 
0 Öffentliches  Hecht  des  teutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten, 
3.  A.,  Frankfurt  a.  M.  1831,  8.  304,  Europäisches  Völkerrecht,  2.  Aufl., 
Schaffhausen  1831,  S.  28. 
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der  Gesamtheit  der  staatlichen  Herrschaftsrechte.  Martens 
erklärt  fiir  die  Souveränetät  die  Vereinigung  der  drei  Ge- 
walten , eine  Definition , die  allerdings  schon  von  seinem 
Kommentator  Pinheiro-Ferreira  für  eine  der  ungenauesten 
bezeichnet  wird,  die  jemals  gegeben  sei,  Klüber  den  In- 
begriff der  einem  unabhängigen  Staate  nach  innen  und  nach 
aufsen  zustehenden  Rechte.  Gleichwohl  versuchen  weder 
Martens  noch  Klüber,  wie  man  nach  diesem  Ausgangspunkte 
vermuten  sollte,  die  Halbsouveränetät  damit  zu  begründen, 
dafs  eine  Teilung  der  staatlichen  Herrschaftsrechte  statt- 
fände, sondern  hier  spielt  wieder  die  Frage  der  staatlichen 
Unabhängigkeit  hinein.  Martens  geht  dabei  aus  von  dem 
Verhältnisse  der  Staaten  Deutschlands  zum  alten  Reiche. 
Diese  hätten  zwar  eine  Territorialgewalt  gehabt,  sich  aber 
gleichwohl  nicht  als  vollkommen  souverän  betrachten  können, 
da  sie  der  gesetzgebenden  und  richterlichen  Gewalt  von 
Kaiser,  und  Reich  unterworfen  waren.  Derzeit  (1831)  ge- 
hörten unter  diese  Kategorie  noch  die  Ionischen  Inseln, 
die  Fürstentümer  Moldau  und  Walachei  und  Poglizza  in 
Dalmatien.  Martens  wie  Klüber  nehmen  eine  Halbsouveräne- 
tät dann  als  vorhanden  an , wenn  ein  Staat  bezüglich  ein- 
zelner Angelegenheiten  der  Obergewalt  eines  fremden 
Staates  unterworfen,  im  übrigen  aber  unabhängig  ist. 

Dieser  Theorie  schliefsen  sich  im  allgemeinen  Bluntschli 7 
und  Wheaton8  an.  Ersterer  sieht  in  der  Halbsouveränetät, 
die  er  ohne  weiteres  als  möglich  anerkennt,  eine  dauernde 
Beschränkung  durch  eine  übergeordnete  höhere  Souveränetät, 
ohne  im  einzelnen  zu  specialisieren,  worin  diese  dauernde 
Beschränkung  besteht.  Wheaton,  der  diese  Ansicht  teilt, 
ergänzt  sie  dahin,  dafs  besonders  die  Fähigkeit,  internationale 
Verträge  zu  schliefsen,  bei  den  halbsouveränen  Staaten  im 
allgemeinen  eine  beschränkte  sei. 

Heffter  9 erklärt,  das  Schutzverhältnis  (droit  de  protection) 

Das  moderne  Völkerrecht,  2.  A.,  Nördlingen  1872,  S.  68. 

8 Elements  du  droit  international,  Leipzig  1848,  I S.  43,  227. 

9 Völkerrecht,  7.  A.,  Leipzig  1882,  S.  46. 


Digitized  by  Google 


9 


L 5. 

sei  dem  Wortbegriffe  nach  der  Schutz  der  vollkommenen 
Unabhängigkeit  des  Schutzstaates  gegen  andere  Mächte. 
Hieraus  folge  die  Pflicht  des  Schutzstaates,  sich  in  der 
äufseren  Politik  nicht  von  der  des  schutzherrlichen  Staates 
zu  trennen  und  sein  inneres  Verhalten  nach  den  Weisungen 
des  Schutzherren  einzurichten,  wenn  dasselbe  zu  Verwick- 
lungen mit  dem  Auslande  führen  könnte.  Aufserdem  nimmt 
Heffter  den  Begriff  einer  Halbsouveränetät  an.  Er  giebt 
zwar  zu , dafs  die  Halbsouveränetät  ein  überaus  vager  Be- 
griff, ja  beinahe  ein  Widerspruch  in  sich  sei,  da  der  Aus- 
druck Souveränetät  gerade  die  absolute  Negation  jeder 
äufseren  Abhängigkeit  anzeige,  und  eine  Beschränkung 
dieser  Negation  im  allgemeinen  eine  unbestimmbare  Menge 
von  Abstufungen  zulasse,  welche  sich  nicht  auf  Zahlen- 
verhältnisse zurliekftihren  liefsen.  Insofern  jedoch  die 
Souveränetät  eine  wesentlich  doppelte  Bedeutung  und  Wirk- 
samkeit habe,  eine  äufsere,  anderen  Staaten  gegenüber,  und 
eine  innere,  in  dem  Bereiche  des  eigenen  Staates,  wovon 
letztere  freilich  auch  regelmäfsig  die  Basis  der  ersteren  sei, 
könne  man,  wo  zwar  diese  Basis  vorhanden,  jedoch  die 
äufsere  Wirksamkeit  durch  eine  höhere  Macht  gehemmt  sei, 
das  Verhältnis  der  Staatsgewalt  eine  Halbsouveränetät  nennen. 
Im  übrigen  scheint  Heffter  nicht  anzunehmen,  dafs  durch 
Eingehung  eines  Schutzverhältnisses  der  Schutzstaat  unter 
allen  Umständen  zu  einem  halbsouveränen  werde. 

Phillimore10  nimmt  unter  Verweisung  auf  Grotius  an, 
ein  Staat  könne  sich  mit  oder  ohne  Verlust  seiner  inter- 
nationalen Existenz  unter  den  Schutz  eines  anderen  stellen. 
Ein  unabhängiges  Glied  der  europäischen  Gemeinschaft, 
d.  h.  eine  völkerrechtliche  Persönlichkeit,  sei  aber  der 
Schutzstaat  nur  dann  geblieben , wenn  er  mit  anderen 
Mächten  verhandeln,  Krieg  erklären  und  Frieden  schliefsen 
könne  ohne  Rücksicht  auf  den  Willen  des  Protektors. 


10  Commentaries  upon  international  law,  2.  edition , London  1871, 
Bd.  1,  S.  97  ff.,  Bd.  2,  8.  69. 
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Diese  Fähigkeit  müsse  er  aber  nicht  nur  rechtlich,  sondern 
auch  ^tatsächlich  haben,  weshalb  z.  B.  die  Bheinbundstaaten 
nicht  souverän  gewesen  seien.  Die  Staaten,  denen  jene 
Fähigkeit  fehle,  würden  jedoch  in  gewissen  Beziehungen 
wie  unabhängige  behandelt  und  daher  halbsouverän  genannt. 

Auch  Calvo  u,  der  im  Anschlüsse  an  die  Ausführungen 
Vattels  in  der  unabhängigen  Selbstregierung,  jedoch  vor- 
wiegend bezüglich  der  inneren  Angelegenheiten,  das  Wesent- 
liche der  Souveränetät  sicht,  unterscheidet  zwischen  Pro- 
tektoratsverhältnis und  Halbsou veränetät.  Ersteres  soll  darin 
bestehen,  dafs  ein  Staat  verpflichtet  ist,  einen  anderen, 
schwächeren,  unter  allen  Umständen  zu  verteidigen,  und 
soll  die  Souveränetät  des  Schutzstaates  an  und  für  sich 
nicht  derart  berühren , dafs  es  diesen  von  den  völkerrecht- 
lichen Beziehungen  ausschlösse.  Die  Halbsouveränetät  ist 
dagegen  die  Unterwerfung  des  halbsouveränen  Staates  hin- 
sichtlich seiner  Beziehungen  mit  dem  Auslande  unter  eine 
fremde  Macht.  Dieses  Verhältnis  könne  die  Folge  einer 
politischen  Organisation,  eines  ungleichen  Bündnisses  oder 
eines  Protektorates  sein,  doch  sei  dies  keineswegs  notwendig. 
Calvo  hält  daher  z.  B.  Krakau  trotz  des  Einflusses  der 
drei  Schutzmächte  auf  diesen  Staat  für  ein  auch  in  seinen 
internationalen  Beziehungen  unabhängiges  Staatswesen. 

Die  Ansicht  von  Calvo  wird  vollständig  geteilt  von 
Sir  Travers  Twiss 12  und  Pradier-Foder(5 ,3.  Ersterer  erklärt 
die  Ionischen  Inseln  während  des  englischen  Protektorates, 
letzterer  Tunis  unter  dem  französischen  für  protegiert  souve- 
räne Staatswesen. 

Dagegen  geht  Arntz  u bei  Untersuchung  der  Verhfilt- 


11  Le  droit  international,  3.  ddit. , Pari»  1880,  Bd.  1,  S.  146 ff, 
173  ff,  633. 

12  The  Law  of  Nation»,  2.  A,  Oxford  1884,  Bd.  1,  S.  25  ff. 

13  Vattel,  Droit  de«  gen»,  nouv.  t'dit  p.  Pradier-Fodere,  Pnris  1863, 
I,  8.  479,  sowie  TraitiS  de  droit  public  europeeu  et  americain  vol.  I, 
Pari»  1885,  S.  176  ff. 

u De  la  Situation  de  la  Roumani©  au  point  de  vne  du  droit  inter- 
national, in  der  Hevue  de  droit  international,  Bd.  9,  S.  18  ff. 
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nisse  der  Donaufiirstentümer  wieder  auf  Vattel  zurück  und 
leugnet  gleich  diesem  den  Begriff  der  HalbsouveriinetÄt 
bezw.  der  Suzeränetät  überhaupt.  Er  führt  dabei  aus,  das 
Wort  „Suzeränetät“  sei  ein  Ausdruck  des  Lehnrechtes, 
indem  es  die  Gesamtheit  der  Rechte  des  Lehnsherren  gegen 
seinen  Vasallen  bezeichne,  und  sei  zu  Unrecht  in  das 
Völkerrecht  übernommen,  wo  es  keinen  klaren  Begriff  aus- 
drücke.  Jedenfalls  habe  die  Suzeränetiit  nichts  gemein  mit 
der  Souveränetät,  denn  oft  sei  der  Unterthan  Suzerän  seines 
Souveräns  gewesen.  Speeiell  die  Donaufürstentümer  seien 
(vor  1878)  ein  vollkommen  souveräner  Staat.  Durch  den 
Pariser  Vertrag,  welcher  der  Pforte  verschiedene  Rechte 
über  die  Fürstentümer  beilege,  sei  Rumänien  nicht  gebunden, 
da  es,  obgleich  souverän,  zu  dem  Vertrage  nicht  zugezogen 
sei.  Aber  auch  abgesehen  davon  t hüten  die  Rechte  der 
Pforte  gegenüber  Rumänien  der  Souveränetät  desselben 
keinen  Eintrag,  und  zwar  die  Suzeränetät  nicht  aus  dem 
oben  angeführten  Grunde,  die  Investitur  nicht  aus  dem- 
selben Grunde,  der  Tribut  nicht  nach  allgemein  anerkannten 
Grundsätzen  und  endlich  das  Interventionsrecht  der  Pforte 
nicht,  weil  dieses  in  dem  Pariser  Vertrage  eher  negiert  als 
anerkannt  sei.  Auch  in  der  Klausel  bezüglich  der  Verträge 
liege  keine  Negation  des  Vertragsreehtes  Rumäniens,  dieses 
sei  gleichwohl  vertragsfähig.  Der  Ansicht  von  Arntz  ist 
im  wesentlichen  auch  Ed.  Engelhardt 15. 

F.  v.  Martens 16  sieht  in  der  Halbsouveränetät  thatsäch- 
lich  einen  Modus  vivendi  zwischen  widerstrebenden  Inte- 
ressen und  ein  Übergangsstadium,  staatswissenschaftlich 
hält  er  sie  dagegen  für  einen  Nonsens,  da  der  Staatsbegriff 
jede  Modalität  der  Unselbständigkeit  ausschliefse. 

Jellinek 17  erklärt  die  Souveränetät,  die  nach  ihm  in 

18  La  Turquie  et  les  principautds  Danubiennes  sous  le  rt’gi me  des 
capitulations  a.  a.  O.  Bd.  11,  S.  532. 

18  Völkerrecht,  Deutsche  Ausgabe  von  Bergbohm,  Berlin  1883,  Bd.  1, 
S.  250. 

17  Lehre  von  den  Staatenverbindungen,  Wien  1882,  8.  35  ff.,  126  ff., 
137  ff. 
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der  ausschliefslichen  Verpflichtbarkeit  des  Staates  durch 
seinen  eigenen  Willen  besteht,  für  notwendig  unteilbar.  Da- 
gegen sei  es  möglich , da  das  staatliche  Herrschaftsrecht 
nur  in  dem  Besitz  eigener,  d.  h.  rechtlich  nicht  kontrollier- 
barer Rechte  bestehe,  dafs  es  nicht  souveräne  Staaten  gebe. 
Je  nachdem  der  abhängige  Staat  souverän  bleibt  oder  nicht, 
wird  unterschieden  zwischen  der  Protektion,  die  z.  B.  bei 
Krakau  und  den  Ionischen  Inseln  Vorgelegen  habe,  und 
dem  Staatenstaat.  Letzteres  Verhältnis  könne  nur  entstehen, 
wenn  Teile  eines  souveränen  Staates  von  diesem  mit  zu 
eigenem  Rechte  zustehender  staatlicher  Macht  ausgestattet 
würden.  Es  sei  insofern  ein  unorganisches,  als  jede  direkte 
Beziehung  zwischen  dem  Oberstaate  und  den  Unterthanen 
des  Unterstaates  fehlten.  Die  gegenseitigen  Beziehungen 
würden  geregelt  durch  Verträge  in  der  Form  von  Gesetzen 
des  Oberstaates. 

Brie18  unterscheidet,  je  nachdem  das  Interesse  des 
herrschenden  oder  des  abhängigen  Staates  das  Verhältnis 
bestimmt,  zwischen  Herrschaft  und  Schutzgewalt  Bei  ersterer, 
worunter  z.  B.  Transvaal  fiele,  sei  die  Souveränetät  des  ab- 
hängigen Staates  eine  eingeschränkte,  relative.  Eine  Unter- 
art der  Schutzgewalt  bilde  die  Suzeränetät. 

v.  Bulmerineq  18  und  Neumann20  schreiben  dem  halb- 
souveränen Staate  nur  die  innere  Souveränetät  zu,  während 
sie  ihm  die  äufsere  Souveränetät,  die  allein  der  herrschende 
Staat  besitze,  absprechen.  Auf  die  juristische  Möglichkeit 
einer  solchen  Teilung  gehen  aber  beide  ebensowenig  ein 
wie  auf  die  Frage,  ob  die  Halbsouveränetät  die  notwendige 
Folge  jedes  staatlichen  Schutz-  oder  Abhängigkeitsverhält- 
nisses ist. 

Heilborn 21  hält  bei  dem  Protektoratsverhältnisse  die 


18  Theorie  der  Staatenverbindungen,  Stuttgart  1886,  S.  30. 

19  Völkerrecht  in  v.  Marquardaens  Handbuch  (Freiburg  i.  B.  und 
Tübingen  1884)  Bd.  1,  Abt.  2,  S.  193. 

*°  Grundriß«  des  heutigen  europäischen  Völkerrechts,  3.  Auf).,  Wien 
1885,  S.  18. 

91  Das  völkerrechtliche  Protektorat,  Berlin  1891,  S.  50. 
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Unterstaaten  nicht  für  souverän,  sie  seien  entweder  hand- 
lungsunfähig oder  beschränkt  handlungsfähig  und  deshalb 
nur  halbsouverän.  Zu  ersteren  gehörten  die  türkischen 
Vasallenstaaten.  Der  Unterschied  selbst  werde  praktisch 
beim  Abschlüsse  von  Verträgen. 

Die  Litteratur  ist  also  über  das  Wesen  der  einseitigen 
staatlichen  Abhängigkeitsverhältnisse  noch  lange  nicht  zu 
einem  abschliefsenden  Ergebnisse  gelangt.  Seit  Vattel  bis 
in  die  neueste  Zeit  bei  Arntz,  Engelhardt  und  ganz  be- 
sonders bei  F.  v.  Martens  kommt  immer  wieder  mit  Ent- 
schiedenheit der  Gedanke  zum  Durchbruche,  dafs  die  Sou- 
verünetät  als  wesentliche  Eigenschaft  des  Staates  diesem 
nicht  teilweise  entzogen  sein  könne,  die  Abhängigkeit  daher 
immer  nur  eine  vorwiegend  politische  sei  und  in  der  ver- 
tragsmäfsigen  Beschränkung  der  Ausübung  einzelner  Rechte 
des  abhängigen  Staates  bestehe.  Andererseits  kann  man 
den  thatsächlich  bestehenden  Abhängigkeitsverhältnissen 
nicht  jede  völkerrechtliche  Bedeutung  absprechen.  So 
kommt  es,  dafs,  entgegen  allen  Anforderungen  der  juristi- 
schen Logik,  sich  der  von  J.  J.  Moser  erfundene  unklare 
Begriff  der  Halbsouveränetät  bis  in  die  neueste  Zeit 
behauptet  hat.  Eine  ganze  Reihe  von  Schriftstellern  er- 
klärt ihn  für  unhaltbar,  nimmt  ihn  aber  gleichwohl  auf. 
Mag  man  das  Wesen  der  Halbsouveränetät  mit  J.  J.  Moser, 
Kltiber,  G.  F.  Martens,  Bluntschli  und  Wheaton  darin  sehen, 
dafs  der  halbsouveräne  Staat  in  einigen  Beziehungen  einer 
anderen  staatlichen  Macht  untergeordnet  ist,  oder  mit  lleffter, 
Phillimore  und  Calvo  in  einer  Teilung  nach  völkerrecht- 
licher und  staatsrechtlicher  Souveränetät  zwischen  Schutz- 
macht und  Schutzstaat,  die  begriffliche  Möglichkeit  der 
Halbsouveränetät  ist  von  keiner  Seite  dargethan.  Jedenfalls 
kann  die  Ansicht  als  die  gegenwärtig  in  der  völkerrecht- 
lichen Litteratur  herrschende  bezeichnet  werden,  dafs  es 
Abhängigkeitsverhältnisse  geben  kann,  welche  die  Souverä- 
netät des  abhängigen  Staates  nicht  beeinträchtigen,  dafs  da- 
gegen bei  anderen  eine  Teilung  der  äul'seren  und  inneren 
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Souveränetät  zwischen  Schutzmacht  und  Schutzstaat  statt- 
linde.  Demgegenüber  hat  Jellinek  versucht,  die  in  dem 
deutschen  Reichsstaatsrechte  zur  Geltung  gelangte  Ansicht, 
dal's  es  nicht  souveräne  Staaten  geben  könne,  auf  die  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse der  letzteren  Art  zu  übertragen.  Im 
wesentlichen  auf  demselben  Gedankengange  beruht  die  Aus- 
führung von  Heilborn,  dafs  zwischen  beschränkt  handlungs- 
fähigen und  handlungsunfähigen  Staaten  zu  unterscheiden 
sei,  nur  kann  die  privatrechtliche  Analogie  zur  Klärung  des 
Verhältnisses  wenig  beitragen.  Verfehlt  ist  der  Versuch 
von  Brie,  die  einzelnen  Abhängigkeitsverhftltnisse  auf  die 
Verschiedenheit  der  Interessen  zu  gründen. 


Digitized  by  Google 


§ 2. 

Die  vollständige  Inkorporation. 


VY  enn  ein  Gebietsteil  einem  Staate  vollständig  einver- 
leibt ist,  so  würde  zu  einer  Erörterung  dieser  Thatsache 
unter  den  einseitigen  Abhängigkeitsverhältnissen  unter 
Staaten  an  sieh  kein  Grund  vorliegen.  Einzelne  Gebiets- 
teile eines  Staates  nehmen  jedoch  wegen  der  räumlichen 
Trennung,  wegen  der  Verschiedenheit  der  ethnischen  und 
socialen  Verhältnisse,  wegen  der  Verschiedenheit  der  histori- 
schen Entwicklung  vielfach  eine  Sonderstellung  ein.  Ins- 
besondere haben  sie  häufig  ihre  besondere  Verfassung  und 
Verwaltung  und  einzelne  andere  Kriterien,  die  man  sonst 
nur  bei  Staaten  zu  finden  gewohnt  ist.  Es  bedarf  daher 
einer  besonderen  Feststellung,  weshalb  solche  staatenähn- 
lichen Gebilde  gleichwohl  nicht  als  Staaten , sondern  nur 
als  integrierende  Bestandteile  eines  solchen  betrachtet  werden 
können,  und  somit  ein  Abhängigkeitsverhältnis  eines  Staates 
von  einem  anderen  nicht  vorliegt. 

Zunächst  sind  die  Kolonien  der  europäischen  Staaten 
nicht  ihrerseits  wieder  Staaten,  sondern  integrierende  Be- 
standteile der  Kolonialmacht,  welche  dieselben  auf  Grund 
völkerrechtlicher  Erwerbstitel  für  sich  erworben  hat.  Aber 
auch  staatsrechtlich  fehlt  ihnen  jede  Individualität,  sondern 
sie  sind  nur  räumlich  getrennte  Bestandteile  des  Mutter- 
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landes.  Nur  in  einer  staatsrechtlichen  Richtung  nehmen 
sie  eine  Sonderstellung  ein,  indem  für  die  meisten  Staaten 
die  Bewohner  der  Kolonien  an  der  Wahl  der  Volksver- 
tretung  des  Mutterlandes  nicht  beteiligt,  und  deshalb  die 
Kolonien  nicht  Bestandteil  des  Staatsgebietes  im  Sinne  eines 
bestimmten  Gesetzes,  der  Verfassungsurkunde,  sind.  Wenn 
die  Kolonien  auch  nicht  die  Eigenschaften  von  Staaten 
haben,  so  ist  doch  damit  nicht  ausgeschlossen,  dafs  ihnen 
die  juristische  Persönlichkeit  und  eine  weitgehende  Auto- 
nomie bei  Verwaltung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten  bei- 
gelegt wird. 

Der  staatenähnliche  Charakter  tritt  besonders  bei  den 
gröfseren  englischen  Kolonien  mit  europäischer  Bevölkerung 
hervor1.  Da  linden  sich  eigene  Parlamente  und  parlamen- 
tarische Ministerien,  ja  in  der  British  North  America  Act 
vom  29.  Miirz  1867  — 30  et  31  Vict.  chapt.  3 — ist  zum 
ersten  Male  der  Versuch  gemacht  worden,  eine  Reihe  von 
Kolonien  unter  einer  bundesstaatsithnlichen  Verfassung  zu  ver- 
einigen. Trotz  zahlreicher  Analogien  mit  einem  Staate  fehlt 
diesen  selbständigen  Kolonien  eine  wesentliche  Eigenschaft 
desselben,  sie  haben  nach  keiner  Richtung  hin  ein  eigenes, 
von  höherer  Gewalt  unabhängiges  Herrschaftsrecht.  Über 
ihnen  steht  stets  die  Gesetzgebung  des  englischen  Parla: 
ments,  von  dem  sie  sogar  in  der  Regel  ihre  Verfassungen 
empfangen,  das  jedenfalls  jederzeit  zu  einer  Änderung  der- 
selben in  der  Lage  ist.  Die  Gouverneure  werden  von  der 
englischen  Krone  unter  Mitwirkung  des  dem  englischer^ 
Parlamente  allein  verantwortlichen  Staatssekretärs  der  Ko- 
lonien ernannt.  Juristisch  sind  daher  auch  die  selbständigen 
Kolonien  nichts  anderes  als  Kommunalverbände  und,  wenn 
das  Mutterland  ihrer  Autonomie  einen  weiten  Spielraum 
läfst,  so  wird  dadurch  die  Thatsaehe  seines  ausschliefslichen 
staatlichen  Herrschaftsrechtes  in  keiner  Weise  beeinträchtigt. 
Selbst  wenn  die  Kolonien  wie  nach  dem  Projekte  der  austra- 

1 Vgl.  E.  Creaay,  The  Imperial  and  Colonial  Constitution«  of  the 
Britannic  Empire,  London  1872. 
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lischen  Bundesverfassung  sich  Staaten  nennen  sollten,  würde 
dies  noch  nicht  beweisen,  dafs  sie  solche  sind.  Zweifellos 
ist  allerdings,  dafs  man  in  diesen  Kolonien  werdende  Staaten 
zu  sehen  hat.  Ihr  staatlicher  Charakter  würde  aber  erst 
zur  Geltung  kommen  können  mit  Abschüttelung  der  Supre- 
matie des  Mutterlandes  entweder  durch  den  Abfall  von 
demselben  oder  dadurch , dafs  sie  mit  demselben  auf  der 
Basis  der  Gleichberechtigung  in  ein  Föderativsystem  ein- 
treten. 

Auf  dem  kolonialrechtlichen  Gebiete  der  vollständigen 
Inkorporation  liegt  auch  das  durch  Schutzvertrftge  begründete 
sogenannte  kolonialrechtliche  Protektorat.  Ein  völkerrecht- 
liches Verhältnis  von  Staat  zu  Staat  ist  hier  aus  dem  ein- 
fachen Grunde  nicht  vorhanden,  weil  eine  einheimische 
Staatsgewalt  im  Sinne  des  europäischen  Völkerrechtes  nicht 
existiert,  sondern  nur  einzelne,  von  einander  unabhängige 
Stämme  und  Dorfschaften  vorhanden  sind.  Ein  solches  der 
staatlichen  Organisation  entbehrendes  Gebiet  gilt  als  völker- 
rechtlich herrenlos  und  ist  der  völkerrechtlichen  Occupation 
unterworfen.  In  neuester  Zeit  ist  es  jedoch  üblich  geworden, 
mit  den  einheimischen  Häuptlingen  besondere  Verträge  zu 
schliefsen , vermöge  deren  diese  sich  unter  den  Schutz  der 
kolonisierenden  Macht  stellen.  Diese  sogenannten  Schutz- 
verträge sind  nicht  völkerrechtlicher  Natur,  da  sie  nicht 
von  Staat  zu  Staat  abgeschlossen  sind.  Obgleich  ihnen  der 
Gedanke  zu  Grunde  liegt,  dafs  auch  in  den  einheimischen 
Gewalten  die  Ansätze  einer  Staatsgewalt  zu  achten  sind, 
und  sie  deshalb  nur  mit  ihrem  Willen  der  fremden  Staats- 
gewalt unterworfen  werden  können,  entbehren  doch  die 
Schutzverträge  des  Vertragscharakters  im  Rechtssinne.  Sie 
sind  jedoch  nicht  völkerrechtlich  bedeutungslos,  da  sie  nach 
der  gegenwärtigen  völkerrechtlichen  Praxis  dem  erwerbenden 
Staate  ein  Jus  ad  rem  geben  und  die  Occupation  durch 
einen  fremden  Staat  ausschliefsen.  Der  wirkliche  Erwerb 
völkerrechtlich  herrenlosen  Gebietes,  mag  ein  Schutz- 
vertrag vorangegangen  sein  oder  nicht,  kann  sich  aber 

Staats-  u.  vOlkerrechtl.  Abhandl.  I.  5.  — Bornhak.  2 


Digitized  by  Google 


18 


I.  5. 


immer  nur  durch  den  originären  Erwerbsakt  der  Occupatiou 
vollziehen  2. 

Jedenfalls  haben  diese  quasi  völkerrechtlichen  Scbutz- 
verträge  Veranlassung  gegeben,  das  Verhältnis  der  Kolonial- 
macht zu  dem  einheimischen  Stamme  nach  Analogie  des 
völkerrechtlichen  Protektorates  zu  konstruieren  und  als  be- 
sonderes kolonialrechtliches  Protektorat  zu  bezeichnen.  An 
der  Aufrechterhaltung  dieser  Unklarheit  haben  manche 
europäische  Mächte  ein  politisches  Interesse.  Denn  nach 
Art.  35  der  Kongoakte  hat  nur  diejenige  Macht,  welche 
Uber  ein  Gebiet  an  den  Küsten  des  afrikanischen  Festlandes 
Souveränetätsrechte  erwirbt,  nicht  dagegen  diejenige,  welche 
eine  blofse  Schutzherrschaft  begründet,  die  Verpflichtung, 
in  dem  besetzten  Gebiete  das  Vorhandensein  einer  Obrig- 
keit zu  sichern.  Der  blofse  Schutzvertrag  bietet  also  den 
Vorteil,  fremde  Mächte  von  der  Besitzergreifung  auszu- 
schliefsen,  ohne  der  Schutzmacht  Verpflichtungen  für  das 
erworbene  Gebiet  aufzuerlegen.  So  lange  man  jedoch  nicht, 
was  allerdings  auf  der  Berliner  Kongokonferenz  angeregt 
war,  sämtliche  einheimische  Stämme  als  Subjekte  des  Völker- 
rechtes anerkennt,  ist  zwischen  ihnen  und  der  Kolonial- 
macht ein  Protektorat,  das  ein  Rechtsverhältnis  zwischen 
zwei  Staatsgewalten  voraussetzt,  unmöglich.  Und  wenn 
man  deshalb  dieses  Protektorat  nicht  als  ein  völkerrecht- 
liches, sondern  als  ein  staats-  oder  kolonialrechtliches  be- 
trachtet wissen  will,  so  ist  dies  ein  innerer  Widerspruch. 


s Den  juristischen  Vertragscharakter  der  Schutzvorträge  leugnet 
auch  Adam  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  Bd.  6 (1891),  8.  240  ff.  in 
dem  Aufsatze  über  völkerrechtliche  Occupatiou  und  deutsches  Kolonial- 
staatsrecht. Den  Kechtscharakter  der  Schutzverträge  uachzuweisen  ist 
auch  der  Polemik  bei  v.  Stengel,  Deutsche  Schutzgebiete,  München  und 
Leipzig  1895,  S.  95,  nicht  gelungen.  Denn  es  bleibt  immer  die  Frage 
unentschieden,  auf  welchem  Rechtshoden  sie  erwachsen.  Wenn  man  sie 
als  quasi  völkerrechtliche  bezeichnet,  so  heifst  dies  eben,  dafs  sie  in  derThat 
völkerrechtliche  nicht  sind.  Das  erst  werdende  Recht  das  darauf  hinaus- 
geht, auch  primitive  staatliche  Organisationen  nicht  als  völkerrechtlich 
rechtlos  zu  betrachten,  ist  aber  juristisch  noch  nicht  fafsbar.  Vorläufig 
sind  die  Schutzverträge  juristisch  keine  Verträge,  sondern  einseitige  Akte 
zur  Vorbereitung  der  Occupation. 
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Denn  entweder  liegt  ein  Protektorat  vor,  dann  handelt  es 
sich  um  ein  völkerrechtliches  Verhältnis,  oder  ein  staats- 
rechtliches Verhältnis,  dann  handelt  es  sich  nicht  um  ein 
Protektorat,  sondern  um  die  volle  Staatsgewalt.  Ein  drittes 
giebt  es  nicht.  Die  Kolonien  sind  daher  trotz  der  Schutz- 
verträge integrierende  Bestandteile  der  Kolonialmacht. 
Wie  im  übrigen  das  Verhältnis  des  Staates  zu  seinen 
Kolonien  aufzufassen  ist,  kann  als  eine  Frage  des  besonderen 
Staatsrechtes  hier  nicht  weiter  erörtert  werden. 

Endlich  bilden  decentralisierte  Provinzen  eines  Staates, 
wie  die  österreichischen  Krouländer  Kroatien  - Slavonien 
und  das  Reichsland  Elsafs-Lothringen  nicht  selbst  Staaten, 
sondern  integrierende  Bestandteile  des  Staates,  dem  sie  ge- 
hören. Allerdings  sind  sie  ftir  ihre  besonderen  Angelegen- 
heiten ausgestattet  mit  besonderen  parlamentarischen  Körper- 
schaften, deren  Zustimmung  auf  dem  Gebiete  der  soge- 
nannten Landesgesetzgebung  die  der  allgemeinen  Volks- 
vertretung ersetzt.  Die  gesamte  Rechtsstellung  der  decen- 
tralisierten  Provinzen  beruht  auf  dem  Willen  des  Staates, 
dem  sie  angehören.  Sie  besitzen  daher  keine  eigene 
Staatsgewalt,  sondern  nur  decentralisierte  Staatsorgane 
des  einheitlichen  Staates.  Nicht  nur  fehlt  ihnen  nach 
aufsen  jede  völkerrechtliche  Existenz,  sondern  sie  haben 
überhaupt  nicht  den  Charakter  der  Staatspersönlichkeit. 
Es  giebt  daher  keine  besondere  Staatsangehörigkeit,  die 
Provinz  steht  ohne  eigenen  Willen  zur  Verfügung  des 
Staates,  soweit  dieser  sich  nicht  selbst  Beschränkungen 
in  der  Ausübung  seiner  Staatsgewalt  auferlegt  hat,  die  er 
jedoch  meist  ohne  Zustimmung  der  provinziellen  Organe 
wieder  beseitigen  kann.  Die  decentralisierte  Provinz  ist 
nichts  anderes  als  ein  Kommunalverband,  dessen  Organen 
in  einigen  Beziehungen  eine  verfassungsrechtliche  Be- 
deutung beigelegt  ist3.  Durch  die  Aufhebung  der  ver- 


* Vgl.  Jelliuek,  Staatenverbindungen  S.  75  ff. ; Ulbrieh,  Staats- 
recht der  österreichisch-ungarischeu  Monarchie  in  v.  Marciuardsens  Hand- 

2* 
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fassungsrechtlichen  Sonderinstitutionen  wird  die  decentrali- 
sierte  Provinz  zum  gewöhnlichen  Verwaltungsbezirke,  wie 
dies  z.  B.  bezüglich  der  russischen  Ostseeprovinzen  der 
Fall  gewesen  ist. 


buch,  S.  87  ff.,  177  ff. ; Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  3.  A_ 
Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1895,  Bd.  1,  S.  678  ff. 
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§ 3. 

Die  Protektion. 


Zwei  auf  den  Abmachungen  des  Wiener  Kongresses 
beruhende  und  jetzt  untergegangene  Abhängigkeitsverhält- 
nisse, die  der  sogenannten  Republiken  Krakau  und  der 
Ionischen  Inseln,  werden  als  Protektion  bezeichnet.  In 
der  That  haben  beide  nicht  nur  den  Namen  mit  einander 
gemein,  sondern  es  besteht  auch  eine  innere  Verwandtschaft, 
so  dafs  man  die  Protektion  als  ein  besonderes  Rechtsinstitut 
betrachten  kann. 

Ein  Ansatz  zur  Protektion  findet  sich  bereits  in  der 
Bestimmung  des  Tilsiter  Friedens  vom  9.  Juli  1807  zwischen 
Frankreich  und  Preufsen,  wonach  die  Stadt  Danzig  mit 
dem  umliegenden  Gebiete  eine  freie  Stadt  unter  dem  Schutze 
von  Preufsen  und  Sachsen  bilden,  jedoch  während  der 
Dauer  des  Seekrieges  dem  Handel  und  der  Schiffahrt  der 
Engländer  verschlossen  sein  sollte.  Zu  einer  vollen  Aus- 
bildung dieses  Protektionsverhältnisses  ist  es  jedoch  nicht 
gekommen,  da  der  politische  Zustand  dem  völkerrecht- 
lichen nicht  entsprach,  und  die  Stadt  Danzig  thatsäch- 
lich  nichts  anderes  als  ein  französisches  Bollwerk  gegen 
Preufsen  war. 

Auf  Grund  des  Art.  VI  der  Wiener  Kongrefsakte  und 
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des  Additionalvertrages  vom  ~ 1815  *,  welcher  letztere 

zwischen  Preul'sen,  Österreich  und  Kufsland  geschlossen  war, 
wurde  die  Stadt  Krakau  mit  ihrem  Gebiete  als  ein  freier, 
unabhängiger  und  neutraler  Staat  unter  der  Protektion  der 
drei  Mächte  erklärt.  Die  Verfassung  war  gleichfalls  ver- 
tragsmäfsig  festgestellt  und  trug  nur  die  Unterschrift 
der  Vertreter  der  drei  Schutzmächte.  Die  Verfassung 
war  unter  die  Garantie  der  Schutzmächte  gestellt. 
Worin  ihr  Schutz  bestehen  sollte,  war  nicht  gesagt. 
Jedenfalls  nahmen  die  drei  Mächte  fortdauernd  ein  Recht 
der  Intervention  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Stadt 
und  ihres  Gebietes  für  sich  in  Anspruch.  Schliefslich 
kamen  sie  durch  Vertrag  vom  6.  November  1846*  überein, 
die  Scheinexistenz  der  Republik  Krakau  überhaupt  aufzu- 
heben und  ihr  Gebiet  < )sterreich  einzuverleiben. 


Ebenso  bildeten  zufolge  eines  Vertrages  zwischen  den 
Höfen  von  Wien,  St.  Petersburg,  London  und  Berlin  vom 
5.  November  1815 3 die  Ionischen  Inseln,  die  von  1807  bis 
1809  französischer  Besitz  gewesen  und  dann  von  England 
erobert  waren,  einen  freien  und  unabhängigen  Staat  unter 
dem  unmittelbaren  und  ausschliefslichen  Schutze  des  Königs 
von  Grofsbritannien  und  Irland,  seiner  Erben  und  Nach- 
folger. Ihre  innere  Organisation  sollten  sie  regeln  mit  Ge- 
nehmigung der  Schutzmacht,  die  einen  Lord  Commissaire 
auf  den  Inseln  residieren  liel's.  Dementsprechend  wurde 
die  Verfassung  vom  26.  August  1817  vom  Könige  von 
England  ratificiert.  Die  Berufung  und  Vertagung  des 
Ionischen  Parlaments  erfolgte  hiernach  durch  den  Commissaire, 
die  Auflösung  durch  die  englische  Krone.  Nach  dem  Ver- 
trage der  Grol'smächte  wurden  alle  Häfen  hinsichtlich  der 
Ehren-  und  militärischen  Rechte  („quant  aux  droits  honori- 


1 Martens,  Kecueil  Supplem.  Bd.  (5,  S.  251. 

2 Martens.  Nouveau  Kecueil  Bd.  9,  8.  374  ff. 

* Martens,  Kecueil  Supplem.  Bd.  6,  S.  663. 
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flques  et  militaires“)  als  unter  britischer  Botmäfsigkeit 
stehend  angesehen.  Die  auswärtige  Vertretung  der  Ioni- 
schen Inseln,  sowohl  die  diplomatische  wie  die  Konsular- 
vertretung, ging  auf  England  über.  Ebenso  fand  bei  den 
Ionischen  Inseln  eine  diplomatische  Vertretung  anderer  Mächte 
nicht  statt.  Zugelassen  wurden  nur  Handelsagenten  oder 
Konsuln,  welche  lediglich  mit  der  Führung  von  Handels- 
angelegenheiten betraut  waren.  Die  Inseln  führten  jedoch 
eine  besondere  Handelsflagge,  welche  als  die  eines  befreun- 
deten Staates  anerkannt  wurde.  Durch  Vertrag  der  Grofs- 
mächte  vom  14.  November  1863 4 wurde  auf  Antrag  der 
Schutzmacht  die  Aufhebung  des  bisherigen  Verhältnisses 
und  die  Einverleibung  der  Inseln  in  das  Königreich  Griechen- 
land genehmigt. 

Die  Ansichten  über  das  Wesen  der  Protektion  in  beiden 
Fällen  und  über  die  Stellung  der  protegierten  Gebiete  gehen 
weit  auseinander.  In  Übereinstimmung  mit  dem  Wortlaute 
der  Verträge  herrscht  darüber  keine  Meinungsverschieden- 
heit, dafs  Krakau  wie  die  Ionischen  Inseln  als  Staaten  zu 
betrachten  sind.  Nur  Wheaton  sieht  letztere  als  den  eng- 
lischen Kolonien  gleichstehend  und  somit  als  integrierenden 
Bestandteil  des  britischen  Reiches  an.  Krakau  wird  sogar 
allgemein  für  einen  souveränen  Staat  gehalten,  so  von 
G.  F.  Martens,  Kliiber,  Jellinek,  die  Ionischen  Inseln  er- 
klären G.  F.  Martens  und  Klüber  für  halbsouverän,  Sir 
Travers  Twiss,  Calvo  und  Jellinek  für  souverän.  Unent- 
schieden blieb  dabei  das  Problem,  wie  einem  souveränen 
Staate  durch  Vertrag  dritter  Mächte  eine  Protektion  auf- 
erlegt werden  konnte.  Die  Annahme  von  Jellinek,  die  drei 
Mächte,  welche  die  Republik  Krakau  gründeten,  hätten 
auch  gleich  den  Protektionsvertrag  für  sie  abgeschlossen 
und  die  Ionischen  Inseln  hätten  wenigstens  stillschweigend 


4 Geliehen,  Becueil  manuel  et  pratiquo  I,  8.  278  ff.  Vgl.  auch 
Neigebauer,  Die  Verfassung  der  Ionischen  Inseln  und  die  neuesten  Be- 
mühungen, eine  Reform  derselben  herbeizufnhren,  Leipzig  1839. 
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eingewilligt,  widerspricht  dem  Wesen  des  völkerrechtlichen 
Vertrages  wie  den  thatsäehlichen  Verhältnissen,  da  weder 
Krakau  noch  die  Ionischen  Inseln  die  Protektion,  unter 
die  sie  gestellt  waren,  jemals  wollten.  Richtiger  spricht 
Heilborn  von  der  Auferlegung  des  Protektorats  (soll  heifsen: 
der  Protektion)  über  den  erst  zu  gründenden  Staat  durch 
die  Grofsmächte.  Aber  der  Rechtsgrund  der  Auferlegung 
bleibt  dabei  unerklärt. 

Die  Thatsache,  dafs  die  beiden  Gebiete  in  den  Ver- 
trägen als  Staaten,  sogar  als  unabhängige  Staaten  bezeichnet 
werden,  entscheidet  zunächst  nichts  über  ihren  staatlichen 
Charakter.  Die  blofse  Bezeichnung  ist  hier  ebenso  gleich- 
gültig, als  wenn  sich  etwa  eine  englische  Kolonie  ohne 
Änderung  ihres  rechtlichen  Charakters  Staat  nennen  würde. 

Krakau  wie  die  Ionischen  Inseln  waren  unmittelbar 
vor  Begründung  der  Protektion  nicht  Staaten,  sondern  Ge- 
biete, über  welche  die  verbündeten  Mächte  nach  Eroberungs- 
recht  zu  verfügen  befugt  waren.  Die  Mächte  wären  in 
der  Lage  gewiesen,  die  Gebiete  zu  selbständigen  Staaten  zu 
gestalten , die  dann  zu  einer  oder  mehreren  Grofsmächten 
in  ein  Schutzverhältnis  getreten  wären.  Sie  haben  auch 
in  der  Wiener  Kongrefsakte  erklärt,  dafs  sie  Krakau  und 
die  Ionischen  Inseln  zu  Staaten  machten,  es  aber  in  Wahr- 
heit nicht  gethan.  Mag  man  die  Möglichkeit  nicht  souveräner 
Staaten  behaupten  oder  leugnen,  jedenfalls  gehört  es  zum 
Wesen  des  Staates,  dafs  er  zum  mindesten  nach  einzelnen 
Richtungen  hin  eine  Herrschaft  aus  eigenem  Rechte  ausübt. 
Eine  solche  war  aber  hier  nirgends  vorhanden.  Die  Ver- 
fassung Krakaus  war  von  den  drei  Schutzmächten  direkt 
erlassen,  die  der  Ionischen  Inseln  wenigstens  von  der  Schutz- 
macht genehmigt.  Selbst  die  höchste  innere  Autorität  der 
Ionischen  Inseln,  der  Lord  High  Commissioner,  wurde  von 
England  bestellt.  Man  mag  sie  immerhin  mit  Sir  Travers 
Twiss  und  Jellinek  nicht  für  eine  englische,  sondern  für 
eine  ionische  Autorität  ausgeben,  das  ändert  nichts  an  der 
Thatsache,  dafs  diese  höchste  ionische  Autorität  nach  der 
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Wiener  Kongrefsakte  der  Vertreter  der  englischen  Staats- 
gewalt war.  Die  beiden  Gebiete  waren  daher  nicht  Staaten. 

Wenn  man  sie  als  Staaten  bezeichnete,  so  geschah  dies 
zur  Beruhigung  der  Bewohner.  Diesen  wurde  damit  ein 
Schein  von  Selbständigkeit  eingeräumt,  die  man  ihnen  thatsäch- 
lich  versagte.  Denn  es  fehlten  die  wesentlichen  Merkmale 
des  Staates. 

Krakau  war  ein  Kondominat  der  drei  Mächte,  das  Ge- 
biet der  Ionischen  Inseln  eine  Besitzung  der  britischen 
Krone,  die  dieses  Land  durch  Eroberung  und  Vertrag  mit 
den  Ostmächten  unter  gewissen  einschränkenden  Bedingungen 
erworben  hatte.  Wenn  während  des  Krimkrieges  das  eng- 
lische Admiralitätsgericht  entschied,  das  Verbot  des  Handels 
mit  Rufsland  für  die  englischen  Schiffe  erstrecke  sich  nicht 
ohne  weiteres  auch  auf  die  ionischen6,  so  ist  die  Inter- 
pretation des  Umfanges  eines  staatlichen  Verbotes  für  den 
Charakter  der  Ionischen  Inseln  gleichgültig.  Jedenfalls  hätte 
England  das  Verbot  auch  für  diesen  Teil  seiner  Besitzungen 
ohne  weiteres  erlassen  können.  Die  Verfassung  der  beiden 
Protektionsländer  hatte  daher  nicht  einen  staatlichen,  sondern 
nur  einen  kommunalen  Charakter. 

Der  Mangel  der  staatlichen  Eigenschaft  des  Protektions- 
landes erklärt  allein,  wie  die  Protektion  durch  einseitigen 
Akt  der  Schutzmächte  begründet  werden  konnte.  Es  handelte 
sich  dabei  um  einen  Ausflufs  der  Dispositionsbefugnis  der 
verbündeten  Mächte  Uber  das  eroberte  und  ihnen  von 
Frankreich  abgetretene  Gebiet. 

Wie  die  Protektion  ohne  Zustimmung  des  Protektions- 
landes begründet  wurde,  so  hörte  sie  auch  ohne  dieselbe 
auf.  Bei  Krakau  verständigten  sich  die  drei  Mächte  ein- 
fach dahin,  das  bisherige  Kondominat,  welches  man  als 
Republik  bezeichnete,  einer  von  ihnen,  Österreich,  allein  zu 
überlassen.  An  der  einseitigen  Abtretung  der  Ionischen 
Inseln  an  Griechenland  hätte  trotz  der  europäischen  Verträge 


5 Vgl.  Calvo,  Le  droit  international  Bd.  1,  8.  176. 
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England  ebenso  wenig  etwas  gehindert  wie  Sardinien  an 
der  Abtretung  von  Savoyen  und  Nizza  einige  Jahre  zuvor. 
Wenn  England  dazu  die  vertragsniilisige  Zustimmung  der 
anderen  Großmächte  einholte,  so  lag  dabei  der  Gedafike  zu 
Grunde,  dafs  die  Ionischen  Inseln  der  englischen  Krone 
nicht  blofs  im  rein  englischen  Interesse,  sondern  im  Ge.samt- 
interesse  Europas  überlassen  und  anvertraut  seien.  Dieses 
europäischen  Mandats  der  Protektion  konnte  sich  England 
nur  mit  Zustimmung  der  anderen  Grofsmächte  wieder  ent- 
ledigen. 

Die  Protektion  ist  also,  wenn  man  nicht  das  aus  dem 
früheren  Mittelalter  überkommene  und  einer  vergangenen 
Staatsbildung  angehörige  Schutzverhilltnis  Andorras  zu 
Frankreich  und  dem  spanischen  Bischof  von  Urgel  hierher 
rechnen  will  zur  Zeit  erloschen.  Es  kann  jedoch  jederzeit, 
sei  es  in  überseeischen  Kolonien,  sei  es  im  Oriente,  eine 
Erneuerung  des  Rechtsinstitutes  stattfinden,  und  deshalb 
mufs  dasselbe  als  ein  gegenwärtig  noch  aktuelles  betrachtet 
werden. 


6 Andorra  stand  im  Mittelalter  unter  dem  gemeinsamen  Schutze  des 
Grafen  von  Foix  und  des  Bischofs  von  Urgel,  die  als  Territorialherren  eine 
quasi  völkerrechtliche  Stellung  eiunahmen.  Die  Schut» rechte  des  Grafen 
von  Foix  sind  später  auf  Navarra  und  von  diesem  auf  Frankreich,  eine 
zweifellos  völkerrechtliche  Persönlichkeit  übergegangen , während  der 
Bischof  von  Urgel  als  spanischer  Unterthau  in  keiner  Hinsicht  mehr  ein 
Subjekt  des  Völkerrechtes  ist,  gleichwohl  aber  im  Widerspruche  damit 
gegenüber  Andorra  Befugnisse  ausüht,  die  sonst  nur  einem  Staate  zustehen 
können.  Wie  im  Mittelalter  die  Könige  von  Navarra  sich  als  souveräne 
Fürsten  von  Andorra  bezeichneten,  und  auch  noch  heute  Frankreich  und 
der  Bischof  von  Urgel  die  Richter  ernennen,  so  wird  man  wohl  juristisch 
korrekt  Andorra  als  ein  Kondominat  Frankreichs  und  des  Bischofs  von 
Urgel,  der  in  dieser  Beziehung  als  Mitsouverän  gilt,  aufzufasseu  haben, 
wobei  jedoch  dem  Gebiete  eine  ausgedehnte  kommunale  Selbständigkeit 
beigelegt  ist. 
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§ 4- 

Das  Protektorat. 


Jm  Gegensatz  zu  der  Protektion  bildet  das  Protektorat 
vorwiegend  ein  Mittel  kolonialer  Ausbreitung  der  europäi- 
schen Mächte  und  findet  sich  fast  ausschliel’slich  aufserhalb 
Europas.  Auch  gehören  die  betreffenden  Verträge  zum 
gröfsten  Teile  diesem  Jahrhundert  an. 

Die  zahlreichen  Verträge  der  englisch  - ostindischen 
Companie  mit  indischen  Fürsten  aus  dem  Jahre  1757  bis 
1791 1 sind  dem  Charakter  der  Companie  entsprechend 
vorwiegend  Handelsverträge,  welche  bisweilen  mit  Land- 
abtretungen an  die  Companie  in  gröfserem  oder  geringerem 
Umfange  verbunden  sind.  Einige  Verträge,  z.  B.  der  mit 
dem  Herrscher  von  Arcot  von  1785  und  der  mit  dem 
Herrscher  von  Tanjour  von  1787 2 gehen  noch  weiter  und 
enthalten  geradezu  ein  Schutz-  und  Trutzbündnis,  indem 
sie  die  indischen  Herrscher  zur  Zahlung  gewisser  Summen 
für  die  Unterhaltung  des  Heeres  in  Friedenszeiten  ver- 
pflichten. Besondere  Beschränkungen  werden  dagegen  den 
indischen  Fürsten  noch  nicht  auferlegt.  Erst  die  späteren 

1 Abgedruckt  bei  Clialmers,  Collection  of  Treaties  between  Great 
Britain  and  other  powers,  London  1790,  Bd.  2,  S.  463 — 527.  Vergl.  auch 
Marten»,  Recueil  de»  traites  etc.,  Göttingen  1791  ff.,  Bd.  6,  S.  49,  114, 
156;  Cheaney,  Indian.  Polity,  London  1868,  8.  7 ff. 

* Chalmers  a.  a.  O.  8.  491,  499. 
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Verträge  garantieren  den  indischen  Fürsten  zwar  die  un- 
abhängige innere  Regierung,  unterwerfen  sie  aber  in  Bezug 
auf  die  auswärtigen  Angelegenheiten  der  englischen  Kon- 
trolle. Typisch  sind  in  dieser  Beziehung  die  Verträge  der 
Companie  mit  dem  Nizain  von  Hyderabad  vom  12.  Ok- 
tober 1800 8,  dem  Rajah  von  Travancore  vom  2.  Mai  1805  *, 
dem  Rajah  von  Cochin  vom  17.  Oktober  1809 5 und  dem 
Herrscher  von  Bahahvulpore  vom  22.  Februar  1833®.  Das 
Verhältnis  der  einheimischen  Fürsten  zu  England  ist  denn 
auch  weiterhin  allgemein  nach  diesem  Typus  geregelt  worden. 
Erstere  unterstehen  dem  mehr  oder  minder  grofsen  Ein- 
flüsse Englands,  das  bei  ihnen  durch  einen  Residenten 
vertreten  wird.  Sie  haben  unbeschränkte  Civil-  und  Straf- 
gerichtsbarkeit, erheben  ihre  eigenen  Einkünfte,  bisweilen 
sogar  Grenzzölle.  Verschiedene  Fürsten  unterhalten  auch 
eigenes  Militär,  doch  wird  eine  Teilnahme  an  der  Landes- 
verteidigung von  ihnen  nicht  verlangt,  obgleich  einige  zu 
diesem  Zwecke  Kontributionen  an  die  britische  Regierung 
zahlen.  Dagegen  dürfen  die  indischen  Fürsten  keinerlei 
politische  Beziehungen  mit  anderen  Staaten  unterhalten  und 
vielfach  stehen  in  ihrem  Gebiete  britische  Garnisonen 7. 

Ähnlicher  Natur  sind  die  Verträge  der  Niederlande 
mit  indischen  Fürsten  des  Archipels  aus  neuerer  Zeit,  von 
denen  beispielsweise  die  mit  dem  Fürsten  von  Bleling  und 
dem  Fürsten  von  Karang  Assam,  beide  vom  9.  Juli  1846®. 
hier  angeführt  werden  mögen.  In  diesen  erklären  die  indi- 
schen Fürsten,  dafs  ihre  Länder  zu  dem  Reiche  Nieder- 
ländisch-Indien  gehören  und  erkennen  den  König  der  Nieder- 
lande als  ihren  Souverän  an.  Sie  verpflichten  sich  daher, 


* Aitchinson,  A Collection  of  treaties  and  engagement«  and  sunuods, 
relating  to  Iudia  and  neiglibouring  countries,  Calcutta  1863'64.  ßd.  5. 
8.  69  ff. 

* A.  a.  O.  8.  310  ff. 

6 A.  a.  O.  8.  322  ff. 

8 Martens,  Supplement  au  rccueil  Bd.  19,  8.  10. 

7 Chcsney,  Indian  Polity  8.  58. 

8 Murhard  ( Martens),  Nouveau  recueil  general  Bd.  3,  8.  242,  246. 


Digitized  by  Google 


29 


I.  5. 

an  andere  Staaten  keinerlei  Landabtretungen  zu  machen, 
sonstige  Verträge  nur  unter  Genehmigung  der  niederländi- 
schen Regierung  abzuschliersen.  Letztere,  die  bei  den 
Fürsten  durch  einen  Residenten  vertreten  wird,  mischt  sich 
aber  in  die  innere  Verwaltung  der  Länder  nicht  ein,  diese 
verbleibt  vielmehr  den  indischen  Fürsten. 

Ein  Vertrag,  dessen  Inhalt  zum  Teil  noch  an  orienta- 
lische Vasallenverhältnisse,  zum  Teil  an  das  Lehenswesen 
des  Abendlandes  anklingt,  ist  der  Rufslands  mit  Georgien 
oder  vielmehr,  wie  es  offiziell  heifst,  mit  dem  Zar  von 
Kartalanien  und  Kachetien  vom  24.  Juli  1783®.  In  dem- 
selben sagt  sich  der  Beherrscher  von  Georgien  von  jeder 
anderen  Vasallenschaft  los  und  erkennt  die  Oberherrschaft 
und  den  Schutz  der  russischen  Kaiserin  an.  Diese  über- 
nimmt die  Schutzherrschaft  und  garantiert  dem  Georgier 
seine  Besitzungen.  Die  georgischen  Fürsten  haben  beim 
Regierungsantritte  die  Bestätigung  und  Investitur  von  Rufs- 
land zu  verlangen  und  einen  Huldigungseid  zu  leisten.  Ver- 
handlungen mit  auswärtigen  Mächten  dürfen  sie  nur  mit 
Genehmigung  der  russichen  Befehlshaber  an  der  dortigen 
Grenze  führen.  Dagegen  gelten  alle  Verträge  Rufslands 
mit  anderen  Mächten  auch  flir  Georgien.  Andererseits  wird 
die  innere  Verwaltung,  die  Gerichts-  und  Rechtspflege,  so- 
wie die  Erhebung  der  Abgaben  vollständig  dem  georgischen 
Fürsten  überlassen.  Endlich  wird  der  georgische  Erzbischof 
Mitglied  des  heiligen  Synods,  und  der  georgische  Adel  er- 
hält, sofern  er  im  russischen  Reiche  verweilt,  die  Rechte 
des  russischen  Adels. 

Ein  dauerndes  Abhängigkeitsverhältnis  ist  ferner  be- 
gründet worden  durch  den  Friedensvertrag  zwischen  Rufs- 
land und  Chiwa  vom  1873 10.  In  demselben 

12.  Dezember 

bekennt  sich  der  Khan  von  Chiwa  als  den  getreuen  Diener 
des  Kaisers  von  Rufsland.  Er  verzichtet  auf  alle  direkten 

a Martens,  Reeueil  des  trait&s  Bd.  2,  8.  442. 

10  Aegidi  und  Klauhold,  Staatsarchiv  Ud.  26,  S.  128. 
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freundschaftlichen  Beziehungen  mit  Souveränen  und  benach- 
barten Khans,  auf  den  Abschlufs  jeglicher  Handels-  und 
sonstiger  Verträge  mit  ihnen  und  übernimmt  die  Ver- 
pflichtung, ohne  Wissen  und  Willen  der  russischen  Militär- 
behörden keine  kriegerische  Operation  zu  beginnen. 

Bochara  befindet  sich  zwar  auch  in  einer  gewissen  Ab- 
hängigkeit von  Rufsland.  Dieselbe  ist  jedoch  nicht  vertrags- 
mäfsig  formuliert  worden  und  ist  daher  als  eine  rein  that- 
sächliche  zu  betrachten. 

Durch  die  gröl’ste  juristische  Präcision  zeichnen  sich  die 
Protektoratsvertrftge  aus,  welche  Frankreich  zur  Ausbreitung 
seines  überseeischen  Besitzes  mit  verschiedenen  aufsereuro- 
päischen  Staatswesen  abgeschlossen  hat. 

Es  kommt  hier  zunächst  in  Betracht  der  Vertrag 
zwischen  Frankreich  und  der  Königin  Pomare  von  Taiti 
vom  9.  September  184211.  In  demselben  wird  die  Souveräne- 
tät  der  Königin,  ihre  und  ihrer  Häuptlinge  Autorität  über 
ihre  Völker  gewährleistet,  insbesondere  gehen  alle  Gesetze 
und  Verordnungen  von  der  Königin  aus.  Jedoch  sichert 
diese  freie  Religionsübung  zu.  Dagegen  nehmen  die  Königin 
und  ihre  Häuptlinge  die  Protektion  des  Königs  der  Fran- 
zosen an,  indem  sie  seiner  Regierung,  beziehungsweise  deren 
Beauftragten  die  Leitung  der  Beziehungen  mit  den  fremden 
Mächten  überlassen.  Als  später  bei  der  Flaggenhissung 
zwischen  den  Parteien  ein  Zwist  entstanden  war,  wurde  in 
einem  Briefe  des  französischen  Admirals  Dupetit-Thouars 
an  die  Königin  Pomare  vom  4.  November  1843  die  Über- 
nahme des  Protektorats  dahin  erklärt,  und  diese  Erklärung 
später  von  der  Königin  gutgeheifsen,  dafs  die  Souveränetät 
Taitis  nach  aulsen  auf  Frankreich  mit  der  Bitte  der  Königin 
um  Übernahme  des  Protektorats  übergegangen  sei12.  An 
die  Stelle  des  ursprünglichen  Protektoratsvertrages  trat 
später  die  Konvention  von  Papete  vom  5.  August  1847. 


n Murhard  (Martens),  Nouveau  recueil  general  Bd.  3,  S.  568  ff. 
12  A.  a.  O.  Bd.  6,  S.  60. 
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Durch  den  Cessionsvertrag  Königs  Pomare  V.  vom  29.  Juli 
1880,  durch  den  dieser  sein  Land  an  Frankreich  abtrat, 
nahm  jedoch  das  Protektorat  selbst  ein  Ende13. 

Der  Vertrag  zu  Udong  vom  11.  August  1863,  erweitert 
durch  die  Konvention  zu  Pean-Penh  vom  17.  Juni  1884 u, 
zwischen  Frankreich  und  Kambodja  sichert  ersterem  die 
auswärtige  Vertretung  des  Schutzstaates  Kambodja,  letzterem 
den  Schutz  Frankreichs  gegen  innere  Aufstände  und  aus- 
wärtige Angriffe  zu. 

Ähnliche  Bestimmungen  enthält  der  Vertrag  zwischen 
Frankreich  und  Anam  vom  15.  März  1874 IB.  Das  durch 
denselben  begründete  Rechtsverhältnis  zwischen  den  beiden 
Staaten  wird  in  einem  Schreiben  des  französischen  Marine- 
ministers an  den  Minister  des  Auswärtigen  vom  19.  April 
187516  ausdrücklich  als  Protektorat  bezeichnet.  In  dem 
Vertrage  sichern  sich  die  beiden  Kontrahenten  gegenseitig 
Friede,  Freundschaft  und  beständiges  Bündnis  zu.  Frank- 
reich erkennt  die  Souveränetät  und  vollständige  Unabhängig- 
keit Anams  gegenüber  jeder  fremden  Macht  an  und  ver- 
spricht ihm  Hilfe  gegen  innere  und  äufsere  Feinde.  Als 
Erkenntlichkeit  für  diesen  Schutz  verpflichtet  sich  Anam, 
seine  äufsere  Politik  der  Frankreichs  anzupassen  und  in 
seinen  gegenwärtigen  diplomatischen  Beziehungen,  abgesehen 
von  Handelsverträgen,  nichts  zu  ändern.  Aber  auch  Handels- 
verträge dürfen  nichts  dem  mit  Frankreich  geschlossenen 
Widersprechendes  enthalten,  und  die  französische  Regierung 
mufs  vor  deren  Abschlüsse  von  denselben  in  Kenntnis  ge- 
setzt werden.  Streitigkeiten  der  Franzosen  mit  Fremden 
gehören  vor  den  französischen  Residenten,  der  Franzosen 
und  Fremden  mit  Anamiten,  falls  der  Resident  keinen  Ver- 
gleich zu  stände  bringen  kann,  vor  ihn  und  einen  anamiti- 


13  Vcrgl.  British  and  Foreign  State  Papers  Bd.  71,  S.  217  ff. 

14  de  Clercq,  Kecueil  des  traites  de  la  France  Bd.  8,  8.  608,  Bd.  14, 
S 382 

13  Aegidi  und  Klauliold,  Staatsarchiv  Bd.  42,  S.  278. 

16  A.  a.  O.  S.  294. 
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sehen  Richter,  die  zusammen  nach  der  Billigkeit  eine  Ent- 
scheidung treffen.  Frankreich  bestellt  als  seinen  Vertreter 
einen  Residenten  in  Huö,  Anam  kann  Residenten  in  Saigon 
und  Paris  ernennen. 

Eine  weitere  Ausdehnung  dieses  Protektorats  erfolgte 
durch  den  neuen  Protektoratsvertrag  vom  6.  Juni  1884”. 
Anam  erkennt  hiernach  das  französische  Protektorat  an. 
Infolgedessen  geht  die  auswärtige  Vertretung  Anams  auf 
Frankreich  Uber,  und  die  Anamiten  im  Auslande  werden 
unter  französischen  Schutz  gestellt.  Dagegen  gewährt 
Frankreich  dem  Schutzstaate  Schutz  gegen  innere  Auf- 
stände und  auswärtige  Angriffe  und  behält  sich  zu  diesem 
Zweck  die  militärische  Besetzung  der  ihm  geeignet  er- 
scheinenden Punkte  vor.  Ein  französischer  Generalresident 
leitet  die  auswärtige  Verwaltung  Anams  und  überwacht  die 
regelmäfsige  Ausführung  des  Protektorates.  Unter  ihm 
stehen  in  den  einzelnen  Provinzen  von  Tonkin  Residenten, 
welche  die  Lokalverwaltung  dieses  Landes  überwachen. 
Alle  Fremden  treten  unter  französische  Jurisdiktion.  Für 
das  Zollwesen  tritt  die  Gesetzgebung  von  Cochinchina  in 
Kraft,  und  die  Verwaltung  wird  französischen  Beamten  an- 
vertraut. Im  übrigen  bleibt  die  innere  Verwaltung  den 
anamitischen  Behörden. 

Ein  dem  anamitischen  entsprechendes  Protektorats- 
verhältnis ist  begründet  worden  durch  den  sogenannten 
Bardovertrag  zwischen  Frankreich  und  Tunis  vom  12.  Mai 
1881 ,B,  der  von  dem  Bey  in  seiner  Anzeige  von  dem  Ver- 
tragsabschlüsse an  den  Sultan  als  Protektoratsvertrag1®  in 
einem  Cirkular  des  französischen  Ministerresidenten  Roustan 
vom  9.  Juli  1881 10  als  Garantievertrag  bezeichnet  wird. 
Die  früheren,  ziemlich  unklaren  Verhältnisse  Tunesiens  zur 
Türkei,  die  schlieislich  1871  zur  Anerkennung  der  von 


” A.  a.  O.  Bd.  46,  8.  258  ff. 

19  A.  a.  O.  Bd.  39,  8.  94. 

19  Note  vom  15.  Mai  1881,  a.  a.  O.  8.  101. 
*°  A.  a.  O.  8.  109. 
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verschiedenen  Mächten  auch  weiterhin  bestrittenen  Suzeräne- 
tät  der  Pforte  seitens  des  Beys  führten,  sind  hier  ohne  In- 
teresse21. Jedenfalls  hat  Frankreich  Tunis  als  unabhängigen 
Staat  betrachtet  und  mit  ihm  in  dieser  Eigenschaft  den  Ver- 
trag geschlossen.  Derselbe  räumt  Frankreich  das  Recht 
ein,  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  und  Sicherheit  die 
ihm  geeignet  scheinenden  Punkte  zu  besetzen.  Diese  Be- 
setzung hört  auf,  wenn  nach  der  übereinstimmenden  An- 
sicht der  französischen  und  tunesischen  Militärbehörden 
die  lokalen  Obrigkeiten  zur  Aufrechterhaltung  der  Ord- 
nung im  stände  sind.  Frankreich  verpflichtet  sich  dagegen 
zur  Unterstützung  des  Beys  gegen  jede  Gefahr,  welche 
seiner  Person,  seiner  Dynastie  oder  der  Ruhe  seiner  Staaten 
droht,  und  garantiert  die  Ausführung  der  bestehenden  Ver- 
träge zwischen  Tunis  und  den  anderen  Mächten.  Als  seinen 
Vertreter  bei  dem  Bey  ernennt  es  einen  Ministerresidenten. 
Weiterhin  übernimmt  Frankreich  den  Schutz  der  Interessen 
Tunesiens  und  seiner  Staatsangehörigen  im  Auslande,  wo- 
gegen der  Bey  sich  verpflichtet,  kein  internationales  Ab- 
kommen ohne  vorherige  Verständigung  mit  der  französischen 
Regierung  abzuschliefsen.  Im  Anschlüsse  an  diesen  Ver- 
trag ernannte  der  Bey,  um  die  nach  dem  Vertrage  not- 
wendigen beständigen  Verhandlungen  zwischen  seinem  aus- 
wärtigen Ministerium  und  dem  französischen  Ministerresi- 
denten zu  vermeiden,  letzteren  zu  seinem  alleinigen  Be- 
vollmächtigten für  alle  Beziehungen  mit  den  Vertretern 
fremder  Mächte22.  Zufolge  eines  französischen  Gesetzes 
vom  27.  März  1883 28  sind  für  das  Gebiet  der  Regentschaft 
Tunis  französische  Gerichte  für  Franzosen  und  Schutzbe- 
fohlene errichtet  worden,  welche  an  die  Stelle  der  auf  Grund 


21  Vgl.  darüber  insbesondere  Ed.  Engelhardt,  Situation  de  la  Tunesie 
au  point  de  vue  international  in  der  Revue  de  droit  international  Bd.  13, 
8.  331,  der  sich  für  die  Unabhängigkeit  Tunesiens  von  der  Türkei  aus- 
spricht. 

22  Cirkular  Roustans  vom  9.  Juni  1881  bei  Aegidi  und  Klauhold, 
Staatsarchiv  Bd.  39,  8.  109. 

22  A.  a.  O.  Bd.  43,  S.  54. 
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der  Kapitulationen  bestehenden  französischen  Konsularge- 
richtsbarkeit traten.  Demnächst  haben  jedoch  die  meisten 
europäischen  Mächte  auf  ihre  Konsulargerichtsbarkeit  in 
Tunis  zu  Gunsten  Frankreichs  verzichtet24.  Die  Ange- 
hörigen dieser  Mächte  sind  daher  bezüglich  ihres  Gerichts- 
standes in  Tunis  zu  Schutzbefohlenen  Frankreichs  geworden. 

Das  neueste  Protektorat  Frankreichs  über  einen  anderen 
Staat  wurde  begründet  durch  den  Friedens  vertrag  mit  Mada- 
gaskar vom  17.  Dezember  1885 25.  Auch  hier  übernimmt 
Frankreich  die  Vertretung  des  Schutzstaates  in  seinen  aus- 
wärtigen Beziehungen.  Die  hierher  gehörenden  Verhand- 
lungen hat  der  französische  Resident  zu  leiten,  welcher  mit 
einer  militärischen  Eskorte  seinen  Sitz  in  Tananariva  hat 
Madagassen , die  sich  im  Auslande  aufhalten,  stehen  unter 
französischem  Schutze.  Andrerseits  will  sich  Frankreich 
in  die  innere  Verwaltung  Madagaskars  nicht  einmischen. 
Jedoch  werden  Franzosen,  die  sich  in  Madagaskar  auf- 
haltcn,  nach  französischen  Gesetzen  regiert.  Frankreich 
sichert  endlich  der  Königin  seinen  Beistand  bei  Verteidigung 
ihrer  Staaten  zu.  Dieses  Protektoratsverhältnis  ist  nach 
dem  letzten  Kriege  zwischen  beiden  Staaten  durch  einen 
neuen  Vertrag  von  1896  ersetzt  worden,  der  die  französischen 
Rechte  erheblich  erweitert 

In  dem  Vertrage  von  Uceiali  vom  2-  Mai  1889  zwischen 
Italien  und  Abessinien 2a,  der  sich  als  Freundschafts-  und 
Handelsvertrag  bezeichnet  und  im  übrigen  den  gewöhn- 
lichen Inhalt  eines  solchen  hat,  willigt  der  Herrscher  von 
Abessinien  ein,  sich  der  italienischen  Regierung  zu  bedienen 
für  alle  Verhandlungen,  die  er  mit  fremden  Mächten  und 
Regierungen  hat. 

Der  Vollständigkeit  halber  mögen  hier  noch  die  zahl- 
losen Verträge  erwähnt  werden , welche  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  Ende  des  vorigen  und  in  diesem  Jahr- 

-4  A.  a.  O.  S.  54  ff.,  ».  die  amtlichen  Erklärungen. 

äB  A.  a.  O.  Bd.  4ß,  8.  277  ff. 

28  A.  a.  O.  Bd.  51,  8.  194  ff. 
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hundert  mit  den  Indianerstämmen  abgeschlossen  haben27. 
Dieselben  enthalten  meist  umfassende  Landabtretungen  an 
die  Vereinigten  Staaten,  wogegen  diese  dem  betreffenden 
Stamme  den  Rest  seines  Gebietes  innerhalb  bestimmter 
Grenzen  garantieren.  Es  folgen  demnächst  eingehende  Be- 
stimmungen über  den  Handelsverkehr,  dessen  weitere  Rege- 
lung meist  ausdrücklich  den  Vereinigten  Staaten  überlassen 
wird.  Aufserdem  findet  sich  in  den  älteren  Verträgen  die 
Bemerkung,  dafs  der  Indianerstarnm  den  Schutz  der  Ver- 
einigten Staaten  anerkennt  und  sich  verpflichtet,  mit  keinem 
anderen  Staate  oder  dessen  Angehörigen  Verträge  abzu- 
schliefsen. 

Ein  gemeinsames*  Protektorat  mehrerer  Mächte  bildet 
dasjenige  Deutschlands,  Englands  und  der  Vereinigten 
Staaten  über  die  Samoa-Inseln.  Eine  Verständigung  der 
Schutzmächte  über  das  Protektorat  erfolgte  zunächst  durch 
die  Generalakte  der  Samoa-Konferenz  zu  Berlin  vom  14.  Juni 
1889 28.  Diese  Generalakte  ist  demnächst  auch  von  Samoa 
selbst  angenommen  worden.  Darin  wird  zunächst  die  Un- 
abhängigkeit und  Neutralität  von  Samoa  anerkannt,  und 
Gleichheit  der  Rechte  für  die  Angehörigen  der  drei  Mächte 
gewährleistet.  Die  Generalakte  geht  den  Einzelverträgen 
der  drei  Mächte  vor.  Es  soll  ein  oberster  Gerichtshof  ge- 
bildet werden,  dessen  Oberrichter  durch  die  drei  Mächte 
und  mangels  einer  Einigung  durch  den  König  von  Schweden 
und  Norwegen  ernannt  wird  und  eine  Bestallung  von  der 
samoanischen  Regierung  erhält.  Der  oberste  Gerichtshof 
entscheidet  über  alle  Streitigkeiten  aus  der  Generalakte, 
insbesondere  über  Thronansprüche,  Konflikte  der  drei 
Mächte,  Landeigentum  und  Prozesse  zwischen  Fremden  und 
Eingeborenen.  Für  den  Municipaldistrikt  von  Apia  wird 
ein  besonderer  Municipalrat  bestellt.  Die  Mitglieder  des- 


27  Einer  der  ersten  der  mit  den  Creeks  vom  7.  August  1790  bei 
Martens,  Recueil  Bd.  3,  S.  335.  Vgl.  ferner  Recueil  Supplem.  Bd.  10, 
S.  1026  ff.,  1138  ff:  Wheaton  Ild.  1,  S.  51. 

2,1  Aegidi  und  Klauhold,  Staatsarchiv  Bd.  51,  S.  346  ff. 

3* 


Digitized  by  Google 


36 


I.  5. 


selben  werden  auf  zwei  Jahre  von  den  steuerzahlenden 
Grundbesitzern  und  Gewerbetreibenden  gewählt.  Den  Prä- 
sidenten des  Municipalrates  ernennen  die  drei  Mächte 
und,  mangels  einer  Einigung,  die  Niederlande,  die 
Schweiz , Mexiko  oder  Brasilien.  Dafs  Samoa  in  seinen 
auswärtigen  Beziehungen  ausschliefslich  von  den  drei 
Mächten  vertreten  wird,  ist  in  dem  Vertrage  nicht  aus- 
drücklich gesagt,  ergiebt  sich  aber  aus  ihrer  alleinigen  Kon- 
trolle der  gesamten  samoanischen  Verwaltung. 

Als  Protektorat  aufzufassen  ist  auch  das  Verhältnis 
Englands  zu  Transvaal  nach  dem  Friedensvertrage  vom 
3.  August  1881.  Doch  wird  es  erst  in  dem  folgenden  Para- 
graphen behandelt  werden,  da  es  in  dem  Vertrage  nicht 
als  Protektorats-,  sondern  als  Suzeränetätsverhältnis  be- 
zeichnet wird. 

Als  Protektorat  wird  vielfach  auch  die  Stellung  Italiens 
zu  der  Republik  San  Marino  ausgegeben.  Nach  dem  Ver- 
trage vom  22.  März  1862,  der  durch  kgl.  Dekret  vom 
28.  April  1872  auf  zehn  Jahre  und  von  da  an  auf  je  ein 
weiteres  Jahr  vorbehaltlich  sechsmonatlicher  Kündigung  ver- 
längert ist,  hat  jedoch  San  Marino  keineswegs  das  italienische 
Protektorat  angenommen.  Vielmehr  verpflichtete  &s  sich 
nur,  der  steten  schützenden  Freundschaft  des  Königs  von 
Italien  gewifs , von  keiner  anderen  Macht  ein  etwa  ange- 
botenes Protektorat  anzunehmen.  Im  übrigen  enthält  der 
Vertrag  nur  Bestimmungen  über  Handel,  Verkehr,  Aus- 
lieferung etc. 29. 

Das  Beispiel  eines  bedingten  Protektorats  giebt  der 
Freundschafts-  und  Handelsvertrag  zwischen  Italien  und 
dem  Sultau  von  Aussa  vom  9.  Dezember  188  8 80.  Darin 
verpflichtet  sich  der  Sultan,  falls  eine  fremde  Macht  von 
seinem  Gebiete  Besitz  ergreifen  sollte,  die  italienische  Flagge 


20  Vgl.  Brusa,  Staatsreoht  des  Königreichs  Italien  in  v.  Marqnardsen.s 
Handbuch  S.  493  ff. 

,0  Acgidi  und  Klauhold,  Staatsarchiv  Bd.  51,  S.  191  ff. 


Digitized  by  Google 


37 


I.  5. 

zu  entfalten  und  sich  als  unter  italienischem  Protektorate 
stehend  zu  erklären. 

Wie  verschieden  auch  im  einzelner!  die  Bestimmungen 
der  angeführten  Verträge  sein  mögen,  so  finden  sich  doch 
in  ihnen  allen  gewisse  gemeinsame  Grundziige,  aus  denen 
sich  das  Protektorat  als  einheitliches  Institut  des  Völker- 
rechtes entwickeln  läfst. 

Im  Gegensätze  zu  der  Protektion  ist  bei  dem  Protek- 
torate schon  vor  Begründung  des  Schutzverhältnisses  der 
Schutzstaat  als  Staatswesen  vorhanden.  Dieses  Staatswesen 
steht  allerdings  in  der  Kegel  auf  einer  wesentlich  niedrigeren 
Stufe  politischer  und  kultureller  Entwicklung  als  die  Schutz- 
macht. Gleichwohl  vereinigt  es  in  sich  im  Gegensätze  zum 
Stamme,  zur  Horde  oder  zur  isolierten  Dorfschaft  alle  die- 
jenigen Momente,  die  nach  moderner  Auffassung  das  Wesen 
des  Staates  ausmachen.  Diese  Staatswesen  sind  aber  ferner 
auch  Subjekte  des  Völkerrechtes.  Sobald  ein  Staatswesen 
mit  anerkannten  Gliedern  der  Völkerrechtsgemeinschaft  in 
völkerrechtlichen  Verkehr  tritt,  Verträge  schliefst  und  dip- 
lomatische Beziehungen  unterhält,  unterwirft  es  sich  für 
seinen  Verkehr  mit  den  betreffenden  Staaten  den  Normen 
des  Völkerrechtes  und  wird  damit  selbst  ein  Glied  dieser 
Gemeinschaft  und  Subjekt  des  Völkerrechtes31.  Die  Schutz- 
staaten haben  daher  regelmäfsig  schon  vor  Abschlufs  des 
Protoktoratsvertrages  als  Glieder  der  Völkerrechtsgemein- 
schaft mit  anderen  Staaten  in  diplomatischen  Beziehungen 
gestanden  und  mit  ihnen  Verträge  abgeschlossen. 

Ein  anerkanntes  Subjekt  des  Völkerrechtes  kann  aber 
seine  Beziehungen  zu  anderen  Staaten  in  einer  für  beide 


31  Unhaltbar  erscheint  die  Ansicht  von  Heilborn,  Das  völkerrecht- 
liche Protektorat  S.  7 ff. , dafs  es  einer  besonderen  Aufnahme  in  die 
Völkerrechtsgemeinschaft  bedürfe,  daher  China  und  Japan  ihr  zur  Zeit 
noch  nicht  angehörten.  Unerfindlich  ist,  weshalb  er  den  diplomatischen 
Verkehr  nicht  als  Kennzeichen  gelten  lassen  will  (8.  18),  da  dieser  nur 
nach  Mafsgabe  des  Völkerrechtes  und  durch  Subjekte  desselben  möglich 
ist.  Für  einen  Staat,  der  mit  europäischen  Mächten  in  diplomatischem 
Verkehre  steht,  gilt  daher  auch  das  Völkerrecht. 
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Teile  bindenden  Weise  nur  regeln  auf  dem  Wege  des  völker- 
rechtlichen Vertrages.  Alle  Protektorate  sind  daher  be- 
gründet worden  durch  Vertrag.  Einen  völkerrechtlichen 
Vertrag  können  nun  aber  lediglich  souveräne  Staaten  ab- 
schliefsen.  Wenn  hiervon  bei  den  Protektoratsverträgen 
Anam,  das  unter  der  Lehnsherrschaft  Chinas,  und  Tunis, 
das  unter  der  Suzerünetüt  der  Pforte  stand,  eine  Ausnahme 
zu  machen  scheinen,  so  kommt  andrerseits  in  Betracht,  dafs 
diese  Abhängigkeitsverhältnisse  von  Frankreich  nicht  an- 
erkannt wurden , und  die  betreffenden  Staaten  jedenfalls 
den  Protektoratsvertrag  unter  Lossagung  von  jeder  anderen 
Abhängigkeit  als  vollkommen  souveräne  Staaten  abge- 
schlossen haben.  Eine  andere  Begründungsart  als  der  Ver- 
trag zwischen  Schutzmacht  und  Schutzstaat  ist  für  das  Pro- 
tektorat nicht  möglich,  weil  sonst  nicht  das  begründet 
werden  würde,  was,  wie  später  darzuthun  sein  wird,  das 
Wesen  des  Protektorats  ausraacht,  ein  völkerrechtliches 
Verhältnis  unter  souveränen  Staaten.  Insbesondere  kann  ein 
Beschlufs  mehrerer  Grofsinächte  niemals  der  rechtliche  Ent- 
stehungsgrund für  ein  Protektorat  sein,  da  ein  solcher  Be- 
schlufs kein  völkerrechtliches  Verhältnis  zwischen  zwei  un- 
abhängigen Staaten  herzustellen  vermag.  Wenn  man  den 
Beschlufs  der  Grofsmächte  bisweilen  als  Entstchungsart  des 
Protektorats  ausgiobt,  so  beruht  dies  darauf,  dafs  man  das 
wesentlich  verschiedene  Institut  der  Protektion  mit  unter 
den  Begriff  des  Protektorates  zwingt.  Es  wird  daher 
wenigstens  anerkannt,  dafs  die  Auferlegung  eines  Protek- 
torates durch  Beschlufs  der  Grofsmächte  nicht  einem  be- 
reits vorhandenen  Staate  gegenüber,  sondern  nur  bei 
Gründung  eines  neuen  Staates  stattfinden  dürfe32.  Das 
Protektorat  setzt  aber  einen  bereits  vorhandenen  Staat  not- 
wendig voraus. 

Nun  kann  allerdings  durch  einen  völkerrechtlichen 
Vertrag  ein  Staat  sich  selbst  und  seine  ganze  staatliche 


82  Heilborn  a.  a.  O.  8.  88. 
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Existenz  aufgeben  und  in  seine  Einverleibung  in  einen 
anderen  Staat  willigen.  Ein  solcher  Cessionsvertrag  fllr 
das  ganze  Staatsgebiet,  dem  die  Thatsache  der  Einver- 
leibung unmittelbar  folgen  mtifste,  ist  der  Protektoratsver- 
trag nun  zweifellos  nicht.  Denn  das  Protektorat  hat  die 
Fortdauer  des  Schutzstaates  als  Staat  mit  allen  Rechten, 
auf  die  sich  die  vertragsmäfsige  Beschränkung  nicht  er- 
streckt, zur  Folge. 

Nun  könnte  man  behaupten,  wenn  ein  Staat  sein  ge- 
samtes Herrschaftsrecht  zu  Gunsten  eines  anderen  Staates 
aufzugeben  in  der  Lage  sei,  so  könne  er  auch  das  Wenigere 
thun  und  einzelne  Rechte  der  Substanz  nach  an  einen 
anderen  Staat  abtreten,  nicht  blofs  bei  ihrer  Ausübung  sich 
beschränken.  Damit  käme  man  zu  der  Anerkennung,  dafs 
eine  geteilte  Souveränetät  möglich  sei,  und  das  Wesen  des 
Protektorates  in  der  Halbsouveränetät  des  Schutzstaates 
bestehe.  Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  ein  Staat  über- 
haupt als  solcher  fortdauern  kann,  wenn  er  der  staatlichen 
Persönlichkeit  an  sich  inhärente  Rechte,  z.  B.  das,  mit 
anderen  Staaten  in  völkerrechtlichen  Verkehr  zu  treten, 
aufgiebt  Jedenfalls  bezeichnet  die  Souveränetät  die  Un- 
abhängigkeit der  Staatsgewalt  von  jeder  höheren  Macht. 
Diese  Unabhängigkeit  duldet  aber  auch  keine  Beschränkung 
auf  ein  bestimmtes  Gebiet  staatlichen  Handelns  zu  Gunsten 
einer  anderen  staatlichen  Macht.  Die  Halbsouveränetät 
ist  daher  ein  juristisch  unhaltbarer  Begriff,  eine  Verwirrung 
der  blofs  politischen  Abhängigkeit  mit  der  völkerrecht- 
lichen. 

Die  Verträge,  durch  welche  Protektorate  begründet 
sind,  sprechen  aber  auch  nirgends  von  einer  Teilung  der 
staatlichen  Herrschaftsrechte  oder  einer  Halbsouveränetät 
des  Schutzstaates.  Vielmehr  erkennen  sie  entweder  aus- 
drücklich oder  implicite  die  Souveränetät  oder  Unabhängig- 
keit des  Schutzstaates  als  fortdauernd  an,  so  die  Verträge 
Englands  mit  den  indischen  Fürsten,  Frankreichs  mit  Taiti, 
Anam,  Tunis,  Madagaskar,  Italiens  mit  Abessinien,  sowie 
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die  Generalakte  der  Samoakonferenz.  Wenn  andrerseits 
in  Vertrügen  der  Niederlande  mit  indischen  Fürsten  letztere 
den  König  der  Niederlande  als  ihren  Souverän  anerkennen, 
oder  in  den  Verträgen  russischer  Schutzstaaten  von  einer 
Vasallenstellung  ihrer  Fürsten  die  Rede  ist,  so  beruht  dies 
auf  der  später  zu  erörternden  Besonderheit  dieser  Protek- 
toratsverhältnisse. Dem  positiven  Völkerrechte,  wie  es  in 
den  Protektoratsverhültnissen  zum  Ausdrucke  gelangt  ist, 
bleibt  jedenfalls  die  Idee  einer  geteilten  Souveränetät  oder 
einer  Halbsouverünetät  ebenso  fremd,  wie  sie  juristisch  un- 
möglich ist.  Vielmehr  kann  die  Souveränetät  und  damit 
die  Fülle  der  staatlichen  Gewalt  nur  einem  von  beiden 
Staaten  zustehen. 

In  der  Regel  wird  dem  Schutzstaate  die  Souveränetät 
beigelegt.  Hat  er  sich  durch  den  Protektoratsvertrag  Be- 
schränkungen unterworfen,  so  können  diese  demnach,  da 
ihm  die  Fülle  der  Staatsgewalt  verbleibt,  nicht  in  der  Ab- 
tretung einzelner  Herrschaftsrechte  der  Substanz  nach, 
sondern  nur  darin  bestehen,  dafs  er  sich,  unter  Wahrung 
seiner  vollen  staatlichen  Individualität  in  der  Ausübung 
einzelner  Hoheitsrechte  vertragsmäfsig  Beschränkungen  zu 
Gunsten  eines  anderen  Staates  unterwirft.  Eine  solche  ver- 
tragsmüfsige  Selbstbeschränkung  ist  aber  mehr  oder  weniger 
Folge  jedes  völkerrechtlichen  Vertrages,  den  ein  Staat  mit 
einem  anderen  abschliefst. 

Diese  vertragsmäßige  Selbstbeschränkung  liegt  bei  dem 
Protektorate  vorwiegend  auf  dem  Gebiete  der  auswärtigen 
Politik,  in  der  sich  der  Schutzstaat  derjenigen  der  Schutz- 
macht anbequemt.  Dies  kann  in  verschiedenem  Mafsstabe 
geschehen.  Während  der  erste  französisch-anamitische  Ver- 
trag nur  von  einer  Anpassung  der  auswärtigen  Politik  Anams 
an  diejenige  Frankreichs  spricht,  und  nach  dem  Bardover- 
trage Tunis  keine  internationalen  Verträge  ohne  Verständi- 
gung mit  Frankreich  eingehen  zu  wollen  einwilligt,  fassen  die 
meisten  Verträge  die  rechtliche  Formulierung  des  völker- 
rechtlichen Protektorates  dahin,  dafs  der  Schutzstaat  sich 
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vertragsmäfsig  verpflichtet,  sich  völkerrechtlich  durch  die 
Sehutzmacht  und  deren  Organe  gegenüber  anderen  »Staaten 
vertreten  zu  lassen  und  ohne  deren  Genehmigung  keine 
völkerrechtlichen  Verbindlichkeiten  einzugehen. 

Am  reinsten  ohne  alles  störende  Beiwerk  kommt  dieses 
Wesen  des  Protektorates  zum  Ausdrucke  in  dem  italienisch- 
abessinischen  Vertrage,  in  dem  der  Herrscher  von  Abes- 
sinien einwilligt,  sich  für  alle  Verhandlungen  mit  fremden 
Mächten  der  italienischen  Regierung  zu  bedienen.  Aus 
dem  Begriffe  der  Einwilligung  ergiebt  sich,  dafs  ihm  damit 
nicht  nur  ein  Recht  beigelegt,  sondern  er  vielmehr  ver- 
pflichtet wird , künftig  nur  noch  durch  Vermittelung  der 
italienischen  Regierung  mit  anderen  Mächten  zu  verkehren. 
Aber  auch  die  englischen  und  französischen  Protektorats- 
verträge besagen  im  wesentlichen  nichts  anderes.  Sie  über- 
tragen die  auswärtige  Vertretung  auf  die  Schutzmacht, 
lassen  aber  die  Herrschaft  des  Schutzstaates  nach  innen 
unberührt. 

Durch  die  Annahme  des  Protektorates  hört  der  Schutz- 
staat, wie  ihm  die  Souveränetüt  und  die  Fülle  der  Staats- 
gewalt bleibt,  nicht  auf,  völkerrechtliche  Persönlichkeit  zu 
sein.  Sein  direkter  völkerrechtlicher  Verkehr  beschränkt 
sich  aber  auf  die  Schutzmacht , die  ihn  anderen  Staaten 
gegenüber  vertritt.  Die  Schutzmacht  ist  bei  dem  Schutz- 
staate diplomatisch  vertreten,  dieser  diplomatische  Vertreter 
mufs  aber  gleichzeitig  den  Verkehr  mit  fremden  Staaten 
vermitteln.  Der  Resident  der  Schutzmacht  nimmt  daher 
regelmäfsig  eine  doppelte  Stellung  ein,  er  ist  Organ  seines 
Staates  gegenüber  dem  Schutzstaate  und  Organ  des  letzteren 
gegenüber  fremden  Staaten. 

Das  Protektorat  wird  meist  nur  eingegangen  von 
Staaten,  in  denen  die  Konsulargerichtsbarkeit  bestand. 
Diese  ist  aber  ein  Bestandteil  der  auswärtigen  Verwaltung 
der  betreffenden  Staaten.  Mit  dem  Protektorate  hört  der 
direkte  völkerrechtliche  Verkehr  fremder  »Staaten  mit  dem 
Schutzstaate  auf,  es  tritt  ihnen  nur  noch  die  Schutzmacht 
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gegenüber.  Im  Verhältnis  zu  dieser,  die  ein  europäisch 
civilisiertes  Staatswesen  ist,  besteht  aber  kein  Anspruch 
aut’  Konsulargerichtsbarkeit.  Infolge  des  Protektorates  ver- 
zichten daher  allgemein  die  fremden  Staaten  auf  die  ihnen 
bisher  zustehende  Konsulargerichtsbarkeit.  Andrerseits  er- 
weitert die  Schutzmacht  ihre  bisherigen  Konsulargerichte 
für  ihre  Staatsangehörigen  und  Schutzgenossen  zu  allge- 
meinen Gerichten  für  alle  Europäer.  Die  Einrichtung 
einer  Gerichtsorganisation  der  Schutzmacht  innerhalb  des 
Schutzstaates  ist  also  keine  Durchbrechung  des  Grundsatzes, 
dafs  die  Staatsgewalt  des  Schutzstaates  nach  innen  unbe- 
schränkt bleibt,  sondern  nur  die  Folge  des  Überganges 
der  völkerrechtlichen  Vertretung  auf  die  Schutzmacht  und 
der  dadurch  gebotenen  Umbildung  der  Konsulargerichts- 
barkeit. 

Da  vermöge  des  Protektorates  die  Schutzmacht  den 
Sehntzstaat  in  seinen  internationalen  Beziehungen  deckt, 
so  mufs  sie  ihn  auch  gegen  etwaige  Angriffe  fremder 
Mächte  beschützen.  Gewöhnlich  wird  dieser  Schutz  auch 
ausgedehnt  auf  Aufstände  im  Innern.  Von  dieser  Ver- 
pflichtung der  Schutzmacht  zum  Schutze  gegen  innere  und 
äufsere  Feinde  wird,  obgleich  sie  völkerrechtlich  etwas  Sekun- 
däres ist,  auch  die  Bezeichnung  des  ganzen  Rechtsverhält- 
nisses hergeleitet,  um  damit  die  dem  Schutzstaate  er- 
wachsenden Vorteile  besonders  hervorzuheben.  Um  der 
Schutzmacht  die  Erfüllung  ihrer  Schutzverpflichtung  möglich 
zu  machen,  wird  ihr  innerhalb  des  Gebietes  des  Schutz- 
staates ein  Besatzungsrecht  entweder  allgemein  oder  an  be- 
stimmten Punkten,  entweder  zeitweise  oder  dauernd  zu- 
gestanden. 

Die  in  den  Protektoratsverträgen  oder  besonderen  Ab- 
kommen zwischen  Schutzmacht  und  Schutzstaat  etwa  ent- 
haltenen Bestimmungen  über  Handel  und  Verkehr  verfolgen 
den  Zweck,  den  Angehörigen  der  Schutzmacht  zum  mindesten 
das  Meistbegünstigungsrecht,  womöglich  ein  Monopol  zu 
sichern.  Dieser  Zweck  kann  aber  unter  der  Herrschaft  des 
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Protektorates  meist  nur  unvollkommen  erreicht  werden. 
Denn  der  Protektoratsvertrag  als  der  später  geschlossene 
Vertrag  steht  den  früher  zwischen  dem  Schutzstaate  und 
anderen  Mächten  geschlossenen  Handelsverträgen  nach. 
Diese  älteren  Verträge  bleiben  unberührt  bis  zu  ihrer  Ab- 
änderung oder  bis  zum  Untergänge  des  Schutzstaates.  Die 
Meistbegünstigung  ist  daher  das  Höchste,  was  die  Schutz- 
macht für  ihre  Angehörigen  unter  der  Herrschaft  des  Pro- 
tektorates überhaupt  erreichen  kann. 

Das  Protektorat  ist  jedoch  politisch  etwas  anderes  als 
es  rechtlich  besagt  Während  es  rechtlich  dem  schwächeren 
Staate  gegenüber  fremden  Mächten  den  Beistand  der  Schutz- 
macht dauernd  gewähren  soll,  bedarf  politisch  der  beschützte 
Staat  gegenüber  keinem  anderen  Staate  mehr  des  Schutzes 
als  gegenüber  der  Schutzmacht.  Politisch  liegt  das  Pro- 
tektorat nur  im  Interesse  der  Schutzmacht.  Für  sie  ist  es 
ein  Mittel,  ein  fremdes  Gebiet  leichter  zu  unterwerfen,  in- 
dem vorläufig  die  einheimische  Staatsgewalt  aufrecht  er- 
halten, und  damit  den  Bewohnern  der  Übergang  in  die 
neuen  Verhältnisse  erleichtert  wird.  Das  Protektorat  ist 
daher  ein  hervorragendes  Mittel  der  kolonialen  Ausbreitung 
europäischer  Staaten.  Es  hat  die  politische  Tendenz,  den 
Einflufs  der  Schutzmacht  beständig  zu  erweitern  und  damit 
die  später  unvermeidliche  Einverleibung  des  Schutzstaates 
vorzubereiten.  Während  völkerrechtlich  das  Protektorat 
die  Unabhängigkeit  des  Schutzstaates  nicht  berührt  und 
denselben  nach  wie  vor  als  souveränes  Staatswesen  er- 
scheinen läfst,  ist  der  Schutzstaat  politisch  von  der  Schutz- 
macht vollkommen  abhängig.  Diese  politische  Abhängigkeit 
läfst  aber  die  völkerrechtliche  Seite  des  Verhältnisses  nicht 
vollständig  unberührt,  sondern  wirkt  auf  dasselbe  zurück. 
Damit  kommen  wir  zu  den  bisher  unerörtert  gebliebenen 
Typen  der  russischen  und  niederländischen  Protektorats- 
verträge. 

Während  das  Protektorat  als  völkerrechtliches  Ver- 
hältnis die  fortdauernde  Souveränetät  des  Schutzstaates  vor- 
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aussetzt,  bringen  die  Verträge  Kufslands  mit  Georgien  und 
Chiwa  ein  Vasallen-  und  Dienerverhältnis  des  Herrschers 
des  Schutzstaates  zum  Ausdrucke,  das  mit  der  Souveränetät 
des  letzteren  unvereinbar  erscheint.  Es  ist  anzuerkennen, 
dafs  hier  in  Reininiscenz  an  orientalische  Vasallen  Verhält- 
nisse ein  dem  Protektorate  an  sich  fremdes  Element  in  die 
Beziehungen  zwischen  Schutzmacht  und  Schutzstaat  hinein- 
getragen ist.  Da  jedoch  das  Verhältnis  im  übrigen  dem 
Protektorate  entspricht,  und  der  Vasallen-  und  Dienerschaft 
des  Herrschers  des  Schutzstaates  nur  eine  formale  Be- 
deutung beiwohnt,  so  wird  damit  das  Wesen  des  Protektorats 
nicht  beeinträchtigt. 

Die  politische  Abhängigkeit  des  Schutzstaates  von  der 
Schutzmacht  wird  vorzugsweise  zur  Geltung  gebracht  durch 
den  Residenten  der  letzteren.  Dieser  beschränkt  sich 
keineswegs  auf  die  Regelung  der  auswärtigen  Beziehungen, 
sondern  greift  überall  da  ein,  wo  es  das  Interesse  seines, 
des  schutzherrlichen  Staates  zu  erfordern  scheint.  Die 
Protektoratsverträge  bieten  hierzu  eine  sehr  geeignete  Hand- 
habe, indem  der  Schutzstaat  vielfach  die  Durchführung  ge- 
wisser von  der  Schutzmacht  empfohlener  Reformen  ver- 
spricht, oder  auch  die  Handels-  und  Verkehrsinteressen  das 
Eingreifen  des  Residenten  erfordern.  Das  Mals,  in  dem 
dieser  Einflufs  des  Residenten  auf  das  gesamte  Staatswesen 
geltend  gemacht  wird,  ist  in  den  einzelnen  Fällen  ein  sehr 
verschiedenes.  Es  kann  aber  so  weit  gehen,  dafs  der  Re- 
sident als  oberste  Behörde  des  Landes  die  einheimischen 
Gewalten  einfach  mit  Anweisungen  versieht,  denen  dieselben 
Folge  leisten  müssen.  Der  Fürst  des  Schutzstaates  ist  da- 
mit mediatisiert  und  geniefst  nur  noch  gewisse  Ehrenrechte 
und  Einkünfte.  Dieses  letzte  Stadium  der  Entwicklung, 
zu  dem  alle  Protektoratsverhältnisse  hinstreben,  ist  in  Nieder- 
ländisch-Indien,  dem  ältesten  Kolonialbesitze,  bereits  erreicht. 
Der  thatsächliche  Zustand  steht  hier  mit  dem  ursprüng- 
lichen Rechtsverhältnisse  in  derartigem  Widerspruche,  dafs 
eine  Rückwirkung  auf  das  Recht  unausbleiblich  ist.  Ein 
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thatsächlieh  mediatisierter  Fürst  ist  nicht  mehr  Haupt  eines 
Staates,  geschweige  denn  eines  souveränen  Staates.  So 
erklärt  es  sich,  dafs  indische  Fürsten  die  Zugehörigkeit 
ihres  Landes  zu  Niederländisch-Indien  und  den  König  der 
Niederlande  als  ihren  Souverän  anerkennen.  Von  dem 
Protektorate  ist  hier  nur  noch  die  äufsere  Hülse  übrig, 
thatsächlieh  liegt  eine  Einverleibung  vor,  und  die  dem  ein- 
heimischen Fürsten  überlassene  innere  Verwaltung  ist  nicht 
mehr  die  eines  Staates,  sondern  die  eines  mediatisierten  Standes- 
herren. Am  nächsten  kommt  dieser  Entwicklung  diejenige  in 
Britisch-Indien,  doch  hat  sie  noch  nicht  allgemein  zur  Auf- 
hebung des  staatlichen  Charakters  der  Schutzstaaten  geführt. 

Überhaupt  nicht  als  Protektorate  zu  betrachten  sind 
die  von  nordamerikanischen  Schriftstellern  vielfach  als  solche 
behandelten  Verhältnisse  der  Vereinigten  Staaten  und  der 
Indianer-Stämme.  Auf  Seite  der  letzteren  fehlt  hier  ein 
dem  Protektorate  als  völkerrechtlichem  Verhältnisse  wesent- 
liches Moment,  die  Eigenschaft  als  Staat  und  anerkanntes 
Subjekt  des  Völkerrechtes.  Die  Verträge  mit  den  Indianer- 
stämmen haben  keine  andere  Bedeutung  als  die  modernen 
Schutzverträge  der  europäischen  Kolonialstaaten  mit  ein- 
heimischen Stämmen.  Sie  sind  ein  vorbereitender  Akt  für 
die  spätere  effektive  Besitzergreifung  und  schliefsen  vor 
allen  Dingen  schon  durch  ihr  Vorhandensein  andere  Mächte 
von  der  Besitzergreifung  aus.  Mag  man  selbst  die  Indianer- 
stämme in  ihren  Reservationen  als  Staaten  bezeichnen  und 
ihre  Beziehungen  zu  der  Union  durch  Verträge  regeln,  das 
ändert  nichts  an  der  Thatsache,  dafs  ihnen  eine  eigene,  von 
der  Union  unabhängige  Staatsgewalt  fehlt.  Die  Vereinigten 
Staaten  würden  zweifellos  und  mit  Recht  den  entschiedensten 
Protest  erheben,  falls  irgend  eine  Macht,  auch  soweit  es 
den  ausdrücklichen  Bestimmungen  der  Verträge  zwischen 
Union  und  Indianerstämmen  nicht  zuwiderlaufen  würde, 
letztere  als  Staaten  behandelte. 

Die  Rechte  und  Pflichten  aus  dem  Protektorate  als 
einem  völkerrechtlichen  Verhältnisse  können  auch  nur  durch 
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die  Mittel  des  Völkerrechtes  zur  Geltung  gebracht  werden. 
Hierher  gehört  die  vertragsmilfsige  Einsetzung  eines  Schieds- 
gerichtes, wie  solche  z.  B.  durch  die  Samoaakte  zur  Ent- 
scheidung aller  Streitigkeiten  aus  dem  Vertrage  erfolgt  ist. 
In  Ermangelung  einer  Vereinbarung  oder  gütlichen  Ver- 
ständigung bleiben  beiden  Teilen  die  gewöhnlichen  völker- 
rechtlichen Zwangsmittel  und  in  letzter  Linie  der  Krieg. 
So  ist  ein  solcher  zwischen  Frankreich  und  Madagaskar 
und  zwischen  Italien  und  Abessinien  entstanden.  Da  der 
Schutzstaat  seinen  staatlichen  Charakter  und  seine  volle 
Souverftnetflt  bewahrt  hat,  ist  ein  solcher  Krieg  keineswegs 
als  Bürgerkrieg  oder  Rebellion,  sondern  als  wirklicher  Krieg 
zu  betrachten.  Er  legt  daher  den  kriegführenden  Teilen 
wie  den  Neutralen  sämtliche  Pflichten  des  Kriegszustandes 
auf  und  endet  durch  Debellatio  oder  Einstellung  der  Feind- 
seligkeiten unter  den  beiden  Staaten. 

Das  Protektorat  ist  regelmäfsig  kein  dauernder,  sondern 
nur  ein  Übergangszustand,  der  nach  kürzerer  oder  längerer 
Dauer  $ein  Ende  erreicht. 

Die  völkerrechtliche  Litteratur,  welche  allgemein  in 
dem  Protektorate  nur  die  Verpflichtung  des  einen  Staates, 
den  anderen  zu  schützen,  sieht,  läfst  diesen  Gesichtspunkt 
auch  bei  Anführung  der  Gründe  der  Auflösung  eines  Pro- 
tektorates, soweit  sie  diese  überhaupt  berücksichtigt,  zur 
Geltung  gelangen.  Das  Protektorat  soll  demnach  auf- 
gehoben werden  durch  Nichterfüllung  der  Schutzverpflichtung 
oder  Anmafsung  von  mehr  Rechten,  als  ihm  der  Protektorats- 
vertrag giebt,  seitens  des  schutzherrlichen  oder  durch  Treu- 
losigkeit seitens  des  Schutzstaates , also  mit  einem  Worte 
durch  eine  Rechtsverletzung  seitens  eines  der  beiden  Teile38. 
Thatsächlich  hat  aber  höchst  selten  ein  Protektorat  durch 
einen  dieser  Gründe  sein  Ende  erreicht. 

Das  Protektorat  als  eines  der  wichtigsten  Mittel  kolo- 
nialer Ausbreitung  der  europäischen  Mächte  trägt  die  poli- 

33  Vgl.  Vattel,  Droit  des  gons,  ed.  p.  1 'radier- Ködere  I,  S.  480; 
Calvo,  Droit  international  I,  8.  178. 
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tische  Tendenz  in  sich,  in  volle  Einverleibung  des  Gebietes 
des  Schutzstaates  in  das  Gebiet  der  Schutzmacht  überzu- 
gehen. Diese  Einverleibung  ist  daher  historisch  der  all- 
gemeine und  regelmäfsige  Endigungsgrund.  Sie  vollzieht 
sich  auf  friedlichem  Wege  in  doppelter  Weise.  Einmal 
kann  der  Schutzstaat  selbst  eine  Cession  seines  ganzen 
Staatsgebietes  vornehmen.  Auf  Grund  dieser  Cession  voll- 
zieht dann  die  Schutzmacht  die  Einverleibung  des  Gebietes. 
Es  kann  aber  auch  die  Schutzmacht  ihren  Einflufs  auf  die 
inneren  Angelegenheiten  des  Schutzstaates  in  dem  Mafse 
ausdehnen,  dafs  eine  Rückwirkung  des  politischen  Einflusses 
auf  das  rechtliche  Gebiet  unausbleiblich  und  schliefslich  die 
staatliche  Existenz  des  Schutzstaates  negiert  wird.  Von 
dem  ehemaligen  Staatswesen  bleibt  dann  nur  der  Fürst  als 
mediatisierter  Herr  mit  einigen  Scheinrechten  oder  als 
Pensionär  übrig.  Während  für  eine  wirkliche  Cession  die 
Einverleibung  Taitis  in  Frankreich  das  wichtigste  Beispiel 
bildet,  ist  die  allmähliche  Aufsaugung  der  Schutzstaaten 
deren  gewöhnliches  Schicksal.  In  Niederländisch-Indien, 
teilweise  auch  in  Britisch-Indien , hat  sie  zweifellos  schon 
zur  Einverleibung  der  Schutzstaaten  geführt.  In  anderen 
Fällen  kann  es  noch  zweifelhaft  sein,  ob  der  Schutzstaat 
als  solcher  fortbesteht  oder  nicht84. 

Der  Krieg  zwischen  Schutzmacht  und  Schutzstaat,  z.  B. 
zwischen  Frankreich  und  Madagaskar,  Italien  und  Abessinien, 
hebt,  wie  alle  völkerrechtlichen  Verträge  unter  den  krieg- 
führenden  Teilen,  so  auch  das  Protektorat  auf.  Das  Er- 
gebnis des  Krieges  ist  aber  entweder  ein  neues  Protektorat 
mit  weit  ausgedehnteren  Rechten  der  Schutzmacht  oder  die 
vollständige  Einverleibung  des  früheren  Schutzstaates. 

Dafs  ein  Protektorat,  falls  es  nur  auf  eine  bestimmte 

34  So  behauptet  ■/..  B.  Pradier-Fodore , Traite  de  droit  public  Bd.  1, 
8.  193,  Kam bodja  sei  kein  Schutzstaat  mehr,  sondern  bilde  einen  Be- 
standteil der  Kolonie  Cochiuchina.  Ein  analoges  Resultat  dürfte  sich 
nach  dem  neuesten  Friedensvertrage  zwischen  Frankreich  und  Madagaskar 
ergeben.  Vgl.  auch  Pillet,  Des  droits  de  la  puissancc  protectrice  sur 
l’administration  de  l’Etat  protege  in  der  Revue  generale  de  droit  inter- 
national public,  vol.  II  (1895),  S.  583  ff. 
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Zeit  eingegangen  sein  sollte  — was  aber  nicht  vorkommt,  — 
mit  Ablauf  dieser  Zeit  erlischt,  und  dafs  der  Protektorats- 
vertrag durch  wechselseitige  Übereinstimmung  beider  Teile 
wieder  gelöst  werden  kann , ist  selbstverständlich.  Doch 
haben  diese  Auflösungsgründe  nur  eine  theoretische  Be- 
deutung, thatsächlich  kommen  sie  kaum  vor.  Die  einseitige 
Kündigung  eines  dauernd  abgeschlossenen  Protektoratsver- 
trages, wie  sie  von  Abessinien  versucht  wurde,  bildet  jeden- 
falls einen  Vertragsbruch  und  setzt  den  schuldigen  Teil  den 
Folgen  eines  solchen,  dem  Kriege,  aus. 

Das  Protektorat  wird  nun  vielfach  in  Verbindung  ge- 
bracht mit  der  Garantie.  So  wurde  der  Bardovertrag 
zwischen  Frankreich  und  Tunis  auf  französischer  Seite  für 
einen  Garantievertrag  ausgegeben,  und  Pradier-Fod^re83 
erklärt  die  Protektionsverträge  geradezu  für  eine  Abart 
der  Garantieverträge.  Richtig  ist  hieran  nur  soviel,  dafs 
jedes  Protektorat  eine  Garantie  des  Besitzstandes  des  Schutz- 
staates durch  die  Schutzmacht  gegenüber  fremden  Mächten 
enthält.  Diese  Garantie  ist  aber  völlig  wertlos,  da  gerade 
die  Schutzmacht  es  ist,  die  den  Besitzstand  des  Schutz- 
staates gefährdet.  Ebenso  ist  es  richtig,  dafs  die  vor  dem 
Protektorate  von  dem  Schutzstaate  mit  fremden  Mächten 
abgeschlossenen  Verträge  in  Kraft  bleiben  und  die  fremden 
Mächte  sich  nach  Begründung  des  Protektorates  wegen  Er- 
füllung der  übernommenen  Verpflichtungen  nur  an  die 
Schutzmacht  halten  können.  Daher  spricht  der  Bardo- 
vertrag ausdrücklich  aus,  dafs  Frankreich  die  Ausführung 
der  bestehenden  Verträge  zwischen  Tunis  und  anderen 
Mächten  garantiert.  Aber  diese  Garantie  ist  nicht  Gegen- 
stand, sondern  Folge  des  Protektorates.  Sie  ist  daher  nicht 
vertragsmüfsig  den  fremden  Mächten  gegenüber  übernommen, 
sondern  diese  leiten  ihren  Anspruch  ab  aus  dem  durch  das 
Protektorat  hergestellten  Zustande.  Das  Protektorat  hat 
also  nach  verschiedenen  Richtungen  die  Wirkung  der 
Garantie,  aber  es  ist  keine  Abart  derselben. 

35  A.  a.  O.  Bd.  2,  S.  642. 
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ährend  das  Protektorat  durchaus  auf  dem  Boden 
christlich-europäischen  Völkerrechtes  erwachsen  ist,  erscheint 
bei  der  Suzeränetät  der  Einflufs  orientalischer  Rechtsan- 


schauungen unverkennbar.  Wie  die  Suzeränetät  entstanden 
ist  in  dem  Verhältnisse  der  Türkei  zu  ihren  Vasallenstaaten, 
so  hat  sie  sich  auch  bisher  im  wesentlichen  auf  dieses 
Gebiet  beschränkt. 


Am  ältesten  ist  das  Schutzverhältnis  der  Türkei  zu  den 


Donaufürstentümern  Walachei  und  Moldau,  dem  späteren 
Fürstentum  Rumänien.  Diese  ursprünglich  unabhängigen 
Fürstentümer  waren  genötigt,  1396,  bezw.  1513,  die  erste 
Kapitulation  mit  der  Türkei  abzuschliefsen.  Der  erste 
türkisch-walachische  Vertrag  von  1396  garantiert  der  Wa- 
lachei die  volle  Souveränetät  nach  innen  und  nach  aufsen 


gegen  die  Verpflichtung  einer  Tributzahlung  an  die  Pforte. 
Allerdings  ist  schon  in  dem  zweiten  Vertrage  mit  der 
Walachei  von  1460  von  einer  Suprematie  der  Pforte  über 
die  Souveränetät  der  Walachei  und  von  einer  Anerkennung 
der  Hospodarwahl  seitens  der  Türkei  die  Rede.  Im  übrigen 
wird  aber  gegen  eine  Tributzahlung  die  vollständige  Unab- 
hängigkeit der  Walachei  von  neuem  anerkannt.  Ebenso 
wird  in  dem  ersten  Vertrage  der  Türkei  mit  der  Moldau 
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von  1513  die  volle  Souveränetät  derselben  garantiert  and 
ihr  ausdrücklich  das  Prädikat  „unabhängig“  beigelegt  gegen 
ein  jährliches  „Geschenk“  an  die  Pforte.  Da  jedoch  die 
Originale  dieser  Kapitulationen  der  Donauftlrstentümer  nicht 
mehr  aufzufinden  sind,  ist  der  Inhalt  derselben  vielfach  be- 
stritten *.  In  den  späteren  Jahrhunderten  gelang  es  jeden- 
falls der  Türkei,  nach  dem  Hechte  des  Stärkeren,  einen 
gröfseren  Einflufs  in  den  Fürstentümern  zu  gewinnen  und 
die  beliebige  Ernennung  und  Absetzung  der  Hospodare,  die 
aus  der  Zahl  der  Phanarioten  genommen  wurden,  an  sich 
zu  reifsen.  Selbst  die  Hinrichtung  der  Hospodare  auf  Befehl 
der  Pforte  kam  vor.  Die  DonauflirstentUmer  waren  also 
dem  gewöhnlichen  Schicksale  der  Schutzstaaten  verfallen 
und  unter  Verlust  ihres  staatlichen  Charakters  zu  Provinzen 
des  osmanischen  Reiches  mit  einzelnen  Sonderrechten  ge- 
worden. 

Erst  allmählich  haben  die  Donaufürstentümer,  besonders 
unter  der  Einwirkung  Rufslands,  ihre  staatliche  Existenz 
zurückgewonnen.  Der  Friede  von  Kutscbuk-Kainardji  von 
1774,  Art.  6,  sicherte  ihnen  vollständige  Amnestie,  Religions- 
und Auswanderungsfreiheit  zu.  Die  Geschäftsträger  der 
„Souveräne“  der  Fürstentümer  sollten  „trotz  ihrer  geringen 
Wichtigkeit“,  als  Personen,  die  sich  des  Schutzes  des  Völker- 
rechtes erfreuten,  angesehen  werden.  Auch  sollte  der 
russische  Vertreter  bei  der  Pforte  berechtigt  sein,  sich, 
wenn  es  die  Umstände  erforderten,  für  die  Fürstentümer 
zu  verwenden2.  Koch  weiter  ging  ein  auf  Grund  des 
Friedens  von  Adrianopel  zwischen  Rufsland  und  der  Pforte 
geschlossener  Vertrag  vom  2./14.  September  1829*. 
Danach  durften  die  Hospodare  frei  die  inneren  Angelegen- 
heiten ihrer  Provinzen  ordnen  und  eine  eigene  Miliz  für 


' Vgl.  Neigebauer,  Die  Donaufürstentümer,  Berlin  1856  , 8.  Abt.. 
S.  19  ff. 

- Vgl.  Arut/. , De  la  Situation  <le  la  Koumanie  au  point  de  vue  du 
droit  international,  in  der  Revue  de  droit  international  Bd.  9.  S.  18  ff. 

3 Martens,  Uecueil  Suppl.  Bd.  12,  S.  152. 
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den  inneren  Dienst  unterhalten.  Der  Pforte  hatten  sie  einen 
bestimmten  Tribut  zu  zahlen.  Die  Anordnungen  über  die 
inneren  Angelegenheiten  durften  aber  in  keiner  Weise  eine 
Verletzung  der  Souveränetät  der  Pforte  enthalten.  Da  Rufs- 
land die  Rechte  der  Fürstentümer  garantiert  hatte,  so  bildete 
es  neben  der  Türkei  gleichsam  die  zweite  Schutzmacht. 

Der  Pariser  Friede  vom  80.  März  1856 4 bestätigte  im 
wesentlichen  das  bestehende  Verhältnis.  Die  Donaufürsten- 
tümer sollten  nach  Art.  22  unter  der  Suzeränetät  der  Pforte, 
durch  welche  Bezeichnung  das  Wort  „Souveränetät“  in 
dem  vorher  erwähnten  Vertrage  ersetzt  wurde,  und  unter 
der  Kollektivgarantie  der  kontrahierenden  Mächte,  welche 
an  die  Stelle  der  bisherigen  alleinigen  Garantie  Rufslands 
trat,  ihre  bisherigen  Privilegien  und  Immunitäten  auch 
weiterhin  behalten.  Art.  23  sicherte  ihnen  eine  unabhängige 
innere  Verwaltung,  Art.  26  eine  eigene  Armee.  Eine  be- 
waffnete Intervention  der  Pforte  war  nur  zulässig  mit  Ge- 
nehmigung der  Mächte.  Die  Verträge  der  Pforte  mit 
anderen  Mächten  gelten  auch  für  die  Donaufürstentümer. 
Die  Eingehung  irgend  welcher  Verträge  mit  fremden  Mächten 
war  denselben  noch  in  dem  von  der  Pforte  ausgestellten 
und  vom  Fürsten  Karl  angenommenen  Investiturfirman  vom 
23.  Oktober  1866 5 untersagt.  Allerdings  haben  die  Fürsten- 
tümer später  Handelsverträge  unmittelbar  mit  fremden 
Mächten  abgeschlossen,  die  Türkei  hat  jedoch  hiergegen 
formell  Protest  erhoben8. 

Serbien,  dem  nach  seinem  Freiheitskampfe  in  dem 
Frieden  zu  Bukarest  vom  28.  Mai  1812  nur  allgemeine 
Amnestie  und  eigene  innere  Verwaltung  gegen  Tribut- 
pflichtigkeit  und  Übergabe  der  Festungen  an  den  Sultan 
verheifsen  war,  erhielt  erst  im  Jahre  1826  durch  den  russisch- 
türkischen Vertrag  von  Akjermnn  eine  gesicherte  Rechts- 
stellung. Dieser  verbürgte  den  Serben  freie  Wahl  ihrer 

* Murtmrd  (Martens*,  Nouveau  Recueil  General  Bd.  15,  S.  770. 

r’  Aegidi  und  Klauhold,  Staatsarchiv,  Bd.  12,  S.  230. 

8 A.  a.  O.  Bd.  29,  S.  64. 
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Oberhäupter,  unabhängige  Gerichtsbarkeit,  vollständig  freie 
innere  Verwaltung  und  eigene  Erhebung  der  Steuern  gegen 
einen  festen  jährlichen  Tribut  an  die  Pforte.  Der  Friede 
von  Adrianopel  wies  einfach  auf  diese  Bestimmungen  zu- 
rück. Dagegen  gewährte  Art.  28  des  Pariser  Friedens  von 
1856  Serbien  genau  dieselben  Rechte,  wie  den  Donaufürsten- 
tümern Walachei  und  Moldau. 

Beide  Schutzverhältnisse  haben  bekanntlich  infolge  des 
Berliner  Kongresses  von  1878 , sowohl  für  die  zu  einem 
Staate  Rumänien  vereinigten  Donaufürstentümer  wie  für 
Serbien  aufgehiirt,  und  beide  sind  seitdem  nach  Erfüllung 
der  ihnen  auferlegten  Bedingungen  als  vollkommen  sou- 
veräne Staaten  anerkannt. 

Dagegen  ist  durch  Art.  1 der  Berliner  Kongrefsakte 
vom  13.  Juli  1878  7 , ein  ähnliches  Verhältnis  hergestellt 
worden  für  das  neugegründete  Fürstentum  Bulgarien.  Dieses 
bildet  ein  autonomes  und  tributäres  Fürstentum  unter  der 
Suzeränetät  der  Pforte  mit  christlicher  Regierung  und 
nationaler  Miliz.  Den  Bewohnern  des  neuen  Fürstentums 
wurde  vollständige  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  gewähr- 
leistet, und  im  übrigen  die  Ausarbeitung  eines  organischen 
Statuts  durch  eine  Versammlung  bulgarischer  Notabein  an- 
geordnet. Der  Fürst  wird  von  der  Bevölkerung  gewählt 
und  von  der  Pforte  mit  Zustimmung  der  Großmächte  be- 
stätigt. 

Dagegen  bildete  Ost-Rumelien  nach  der  Berliner  Kon- 
grefsakte keinen  Staat,  sondern  lediglich  eine  Provinz  des 
türkischen  Reiches  mit  christlicher  Verwaltung.  Trotz  der 
thatsächlichen  Vereinigung  des  Landes  mit  Bulgarien  hat 
Ost-Rumelien  rechtlich  den  ihm  durch  den  Berliner  Kongrefs 
gegebenen  Charakter  behalten.  Nach  den  Beschlüssen  der 
Konstantinopeler  Konferenz  vom  5.  April  1886 8 wird  der 
Fürst  von  Bulgarien  nur  zum  Generalgouverneur  von  Ost- 

7 A.  a.  O.  Bd.  34,  8.  277. 

8 A.  a.  O.  15d.  47,  8.  62. 
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Rumelien  durch  die  Pforte  ernannt.  Aber  auch  dieses  Ver- 
hältnis stand  bisher  lediglich  auf  dem  Papiere,  da  ein  von  der 
Pforte  und  den  Mächten  anerkannter  Fürst  von  Bulgarien 
seit  Jahren  nicht  vorhanden  war,  und  der  thatsächliche 
Herrscher  Bulgariens  auch  in  Ost-Ruinelien  regierte. 

Die  Insel  Samos  wurde  durch  einen  Firman  des  Sultans 
Mahmud  vom  11.  Dezember  1832  als  tributäres  Fürstentum 
konstituiert.  Die  Pforte  ernennt  nur  den  nicht  erblichen 
Fürsten  der  Insel  von  griechischer  Nationalität  und  erhebt 
einen  bestimmten  Tribut.  Im  übrigen  ist  die  Verwaltung 
der  inneren  Angelegenheiten  in  vollem  Umfange  den  ein- 
heimischen Organen  überlassen. 

Egypten  hatte  sich  bis  zu  Mehemed  Ali  (1806)  nur 
einer  durch  seine  geographische  Lage  begünstigten,  bald 
mehr  bald  minder  grofson  thatsächlichen  Unabhängigkeit 
von  der  Pforte  erfreut.  Erst  die  Intervention  der  euro- 
päischen Mächte  bei  den  Kämpfen  Mehemed  Alis  gegen  die 
Pforte  im  Jahre  1840  führte  zu  einer  Fixierung  des  recht- 
lichen Zustandes.  Durch  den  Vertrag  zwischen  Österreich, 
England,  Preufsen,  Rufsland  und  der  Türkei  vom  15.  Juli 
184U8  erkannte  letztere  die  Selbständigkeit  Egyptens 
unter  Mehemed  Ali  und  seinen  Nachfolgern  in  gewissen 
Grenzen  an.  Dem  Vicekönige  wurde  als  Delegierten  des 
Sultans  das  Recht  eingeräumt,  die  Steuern  zu  erheben  und 
den  Ertrag  der  Steuern  für  sich  zu  verwenden.  Dagegen 
sollte  die  egyptische  Armee  als  Teil  des  ottomanischen 
Heeres  gelten,  die  Gesetze  und  Verträge  der  Pforte  auch 
für  Egypten  verbindlich  sein.  Diesem  fehlte  andererseits 
jedes  Recht  der  Vertretung  nach  aufsen,  so  dafs  es  nicht 
einmal  den  fremden  Konsuln  das  Exequatur  erteilen  durfte. 
Im  Anschlüsse  hieran  regelte  ein  Firman  des  Sultans  an 
Mehemed  Ali  vom  13.  Februar  1841  ,ü,  das  beiderseitige 
Verhältnis.  In  diesen  Firman  gingen  die  Bestimmungen 


9 Murhard  (Martens),  Nouveau  Kecueil  General  lid.  1,  S.  156. 

10  Aegidi  und  Klauhold,  Staatsarchiv  lid.  40,  S.  297. 
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des  oben  genannten  Vertrages  über,  und  es  wurde  aufser- 
dem  angeordnet,  dafs  die  Pforte  den  Nachfolger  des  letzten 
Vicekönigs  immer  aus  der  Zahl  der  Söhne  desselben  er- 
nennen sollte,  das  egyptische  Heer,  dessen  Offiziere  der 
Vicekönig  nur  bis  zum  Major  ernannte,  nicht  mehr  als 
18000  Mann  betragen,  und  Kriegsschiffe  ohne  Erlaubnis 
der  Pforte  nicht  angeschafft  werden  dürften.  Spätere  Firmans 
änderten  diese  Bestimmungen  vielfach  ab;  insbesondere 
sollte  nach  dem  Firman  vom  27.  Mai  1866 11  Thronfolge- 
ordnung die  Primogenitur  sein. 

In  noch  höherem  Mafse  wurden  die  Rechte  des  egypti- 
schen  Herrschers  erweitert  durch  den  Firman  vom  8.  Juni 
1873 12,  welcher  alle  früheren  Bestimmungen  über  das  Ver- 
hältnis Egyptens  zur  Pforte  ersetzen  sollte.  Thronfolge- 
ordnung blieb  die  Primogenitur.  Der  egyptische  Herrscher 
erhält  den  Titel  eines  Khedive  (Herrn)  von  Egypten  bei- 
gelegt. Für  den  Fall  der  Minderjährigkeit  des  Khedive 
werden  besondere  Bestimmungen  getroffen.  Dem  Khedive 
und  seinen  Nachfolgern  sind  folgende  Befugnisse  eingeräumt: 
er  ist  vollständig  unabhängig  in  Sachen  der  Justiz  und 
Verwaltung;  kann  ohne  vorherige  Zustimmung  der  Pforte 
Handels-,  Zoll-  und  die  Fremden  betreffende  Verträge  mit 
auswärtigen  Mächten  schliefsen  und  amtliche  Vertreter  bei 
denselben  bestellen;  er  kann  Anleihen  aufnehmen  ohne  Zu- 
stimmung der  Pforte;  Münzen  prägen,  aber  mit  der  Tugra 
des  Sultans;  den  Stand  der  egyptischen  Armee  bestimmen, 
die  jedoch  die  Fahnen  des  Sultans  führt;  die  Flotte  ver- 
mehren oder  vermindern,  nur  mit  der  Mafsgabe,  dafs  er 
zum  Bau  und  zum  Ankäufe  von  Panzerschiffen  die  Ge- 
nehmigung des  Sultans  bedarf.  Dagegen  zahlt  der  Khedive 
einen  jährlichen  Tribut  von  15000  Beuteln. 

Die  Einräumung  dieser  weitgehenden  Autonomie  hat 
jedoch  die  Pforte  nicht  abgehalten,  im  Jahre  1879  den  Khe- 


11  A.  a.  O.  8.  300. 
'*  A.  a.  O.  S.  306. 
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dive  Ismael  Pascha  abzusetzen,  und  durch  Firman  vom 

2.  August  1879  die  Befugnis  zur  Aufnahme  von  Anleihen 
und  zum  Abschlüsse  von  Staatsvertrftgen  unter  die  Kon- 
trolle der  Pforte  zu  stellen 18.  Ebenso  wurde  bei  dem 
letzten  Regierungswechsel  durch  den  Investiturfirman  des 
Sultans  für  den  neuen  Herrscher  der  Territorialbestand 
Egyptens  einzelnen  Veränderungen  zu  Gunsten  der  Türkei 
unterzogen. 

Die  Bildung  der  türkischen  Vasallenstaaten  mit  Aus- 
nahme der  Insel  Samos  ist  eine  ziemlich  gleichartige.  Zu- 
nächst wird  das  Gebiet,  zum  Teil  mit  Hilfe  fremder  Mächte, 
thatsächlich  von  der  türkischen  Herrschaft  befreit.  Die 
Folge  davon  ist  die  Begründung  einer  eigenen,  nicht  von 
der  Pforte  eingesetzten  Regierung,  die,  sobald  sie  über  das 
rein  provisorische  Stadium  hinaus  ist,  einen  monarchischen 
Charakter  annimmt.  Erst  nachdem  thatsächlich  die  türkische 
Herrschaft  erloschen  und  das  betreffende  Gebiet  staatlich 
konstituiert  ist,  verpflichtet  sich  die  Pforte  in  Verträgen 
mit  fremden  Mächten,  unter  bestimmten  Bedingungen  die 
innere  staatliche  Unabhängigkeit  des  Gebietes  anzuerkennen. 
Damit  erhalten  die  neuen  Staatswesen  eine  völkerrechtliche 
Garantie  ihrer  bereits  thatsächlich  errungenen  Selbst- 
ständigkeit. 

Nach  Auffassung  der  Pforte  beruht  die  Selbständig- 
keit der  Vasallenstaaten  auf  den  von  dem  Sultan  in  Er- 
füllung der  vertragsmäfsigen  Verpflichtung  erlassenen  Akten 
oder,  wo  Verträge  nicht  vorliegen,  wie  bei  Samos,  auf 
dessen  völkerrechtlich  nicht  gebundener  Anordnung.  Diese 
Akte  des  Sultans  sind  die  Firmans  zur  Belehnung  der  Va- 
sallenfürsten. Soweit  das  Rechtsverhältnis  bereits  in  dem 
Vertrage  erschöpfend  bestimmt  ist,  wie  für  die  europäischen 
Vasallenstaaten,  hat  der  Firrnan  eine  mehr  formelle  Be- 
deutung. Im  übrigen  bestimmt  er  aber  selbst  das  Rechts- 

13  Vgl.  Th.  E.  Holland,  The  European  Coucert  iu  the  Eastern 
Qnestiou,  Oxford  1885,  8.  125. 
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Verhältnis  und  das  Mals  der  Selbstständigkeit.  Nach  der 
offiziellen  Auffassung  der  Pforte  sind  daher  die  Vasallen- 
staaten nichts  anderes  als  privilegierte  Provinzen,  deren  Or- 
gane alle  Befugnisse  nur  kraft  Firmans  des  Grofsherren  be- 
sitzen. 

Diese  Auffassung  ist  vollständig  gerechtfertigt  für  die 
Insel  Samos.  Ihre  Selbständigkeit  entbehrt  jeder  völker- 
rechtlichen Garantie,  und  in  ihr  Verhältnis  zur  Pforte 
würden  sich  die  Grofsmächte  nur  mit  demselben  Rechte 
einmischcn  können,  mit  dem  sie  überhaupt  die  gesamte 
innere  Verwaltung  der  Türkei  ihrer  Kontrolle  unterwerfen. 
Die  Insel  Samos  war  aber  ferner  niemals  fähig,  dauernd 
ihre  Unabhängigkeit  von  der  Pforte  zu  erkämpfen  oder  zu 
behaupten  und  damit  als  Staat  ins  Leben  zu  treten.  Ihre 
ganze  Selbständigkeit  beruht  auf  der  Verleihung  der  Pforte 
und  könnte  an  sich  jederzeit  wieder  zurückgezogen  werden. 
Ebenso  ernennt  die  Pforte  den  nicht  erblichen  Fürsten.  Der 
Insel  Samos  fehlt  also  jene  staatliche  Unabhängigkeit,  welche 
dem  Wesen  des  Staates  notwendig  ist.  Sie  kann  daher 
nicht  als  Staat,  sondern  nur  als  eine  mit  einer  gewissen 
Sonderstellung  ausgestattete  Provinz  betrachtet  werden. 

Dagegen  kann  bei  den  übrigen  Vasallenstaaten  nicht 
davon  die  Rede  sein,  dafs  sie  blols  privilegierte  Provinzen 
des  türkischen  Reiches  wären.  Während  noch  der  Friede 
von  Adrianopel  von  einer  Souveränetät  der  Pforte  über 
ihre  Vasallenstaaten  spricht,  hat  sich  seit  dem  Pariser 
Frieden  von  1856  statt  dessen  das  Wort  Suzeränetät  ein- 
gebürgert. In  diesem  Wechsel  des  Ausdrucks  liegt  schon 
das  Anerkenntnis,  dafs  die  Pforte  eine  Souveränetät  über 
die  Gebiete  ihrer  Vasallenstaaten  nicht  mehr  hat,  diese  also 
nicht  türkische  Provinzen  sind.  Es  fragt  sich  nun,  worin 
das  Wesen  dieses  neuen  völkerrechtlichen  Institutes  der 
Suzeränetät  besteht. 

Der  offiziellen  türkischen  Auffassung,  welche  die  Suze- 
ränetät mit  der  Souveränetät  identificiert,  steht  vor  allen 
Dingen  entgegen,  dafs  die  Selbständigkeit  der  Vasallen- 
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Staaten  historisch  gar  nicht  ein  von  der  Pforte  abgeleitetes 
Recht  ist.  Die  Vasallenstaaten  entstehen  wie  andere  Staats- 
gebilde nicht  als  Rechtsprodukte,  sondern  unter  Durch- 
brechung der  bestehenden  Rechtsordnung  als  historische 
Thatsachen.  Die  von  der  Pforte  durch  die  Firmans  ge- 
währte Anerkennung  giebt  ihnen  nichts,  was  sie  nicht  be- 
reits besäfsen.  Wenn  die  Pforte  den  Firman  nicht  erläfst, 
so  wird  das  Gebiet  des  Vasallenstaates  nicht  etwa  wieder 
zur  einfachen  nicht  privilegierten  Provinz  des  türkischen 
Reiches,  wie  es  nach  der  Auffassung  der  Pforte  von  der 
konstitutiven  Bedeutung  des  Firmans  der  Fall  sein  müfste, 
sondern  es  ist  dies  eine  für  die  weitere  Existenz  des  Va- 
sallenstaates vollständig  gleichgültige  Thatsache.  Seit  Jahren 
bestand  daher  das  Fürstentum  Bulgarien  weiter,  ohne  dafs 
der  Fürst  einen  Investiturhrman  von  der  Pforte  erhalten 
hätte.  Daraus  ergiebt  sich,  dafs  die  Vasallenstaaten  wie 
jeder  Staat  kraft  eigenen  Rechtes  und  nicht  kraft  türkischer 
Verleihung  ihre  staatlichen  Hoheitsrechte  besitzen.  Die 
türkischen  Firmans  haben  daher,  soweit  das  Mafs  der 
Selbständigkeit  des  Vasallenstaates  bereits  anderweit  fest- 
steht, nur  eine  formale  Bedeutung;  soweit  dagegen  bezüg- 
lich des  Maises  der  Selbständigkeit  ein  gewisser  Spiel- 
raum vorhanden  ist,  bestimmen  sie  dieselbe  innerhalb  des 
gegebenen  Rahmens.  Ersteres  ist  der  Fall  bei  den 
europäischen  Vasallenstaaten  der  Türkei,  letzteres  bei 
Egypten. 

Aber  die  neue  Staatsbildung,  welche  unabhängig  von 
dem  Willen  der  Pforte  entstanden  ist,  hat  sich  keineswegs 
sofort  in  den  Besitz  aller  staatlichen  Befugnisse  setzen 
könen.  Egypten  ist  sogar  in  seinen  inneren  Angelegenheiten, 
wie  Heerwesen,  Marine,  Münze,  mannigfaltig  beschränkt 
Allen  Vasallenstaaten  fehlt  aber  das  Recht  der  völkerrecht- 
lichen V ertretung  nach  aufsen , ihre  staatliche  Persönlich- 
keit wird  in  dieser  Beziehung  noch  gedeckt  durch  die 
Pforte.  Nur  die  Zulässigkeit  des  Abschlusses  von  Handels- 
und ähnlichen  Verträgen  mit  fremden  Mächten  ist  nach  an- 
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länglichem  Widerstreben  von  der  Pforte  den  Vasallenstaaten 
zugestanden,  für  Egy  pten  sogar  ausdrücklich  in  dem  Firman 
von  1873. 

Während  bei  dem  Protektorate  der  abhängige  Staat 
rechtlich  im  Besitze  der  vollen  Souveränetät  ist  und  nur 
einzelne  Befugnisse  der  Schutzmacht  zur  Ausübung  über- 
trägt, sind  bei  der  Suzeränetät  die  Hechte  der  Schutzmacht 
keineswegs  vom  Schutzstaate  abgeleitete,  sondern  ursprüng- 
liche, die  der  abhängige  Staat  niemals  besessen  hat.  Andrer- 
seits sind  auch  die  staatlichen  Rechte  des  Vasallenstaates 
keineswegs  von  der  suzeränen  Macht  delegierte,  was  die 
äufsere  Form  des  Investiturlirmans  vermuten  lassen  könnte, 
sondern  eigene,  ursprüngliche.  Die  an  sich  einheitliche 
Staatsgewalt  ist  unter  verschiedene  Träger  gespalten.  Die 
Souveränetät  als  eine  wesentliche  Eigenschaft  des  Staates 
ist  allerdings  unteilbar,  da  die  Unabhängigkeit  der  Herr- 
schaft die  Unbesehränkbarkeit  in  sich  trägt.  Aber  diesem 
Begriffe  liegt  der  Einheitsstaat,  der  alle  staatlichen  Rechte 
in  sich  vereinigt,  zu  Grunde.  Ist  die  einheitliche  Staats- 
gewalt unter  zwei  selbständige  Träger  gespalten,  so  steht 
die  Souveränetät  keinem  von  ihnen  allein , sondern  nur 
beiden  in  ihrem  Zusammenschlüsse  zu  einer  vollen  Staats- 
gewalt zu.  Wenn  der  Vasallenstaat  auch  als  Staat  be- 
zeichnet wird,  so  ist  er  es  doch  nur  in  seiner  Verbindung 
mit  der  suzeränen  Macht.  Dafs  andrerseits  dieser  über  das 
Gebiet  des  Vasallenstaates  nicht  allein  die  Fülle  der  Staats- 
gewalt zusteht , findet  äufserlich  seinen  Ausdruck  darin, 
dafs  ihr  nicht  die  Souveränetät,  sondern  nur  die  Suzeräne- 
tät beigelegt  wird. 

Das  Verhältnis  der  suzeränen  Macht  zu  dem  Vasallen- 
staate ist  zwar  durch  dritte  Mächte  völkerrechtlich  garan- 
tiert, aber  es  ist  selbst  kein  völkerrechtliches,  sondern  ein 
staatsrechtliches.  Das  Charakteristische  dieses  staatsrecht- 
lichen Verhältnisses  ist  es,  dafs  jedes  Mittel  der  Verbindung 
zwischen  den  beiden  Staatsgewalten  fehlt.  Tlmtsächlich 
entsteht  daher  vielfach  der  Eindruck,  als  sei  der  Vasallen- 
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Staat  ein  völlig  unabhängiges  Staatswesen.  Eine  Rück- 
wirkung hiervon  auf  die  rechtliche  Stellung  des  Vasallen- 
staates ist  nicht  ganz  zu  leugnen.  Die  Kriege,  die  der 
Vasallenstaat  mit  der  suzeränen  Macht  führt,  werden  als 
völkerrechtliche  Kriege,  nicht  als  Rebellionen  oder  Bürger- 
kriege betrachtet.  Ja  zwischen  der  Türkei  und  Serbien 
wurde  sogar  1877  unter  Fortdauer  des  Vasallitätsverhält- 
nisses  ein  förmlicher  Frieden  geschlossen  u. 

Im  Gegensätze  zum  Protektorate  trägt  daher  die 
Suzeränetät  die  politische  Tendenz  in  sich,  zur  vollen  Un- 
abhängigkeit des  Vasallenstaates  sich  zu  entwickeln.  Der 
letztere,  der  nicht  durch  Rechtsakte,  sondern  unter  Aner- 
kennung der  historischen  Thatsachen  entstanden  ist,  hat 
das  Bestreben,  das  schwache  Band,  das  ihn  noch  mit  der 
suzeränen  Macht  verknüpft,  zu  zerschneiden  und  die  volle 
staatliche  Unabhängigkeit  zu  erlangen.  Die  Suzeränetät 
ist  daher  ein  Übergangsstadium,  in  dem  das  neue  Staats- 
wesen zunächst  nur  seine  inneren  Verhältnisse  konsolidiert, 
ehe  es  in  den  Kreis  der  europäischen  Staaten  als  gleich- 
berechtigtes Mitglied  eintritt. 

Ein  Element  des  orientalischen  Rechtes  bildet  bei  diesem 
Rechtsverhältnisse  die  den  türkischen  Vasallenstaaten  regel- 
mäfsig  auferlegte  Verpflichtung  zur  Zahlung  eines  jährlichen 
Tributes.  Die  Tributzahlung  an  sich  läfst  jedoch,  wie 
nach  den  Tributzahlungen  europäischer  Staaten  an  die 
Barbaresken  im  heutigen  Völkerrechte  allgemein  ange- 
nommen wird,  die  staatliche  Unabhängigkeit  unberührt. 
Auch  bei  der  Suzeränetät  ist  der  Tribut  rein  accessorischer 
Natur,  das  Verhältnis  selbst  würde  genau  dasselbe  bleiben, 
wenn  in  einem  Falle  einmal  der  Tribut  fortflele. 

Wort  und  Begriff  der  Suzeränetät  .beschränkt  sich  im 
allgemeinen  auf  das  Verhältnis  der  Türkei  zu  ihren  Va- 
sallenstaaten. Aufserhalb  dieses  Kreises  taucht  das  Wort 
Suzeränetät  nur  vereinzelt  auf,  so  z.  B.  in  Schutzverträgen 

14  Aegidi  und  Klauhold,  Staatsarchiv  Bd.  32,  S.  113. 
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Frankreichs  mit  afrikanischen  Stämmen,  besonders  aber  in 
dem  Verhältnisse  zwischen  England  und  Transvaal. 

Der  früher  selbständige  Staat  Transvaal  hatte  sich 
nach  seiner  vorübergehenden  Einverleibung  in  den  eng- 
lischen Kolonialbesitz  seine  Unabhängigkeit  thatsächlich 
wieder  erkämpft.  Demnächst  kam  zwischen  beiden  der 
Friedensvertrag  vom  3.  August  1881  l&  zu  stände,  ln  dem- 
selben wird  die  Wiederherstellung  der  Autonomie  von 
Transvaal  anerkannt.  England  ist  jedoch  die  suzeräne 
Macht  und  entsendet  als  ihren  Vertreter  einen  Residenten. 
Es  behält  sich  die  Kontrolle  der  auswärtigen  Beziehungen 
Transvaals  einschließlich  des  Abschlusses  von  Verträgen 
und  der  Verhandlungen  mit  fremden  Mächten  vor.  Aufser- 
dem  wird  England  eine  weitgehende  Einwirkung  zum 
Schutze  der  Eingeborenen  eingeräumt,  insbesondere  be- 
dürfen Gesetze,  welche  deren  Lage  betreffen,  der  englischen 
Genehmigung.  Im  übrigen  enthält  der  Friedensvertrag 
Grenz-,  Entschädigungs-  und  ähnliche  Bestimmungen,  die 
für  das  Abhängigkeitsverhältnis  Transvaals  von  England 
ohne  Interesse  sind. 

Die  Bezeichnung  des  Verhältnisses  als  Suzeränetät  ist 
zunächst  gleichgültig,  da  es  durch  den  Vertrag  selbst  seine 
nähere  Bestimmung  erhält.  Hiernach  ist  aber  gar  nicht 
ein  der  Stellung  der  türkischen  Vasallenstaaten  analoges 
staatsrechtliches , sondern  ein  völkerrechtliches  Verhältnis 
begründet  worden.  Transvaal  hatte  seine  volle  Unabhängig- 
keit wieder  erkämpft  und  war  dadurch  wieder  in  den 
Vollbesitz  seiner  staatlichen  Souveränetät  nach  innen  und 
nach  aufsen  gelangt.  Das  Anerkenntnis  dieser  Thatsache 
liegt  darin , dafs  England  mit  Transvaal  einen  förmlichen 
Friedensvertrag  schlofs.  Hiernach  behält  sich  England 
keineswegs  einzelne  Rechte  der  Staatsgewalt  Uber  das  von 
ihm  bisher  beherrschte  Gebiet  vor.  Von  der  der  Suzeränetät 
eigentümlichen  Spaltung  der  Staatsgewalt  unter  zwei  ver- 

15  Aegidi  und  Klauhold,  Staatsarchiv  Ild.  40,  S.  193  ff. 
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schiedene  Träger  ist  nicht  die  Rede.  Vielmehr  unterwirft 
Transvaal  nur  die  Ausübung  seiner  staatlichen  Rechte  nach 
gewissen  Richtungen  hin , nämlich  bezüglich  des  Verhält- 
nisses zu  den  auswärtigen  Mächten  und  zu  den  Eingeborenen 
der  englischen  Kontrolle.  Das  ist  aber  keine  Suzeränetät, 
sondern  ein  Protektorat  und  sogar  ein  sehr  abgeschwächtes, 
da  England  nicht  einfach  vertragsmäfsig  die  auswärtige 
Vertretung  Transvaals  übernimmt,  sondern  nur  seine  aus- 
wärtigen Beziehungen  kontrolliert,  insbesondere  die  Aus- 
übung des  aktiven  und  passiven  Gesandtschaftsrechtes  durch 
Transvaal  selbst  unberührt  läfst. 

Das  als  Suzeränetät  bezeichnete  Protektoratsverhältnis 
Transvaals  zu  England  hat  jedoch  aufgehört  infolge  des 
Vertrages  vom  27.  Februar  1884 ,8,  dessen  Vereinbarungen 
nach  ausdrücklicher  Bestimmung  an  die  Stelle  derjenigen 
von  1881  getreten  sind.  Nach  diesem  neuen  Vertrage, 
der  dem  Transvaalstaate  wieder  die  Bezeichnung  als  Süd- 
afrikanische Republik  zugesteht,  ist  als  einziger  Rest  des 
früheren  Verhältnisses  die  Bestimmung  übrig  geblieben, 
dafs  die  Republik  mit  anderen  Staaten  aufser  dem  Orange- 
Freistaate  und  mit  Stämmen  aufserhalb  ihrer  Grenzen  nur  mit 
Genehmigung  der  Königin  von  England  Verträge  schliefsen 
darf.  Die  Genehmigung  wird  Tür  erteilt  erachtet,  wenn  die  eng- 
lische Regierung  nicht  innerhalb  von  sechs  Monaten  nach 
Mitteilung  des  Vertrages  gegen  denselben  Einspruch  er- 
hebt. Die  Südafrikanische  Republik  hat  sich  also  ver- 
tragsmäfsig zu  Gunsten  Englands  beim  Abschlüsse  inter- 
nationaler Verträge  gewissen  Beschränkungen  unterworfen. 
Dieselben  machen  aber  nicht  mehr  dasjenige  Mafs  von 
Abhängigkeit  aus,  das  man  unter  einem  Protektorate,  ge- 
schweige denn  unter  der  Suzeränetät  versteht 17 . 

19  A.  a.  O.  Bd.  44,  S.  371. 

17  V(pl.  auch  die  wesentlich  übereinstimmenden  Ausführungen  bei 
Kosin,  Die  völkerrechtliche  Stellung  der  Südafrikanischen  Kepublik  in  der 
deutschen  Juristenzeitung,  Hd.  1 (1896),  S.  61  ff.  und  Heilborn,  L’Anglc- 
terre  et  Ie  Transvaal  in  der  Revue  General  de  Droit  International  Public, 
vol.  III  (Paris  1896),  S.  26  ff.,  166  ff. 
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Die  unvollkommene  Inkorporation. 


In  einer  Reihe  von  Fällen  tritt  ein  Gebiet  als  beson- 
deres Staatswesen  mit  einem  anderen  in  Verbindung,  ohne 
dafs  eine  vollständige  Einverleibung  oder  ein  Koordinations- 
verhältnis zwischen  zwei  Staaten  stattfände.  Man  kann 
hier  von  einer  unvollkommenen  Inkorporation  sprechen. 
Es  kommen  dabei  hauptsächlich  folgende  Fälle  in  Betracht. 

1.  Rufsland  und  Finnland1. 

Bis  zum  Jahre  1809  bildete  Finnland,  obgleich  zum 
gröfsten  Teil  von  einer  nicht  schwedischen,  sondern  fin- 
nischen Bevölkerung  bewohnt  und  geographisch  von  Schweden 
getrennt,  rechtlich  nur  eine  schwedische  Landschaft,  aber 
keinen  besonderen  Staat.  Allerdings  wurden  1721  und  1743 
die  südöstlichen  Teile  Finnlands  an  Rufsland  abgetreten, 
aber  die  übrigen  Gebiete  blieben  in  ihrem  bisherigen  Ver- 
hältnisse zu  Schweden.  Im  Jahre  1808  wurde  jedoch  das 
ganze  Land  von  den  Russen  besetzt,  und  die  schwedische 
Armee  zum  Rückzüge  gezwungen.  Die  anfängliche  Absicht, 
Finnland  einfach  dem  russischen  Staate  einzuverleiben, 
wurde  nicht  verwirklicht,  da  es  dem  Kaiser  Alexander  I. 


1 Vgl.  Mechelin , Staatsrecht  des  Grofsftirstentuins  Fiunland  in 
v.  Marquardsens  Handbuch  Bd.  4,  2,  1,  S.  246  ff.,  Jellinek,  Lehre  von 
den  Staatenverbindungen,  S.  70  ff. 
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darauf  ankam,  schon  vor  dem  Friedensschlüsse  mit  Schweden 
sich  zum  rechtlich  anerkannten  Herrscher  von  Finnland  zu 
machen. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  wurde  auf  den  22.  März 
1809  nach  Mafsgabe  der  schwedischen  Reichstagsordnungen 
ein  Landtag  der  finnländischen  Stände  nach  der  Stadt 
Borgo  berufen.  Auf  diesem  Landtage,  den  der  Kaiser  per- 
sönlich als  nunmehriger  Grofsfürst  von  Finnland  eröffnete, 
erliefs  er  eine  besondere  Versicherung  an  die  sämtlichen 
Einwohner  Finnlands.  In  derselben  erklärte  er,  nachdem 
er  das  Grofsfürstentum  Finnland  in  Besitz  genommen,  die 
Religion  und  den  gesamten  Rechtszustand  des  Landes  ge- 
mäfs  der  Constitution  bestätigen  und  befestigen  zu  wollen. 
Darauf  huldigten  die  finnländischen  Stände  nach  dem  für 
die  schwedische  Königshuldigung  geltenden  Ceremoniell 
dem  Kaiser  von  Rufsland  als  Grofsfürsten  von  Finnland. 
Dem  Landtage  wurden  dann  mehrere  Vorlagen  über  die 
neue  Organisation  des  Staatswesens  gemacht.  Bei  dem  am 
18.  Juli  1809  erfolgten  Schlüsse  des  Landtages  bezeichnete 
der  Kaiser  in  einer  französisch  gehaltenen  Rede  das  finnische 
Volk  ausdrücklich  als  „plactS  dösormais  en  rang  des  nations.“ 

Finnland,  bisher  ein  Bestandteil  des  schwedischen 
Staates,  war  also  durch  die  geschilderten  Vorgänge  nicht 
etwa  dem  russischen  Reiche  einverleibt  worden.  Denn  eine 
solche  Einverleibung  hätte  sich,  da  eine  Eroberung  des  ge- 
samten schwedischen  Staates  nicht  erfolgt  war,  nur  auf 
Grund  eines  einzigen  völkerrechtlichen  Erwerbstitels,  nämlich 
eines  zwischen  Rufsland  und  Schweden  abgeschlossenen 
Abtretungsvertrages,  vollziehen  können.  Ein  solcher  war 
aber  nicht  zustande  gekommen.  Vielmehr  konstituierte  sich 
Finnland  unter  Mitwirkung  der  Stände  auf  dem  Landtage 
zu  Borgo  als  besonderer  Staat  unter  dem  russischen  Kaiser 
als  Grofsfürsten.  Erst  nach  diesen  Vorgängen  wurde  am 
17.  September  1809  der  Friede  zwischen  Rufsland  und 
Schweden  abgeschlossen.  Dieser  erkannte  lediglich  den  be- 
stehenden Zustand  an.  Nachdem  in  dem  Friedensvertrage 
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die  neue  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  Finnlands  historisch 
erwähnt  ist,  verzichtet  der  König  von  Schweden  zu  Gunsten 
des  Kaisers  von  Rufsland  auf  alle  Ansprüche  hinsichtlich 
des  von  letzterem  eroberten  Gebietes.  Im  Jahre  1811 
wurden  auch  die  früher  an  Rufsland  abgetretenen  Teile 
Finnlands  als  Provinz  Viborg  wieder  mit  dem  Grofsfürsten- 
tum  vereinigt. 

Das  Verhältnis,  in  welches  Finnland  durch  diese  Vor- 
gänge zu  Rufsland  getreten  ist,  hat  man  als  Personalunion2, 
als  Realunion8  und  als  vollständige  Inkorporation 4 be- 
zeichnet. Thatsächlich  fällt  aber  die  Verbindung  unter 
keinen  dieser  Begriffe. 

Durch  die  geschilderten  historischen  Ereignisse  ist 
nicht  etwa  ein  selbständiges  neues  Subjekt  des  Völker- 
rechtes geschaffen  worden5.  Schweden  selbst  hat  Finnland 
nur  an  Rufsland  abgetreten,  und  kein  anderer  europäischer 
Staat  hat  Finnland  als  solchen  anerkannt.  Es  tritt  daher 
nur  Rufsland , welches  in  internationaler  Beziehung  Finn- 
land deckt,  mit  anderen  Staaten  in  Verkehr.  Völker- 
rechtlich, d.  h.  dritten  Staaten  gegenüber,  ist  also  Finnland 
kein  besonderer  Staat,  sondern  ein  Teil  des  russischen 
Reiches. 

Schon  aus  dieser  Thatsache  ergiebt  sich,  dafs  es  zu 
Rufsland  nicht  blofs  in  dem  Verhältnisse  der  Personalunion 
auf  Grund  einer  zufälligen  Personenidentität  des  russischen 
Kaisers  und  des  finnischen  Grofsfürsten  steht,  sondern  sich 
in  einer  untrennbaren  Rechtsgemeinschaft  mit  Rufsland  be- 
findet. Es  besteht  daher  kein  besonderes  finnisches  Thron- 
folge- und  Regentschaftsrecht,  sondern  der  jeweilige  Ver- 
treter der  russischen  Herrschermacht  regiert  mit  Not- 

8 Gothaer  genealogisches  Taschenbuch  1881,  S.  915. 

s Geffcken  bei  Ileffter,  Völkerrecht  § 20  N.  3;  Mechelin,  Staat*- 
reclit  S.  249. 

4 Jellinek,  Staatenverbindungen  S.  71. 

5 Dies  wird  auch  anerkannt  von  Mechelin  a.  a.  O.  im  Widerspruche 
mit  der  Behauptung,  dafs  eine  blofse  Union  zwischen  zwei  Staaten  vor- 
lieg«. 
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wendigkeit  auch  in  Finnland.  Für  eine  Realunion  fehlt 
aber  die  einer  solchen  wesentliche  Gleichstellung  der  ver- 
bundenen Staatswesen  auf  Grund  völkerrechtlichen  Ver- 
trages, da  Finnland  die  völkerrechtliche  Persönlichkeit 
überhaupt  nicht  besitzt.  Gleichwohl  ist  Finnland  keine 
russische  Provinz,  wie  es  früher  eine  schwedische  war. 
Vielmehr  bildet  es  im  Verhältnisse  zu  Rufsland  einen  be- 
sonderen Staat,  der  nach  Mafsgabe  seiner  eigenen  Ver- 
fassung und  seiner  eigenen  Gesetze  regiert  wird. 

Das  Verhältnis  Finnlands  zu  Rufsland  ist  demnach, 
um  an  ein  bekannteres  Beispiel  anzukuüpfen,  genau  das- 
selbe, wie  dasjenige  Bulgariens  zur  Türkei  sein  würde, 
wenn  der  Sultan  gleichzeitig  Fürst  von  Bulgarien  wäre. 
Denn  in  beiden  Fällen  fehlt  dem  kleineren  Staate  die  selbst- 
ständige internationale  Existenz , er  ist  Staat  nur  gegen- 
über seinen  eigenen  Unterthanen  und  gegenüber  dem  Staate, 
mit  dem  er  verbunden  ist,  während  er  im  internationalen 
Verkehre  von  dem  letzteren  vertreten  wird. 

2.  Rufsland  und  Polen8. 

Der  gröfste  Theil  des  Herzogtums  Warschau  wurde 
durch  die  Wiener  Kongrefsakte  mit  Rufsland  vereinigt. 
Dabei  sicherte  der  Kaiser  von  Rufsland  dem  Lande  eine 
gesonderte  Verwaltung  zu  und  nahm  neben  seinen  anderen 
Titeln  den  eines  Königs  von  Polen  an.  Der  Kaiser  über- 
nahm durch  Manifest  vom  20.  Juni  1815  die  ihm  zu- 
gesprochene Herrschaft  und  versprach  — wozu  er  durch 
die  Wiener  Kongrefsakte  nicht  verpflichtet  war  — , dem 
Lande  eine  besondere  Verfassung  geben  zu  wollen.  Diese 
Verfassung  wurde  am  25.  Dezember  1815  einseitig  vom 
Kaiser  erlassen.  In  § 1 enthielt  sie  die  Bestimmung:  „Das 
Königreich  Polen  ist  auf  ewig  dem  russischen  Kaiserreich 
einverleibt“.  Im  übrigen  besafs  es  ein  besonderes  Mini- 
sterium, eine  besondere  Verwaltung,  in  der  nur  Polen  zu- 
gelassen waren , eine  eigene  Armee  und  einen  eigenen  ge- 
setzgebenden Körper. 

8 Vgl.  Jellinek  a.  a.  O.  8.  71  ff. 

Staats-  u.  Völkerrecht!.  Abhandl.  I.  5.  — Hornhak.  5 
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Auch  dieses  Verhältnis  hat  man  als  Realunion7,  als 
ein  ganz  unregelmäfsiges  und  anomales  Verhältnis8  oder 
als  vollständige  Inkorporation 9 bezeichnet. 

Für  die  Realunion  fehlt  aber  auch  hier  die  vertrags- 
mäfsigo  Verbindung  koordinierter  Staatswesen.  Das  König- 
reich Polen  des  Wiener  Kongresses  hat  niemals  eine  selbst- 
ständige internationale  Existenz  besessen,  sondern  war  und 
blieb  im  Verhältnisse  zu  anderen  Staaten  ein  Teil  des 
russischen  Kaiserreiches,  das  es  in  seinen  internationalen 
Beziehungen  deckte.  Trotzdem  war  Polen  Rufsland  nicht 
vollständig  inkorporiert.  Seine  staatliche  Verfassung  kann 
keineswegs  mit  derjenigen  der  englischen  Kolonien  auf  eine 
Stufe  gestellt  werden ,0.  Denn  bei  ihnen  bleibt  stets  die 
Omnipotenz  des  englischen  Parlaments  Vorbehalten.  Über 
dem  Königreiche  Polen  stand  dagegen  keineswegs  der  ab- 
solute russische  Kaiser,  sondern  dieser  hatte  sich  als  König 
von  Polen  verfassungsmäfsig  beschränkt  und  konnte  rechtlich 
nicht  anders  handeln  als  kraft  dieser  Verfassung.  Wenn 
später  das  absolute  russische  Kaisertum  auch  in  Polen  Platz 
griff,  so  war  dies  kein  in  der  Verfassung  vorgesehener  Zu- 
stand, sondern  die  Folge  des  Bruchs  dieser  Verfassung 
durch  die  polnische  Revolution  von  1830.  Polen  stand  also 
zu  Rufsland  genau  in  demselben  Verhältnisse  wie  Finnland, 
es  war  ein  Staat  ohne  selbstständige  internationale  Existenz. 

3.  Preufsen  und  Lauenburg n. 

Das  Herzogtum  Lauenburg,  welches  durch  den  Wiener 
Kongrefs  dem  Könige  von  Dänemark  als  Entschädigung 
für  Norwegen  und  zwar  als  besonderes,  zum  Deutschen 
Bunde  gehöriges  Staatswesen  überlassen  war,  wurde  durch 

I EugelmRiin,  Staatsrecht  des  Kuss.  Reiches  in  v.  Marquardsens 
Handbuch  IV,  2,  1,  8;  12. 

* Wheaton,  Elements  du  droit  international  lid.  1,  S.  53 ; Phillimore, 
C'ommentaries  Bd.  1,  S.  89. 

* Calvo,  Droit  international  Bd.  1,  S.  151;  Jellinek,  Staatenver- 
bindungen  8.  71  ff. 

10  Jellinek  a.  n.  O.  8.  75. 

II  Vgl.  Bornhak,  1‘reufsisehes  Staatsrecht,  Freiburg  1888  ff.,  Bd.  1, 

S.  222.  * 
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den  Wiener  Frieden  vom  30.  Oktober  1864  von  dem  Könige 
von  Dänemark  an  den  König  von  Preufsen  und  den  Kaiser 
von  Österreich  gemeinsam  abgetreten.  Letzterer  leistete 
jedoch  in  der  Konvention  von  Gastein  vom  14.  August  1865  12 
auf  seine  Mitbesitzrechte  bezüglich  des  Herzogtums  Lauen- 
burg gegen  Zahlung  von  2 500  000  Thaler  Dänisch  Verzicht 
zu  Gunsten  des  Königs  von  Preufsen,  welcher  durch  Patent 
vom  13.  September  1865  von  dem  Lande  Besitz  ergriff. 

Sowohl  der  Wiener  Friede  wie  die  Gasteiner  Kon- 
vention waren  geschlossen  worden  von  dem  Könige  von 
Preufsen  als  solchen.  Damit  war  das  Herzogtum  Lauen- 
burg völkerrechtlich  für  den  preufsischen  Staat  erworben 
und  Teil  von  dessen  Gebiet 18.  Lauenburg  hatte  also 
anderen  Staaten  gegenüber  keine  rechtliche  Existenz  mehr, 
wie  denn  auch  Art.  1 der  Reichsverfassung  unter  den  Staaten 
^Preufsen  mit  Lauenburg“  aufzählt.  Infolge  des  preufsischen 
Verfassungskonflicktes  wurde  jedoch  die  staatsrechtliche 
Einverleibung  Lauenburgs  in  Preufsen  nicht  vorgenommen. 
Vielmehr  blieb  es  in  allen  seinen  inneren  Angelegenheiten 
ein  selbständiges  von  Preufsen  verschiedenes  Staatswesen, 
bis  mit  beiderseitiger  Zustimmung  im  Jahre  1876  die  voll- 
ständige Einverleibung  erfolgte  u. 

Die  unvollständige  Inkorporation  entspricht  insofern 
dem  Verhältnisse  der  Suzeränetät,  als  die  einheitliche 
Staatsgewalt  unter  verschiedene  Träger  gespalten  ist  derart, 
dafs  der  Oberstaat  nach  aufsen  fremden  Mächten  gegenüber, 
der  Unterstaat  im  Innern  die  Staatsgewalt  vertritt.  Aber 
erst  beide  in  ihrer  untrennbaren  Verbindung  machen  den 


12  Aegidi  und  Klauhold,  Staatsarchiv  Bd.  9,  S.  288. 

,s  Der  Ministerpräsident  Graf  Bismarck  behauptete  in  seiner  Rede 
im  Abgeordnetenhause  vom  3.  Februar  1866  — Spemannsche  Ausgabe 
Bd.  2,  8.  240  ff.  — , dafs  der  König  über  das  Herzogtum  frei  verfügen 
und  es  in  Personalunion  zu  Preufsen  setzen  dürfe.  Dem  stand  jedoch 
entgegen,  dafs  das  Herzotum  bereits  für  Preufsen  völkerrechtlich  erworben 
war  und  ihm  demnach  nur  durch  einen  neuen  völkerrechtlichen  Akt 
wieder  entzogen  werden  konnte.  Ein  solcher  ist  aber  nicht  erfolgt  und 
deshalb  kann  von  einer  Personalunion  keine  Rede  sein. 

14  Vgl.  Preufs.  Ges.  vom  23.  Juni  1876  — G.  S.  1876  , 8.  169  — . 
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Staat  an  sich  aus,  erst  beide  zusammen  sind  im  Besitze 
der  staatlichen  Souverünetät.  Von  der  Suzeränetät  unter- 
scheidet sich  die  unvollständige  Inkorporation  nur  dadurch, 
dafs  der  Herrscher  der  beiden  Staaten  derselbe  ist.  Während 
ferner  das  Suzeränetätsverhältnis  die  politische  Tendenz  in 
sich  trägt,  sich  zur  vollständigen  Unabhängigkeit  des  Unter- 
staates zu  entwickeln,  strebt  die  unvollständige  Inkorporation 
dahin,  zu  einer  vollständigen  zu  werden.  Es  geschieht  dies 
entweder  durch  ein  beiderseitiges  Abkommen  wie  bei  Lauen- 
burg oder  durch  gewaltsame  Einverleibung  infolge  einer 
Revolution  wie  bei  Polen  oder  dadurch,  dafs  allmählich  die 
wichtigeren  Verwaltungszweige  des  Unterstaates  mit  der 
Verwaltung  des  Oberstaates  verschmolzen  werden,  wie  dies 
bei  Finnland  angebahnt  ist. 
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Die  Accession. 


Die  Accession  bildet  ein  Rechtsverhältnis,  welches  gegen- 
über einem  Staate  in  dem  ganzen  Umfange  seines  Gebietes 
erst  in  einem  einzigen  Falle,  nämlich  gegenüber  dem  Fürsten- 
tume  Waldeck  durch  Preufsen  durchgeführt  worden  ist. 
Gleichwohl  hat  es  eine  allgemeinere  Bedeutung,  da  nach 
seiner  Natur  seine  weitere  Verbreitung  gegenüber  lebens- 
unfähigen Staatswesen,  die  man  gleichwohl  äufserlich  er- 
halten will,  nicht  ausgeschlossen  erscheint. 

Das  Accessionsverhältnis  wurde  zunächst  durch  Staats- 
vertrag zwischen  Preufsen  und  Waldeck  vom  18.  Juli  1867 
auf  zehn  Jahre  begründet,  demnächst  durch  Vertrag  vom 
24.  November  1877  auf  zehn  Jahre  erneuert  und  endlich 
durch  Vertrag  vom  2.  Mürz  1887  vorbehaltlich  einer  beiden 
Teilen  zustehenden  Kündigung  auf  unbestimmte  Zeit  ver- 
längert. Als  Zweck  des  Verhältnisses  wird  es  in  dem 
zweiten  Vertrage  bezeichnet,  „den  Fürstentümern  Waldeck 
und  Pyrmont  auch  fernerhin  eine  Erleichterung  der  ihnen 
durch  ihre  Zugehörigkeit  zum  Deutschen  Reiche  auferlegten 
Lasten  zu  verschaffen.“ 

Nach  diesen  Verträgen  führt  Preufsen  die  gesamte 
innere  Verwaltung  mit  Ausnahme  derjenigen  des  fürstlichen 
Konsistoriums  als  Oberkirchenbehörde  und  des  Domanial- 
vermögen8.  Die  allgemeine  Verwaltung  wird  namens  des 
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Fürsten  in  Übereinstimmung  mit  der  Verfassung  und  den 
Gesetzen  des  Fürstentums  durch  einen  von  Preufsen  er- 
nannten Landesdirektor  geführt.  Preufsen  bezieht  die  ge- 
samten Landeseinnahmen  und  bestreitet  sämtliche  Landes- 
ausgaben mit  Ausnahme  derjenigen  für  das  Konsistorium 
als  Oberkirchenbehörde.  Der  König  von  Preufsen  übt  be- 
züglich der  inneren  Verwaltung  die  volle  Staatsgewalt,  wie 
sie  dem  Fürsten  verfassungsmäl’sig  zusteht.  Er  kann  ins- 
besondere die  Behörden  nach  seinem  Gutdünken  organi- 
sieren und  die  Zuständigkeit  der  höheren  Instanzen  preufsi- 
schen  Behörden  überweisen.  Dem  Fürsten  bleibt  das  Be- 
gnadigungsrecht und  das  Hecht  der  Zustimmung  zu  Ver- 
fassungsänderungen und  gewöhnlichen  Gesetzen.  Doch  wird 
der  Fürst  von  letzterem  keinen  der  preufsisehen  Verwal- 
tung hinderlichen  Gebrauch  machen.  Desgleichen  ist  dem 
Fürsten  die  Vertretung  des  Staates  nach  aufsen  geblieben, 
die  jedoch  von  dem  Landesdirektor  unter  dessen  Verant- 
wortlichkeit ausgeübt  wird.  Die  waldeckische  Stimme  im 
Bundesrate  führt  Preufsen. 

Rechtlich  ist  hiernach  die  volle  Souveränetät  des  wal- 
deckischen  Staates  unberührt  geblieben.  Diese  ist  keines- 
wegs ein  blofs  formales  Recht,  sondern  die  rechtliche  Un- 
abhängigkeitkann jederzeit  durch  Kündigung  des  Accessions- 
vertrages  wieder  zur  Geltung  gebracht  werden.  Vertrags- 
mäfsig  ist  jedoch  die  Ausübung  fast  der  gesamten  Staats- 
gewalt auf  einen  fremden  Staat  übertragen,  und  dadurch 
politisch  das  Fürstentum  in  eine  Abhängigkeit  von  Preufsen 
versetzt,  die  es  kaum  als  etwas  anderes  erscheinen  läfst 
als  einen  preufsisehen  Verwaltungsbezirk. 
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Jjiin  einheitlicher  Typus  staatlicher  Abhängigkeitsver- 
hältnisse läfst  sich  weder  vom  völkerrechtlichen  noch  vom 
politischen  Standpunkte  gewinnen.  Die  Mannigfaltigkeit 
der  historischen  Thatsaehen  wie  der  politischen  Bedürf- 
nisse hat  die  gröfste  Verschiedenheit  der  Rechtsformen  ent- 
stehen lassen.  Charakteristisch  ist  dabei  der  vielfach  vor- 
handene Widerspruch  des  sprachlichen  Ausdrucks  wie  der 
Rechtsformen  mit  dem  zu  befriedigenden  politischen  Be- 
dürfnisse. Sprache  und  Recht  scheinen  häutig  weniger  da- 
zu bestimmt,  das  wahre  politische  Verhältnis  auszudrücken 
als  es  zu  verdecken. 

So  sind  im  Werden  begriffene  Staaten  wie  die  grofsen 
englischen  Kolonien,  trotzdem  ihr  Verhältnis  der  politischen 
Unabhängigkeit  nahekommt,  rechtlich  durch  vollständige 
Inkorporation  an  das  Mutterland  gebunden.  Bei  der  Pro- 
tektion bezeichnet  man  Herrschaftsgebiete  eines  oder  mehrerer 
Staaten , obgleich  sie  blofs  eine  ausgedehnte  kommunale 
Selbstständigkeit,  aber  nicht  die  wesentlichen  staatlichen 
Eigenschaften  besitzen,  als  Staaten,  um  durch  die  staatliche 
Scheinexistenz  die  Bewohner  mit  ihrem  Schicksale  zu 
versöhnen.  Noch  weiter  gehend,  hält  das  Protektorat  für 
das  abhängige  Gebiet  nicht  nur  den  Namen  des  Staates, 
sondern  auch  sein  rechtliches  Wesen  aufrecht,  um  politisch 
seine  Abhängigkeit  und  seinen  späteren  Untergang  um  so 
sicherer  anzubahnen,  ln  den  Übergangsstadien  der  Suze- 
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ränetät  und  der  unvollkommenen  Inkorporation  endlich 
spaltet  sich  die  begrifflich  einheitliche  Staatsgewalt  unter 
verschiedene  Träger,  einen  gegenüber  anderen  Staaten  und 
einen  gegenüber  den  eigenen  Unterthanen,  die  erst  beide  in 
ihrer  Vereinigung  und  Verbindung  den  Staat  an  sich  und 
dessen  Souveränetät  vertreten.  Diese  Spaltung  hat  jedoch 
die  Tendenz,  wieder  zu  einer  vollen  Konsolidation  der 
Staatsgewalt  in  einem  einheitlichen  Träger  zu  führen.  Nur 
ist  es  bei  der  Suzeränetät  die  abhängige,  bei  der  unvoll- 
kommenen Inkorporation  die  herrschende  Macht,  die  all- 
mählich die  Fülle  der  Staatsgewalt  an  sich  zieht.  Endlich 
die  Accession  verbindet  die  rechtliche  Unabhängigkeit  mit 
einer  der  Einverleibung  nahekommenden  politischen  Ab- 
hängigkeit, läfst  aber  dabei  dem  abhängigen  Staate  die 
rechtliche  Möglichkeit  offen,  durch  Auflösung  der  Accession 
wieder  die  politische  Unabhängigkeit  zurückgewinnen. 

An  die  Stelle  des  ungleichen  Bündnisses,  das  die  staat- 
lichen Abhängigkeitsverhältnisse  des  Altertums,  und  der 
Lehnsabhängigkeit,  das  diejenigen  des  Mittelalters  beherrscht, 
ist  eine  gröfsere  Mannigfaltigkeit  der  politischen  Beziehungen 
und  der  Rechtsformen  getreten,  die  die  ZurUc.kführung  auf 
einen  einheitlichen  Typus  verbietet.  Diese  Thatsaehe  ist 
aber  nur  der  lebendige  Ausdruck  der  vielseitigeren  und 
verschlungeneren  Rechtsbeziehungen,  welche  die  moderne 
Staatenwelt  beherrschen. 


Pierer'ache  Hof  buch druokorei  Stephan  Oeibel  & Co.  in  Altenburg. 
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Vorwort. 


Die  folgende  Abhandlung  stellt  einen  Teil  der  Vor- 
studien dar,  zu  denen  sich  der  Verfasser  bei  der  Beschäf- 
tigung mit  einer  Specialfrage  des  öffentlichen  Rechts  ge- 
nötigt sah.  Auf  Schritt  und  Tritt  machte  sich  die  That- 
sache  bemerklich , dafs  die  grundlegenden  Lehren  des 
letzteren  durchaus  noch  nicht  so  allgemein  gültig  festgestellt 
sind,  um  mit  ihnen  als  fertig  ausgebildeten  Begriffen 
operieren  zu  können.  Der  Versuch,  die  eigenen  Ansichten 
hierüber  in  die  Behandlung  des  Hauptthemas  selbst  einzu- 
flechten, scheiterte,  wie  natürlich,  daran,  dafs  dieses  dann 
viel  zu  sehr  auseinander  gerissen  wurde,  und  es  blieb  daher 
nichts  anderes  übrig,'  als  seine  Erörterung  vorläufig  ganz 
zu  vertagen  und  in  zusammenhängender  Darstellung  erst 
die  Auffassung  jener  zu  entwickeln.  So  ist  zunächst  die 
vorliegende  Studie  über  den  Staat  entstanden,  der  die 
weiterhin  geplanten  Abhandlungen  über  Recht  und  Völker- 
recht baldmöglichst  folgen  sollen. 

Es  mag  bei  dieser  Gelegenheit  noch  eine  Bemerkung 
vorausgeschickt  werden.  Bei  der  engen  Verbindung,  in  der 
die  Gegenstände  der  einzelnen  Dissertationen,  namentlich 
der  ersten  und  zweiten,  zu  einander  stehen,  ist  es  ganz 
unvermeidlich,  dafs  vielfach  auf  Späteres  Bezug  genommen 
wird,  noch  zu  gewinnende  Ergebnisse  als  bereits  feststehend 
behandelt  werden;  insoweit  mufs  auch  der  Verfasser  von 
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dem  althergebrachten  Privilegium  der  Publicisten  (allerdings 
einem  höchst  odiösen !)  Gebrauch  machen,  auf  nicht  aus- 
reichend geklärte  Grundbegriffe  seine  Deduktionen  auf- 
zubauen. Hiernach  ist  es  selbstverständlich,  dafs  manche 
seiner  Schlufsfolgerungen  recht  ungenügend  fundiert  er- 
scheinen und  schon  deshalb  eine  Ablehnung  erfahren  werden. 
Doch  darf  er  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  vielleicht 
die  Hoffnung  aussprechen,  dafs  diese  Zurückweisung  vor- 
läufig noch  eine  bedingte  sein,  nicht  definitiv,  sondern  blofs 
„angebrachtermafsen“  stattfinden  möge. 

Karlsbad,  im  August  1896. 

Dr.  Bruno  Schmidt. 
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I.  Der  Staat  als  Realität. 


§ i. 

Wenn  es  nach  Kirchhoffs  Ausspruch  Aufgabe  jeder 
Naturwissenschaft  ist,  die  in  der  Natur  verkommenden  Er- 
scheinungen vollständig  und  auf  die  einfachste  Weise  zu 
beschreiben,  so  kann  die  nicht  spekulative  Staats- 
betrachtung bis  zu  einem  gewissen  Grade  in  ganz  analoger 
Weise  charakterisiert  werden.  Es  mag  das  vielleicht  sonder- 
bar erscheinen;  wie  und  mit  welchem  Rechte  darf  der  Staat, 
den  man  gemeinhin  für  eine  gedankliche  Abstraktion,  oft 
sogar  eine  blofse  Fiktion  erklärt,  mit  den  Objekten  der 
Naturwissenschaft  in  Vergleich  gebracht  werden?  Dem 
gegenüber  ist  darauf  hinzuweisen , dafs  wir  in  ihm  doch 
jedenfalls  ein  der  Aufsenwelt  angehörendes  und  in  ihr  zu 
beobachtendes  Phänomen  vor  uns  haben.  Die  Behauptung 
der  Realität  des  Staates  wird  mindestens  in  dem  Sinne  un- 
widersprochen bleiben,  nach  welchem  sie  nur  die  Wirklich- 
keit des  Sichereign ens  zum  Ausdruck  bringen,  lediglich 
als  Sammelbezeichnung-  für  „ein  schwer  zu  analysierendes 
Geschehen  innerhalb  der  Beziehungen  von  Menschen“ 1 
dienen  soll. 

Aber  dieses  Zugeständnis  genügt  noch  nicht.  Nicht 
blofs  die  Realität  des  Vorganges,  diejenige  Wirklich- 
keit, welche  man  jeder  Spazierfahrt,  jedem  Schufs,  jedem 
Gewitter 2 zuerkennt,  sondern  geradezu  gegenständliche 

1 Cf.  Jellinek,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte  (1892)  S.  26. 

s Cf.  Jollinek  a.  a.  O.  S.  21. 

Staats-  u.  Völkerrecht!.  Abhand!.  I.  S.  — Schmidt.  1 
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Fakticität,  Eigenexistenz  als  objektiv  gegebener  Naturkörper 
mufs  für  den  Staat  in  Anspruch  genommen  werden. 

Suchen  wir  uns  klar  zu  machen,  unter  welchen  Vor- 
aussetzungen wir  überhaupt  von  einem  selbständig  für  sich 
existierenden  Gegenstand  zu  sprechen  pflegen,  so  ergiebt 
sich,  dafs  dies  überall  dort  der  Fall  ist,  wo  durch  eine  real 
wirkende  Kraft  eine  Mehrzahl  von  ohne  sie  auseinander- 
fallenden Teilen  zu  einer  Einheit  zusammengehalten  wird. 
Die  der  betreffenden  Verbindung  selbst  immanente  vis  con- 
tinendi  ist  es,  welche  die  Summe  der  Einzeldinge  für  uns 
zum  real  bestehenden  Ganzen  werden  läfst.  In  dieser  Weise 
erhalten  wir  als  wirklich  existierende  Einheiten  einerseits 
die  durch  die  allgemeinen  mechanischen  Naturgesetze  der 
Kohüsion,  Adhäsion  etc.  bedingten  Verbindungen,  wie  „Steine, 
Balken,  Häuser,  Schiffe“  u.  dergl. l,  andererseits  die  auf  der 
individuellen  Lebenskraft  beruhenden  tierischen  und  pflanz- 
lichen Organismen. 

Nun  mufs  aber  behauptet  werden,  dafs  aus  ganz  den- 
selben Gründen,  warum  man  diese  beiden  als  reale  Ganze 
anerkennt,  die  gleiche  Qualität  auch  den  Staaten  nicht  vor- 
enthalten werden  darf;  werden  doch  hier  gerade  so  gut 
wie  bei  jenen  real  existierende  Teile,  nämlich  die  einzel- 
nen Staatsbürger,  durch  eine  natürlich-reale  Kraft,  d.  i.  der 
Associationstrieb  2,  unter  einander  verbunden  und  zusammen- 
gehalten. 


1 Durch  die  Wahl  der  römischen  Schulbeispiele  [cf.  1.  30  pr.  D.  de 
usurp.  41,  3]  ist  schon  angedeutet,  dafs  von  dieser  Klasse  sowohl  die  res 
uuitae  wie  compositae  des  corpus  juris  gleichmäfsig  umfafst  werden.  Die 
ganze  Unterscheidung  (bekanntlich  auf  der  stoischen  Lehre  von  der  die 
Körper  beseelenden  einzigen  oder  mehrfachen  ruhend ; cf.  Göppert, 
über  einheitliche,  zusammengesetzte  und  Gesamtsachen,  1871,  S.  23,  32, 
44  etc.)  ist  zweifellos  eine  recht  unglückliche  (vgl.  Göppert  a.  a.  O.  S.  42,  45 
A.  7):  Das  Verbundensein  der  auch  die  res  unita  erst  zusammensetzenden 
Elementarteile  beruht  genau  so  auf  den  allgemeinen  Naturgesetzen  und 
-kräften,  wie  der  Zusammenhalt  einer  von  Menschenhand  gefertigten  res 
composita.  Jede  sich  selbst,  von  innen  heraus  behauptende  körperliche 
Vereinigung  ist  ein  natürliches  Ganze,  wenngleich  sie  als  solches  dem 
Menschen  unter  Umständen  (vgl.  8.  8)  nicht  zum  Bewufstsein  kommt. 

s Über  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Auffassung  des  letzteren  vgl. 
später  8.  13  (f. 
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Allerdings,  Eines,  was  bei  den  oben  genannten  Bei- 
spielen stets  vorhanden  war,  und  vermöge  dessen  die  That- 
sache  des  Verbundenseins  gewissermafsen  immer  mit  Augen 
gesehen  und  mit  Händen  gegriffen  werden  konnte,  die 
körperliche  Berührung  der  Teile,  die  fehlt  hier,  und  das 
gerade  ist  der  Grund,  weshalb  die  Realität  des  Staates  als 
solchen  so  leicht  verkannt  wird.  „Was  man  nicht  tastet, 
steht  uns  meilenfern!“ 

Wie  wenig  Gewicht  aber  auf  diesen  Umstand  zu  legen 
ist,  wie  weder  das  Vorhandensein  desselben  zur  Hervor- 
bringung einer  Einheit  genügt,  noch  sein  Nichtvorhanden- 
sein die  Möglichkeit  der  letzteren  ausschliefst,  das  ergiebt 
sich  aus  folgenden  zwei  Beispielen.  Ein  Haufen  von  über 
einander  geschichteten  Ziegelsteinen  wird  sicher  von  nie- 
mandem trotz  der  hier  in  der  Tliat  gegebenen  körperlichen 
Berührung  der  einzelnen  Steine  für  ein  reales  Ganze  ge- 
halten werden,  und  zwar  deshalb,  weil  die  sie  zusammen- 
haltende Kraft,  die  Schwerkraft  der  Erde,  keine  der  Ver- 
bindung selbst  eigentümliche,  sondern  eine  von  aufsen  an 
sie  herantretende  und  auf  sie  einwirkende  ist.  Lediglich  in 
dem  accessorischen  Charakter  derselben  liegt  das  Moment, 
das  uns  hier  nicht  zu  einer  die  Isolierung  der  Teile  über- 
windenden Zusammenfassung  zur  selbständigen  Einheit 
kommen  läfst;  die  einzelnen  Steine  bleiben  ausschliefslich 
das,  was  sie  vor  ihrer  Verbindung  waren,  d.  h.  besondere 
für  sich  existierende  Sachen , werden  nicht  zu  Teilen  eines 
sich  aus  ihnen  zusammensetzenden  Ganzen.  Auf  der  andern 
Seite  wieder  ist  das  Planetensystem,  dessen  Bestandteile 
durch  weite  Fernen  von  einander  getrennt  sind,  von  jeher 
als  in  sich  abgeschlossene,  Bewegung  der  Teile  mit  Ruhe 
des  Ganzen  verbindende  Einheit  aufgefafst  worden  '. 


1 Wenn  im  Gegensatz  hierzu  Lingg  (Empirische  Untersuchungen  zur 
allgemeinen  Staatslehre,  1890,  S.  78  a.  E.)  erklärt,  in  Wahrheit  sei  das- 
selbe nichts  anderes  als  die  Summe  der  Einzelkörper,  so  ist  das  ebenso 
falsch,  als  wollte  man,  was  er  doch  selbst  zurückweist  (a.  a.  O.  S.  89), 
eine  entsprechende  Behauptung  von  der  Pflanze  aufstellen.  Ganz  wie 
letztere  iRt  auch  jenes  das  thatsächliche  Verbnndensein,  d.  h. 
eben  weit  mehr  als  die  blofse  S n m m e der  Teile. 

1* 
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Nach  alledem  kann  ftir  den  Begriff  der  letzteren  in 
keiner  Weise  körperliche  Berührung  der  Teile,  sondern 
einzig  und  allein  die  Ursache,  auf  welche  jene  selbst  da, 
wo  sie  vorhanden  ist,  erst  als  einzelne  Wirkung  und  Folge- 
erscheinung zurüekgeht,  wesentlich  sein,  und  das  ist  eben 
stets  die  der  Verbindung  selbst  innewohnende  und  sie  in 
sich  zusammeuhaltende  Kraft.  Diese  selbst  besitzt  aber 
beispielsweise  bei  der  organischen  Einheit  des  Menschen 
oder  der  mechanischen  des  Steins  ftlr  sich  allein  eine  sicht- 
bare Existenz  ebensowenig,  wie  dies  beim  Sternensystem 
der  Fall  ist,  kann  vielmehr  hier  wie  dort  — und  zwar 
beidemal  mit  gleicher  Sicherheit  — nur  aus  ihren  in  der 
Aufsenwelt  hervortretenden  Wirkungen  erschlossen  werden. 
Genau  so  liegt  aber  die  Sache  auch  bei  der  Verbindung 
der  Menschen  zum  Staat,  insofern  als  wir  hier  gleichfalls 
an  einem  bestimmten  Sichverhalten  der  Teile  erkennen,  dals 
zwischen  ihnen  vermöge  Naturgesetzes  eine  real  wirkende 
Kraft  obwaltet  und  sic  zu  einander  zieht.  Wenn  das  ent- 
stehende Gesamtbild  in  diesem  Falle  genauer  specialisiert 
sich  darstcllt  als  das  harmonisch  übereinstimmende  Han- 
deln Vernunft-  und  willensbegabter  Wesen,  so  schliefst  das 
noch  keineswegs  die  Anwendung  des  natürlich-realen  Ein- 
heitsbegriffes seinem  Grundgedanken  nach  aus;  vielmehr 
wird  dadurch  nur  soviel  bewiesen,  dafs  wir  im  Staat  nicht 
ein  totmechanisches  Verbundensein,  sondern,  was  im  nächsten 
Abschnitt  weiter  auszuführen  sein  wird,  einen  Specialfall 
des  lebendige  Aktivität  entwickelnden  Ganzen  zu  erkennen 
haben. 

Dafs  man  für  die  Annahme  eines  solchen  nicht  etwa 
den  Nachweis  einer  Existenz  des  Staates  als  völlig  selb- 
ständigen, d.  h.  von  seinen  Bestandteilen  losgelösten  Wesens 
verlangen  darf,  das  darzuthun  genügt  schon  die  Thatsache, 
dafs  überhaupt  bei  keiner  Einheit  die  Realität  des  Ganzen 
etwas  anderes  als  die  besonders  qualificierte  Realität  der 
Teile  ist.  Niemals  können  beide  gleichzeitig  neben  einander 
als  selbständige  Dinge  bestehen,  sondern  jedes  von  ihnen 
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nur  in  und  mit  dem  zweiten  *.  Trotzdem  spricht  man  für 
gewöhnlich  unbedenklich  dem  einen  wie  dem  andern  wahre 
Realität  zu.  So  wird  z.  B.  niemand  zögern,  auch  die  Hand 
eines  lebenden  Menschen  als  wirklich  existierend  anzuer- 
kennen. Wenn  einschränkend  hinzugefligt  wird,  vorläufig, 
bis  zu  einer  etwaigen  Abtrennung,  existiere  dieselbe  nicht 
als  eigener  Gegenstand,  sondern  blofs  als  unselbständiger 
Teil  des  Gesamtorganismus,  so  ist  dem  gewifs  beizustimmen ; 
es  ist  aber  alsdann  in  derselben  Weise  auch  der  andere 
Satz  aufzustellen,  dafs  erfahrungsgemäfs  der  Mensch  gleich- 
falls nie  atomistisch  vereinzelt,  sondern  nur  eingegiiedert  in 
den  Socialorganismus  des  Staates  vorkommt. 

Man  mufs  eben  hierbei  stets  im  Auge  behalten,  dafs, 
indem  man  das  Ganze  wie  die  Teile  gleichzeitig  als  Reali- 
täten gelten  läfst,  beidemal  ein  und  dasselbe  gemeint  und 
nur  bei  dessen  Betrachtung  von  verschiedenen  Punkten  aus- 
gegangen wird : stellt  man  die  letzteren  als  faktisch  existie- 
rende Dinge  in  den  Vordergrund,  dann  besteht  die  Realität 
des  ersteren  nur  in  der  Thatsache  des  Verbundenseins  jener ; 
geht  man  dagegen  umgekehrt  von  diesem  aus,  dann  sind 
wieder  die  Teile  nicht  selbständig  für  sich  existierende 
Gegenstände,  sondern  besitzen  nur  insofern  Realität,  als  sie 
an  der  des  Ganzen  participieren,  dieses  als  in  unterscheid- 
bare Stücke  zerfallend  erfafst  wird. 

Beide  Betrachtungsweisen  sind  überall  gleich  möglich 
und  richtig.  Es  ist  für  jede  natürliche  Einheit  genau  das- 
selbe, ob  ich  mir  erst  die  Teile  vorstelle  und  dann  zum 
Bewulstsein  bringe,  dafs  sie  durch  eine  von  innen  heraus 
wirkende  Kraft  zusammengehalten  werden,  oder  ob  ich  zu- 
nächst das  Ganze  als  Individuum  auffasse,  im  Verfolg  aber 
darüber  klar  werde,  dafs  in  ihm  die  verschiedenartigsten 
Elemente  enthalten  sind.  Nur  mufs  sich  für  uns,  je  nach- 
dem unter  diesen  körperliche  Berührung  stattfindet  oder 

1 Vgl.  hiemi  Hüne],  Deutsches  Staatsrecht  I (1892)  S.  100  A.  4. 
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nicht,  aus  leicht  begreiflichen  Gründen  bald  das  Ganze, 
bald  der  Teil  in  den  Vordergrund  drängen,  dergestalt,  dafs 
immer  die  eine  Betrachtungsweise  mehr  der  unmittelbaren 
Anschauung,  die  andere  erst  der  Reflexion  zu  entspringen 
scheint.  Deshalb  bleibt  es  aber  nicht  weniger  wahr,  dafs 
stets  auch  die  zweite  eine  aus  der  Wirklichkeit  geschöpftet 
sie  vollständig  wiedergebende  und  ihr  genau  entsprechende 
Vorstellung  ist.  Wie  man  über  der  Realität  des  Menschen 
nicht  übersehen  darf,  dafs  auch  seine  Hand  schon  jetzt 
wirkliche  Existenz  besitzt  (denn  sonst  würde  ja  eine  Ampu- 
tation als  Producierung  von  Materie,  Schaffung  eines  Gegen- 
standes aus  dem  Nichts  erscheinen),  so  verhält  es  sich  auch, 
nur  nach  der  entgegengesetzten  Richtung  hin , mit  dem 
Staat.  Die  Wirklichkeit  des  letzteren  leugnen  heifst  that- 
sächlich  nichts  anderes,  als  in  des  Wortes  eigentlichster 
Bedeutung  den  Wald  vor  Bäumen  nicht  sehen  *. 

Zum  Schlüsse  dieses  Abschnittes  noch  ein  paar  Worte 
über  das  logische  Gegenstück  der  bisher  betrachteten  realen 
Einheiten,  das  sind  die  blofs  gedachten,  fingierten.  Wäh- 
rend bei  den  ersteren  immer  ein  thatsächiiches  Verbunden- 
sein von  Teilen  vorlag,  besteht  das  Wesen  dieser  darin, 
dafs  eine  Mehrheit  von  Gegenständen  durch  ein  rein 
geistiges,  nur  in  der  Vorstellung  des  Menschen  existierendes 
Band  zusammengehalten  wird.  Für  die  Wissenschaft  ohne 
jedes  Interesse,  so  lange  es  sich  dabei  nur  um  willkürlich 
vom  Einzelindividuum  vorgenommene  Zusammenfassungen 
handelt,  erlangt  doch  die  Verbindung  zur  gedanklich-sub- 
jektiven Einheit  um  deswillen  allgemeine  Bedeutung,  weil 


■ 1 Hiermit  sachlich  übereinstimmend  Holder  (in  seiner  Kritik  zu 
Pierlings  Juristischer  Prinzipienlehre:  Kritische  Vierteljahrsschrift  8.  Folge 
I S.  47),  der  gleichfalls  den  Staat  als  wirklich  existierend  anerkennt,  „aber 
nicht  neben  den  Rechtsgenossen  und  aufserhalb  der  Rechts  genossen,  son- 
dern als  die  durch  sie  gebildete  und  sie  umfassende  Gemeinschaft“  [vgl. 
hierzu  auch  Fricker,  Vom  Staatsgebiet  (1867)  S.  17;  Thon,  Rechtsnorm 
und  subjektives  Recht  (1878)  S.  111  u.  a.  m.].  Beiläufig  mag  noch  daran 
erinnert  werden,  dafs  auf  einem  andern  Rechtsgehiet  von  jeher  unbean- 
standet, von  der  „Sichtbaren  Kirche“  gesprochen  worden  ist 
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sie  unter  bestimmten  Voraussetzungen  generell,  regelmäfsig 
von  den  Menschen  vollzogen  wird. 

Als  erstes,  wenn  auch  keineswegs  ausschliefsliches 1 
Einigungsprincip  kommt  nun  hier  bekanntlich  der  einheit- 
liche Zweck  in  Frage.  Auf  Grund  der  gemeinsamen  Be- 
stimmung, der  eine  Mehrzahl  von  körperlich  getrennten 
Sachen  zu  dienen  hat,  gelangen  wir  zur  Auffassung  der- 
selben als  einer  einzigen,  zum  Begriff  der  Gesamtsache. 
Und  wie  derselbe  Gedanke  nach  der  universitas  facti  weiter- 
hin zu  der  universitas  juris,  zu  der  Annahme  der  Einheit 
des  Vermögens  geführt  hat,  so  kann  er  zweifelsohne  auch 
auf  die  universitas  personarum  in  analoger  Weise  ange- 
wendet, kann  insbesondere  der  Staat  mit  Jellinek2  als 
Zweckeinheit  konstruiert  werden.  Aber  es  darf  das 
nicht  ausschliefslich  geschehen.  Wenn  man  die  Einheit 
desselben  nur  in  der  subjektiven  Vorstellung  des  Menschen 
gegeben  sein  läfst3,  so  heifst  das  im  Grunde  doch  zu- 
gestehen, dafs  sie  wie  jede  blofse  „Denkform“4  in  Wirklich- 
keit nicht  vorhanden  ist;  es  heifst  ein  nach  den  früheren 
Ausführungen  thatsächlich  bestehendes  Band  ignorieren, 
Reales  in  unzulässiger  Weise  hinter  Irrealem  zurück- 
setzen8. 


1 Nicht  oder  wenigstens  nicht  lediglich  auf  die  Zweckidee  geht  es 
z.  B.  zurück,  wenn  man  nach  Art.  54  der  Keichsverfassung  von  der 
deutschen  Handelsmarine  als  von  einer  Einheit  spricht. 

- Vgl.  Gesetz  und  Verordnung  (1887)  S.  192  ft'.;  System  S.  20  ff. 

* Allerdings  gelangt  bei  Jellinek  in  eigentümlicher  Weise  konkur- 
rierend auch  die  Auffassung  als  objektiv  bestehendes  zweckmäfsiges 
Ganze  zur  Andeutung,  eine  Wendung  seines  teleologischen  Gi  undgedankens, 
die  als  formell  nicht  ganz  glückliche  Anerkennung  der  natürlich  - r e a 1 e n 
Einheit  des  Staates  gelten  kann. 

4 Seligmann,  Abschlufs  und  Wirksamkeit  der  Staatsverträge  (1890) 
S.  156. 

* Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  der  Staat  gleich  allen  übrigen 
Dingen  der  Aufsenwelt  in  der  Seele  seines  Beobachters  bestimmte  Vor- 
stellungen hervorruft  und  insofern  also  auch  als  Objekt  einer  rein 
psychologischen  Betrachtungsweise  dienen  kann  (cf.  Wundt,  Grund- 
rifs der  Psychologie,  1896,  S.  2 ff.).  Ihn  aber  ausschliefslich  für  das 
Gebiet  der  „Geisteswissenschaften“  zu  reklamieren,  verbietet  sich  durch 
die  in  sich  abgeschlossene  Existenz,  die  er  auch  aufserhalb  der  Vor- 
stellung des  ihn  Betrachtenden  und  unabhängig  von  ihr  besitzt. 
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Zur  Rechtfertigung  dessen  darf  man  sich  nicht  etwa 
darauf  berufen,  dafs  in  anderen  Beziehungen  Ähnliches  in 
der  That  oft  zu  beobachten  sei , vielfach  für  das  mensch- 
liche Bewufstsein  die  natürliche  von  der  Zweckeinheit  in 
den  Hintergrund  gedrängt  werde. 

Gewifs  ist  zuzugeben,  dafs,  wie  die  Zweckidee  ver- 
schiedene in  Wirklichkeit  nicht  miteinander  vereinigte 
Dinge  zu  einem  Ganzen  erheben  kann,  unter  Umständen 
auch  wieder  das  thatsäcliliche  Verbundensein  nicht,  was  es 
dem  natürlichen  Sachverhalt  nach  sollte,  die  Vorstellung 
eines  einzigen,  sondern  mehrerer  Gegenstände  entstehen 
läfst,  dann  nämlich,  wenn  es  an  der  „Gemeinschaft  der  Be- 
stimmung“ mangelt,  jedes  Einzelstück  trotz  seiner  Ver- 
bindung mit  den  anderen  „selbständigen  Zweck  und  eigene 
Bedeutung  behält“ Dabei  darf  man  jedoch  nicht  ver- 
gessen, dafs  hier  stets  eine  mechanische  Einheit  Uber 
der  Fiktion  einer  organischen  übersehen  wird.  Seinem 
oft  bemerkten  Hang  zur  Personifikation  des  Unpersönlichen 
folgend  denkt  sich  nämlich  der  Mensch  alles  einem  und 
demselben  Zwecke  Dienende,  mag  es  im  übrigen  aus  einem 
Einzelding  oder  aus  einer  Summe  von  Gegenständen  be- 
stehen, als  selbständigen  Willensorganismus2,  für  den  jene 
einheitliche  Bestimmung  gewissermafsen  einen  eigenen 
Lebensinhalt  abgicbt.  Da  nun  gerade  die  organische  Ver- 
bindung wegen  des  individuellen  Charakters  der  sie 
zusammenhaltenden  Kraft8  allezeit  am  stärksten  und  nach- 
haltigsten den  Eindruck  der  Einheit  hervorgerufen  hat,  so 
ist  es  nur  zu  begreiflich,  dafs  sie  in  unserm  Bewufstsein 
selbst  als  fingierte  noch  den  Sieg  über  die  andere,  zwar  in 


1 Cf.  Göppert,  Über  einheitliche,  zusammengesetzte  und  Gesamt- 
aachcn  S.  48. 

2 Das  wird  durch  den  Sprachgebrauch  bewiesen,  nach  welchem 
irgend  ein  Modeartikel  „sich  die  ganze  Welt  erobert  hat“,  jemand  bei 
seiner  Bibliothek  „sich  Kat  und  Auskunft  holt“,  ein  Vermögen  „arbeitet“ 
etc.  etc. 

3 Vgl.  hierzu  8.  11/12. 
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Wirklichkeit  vorhandene,  aber  nur  auf  den  allgemeinen 
mechanischen  Gesetzen  beruhende  Verbindung  zu  erringen 
vermag.  Dies  alles  kann  jedoch  speciell  für  die  Auffassung 
des  Staates  in  keiner  Weise  in  Betracht  kommen,  indem 
sich  dieser,  wie  bereits  angedeutet  wurde  und  nunmehr 
weiter  ausgeführt  werden  soll,  selbst  als  Realeinheit  orga- 
nischer Natur  qualificiert. 
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H.  Der  Staat  als  Organismus. 

§ 2. 

Bekanntlich  ist  der  Gedanke,  den  Staat  als  natürlichen 
Organismus  zu  bezeichnen,  bereits  mit  ebenso  grofser  Leb- 
haftigkeit vertreten  wie  bekämpft  worden  \ es  ist  dies  eine 
Streitfrage,  die  zweifellos  zu  den  meist  erörterten  des  ge- 
samten öffentlichen  Rechts  gehört.  Wenn  nun  auch  hier 
wieder  versucht  werden  soll,  dieselbe  ihrer  Lösung  näher 
zu  bringen , so  ist  dafür  ein  kurzes  Eingehen  auf  den 
naturwissenschaftlichen  Begriff  des  Organischen 
schlechterdings  unentbehrlich. 

Rein  objektiv  betrachtet  stellt  sich  aber  jeder  tierische 
und  pflanzliche  Organismus  zunächst  dar  als  eine  Verbin- 
dung differenzierter  Teile,  deren  jeder,  in  ununterbrochener 
Wechselwirkung  zu  allen  übrigen  stehend,  mit  einer  ihm 
speciell  obliegenden  Funktion  fiir  den  Gesaratorganismus 
thätig  zu  werden  hat  und  ihn  so  mit  erhalten  hilft.  So 
wichtig  indes  dieses  Zusammenwirken  heterogener  Teile, 
speciell  ausgebildeter  ^Organe“  für  einen  einheitlichen  Zweck 
auch  sein  mag,  und  so  sicher  es  bei  jedem  Organismus  zu 
konstatieren  ist,  so  ist  es  doch  immer  eine  blol’se  Folge- 
erscheinung und  nicht  das  eigentlich  begriffsbildende  Grund- 
merkmal des  letzteren  selbst.  Dieses  besteht  vielmehr  einzig 
und  allein  in  der  ihm  eigentümlichen  individuellen  Lebens- 
kraft, welche  von  sich  aus,  ohne  Anstofs  von  aufsen,  erst 
dieses  Zusammenspiel  der  Organe  in  Thätigkeit  zu  setzen 
lind  zu  erhalten  vermag. 
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Allerdings 1 ist  gerade  in  der  neueren  Naturwissenschaft 
die  Annahme  eines  solchen  specitischen  living  principle  heftig 
angefochten  worden;  man  hat  behauptet,  in  den  lebenden 
Organismen  seien  keine  anderen  Faktoren  wirksam  als  die 
allgemeinen  chemischen  und  physikalischen  Kräfte,  d.  h.  also 
lediglich  die  rein  mechanischen  Gesetze  der  unbelebten  Natur. 
Aber  in  der  letzten  Zeit  ist  man  doch  vielfach  wieder  auf 
die  Einsicht  zurückgekommen8,  dafs  dem  Lebensrätsel  „mit 
Hebeln  und  mit  Schrauben“  denn  doch  nicht  beizukommen 
ist;  dem  eine  Zeit  lang  anerkannt  herrschenden  „Mechanis- 
mus“ gegenüber  hat  der  alte  „Vitalismus“,  nur  geläutert 
und  gereinigt,  schon  mehrfach  eine  glänzende  in  integrum 
restitutio  erlebt. 

Freilich  darf  Eines  dabei  nicht  verkannt  werden:  mit 
der  Annahme  einer  eigentümlichen,  in  den  Organismen 
waltenden  Lebenskraft  erklärt  man  nichts,  sondern  deutet 
nur  das  Vorhandensein  eines  für  den  Menschen  Unerklär- 
lichen an.  Aber  das  ist  eben  auch  wirklich  die  Lage,  in 
welcher  sich  dieser  jedem  lebenden  Organismus  gegenüber 
befindet:  er  steht  der  Frage,  warum  derselbe  „lebt“,  genau 
so  ratlos  gegenüber  wie  der  andern  nach  dem  letzten 
Geltungsgrunde  der  allgemeinen  Naturkräfte  der  Elektrici- 
tät,  Kohäsion  u.  s.  w.  Wie  er  bezüglich  der  letzteren  nur 
erkennt,  dafs,  nicht  aber  warum  sie  wirksam  sind,  so  ist 
es  auch  mit  dem  Rätsel  des  Lebens:  man  sieht  wohl,  dafs 
unter  gewissen  Umständen  mehrere  Teile,  mag  man  diese 
nun  chemisch  als  Elementaratome  oder  organisch  als  Zellen 
fassen,  zur  selbstthätigen  Einheit  zusammengefafst  werden, 
nicht  aber,  weshalb  diese  Erscheinung  hier  statttinden  mufs. 
Der  Unterschied  zwischen  beiden  Kräften,  den  mechanischen 
und  den  organischen,  besteht  darin,  dafs  jene  generell,  diese 

1 Das  Folgende  im  Anschluss  an  Bunge,  Lehrbuch  der  physio- 
logischen und  pathologischen  Chemie,  2.  Aufl.  (1889)  S.  3 — 14. 

a Diese  Umkehr  wird  nicht  genügend  beachtet  von  Bierling,  Juri- 
stische Prinzipienlehre  I (1894)  S.  175  Anm.,  und  anderen  die  organische 
Staatsauffassung  bekämpfenden  Juristen. 
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individuell  sind:  ein  und  dasselbe  ewig  unwandelbare  Gesetz 
der  Schwerkraft  z.  B.  ist  es,  dessen  Wirkungen  wir  in  dem 
gesamten  Kosmos  erkennen,  keineswegs  dagegen  waltet  in 
allen  organischen  Verbindungen  Eine  Lebenskraft.  Das 
Wesen  des  Organischen  besteht  gerade  in  dem  Sich- 
behaupten  aus  eigener  specifischcr  Kraft. 

Dies  wird  nicht  tangiert  durch  die  Thatsache,  dafs 
auch  in  den  lebenden  Organismen  zweifellos  die  allgemeinen 
mechanischen  Naturgesetze  wirksam  sind.  Hierher  gehört 
es,  dafs  das  Blut  bei  seiner  Cirkulation  den  Gesetzen  der 
Hydrostatik  und  Hydrodynamik  gehorcht,  die  Thätigkeit 
der  Lungen  nach  denjenigen  über  Absorption  und  Diffusion 
der  Gase  erfolgt  u.  s.  w.  Aber  es  werden  diese  Gesetze 
hier  doch  immer  nur  von  dem  Organismus  als  Mittel  für 
seine  Zwecke  benutzt,  erhalten  erst  von  ihm  aus  den  An- 
stofs und  die  Gelegenheit  zur  Bethätigung  ’.  Warum  und 
in  welcher  Weise  er  dies  vermag,  aus  welchem  Grunde 
beispielsweise  die  aktiven  Funktionen  des  Herzens  vor  sich 
gehen,  das  kann  niemand  physikalisch  erklären.  In  der 
originären  Aktivität,  in  der  geheimnisvollen  Fähigkeit,  von 
sich  aus  das  Spiel  der  allgemeinen  Naturgesetze  hervorzu- 
rufen und  individuell  in  Bewegung  zu  setzen,  dokumentiert 
sich  gerade  das,  was  wir  als  „Leben“  zu  bezeichnen  pflegen. 
Dieses  letztere  aber  hängt  wieder  mit  dem  Organismus- 
begriff so  eng  und  unauflöslich  zusammen,  dafs  eines  ohne 
das  andere  schlechthin  undenkbar  ist,  dergestalt  dafs,  wenn 
man  von  einem  künstlichen 2 oder  toten  Organismus8  spricht, 


1 Vgl.  Lasson,  Rechtsphilosophie  (1882)  S.  150:  Für  das  Organische 
ist  dio  mechanische  Kausalität  nur  noch  Vermittelung,  nicht  der  er- 
zeugende Grund. 

1 Etwa  in  Bezug  auf  eine  Maschine.  Das  auch  bei  dieser  zu  kon- 
statierende Zusammenarbeiten  aller  einzelneu  Teile  für  einen  einheitlichen 
Zweck  wird  hier  durch  einen  von  aufsen  kommenden  Anstofs  in  Be- 
wegung gesetzt. 

3 Auch  der  letztere  ist  nicht«  als  eine  eigentümlich  komponierte 
Verbindung  von  Elementaratomen,  die  noch  eine  Zeit  lang  einen  ge- 
wissen Zusammenhalt  bewährt,  bis  sie  dann  allmählich  von  anderen  zer- 
störenden Kräften  aufgehoben  wird. 
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dies  eigentlich  eine  contradictio  in  adjecto  darstellt,  im 
Grunde  nichts  anderes  als  die  Negation  des  Gegebenseins 
eines  solchen  überhaupt  bedeutet.  — 

Kann  nun  wirklich  und  im  Ernste  daran  gedacht 
werden,  in  dieser  Weise  auch  den  Staat  als  einen  natürlich- 
lebendigen  Organismus  aufzufassen  und  zu  konstruieren? 
Was  zunächst  jenes  äufsere  Kennzeichen  desselben,  das 
oben  erwähnte  harmonische  Zusammenwirken  differenzierter 
Organe  für  einen  einheitlichen  Zweck  betrifft,  so  ist  ja 
eine  Analogie  zu  demselben  beim  Staate  nicht  zu  ver- 
kennen, wenn  man  sieht,  wie  Fürst  und  Parlament,  Militär- 
und  Civilbeamte,  Verwaltungsbehörden  und  Gerichte  etc. 
ihre  eigentümlichen,  aber  stets  aufeinander  bezogenen 
Funktionen  im  Dienste  der  einheitlichen  Staatsidee  ver- 
richten. Ob  man  freilich  diese  Erscheinung  wieder  als 
blofse  Folge  auf  eine  analoge  Grundursache  wie  die  beim 
tierischen  und  pflanzlichen  Organismus  beobachtete  zurtick- 
führen  darf,  mit  anderen  Worten  ob  auch  in  jedem  Staat 
eine  ihm  specifisch  eignende  natürliche  Lebenskraft  ange- 
nommen werden  kann,  das  bleibt  noch  festzustellen. 

An  sich  wird  man  geneigt  sein,  auf  die  Frage  „Warum 
gliedern  sich  die  Menschen  zu  einem  bestimmtorganisierten 
Staat  zusammen,  wie  kommt  cs,  dafs  in  ihm  die  verschie- 
densten Organe  mit  den  mannigfachsten  Funktionen  einander 
stets  planmäfsig  in  die  Hände  arbeiten?“  die  Antwort  zu 
geben:  „Weil  durch  Gesetz  und  Verfassung  gerade  diese 
Form  des  staatlichen  Zusammenlebens  gefordert  und  ange- 
ordnet wird.“  Da  aber  diese  doch  zweifellos  von  Menschen 
geschaffen  sind,  nur  dem  Willen  dieser  ihre  Existenz  zu  ver- 
danken haben,  so  würde  hierin  die  vollständige  Negation 
einer  von  Natur  bestehenden  Lebenskraft  als  letzten 
Existenzgrundes  jedes  Staats  enthalten  sein. 

Dem  gegenüber  ist  zu  betonen,  dafs  das  tiefste  Funda- 
ment, auf  dem  alle  einzelnen  Staaten  sich  aufbauen,  doch  kein 
anderes  als  der  natürliche  Associationstrieb  des  Menschen 
ist.  Dieser  kann  gar  nicht  anders  als  im  Staat  oder,  wenn 
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dies  zunächst  zu  weitgehend  scheint,  in  der  Gemeinschaft 
zu  leben,  mufs  kraft  „psychischer  Notwendigkeit“1  sein 
äufseres  Verhalten  stets  derartig  einrichten,  dafs  durch  das- 
selbe nicht  die  Grundbedingungen  jedes  Zusammenwirkens 
mit  andern  in  Frage  gestellt  werden.  Auch  das  wieder  ist 
ein  Naturgesetz,  dessen  Wirkungen  wir  zweifellos  vor 
Augen  haben,  dessen  Zweckmäfsigkeit  uns  vollständig  ein- 
leuchtet, dem  wir  aber  bezüglich  der  Frage  nach  seiner 
Ursache  genau  so  gegenüberstehen , wie  es  oben  bezüglich 
der  letzten  Ursache  der  Schwerkraft  oder  Lebenskraft  der 
Fall  war.  Wie  dort  der  Naturforscher,  so  mufs  hier  der 
Staatstheoretiker  mit  A.  von  Haller  eingestehen:  Nihil 
certius  docere  possum  quam  nihil  me  docere;  nicht  warum, 
nur  dafs  jenes  Naturgesetz  gilt,  vermögen  wir  festzustellen. 

Nun  wird  allerdings  geltend  gemacht,  von  einem  solchen 
dürfe  in  unserm  Fall  schon  deshalb  nicht  die  Rede  sein,  weil  es 
sich  hier  gar  nicht  um  ein  Geschehenmüssen,  sondern  um 
ein  blofses  Geschehensollen  handele.  Jeder  Regel,  die,  wie 
die  unsere  es  zugestandenermafsen  thue,  das  äufsere  Verhalten 
Vernunft-  und  willensbegabter  Wesen  beherrschen  wolle,  sei 
das  dem  Naturgesetz  eigentümliche  Merkmal  unbedingter 
Notwendigkeit  insofern  völlig  fremd,  als  sie  für  die  be- 
treffenden Menschen  höchstens  ein  Motiv  zu  bestimmtem 
Thun  und  Lassen  abgäbo,  niemals  aber  wegen  des  da- 
zwischen liegenden  freien  Willens  derselben  die  Möglichkeit 
abweichenden  Handelns  und  mithin  der  Nichteinhaltung  des 
Gesetzes  absolut  ausschliefsen  könne.  Das  alles  ist  ja  gewifs 
nicht  unrichtig,  vermag  indes  den  von  uns  aufgestellten 
Satz  so  wenig  zu  entkräften,  als  beispielsweise  die  That- 
sache,  dafs  die  einem  Gegenstand  innewohnende  Kraft  der 
Kohärenz  unter  Umständen  von  einer  stärkeren  von  aufsen 
kommenden  überwältigt  werden  kann,  gegen  das  reale  Vor- 
handensein jener  beweist.  So  darf  auch  die  Bezeichnung 
des  Associationstriebes  als  natürlich-reale  Kraft  keineswegs 

1 Liugg,  Empirische  Untersuchungen  zur  allgemeinen  Staatslehre 
S.  156. 
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dahin  gedeutet  werden,  dafs  damit  die  Eventualität  gemein- 
schaftswidrigen Verhaltens  absolut  negiert  sei;  vielmehr 
wird  mit  derselben  nur  das  Eine  behauptet,  dafs  in  jedem 
Menschen  ohne  willkürliches  Zuthun  seinerseits,  also  doch 
■wohl  naturgegeben  eine  Kraft  lebt,  durch  die  er  sich  zu 
dauernder  Vereinigung  mit  seinesgleichen  und  konsequenter- 
weise zu  gemeinschaftsgemäfsem  Handeln  getrieben  fühlt, 
eine  Kraft,  die  zwar  unter  besondern  Verhältnissen  an  wirk- 
samer Bethätigung  verhindert  werden  mag,  an  sich  jedoch 
stets  vorhanden  ist  und  erst  von  einer  stärkeren  über- 
wunden werden  mufs. 

Dafs  aber  in  dieser  Weise  verstanden  ein  psychisches 
Naturgesetz  als  konstante  Ursache  im  Menschen  wirklich 
anzunehmen  ist,  das  braucht  nicht  an  einem  umfänglichen 
numerischen  Beweismaterial,  etwa  wie  es  seinerzeit  bei  Auf- 
stellung des  moralstatistischen  „Gesetzes  der  grofsen  Zahl“ 
verwendet  wurde,  dargethan  zu  werden,  sondern  findet  seine 
Bestätigung  schon  in  dem  flüchtigsten  Blick  auf  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse.  Sehen  wir  doch  überall  und  zu 
allen  Zeiten,  selbst  bei  den  rohesten  und  uncivilisiertesten 
Rassen,  dafs  die  Menschen  ihr  Leben  stets  derartig  führen, 
dafs  dabei  immer  eine  wenn  auch  noch  so  rudimentäre 
Verbindung  zur  Gemeinschaft  aufrecht  erhalten  bleibt.  Als 
blofser  Extrakt  aus  der  Summe  stets  gleichbleibender  Er- 
fahrungen und  Beobachtungen  ist  selbstverständlich  auch 
dieses  Gesetz  wie  alle  andern  ein  rein  empirisches,  das 
theoretisch  jeden  Augenblick  der  Gefahr  einer  Desavouie- 
rung durch  neu  entdeckte,  mit  ihm  nicht  zu  vereinbarende 
Thatsachen  unterliegt.  Immerhin  kann  bis  zur  Auffindung 
solcher  die  These  von  der  Naturnotwendigkeit  des  Staates 
als  objektiv  feststehend  gelten;  mindestens  darf  der  Staats- 
forscher eine  faktische  Widerlegung  derselben  mit  der 
gleichen  Ruhe  erwarten,  mit  welcher  die  Männer  der  Natur- 
wissenschaft dem  Tage  entgegensehen,  an  dem  durch  ihr 
eigenes  Hinausfallen  in  den  Weltenraum  die  Lehre  von  der 
Schwerkraft  ad  absurdum  geführt  wird. 


Digitized  by  Google 


16 


I.  6. 


Dieser  allgemein  menschliche  Vergesellschaftungstrieb 
äufsert  nun  seine  Wirkungen  immer  nur  in  eigentümlich 
individualisierter  Fonn.  Das  von  uns  konstatierte  psychi- 
sche Gesetz  geht  nicht  etwa  blofs  dahin,  dafs  die  Menschen 
überhaupt  in  einer  Gemeinschaft,  sie  möge  des  näheren 
gestaltet  sein  wie  sie  wolle,  leben  müssen,  sondern  dafs 
dies  unter  einer  ihren  Bedürfnissen  und  Interessen  ent- 
sprechenden Verfassung  der  Fall  ist.  Erst  hierdurch  ge- 
winnt inan  die  Möglichkeit,  der  Bedeutung  des  mensch- 
lichen Willens  als  des  die  einzelne  Konstitution  bewufst 
schaffenden  Elements  gerecht  zu  werden,  ohne  doch  deshalb 
auf  den  Natur  bestand  des  Staates  an  sich  verzichten  zu 
müssen. 

Es  ist  eine  durch  nichts  zu  rechtfertigende  Über- 
spannung der  organischen  Theorie,  wenn  man  in  der  ganzen 
Entwicklung  und  Fortbildung  des  letzteren  einen  reinen 
Naturprozefs  erblicken  will.  Vielmehr  ist  für  dieselbe  der 
„Einschlag  menschlichen  Willens  und  bewufster  Zwecke“,1 
wie  für  die  unbefangene  Betrachtung  der  Thatsachen  überall 
unverkennbar3,  so  auch  geradezu  notwendig;  wenigstens 
ist  nicht  leicht  zu  sagen,  wie  für  ein  mangelhaftes  Staats- 
wesen Abhülfe  von  selbst,  ohne  jedwede  seine  Verbesserung 
bezielende  Thätigkeit  der  eigenen  Glieder  zu  erhoffen  wäre. 
Nur  darf  man  nicht  wähnen,  es  sei  hier  freies  Feld  für  rein 
willkürliche  Abänderungsgelüste  gegeben.  Wie  man 
überhaupt  nach  Fürst  Bismarcks  Ausspruch  Geschichte 
nicht  machen,  sondern  blofs  aus  ihr  lernen  kann,  so  gilt 
dies  noch  ganz  besonders  von  der  Arbeit  an  der  socialen 
Gestaltung  eines  Volkes : wahrhaft  fruchtbar  vermag  dieselbe 
nur  dann  zu  wirken,  wenn  sie  sich  in  den  Dienst  der  that- 
sächlichen  Verhältnisse  stellt,  faktisch  vorhandene  Bedürf- 
nisse und  Interessen  zu  realisieren  strebt.  Deshalb  wird 


1 llänel,  Deutsches  Staatsrecht  I S.  34. 

s Am  besten  freilich  bei  grofsen  weltbewegenden  Umwälzungen,  wie 
es  die  Begründung  des  modernen  Italiens  und  des  neuen  Deutschen 
Reiches  waren. 
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die  staatliche  Entwicklung  noch  lange  nicht  von  „dumpfer 
Naturkraft“  1 bestimmt,  im  Gegenteil  bewahrt  sich  gerade 
hier  am  glänzendsten  die  Bedeutung  menschlicher  Einsicht 
und  menschlichen  Wollens.  Denn  der  Genius  erkennt  die 
gegebenen  Bedürfnisse  und  den  Weg  zu  ihrer  Befriedigung, 
schon  ehe  sie  sich  der  grofsen  Menge  mit  zwingender  Not- 
wendigkeit aufdrängen;  ohne  Verständnis  bei  dieser  zu 
finden,  ja  selbst  im  offenen  Kampf  mit  ihr  vermag  er  heil- 
same und  zeitgemäfse  Reformen  in  Angriff  zu  nehmen. 

Dafs  es  sich  in  der  That  um  solche  handelte,  das  be- 
währt sich  sehr  rasch  am  Erfolge.  Während  nämlich  Be- 
strebungen, die  die  natürlich  gegebenen  Verhältnisse  wie 
Klima  und  Bodenbeschaffenheit,  Charakteranlage  und  his- 
torische Entwicklung  des  betreffenden  Volks  u.  s.  w.  voll- 
ständig zu  ignorieren  suchen,  schon  vor  der  Verwirklichung 
an  der  eigenen  Unnatur  scheitern  müssen,  mindestens  nicht 
auf  dauernden  Bestand  ihrer  Schöpfungen  rechnen  dürfen, 
zeichnet  sich  die  in  den  wirklichen  Bedürfnissen  wohl- 
begründete Neuschöpfung  gerade  dadurch  aus , dafs  sie 
immer  klarer  und  allgemeiner  als  notwendig  erkannt  wird, 
immer  fester  und  tiefer  in  die  Überzeugung  der  gesamten 
Nation  sich  einlebt.  Wir  haben  also  hier  die  Erscheinung 
vor  uns,  dafs  etwas  vom  menschlichen  Willen  zwar  ge- 
schaffen wird,  einmal  entstanden  aber  sich  von  selbst  erhält 
und  behauptet. 

Und  das  eben  ist  es,  wodurch  der  Staat  sich  immer 
wieder  als  von  Natur  bestehende  Einheit  bewährt.  Wie 
der  Mensch  für  die  mechanischen  Verbindungen,  die  er 
hervorruft,  und  die  Organismen,  die  er  zeugt8,  stets  nur  die 
Bedingungen  ihres  Werdens  setzt,  niemals  aber  ihr  Sein 
zu  erklären  vermag,  so  ist  es  auch  mit  jenem:  der  bewufst 
schaffende  Einzelwille  kommt  lediglich  für  den  Akt  der 
Umbildung  als  solchen  in  Betracht,  wogegen  der  Grund  für 

J Jellinek,  System  S.  36  A.  2. 

* Vgl.  Rosin,  Souveranetät,  Staat,  Gemeinde,  Selbstverwaltung  (1883; 
8ep.-Abdr.)  S.  36. 

Staats-  u.  Völkerrecht!.  Abhamll.  I.  0.  — Schmidt.  2 
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die  gesamte  lebendige  Fortexistenz  des  Staates  blofs  in  ihm 
selbst  und  in  den  ihm  innewohnenden  Kräften  zu  finden  ist. 

Denn  zu  Gunsten  der  Neuschöpfung  wird  sofort  wieder 
das  oben  konstatierte  allgemeine  Gesetz  ausgelöst,  nach 
welchem  die  Menschen  unter  einer  ihren  Bedürfnissen  ent- 
sprechenden Verfassung  gemeinsehaftsgemäfs  leben  müssen. 
Dadurch  dafs  der  Staat  dieselbe  mit  Rechtskraft  ausstattet  *, 
setzt  er  von  sich  aus  und  in  seinem  Interesse  ein  psychisches 
Naturgesetz  individuell  in  Bewegung,  ganz  so  wie  es  nach 
dem  früher  (S.  12)  Gesagten  der  physische  Organismus  mit 
den  mechanischen  thut.  Sämtliche  Specialformen  des  poli- 
tischen Zusammenlebens  sind  mithin  nichts  als  Einzel- 
anwendungen eines  allgemein  gültigen  Naturprincips  und  in- 
sofern selbst  wieder  als  naturgegebene,  aus  eigener  Kraft  sich 
behauptende  Gebilde  anzusehen ; gleichviel  ob  in  einer  sorg- 
fältig redigierten  Verfassungsurkunde  niedergelegt  oder 
nicht,  vermögen  sie  allen  Anfechtungen  zu  widerstehen,  so- 
lange sie  in  den  thatsftchlichen  Verhältnissen  und  Bedürf- 
nissen wurzeln,  und  verschwinden  wieder,  wenn  sie  diese  ihre 
natürliche  Grundlage  verloren  haben. 

Man  könnte  nun  vielleicht  zu  der  Meinung  kommen 
hiernach  lebten  wir  offenbar  jeden  Augenblick  in  der  besten 
aller  überhaupt  möglichen  Staatswelten;  jeder  politische  Zu- 
stand beweise  durch  seine  blofse  Existenz,  dafs  er  bis  in 
alle  Einzelheiten  der  von  den  thatsächlichen  Bedürfnissen 
geforderte  und  mithin  allein  mögliche  sei.  Das  wäre  aber 
eine  ganz  unberechtigte  Schlufsfolgerung.  Vielmehr  kann 
eine  Verfassung  im  einzelnen  sehr  verbesserungsbedürftig 
sein  und  trotzdem  in  lebendiger  Kraft  und  Geltung  stehen, 
sofern  sie  nur  als  Ganzes  den  derzeitigen  Anforderungen 
des  Gemeinschaftslebens  zu  genügen  fähig  ist.  Unter  dieser 
Voraussetzung  können  auch  „alte  Schnörkel  und  Rostflecke 
an  der  Verfassung“  (Mommsen)  sich  noch  lange  Zeit  erhalten; 
von  ihrer  Eigenschaft  als  Bestandteile  eines  zweck-  und 


1 Vgl.  hierzu  § 9. 
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sachgemäfsen  Gesamtzustandes  profitierend,  geniefsen  als- 
dann auch  sie  den  Schutz  und  die  Garantie  jenes  Natur- 
gesetzes, welches  die  Menschen  jede  ihren  Bedürfnissen 
entsprechende  Form  des  Zusammenlebens  aufrecht  zu  er- 
halten zwingt. 

Anders  wäre  es,  wenn  einmal  die  socialrechtlichen  Zu- 
stände in  ihrer  Gesamtheit  zu  den  Interessen  und  Wünschen 
der  Bevölkerung  in  schroffstem  Gegensatz  stehen  'sollten. 
Bei  einer  solchen  Eventualität,  die  zwar  äufserst  selten  ein- 
treten1  und  vorkommenden  Falls  nur  kürzeste  Frist  dauern 
wird 2,  immerhin  aber  nicht  als  völlig  unmöglich  hingestellt 
werden  darf,  würden  wir  eine  Gemeinschaft  vor  uns  haben, 
die  sich  in  ihrer  Eigenart  in  keiner  Weise  durch  eine  ihr 
immanente  Behauptungskraft  erhielte , sondern  lediglich 
durch  die  Willkür  der  Gewalt  erzwungen  würde.  Wir 
würden  hier  einen  Zustand  erblicken,  der  offenbar  alles 
andere  eher  als  das  Bild  eines  in  sich  selbst  lebendigen 
Zusammenwirkens  der  Glieder  darböte. 

Aber  das  sind  doch  blofs  seltene  Ausnahmen,  aus  denen 
unter  keinen  Umständen  ein  Rückschlufs  auf  regelmüfsige 
Verhältnisse  zu  ziehen  ist.  Das  würde  genau  so  falsch  sein, 
wie  wenn  man  den  Umstand , dafs  ein  toter  physischer 
Organismus  noch  eine  Zeit  lang  durch  mechanisch  von  aufsen 
wirkende  Mittel  zum  Fortfunktionieren  gebracht  werden 
kann8,  als  Beweis  gegen  die  ihn  früher  beseelende  Lebens- 


1 Insbesondere  mufs  mau  sieh  davor  hüten,  schon  dann  eine  ledig- 
lich auf  Gewalt  gestützte , den  wahren  Volksbedürfnisseu  widerstreitende 
Regierung  anzunehmen,  wenn  nur  ein  ziffcrnmäfsig  sehr  kleiner,  aber 
wegen  seiner  Stellung  stark  ins  Auge  lallender  Bruchteil  von  Staats- 
genossen gegen  sie  mit  Recht  oder  Unrecht  die  schwersten  Anklagen  er- 
hebt. Für  das  Volk  als  Ganzes  kann  sie  deshalb  noch  immer  sehr  wohl- 
thätig  und  segensreich  wirken. 

ä Gemessen  natürlich  nicht  am  Mafsstab  des  kurzlebigen  Menschen, 
sondern  des  langwiihrendcn  Staats.  Mit  diesem  einschränkenden  Vor- 
behalt hat  noch  jede  blofs  auf  Gewalt  basierte  Herrschaft  ebenso  schnell 
und  sicher  ihren  eigenen  Untergang  gefördert,  wie  beispielsweise  der 
Magen,  den  man  ja  seit  den  Zeiten  des  Menenius  Agrippa  mit  dem  Staats- 
oberhaupt vergleichen  darf,  sich  selbst  verdaut,  wenn  er  nach  dem  Er- 
löschen des  organischen  Lebens  noch  weiter  funktioniert. 

3 Man  denke  an  Experimente,  bei  denen  „durch  Galvanismus  grinsten 
wieder  Leichen,“  und  Ähnliches. 

2* 
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kraft  verwenden  wollte.  So  ändern  auch  hier  exceptionelle 
Fälle  nicht  das  mindeste  an  der  Thatsache,  dafs  der  normale 
Staat  stets  eine  individuelle,  ihm  specifisch  eignende  Be- 
hauptungsfUhigkeit  bewährt  und  eben  deshalb  als  natürlich 
lebendige  Einheit  erscheint. 

Und  nunmehr  endlich  sind  wir  in  der  Lage,  all  das 
Gesagte  kurz  rekapitulierend  festzustellen,  in  welchem  Sinn 
und  mit' welchem  Recht  wir  den  Begriff  des  Organischen 
liier  verwenden  dürfen. 

Es  ist  nicht  zu  bezweifeln , dafs  jede  Betrachtung  des 
einzelnen  Staats  denselben  zunächst  als  harmonisch  überein- 
stimmendes Handeln  einer  Mehrzahl  von  Individuen 
erfassen  mufs.  Indem  wir  aber  auch  hier  wie  überall,  wo 
wir  bestimmte  Wirkungen  in  der  Aufsenwelt  wahr- 
nehmen, nach  den  sie  verursachenden  Kräften  forschen, 
erkennen  wir  als  solche  „tiefliegende  Triebe  der  Menschen- 
natur,“ „dunkle  unser  Dasein  bestimmende  und  leitende 
Seelenkräfte,“ 1 durch  die  wir  uns  psychisch  zu  einander 
gezogen  und  zu  gemeinschaftsgemäfsem  Verhalten  bestimmt 
fühlen.  Zwar  wirken  diese  Kräfte  an  sich  nur  in  den 
Einzelnen  als  solchen,  von  Individuum  zu  Individuum,  ver- 
binden sie  aber  trotzdem  zur  in  sich  abgeschlossenen  Einheit; 
mit  demselben  Recht  wenigstens,  mit  dem  man  jede  körper- 
lich zusammenhängende  Sache,  die  doch  auch  weiter  nichts 
als  die  Verbindung  bestimmter,  sich  gegenseitig  von  Atom 
zu  Atom  anziehender  Teile  ist,  als  ein  einziges,  durch  eine 
Kohäsionskraft  erhaltenes  Ding  auffafst,  darf  auch  die  ganz 
analoge  Thatsache , dafs  immer  genau  umgrenzte 
Menschenkreise  sich  zum  Zusammenschlufs  getrieben  fühlen, 
durch  die  Annahme  eines  realen,  nach  aufsen  deutlich  sich 
abschliefsenden  Ganzen  zum  Ausdruck  gebracht  werden. 

Die  jedem  Staat  hiernach  immanente  vis  continendi 
zeigt  aber  dadurch  eine  grofse  Verwandtschaft  mit  der 
eigentümlichen,  an  Tieren  und  Pflanzen  zu  beobachtenden 


1 Cf.  Jellinek,  Adnm  in  der  Staatslehre  (1898)  8.  26. 
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Lebenskraft,  dafs  sie  sich  nicht  in  dem  toten  Verbunden- 
sein der  Teile  erschöpft,  sondern  dieselben  zu  aktivem 
Sein  verbindet;  sie  ähnelt  ihr  weiter  auch  insofern,  als  sie 
in  jedem  einzelnen  Fall  durch  die  besondem  Verhältnisse 
und  Bedürfnisse  bedingt  und  ganz  eigenartig  gestaltet  ist, 
d.  h.  genau  wie  jene  rein  individuellen  Charakter  auf- 
weist. Diese  auffällige  Übereinstimmung  im  Grundgedanken 
und  nicht  mehr  als  eine  solche  suchen  wir  nun  dadurch 
zur  Andeutung  zu  bringen,  dafs  wir  auch  dem  Staat  ge- 
radezu ein  specifisches  „Leben“  zuerkennen  oder,  was  mit 
dem  letztem  von  selbst  und  ohne  weiteres  gegeben  ist1, 
ihn  als  Einzelbethätigung  eines  allgemein  organischen 
Princips  auffassen. 

Wir  sind  also  weit  davon  entfernt,  eine  „ungeheure 
Kette  von  Organismen“  2 in  dem  Sinne  zu  behaupten,  dafs 
dieselbe  in  ununterbrochenem  allmählichen  Übergange  von 
„Farmkräutern  Uber  Bacillen,  Säugetiere  und  Vereine  zu 
den  Staaten“3  führte;  im  Gegenteil  erkennen  wir  gern  an 
dafs  zwischen  physischem  und  socialem  Organismus  tief- 
gehende Unterschiede  obwalten4.  Man  mag  dieselben  viel- 

1 Vgl.  hierzu  8.  1213. 

2 Preufs,  Gemeinde,  Staat,  Reich  als  Gebietskörperschaften  8.  145. 

3 Vgl.  Jellinek  System  8.  17. 

4 Die  wichtigsten  derselben  sind  im  Vorangehenden  bereits  an- 
gedeutet worden:  hier  räumlich  getrennte,  dort  körperlich  verbundene 
Teile  [cf.  Schäffle,  Hau  und  Leben  des  socialen  Körpers,  2.  Anti.  1896, 
I 8.  18],  hier  die  letzteren  als  solche  geistig  bewufst  und  willensfähig, 
dort  nicht  [Schäffle  a.  a.  O.  S.  22],  hier  folglich  die  Herrschaft  psychischer, 
dort  physischer  Gesetze.  ..Alle  diese  Differenzen  vermögen  indes  keines- 
wegs die  principielle  Übereinstimmung  aufzuheben  und  verlangen  da- 
her blofs  die  Bildung  einer  entsprechenden  Unterabteilung.  Wir  werden 
diesem  Erfordernis  später  insofern  Rechnung  tragen,  als  wir  den  Staat 
in  Abschnitt  VI  genauer  als  Rechtsorganismus  charakterisieren  werden. 
Ihn  von  vornherein  nur  als  solchen  zu  erfassen,  mit  andern  Worten  über 
einer  doch  blofs  sekundären  Qualität  seine  Eigenschaft  als  individuell- 
lebendiger Naturkörper  zu  vernachlässigen,  würde  genau  so  einseitig 
nnd  darum  falsch  sein,  wie  es  für  den  physischen  Organismus  eine  rein 
mechanistische  Betrachtungsweise  ist. 

Die  von  Jellinek  (System  8.  38'i  aufserdem  noch  hervorgehnbenen 
Verschiedenheiten,  dafs  dem  Staate  Fortpflanzungsfähigkeit  fehlt,  sowie 
dafs  ihm  Wachstum,  Rückbildung  und  Tod  nicht  eigentümlich  sind,  können 
um  deswillen  nicht  als  beachtliche  Differenzen  anerkannt  werden,  weil 
blofse  Einzelbethä tigiillgen  des  organischen  Princips  (nnd  nur  um 
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leicht  im  Gegensatz  zu  uns  für  so  wesentlich  erachten,  dal» 
eine  Vereinigung  beider  zu  demselben  Begriff  ausgeschlossen 
sei  und  in  dem  zweiten  nur  eine  Analogie  zudem  ersten 
gefunden  werden  dürfe;  das  ist  reine  Geschmackssache, 
hängt,  wie  Bernatzik  sehr  richtig  bemerkt1,  nur  von  der 
gröfsern  oder  geringem  Weite  ab,  die  man  dem  Organismus- 
begriff giebt,  und  ist  also  ein  blofscr  Wortstreit  Das  worauf 
es  hier  einzig  ankommt,  ist  die  sachliche  Erkenntnis, 
dafs  wir  in  dem  staatlichen  Phänomen  eine  Erscheinung 
vor  uns  haben,  deren  Eigenart  „man  nicht  besser,  nicht 
treffender,  vor  allem  nicht  kürzer  bezeichnen  kann“  (Ber- 
natzik a.  a.  O.),  als  indem  man  sie  mit  dem  physischen, 
insbesondere  menschlichen  Organismus  zusammenstellt.  Wir 
befinden  uns  dabei  in  vollständigem  Einklang  mit  der  all- 
gemeinen Auffassung,  die  zu  allen  Zeiten  beide  wechsel- 
seitig mit  einander  parallelisiert  hat:  wie  die  Sfciatsforscher 
wieder  und  wieder  den  Staat  mit  dem  Menschen  verglichen 
haben3,  so  hat  auch  umgekehrt  der  Physiologe  zur  Ver- 
anschaulichung des  physischen  Organismus  stets  gern  auf 
den  staatlichen  verwiesen3.  Natürlich  kann  dieser  Ver- 
gleich hier  wie  dort  in  keiner  Hinsicht  beweisend  wirken; 
er  soll  nur  beidemal  das  Wesen  eines  für  Menschen  im 
letzten  Grunde  Unerklärlichen  erläutern  und  veranschau- 
lichen, und  das  vermag  er  in  der  That,  da  es  sich  eben 
wirklich  um  zwei  einander  verwandte  und  ähnliche  Er- 
scheinungen handelt. 

solche  handelt  es  sich  bei  Erscheinungen  wie  Ernährung  und  Stoff- 
wechsel, Fortpflanzung  u.  s.  w.)  für  den  Begriff  selber  stets  unwesentlich 
sind.  Auch  ein  nichtfortpflanzungsfähiges  Wesen  ist  zweifellos  noch 
Organismus  und  ist  es  nicht  aus  dem  Grunde,  weil  es  früher  einmal  ent- 
standen ist,  allmählich  wuchs  und  später  wieder  abnehmen  und  nnter- 
gehen  wird  [Eigentümlichkeiten,  die  ja  auch  in  der  anorganischen  Natur 
vielfach  zu  beobachten  sind],  sondern  weil  es  jetzt,  in  diesem  Augenblicke 
von  einer  ihm  spccifisch  eignenden  Lebenskraft  erhalten  wird. 

1 Im  Archiv  für  öffentliches  Kecht  5 S.  276. 

8 Bekanntlich  spricht  schon  Plato  von  dem  Staat,  der  fyyvrtnu 
ivot  ttvftQtönou  ly n. 

* Vgl.  z.  B.  His,  Über  die  Bedeutung  der  Entwicklungsgeschichte 
für  die  Auffassung  der  organischen  Natur  (1870)  8.  17  u.  89. 
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III.  Der  Staat  als  willensfähiges  Wesen. 

§ 3. 

Indem  wir  den  Staat  als  natürlich  - lebendigen  Orga- 
nismus erfafst  haben,  ist  nicht  nur  von  selbst  und  ohne 
Zuhülfenahme  künstlicher  Konstruktionsmittel,  wie  z.  B. 
der  unglückliche  „Träger  der  Staatsgewalt“  1 eines  darstellt, 
die  begrifflich  notwendige  Einheit  desselben  gegeben,  sondern 
auch  bereits  die  andere  Frage  entschieden,  ob  und  warum 
man  ihm  trotz  des  fortwährenden  Wechsels  seiner  Bestand- 
teile zeitliche  Kontinuität  zuzusprechen  habe.  Ist  doch 
diese,  die  Laband  blofs  mit  Rücksicht  auf  das  immer  gleich- 
bleibende Gebiet  bejahen  zu  können  meint2,  für  uns  schon 
insofern  zweifellos  vorhanden,  als  die  Thatsache  der  Ver- 
einigung zu  streng  individualisierten  Verbänden,  das 
Bestehen  je  einer  einheitlichen,  gerade  diesen  Menschen- 
kreis im  Ausschlufs  und  Gegensatz  zu  allen  übrigen  in  sich 
zusammenhaltenden  Kraft  offenbar  von  dem  Ein-  oder  Aus- 
tritt eines  einzelnen  Gliedes  nicht  im  geringsten  beeinflufst 
wird.  Weit  schärfer  noch  tritt  allerdings  die  zeitliche 
Identität  des  Staates  darin  zu  Tage,  dafs  er,  wie  wir  jetzt 
sehen  werden,  einen  ihm  speci fisch  eignenden  Willen  zu 
bilden  vermag,  der,  einmal  entstanden,  für  alle  seine  Ange- 
hörigen, die  zukünftigen  nicht  minder  wie  die  gegenwärtigen, 
raafsgebend  ist. 


1 Vgl.  hierzu  § 12  a.  E 

2 Cf.  Reichsstaatsrecht,  3.  Auf!.  1895,  I S.  167. 
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Schon  der  allgemeine  Sprachgebrauch  kennt  und  ver- 
wendet den  Ausdruck , dafs  etwas  vom  Staate  „gewollt“ 
sei;  schon  durch  ihn  wird  es  angedeutet,  dafs  er  im  Unter- 
schied von  der  Pflanze,  die  ihr  individuelles  Dasein  ohne 
eigne  bewufste  Einwirkung  auf  dasselbe  auslebt,  zu  den- 
jenigen Wesen  gehört,  die  von  sich  aus  ihr  Leben  im  ein- 
zelnen zu  beeinflussen  und  zu  bestimmen  vermögen.  Um 
nun  zu  zeigen,  dafs  diese  Redeweise  keineswegs  blofs  eine 
bildliche  ist,  vielmehr  die  vollständig  sinn-  und  sachgemäfse 
Bezeichnung  für  einen  real  vorliegenden  Thatbestand  dar- 
stellt, dazu  bedarf  es  vor  allem  einer  Feststellung  dessen, 
unter  welchen  Umstünden  man  im  gewöhnlichen  Leben 1 
überhaupt  das  specifische  Willensphänomen  als  gegeben  an- 
zunehmen pflegt. 

Zweifellos  ist  zunächst,  dafs  es  sich  dabei  stets  um 
innere  Vorgänge  in  einem  Organismus  oder,  was  dasselbe 
ist,  in  bestimmten  Organen  desselben  handelt.  Suchen  wir 
dieselben  unter  Beiseitelassung  aller,  der  eigentlichen  Willens- 
fassung möglicherweise  vorausgehenden  Stadien  des  unent- 
schlossenen Schwankens  in  ihre  Ei nzelbestand teile  zu  zer- 
legen, so  ergeben  sich  als  die  regelmäfsig  vorhandenen  Ele- 
mente folgende: 

a.  Es  wird  ein  dem  Betreffenden  wünschenswert  diinken- 
des  äufseres  Ereignis,  eine  gewisse  ihm  Befriedigung  ver- 
sprechende Gestaltung  der  Sinnenwelt  vorgestellt  (Zweck 
und  Motiv). 

b.  Weiterhin  ist  gegeben  die  Vorstellung  (im  Sinne  von 
Wissen  oder  mindestens  Glauben),  dafs  dieser  Erfolg  durch 
ein  bestimmtgeartetes  thätiges  Eingreifen 8 des  Organismus 

1 Also  ohne  Rücksicht  auf  die  verschiedenen  Theorien  der  wissen- 
schaftlichen Psychologie.  Über  die  (verhSltnismäfsig  geringe)  Bedeutung 
dieser  für  die  Jurisprudenz  vgl.  Oppenheim,  Kritische  Vierteljahrsschrift, 
3.  Folge  Bd.  1 S.  598  f. 

2 Genauer  gesagt  durch  ein  körperliches  Sichverhalten.  Doch  darf 
der  Unterlassungswille,  der  von  letzterem  Ausdruck  mit  gedeckt  wird, 
hier  unberücksichtigt  bleiben.  Die  Möglichkeit  einer  Bestimmung  zu 
rein  innerlichen,  psychischen  Akten  (cf.  Wnndt,  Grundrifs  der  Psychologie 
S.  215,  224  ff.)  kommt  für  unsere  Zwecke  überhaupt  nicht  in  Betracht. 
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selbst  oder,  was  wieder  identisch  damit  ist,  gewisser  Organe 
desselben  in  die  Aufsenwelt,  kürzer  durch  eine  eigene 
Handlung  herbeigeführt  werden  kann  (Mittel). 

c.  Auf  Grund  dieser  Vorstellungen  mufs  (es  ist  dies 
das  eigentliche  Willensspecifikuin  und  daher  kaum  anders 
als  durch  blofse  Umschreibungen  wiederzugeben)  in  dem 
Organismus  ein  Zustand  herbeigeführt  sein , der  die  ent- 
sprechenden Organe  zu  geeignetem  Handeln , zu  jenem 
zweckdienlichen  Eingreifen  in  die  Aufsenwelt  zu  veran. 
lassen  imstande  ist.  Dabei  darf  das  letztere,  wenn  das 
Willensstadium  als  solches,  die  blofse  Velleititt  noch  vor- 
handen, nicht  durch  Ausführung  bereits  konsumiert  sein 
soll,  nicht  schon  vor  sich  gegangen  sein. 

Im  engern  und  eigentlichen  Sinne  geht  demnach  der 
Wille  immer  auf  einen  körperlichen  Akt  des  Wollenden 
selbst;  in  einem  weiteren  Umfange  wird  jedoch  auch  der 
Zweck,  für  welchen  diese  eigene  Handlung  nur  Mittel  ist, 
d.  h.  alles  dasjenige  als  „gewollt“  bezeichnet,  was  man  durch 
letztere  kausal  herbeiführen  kann  oder  doch  zu  können 
meint.  Überall  endet  aber  das  Wollen  stets  dort,  wo  nach 
der  eigenen  Vorstellung  des  Betreffenden  die  von  ihm  an- 
geregte Kausalitiltsreihe  abbricht 1 ; mit  anderen  Worten  im 
Gegensatz  zu  dem  immer  in  ihm  selbst  liegenden  Ausgangs- 
punkt kann  zwar  das  Ende  mehr  oder  weniger  weit  ab  von 
dem  Wollenden  liegen,  mufs  aber  jedenfalls  von  seinem  Be- 
wufstsein  mit  umschlossen  werden.  Insofern  alles  Wollen 
im  weiteren  Sinne  mit  Notwendigkeit  aus  einem  Gewollten 
im  engeren  Sinne  entspringt,  ist  es  klar,  dafs  niemals  das 
erste  ohne  das  zweite,  wohl  aber  unter  Umständen  das 
zweite  ohne  das  erste  Vorkommen  kann;  übrigens  ist  auch 
im  letzteren  Falle,  wo  also  die  fragliche  Handlung  ohne 
weitere,  durch  sie  zu  erreichende  Erfolgsabsicht  vorge- 
nommen wird,  die  körperliche  Bewegung  nicht  etwa  zweck- 
los, sondern  sie  selbst  ist  der  Zweck. 

1 Eine  nähere  Begründung  dieses,  namentlich  Kriminalisten  wohl 
sehr  anfechtlmr  dünkenden  Satzes  würde  hier  zu  weit  führen. 
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Wenden  wir  uns  nunmehr  unter  Zugrundelegung  des 
Festgestellten  zur  Betrachtung  des  staatlichen  Lebens  zurück, 
so  zeigt  sich,  dafs  in  demselben  Vorgänge  und  Zustände 
anzutreffen  sind,  die  den  für  das  specifische  Willensphänomen 
erforderlichen  Merkmalen  durchaus  und  in  jeder  Beziehung 
genügen.  So  darf  beispielsweise  von  einem  „Willen“  des 
Deutschen  Reichs,  seine  Unterthanen  an  irgend  ein  Gesetz 
zu  binden,  in  demjenigen  Stadium  gesprochen  werden,  wo 
Bundesrat  und  Reichstag  einen  übereinstimmenden,  den 
Kaiser  zur  Publikation  verpflichtenden  Beschluis  gefafst 
haben 1 ; ist  doch  zweifellos  auch  hier  in  einem  Organismus 
zur  Herbeiführung  eines  vorgestellten  Zwecks  (a)  der  eigen- 
tümliche Zustand  hergestellt  worden  (c),  welcher  bestimmte 
Organe  zum  sachgemäfsen  Handeln  (b)  zu  veranlassen  ver- 
mag, aber  noch  nicht  veranlafst  hat. 

Dafs  das  Reich  wie  jeder  Staat  ein  Organismus  ist, 
wird  an  dieser  Stelle  vorausgesetzt. 

Innerhalb  desselben  ist  aber  in  gewissen  Organen  die 
Vorstellung  eines  wünschenswerten  äufsern  Erfolgs,  d.  i,  hier 
das  wirkliche  Handeln  der  Unterthanen  nach  dem  geplanten 
Gesetz,  erzeugt  worden. 

Weiter  war  in  eben  denselben  auch  das  Bewufstsein 
vorhanden,  dafs  dieser  Erfolg  durch  eine  bestimmte  Hand- 
lung eines  andern  Organs  (Publikation  des  Gesetzes  durch 
den  Kaiser)  verwirklicht  werden  könne. 

Daraufhin  ist  nun  von  ihnen  bewufst  eine  Lage  her- 
beigeführt worden,  aus  der  für  dieses  letztere  der  Anreiz, 
die  Veranlassung  zu  einem  entsprechenden  aktiven  Ein- 
greifen in  die  Aufsenwelt  resultiert  und  erwächst. 

Endlich  qualificieren  sich  alle  diese  Vorgänge,  ganz 
wie  es  nach  dem  Obigen  gefordert  werden  mufs,  als  rein 
interne  des  staatlichen  Organismus , denn  nach  aufsen  ist 
vorläufig  noch  nicht  ein  Atom  der  gewollten  Handlung 
wirklich  zur  Ausführung  gebracht  worden. 

1 Vgl.  hierzu  Hänel,  Studien  zum  deutschen  Sta.itsrecht  II  S.  18S. 
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Mit  dem  letzteren  soll  natürlich  nicht  geleugnet  werden, 
dafs  auch  schon  die  staatliche  Willensbildung  ein  faktischer, 
in  der  Sinnenwelt  sich  abspielender  Vorgang  ist.  Aber 
doch  immer  nur  in  derselben  Weise,  wie  es  auch  bezüglich 
der  menschlichen  zutrifft,  die  ja  wahrscheinlich  ebenfalls 
auf  wirklichen  Bewegungsvorgängen  im  Gehirn  beruht,  an 
eine  Veränderung  der  Molekular-  und  Atomlagerung  in 
demselben  geknüpft  ist.  Im  staatlichen  Leben  spielt  sich 
nur  das,  was  im  menschlichen  als  faktischer  Vorgang  blofs 
vermutet  werden  kann,  offensichtlich  als  solcher  ab;  um  so 
sorgfältiger  und  schärfer  mufs  aber  hier  zwischen  dem  Vor- 
gang der  Willensbildung  und  dem  der  Willensausführung 
unterschieden  werden1.  Dieses  zweite  Stadium  beginnt 
erst  dann,  wenn  der  Wille,  sich  in  die  entsprechende  Thätig- 
keit  nach  aulsen  umsetzend,  andern  gegenüber  zu  wahr- 
nehmbarer Wirksamkeit  gelangt  ist. 

Nun  fehlt  es  aber  an  der  letzteren  gerade  in  unserem 
Falle  noch  vollständig;  derjenige,  der  die  in  Frage  kommende 
Handlung  nach  aufsen  hin  vornimmt,  der  das  betreffende 
Gesetz  ftlr  die  dem  Staate  gegenüberstehenden  Personen, 
das  sind  seine  Unterthanen,  erkennbar  werden  läfst  und  sie 
so  daran  bindet,  ist  nach  Lage  der  Dinge2  zweifellos  erst 


1 Das  wird  '/..  B.  nicht  genügend  beachtet,  wenn  mau  (vgl.  Laband, 
Reichsstaatsrecht  I 8.496;  Seydel.  Kommentar  S.  83  u.  a.  m.)  den  Wortlaut 
des  Art.  5 der  deutschen  Reichsverfassung  als  ungenau  tadelt.  Denn  da 
dieser  offenbar  blofs  den  Weg  der  gesetzgeberischen  Willensbildung 
regeln  will,  so  darf  er  mit  vollem  Recht  sagen,  dafs  hierfür  Überein- 
stimmung zwischen  Bundesrat  und  Reichstag  erforderlich  und  aus- 
reichend ist. 

* Cf.  Art.  2 in  Verbindung  mit  Art.  17  der  Reichsverfassnng  (.Die 
Reichsgesetze  erhalten  ihre  verbindliche  Kraft  durch  ihre  Ver- 
kündigung von  Reichswegen“.  „Dem  Kaiser  steht  die  — Verkündigung 
der  Reichsgesetze  — zu“).  Auch  die  in  Gebrauch  befindliche  Publikations- 
formel bringt  es  in  vollständig  sachgemiifser  Weise  (abgesehen  von  der  einen, 
hier  nicht  in  Betracht  kommenden  Ungenauigkeit,  dafs  Bundesrat  und 
Reichstag  dem  Gesetz  nicht  blofs  „zustimmen“,  sondern  es  überhaupt  erst 
prodneieren;  in  diesem  Punkte  besser  die  französische  Form  Le  Senat  et 
la  Chambre  des  deputes  ont  adopte,  le  President  de  la  Republique  pro- 
mulgue  la  loi  dont  la  teneur  suit)  zum  Ausdruck,  dafs  lediglich  der  Kaiser 
nach  aufsen  hin  den  zum  Gehorsam  verpflichtenden  Befehl  erläfst.  Dafs 
Laband  (Reichsstaatsrecht  I 8.  519)  zu  derselben  eine  ganze  Menge  „hinzu- 
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der  Kaiser1.  Nimmt  etwa  Buudesrat  und  Reichstag  das- 
selbe vor  der  Publikation  wieder  zurück,  so  hat  es  für  die 
Unterthanen  überhaupt  niemals  und  in  keiner  Weise  existiert, 
genau  so  wie  es  bei  einem  vor  der  Ausführung  aufgegebenen 
menschlichen  Willen  der  Fall  ist.  Ganz  anders,  wenn  ein- 
mal ein  bereits  verkündetes  Gesetz  wieder  rückgängig  ge- 
macht wird;  denn  da  der  Staat  sich  hiej  bereits  gebietend 
an  seine  Unterthanen  gewandt,  d.  h.  schon  nach  aufsen 
gehandelt  hat,  so  ist  für  diese  die  Sache  nicht  mehr  die, 
dafs  überhaupt  nihil  actum  est,  sondern  es  mufs  der  Erfolg 
einer  wirklich  vorgenommenen  Handlung  erst  durch  die  ent- 
sprechende gegenteilige  Handlung  wieder  aufgehoben  werden. 

Dieses  rein  innerhalb  des  Organismus  verlaufende 
Stadium  der  Willensbildung  kann  nun  auch  bei  allen  übrigen 
staatlichen  Bethätigungen  beobachtet  werden,  ist  keineswegs 
blofs  eine  Eigentümlichkeit  des  hier  zunächst  betrachteten 
Specialfalls.  Dabei  sind  zwar  auch  für  den  Staat  „zweck- 
lose“ Handlungen  in  dem  oben  (S.  25)  erörterten  Sinne, 
d.  h.  solche,  bei  denen  der  Wille  lediglich  auf  Vornahme 
der  fraglichen  Organshandlung  als  solcher  gerichtet  ist,  sehr 
wohl  möglich  und  denkbar,  müssen  aber  naturgemäfs  noch 
weit  mehr  als  beim  einzelnen  Menschen  hinter  denen  zurück- 
trcten,  wo  durch  diese  noch  ein  weiterer  Erfolg,  ein  be- 


denken“ rauf»,  beruht  ebenso  wie  seine  Polemik  gegen  die  Fassung  des 
Art.  2 (a.  a.  O.  8.  588/39)  auf  der  unzulässigen  Annahme  einer  besonderen 
dem  Hundesrat  zustehenden  Gesetzes  Sanktion.  Hierüber  das  Nötige  im 
folgenden  Paragraphen. 

1 Doch  ist  er  dabei  keineswegs  das  einzige,  sondern  nur  das  wich- 
tigste Ausführungsorgan.  Weil  nämlich  das  Gesetz  die  Unterthanen  erst 
dann  bindet,  wenn  es  ordnungsmäßig  im  Keiehsgesetzblatt  gedruckt  ge- 
standen hat.  so  gehört  zur  wirklichen  Entstehung  desselben  außer  der 
Thiitigkeit  jenes  noch  die  aller  andern,  ohne  welche  dieses  Schlufsresultat 
nicht  zu  Stande  kommt,  u.  u.  auch  die  des  kontrasignierenden  Reichs- 
kanzlers (ef.  Klöppel,  Gesetz  und  Obrigkeit,  1891,  8.  115).  Aber  selbst 
die  Thätigkeit  des  von  Preufs  (Areh.  f.  öff.  Recht  6 S.  168)  nur  ironisch 
heraugezogenen  Setzers  mnfs,  wenn  er  überhaupt  als  Staatsbeamter  und 
nicht  als  blofs  kontraktsmöfsig  verpflichteter  Mietsarbeiter  (vgl.  hierzu  § 11) 
fungiert,  als  Ausftihrungshandlung  eines  staatlichen  Hiilfsorgans  anerkannt 
werden,  ohne  die  das  Gesetz  nach  aufsen  hin  schlechterdings  nicht  ent- 
stehen kann. 
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sondern-  Zweck  herbeigeführt  werden  soll.  Für  die  letzteren 
mögen  hier  einige  Beispiele  noch  gestattet  sein. 

Bei  den  Wahlen  zum  Deutschen  Reichstag  ist  ein  staat- 
licher1 Wille,  jemanden  mit  der  Abgeordnetenqualität  zu 
bekleiden,  dann  schon  fertig  produciert,  wenn  am  Schlüsse 
cles  Wahlvorganges  sich  für  einen  Kandidaten  die  absolute 
Majorität  der  Abstimmenden  erklärt  hat;  zur  wirklichen 
Erlangung  derselben  bedarf  es  aber  der  Feststellung  und 
Proklamation  des  Ergebnisses  durch  den  Wahlkommissar2, 
welch  letzterer  also  hier  den  die  Willensbildung  besorgenden 
Einzelwählern  gegenüber  als  Ausführungsorgan  erscheint. 
Nicht  minder  ist  in  der  Rechtspflege  die  Fällung  eines 
schwurgerichtlichen  Todesurteils  um  deswillen  als  sociale 
Willens fassung  anzuerkennen,  weil  dasselbe  nach  er- 
langter Rechtskraft  den  wirklichen  Vollzug  der  verhängten 
Strafe  als  der  staatlicherseits  beabsichtigten  Handlung 
herbeizuführen  imstande  ist. 

Dieses  zweitgenannte  Beispiel  ist  noch  insofern  besonders 
interessant,  als  es  zu  veranschaulichen  vermag,  dafs  im 
Staatsorganismus  eine  Willensausführung  durch  einen 
Thatbestand  ausgelöst  werden  kann,  der  seinerseits  selbst 
schon  eine  solche  darstellte.  Denn  die  Bildung  des  frag- 
lichen Willens  erfolgte  in  unserm  Fall  zuvörderst  durch  das 
betreffende  Gericht,  das  durch  seinen  Spruch  zunächst  den 
Vorsitzenden  zur  Verkündung  des  Verdikts  veranlafste 8, 
worauf  wieder  das  Vorhandensein  eines  ordnungsmäfsig 
ausgefertigten  und  publicierten  Urteils  erst  die  faktische 
Vollziehung  hervorruft. 

So  kann  unter  Umständen  eine  lange  Reihe  von  Organs- 
handlungen vorliegen,  von  denen  jede  einzelne  als  Willens- 
ausführung  auf  Grund  der  vorausgehenden  erscheint,  um 


1 Eine  ganz  andere  Auffassung  des  Verhältnisses  bei  Bierling,  Jurist. 
Prinzipienlehre  I 8.  324  Anm. 

- Die  aufserdem  noch  erforderliche  Annahme  der  Wahl  seitens  des 
Gewählten  selbst  ist  blofse  condicio  inris  für  den  staatlichen  Ernennungsakt. 
8 Vgl.  hierzu  Laband,  Reichsstaatsrecht  I 8.  514  Anm.  1. 
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dann  für  die  folgende  die  Wirkung  einer  staatlichen  Willens- 
b i 1 d u n g zu  bewähren.  Dabei  ist  noch  besonders  zu  berück- 
sichtigen, dals  nicht  blofs  eine  unveränderte  Weiterleitung 
eines  und  desselben  Willensinhalts  möglich  ist,  sondern  dafs 
dieser  auf  jeder  Station  einer  näheren  Specialisierung  unter- 
liegen kann.  Wenn  beispielsweise  die  Bildung  der  Aus- 
schüsse des  deutschen  Bundesrats  in  der  Art  erfolgt,  dafs 
zunächst  er  selbst,  resp.  der  Kaiser  die  teilnehmenden 
Staaten  bestimmt,  dann  aber  diese  eine  Einzelperson  nomi- 
nieren 1,  so  ist  ihre  Thätigkeit  offenbar  insofern  blofse 
Willensausführung,  als  sie  überhaupt  auf  die  Ernennung 
eines  Vertreters  gerichtet  ist,  dagegen  Willensbildung  in- 
soweit, als  ihnen  die  freie  Wahl  unter  ihren  mehreren  Be- 
vollmächtigten gelassen  ist.  Ebenso  gehört  hierher  die 
andere  Erscheinung,  dafs  von  den  obersten  Behörden  jedes 
Staates  oft  Verfügungen  ausgehen,  durch  welche  nur  leitende 
Grundsätze  aufgestellt  werden,  wogegen  den  Unterinstanzen 
in  allmählich  sich  verengerndem  Umfang  die  Ausführung 
im  einzelnen  Vorbehalten  bleibt. 

Aus  alledem  ergiebt  sich,  dafs  es  nicht  richtig  sein 
kann,  mit  Laband2  das  staatliche  Wollen  im  Gegensatz 
zu  der  Verwaltung  als  dem  staatlichen  Handeln  nur  in  die 
(materielle)  Gesetzgebung  zu  verlegen,  dafs  vielmehr  Hänel 8 
vollkommen  Recht  hat,  w-enn  er  das  Moment  der  Willens- 
bildung wenigstens  in  partieller  Beschränkung  auch  in  der 
Jurisdiktion  und  der  von  ihm  Vollziehung  genannten  Ver- 
waltung wiederfindet.  Wenn  ein  Strafgesetz  anordnet,  dafs 
ein  gewisses  Verbrechen  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren 
bestraft  werden  soll,  so  ist  unstreitig  jedes  auf  Grund  des- 
selben ergehende  Urteil  blofse  Ausführung  oder,  wie  Laband 
hier  sagt,  einfache  Subsumtion  in  dem  Umfange,  dafs,  so- 
bald einmal  das  Vorhandensein  des  betreffenden  deliktischen 


1 Laband,  Reichsstaatsrecht  I S.  250  Anm.  1,  252. 

2 Cf.  Reichsstaatsrecht  1 8.  645. 

3 Studien  zum  deutschen  Staatsrechte  II  S.  1S7  f. ; Staatsrecht 
I S.  243. 
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Thatbestandes  festgestellt  ist,  weder  auf  Freisprechung  noch 
auf  Zuchthaus  oder  Geldstrafe  etc.  etc.,  sondern  einzig  und 
allein  auf  Gefängnis  nicht  über  zwei  Jahre  erkannt  werden 
darf;  innerhalb  dieses  Rahmens  aber  bildet  erst  der  Richter1 2 
und  nicht  schon  der  Gesetzgeber  den  staatlichen  Willen,  mit 
welchem  Strafmafs  das  Verbrechen  im  gegebenen  Einzel- 
falle geahndet  werden  soll3 * * * *.  Und  genau  so  liegt  auch  die 
Sache  in  der  Verwaltung,  nur  dafs  bei  dieser  dem  indi- 
viduellen Ermessen  gemeinhin  noch  ein  weit  gröfserer  Spiel- 
raum in  der  Bestimmung  des  Inhalts  des  konkreten  Social- 
willens zur  Verfügung  steht. 

Immerhin  ist  auch  bei  ihr  das  Verhältnis  stets  ein 
solches,  dafs  sie  unter  allen  Umständen  gewisse,  möglicher- 
weise durch  eine  blofse  Zweck  bestimmung 8 angedeutete 
Schranken  einzuhalten  hat,  d.  h.  dafs  sie  bei  allen  ihren 
Bethätigungen  nicht  schlechterdings  freie  Entschlufswald 
besitzt,  vielmehr  in  bestimmten  Grenzen  die  von  ihr  vor- 
zunehmenden Aktionen  von  anderwärts  her  vorgeschrieben 
erhält.  Gerade  in  diesem  Punkte  und  nur  in  ihm  ist  das 
Merkmal  enthalten , durch  das  allein  die  Gesetzgebung  in 
ihrer  specifischen  Eigenart  erfafst  werden  kann:  während 
die  übrigen  Funktionen  sich  entweder  als  reine  Aus- 
führungshandlungen oder  höchstens  als  eine  Kombination 
solcher  mit  partiell  beschränkter  Willensbildung'*  qualifi- 
cieren,  ist  sie  diejenige,  durch  welche  der  Staat  in  sehranken- 


1 Vgl.  hierzu  Klöppel,  Gesetz  und  Obrigkeit  S.  76,  81,  83  etc. 

2 Dafs  die  angebliche  Bindung  durch  die  Norm  „handle,  wie  du 

für  nützlich,  angemessen,  dem  öffentlichen  Interesse  entsprechend  hältst“, 

faktisch  bedeutungslos  ist,  führt  Laband  selbst  (Reichsstaatsrecht  I 

S.  647  Anm.  1)  gegen  Bematzik  aus.  (Anders  Hänel,  Studien  II  S.  210.) 

2 Vgl.  Hänel  a.  a.  O.  S.  195.  212.  Der  oberste  Kriegsherr  hat  ge- 
wifg  die  freieste  Verfügung  über  die  gesamte  Militärmacht,  aber  er  hat 
sie  doch  immer  nur  über  die  Militärmacht,  darf  sie  nicht  zu  irgend 
welchen  anderen  staatlichen  oder  gar  privaten  Zwecken  verwenden. 

* Wie  Laband  a.  a O.  S.  645  Anm.  1 mit  Recht  moniert,  kommt 
das  Vorhandensein  dieser  letzteren  dann  nicht  genügend  zum  Ausdruck, 
wenn  man  wie  Hänel  (a.  a.  O.  S.  195)  auch  hier  von  Ausführungs- 

handlungen schlechthin  spricht.  Doch  ist  dies  angesichts  der  Hänclscheu 
Gesamtdarstellung  eigentlich  nur  eine  terminologische  Ungenauigkeit. 
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loser  Freiheit  jeden  ihm  beliebenden  Willen  originär  zu 
fassen  vermag. 

Allen  Gesetzen  ohne  Ausnahme  ist  das  Moment  der 
blofsen  Ausführung  eines  schon  vorher  bestehenden  staat- 
lichen Willens  principiell  und  begrifflich  fremd.  Selbst 
dann,  wenn  vielleicht  in  einem  vorausgegangenen  Gesetz  die 
Schaffung  eines  neuen  mit  bestimmtem  Inhalt  verfügt  worden 
war1,  darf  der  wirkliche  Erlafs  desselben  nicht  in  der 
Weise  aufgefafst  werden,  als  wenn  hier  der  Staat  lediglich 
eine  Ausführungshandlung  vornähme;  er  schafft  es  nicht 
deshalb,  weil  er  einen  bereits  vorhandenen  W'illen  reali- 
sieren mul'a,  sondern  weil  er  ihn  jetzt  in  diesem  Augen- 
blicke noch  so  w i 1 1.  Für  den  gesamten  Umfang  seiner 
Verfügungen  besitzt  der  legislatorische  Akt  stets  die  Be- 
deutung und  Kraft  des  Anfanges  schlechthin,  d.  h.  in 
den  Neudispositionen  sowohl  wie  in  der  blofsen  wieder- 
holenden Bezugnahme  auf  frühere  wird  er  in  keiner  Weise 
bestimmt,  sondern  bestimmt  lediglich  sich  selbst;  er  ist 
reine  causa  sui  in  demselben  Sinne  (also  unbeschadet  der 
vernunftgcmttfsen  Determinierung  durch  faktische  Motive), 
wie  es  die  freie  menschliche  Willensthat  ebenfalls  ist. 

Das  gilt  auch  von  den  sog.  formellen  Gesetzen  Labands. 
Man  mag  zugeben,  dafs  die  in  der  Form  der  Legislative 
ergehende  Anordnung  eines  Festungsbaus  Quell  und  Ur- 
sprung einer  staatlichen  Handlung  ist  und  insofern 
selbst  als  (wichtigster)  Teil  dieser  bezeichnet  werden  kann  9. 
Nur  darf  man  nicht  glauben,  man  hätte  dabei  „im  Gegen- 
satz zu  der  rein  geistigen  Thätigkeit  des  Staates“  eine 
blofse  That  vor  sich,  während  es  sich  doch  in  Wahrheit 
um  eine  Willensausführung  in  Verbindung  mit  und  auf 
Grund  der  vorausgegangenen  Willens fassung  handelt. 
Die  letztere  ist  hier  in  ganz  derselben  Weise  vorhanden 

1 Man  denke  an  die  gesetzgeberischen  Verheifsungen  in  manchen 
Verfassungen. 

a In  diesem  Sinne  acceptiert  auch  Hiinel  (a.  a.  O.  S.  190  f.)  die  Aus- 
führungen Labands  im  Reichsstaatsrecht  I S.  648. 
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wie  bei  allen  übrigen  Gesetzen  auch;  in  souverltner 
Unbeschränkt  heit  bestimmt  sich  cler  Staat  zu  künftigem 
Handeln,  blofs  dafs  dieser  Entschlufs  in  unserem  Falle  auf 
eine  Einzelthat  und  nicht  wie  anderwärts  auf  ein  kontinuier- 
liches Verhalten  gerichtet  ist. 

Alles  was  in  Konsequenz  des  Festungsbaugesetzes  vor- 
genommen wird,  geht  im  letzten  Grunde  lediglich  auf  dieses 
selbst  zurück.  Das  ist  ganz  offenkundig,  wenn  es  irgend- 
welche von  den  bisherigen  abweichende  Grundsätze  auf- 
gestellt hat.  Denn  alsdann  regt  das  Gesetz  klärlich  erst 
von  sich  aus  die  dem  Staate  als  Organ  dienenden  Menschen 
zu  einem  bis  dahin  nicht  geübten  Verhalten  an  oder,  was 
für  alles  Gemeinschaftsleben  damit  notwendig  identisch  ist  “, 
aber  erst  in  der  nächsten  Abhandlung  weiter  ausgeführt 
werden  kann,  es  hat  unzweifelhaft  materiell  neues  Recht 
geschaffen 1. 

Sachlich  ganz  das  nämliche  Verhältnis  liegt  aber  auch 
vor,  wenn  die  Ausführung  durchaus  nach  den  alten  Be- 
stimmungen vor  sich  gehen  soll , und  zwar  gleichviel , ob 
das  Gesetz  dieselben  nochmals  ausdrücklich  wiederholt  oder 
blofs  stillschweigend  auf  sie  Bezug  nimmt.  Denn  auch  das 
geschieht  nicht  etwa  deshalb,  weil  es  an  die  bisherigen 
Formen  und  Modalitäten  mit  Notwendigkeit  gebunden  wäre, 
sondern  lediglich  weil  ihm  selber  die  Beibehaltung  der- 
selben beliebt  hat3. 

Ganz  anders  in  dem  Falle,  wo  die  Anordnung  des 
Festungsbaus  von  irgendwelcher  andern  Stelle,  sagen  wir 
der  Regierung  schlechthin,  ausgeht.  Es  mag  hier  dem  weit- 
gehendsten subjektiven  Ermessen  überlassen  sein,  ob  ein 
entsprechender  staatlicher  Wille  gebildet  werden  soll  oder 
nicht,  aber  sobald  er  einmal  gefafst  ist,  rollt  die  von  dem 
betreffenden  Organ  angestofsene  Handlungsreihe  in  zahl- 


1 Cf.  Hänel,  Studien  II  S.  216;  Staatsrecht  I S.  121/22. 

- Vgl.  hierzu  Tezner,  Kritische  Vierteljahrsschrift  Bd.  37  S.  256  57. 
* Tezuer  a.  a.  O.:  „Was  im  konkreten  Falle  als  Recht  gelten  soll, 
darf  an  keinem  andern  Mafsstab  gemessen  werden.“ 

Staats-  ii.  Völkerrecht!.  Abhandl.  t.  6.  — Schmidt.  3 
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reichen  Einzelheiten  nach  Regeln  ab,  die  von  dem  Belieben 
desselben  vollständig  unabhängig  sind  und  von  ihm  als 
nicht  abzuändernde  Ausführungsdirektiven  einfach  hinge- 
nommen  werden  müssen.  Es  gründet  sich  also  in  vielen 
Beziehungen  die  staatliche  Aktion  in  letzter  Instanz  nicht 
auf  eine  Willensbildung  erst  durch  jenes,  sondern  weist 
partiell  noch  weiter  auf  eine  andere  Stelle  zurück.  Nur 
soweit  die  Regierung  selbst  die  mafsgebeuden  Verfügungen 
zu  erlassen  hat,  erscheint  sie  als  den  Socialwillen  über- 
haupt erst  producierend ; soweit  sie  dagegen  gewisse  Elemente 
des  letzteren  von  anderwärts  her  überwiesen  erhält,  wird 
sie  ihrerseits  schon  mafsgebend  beeinflufst,  mit  andern 
Worten  tritt  eben  teilweise  als  den  staatlichen  Willen  blofs 
ausfuhrend  in  Thätigkeit. 

Wir  sehen  also,  dafs  es  trotz  desLabandschen  Zweifels1  an 
der  „mystischen  Transsubstantiationskraft  der  Gesetzesform“ 
sachlich  doch  sehr  zweierlei  ist,  ob  ein  und  derselbe  staat- 
liche Akt  in  der  Form  der  Legislative  ausgelöst  wird  oder 
nicht.  Wir  müssen  daran  festhalten,  dafs  nur  die  letztere, 
diese  aber  auch  gleichmäfsig  in  allen  ihren  Anwendungs- 
fällen, einen  Willen  zu  producieren  vermag,  der  in  seinem 
ganzen  Inhalt  durchaus  unbeschränkt  ist,  in  keiner  Weise, 
wie  es  den  übrigen  Staatsfunktionen  eigentümlich  ist,  irgend- 
welche Elemente  der  blofsen  Ausführung  in  sich  aufnimmt. 
Es  würde  naheliegen,  die  gewonnenen  Ergebnisse  insbesondere 
noch  an  dem  vielumstrittenen  Etatgesetz  auf  ihre  Richtig- 
keit zu  prüfen;  da  uns  aber  dasselbe  an  anderer  Stelle 
noch  beschäftigen  wird,  so  mufs  hier  vorläufig  die  Erklärung 
genügen,  dafs  auch  dieses  keine  Ausnahme  von  der  Regel 
bildet,  dafs  es  vielmehr  gleichfalls  in  jeder  Beziehung  sich 
selber  genug  ist,  formell  durchaus  auf  selbsteigenem  Rechts- 
boden sich  bewegt2. 


1 Reichsstaatsrecht  XI  8.  1002. 

* Um  Irrtümer  zu  vermeiden,  sei  jedoch  bereits  bei  dieser  Gelegen- 
heit bemerkt,  dafs  aus  dem  Satze,  dafs  das  zu  Stande  gekommene 
Budgetgesetz  in  allen  Einzelheiten  formell  neues  Recht  setzt,  keineswegs 
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Nach  den  Ausführungen  des  vorhergehenden  Para- 
graphen kann  die  Aufstellung  eines  specitischen  Begriffs 
„Staatswillen“  insofern  schon  als  gerechtfertigt  gelten,  als 
dargethan  ist,  dafs  im  staatlichen  Leben  alle  Aktionen  auf 
Grund  und  infolge  eines  eigentümlichen  Thatbestandes  vor 
sich  gehen,  der  sämtliche  Merkmale  des  sonst  „Wille“  ge- 
nannten Phänomens  an  sich  trägt.  Nun  wäre  allerdings 
noch  möglich  und  ist  in  der  Tliat  vielfach  geltend  gemacht 
worden,  dies  komme  einfach  daher,  dafs  der  als  Staatswille 
bezeichnete  Thatbestand  völlig  identisch  sei  mit  dem  andern, 
dafs  ein  oder  mehrere  einzelne  Menschen  wollen1;  indem 
man  einen  und  denselben  Sachverhalt  aufser  mit  der  ihm 
naturgemäfs  zukommenden  Benennung  bildlich  auch  noch 
mit  einer  andern  belege,  rufe  man  durch  diese  unpassende 
und  verwirrende  Doppelbezeichnung  nur  den  Anschein  her- 
vor, dafs  hinter  denselben  auch  verschiedenartige  Begriffe 
ständen,  während  es  doch  einen  eignen  und  specitischen 
Willen  des  Staats  als  solchen  niemals  gäbe2. 

Thatsächlich  scheint  dies  für  den  ersten  Augenblick 
mindestens  bei  denjenigen  bisher  möglichst  übergangenen 

der  andere  folgt,  dafs  das  Scheitern  desselben  sofort  ein  rechtliches 
Vakuum  hervorriefe.  Im  Gegenteil  gelten  daun  die  früheren  Normen,  die 
durch  das  Etatgesetz  noch  eine  Neubestätigung  erfahren  haben  würden, 
einfach  in  ihrer  alten  Form  und  Autorität  weiter.  Das  wäre  nur  dann 
anders,  wenn  sie  ausdrücklich  als  blofse  leges  annuae  erlassen  würden, 
eine  Eventualität,  die  für  das  Deutsche  Reich,  wie  Laband  gegen  Hänel 
und  Zorn  (Reichsstaatsrecht  I,  2.  Aufl.  1895.  S.  451  f.;  zustimmend  Tezner 
in  der  Kritischen  Vierteljahrsschrift  Band  37  S.  273  ff.)  völlig  zutreffend 
ausführt,  gewifs  nicht  vorliegt,  und  deren  praktische  Verwirklichung  trotz 
der  scheinbaren  Ausnahmen  Belgiens,  Frankreichs  u.  s.  w.  wohl  über- 
haupt nicht  mit  einer  wahren  Gleichberechtigung  mehrerer  gesetzgebenden 
Faktoren  au  vereinigen  ist. 

1 Cf.  Lingg,  Empirische  Untersuchungen  zur  allgemeinen  Staats- 
lehre S.  42,  73,  74,  81;  Bierling,  Juristische  l’rinzipienlehre  I S.  148, 
151  etc. 

8 Lingg  a.  a.  O.  S.  VIII:  „Es  gieht  keinen  Allgemeinwillcn,  sondern 
nur  eine  Übereinstimmung  einer  Vielheit  von  Individualwillen“  (auch 
S.  35,  61,  67).  Vgl.  aufserdem  Bierling  a.  a.  O.  S.  224:  Seydel,  Staats- 
rechtliche und  politische  Abhandlungen  (18931  S.  3,  109,  110,  118,  119; 
Holder,  Über  objektives  nnd  subjektives  Recht  (1893)  S 13  u.  a.  m. 

3* 
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Fällen  zuzutreffen,  wo  der  vermeintliche  Staatswille  von 
einer  einzigen  Person , etwa  das  Gesetz  vom  absoluten 
Herrscher,  gebildet  wird;  ebenso  wird  man  geneigt  sein, 
jede  einem  einzelnen  Kollegium  zustehende  Besehlufsfassung 
einfach  flir  einen  Specialfall  des  im  menschlichen  Leben  so 
vielfach  vorkommenden  Verhältnisses  zu  erklären,  dals 
etwas,  was  ein  einzelner  für  sich  allein  nicht  vermag,  doch 
von  mehreren  zusammen  gewollt  und  gethan  werden  kann  *. 
Indem  wir  uns  nun  Vorbehalten , auf  diese  einfacheren 
Formen  der  Staatswillensbildung  später  wieder  zurückzu- 
kommen, beschränken  wir  uns  zunächst  nochmals  auf  die 
schon  oben  betrachtete  Art  der  Gesetzesschaffting  im 
Deutschen  Reich 2 und  untersuchen  zuvörderst  für  diese 
Verhältnisse,  ob  der  specifische  Wille,  das  Gesetz  als  Ganzes 
hervorzurufen,  in  der  That  auch  bei  einer  oder  mehreren 
Individualpersonen  vorhanden  ist. 

Setzen  wir  den  Fall,  es  wird  im  Bundesrat  ein  ent- 
sprechender Vorschlag  angenommen,  so  ist  es  wohl  zweifel- 
los, dafs  die  zustimmenden  Mitglieder8  gerade  diesen  Willen 
unmöglich  gehabt  haben  können,  weder  einzeln  noch  auch 
alle  zusammen  gemeinschaftlich.  Ein  solcher  übereinstim- 
mender Wille  einer  Mehrzahl  erfordert  zunächst  und  vor  allen 
Dingen,  dafs  ein  jeder  schon  weifs  oder  mindestens  glaubt, 
dafs  auch  die  andern  Teilnehmer  denselben  Willen  wirklich 
haben.  Daran  wird  es  aber  im  Bundesmt  schon  vielfach 
fehlen,  wo  gerade  erst  durch  die  Abstimmung  festgestellt 
werden  soll,  ob  überhaupt  und  eventuell  w'elche  Bundes- 
glieder aufser  dem  Antragsteller  dem  Gesotzesvorschlag 
noch  zustimmen.  Aber  auch  dann,  wenn  bereits  durch 

1 Cf.  Lingg,  Empirische  Untersuchungen  zur  allgemeinen  Staats- 
lehre S.  136. 

2 Oder  allgemeiner  ausgedriiekt,  überhaupt  auf  den  Fall,  wo  die 
Gesetzgebung  von  zwei  Kollegien  geübt  wird,  beispielsweise  in  Hamburg 
von  Senat  und  Bürgerschaft,  in  Frankreich  von  Deputiertenkammer  und 
Senat  etc.  Vgl.  Gareis,  Allgemeines  Staatsrecht  (1883)  in  Marquardseus 
Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  I,  1 8.  67/68. 

2 Mag  man  als  solche  nun  die  Bevollmächtigten  oder  die  sie  in- 
struierenden Gliedstaaten  auffassen. 
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Vorbesprechungen  oder  gemäfs  der  vorausgegangenen  Debatte 
festgestellt  ist,  dafs  der  Antrag  eine  Majorität  finden  wird, 
selbst  dann  können  die  Betreffenden  höchstens  den  gemein- 
schaftlichen Willen  haben,  zusammen  einen  entsprechenden 
Bundesratsbeschlufs,  nicht  aber  ein  Gesetz  zu  producieren. 
Denn  jeder  weifs  ganz  genau,  dafs  zu  letzterem  noch  ein 
von  ihrem  Willen  ganz  unabhängiges  Ereignis  (Zustimmung 
des  Reichstags)  gehört.  Nun  bricht  aber,  wie  bereits  früher 
erwähnt  wurde ',  der  Wille  stets  da  ab,  wo  nach  der  eignen 
Vorstellung  des  Wollenden  die  von  ihm  angeregte  Kausali- 
tätsreihe endet;  auch  im  weitern  Sinne  kann  man  immer 
blofs  das  wollen,  was  in  ununterbrochenem  Beeinflussungs- 
zusamraenhange  mit  der  eignen  Handlung  steht.  Demnach 
würde  den  betreffenden  Bundesgliedern  dann  recht  wohl 
ein  Wille,  gemeinschaftlich  das  Gesetz  zu  schaffen,  zuge- 
schrieben werden  können,  wenn  zum  wirklichen  Inkraft- 
treten desselben  nur  noch  die  Publikation  durch  den  Kaiser 
nötig  wäre.  Denn  da  dieser  hierzu  verpflichtet  ist,  so 
würden  sie  mit  ihrem  Beschlufs  bewufst  eine  Kausalitäts- 
reihe in  Bewegung  setzen,  die  direkt  zu  dem  von  ihnen 
„gewollten“  Endresultat  führt. 

Der  Bundesratsbeschlufs  gelangt  nunmehr  an  den  Reichs- 
tag und  wird  hier  gleichfalls  angenommen,  wobei  jedoch 
abermals  niemand  den  Willen,  das  Gesetz  zu  schaffen,  hat. 
Denn  entweder,  nämlich  bei  schon  feststehender  Majorität, 
wollen  die  Zustimmenden  höchstens  wieder  zusammen  den 
entsprechenden  Reichstagsbeschlufs  oder  aber,  was  hier  so- 
wohl wie  oben  beim  Bundesrat  stets  das  weitaus  Wahr- 
scheinlichere ist,  jeder  einzelne  hat  für  sich  nur  den  Willen, 
seine  Stimme  in  bejahendem  Sinne  abzugeben.  Nehmen 
wir  nun  die  doch  zweifellos  denkbare  Möglichkeit  an 2,  dafs 

1 Cf.  S.  25. 

2 Vorausgesetzt,  dafs  es  sich  dabei  nicht  blofs  um  müfsige  Spielereien, 
sondern  um  den  Versuch  handelt,  mit  ihrer  Hülfe  die  Unzulänglichkeit 
bisher  angenommener  Begriffe  zu  illustrieren,  darf  die  Wissenschaft  sehr 
wohl  mit  derartigen  Fällen  operieren  und  hat  es  zu  allen  Zeiten  (s.  z.  B. 
Laband,  Reichsstaatsreeht  I S.  67!)  gethan.  Vgl.  über  die  Berechtigung 
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nach  klarstem  Wortlaut  der  Verfassung*  das  Gesetz  nicht 
nochmals  an  den  Bundesrat  zurück  müfste,  sondern  dafs 
die  einfache  Thatsache“*,  dafs  beide  Körpersc haften  zuge- 
stimmt haben,  genügte,  um  den  Kaiser  zur  Publikation  zu 
verpflichten,  so  würde  nunmehr  wirklich  innerhalb  des 
staatlichen  Organismus  derjenige  Zustand  herbeigeführt  sein, 
der  Organe  des  Staats  zu  zweckdienlichem  Handeln  nach 
aulsen,  nämlich  zur  Schaffung  des  Gesetzes  den  Unterthanen 
gegenüber,  veranlafst,  d.  h.  es  würde  jetzt  thatsächlich,  ohne 
dafs  nachweislich  eine  einzige  der  dabei  beteiligt  gewese- 
nen Individualpersonen  einen  identischen  Willen  gehabt 
hätte,  ein  „Wille  des  Staats“,  das  betreffende  Gesetz  zu 
schaffen,  gefafst  sein. 

Und  genau  dasselbe  Verhältnis  würde  auch  dann  vor- 
liegen, wenn  die  Verfassung  einer  konstitutionellen  Monarchie 
die  königliche  Zustimmung  zum  Gesetz  schon  vor  der  parla- 
mentarischen Genehmigung  in  unrücknehmbarer  Weise  statt- 
liuden  liefse8;  auch  hier  würde  der  offenkundig  vorliegende 
Sachverhalt  ganz  von  selbst  zu  dem  theoretischen  Satze 
führen:  „Sobald  bestimmte  Organspersonen  in  solenner 
Weise  ihren  Wunsch,  dafs  etwas  Gesetz  werde,  erkliirt 
haben,  werden  andere  veranlafst,  es  wirklich  zu  schaffen“, 
oder  mit  kürzerem  aber  völlig  sachgemäfsem  Ausdruck, 


dieser  „rein  methodischen  Hülfsgriffe“,  „blofser  Fiktionen  zu  einem  vor- 
gesehenen  Zwecke“  Bierling,  Juristische  Prinzipienlehre  I S 37,  102. 
Übrigens  war  der  oben  angenommene  Zustand  im  Norddeutschen  Bunde 
(abgesehen  von  Zoll-  und  Steuergesetzen)  thatsnehlieh  verwirklicht  (cf. 
Hiinel,  Studien  II  8.  52  Anm.  1;  Kolbow  im  Archiv  für  öffentl.  Recht  5 
S.  95).  Wo  steckte  damals  die  bundesratliche  „Sanktion“  ? 

' Über  die  beim  dermaligen  Text  immerhin  möglichen  Zweifel  cf. 
Kolbow  a.  a.  O.  8.  94  sowie  die  Angaben  bei  G.  Meyer,  Deutsches  Staats- 
recht, 4.  And.,  S.  505  Anm.  4. 

s Für  deren  Konstatierung  natürlich  irgendwie,  beispielsweise  in  der 
Art  wie  in  der  österreichischen  und  ungarischen  Delegation  die  Über- 
einstimmung der  beiderseitigen  Einzelbeschlüsse  auf  Grund  eines  „Nuntien- 
wechsels“ festgestellt  wird.  Sorge  getragen  sein  müfste. 

1 Ebenso  wenn  bei  den  vom  Kaiser,  resp.  Kanzler  im  Einverständ- 
nis mit  dem  Bundesrat  zu  erlassenden  Verordnungen  des  Deutschen 
Reichs  (Laband,  Reiehsstaatsrecht  1 S.  574.  576)  die  ersteren  schon  vor 
der  Abstimmung  des  letzteren  sich  bindend  zu  erklären  hätten. 
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„dann  hat  der  Staat  und  nur  dieser  einen  specifischen 
Willen,  es  ins  Leben  zu  rufen,  gefafst“.  Wenn  man 
diese  eigne  Willensfassung  des  Staates  als  solchen  wieder 
und  wieder  verkannt  hat,  so  liegt  dies  daran,  dafs  nach 
den  meisten1  Verfassungen  schliefslich  allerdings  auch  ein 
einzelner  Mensch  den  entsprechenden  Willen  fassen  und 
erklären  kann.  Es  ist  dies  eine  notwendige  Konsequenz 
dessen,  dafs  dieselben  die  königliche  Zustimmung  ans  Ende 
des  gesetzgeberischen  Vorgangs  stellen,  dem  Monarchen  die 
sogen.  Sanktion  des  Gesetzes  Vorbehalten.  In  der  That, 
wenn  alle  andern  Voraussetzungen  bereits  gegeben  sind, 
und  nur  noch  die  Zustimmung  des  Monarchen  fehlt,  dann 
kann  dieser  sie  natürlich  auch  in  der  Form  erklären:  „Ich 
will  und  schaffe  das  Gesetz1 . In  Wahrheit  hat  er  freilich 
auch  hier  dasselbe  nicht  allein  hervorgerufen,  sondern  nur 
die  letzte  Bedingung  zum  schliefslichen  Gesamterfolg  gesetzt; 
mindestens  darf  er  jenes  nur  in  der  gleichen  Weise  filr 
sich  beanspruchen , wie  jemand , der  eine  von  zwei  je  mit 
100  Centnern  belasteten  und  daher  im  Gleichgewicht  be- 
findlichen Wagschalen  durch  seine  auf  die  andere  Seite 
drückende  Körperkraft  zum  Emporsteigen  bringt,  behaupten 
darf,  er  hätte  100  Centner  gehoben. 

Demzufolge  ist  die  Aufstellung  eines  besondern  Stadiums 
der  Sanktion  nicht  nur  nicht  erforderlich , sondern  für  die 
richtige  Erkenntnis  des  Sachverhalts  sogar  hinderlich  und 
insofern  geradezu  schädlich.  Die  Mitwirkung  des  Parla- 
ments ist  der  monarchischen  qualitativ  ganz  gleich2,  nicht 

1 Keineswegs  allen!  Vgl.  z.  B.  Asehehoug,  Staatsrecht  der  ver- 
einigten Königreiche  Schweden  und  Norwegen  (1886,  in  Marquardsens 
Handbuch  IV,  2,  2)  S.  68 : Vom  schwedischen  Reichstag  unverändew  an- 
genommene Gesetz  Vorschläge  kann  der  König  nicht  mehr  zurückziehen. 
Wo  steckt  hier  die  monarchische  -Sanktion?“  Vgl.  auch  die  Bemerkungen 
Bomhaks  (Areh.  f.  öffentl.  Recht  8 S.  452)  über  die  entsprechenden  eng- 
lischen Verhältnisse. 

2 Kolbow  a.  a.  O.  S.  90  91.  Vgl.  auch  die  von  Laband,  Reichs- 
staatsrecht I S.  494  Anm.  2 genannten  Schriftsteller.  Sucht  man  den 
Monarchen  dadurch  als  einzigen  persönlichenUrheber  des  gesetzgeberischen 
Willens  zu  retten,  dafs  man  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  nur  als 
notwendige  „Vorbedingung“  der  Fassung  des  letzteren  bezeichnet,  so  i«t 


Digitized  by  Google 


40 


I.  0. 


mehr  aber  auch  nicht  weniger  notwendig  für  das  Zustande- 
kommen des  Gesetzes  als  diese  *.  Jeder  der  beiden  an  der 
Gesetzbildung  beteiligten  Faktoren  als  Bundesrat  und  Reichs- 
tag, Senat  und  Bürgerschaft,  König  und  Landstände  u.  s.  w. 
setzt  eine  für  den  Gesamterfolg  unerläfsliche  Bedingung*. 
Und  nur  auf  das  Setzen  dieser,  mit  andern  Worten  blofs 
auf  die  Vornahme  der  specicll  von  seiner  Willkür  ab- 
hängigen Mitwirkung  ist  überhaupt  ein  Wille  seinerseits 
vorhanden;  man  darf  also  die  Sache  auch  nicht  so  wenden, 
dafs  er  die  Absicht,  das  Gesetz  als  solches  zu  schaffen,  mit 
dem  andern  zusammen,  vereint  hätte.  Soll  eine  solche 
Willensgemeinschaft  vorliegen,  so  raufs  ja,  wie  schon  oben 
bemerkt  wurde,  jeder  Teilnehmer  bereits  überzeugt  gewesen 
sein , dafs  auch  sämtliche  andern  einen  entsprechenden 
Will  en  haben,  der  sie  alle,  entweder  gleichzeitig  mit  einander 
oder  successiv  nach  einander,  an  der  Herbeiführung  eines 
Gesamterfolgs  arbeiten  läfst.  An  einem  solchen  bewufsten 
Zusammenwollen  und  -handeln  fehlt  es  aber  in  unserm 
Falle  zweifellos  vollständig3;  nimmt  doch  beispielsweise  der 

das  blofse  „Wortspielerei“.  Laband  selbst  betont  es  bei  einer  andern 
Gelegenheit  (Ueichsstaatsreeht  II  S.  991)  sehr  entschieden,  dafs  es  ganz 
gleich  ist,  ob  man  die  einen  Erfolg  hcrbeiführenden  Umstände  kausal 
oder  hypothetisch  mit  ihm  in  Verbindung  bringt.  Cf.  auch  Lingg,  Unter- 
suchungen S.  9 Anm.  34. 

1 Mit  der  Anerkennung  dieses  Satzes  braucht  mau  trotz  I.aband, 
Ueichsstaatsreeht  I S.  493  (Anm.  2)  noch  lange  nicht  in  die  Fehler  der 
Lehre  von  der  Teilung  der  Gewalten  zu  verfallen  (einer  Theorie  übrigens, 
die,  wie  O.  Mayer  in  seinem  Deutschen  Yerwaltungsreclit  treffend  be- 
merkt, in  Wahrheit  gar  nicht  der  „Popanz“  ist,  als  der  sie  von  der 
deutschen  Wissenschaft  gewöhnlich  dargestellt  wird),  am  wenigsten  wird 
dadurch  „die  Einheit  des  Staates  zerstört“. 

* Oder,  wie  Seuffert  es  ausdrückt,  wir  haben  hier  mehrere  Hand- 
lungen vor  uns,  „deren  jede  für  sich  einen  gewissen  Erfolg  und  die  zu- 
sammengenommen wieder  einen  kombinierten  Erfolg  bewirken“;  siehe 
Kuntze,  Der  Gesamtakt  (1892)  S.  42. 

3 Hiernach  verstellt  es  sielt  von  selbst,  dafs  der  Begriff  des  „Ge- 
samtakts“, der  nach  der  Absicht  seines  Schöpfers  gerade  die  subjektiv 
gemeinsame  Willensidentität  offenbar  bezeichnen  soll  (s.  Kuntze  a.  a.  O. 
S.  31,  48,  47  etc.',  niemals  auf  das  Verhältnis  der  mehreren  gesetzgebenden 
Faktoren  unter  einander,  sondern  höchstens  auf  den  Hesclilufs  des  Parla- 
ments. des  BundeBrats,  des  Reichstags  u.  s.  w.  je  für  sieb  Anwendung 
finden  kann  (vgl.  indes  auch  hierzu  S.  3637).  Das  Nämliche  gilt  trotz 
der  Ausführungen  Jellineks  (System  S.  194,  197)  von  der  „Vereinbarung“ 
Bindings  (Gründung  des  Norddeutschen  Bundes,  1889,  S.  70). 
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Reichstag  seine  Initiativgesetzvorschläge  an,  ohne  dafs  er 
dabei  voraus  wissen  könnte,  ob  auch  der  Bundesrat  zu- 
stimmen  wird,  ja  unter  Umstünden  sogar  mit  klarem  Be- 
wufstsein  dessen,  dafs  dies  nicht  der  Fall  sein  wird1.  Es 
wird  eben  ein  jedes  der  beiden  den  staatlichen  Gesetzes- 
willen bildenden  Elemente  isoliert  und  für  sich  von  den 
dazu  berufenen  Organspersonen  herbeigeführt2,  ohne  dafs 
diese  dabei  irgendwie  in  Rücksicht  und  Hinblick  auf  ein 
bei  der  andern  Seite  zu  erwartendes  entsprechendes  Ver- 
halten handelten.  Lediglich  für  die  objektive  Betrachtung 
hat  der  Umstand,  dafs  auch  die  zweite  zur  freien  Willens- 
that  des  einen  Faktors  hinzutretende  Bedingung  des  Ge- 
samterfolgs ihrerseits  selbst  wieder  eine  Willenshandlung 
ist,  den  Sachverhalt  zur  Folge,  dafs  dieser  Gesamteffekt 
von  zwei  Seiten  zusammen,  durch  sich  gegenseitig  ergänzende 
Willensthaten  herbeigeführt  worden  ist,  aber  es  fehlt  eben 
an  der  notwendigen  subjektiven  Beziehung8  auf  einander. 
Monarch  und  Parlament  können  nur  in  derselben  M eise 
als  gemeinschaftlich  das  Gesetz  schaffend  anerkannt  werden, 
wie  in  der  Geschichte,  um  das  erste  beste  Beispiel  heraus- 
zugreifen, Kelten  und  Römer,  ohne  von  einander  überhaupt 
zu  wissen,  doch  vereint,  durch  ein  „Zusammenwirken“4  die 
etruskische  Macht  gebrochen  haben. 

Nun  möchte  vielleicht  gegen  die  hier  vertretene  Auf- 
fassung eingewendet  werden : dadurch,  dafs  man  zwei  Organe 
ganz  isoliert,  ohne  Beziehung  auf  einander  funktionieren 
liefse,  negiere  man  selbst  wieder  die  früher  behauptete 
Eigenschaft  des  Staats  als  Organismus,  welch  letzterer  doch 
gerade  eine  Verbindung  von  auf  einander  angewiesenen  und 

1 Man  vergleiche  einzelne  Beschlüsse  über  Aufhebung  des  Jesuiten- 
gesetzes, Zahlung  von  Diäten  an  die  Reichstagsabgeordneteu  u.  s.  w. 

s Dafs  sie  nicht  unter  direkter  Bezugnahme  auf  einander  handeln, 
wird  ganz  richtig,  wiewohl  in  roherer  Form,  auch  durch  den  Satz  zum 
Ausdruck  gebracht,  dafs  sie  mit  einander  keinen  Vertrag  über  die  Gesetze 
absehliefsen;  vgl.  z.  B.  Hägens,  Staat,  Recht  und  Völkerrecht  (1890) 
S.  86  Anm.  180. 

a Vgl.  hierzu  Lingg,  Untersuchungen  S.  135. 

4 Cf.  Mommsen,  Römische  Geschichte  (7.  Aiifl.)  I S.  330. 
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bezogenen,  sich  gegenseitig  planmäfsig  in  die  Hände  arbei- 
tenden Teilen  sei.  Aus  dieser  Charakterisierung,  so  richtig 
sie  ist,  folgt  aber  keineswegs,  tlafs  auch  alle  einzelnen 
Organe  in  direkter  funktioneller  Beziehung  stehen  müssen  *, 
vielmehr  blofs  dies,  dafs  die  Thätigkeit  der  einzelnen  nicht 
in  sich  ihren  individuellen  Selbstzweck  findet,  sondern  bei 
aller  äufsern  Selbständigkeit  dient  und  vorgenommen  wird 
zur  Realisierung  eines  Lebenszwecks  der  Gesamtheit.  Und 
für  eine  solche  Zusammenschliefsung  und  Einordnung  unter 
den  letzteren  ist  ja  gerade  in  unserm  Falle  vermöge  der 
Verfassung3  vollauf  gesorgt.  Diese  fügt  die  an  sich  unab- 
hängig von  einander  vollzogene  Thätigkeit  von  Monarch 
und  Parlament  insofern  doch  dem  staatlichen  Organismus 
ein,  als  sie  eben  ftlr  das  Leben  des  letztem  bestimmte 
Folgen  aus  einer  Übereinstimmung  beider  hervorgehen  lälst3, 
als  sie  dafür  sorgt,  dafs  dieselbe  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen und  in  bestimmtem  Umfange  ganz  so  wie  iru 
physischen  Organismus  die  Fassung  eines  Willens  wirkt, 
nämlich  andere  Organe  zu  entsprechendem  Handeln  ver- 
anlafst. 

Fassen  wir  nunmehr  das  Ergebnis  der  bisherigen  Unter- 
suchungen kurz  zusammen , so  ergiebt  sich  schon  aus  dein 
einzelnen  hier  analysierten  Falle  der  deutschen  Reichs- 
gesotzgebung,  dafs  im  staatlichen  Leben  wirklich  That- 
bestände  Vorkommen,  die  einerseits  alle  wesentlichen  Merk- 
male des  specifischen  Willensbegriffes  aufweisen,  anderer- 
seits nicht  identisch  sind  mit  dem  andern,  dafs  ein  oder 


1 Man  beacht«  z.  It.  am  menschlichen  Organismus  die  vou  den 
beiden  (als  solchen  von  einander  ganz  unabhängigen)  Füfsen  bewirkte 
Fortbewegung. 

3 Kesp.,  um  nicht  die  blofs  sekundäre  Qualität  des  Staates  als  eines 
rechtlichen  Organismus  (cf.  8.  21  Amn.  4)  allzusehr  zu  betonen,  ver- 
möge der  jeden  einzelnen  beseelenden  und  aufreehtcrhaltenden  Lebens- 
kraft, welch  letztere  sich  einfach  dadurch  dokumentiert,  dafs  die  willens- 
bildenden Organe  für  ihre  Beschlüsse  faktischen  Gehorsam  bei  allen 
übrigen  Gliedern  finden. 

3 Cf.  Kuntze  a.  a.  O.  S.  57;  Laband,  Reichsstaatsrecht  I 8.  514 
Amn.  1. 
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mehrere  einzelne  Menschen  wollen , Thatbestände  also , be- 
züglich deren  mit  vollem  Recht  behauptet  werden  darf,  dafs 
hier  der  Staat  als  solcher  und  nur  dieser  einen  „Willen“ 
gefafst  habe.  Mit  dieser  Formulierung  soll  natürlicht  nicht 
in  Abrede  gestellt  werden,  dafs  der  Staat  bei  dieser  Willens- 
fassung notwendig  der  einzelnen  Menschen  bedarf,  nur  mit 
ihrer  Hülfe  zu  derselben  gelangen  kann;  vor  allem  ist  er, 
wenn  sich  auch  das  eigentliche  Willensstadium  selbst  (siehe 
S.  25)  als  besonderer,  von  jedem  Individualwillen  verschie- 
dener Thatbestand  nachweisen  liefs,  bezüglich  der  ihm  vor- 
ausgehenden Bewufstseinsvorgünge  stets  auf  sie  angewiesen, 
indem  die  Vorstellung  eines  wünschenswerten  Zustandes 
und  der  zu  dessen  Herbeiführung  dienlichen  Mittel  natur- 
gemäfs  nie  anders  als  in  und  von  einzelnen  Menschen  voll- 
zogen werden  kann Diese  Abhängigkeit  des  Staates  von 
den  letzteren  kann  nun,  wie  oben  bereits  angedeutet  wurde, 
sich  unter  Umstünden  auch  auf  das  Willensstadium  selbst 
ausdelmen:  überall  dort  nämlich,  wo  der  Staatswille  von 
einer  einzigen  Person  gebildet  wird;  es  bleibt  daher  noch 
nachzuweisen  übrig,  mit  welchem  Recht  man  auch  hier  einen 
vom  einfachen  Individualwillen  specifisch  verschiedenen 
Willen  des  Staats  als  solchen  annehmen  darf. 

Hier  mufs  nun  nochmals  darauf  zurückgegangen  werden, 
dafs  jedes  Wollen  in  erster  Linie  stets  auf  ein  eigenes  Sich- 
verhalten  geht,  in  weiterm  Sinne  auf  das,  wozu  man  hier- 
durch den  Anstofs  geben  zu  können  meint.  Daraus  folgt, 
dafs  zwar  jeder  Mensch  sofort  und  ohne  weiteres  alles  das 
zu  wollen  vermag,  was  durch  Naturkausalität  herbeigeführt 
werden  kann,  nicht  dagegen  für  gewöhnlich  das,  was  durch 
Handeln  eines  andern  Menschen  erzielt  werden  soll,  denn 
hier  tritt  ja  die  eigene  freie  WillensfÜhigkeit  des  letzteren 
hemmend  dazwischen.  Soll  daher  trotzdem  in  dieser  Weise 
„gewollt“  werden  können , so  müssen  besondere  Umstände 
vorhanden  sein,  die  den  „Wollenden“  zu  der  Annahme  be- 


1 Vgl.  Jellinek,  System  S.  39,  247. 
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rcchtigen,  dafs  jener  andere  seine  an  sieh  freie  Entschlufs- 
wahl  nur  in  seinem  Sinne  treffen  werde.  Eine  solche  Er- 
weiterung des  gewöhnlichen  Umfangs  der  natürlichen  Willens- 
und Handlungsfähigkeit 1 tritt  nun  aber  vor  allem  dort  ein, 
wo  der  Wollende  Organ  ist.  Hier  ist  er  in  der  Tliat  den 
ihm  untergebenen  Organspersonen  gegenüber2  ohne  weiteres 
zu  der  obigen  Annahme  berechtigt,  kann  den  dazwischen 
liegenden  freien  Willen  der  letzteren  als  ganz  eliminiert 
ansehen.  Diese  Möglichkeit  aber,  vernünftigerweise  Hand- 
lungen anderer  Menschen  „wollen“  zu  können,  hat  er  eben 
nicht  einfach  als  Mensch,  sondern  nur  weil  und  solange  er 
Organ  ist8.  So  eignete  beispielsweise  dem  Kaiser  Ferdi- 
nand von  Österreich  am  3.  Dezember  1848,  d.  h.  nach 
seiner  Abdankung,  als  Mensch  genau  dieselbe  Willensfähig- 
keit wie  zwei  Tage  früher  vor  derselben,  aber  er  konnte 
vernünftigerweise  nicht  mehr  den  specifisch  gearteten  Willen 
haben,  durch  den  irgend  welche  Thätigkeit  von  Staats- 
organen ausgelöst  wird4.  Diesen  zu  bilden  vermag  eben 
nur  das  betreffende  Organ  als  solches,  und  da  nun  Gesamt- 
organismus und  Einzelorgan  sich  zu  einander  verhalten  wie 
das  Ganze  zum  Teil,  alles,  was  das  letztere  thut,  begrifflich 
zugleich  als  That  des  ersteren  erscheint5,  so  darf  auch  die 
dem  Einzelorgan  specifisch  eignende  WillensfÜhigkeit  als 
eine  solche  des  Staats  selbst  bezeichnet  werden. 


1 Es  sei  noch  ausdrücklich  betont,  dafs  hier  in  keiner  Weise  au  die 
juristische  zu  denken  ist.  Diese  ist  die  Fähigkeit,  rechtliche,  dagegen 
jene  des  Textes  diejenige , faktische  Veränderungen  und  Wirkungen  von 
sielt  aus  herbeiführen  zu  können.  Vorwiegend  um  eine  Ausdehnung  der 
normalen  rechtlichen  Aktionsfähigkeit  handelt  es  sich  z.  B.  bei  der 
Stellvertretung. 

2 Ja  mehr  noch  sogar  in  Bezug  auf  sämtliche  Glieder  des  Organis- 
mus überhaupt,  insofern  nämlich  aie  h diese  die  innerhalb  seiner  Kompe- 
tenz erlassenen  Anordnungen  stets  respektieren  und  für  ihre  eigenen 
Willenshandlungen  bestimmend  sein  lassen. 

s Cf.  Lingg.  Untersuchungen  8.  110.  115. 

4 Vgl.  hiermit  Jellinek,  System  S.  77. 

B Vgl.  Gierke,  Genossenschaftstheorie  S.  624 ; Thon,  Rechtsnorm  und 
subjektives  Recht  S.  241  Anm.  29  u.  a.  m. 
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§ 5. 

Das  Ziel  ist  erreicht,  der  Nachweis  erbracht,  dafs  und 
in  welcher  Weise  man  anch  dem  Staat  einen  eignen  Willen, 
nach  Treitschke  sogar  den  „ allerwirklichsten,  der  auf  Erden 
überhaupt  besteht“,  zuzuerkennen  hat.  Wir  haben  gesehen, 
dafs  in  ihm  kraft  der  jeden  einzelnen  beseelenden  indi- 
viduellen Lebens-  und  Behauptungsfähigkeit  die  eigenartige 
Erscheinung  zu  konstatieren  ist,  dafs  einem  von  bestimmten 
Organen  gefal’sten  Beschlüsse  ein  entsprechendes  Handeln 
anderer  Glieder  folgt,  wobei  auch  dann,  wenn  die  Bildung 
dieses  Beschlusses  einer  einzigen  Person  obliegt,  nicht  so- 
wohl ein  Wille  des  einzelnen  Menschen  als  solchen,  wie  ein 
dem  Organ  selbst  eigentümlicher  anzunehmen  ist.  Das  ist 
aber  ganz  dasselbe  Phänomen,  wie  es  sich  z.  B.  auch  im 
menschlichen  Organismus  vorfindet.  Selbstverständlich  wird 
damit  nicht  geleugnet,  dafs  zwischen  dem  Willen  des  Staats 
und  dem  des  Menschen  auch  grofse  Verschiedenheiten  ob- 
walten; vor  allem  ist  es  ganz  zweifellos,  dafs  beidemal  das 
kongruente  Resultat  auf  völlig  verschiedenem  Wege,  näm- 
lich von  ganz  anders  gearteten  und  beschaffenen  Organen 
erzielt  wird.  Aber  das  allein  kann  nicht  mafsgebend  sein; 
ist  der  Staat  einmal  als  Organismus  erkannt  worden,  so 
darf  man  ihm  eigene  Willensfähigkeit  nicht  mit  Seligmanu  1 
aus  dem  allerdings  sehr  einfachen  Grunde  absprechen,  weil 
er  kein  Gehirn  hat.  Dafür  hat  er  eben  andere  für  die 
Funktion  der  Willensbildung  bestimmte  und  befähigte 
Organe.  Ein  solcher  Scldufs  wäre  deshalb  ebenso  falsch 
wie  etwa  der  andere:  „Ein  Fisch  kann  nicht  atmen,  denn 
er  hat  keine  Lungen“.  In  Wahrheit  ist  in  solchen  Fällen 
nur  bei  mehreren  in  Vergleich  gestellten  Organismen  eine 
und  dieselbe  (physiologische)  Funktion  morphologisch  ver- 
schiedenen Organen  übertragen.  Da  aber  für  die  Beurtei- 


* Abschlufs  und  Wirksamkeit  der  Staatsverträge  S.  154.  Ebenso 
Lingg,  Untersuchungen  S.  121,  160. 
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lung  und  Vergleichung  der  organischen  Lebensfunktionen 
immer  nur  sie  selbst  und  ihre  Resultate,  d.  h.  ihre  Be- 
deutung und  Aufgabe  fUr  den  ganzen  Haushalt  des  Organis- 
mus überhaupt,  nicht  aber  die  Besonderheit  des  Weges,  auf 
dem  diese  Resultate  gewonnen  werden , in  Frage  kommen 
können,  so  steht  gar  nichts  entgegen,  auch  dem  Staate  eine 
eigene  Willensfahigkeit  zuzuerkennen,  mindestens  etwas 
dieser  Analoges,  was  genau  wie  bei  der  Frage  nach  seiner 
Organismusqualität 1 ein  blofser  Wortstreit  ist. 

Nun  mufs  aber  noch  auf  etwas  aufmerksam  gemacht 
werden.  Bisher  ist  das  Vorhandensein  und  die  reale  Wirk- 
samkeit eines  specifischen  Staatswillens  immer  nur  in  der 
einen  Bedeutung  behauptet  worden,  nach  weleher  er  als 
interne,  streng  innerhalb  eines  Organismus  selbst  erzeugte 
Ursache  einer  von  diesem  in  der  Aufsenwelt  vorzunehmenden 
Handlung  sowie  der  weiteren  dadurch  herbeizuführenden 
Wirkung  erscheint,  mithin  nur  das  Entstehen,  nicht  aber 
auch  das  Bestehen  der  letzteren  erklären  soll.  Es  darf  aber 
nicht  übersehen  werden,  dafs  der  gewöhnliche  Sprach- 
gebrauch von  einem  Staatswillen  auch  in  der  zweitange- 
deuteten,  sachlich  keineswegs  ohne  weiteres  gerechtfertigten 
Bedeutung  redet.  So  pflegt  man  wohl  zu  sagen,  dafs  die 
vom  Reich  ins  Leben  gerufenen  Zwangsverbände  der  Un- 
fallversicherung etc.  jetzt  durch  seinen  Willen  auch  be- 
stehen, dafs  sie  existieren,  weil  dieses  es  will.  Indes 
folgt  aus  dem  Umstande,  dafs  jemandes  Wille  die  Ursache 
einer  sich  vollziehenden  Veränderung  in  der  Aufsenwelt 
war,  an  sich  noch  lange  nicht,  dafs  dieser  Wille  auch  der 
Grund  für  die  Fortdauer  der  einmal  entstandenen  Wirkung 
sein  müfste.  Z.  B.  besteht  eine  vom  Menschen  willentlich 
herbeigeführte  Vermischung  mehrerer  Metalle  nicht  etwa 
um  deswillen  als  solche  weiter  fort,  weil  es  der  Betreffende 
so  will,  denn  selbst  wenn  er  beständig  einen  solchen  Willen 
haben  könnte  und  hätte,  würde  ja  dieser  rein  innerliche 


1 Vgl.  S.  22. 
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psychische  Zustand  nimmermehr  Wirkungen  in  der  Aufsen- 
welt  zu  erklären  vermögen.  Vielmehr  erhält  sieh  die 
Metallvermischung  lediglich  deshalb,  weil  die  Naturgesetze 
unter  gewissen  Voraussetzungen  eine  Kohäsion  der  Teile 
bestimmen,  diese  aber  im  gegebenen  Falle  wirklich  herbei- 
geführt worden  sind,  mit  anderen  Worten  eine  sachlich 
genaue  Ausdrucksweise  darf  hier  auf  den  vorausgegangenen 
Willen  nur  historisch  motivierend,  keineswegs  aber  existenz- 
erklärend Bezug  nehmen  *.  Dem  Staate  gegenüber  liegt 
aber  die  Sache  ganz  ähnlich;  auch  hier  mufs  der  That- 
wille,  die  betreffende  Neuschöpfung  hervorzurufen,  sich 
notwendig  konsumieren  mit  vollendeter  Schaffung  und  kann 
nicht  ohne  weiteres  als  fortwirkend  zur  Erklärung  der  be- 
stehenden Erscheinung  herangezogen  werden. 

Und  doch  geschieht  dies  überaus  häufig,  vor  allem 
dann,  wenn  zu  der  willentlichen  Herbeiführung  des  be- 
treffenden Erfolgs  noch  ein  zweites  Moment  hinzutritt. 
Worin  das  letztere  besteht,  das  ergiebt  sich  leicht  aus  der 
Thatsache,  dafs,  während  kaum  jemand  sagen  wird:  „Elsafs- 
Lothringen  gehört  zu  Deutschland,  weil  Frankreich  es  so 
will“,  wohl  jeder  die  analoge  Wendung  unbedenklich  für 
rein  interne  Verhältnisse  eines  Staats  gebrauchen  wird: 
liinzukommen  mufs  nämlich  noch,  dafs  der  die  fragliche 
Wirkung  in  der  Aufsenwelt  setzende  Staat  auch  die  Möglich- 
keit hat,  sie  jederzeit  nach  Belieben  wieder  aufzuheben. 
Aber  auch  unter  diesen  Umständen  darf  man  den  staat- 
lichen Willen  nicht  als  Erklärungsgrund  für  den  Fortbestand 
der  von  ihm  herbeigeführten  Erscheinung  ausgeben. 

Demgegenüber  könnte  vielleicht  eingewendet  werden, 
beispielsweise  der  Satz:  „Die  Gemeinden  bestehen,  weil  der 
Staat  es  will“,  sei  insofern  ganz  zutreffend  und  richtig,  als 
in  deren  ungestörter  Existenz  thatsächlich  das  Vorhanden- 
sein eines  gewissen  staatlichen  Willens  zum  Ausdruck 
komme;  sie  beruhten  nämlich  auf  einem  Unterlassungs- 


1 Vgl.  hierzu  such  S.  17. 
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willen  seinerseits,  auf  dem  von  ihm  gefalsten  Willen,  von 
seiner  Aufhebungsmöglichkeit  keinen  Gebrauch  zu  machen. 
Indes  einmal  kann  ein  solcher  Unterlassungswille  bekannt- 
lich überhaupt  schwer  als  wahrhaft  kausal  wirkend  auf- 
gefafst  werden,  mindestens  blofs  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen1, die  hier  ganz  gewifs  nicht  gegeben  sind;  dann 
aber  ist  auch  nicht  der  geringste  Grund  einzusehen,  warum 
man  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  gerade  diesen 
Zustand  des  permanenten  Unterlassungswillens  anzunehmen 
hätte  anstatt  des  weitaus  wahrscheinlicheren,  dafs  einst- 
weilen überhaupt  kein  auf  die  Gemeinden  bezüglicher  Wille 
des  Staats  vorhanden  sei. 

Nach  alledem  wird  man  zu  dem  Resultate  kommen 
müssen,  dafs  es  eine  ungenaue,  dem  wirklichen  Sachverhält- 
nis  nicht  entsprechende  Formulierung  ist,  wenn  man  etwas, 
was  durch  staatlichen  Willen  entstanden  ist,  ohne  weiteres 
und  blofs  deshalb  auch  als  durch  den  letzteren  bestehend 
bezeichnet.  Diese  Behauptung  steht  nur  dann  mit  den 
gegebenen  Thatsachen  in  Einklang,  wenn  die  vom  Staat 
hervorgerufene  Erscheinung  auch  nach  ihrer  Entstehung 
sich  nicht  von  selbst  zu  erhalten  vermag,  vielmehr  einzig 
und  allein  durch  permanente  weitere  Einwirkung  seinerseits 
perpetuiert  werden  kann.  Ist  es  z.  B.  richtig3,  was  Laband 
bekanntlich  gerade  bezüglich  der  Gemeinden  wirklich  be- 
hauptet, dafs  sie  in  keiner  Weise  eigene  Lebenskraft  zu 
entwickeln,  aus  eigenen  Macht-  und  Hiilfsmitteln  zu  dauern 
imstande  sind,  im  Gegenteil  ihren  Fortbestand  lediglich 
der  Zwangsmacht  des  Staates  verdanken,  dann  ist  jene 
Formulierung  eine  völlig  sinn-  und  sachgemäfse.  Genau 

1 Nämlich  dann,  wenn  aus  irgend  welchen  Gründen,  insbesondere 
wegen  einer  speciellen  Pflicht  zum  Handeln  dieses  letztere  erwartet 
werden  tnufste:  indem  unter  diesen  Umständen  das  pflichtgemäfse  Thun 
gewissermafsen  als  Element  der  normalen,  sich  selbst  überlassenen,  vom 
menschlichen  Willen  noch  gar  nicht  tangierten  Entwicklung  erscheint 
wird  diese  hier  von  ihm  nicht  wie  gewöhnlich  durch  Hinzusetzen  eines 
neuen,  sondern  durch  die  nicht  weniger  kausal  wirkende  Ilinwegnahme 
eines  alten  Moments  beeinflufst. 

2 Vgl.  hierzu  § 8. 
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genommen  besteht  freilich  auch  hier  das  die  Gemeinden 
erhaltende  Moment  nicht  sowohl  in  einem  „Willen“  des 
Staats  als  solchem,  sondern  erst  in  dem  durch  diesen  aus- 
gelösten faktischen  Handeln  seiner  Organe1.  Aberda  diese 
zu  ihrem  Thätigsein  zu  Gunsten  der  Gemeinden  durch  ge- 
setzliche Vorschriften  veranlafst  werden,  mit  andern  Worten 
da  innerhalb  des  staatlichen  Organismus  ein  Zustand  zu 
konstatieren  ist,  welcher  jene  zu  dem  entsprechenden  Ein- 
greifen in  die  Aufsenwelt  ständig  anregt2,  so  darf  man  unter 
der  gemachten  Voraussetzung  mit  vollem  Recht  den  letzten 
Grund  für  die  Existenz  der  Gemeinden  in  einem  Willen 
des  Staats,  sie  aufrecht  zu  erhalten , erblicken.  Bei  dieser 
Gelegenheit  sehen  wir  auch  nochmals8,  dafs  und  in  welchem 
Sinne  man  doch  mit  Laband  und  trotz  Hänel4  „den  Unter- 
schied zwischen  Wille  und  Handlung  auf  die  Gesetzgebung 
(als  Ganzes)  und  die  vollziehende  Verwaltung  anwenden 
kann“:  so  unbedingt  Hänel  auch  zuzugeben  ist,  dafs  der- 
jenige Wille,  beispielsweise  einen  bestimmten  Rechtssatz  für 
die  Unierthanen  aufzustellen,  zu  schaffen,  durch  König  und 
Parlament  gefafst  und  durch  die  Publikation  bereits  han- 
delnd vollzogen  wird,  so  zweifellos  ist  es  andererseits,  dafs 
der  ganz  andere  Wille,  diesen  Rechtssatz  auch  in  faktischer 
Geltung  zu  erhalten,  bei  Nichtbeachtung  desselben  stets 
thätig  einzuschreiten , für  die  mit  dem  letzteren  betrauten 
Organe  erst  mit  der  Publikation  des  sie  zu  eventuellem  aktiven 
Vorgehen  verpflichtenden  Gesetzes  fertig  entstanden  ist  und 
nunmehr  seine  Vollziehung  von  ihnen  erwartet. 

1 Ähnlich  wie  ein  ins  Freie  liiuausgehaltener  Gegenstand  unmittel- 
bar und  direkt  durch  den  stützenden  Arm,  nicht  durch  den  Willen,  ihn 
zu  halten,  vor  dem  Falle  bewahrt  wird. 

3 und  der  gerade  deshalb  nach  S.  26  ff.  recht  wohl  als  ein  sich 
permanent  an  diese  Organe  wendender  „Staatswille“  aufzufassen  ist. 

* Vgl.  hierzu  S.  29  f.  und  38. 

4 Studien  II  S.  188. 


8t*a»s-  u.  valkerrechtl.  Abhandl.  I.  6.  — Schmidt.  4 
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IV.  Der  Staat  als  die  principielle  (universale, 
souveräne,  herrschende,  natürliche)  Gemein* 
schaftsforin. 

§ 6. 

So  unumgiinglich  notwendig  die  bisherigen  Unter- 
suchungen für  eine  vollständige  Erkenntnis  des  Staats- 
begriffes auch  waren,  und  so  wichtige  Seiten  desselben 
durch  sie  berührt  worden  sind,  so  unterliegt  es  doch  keinem 
Zweifel,  dafs  wir  bei  alledem  noch  nicht  seinen  innersten 
Kern,  die  dem  Staate  und  nur  ihm  eigentümliche  Qualität, 
seine  differentia  specifica  aufgedeckt  haben.  Wir  haben  fest- 
gestellt, dafs  die  Staat  genannte  Verbindung  von  Menschen 
ein  real  existierendes  einheitliches  Ganze  ist,  weiterhin,  dafs 
sie  einen  lebendigen,  sich  durch  eine  besondere  Lebenskraft 
behauptenden  Organismus  darstellt,  sowie  endlich,  dafs  sie 
ein  willens-  und  handlungsfähiges  Wesen  ist,  die  Thätigkeit 
ihrer  verschiedenen  Organe  durch  einen  ihr  speciell  eignen- 
den Willen  zu  lenken  und  zu  beherrschen  vermag. 

Aber  Menschenverbindungen,  die  diesen  Merkmalen 
genügen,  giebt  es  gar  viele;  wir  müssen  anerkennen,  dafs 
dieselben  sämtlich  auch  bei  Privatkorporationen,  Gemeinden, 
Kirchen  etc.  nachzuweisen  sind.  Wodurch  unterscheidet 
sich  nun  der  Staat  von  diesen  andern  Verbänden,  was  ist 
diejenige  Eigenschaft,  die  ihn  als  solchen  aus  der  grofsen 
Zahl  aller  übrigen  heraushebt? 

Es  ist  bekannt,  dafs  man  auf  diese  Frage  früher  regel- 
mäfsig  und  auch  jetzt  noch  vielfach  die  Antwort  giebt: 
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„Seine  Souveränetät“.  Dabei  wird  letzterer  Begriff  ge- 
wöhnlich in  der  Weise  verstanden,  dafs  souverän  dasjenige 
Gemeinwesen  sein  soll,  welches  keine  höhere  Gewalt  über 
sich  hat,  vielmehr  allen  andern  auf  seinem  Gebiet  befind- 
lichen Verbänden  übergeordnet  ist  und  sie  beherrscht1. 
Aber  mit  dieser  Formulierung  vermag  man  keineswegs  den 
Staat  in  seiner  Eigentümlichkeit  zu  erfassen.  Geradezu 
unrichtig  und  den  thatsächlichen  Verhältnissen  wider- 
sprechend ist  der  zweite  positive  Bestandteil  derselben: 
haben  wir  doch,  von  primitiven  politischen  Zuständen  ganz 
abgesehen,  sogar  in  der  modernen  Zeit  in  korporativen 
Gebilden  wie  die  Maffia,  der  Fenierbund  u.  dergl.2  gesell- 
schaftliche Willensmächte  vor  uns,  die  vom  Staat  gewifs 
nicht  „ergriffen  werden,  sich  ihm  unterordnen  und  einftigen“  8. 
Eher  noch  und  mit  gröfserer  Berechtigung  möchte  sich  viel- 
leicht das  erste  negative  Moment,  welches  übrigens  vielfach 
für  den  einzigen  Inhalt  der  Souveränetät  gehalten  wird4, 
als  für  den  Staat  wesentlich  erklären  lassen5.  Indes  ist  es 
doch  wieder  kaum  zulässig,  wenn  man  das  innerste  Wesen 
eines  Begriffes  nur  verneinend,  durch  Hervorhebung  dessen, 
was  an  ihm  nicht  zu  konstatieren  ist,  bestimmen  will;  einzig 
und  allein  positive  Merkmale  können  ein  deutliches  Bild 
dessen,  was  er  in  Wahrheit  ist,  gewähren. 

Als  ein  solches  ist  nun  schon  wiederholt  und  mit  gutem 
Grunde  die  Universalität  seines  Zweckes6  aufge- 

1 Vgl.  Brie,  Theorie  der  Staatenverbindungeu  (1886)  S.  9;  G.  Meyer, 
deutsches  Staats  recht  (4.  Aufl.)  S.  8 und  18. 

* Ein  Versuch,  diese  dem  Staat  feindlich  gegenübertretenden  Potenzen 
auszunehmen,  ihn  aber  mit  Rücksicht  auf  alle  andern,  seine  Obergewalt 
willig  anerkennenden  Verbände  als  souverän  zu  charakterisieren,  müfste 
schliefslich  auf  die  von  Preufs  (Archiv  für  öffentl.  Recht  6 8.  170)  mit 
vollem  Recht  als  „erstaunlich  inhaltsreich“  bezeiclincte  Definition  Linggs 
(Untersuchungen  S.  219/20,)  hinauskommen:  „Souverän  (und  mithin  Staat) 
ist  diejenige  Gewalt,  welche  höher  ist  als  alle  andern  Gewalten,  die  ihr 
unterworfen  sind.“ 

® Vgl.  Hänel,  Deutsches  Staatsrecht  I S.  113/119. 

4 So  u.  a.  Laband,  Reichsstaatsrecht  I S.  65. 

6 Wobei  aber  auch  wieder  das  Problem  des  Staatenbundes  Schwierig- 
keiten bereitet. 

® Um  die  Souveränetät  als  das  charakteristische  Unterseheidungs- 

4* 
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stellt  worden.  Nach  dieser  Theorie,  die  vorbehältlich  einer 
kleinen  später  anzugebenden  Modifikation  auch  hier  accep- 
tiert  werden  soll,  ist  Staat  die  allumfassende  menschliche 
Gemeinschaftsform,  diejenige,  welche  die  Fülle  der  nur 
social  zu  lösenden  Lebenszwecke  sich  zur  Aufgabe  macht. 

Allerdings  ist  gegen  die  Proklamation  des  Zweck- 
moments als  des  ftir  den  Staat  mafsgebenden  und  ihn 
charakterisierenden  Kriteriums  auch  lebhafter  Widerspruch 
erhoben  worden , insbesondere  von  Laband  *,  der  seine 
Meinung  allgemein  dahin  formuliert,  dafs  der  Zweck, 
welchem  ein  Rechtsinstitut  dient,  stets  und  unter  allen  Um- 
ständen jenseits  seines  Begriffes  liegt  Abgesehen  von  den 
sonstigen  hier  zu  machenden  Einwendungen 2 scheitert  der 
Satz  speciell  in  seiner  Anwendung  auf  den  Staat  schon 
daran,  dafs  dieser  überhaupt  gar  kein  „Rechtsinstitut“  ist. 
Er  stellt  nicht  wie  „Kauf,  Darlehen,  Socictät,  Hypothek 
u.  s.  w.  u.  s.  w.“  eine  juristische  Einrichtung  dar,  welche 
für  die  einzelnen  Menschen  zum  selbstnützigen  Gebrauch 
geschaffen  ist  und  von  ihnen  zielbewufst  als  Mittel  für  ihre 
Interessen  verwendet  wird,  sondern  er  ist  ein  lebendiger 
Organismus,  welcher  eine  bestimmtgeartete  Thätigkeit 
aktiv  zu  entfalten  vermag  und  mit  dieser  nur  im  Resultat, 
mithin  rein  objektiv  betrachtet8,  auch  den  Zwecken  der 
Einzelnen  dient  und  zu  gute  kommt.  Der  Staat  wird  nicht 
passiv  zur  Realisierung  von  Interessen  benutzt,  verwirklicht 
vielmehr  solche  seinerseits  durch  thätiges  Handeln. 

Und  zwar  schützt  er  zunächst  lediglich  seine  eigenen  In- 
teressen. Durch  die  Organisierung  einer  Kriegsmacht  will  er 

merkmal  des  Staats  zu  retten,  gelegentlich  wohl  auch  in  die  Definition 
der  letzteren  mit  aufgenommen  (s.  Hanoi  a.  a.  O.  8.  109  ff.,  113).  Doch 
thut  man  dabei  dem  Begriffe  insofern  zweifellos  Gewalt  an,  als  derselbe 
nach  Grundbedeutung  und  Ursprung  immer  nur  zur  Bezeichnung  eines 
Verhältnisses  der  über-  und  Unterordnung  dienen  kann. 

1 Vgl.  Keichastaats recht  I S.  61  sowie  Archiv  f.  öffentliches  Beeilt  2 
S.  317  f. 

8 Cf.  Bematzik  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  5 8.  201  ff. 

* Vgl.  hierzu  Prenfs,  Gemeinde,  Staat,  Keich  als  Gebietskörper- 
schaften 8.  260  Anm.  59,  S.  281;  Lingg,  Untersuchungen  S.  53  Anm.  181, 
8.  154  etc. 
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vor  allem  sich  selbst,  seine  Existenz  und  Integrität  gegen 
Angriffe  von  aufsen  sichern;  im  Interesse  und  zum  Schutze 
der  von  ihm  erlassenen  Rechtsordnung1  schreitet  er  ein 
wider  alle  kriminalen  oder  civilistischen  Übertretungen  der- 
selben : kurz  bei  allen  seinen  Funktionen  haben  wir  die 
Erscheinung  zu  konstatieren , dafs  ein  naturgeschaffener 
Organismus  durch  zielbewufste  Thätigkeit  irgend  welche 
für  Leben  und  Bestand  als  notwendig  erkannte  Zwecke  zu 
verwirklichen  sucht. 

Das  Eigentümliche  beim  Staat  ist  nur  dies,  dafs  er, 
indem  er  seine  eigenen  Interessen  wahrt,  hierdurch  gleich- 
zeitig auch  denjenigen  seiner  Glieder  zu  genügen  vermag. 
Der  Grund  dieses  Phänomens  liegt  in  Folgendem. 

Es  ist  eine  anerkannte  Thatsache,  dafs  der  Mensch 
wegen  seiner  mangelhaften  physischen  Ausrüstung  nicht 
imstande  ist,  in  völliger  Isolierung  sich  zu  erhalten;  ira 
Kampf  ums  Dasein  mufs  er  vereinzelt  mit  Notwendigkeit 
andern  besser  ausgerüsteten  Wesen  erliegen®.  Einzig  und 
allein  die  Vergesellschaftung  bietet  ihm  die  Möglichkeit 
sicherer  Existenz,  nur  in  stetiger  Verbindung  mit  seines- 
gleichen kann  er  sämtlichen  Anforderungen  und  Bedürf- 
nissen des  Lebens  dauernd  genügen. 

Dafür  nun,  dafs  diese  erste  und  notwendigste  Existenz- 
bedingung stets  und  überall  gegeben  ist,  hat  die  Natur  eben 
durch  den  allen  Menschen  eingepflanzten  Associationstrieb 
Sorge  getragen ; es  ist  mithin  der  aus  letzterem  hervor- 
gegangene Staat  von  ihr  nicht  um  seiner  selbst,  sondern 
um  der  Menschen  willen,  als  notwendiges  Korrektiv  für  die 
ungenügende  Ausrüstung  der  Einzelnen  als  solcher  ge- 
schaffen und  ins  Leben  gerufen  worden.  Wenn  er  nun 
auch , weil  gleichfalls  ein  selbständiges  W'illenswesen  dar- 


1 Vgl.  hierzu  Kosin,  Souveränetät,  Staat,  Gemeinde,  Selbstverwal- 
tung (Scparatabdruek  aus  den  Annalen  des  Deutschen  Reichs  1883)  S.  23 
Anm.  3;  Bematzik  a.  a.  O.  8.  262;  auch  Jcllinek,  System  S.  109  f. 

1 Die  Ausnahme,  dafs  unter  ganz  exceptionellen  Verhältnissen  manch- 
mal doch  ein  (physisch-animalisches)  Leben  k ln  Robinson  möglich  sein 
mag,  beweist  hier  wie  überall  nichts  gegen  die  Regel. 
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stellend,  ganz  natürlicherweise  zunächst  seine  eigenen  Inter- 
essen wahrnehmen  wird,  so  müssen  dieselben  doch  unter 
diesen  Verhältnissen  im  grofsen  und  ganzen  mit  solchen 
seiner  Glieder,  aus  denen  er  ja  erst  zusammengesetzt  und 
gebildet  ist,  sich  decken.  Beide  brauchen  zwar  nicht  durch- 
weg und  unter  allen  Umständen  zusammenzufallen,  im  Gegen- 
teil können  die  Zwecke  des  Staats  und  die  seiner  Bürger 
im  einzelnen  vielfach  aufs  schärfste  kollidieren,  wobei  dann 
die  letzteren  stets  hinter  den  ersteren  zurücktreten  müssen, 
aber  jedenfalls  steht  doch  das  staatliche  Interesse  den  Unter- 
thanen  nicht  als  schlechterdings  fremdes  gegenüber,  sondern 
schliefst  gleichzeitig  auch  das  „Durchschnittsinteresse“  dieser 
mit  ein  *. 

So  kommt  es  zu  dem  Resultat,  dafs  der  Staat  durch 
sein  Leben  und  durch  seine  Thätigkeit  zugleich  auch  für 
gewisse,  die  Kräfte  der  Einzelindividuen  übersteigende 
Zwecke  dieser  sorgt.  Wenn  wir  ihn  nun  von  anderen 
Verbänden,  bezüglich  deren  das  Gleiche  zutrifft,  dadurch 
zu  unterscheiden  suchen,  dafs  wir  ihm  die  Fülle  aller  nur 
social  zu  lösenden  Aufgaben  vindicieren,  wenn  wir  be- 
haupten, dafs  er  und  nur  er  vermöge  seiner  specitischcn 
Organisation  und  Anlage  der  Gesamtheit  derselben  zu  ge- 
nügen vermag  und  thatsächlich  genügt,  so  bedeutet  das 
offenbar  nichts  anderes,  als  einen  einzelnen  Organismus 
näher  durch  die  Eigenart  der  von  ihm  allein  entfalteten 
Lebensäufserungen  und  -bethätigungen  zu  bestimmen.  Heifst 
das  aber  wirklich,  einen  Begriff  mit  einem  aufserhalb  des- 
selben liegenden  Merkmal  feststellen?  Gehört  nicht  gerade 
die  Art  und  Weise,  wie  der  betreffende  Organismus  lebt, 
fungiert  und  thätig  ist,  zu  den  ihn  am  besten  in  seiner 
Besonderheit  charakterisierenden  Momenten?  Die  Antwort 
kann  wohl  kaum  zweifelhaft  sein.  Mit  ganz  dem  gleichen 
Recht  und  nach  genau  demselben  Einteilungsprincip , wie 
ein  bekannter  Zoologe  sagt:  „Bezeichnend  für  die  Vögel 


1 Cf.  Bernatzik  a.  a.  O.  S.  241. 
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ist  ihr  Vermögen  zu  fliegen“,  wie  er  weiterhin  innerhalb 
derselben  wieder  nach  einer  besondern  Fähigkeit  die  Unter- 
klasse der  Schwimmvögel  abteilt  u.  dergl.,  darf  auch  die 
Begriffsdefinition  aufgestellt  werden:  Staat  ist  derjenige  Ver- 
bandsorganismus, welcher  durch  seine  Thätigkeit  die  Ge- 
samtheit der  nur  in  der  Gemeinschaft  zu  erfüllenden  mensch- 
lichen Lebenszwecke  zu  realisieren  imstande  ist. 


§ 7. 

Eine  einfache  Konsequenz  der  hier  vertretenen  Ansicht 
ist  es  nun,  dafs  der  Staat  für  uns  nicht,  wie  gewöhnlich 
angenommen  wird,  erst  als  Produkt  einer  höheren  Kultur 
erscheint,  sondern  überall  und  immer  vorhanden  ist,  wo 
Menschen  Zusammenleben  *.  Denn  mit  der  obigen  Definition 
ist  gar  nichts  darüber  gesagt,  welcher  Art  die  vom  Staat 
zu  Gunsten  der  Individuen  zu  erfüllenden  Aufgaben  im 
einzelnen  sind,  vielmehr  blofs  das  Eine  gefordert,  dafs  er 
principiell  für  alle  Socialzwecke  zu  sorgen  hat2.  Ob  es 
ihrer  viel  oder  wenige  sind,  ob  er  diese  und  jene  Speeial- 
thätigkeit  auch  zu  entfalten  hat  oder  nicht,  das  ist  für  die 
verschiedenen  Staaten  ganz  verschieden,  hängt  lediglich 
davon  ab,  ob  der  betreffende  Lebenszweck  nach  den  that- 
sächlich  gegebenen  Verhältnissen  und  Umständen  des  kon- 
kreten Falls  eine  sociale  Lösung  erheischt  oder  aber  noch 
der  individuellen  Verfolgung  zugänglich  ist.  Allerdings  darf 
man  wohl  als  Minimum  derjenigen  Aufgaben,  die  der  Ein- 
zelne von  sich  aus  niemals  völlig  genügend  erfüllen  kann, 


' Hiermit  zu  vgl.  Fricker,  Vom  Staatsgebiet  (1867)  S.  24. 

* Der  Einwand  Labands  (Archiv  für  öffentliches  Recht  2 S.  318), 
eine  solche  Unbestimmtheit  des  staatlichen  Zwecks  sei  eine  contradietio 
in  adjecto,  indem  jeder  Zweck  begrifflich  einen  festen  Zielpunkt  haben 
müsse,  ist  dahin  zu  erledigen,  dafs  nur  der  einzelne  Staat  als  solcher 
stets  einen  bestimmt  präcisierten  Zweck  habeu  mufs  und  nach  dem  Fol- 
genden auch  wirklich  hat.  Fis  liegt  hier  ein  ganz  ähnliches  Sachverhält- 
uis  vor,  wie  wenn  mau  dem  Menschen  als  Gattung  schlechthin  die  „Fällig- 
keit zu  wollen“  zuspricht,  während  doch  der  Einzelne  immer  nur  „etwas 
wollen“  kann. 
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und  die  daher  unter  allen  Umständen  der  Gemeinschaft 
zufallen  müssen , die  Sicherung  des  individuellen  Daseins 
überhaupt  gegen  alle  dasselbe  bedrohenden  gewaltsamen 
Angriffe  betrachten  dürfen,  eine  Aufgabe,  der  auch  die 
politische  Organisation  der  rohesten  und  uncivilisiertesten 
Rassen  in  der  Weise  zu  entsprechen  sucht,  dafs  sie  ihren 
Angehörigen  gegen  üufsere  Feinde  Waffenschutz  und  nach 
innen,  andern  Mitgliedern  gegenüber,  einen  gewissen  Rechts- 
schutz gewährt1.  Aber  je  nach  den  Umständen  kann  es 
sich  nötig  machen,  dafs  die  Gemeinschaft  den  Einzelnen  auch 
noch  andere  Aufgaben  abnimmt;  so  kommt  es,  dafs  sie  all- 
mählich eine  immer  reichere  und  mannigfaltigere 8 Thätig- 
keit  entwickelt,  bis  schliefslich  aus  den  einfachen  und  primi- 
tiven Socialformen  der  komplicierte,  „nichts  Menschliches 
sich  fremd  erachtende“  moderne  Staat  geworden  ist. 

Nun  soll  selbstverständlich  nicht  in  Abrede  gestellt 
werden,  dafs  zwischen  beiden  die  wesentlichsten  Unterschiede 
bestehen  *;  es  fragt  sich  nur,  ob  dieselben  so  fundamentaler 
Natur  sind,  dafs  man  ganz  verschiedene  Begriffe  anstatt 
blofser  Unterarten  eines  Oberbegriffes  anzunehmen  hat4. 
Wie  die  Dinge  einmal  liegen,  wird  man  wohl  unbedenklich 
das  letztere  fiir  richtiger  erklären , überall  nur  mehrfache 
Emanationen  eines  Princips,  verschiedenartige  Ausprä- 
gungen und  Evolutionen  eines  Grundphänomens  be- 
haupten dürfen.  Erkennt  man  dies  übrigens  als  richtig  an, 
weigert  sich  aber,  mit  dem  Verfasser  die  Bezeichnung  „Staat“ 
von  der  einen  Unterklasse  auf  den  Gesamtbegriff  zu  über- 
tragen8, so  liegt  in  Wahrheit  nicht  sowohl  eine  sachliche 

1 Cf.  Ricrling,  Juristische  Prinzipienlehrc  I S.  312  (Anni.  1);  G.  Meyer, 
Der  Staat  und  die  erworbenen  Rechte  (1895)  S.  1 etc. 

8 Übrigens  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dafs  sie  nicht  auch  unter 
Umständen  wieder  Aufgaben  an  die  Individuen  abtreteu  könnte;  ist  es 
doch  z.  15.  bekannt,  dafs  in  den  Urzeiten  auch  der  Wirtschaftsbetrieb  zum 
grofsen  Teil  in  social -kommunistischer  Form  erlolgte 

* Beispielsweise  hinsichtlich  ihres  Verhältnisses  zum  Gebiet.  Vgl 
später  § 15. 

4 Vgl.  hier  Hänel,  Archiv  fiir  öffentliches  Recht  5 S.  472. 

8 Diese  Auffassung  hat  den  Sprachgebrauch  für  sich,  der  sich  un- 
leugbar noch  gegen  eine  so  weite  Ausdehnung  des  Begriffes  sträubt.  Da- 
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als  blofs  terminologische  Differenz  vor,  die  als  solche  von 
verhältnismäfsig  geringer  Bedeutung  ist.  Nur  allerdings 
auf  das  eine  mufs  streng  gehalten  werden,  dafs  man  das 
Wort  Staat  lediglich  in  der  einmal  gewählten  Bedeutung 
verwendet  und  es  nicht  abwechselnd  im  weitern  und  engem 
Sinne  versteht;  sonst  kommt  man  sehr  rasch  zu  hand- 
greiflichen Widersprüchen,  wie  dies  z.  B.  Heffter-Geffcken  1 
passiert  ist,  der  fast  unmittelbar  auf  einander  die  beiden 
Sätze  folgen  läfst:  „Staatenlose  Menschen  giebt  es  nicht“ 
und  „Horden  sind  keine  Staaten“. 

Die  ursprünglichste  und  einfachste  Form  dieser  primitiv- 
staatlichen Gebilde  ist  bekanntlich  die  Familie2,  genauer 
gesagt  der  Familienstaat.  Es  benutzt  nämlich  die  Natur 
zu  der  ersten  Hervorbringung  des  dem  Menschen  überhaupt 
erst  physische  Existenz-  und  Behauptungsfähigkeit  sicher 
verbürgenden  Zustandes,  zur  uranfänglichen  Herstellung 
der  schon  für  das  rein  animalische  Leben  unerläfslichen 
Gemeinschaft  ein  Mittel,  welches  sie  auch  in  der  Tierwelt8 
analog  anwendet:  sie  läfst  die  demselben  Blute  entstammen- 
den Menschen  durch  ein  Band  der  sorgsamen  Liebe  ver- 
einigt sein.  Auf  der  Basis  der  verwandtschaftlichen  Zu- 
neigung und  in  Anknüpfung  an  dieselbe  entsteht  so  eine 
erste  direkt  von  der  Natur  geschaffene  Organisation,  welche 
die  Erreichung  der  nur  social  zu  lösenden  Lebenszwecke 
zur  Aufgabe  hat4:  je  für  sich  zusammengehalten  durch  die 


(regen  empfiehlt  sieh  die  andere  um  deswillen,  weil  man  auf  diese  Weise 
einen  charakteristischen,  die  Zusammengehörigkeit  und  principielle  Gleich- 
artigkeit sämtlicher  Gebilde  scharf  betonenden  Gattungsnamen  erhält 
(dessen  Unterabteilungen  nun  leicht  durch  entsprechende  Zusätze  wie 
Familieustaat,  Stammstaat,  Gebietsstaat  n.  8.  w.  u.  s.  w.  zu  bilden  sind), 
wogegen  sich  jene  mit  dem  farblosen,  auch  auf  andersartige  Verhältnisse 
passenden  „Verband“  oder  „Gesellschaft“  behelfen  mufs. 

1 Cf.  Europäisches  Völkerrecht(8.  Aufl.  1888)8.  43  Anm.  8u.  45  Anm.  3. 

* Deren  „ehemals  staatlichen  Charakter“  u.  a.  auch  Laband  aner- 
kennt; cf.  Keiciisstaatsrecht  I S.  63.  Ebenso  Iiierling  a.  a.  O.  S.  287. 

* Hier  freilich,  dem  weit  kleineren  Bedürfnis  entsprechend,  in  viel 
geringerem  Umfang  und  nur  vorübergehend. 

* Dabei  kann  die  sociologische  Streitfrage,  ob  die  Entwicklung 
ihren  Ausgangspunkt  von  der  patriarchalen  Familie  oder  der  Horde 
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Autorität  und  den  Schutz  eines  Oberhauptes,  nehmen  die 
einzelnen  Familien  „in  der  Urzeit  genau  dieselbe  Stellung 
zu  einander  ein,  wie  in  unseren  Tagen  die  isolierten 
Staaten“  *. 

Sobald  dann  diese  einfachste  Gemeinschaftsform  den 
Ansprüchen  und  Bedürfnissen  des  Lebens  nicht  mehr  zu 
genügen  vermag,  wird  sie  allmählich  durch  weitere  und 
umfassendere  Verbände  ersetzt:  die  Familien  schliefsen  sich 
nach  und  nach  zu  Stämmen,  diese  weiterhin  zum  Volk 
zusammen8.  Im  Gegensatz  zu  dem  unmittelbar  durch  die 
Natur  geschaffenen  Familienverbaud  werden  zwar  derartige 
Neubildungen  von  Menschen  ins  Leben  gerufen,  sind  erst 
das  Resultat  einer  die  Umformung  des  Urzustandes  bewufst 
bezweckenden  menschlichen  Willensthat,  können  und  müssen 
aber  trotzdem  als  ebenso  natürliche  Verbindungen  bezeichnet 
werden8.  Denn  materiell  verdanken  sie  ihre  Existenz 
nicht  der  Willkür,  sondern  dem  harten  Drucke  einer  Natur- 
notwendigkeit; die  Menschen  schaffen  sie  nicht  aus  reinem 
Belieben,  vielmehr  unter  dem  unwiderstehlichen  Zwang  der 
Verhältnisse,  getrieben  von  den  ein  Leben  in  der  engeren 
Gemeinschaft  schlechterdings  nicht  mehr  gestattenden  Be- 
dürfnissen des  Daseinskampfes.  In  ihrem  Fortbestand  von 
dem  Willen  ihrer  Gründer  völlig  unabhängig,  existieren 
und  dauern  sie,  weil  sie  den  faktisch  gegebenen  Verhält- 
nissen entsprechen,  d.  h.  auch  sie  sind,  so  gut  wie  die 
Familie,  natürliche,  sich  aus  eigener  Kraft  behauptende 
Verbandsorganismen. 


nach  Mutterrecht  genommen  habe,  vollständig  auf  sich  beruhen  bleibeu, 
indem  dasjenige,  worauf  es  uns  allein  ankommt,  die  Verfolgung  socialer 
Aufgaben  in  einem  wohlgegliederteu  Verhältnis  der  Über-  und  Unter- 
ordnung, in  beiden  Fällen  gleichmäfsig  vorhanden  ist,  und  nur  die  Zu- 
gehörigkeit zu  diesem  Urverband  verschieden,  hier  durch  die  Abstam- 
mung von  Einer  Mutter,  dort  von  Einem  Vater,  bestimmt  wird.  Vgl. 
hierzu  Brentano,  in  der  Zeitschrift  für  Social-  u.  Wirtschaftsgeschichte  1 
S.  102  ff.,  insbes.  S.  104. 

1 So  Post  nach  dem  Citate  von  Störk,  Arch.  f.  öffentl.  Hecht  1 
S.  563. 

8 Cf.  v.  Hägens,  Staat,  Recht  und  Völkerrecht  (1890)  S.  11. 

8 Vgl.  hierzu  S.  16  ff. 
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Bei  dem  ganz  allmählichen  Verlauf  dieser  staatlichen 
Kosmogonie  ist  es  selbstverständlich,  dafs  mit  dem  Ent- 
stehen der  weiteren  Verbände  die  engeren  nicht  etwa  so- 
fort völlig  verschwinden,  vielmehr  sich  einen  Teil  der  bisher 
von  ihnen  besorgten  Socialaufgaben  noch  lange  zu  erhalten 
wissen  So  könnte  z.  B.  die  Stamm-  und  Volksverbindung 
recht  wohl  in  der  Weise  gleichzeitig  neben  einander  be- 
stehen, dafs  etwa  der  Waffenschutz  nach  aufsen  dieser  zu- 
tiele,  dagegen  der  Rechtsschutz  in  der  Hauptsache  noch 
Aufgabe  jener  wäre.  Nun  ist  aber  keineswegs  anzunehmen, 
dafs  in  solchen  Fällen  beide  Verbände  stets  zu  einander  in 
einem  klaren  rechtlichen  Verhältnis  stünden,  auf  Grund 
dessen  sich  die  ganze  Erscheinung  in  moderner  Weise 
staatenbundlich , resp.  bundesstaatlich  konstruieren  liefse; 
vielmehr  wird  man  bei  der  damaligen  Unbestimmtheit  der 
öffentlich  - rechtlichen  Beziehungen  überhaupt  die  Wahr- 
scheinlichkeit, allermindestens  aber  die  Möglichkeit  zugeben 
müssen,  dafs  beide  Potenzen,  je  innerhalb  ihrer  specitischen 
Thätigkeits8phärc,  als  völlig  selbständige  und  sich  selbst 
genügende  Verbände  auftreten,  dafs  keine  von  ihnen  auf 
den  Boden  der  Rechtsordnung  der  andern  sich  stellt, 
sondern  jede  nur  und  ausschliefslich  durch  sich  selbst,  als 
blofses  Faktum  bestehen  will. 

Ist  dem  aber  so,  dann  haben  wir  thatsäehlich  das  von 
Hänel 2 als  logisch  denkbar  anerkannte  Verhältnis  praktisch 
realisiert  vor  uns,  dafs  „auf  demselben  Territor  und  für 
dieselbe  Gemeinschaft  zwei  souveräne  Herrschaften  unab- 
hängig neben  einander  existieren“,  d.  h.  es  schwindet  für 
den,  der  Souveränetät  als  das  wesentliche  Merkmal  des 
Staates  betrachtet,  jede  Möglichkeit,  den  letzteren  unter 
solchen  Umständen  zu  erkennen  und  festzustellen.  Dagegen 
bewährt  sich  auch  hier  als  theoretisch  untrügliches  Kenn- 
zeichen die  Universalität  des  Zwecks.  Bei  einer  Charakte- 


1 C t Bierliug  a.  a.  ().  S.  329. 

8 Deutsches  Staatarecht  I S.  803  (§  137). 
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risierung  durch  diese  würde  in  Fällen  wie  dem  obigen 
(als  praktisches  Beispiel  kann  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
die  allmähliche  Zusammenschliefsung  der  germanischen 
Einzelstämme  zu  den  grofsen  Völkerbünden  der  Franken. 
Alemannen  u.  s.  w.  dienen)  die  staatliche  Qualität  von  dem 
engern  auf  den  weitern  Verband  genau  in  dem  Augenblicke 
übergehen,  wo  der  letztere  sich  die  Fülle  der  social  zu 
lösenden  Aufgaben  im  Gegensatz  zu  der  fortan  nur  als 
beschränkende  Ausnahme  erscheinenden  Thätigkeitssphftre 
des  andern  anzueignen  vermochte.  Zwar  werden  gerade 
über  diesen  Zeitpunkt  wieder  vielfach  die  gröfsten  Meinungs- 
verschiedenheiten herrschen , aber  dies  liegt  doch  nur  an 
der  mangelhaften  subjektiven  Erkenntnisftthigkeit  des 
Menschen,  während  objektiv  die  gegensätzliche  Eigenschaft 
von  Staat  und  Nichtstaat  hiernach  in  jedem  Moment  un- 
verrückt feststehen  mufs. 

Übrigens  wird  eine  solche  Ungewißheit  immer  nur  flir 
kurze  Zeit  obwalten  können.  Es  ist  nämlich  ganz  unmög- 
lich, dafs  die  mehreren  Verbände  auf  die  Dauer  völlig  un- 
abhängig neben  einander  existieren;  vielmehr  werden  sie 
mit  Notwendigkeit  sehr  bald  in  gegenseitige  Berührung  und 
bez.  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeiten  auch  in  Konflikte 
kommen.  Zur  Entscheidung  derselben  wird  nun  jeder 
dahin  streben,  sich  selbst  als  die  prineipielle,  als  diejenige 
Gemeinschaftsform  anerkannt  zu  sehen,  welche  die  Kom- 
petenzverhältnisse bindend  regelt,  d.  h.  der  andern  ihren 
Wirkungskreis,  sei  es  genau  in  dem  bisherigen  oder  er- 
weiterten oder  verkürzten  Umfange,  nunmehr  rechtlich 
zuweist.  Die  Erreichung  dieses  Ziels ',  nicht  mehr  und  nicht 
weniger  bedeutend , als  dafs  von  den  mehreren  souveränen 
Verbänden  nur  noch  einer  sich  diese  Eigenschaft  zu  er- 
halten vermocht  hat,  wird  sofort  jedem  Zweifel  ein  Ende 
machen. 


1 Die  iiaturgemäfs  immer  dem  innigeren,  d.  h.  eben  dem  die  uni- 
versale, nicht  exeeptionelle  Thätigkeitssphäre  besitzenden  Verband  ge- 
lingen inufs. 
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Und  hierin  tritt  die  hohe  Bedeutung  zu  Tage,  die  dem 
Souveränetätsbegriffe  trotz  Kliemke  und  Preufs  1 auch  heute 
noch  zuerkannt  werden  raufs.  Auch  bei  unserer  von  der 
gewöhnlichen  (cf.  S.  51)  etwas  abweichenden  Formulierung2 
hat  man  sorgfältig  zwischen  der  negativen  und  positiven  Be- 
deutung desselben  zu  unterscheiden,  darf  nicht  übersehen,  dafs 
es  ein  groiser  Unterschied  ist,  ob  ein  Verband  sich  blofs  nicht 
seine  Thätigkeitssphäre  von  einem  andern  rechtlich  zu- 
weisen und  bestätigen  läfst,  oder  ob  er  dies  seinerseits  allen 
übrigen  gegenüber  thut.  Das  erste  Moment  ist  in  der  That 
für  die  Charakterisierung  eines  Verbandes  als  Staat  uner- 
läfsliche  Bedingung,  dergestalt,  dafs,  wo  immer  eine  Potenz 
sich  für  die  Aufstellung  eines  socialen  Gesamtplans  uud  die 
Verteilung  der  Einzelleistungen  der  obersten  Leitung  einer 
andern  unterwirft,  sie  unter  allen  Umständen  als  Nichtstaat 
zu  bezeichnen  ist8,  kann  aber  für  sich  allein,  gerade  weil 
es  nur  ein  negatives  Moment  ist,  nie  zur  erschöpfenden 
Begriffsbestimmung  genügen.  Das  positive  wiederum  würde 
hierzu  an  sich  imstande  sein,  ist  aber  um  deswillen  nicht 
in  dieser  Weise  zu  verwenden,  weil  es  sich  nach  dem 
Obigen  nicht  durchweg  und  für  alle  Verhältnisse  bewährt, 
unter  Umständen  gleichzeitig  mehrere  Verbände  neben  ein- 
ander existieren  können,  von  denen  keiner  Uber  den  andern 
die  positive  Souveränetät  besitzt.  Aber  wenn  letztere  hier- 
nach auch  nicht  das  eigentlichste  Wesen  und  den  innersten 


1 Von  denen  der  erste  („Staatsrechtliche  Natur  und  Stellung  des 
Bundesrats“,  1894),  seine  vollständige  „Aufscrkurssetzung“  befürwortet, 
während  der  zweite  in  ihm  geradezu  die  „radix  malorum“  des  gesamten 
öffentlichen  Rechts  der  Gegenwart  erblickt  (cf.  Gemeinde,  Staat  Reich 
als  Gebietskörperschaften  8.  194  und  öfter).  Doch  entschlüpft  Preufs  bei 
seiner  fortgesetzten  Verurteilung  des  „unseligen  Souveränetätsbegriffes“ 
selbst  einmal  der  fatal  doppelsinnige  Satz,  dafs  „sich  seine  Ausführungen 
gegen  denselben  an  sich  uud  überhaupt  richten“  (a.  a.  O.  8.  185). 

* Vgl.  zu  derselben  u.  a.  auch  Hänel,  Staatsrecht  I 8.  796. 

3 Man  beachte  wohl,  dafs  hiernach  das  liestehen  einer  „höheren“ 
Gewalt,  von  welcher  der  betreffende  Verband  in  bestimmtem  Umfange 
Befehle  anzunehmen  hat  mit  der  staatlichen  Qualität  desselben  uoch  nicht 
unvereinbar  zu  sein  braucht.  Der  ganzen  Krage  wird  bei  Besprechung 
der  Staatenkorporation,  insbesondere  des  St-iatenbuudes  näher  zu  treten 
sein. 
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Kern  des  Staates  ausinachen  kann,  so  ist  sie  doch  für  die 
Bestimmung  desselben  ein  überaus  wertvolles  Symptom, 
eine  sich  aus  jenem  mit  Notwendigkeit  entwickelnde  Folge- 
eigenschaft. Zwar  wird  nicht  erst  mit  Erlangung  der- 
selben die  betreffende  Potenz  zum  Staat,  sondern  war  es 
schon  vorher,  aber  sie  erweist  und  bew’ährt  sich  da- 
durch schlagend  als  solcher.  Aus  diesem  Grunde  vermag 
sie  auch  recht  wohl  als  praktisches  Hülfsmittel  zur  Fest- 
stellung des  Staates  zu  dienen,  mindestens  für  die  weitaus 
die  Mehrzahl  bildenden  Fälle,  in  denen  bereits  rechtlich 
konsolidierte  Zustände  vorliegen,  ein  irgendwie  geregeltes 
gegenseitiges  Verhältnis  zwischen  den  mehreren  Verbänden 
Platz  gegriffen  hat,  ja  sie  erweist  sich  sogar  unter  dieser 
Voraussetzung  wegen  ihrer  Präcision  und  Bestimmtheit  als 
bequemer  und  handlicher  wie  das  praktisch,  wenn  auch 
nicht  theoretisch  schwerer  zu  erfassende  Moment  der  Uni- 
versalität. 

Aus  dieser  Auseinandersetzung  mit  dem  Souveränetäts- 
begriff  ergiebt  sich  nun  auch  die  Notwendigkeit,  unter 
vollster  Festhaltung  des  Zweckmoments  als  des  für  den 
Staat  charakteristischen  Merkmals  doch  das  letztere  etwas 
anders,  als  bisher  geschehen,  zu  formulieren.  Da  nämlich 
der  die  positive  Souveränetät  besitzende  Verband  die  Ver- 
teilung der  Gemeinschaftsaufgaben  zwischen  sich  und  den 
übrigen  ganz  nach  Gefallen  vornehmen,  ihnen  beliebig  diese 
oder  jene,  viel  oder  wenig  Thätigkeiten  zuweisen  kann,  so 
ist  auch  die  Möglichkeit  gegeben,  dafs  er  sich  selbst  mit 
genau  bestimmten  Aufgaben  begnügt,  alle  andern  dagegen 
ihnen  iiberläfst.  Liefse  man  nun  den  Umstand,  dafs  einer 
Potenz  die  Fülle  der  Socialzwecke  im  Gegensatz  zu  der 
nur  die  beschränkende  Ausnahme  bildenden  Thätigkeits- 
sphäre  einer  zweiten  zusteht,  stets  und  ausnahmslos  ftir  die 
Bestimmung  des  Staates  entscheidend  sein,  so  müfste  man 
hier  als  den  letzteren  einen  Verband  proklamieren,  dem 
nicht  einmal  negative  Souveränetät  eignet.  Zur  Vermeidung 
dieses,  nach  dem  Obigen  schlechterdings  unzulässigen  Er- 
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gebnisBes  ist  die  früher  gegebene  Begriffsdefinition  folgender- 
raafsen  zu  modificieren:  Staat  ist,  nicht  die  universale, 
sondern  die  principielle  Gemeinschaftsform,  diejenige,  welche 
grundsätzlich  für  die  nur  social  zu  lösenden  Zwecke  des 
Menschen  zu  sorgen  hat,  Centrum  und  Brennpunkt  seines 
Gemeinschaftslebens  darstellt.  Auch  hiernach  wird  sie  im 
allgemeinen  immer  noch  zusammenfallen  mit  der  die  Fülle 
und  Gesamtheit  der  Gemeinschaftsaufgaben  besorgenden 
Potenz,  doch  mit  Ausnahme  des  eben  besprochenen  Falls, 
bei  dem  der  betreffende  Verband  sich  seine  Thätigkeits- 
sphäre  rechtlich,  wenn  auch  vielleicht  nicht  historisch  1 von 
einem  zweiten  schaffen  und  bestätigen  läfst  Denn  sobald 
eine  Potenz  die  andere  zwingt,  fortan  nur  unter  ihrer 
Autorität  und  Auspicien  zu  fungieren,  das  Anerkenntnis 
von  ihr  erlangt,  dafs  sie  nur,  so  lange  es  jener  gefüllt, 
ihren  jetzigen  Wirkungskreis  beibehalten  will,  hat  sie  sich 
schlagend  und  unwiderleglich  als  die  Verbindung  doku- 
mentiert, in  der  zur  Zeit  principiell  das  sociale  Leben  des 
betreffenden  Volkes  verläuft  und  pulsiert.  Von  ihr  geht 
zweifellos  die  Befriedigung  der  gesamten  Gemeinschafts- 
bedürfnisse aus,  auch  wenn  sie  einen  noch  so  geringen  Teil 
derselben  durch  ihre  eigenen  und  unmittelbaren  Organe 
erledigt:  denn  indem  sie  für  den  Best  die  Wirksamkeit 
anderer  Verbände  vorsieht,  diese  in  Form  der  rechtlichen 
Bestätigung  ihrer  Thätigkeitssphären  entsprechend  beauf- 
tragt, ist  sie  es  doch,  die  im  Grunde  auch  für  die  Er- 
füllung dieser  Aufgaben,  nur  nicht  direkt,  sondern  durch 
das  Medium  und  die  Hülfe  anderer  Potenzen  sorgt8. 


1 Vgl.  hierzu  das  von  Hänel,  Deutsches  Staatsrecht  I S . 350  bez. 
des  Verhältnisses  der  deutschen  Einzelstaaten  zum  Reich  Ausgeführte. 

2 Auf  die  Eigenschaft  der  Gliedstaaten  (sowie  der  Selbstverwal- 
tungskörper in  ihrem  sogenannten  eigenen  Wirkungskreise)  als  mittel- 
barer Reichs-  und  Staatsorgane  wird  später  nochmals  zurückzukommen 
sein. 
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§ 8. 

Es  wird  nicht  beabsichtigt,  die  hier  vertretene  Meinung, 
welche  die  specitische  Eigentümlichkeit  des  Staates  in  das 
von  ihm  aktiv  für  die  Menschen  Geleistete  oder  universal- 
teleologisch ausgedrückt  in  seinen  Zweck  verlegt1,  noch 
durch  eine  polemische  Auseinandersetzung  mit  den  übrigen, 
neuerdings  in  gröfserer  Zahl  aufgetauchten  Theorien  zu 
stützen.  Eine  solche  kaun  hier  um  so  eher  unterbleiben, 
als  dieselben  vielfach  das  für  den  Staat  charakteristische 
Unterscheidungsmerkmal  in  anerkannt  recht  unbefriedigen- 
den und  nebensächlichen  Momenten3  suchen.  Einzig  und 
allein  auf  die  Gerber-Labandsche  Herrschaftstheorie  soll 
noch  kurz  eingegangen  werden,  und  zwar  um  deswillen, 
weil  sie  mit  den  zuletzt  gegebenen  Ausführungen  in  einem 
gewissen  Zusammenhänge  steht,  Gelegenheit  bietet,  die- 
selben noch  von  einem  etwas  andern  Standpunkt  aus  zu 
beleuchten. 

Nach  den  von  Laband  in  seinem  Reichsstaatsrecht 3 
gegebenen  Ausführungen  soll  bekanntlich  die  dem  Staat  als 
specitische  Eigentümlichkeit  zugeschriebene  Herrscher- 
thätigkeit  identisch  sein  damit,  dafs  er  allein  das  Recht 


1 Ganz  unbeeinflufst  von  solchen  Erwägungen  haben  übrigens  auch 
Schriftsteller,  die  priucipiell  einer  anderen  Auffassung  huldigen,  nicht 
bleiben  können.  Man  vgl.  z.  B.  mit  den  Krörterungen  des  vorigen  Pa- 
ragraphen die  Art  und  Weise,  wie  Gerber  in  der  Einleitung  zu  seinen 
„Grundzügen  des  deutschen  Staatsrechts“  (3.  Aufl.  1880,  S.  1)  den  Staat 
charakterisiert  und  erläutert:  „In  ihm  sucht  und  findet  das  Volk  die 
wesentlichsten  Mittel  zum  Schutz  uud  zur  Förderung  seiner  Gesanit- 
interessen.  — Er  ist  die  (Rechts)Form  für  das  Gesamtlebeii  des  Volks“ 
u.  dergl.  mehr. 

* Vgl.  u.  a.  die  treffende  Kritik  Hünels  (Archiv  f.  öffentl.  Recht  <) 
8.  464  ff.)  zur  Preufs’schen  Theorie  von  der  angeblich  uur  dem  deut- 
schen i Staate  eignenden  Fälligkeit  zu  beliebigen  Verfügungen  über  sein 
Gebiet.  Nach  derselben  müfste  ein  Staat,  der  seinen  Kommuualrerbsn- 
den  zwecks  besserer  Arrondierung  u.  dergl.  die  Befugnis  zu  geringen  Ge- 
bietsaustauschen  gewährte  (vgl.  hierzu  Stöber  im  Archiv  f.  öff.  Recht 
1 S.  642;  Jellinek,  System  S.  73  Amn.  IX  sofort  zum  Staatenkonglo- 
merat werden ! 

* Cf.  Bd.  I 8.  62  ff. 
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hat,  freien  Personen  zwingend  zu  befehlen.  Hier  mufs  zu- 
nächst eingewendet  werden,  dafs,  wie  später  gezeigt  werden 
wird1,  beim  Verhältnis  des  Staates  zu  seinen  Unterthanen 
niemals  von  einem  „Rechte“  die  Rede  sein  kann,  und  des- 
halb zum  mindesten  der  letztere  Bestandteil  aus  der  De- 
finition zu  entfernen  ist.  Aber  auch  nach  dieser  Korrektur 
ist  dieselbe  nicht  aufrecht  zu  erhalten. 

Die  Erörterung  über  ihre  Richtigkeit  oder  Unrichtig- 
keit ist  zugleich  entscheidend  dafilr,  ob  man  auch  andere 
Gemeinschaften  aufser  dem  Staat  in  der  S.  10  ff.  ent- 
wickelten Weise  als  lebendige  Organismen  auffassen  darf. 
Denn  die  Fähigkeit,  seine  Angehörigen  zur  Befolgung  der 
von  ihm  ausgehenden  Befehle  selbst  zu  zwingen,  be- 
deutet fUr  einen  Verband  nichts  anderes,  als  dafs  er  im- 
stande ist,  sich  aus  eigener  Kraft  und  mit  eigenen  Mitteln 
als  solcher  zu  erhalten.  Wenn  wirklich  die  Gemeinde,  wie 
Laband  behauptet2,  sich  in  keiner  Weise  bei  ihren  Mit- 
gliedern selbst  durch  Zwang  Gehorsam  zu  verschaffen  ver- 
möchte, vielmehr  stets  und  unter  allen  Umständen  der 
Macht  des  Staates  bedürfte,  mit  andern  Worten  sobald  das 
Zusammenarbeiten  ihrer  Teile  für  einen  einheitlichen  Zweck 
nicht  von  innen  heraus,  sondern  lediglich  durch  eine  von 
aufsen  kommende  Kraft  in  Gang  erhalten  werden  könnte, 
wäre  sie  keinesfalls  ein  lebendiger  Willensorganismus8, 


1 Cf.  8.  81  ff. 

s Seine  These  (Reichsstaatsrecht  1 S.  64  f.),  dafs  der  Komtnuual- 
verband  überall  dort,  wo  er  seine  Mitglieder  „zwingt“,  dies  mit  der  blofs 
geborgten  Macht  des  Staates  und  nur  in  seinem  Namen  thut,  beüürue 
zunächst  des  sorgfältigsten  Nachweises  im  einzelnen  hinsichtlich  ihrer 
Übereinstimmung  mit  den  positiv  gegebenen  Zuständen  und  würde  auch 
nach  einem  Gelingen  dieses  von  Laband  gar  nicht  angetretenen  lteweises 
(cf.  Preufs,  Gemeinde,  Staat,  Reich  als  Gebietskörperschaften  8.  188)  in- 
sofern stets  der  Widerlegung  durch  Thatsachen  ausgesetzt  bleiben,  als 
jeden  Augenblick  ein  Staat  die  zwangsweise  Durchsetzung  bestimmter 
Kommunnlverfügungcn  mit  klaren  Worten  von  sich  ablehnen  und  die  Ge- 
meinden bcz.  derselben  auf  ihre  eigenen,  in  beliebiger  Gestalt  und  Form 
zu  beschaffenden  Machtmittel  verweisen  knnn. 

3 Cf.  Rosin,  Souvernnetät,  Staat,  Gemeinde,  Selbstverwaltung  S.  27, 
N.  1 und  2. 

Staats-  u.  völkcrrccbtl.  Ahhandl.  I.  6.  — Schmidt.  5 
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sondern  nur  noch  eine  vom  Staat  für  seine  Zwecke  in  Be- 
wegung gesetzte  Maschine,  eine  tote  Veranstaltung. 

In  Wirklichkeit  ist  aber  die  Gemeinde  ein  sich  selbst 
behauptendes  Wesen,  eine  Potenz,  die  ein  ihr  specitisch 
eignendes  Leben  auslebt  mit  den  Mitteln  und  Kräften,  die 
sie  in  sich  selber  findet.  Dies  ist  von  Tezner1  in  einer 
Polemik  gegen  Jellinek  zunächst  in  Beschränkung  auf  die 
österreichische  Kommune  nachgewiesen  worden,  gilt  aber 
nicht  minder  auch  für  die  übrigen  Gemeinden,  ja  mehr 
noch  überhaupt  für  alle  korporativ  organisierten  Verbände4. 
Ein  jeder  derselben  „beherrscht“  seine  Glieder,  insofern  als 
hier  stets  eine  den  Einzelnen  schon  begrifflich  übergeordnete 
Macht8  ihnen  Verhaltungsbefehle  erteilt  und  deren  Be- 
folgung mit  mehr  oder  weniger  weit  gehenden  eignen 
Zwangsmitteln  durchsetzt.  Wenn  die  letzteren,  wie  Tezner 
und  Rosin  übereinstimmend  konstatieren,  meist  nur  recht 
schwacher  Natur  sind 4 , so  liegt  dies  blofs  an  dem  gleich 
zu  erörternden  eigentümlichen  Verhältnis  der  Mehrzahl  der 
Korporationen  zum  Staat;  ganz  fehlen  sie  aber  jedenfalls 
bei  keinem  einzigen  Verbände,  und  bei  denjenigen,  die  dem 
Staate  geradezu  feindlich  gegenübertreten  und  sich  infolge 
dessen  von  seinem  Einflufs  ganz  frei  erhalten,  steigern  sie 
sich  bis  zur  äufsersten  Höhe,  zur  Vernichtung  des  Lebens 
des  ungehorsamen  Mitgliedes5. 

Nach  alledem  mufs  der  Satz : „Der  Staat  nur  herrscht“ 
als  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen  in  Widerspruch 
stehend  schlechterdings  verworfen  werden.  Anders  ist  es, 
wenn  an  ihm  eine  kleine,  freilich  das  Fundament  der 
Labandschen  Theorie  treffende  Veränderung  vorgenommen 


1 Cf.  Zeitschrift  für  das  Privat-  u.  offen tl.  Kocht  Itd.  21  S.  212  ff. 

* Anerkannt  u.  a.  von  liänel , Deutsche*  Staat* recht  I S.  800; 
Studien  I S.  59.  Vgl.  auch  Preufs  a.  a.  O.  S.  181  ff. ; G.  Meyer,  Staat* 
recht  S.  10  Anm.  2;  llrie,  Theorie  der  Staatenverbindungen  8.  11  u.s.w. 

3 Cf.  Koain  a.  a.  O.  S.  36. 

* S.  auch  Gierke,  GcnossenÄchaftstheorie  S.  718  Anm.  3. 

5 Vgl  das  von  Frenzei,  ltecht  und  Rcchtasätze  (1892)  S.  71 — 72 
über  die  Gehuiiubüude  der  Camorra  u.  s.  w.  Gesagte. 
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und  er  in  folgender  Weise  formuliert  wird:  „Der  Staat 
allein  herrscht  nur“. 

Mit  dieser  (wenigstens  bedingt  richtigen)  Fassung  bringt 
man  es  zum  Ausdruck,  dafs  alle  diejenigen  Verbände, 
welche  auf  den  Boden  der  Rechtsordnung  des  Staates  treten, 
ihn  als  ihren  Oberherrn  anerkennen,  auf  Grund  dieser 
Thatsache  nicht  mehr  rein  durch  sich  selbst  und  lediglich 
aus  eigener  Kraft,  sondern  auch  durch  seine  Hülfe  fortan 
bestehen  und  sich  behaupten.  Wo  6ie  selbst  nicht  mehr 
mit  ihren  Mitteln  durchzukommen  vermögen,  da  werden 
sie  vom  Staat  in  naturgemäfser  und  notwendiger  Gegen- 
leistung für  ihre  Anerkennung  seiner  Suprematie  geschützt 
und  erhalten. 

Und  zwar  gilt  dies  nicht  etwa  blofs  für  die  öffentlich- 
rechtlichen  Verbände  der  Gemeinden  etc.,  bei  denen  der 
Staat  geradezu  einen  auf  Erhaltung  des  Verbandes  als 
solchen  gerichteten  Willen  bethätigt  *,  sondern  auch  für  die 
Korporationen  des  Privatrechts,  trotzdem  er  hier  einen 
solchen  nicht  hat,  vielmehr  seinerseits  die  Existenz  der  zu 
schützenden  Verbände  voraussetzt2  und  ihnen  lediglich  weil 
und  solange  sie  existieren,  zur  Durchsetzung  einzelner  An- 
sprüche gegen  ihre  Mitglieder  behülflich  ist.  Denn  indem 
die  letzteren  wissen,  dafs  sie  zu  ihren  statutenmäfsigen 
Pflichten  eventuell  auch  vom  Staat,  sei  es  direkt  oder  in- 
direkt8, angehalten  werden,  trägt  auch  dieser,  wiewohl  un- 
beabsichtigt, zur  Aufrechterhaltung  des  gesamten  organischen 
Zusammenfunktionierens  der  Verbandsglieder  bei  und  ist 
daher  wenigstens  im  Resultat  Mitursache  des  ganzen  Fort- 
bestandes der  Korporation.  So  darf  man  sagen,  dafs  die 

’ Das  beruht  einfach  darauf,  dafs  dieselben  gewöhnlich  auch  direkte, 
mindestens  aber  mittelbare  (cf.  § 14)  Bestandteile  seiner  eigenen  Or- 
ganisation sind.  So  erklärt  es  sich,  warum  er  zu  ihren  Gunsten  gegen 
Widersetzlichkeiten  der  Glieder  vielfach  von  selbst  einschrcitet,  während 
er  bei  den  civilistischen  erst  ein  Ansuchen  erwartet,  u.  a.  m. 

s Gerade  so  wie  er  dies  bez.  der  physischen  Personen  tliut. 

9 Je  nachdem  er  die  betreffenden  Handlungen  selbst  erzwingt  oder 
nur  mittelbar,  durch  Androhung  von  Strafen,  Schadensersatzverbindlich- 
keit u.  dcrgl.,  die  Vornahme  derselben  veranlafst 

5* 
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einen  wie  die  anderen  nicht  nur  in  sich  selbst,  sondern 
subsidiftr 1 auch  im  Staat  die  Gewähr  ihres  Bestandes  suchen 
und  finden. 

Überall  aber,  wo  sie  die  Hülfe  des  letzteren  gegen  ihre 
Glieder  wirklich  in  Anspruch  nehmen,  stehen  sie  diesen 
gar  nicht  mehr  als  Uber-,  sondern  nebengeordnete  Potenzen 
gegenüber-,  sie  „beherrschen“  sie  alsdann  nicht,  sondern  es 
fordert  hier  nur,  ganz  wie  der  Gläubiger  vom  Schuldner, 
der  eine  Unterthan  von  dem  andern  etwas,  was  ihm  durch 
die  Rechtsordnung  des  angerufenen  Staates  zugesprochen 
ist.  Im  Gegensatz  hierzu  tritt  dieser  selbst  seinen  Unter- 
thanen  immer  nur  als  übergeordnete  Macht  gegenüber; 
er  heischt  von  ihnen  niemals  unter  Zuhülfenahme  einer 
andern,  ihn  rechtlich  autorisierenden  Potenz,  sondern  stets 
nur  mit  eigenen  Zwangsmitteln  und  durch  eigene  Kraft, 
d.  h.  sein  Verhältnis  zu  ihnen  ist  eben  stets  und  unter  allen 
Umständen  das  der  „Beherrschung“. 

Hiermit  ist  nun  der  Weg  gewiesen,  auf  dem  allein  die 
letztere  in  gewissem  Sinne  zur  Charakterisierung  des  Staates 
verwendet  werden  mag:  nicht  dafs  er  seine  Unterthanen 
überhaupt  beherrscht,  ist  mafsgebend,  denn  das  thun  alle 
andern  korporativ  organisierten  Verbände  auch;  wohl  aber 
zeichnet  er  sich  vor  ihnen  durch  die  Reinheit  und  Aus- 
schliefslichkeit 3 seiner  Herrschaftsbethätigung  aus.  Freilich 
hat  man  damit  ein  für  alle  Zeiten  und  Zustände  aus- 
reichendes Kriterium  so  wenig  gefunden,  wie  es  nach  dem 


1 Aber  nicht  ausschliefslich,  wie  Lingg,  Untersuchungen  S.  140, 
106,  meint!  Vgl.  dagegen  Bierling , Juristische  Prinzipienlehre  I S. 
288-289. 

* Um  Mifsverstnndnissen  vorzubeugen,  sei  nochmals  betont,  dals 
dieselbe  für  den  Staat  nur  im  Gegensatz  zu  den  andern,  von  einer  über- 
geordneten Potenz  auch  rechtlich  garantierten  Verbänden  in  Anspruch 
genommen  wird,  keineswegs  aber  behauptet  werden  soll,  dafs  er  seine 
Aufgaben  lediglich  durch  Ausübung  seiner  Herrschermacht  verwirk- 
lichen könne.  Vielmehr  ist  es  selbstverständlich  und  wird  später  im 
Abschnitt  V § 10  noch  näher  ausgefuhrt  werden,  dafs,  wo  er  den  Ge- 
brauch derselben  nicht  für  notwendig  oder  nützlich  hält  (Laband,  Rciehs- 
staatsrecht  I S.  68),  er  mit  seinen  Unterthanen  auch  auf  dem  Fnfse  der 
Gleichheit  verkehren  kann.  Vgl.  Rosin  a.  a.  O.  S.  82  Z.  1. 
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oben  (S.  61  f.)  Ausgeführten  mit  der  Souveränetät  der  Fall 
war,  vielmehr  nur  ein  praktisches  Hülfsmittel  gewonnen, 
das  genau  in  demselben  Umfange  und  mit  derselben  Be- 
schränkung wie  jene  zur  Bestimmung  des  Staates  zu  dienen 
vermag.  Dies  erklärt  sich  leicht  daraus,  dafs  beide  Er- 
scheinungen, wie  bereits  angedeutet  wurde,  zu  einander  im 
Verhältnis  von  Ursache  und  Folge  stehen : überall  dort,  wo 
die  andern  Verbände  sich  vom  Staat  ihre  Thätigkeitssphäre 
rechtlich  zuweisen  und  bestätigen  lassen,  dieser  die  positive 
Souveränetät  über  sie  errungen  hat,  kann  die  Sorge  für 
Erhaltung  ihrer  Existenz  fortan  nicht  mehr  ihnen  selbst 
allein  und  ihren  eigenen  Kräften  überlassen  bleiben,  sondern 
mul's  konsequenter  Weise  auch  von  jenem  mit  übernommen 
werden.  Aus  alledem  folgt,  dafs  der  Versuch,  den  Staat 
durch  seine  ausschliefsliche  Herrschaftsausübung  zu  be- 
stimmen, scheitern  mufs  für  die  Urzustände,  bei  denen 
gleichzeitig  mehrere  souveräne  Verbände  unabhängig  neben 
einander  bestehen,  dagegen  sich  für  die  moderne  Zeit  als 
recht  wohl  ausführbar  erweist,  wo  mit  Ausnahme  der 
dem  Staat  feindlich  gegenübertretenden  Geheimbtinde  alle 
übrigen  Verbände  sich  der  Suprematie  desselben  gebeugt 
haben.  Hier  darf  man  ihn  in  der  That  in  der  Weise 
charakterisieren,  dafs  man  sagt:  Staat  ist  diejenige  Gemein- 
schaft, welche  ihren  Unterthanen  als  Macht  und  nur  als 
Macht  gegenüber  tritt,  eine  Formulierung,  die  man  wohl 
auch  schon  zur  Bezeichnung  des  Inhaltes  der  Souveränetät 
selbst  verwendet  hat  *,  während  sie  nach  dem  eben  Ausgeführ- 
ten  besser  für  eine  selbständige,  zwar  aus  der  letzteren 
folgende,  aber  doch  von  ihr  zu  unterscheidende  Erscheinung 
gebraucht  wird. 

Ausdrücklich  hervorgehoben  mag  noch  werden,  dafs 
auch  nach  dieser  Begriffsbestimmung  den  Gliedern  eines 
Bundesstaats  der  staatliche  Charakter  wiederum  nicht  zu- 

1 Vgl.  Holder»  Kritik  zu  bierlings  Juristischer  l’rinzipienlehre, 
Kritische  Vierteljahrsschrift  Bd  37,  8.  45.  8.  auch  Gierke,  in  der  Zeit- 

schrift für  die  gesamte  Staatswissenschaft  Bd.  30,  S.  304. 
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zuerkennen  ist:  ohne  dafs  auf  das  Problem  des  letzteren, 
dessen  Erörterung  für  später  Vorbehalten  werden  mufs,  hier 
näher  einzugehen  wäre,  ist  jedenfalls  so  viel  sicher,  dafs 
auch  die  Teilstaaten  gerade  so  wie  die  Selbstverwaltungs- 
körper die  Bedingungen  ihrer  Daseinsbehauptung  nicht  mehr 
lediglich  in  sich  und  den  eigenen  Machtmitteln,  sondern 
auch  in  der  übergeordneten  Potenz  des  Reiches  finden  *. 
Der  Unterschied  zwischen  beiden  besteht  nur  darin,  dafs 
bei  jenen  die  erste  Seite  ihrer  Doppelnatur,  nämlich  die  als 
lebendige,  sich  durch  eigene  Kraft  behauptende  Gebilde, 
weit  schärfer  accentuiert  ist,  während  bei  den  Gemeinden 
gerade  das  andere  Moment  der  Erhaltung  durch  den  Staat 
in  den  Vordergrund  tritt.  Im  vollen  Gegensatz  zu  den 
Teilstaaten  erinnern  sich  die  letzteren  heutzutage  verhältnis- 
mäfsig  wenig  noch  ihrer  Eigenschaft  als  selbständiger  Lebens- 
gebilde und  legen  selbst  den  Hauptnachdruck  auf  die  ur- 
sprünglich doch  nur  accessorische  und  nebensächliche  Qualität 
staatlicher  Rechtsgebilde.  So  erklärt  es  sich  auch,  warum 
bei  ihnen  trotz  des  meist  nicht  wegzuleugnenden  Zusammen- 
hangs mit  althistorischen  Gewalten  die  Auffassung  als  willent- 
liche Neuschöpfungen  des  modernen  Staats2  so  leicht 
Eingang  finden  konnte , wogegen  bekanntlich  die  ent- 
sprechende Charakterisierung  der  Gliedstaaten  überaus  leb- 
haftem Widerspruche  begegnet  ist.  In  Wahrheit  ist  die- 
selbe für  die  einen  wie  für  die  andern  zutreffend,  aber 
freilich  für  beide  nur  insofern,  als  sie  der  Staat  in  seine 
Rechtsordnung  aufgenommen,  sie  zu  von  ihm  rechtlich 
zu  schützenden  Verbänden  gemacht  hat.  Indem  er  ihnen 
die  letztere  Eigenschaft  nach  formell  freiem  Belieben3  ver- 
liehen hat  und  sie  derselben  ebenso  beliebig  jederzeit  wieder 
entkleiden  kann,  ruht  thatsüchlich  ihre  Existenz  als  solche 

' Cf  Hänel,  Deutsches  Staatsrecht  I S.  596. 

8 Vgl.  z.  B.  Jellinck,  System  S.  273  ff. 

8 Natürlich  wird  er  zu  entsprechendem  Handeln  vielfach  durch  die 
thatsächlichen  Verhältnisse  nachdrücklich»!  veranlafst  Aber  das  sind 
blofs  bestimmende  Motive,  die  ihm  formell  seine  volle  Entscblufafreiheit 
belassen.  Vgl.  hierzu  Jellinek  a.  a.  O.  S.  279. 
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(als  Bestandteile  der  staatlichen  Gesamtorganisntion)  nur 
auf  seinem  Willen1. 

Durch  diese  Erörterungen  werden  wir  nun  auch  zu 
der  Erkenntnis  hingeführt,  dafs  dem  für  die  modernen 
Zeiten  und  Verhältnisse  aufgestellten  Satze:  „Staat  ist  die 
souveräne,  resp.  herrschende  Gemeinschaftsform“  noch  eine 
dritte  Formulierung  gegeben  werden  kann.  Wenn  wir  be- 
denken, dafs  heute  alle  Verbände,  die  wirkliche  Gemein- 
schaftsaufgaben verfolgen,  in  gewissem  Sinne  nur  als 
Geschöpfe  und  Werkzeuge  des  Staats  erscheinen , wenn 
wir  weiterhin  die  Thatsache  erwägen , dafs  wiederum  die 
übrigen2  zweifellos  durch  die  Willkür  der  Individuen  ge- 
schaffen werden,  so  ergiebt  sich  ganz  von  selbst  die  neue 
Fassung:  Staat  ist  der  einzige8  nicht  gewillkürte  oder,  um 
die  übliche  positive  Gegenbezeichnung  zu  brauchen4,  der 
einzige  rein  natürliche  Menschenverband. 

Nur  Eine  Gemeinschaft  möchte  hier  vielleicht  Schwierig- 
keiten bereiten  und  bedarf  daher  noch  einer  kurzen  Er- 
örterung, nämlich  der  Urverband,  die  Familie.  Diese  scheint 
doch  in  keiner  Weise  als  willkürliche  Bildung  aufgefafst 
werden  zu  dürfen,  sondern  das  geblieben  zu  sein,  was  sie 
im  Anfang  war:  eine  direkt  von  der  Natur  geschaffene 
Verbindung.  Hier  muis  sorgfältig  unterschieden  werden. 

Es  ist  sehr  wohl  möglich,  dafs  die  Familie  sich  auch 
innerhalb  der  weiteren  politischen  Bildungen  als  eigener 
Willensorganismus  mit  speciellem  socialen  Wirkungskreise 
erhält.  Das  war  z.  B.  der  Fall  bei  der  altrömischen  (resp. 

1 Hierin  besteht  also  der  richtige  Kern  der  von  Zorn  und  Borei, 
früher  auch  von  Jellinek  (in  seiner  Lehre  von  den  Staatenverbindungen) 
vertretenen  Ansicht,  dafs  die  deutschen  Einzelstaaten  bei  der  Gründung 
des  Reichs  von  diesem  erst  „neugeschaffen  werden“  mufsten. 

ä Z.  B.  die  privatrechtlichen  Erwerbskorporationen,  überhaupt  alle 
diejenigen,  deren  Zwecke  nach  den  derzeitigen  Verhältnissen  und  Um- 
ständen nicht  die  sociale  Lösung  allein  erheischen  (cf.  S.  55),  sondern 
noch  freie  Wahl  zwischen  der  letzteren  und  der  individuellen  übrig 
lassen. 

3 A.  A.  bekanntlich  Prcufs.  Cf.  Gemeinde,  Staat,  Reich  u.  s.  w., 
S.  260. 

4 Vgl.  Lingg,  Untersuchungen  8.  36. 
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überhaupt  altindogermanischen)  Agnatenfamilie1:  Diese  wie 
auch  ihre  weitere  Form,  die  gens,  war  in  der  That  eine 
dem  Staat  eingegliederte  politische  Institution  und  Organi- 
sationsform,  die  sich  ihrer  Eigenschaft  als  besonderer  Lebens- 
einheit sehr  stark  bewufst  war  und  gelegentlich  sogar  sich 
vom  Staat  ganz  emancipieren  konnte*.  Aber  abgesehen 
von  solch  abnormen  Verhältnissen  wollte  sie  doch  dem 
Staat  gerade  ein-  und  untergeordnet  sein,  d.  h.  eben  zu- 
gleich auch  ein  von  letzterem  gewolltes  Rechtsgebilde  genau 
in  dem  oben  erörterten  Sinne  darstellen,  nur  dafs  bei  ihr 
zu  allen  Zeiten  die  Qualität  als  Lebensgebilde  viel  mehr 
in  den  Vordergrund  trat 

Dagegen  ist  heutzutage  die  Familie8  als  eigener  Willens- 
organismus zweifellos  ganz  verschwunden ; das,  was  wir  im 
Rechtssinne  gegenwärtig  noch  so  nennen,  ist  keineswegs 
mehr  ein  spccifisches  Soeialsubjekt,  sondern  blofs  ein  ob- 
jektiv gesetzter  Komplex  rechtlicher  Beziehungen  von  Einzel- 
person zu  Einzelperson4.  Auch  jetzt  noch  dient  die  Familie 
den  wichtigsten  rein  physischen  Lebensbedürfnissen  des 
Menschen , speciell  in  der  Aufziehung  der  für  sich  völlig 
hülflosen  Kinder  den  allerelementarsten  Voraussetzungen 
seiner  gesamten  Existenzfhhigkeit,  aber  es  wird  denselben 
nur  noch  in  ihr,  nicht  mehr  von  ihr  genügt.  Als  besondern 
politischen  Körper  mit  eigner  Willensfälligkeit  hat  der  Staat 
die  Familie  aufgelöst,  jedoch  bei  seiner  Regelung  aller  nicht 
durch  den  Einzelmenschen  als  solchen,  sondern  nur  in  der 
Gemeinschaft  zu  erfüllenden  Lebensbedingungen  insofern 
wieder  an  sie  angeknüpft,  als  er  für  einen  bestimmten  Teil 
der  letzteren  durch  entsprechende  rechtliche  Bindung  sowie 


1 Dit>  ja  sogar  ein  gewisses  jus  vitae  ac  liecis  gegen  ihre  Glieder 

übte. 

* Man  denke  an  die  Krzählung  von  dem  Sonderkriege  der  Fabier 
gegen  Veji  (s.  Mmnmseu  Komische  Geschichte,  7.  Auti.,  1 S.  277). 

* Und  zwar  wohl  cinschlicfslich  derjenigen  des  hohen  Adels. 

4 Vgl.  hierzu  G.  Meyer,  Deutsches  fitantsrccht  S.  9;10;  Lasson, 
Rechtsphilosophie  S.  5ö0  '582/583;  Thon,  Rechtsnorm  und  subjektives 
Recht  S.  190.  u.  a.  m. 
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andererseits  Ermächtigung  der  Blutsverwandten  sorgt.  Da- 
mit ist  das  Verhältnis  des  eigenen  Herrschaftsverbandes 
aufgehoben 1 und  durch  rein  individuelle,  vom  Staat  in  seiner 
Rechtsordnung  objektiv  verfügte  Beziehungen  zwischen 
einzelnen  Menschen  ersetzt,  so  dafs  mit  Beschränkung  auf 
die  Familie  dem  bekannten  Verlangen  Gerbers2  nach  einer 
Eliminierung  des  Begriffs  der  Herrschaft  aus  dem  Privat- 
recht nur  vollständig  beigestimmt  werden  kann. 

Nun  wird  allerdings  vielfach  behauptet,  jene  Funktionen 
der  Kindererziehung  u.  s.  w.  stellten  gerade  den  natürlichen 
und  unlöslich  mit  ihr  verknüpften  Wirkungskreis  der 
Familie  dar,  dergestalt,  dafs  dieselben  der  Natur  der  Sache 
nach  nie  in  anderer  Weise  als  in  und  durch  sie  zu  erfüllen 
wären  und  ihr  deshalb  auch  unmöglich  erst  vom  Staat  zu- 
gewiesen sein  könnten.  Aber  auch  wenn  diese  Behauptung 
richtig  ist,  so  würde  dies  nicht  das  Mindeste  daran  ändern, 
dafs  die  entsprechende  rechtliche  Regulierung  des  Ver- 
hältnisses, die  Wiederholung  der  natürlichen  Lebensordnung 
in  der  vom  Staat  gesetzten  juristischen  durch  formell  freies 
Belieben8  des  letzteren  verfügt  worden  ist;  es  würde  also 
insofern  immer  wieder  die  Funktion  der  Familie  als  vom 
Staat  gewillkürt  erscheinen. 

Diejenige  Seite  ihres  Wesens,  in  der  sie  wirklich  von 
ihm  ganz  unabhängig  ist,  dasjenige,  was  sogar  ihren  innersten 
und  eigentlichsten  Kern  ausmacht,  und  wodurch  sie  sich  in 
der  That  als  direkt  von  Natur  bestehende  Verbindung  aus- 
weist, würde  aber  aufs  klarste  gerade  dann  hervortreten, 
sobald  einmal  der  Staat  sämtliche  jetzt  noch  ihr  zugewiesene 
( Ibliegenheiten  für  die  Bedürfnisse  und  Zwecke  des  mensch- 
lichen Lebens  ihr  abnebmcn4  und  in  anderer  Weise  für 


1 Eine  niiliere  Begründung  und  Ausführung  mufs  hier  freilich  als 
zu  weit  vom  eigentliehen  Thema  abführend  unterbleiben. 

9 Vgl.  seine  Abhandlung  Über  die  Teilbarkeit  deutscher  Staats- 
gebiete (Zeitschrift  für  Deutsches  Staatsrecht  I,  1867)  S.  9 Anm.  16. 

* Vgl.  hierzu  S.  70  Anm.  3. 

* Wenn  man  erwägt,  wie  viele  von  den  früher  besessenen  Funk- 
tionen, die  damals  gewifs  auch  als  unverlierbare  Aufgaben  der  Familie 
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dieselben  sorgen  würde  *.  Sollte  wirklich  einmal  etwas 
Ähnliches  wie  der  Staat  Platos  oder  seiner  heutigen  Nach- 
folger zur  Realisierung  gelangen,  mit  andern  Worten  sollte 
thatsächlich  die  Familie  für  die  Anforderungen  des  prakti- 
schen Lebens  jemals  völlig  Überflüssig  werden  und  die 
Menschen  auch  ohne  sie  aufs  beste  existieren  können,  so 
würde  auch  dann  noch  das  Band  der  Blutsverwandtschaft 
tortbestehen  als  das,  was  es  auch  heute  schon  ist  und  zu 
allen  Zeiten  war,  nämlich  als  ethisch- sittliches  Verhältnis: 
es  ist  einfach  ein  Teil  der  dem  Menschen  eingepflanzten 
und  von  jedem  subjektiv  empfundenen  Moral,  dafs  man 
sich  im  Verhältnis  zu  gewissen  Personen,  den  Blutsver- 
wandten noch  in  gesteigertem  Mafse  zu  einer  bestimmten 
Gesinnungs-  und  Handlungsweise  verpflichtet  fühlt.  Wenn 
diese  Grundeigenschaft  gegenwärtig  nur  getrübt  und  ver- 
dunkelt zu  erkennen  ist,  so  liegt  dies  eben  lediglich  daran, 
dafs  die  Familie  heute  immer  noch  für  Bedürfnisse  des 
praktischen  Lebens,  zur  Erzielung  eines  bestimmten  Ver- 
haltens von  Mensch  zu  Mensch  benutzt  wird,  solches  aber 
mit  Notwendigkeit  auch  eine  rechtliche  Regelung  erfordert. 
Nur  in  und  vermöge  dieses  fremdartigen  Zusatzes2  wird 
sie  dem  Staate  unterthänig,  während  sie  sich  mit  ihrem 
ureigensten  Wesen  von  ihm  völlig  unabhängig  erhält,  jeder 
Beeinflussung  oder  gar  Aufhebung  durch  ihn  schlechter- 
dings unzugänglich  bleibt8  und  insofern  also  mit  vollem 


galten,  letztere  bereits  an  den  Staat  abgetreten  hat,  wird  man  B.'denkeu 
tragen  mnssen,  die  oben  angedentete  Eventualität  als  für  alle  Zeiten  un- 
möglich hinzustellen.  Man  wird  immer  nur  soviel  — und  für  die  Ge- 
genwart zweifellos  mit  vollstem  Recht  — behaupten  dürfen,  dafs  die 
derzeitigen  Verhältnisse  für  eine  solche  Entwicklung  noch  nicht  an- 
gethan  sind. 

1 So  wie  er  dies  schon  jetzt  wenigstens  subsidiär  dort  thut,  wo  die 
Familie  sich  ihren  Aufgaben  entzieht  (Sorge  für  die  Findelkinder  u.s.w.); 
cf.  Jellinek,  System  S.  84;  G.  Meyer,  Her  Staat  und  die  erworbenen 
Rechte,  8.  16  u.  s.  w. 

8 Dafs  schon  die  Entstehung  der  politischen  Urorganisation,  des 
Familienstaats,  für  das  Familienverhältnis  selbst  einen  solchen  mit  sich 
brachte,  ist  bereits  oben  S.  57  zur  Andeutung  gelangt.  8.  auch  Zeit- 
schrift für  Social-  und  Wirtschaftsgeschichte  1 S.  103. 

3 Bekanntlich  erachtet  bereits  Aristoteles  die  von  Plato  gewünschte 
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Recht  die  Charakterisierung  als  nicht  gewillkürte  Menschen- 
verbindung verdient.  Es  ist  aber  klar,  dafs  durch  die  An- 
erkennung als  solche  der  oben  aufgestellte  Satz  „Staat  ist 
die  einzige  natürliche  Gemeinschaftsform“  dann  nicht  tan- 
giert wird,  wenn,  wie  es  hier  geschieht,  unter  letzterem 
Ausdruck  nur  Verbandssubjekte,  Socialgebilde  mit  eigener 
specifischer  Willensftlhigkeit  verstanden  werden. 


Zerstörung  und  Auflösung  der  Familienbande  nicht  nur  als  für  den  Staat 
selbst  überaus  bedenklich,  sondern  hält  sie  überhaupt  für  ein  ganz  un- 
mögliches und  aussichtsloses  Unternehmen.  Vgl.  Frey,  Die  Staatslehre 
des  Platon  und  des  Aristoteles  (Königsberg  i.  Pr.  1877)  S.  24 — 25. 
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Y.  Der  Staat  als  Schöpfer,  nicht  Unterthan 
des  Hechts. 

§ 9. 

Werfen  wir  an  dieser  Stelle  nochmals  einen  kurzen 
Rückblick  auf  den  von  uns  durchmessenen  Weg,  so  mufs 
und  wird  es  sicherlich  auffallen,  dafs  bei  allen  unseren  Er- 
örterungen offenbar  eine  am  Staat  zu  beobachtende  Seite 
verhältnismäfsig  in  den  Hintergrund  getreten  ist,  nämlich 
die  speciffsch  rechtliche.  Natürlich  konnte  sie  nicht  voll- 
ständig und  in  jeder  Beziehung  vermieden  werden,  ein 
Unternehmen,  das  bei  der  überaus  engen  Durchdringung 
und  Verflechtung  des  Staats-  und  Rechtsbegriffes  wohl  von 
vornherein  aussichtslos  sein  würde,  ist  aber  immerhin  blofs 
bei  Gelegenheit  flüchtig  gestreift  worden.  Wenn  im  Gegen- 
satz hierzu  für  gewöhnlich  gerade  diese  die  weit  überwiegende 
Berücksichtigung  findet,  so  ist  das  jedenfalls  ein  nicht  ganz 
unbedenkliches  Verfahren.  Wir  werden  später  noch  sehen  *, 
dafs  und  inwiefern  die  einseitige  Bevorzugung,  wohl  gar 
bewufste  Ausschliefslichkeit  des  juristischen  Elements  über- 
aus schädlich  wirken  kann  ; wie  es  überhaupt  ein  Ding  der 
Unmöglichkeit  ist,  von  irgendwelchem  ein  abgeschlossenes 
Ganze  bildenden  Gegenstand  nur  die  eine  Seite  loszulösen 
und  formalistisch  zu  isolieren , so  darf  namentlich  auch 
nicht  der  Jurist,  wie  Gerber  will2,  bei  der  Betrachtung  des 

* Vgl.  § 12. 

2 Staat« recht  8.  221.  Vgl.  auch  Jelliuek,  System  S.  83,  16  ff.,  u.  a. 
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Staats  sich  nur  und  ausschliefslich  auf  das  rechtliche  Ele- 
ment beschränken. 

Andererseits  Ist  dieses  wieder  flir  den  Gesamtbegriff 
anerkannt  so  wesentlich  und  unentbehrlich,  dafs  es  in  ganz 
den  nämlichen  Fehler,  nur  nach  der  entgegengesetzten 
Richtung  hin,  verfallen  hiefse,  wollte  man  es  ungebührlich 
geringschätzen  und  nach  Möglichkeit  ignorieren.  Eine  ein- 
gehende Beschäftigung  mit  demselben  ist  daher  auch  für 
uns  schlechterdings  unerläfslich. 

Hierbei  ist  die  erste  zu  lösende  Frage  die,  in  welchem 
Verhältnis  Staat  und  Recht  überhaupt  zu  einander  stehen. 
Sie  wird  beispielsweise  von  Hänel 1 in  dem  Sinne  ent- 
schieden , dafs  von  den  beiden  gegensätzlichen  Formeln 
„Ohne  Staat  kein  Recht“  und  „Ohne  Recht  kein  Staat“ 
die  erste  zu  verwerfen,  die  zweite  als  richtig  anzuerkennen 
sei.  Dem  ist  jedoch  nicht  beizustimmen. 

Selbstverständlich  ist  an  diesem  Orte  eine  ausführliche 
Erörterung  des  Begriffs  des  Rechts  ausgeschlossen ; es  können 
hier  nur  aus  der  folgenden  Abhandlung,  auf  die  im  übrigen 
bezüglich  der  näheren  Begründung  zu  verweisen  ist,  einige 
Schlufsergebnisse  vorausgenommen  werden.  In  diesem  Sinne 
und  mit  diesem  Vorbehalt  stellen  wir  folgenden  Satz  auf: 
alles  Recht  mit  Einschlufs  des  Gewohnheitsrechts  ist  ein  den 
Unterthanen  als  objektive  Macht  gegenübertretender,  stets 
von  einem  willensfähigen  Verband  an  seine  Mitglieder  er- 
lassener Normenkomplex.  Zieht  man  nun  aus  dieser  allge- 
meinen Definition  die  entsprechenden  Konsequenzen  für  das 
Verhältnis  von  Recht  und  Staat  im  besonderen,  so  ergiebt 
sich:  jenes  ist  von  diesem  keinesfalls  in  der  Weise  völlig 
abhängig,  dafs  es  ihm  überhaupt  seine  ganze  Existenz  ver- 
dankte; vielmehr  ist  die  Hänelsche  Bekämpfung  des  Satzes 
„Ohne  Staat  kein  Recht“  insofern  völlig  begründet,  als 
solches  auch  noch  in  vielen  andern  Verbänden  erzeugt  werden 


1 Cf.  Archiv  für  öffentliches  Recht  5 S.  472.  Übereinstimmend 
Studien  II  S.  214  ff.,  insbes.  S.  217. 
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kann  und  wirklich  wird  *.  Anders  ist  es,  wenn  man  lediglich 
das  Bpecifiseh  staatliche  Recht  selbst  ins  Auge  fafst.  Für 
dieses  mufs  allerdings  die  Behauptung  abfgestellt  werden, 
dafs  es  dem  Staate  gegenüber  das  begrifflich  Spätere  ist, 
sich  zu  diesem  verhält  wie  das  Geschaffene  zum  Schöpfer. 
Dabei  kann  man  Hänel  noch  darin  vollständig  beistimmen, 
dafs,  wie  alles  Zusammenleben  von  Menschen,  so  auch  der 
staatliche  Zustand,  der  doch  unleugbar  gleichfalls  als  solches 
sich  qualificiert,  mit  Notwendigkeit  der  Normierung  durch 
Rechtssätze  bedarf,  mit  andern  Worten , dafs  kein  Staat 
ohne  sofortige  rechtliche  Regelung  und  Abgrenzung  der 
Wirkungskreise  seiner  Glieder  irgendwie  zu  bestehen  und 
sich  zu  erhalten  vermag.  Hiernach  wäre  also  zum  mindesten 
das  öffentliche  Recht  mit  dem  Staate  als  gleich  alt  anzusehen : 
in  demselben  Moment,  in  welchem  sich  eine  souveräne  Ge- 
meinschaftsform als  politische  Einheit  etabliert  hat,  mufs 
auch  das  sie  bildende  eigentümliche  Zusammenarbeiten  ihrer 
Bestandteile  als  von  R e c h t s geboten  beherrscht  und  auf 
Grund  derselben  vor  sich  gehend  angenommen  werden. 

Aber  selbst  unter  diesen  Umständen  würde  der  Streit 
über  die  Priorität  des  Staates  oder  seines  Rechts®  doch 
nur  für  eine  praktisch  - historische  Betrachtungsweise  un- 
lösbar sein,  während  für  die  rein  principielle  Auffassung 
und  theoretische  Konstruktion  auch  dann  noch  der  erste 
dem  zweiten  genau  in  derselben  Weise  wie  jede  Ursache 
der  Wirkung  vorausgeht.  Es  ist  nicht  zu  bezweifeln8  und 
wird  auch  in  der  Litteratur  des  deutschen  Staatsrechts 
mehr  und  mehr  anerkannt,  dafs  jeder  neu  entstehende 
Staat  von  real  wirkenden  Faktoren  und  Kräften  zunächst 
faktisch  begründet  wird,  wobei  ihm  notwendig  auch 

1 Cf.  Bornatzik  im  Archiv  fiir  öffentliches  Recht  5 S.  248. 

2 Den  man  wohl  manchmal  in  Vergleich  mit  (len  entsprechenden 
Fragen  bez.  Eichbaum  und  Eiche,  Henne  und  Ei  u.  s.  w.  gebracht  hat. 

8 Vgl.  zu  dem  Folgenden  die  vom  Verfasser  bereits  an  anderer 
Stelle  gegebenen  Ausführungen:  B.  Schmidt,  Über  einige  Ansprüche  aus- 
wärtiger Staaten  auf  gegenwärtiges  Deutsches  Reichsgebiet  (1894)  8.  63 
Anm.  2 u.  8.  65  Anm.  4. 


Digitized  by  Googli 


I.  6. 


79 


seine  erste  Organisation  gleich  mit  anerschaflen  wird.  Den 
Charakter  als  Rechtsordnung,  den  die  letztere  im 
späteren  Verlauf  doch  zweifellos  aufweist,  kann  sie  aber 
unmöglich,  immer  die  Richtigkeit  der  oben  gegebenen  De- 
finition des  Rechtes  vorausgesetzt,  schon  durch  die  rein 
faktische  Gründungshandlung  seitens  einer  mehr  oder 
weniger  grofsen,  vielleicht  wüst  zusammengewürfelten 
Menschenmasse  angenommen  haben;  es  bleibt  daher  nichts 
anderes  übrig,  als  denselben  erst  aus  dem  Willen  des  be- 
reits konstituierten  Staates  selbst  abzuleiten.  Und  zwar 
bereitet  das  nicht  die  geringsten  Schwierigkeiten  mehr, 
sobald  man  sich  einmal  klar  gemacht  hat,  dafs  er  diesen 
nicht  blofs  ausdrücklich  durch  eine  besondere  Publikation, 
sondern  auch  stillschweigend  in  der  Weise  erklären  kann, 
dafs  er  die  zunächst  eingesetzten  Organe  ungestört  statt 
seiner  selbst  weiter  handeln  läfst  und  sie  vor  allem  in  diesen 
ihren  Funktionen  den  Unterthanen  gegenüber  thätig  schützt. 
Auch  im  zweiten  Fall  wird  das  Verlangen,  die  Gesamt- 
verfassung von  den  letzteren  als  juristisch  verbindlich  an- 
erkannt und  beobachtet  zu  sehen,  nicht  weniger  deutlich 
wie  im  ersten  erhoben  und  geltend  gemacht;  das  kommt 
in  der  Thatsache  zum  Ausdruck,  dafs  jede  revolutionär 
entstandene  Staatsgewalt,  auch  wenn  und  solange  sie  an 
Stelle  der  bisherigen  Verfassung  noch  nicht  formell  die 
neue  gesetzt  hat,  alle  Angriffe  auf  ihre  Organisation  sofort 
als  Hochverrat  betrachtet  und  entsprechend  „von  Rechts- 
wegen“ ahndet.  In  dieser  Weise  wurden  z.  B.  1889  die 
Sätze  der  brasilianischen  Verfassung  Uber  erbliches  Kaiser- 
tum u.  s.  w.  in  ihrer  Rechtskraft  durch  die  neuen  republi- 
kanischen Bestimmungen  nicht  etwa  erst  durch  Publikation 
derselben  ersetzt J,  sondern  waren  es  schon  in  dem  Augen- 
blick, wo  die  revolutionäre  Staatsgewalt  die  frühere  voll- 
ständig zu  verdrängen  vermocht  hatte.  Es  kann  eben  nicht 
daran  gedacht  werden,  dem  Rechte  als  dem  Inhalt  eines 

1 Würden  diese  heutzutage  weniger  in  Geltung  sein,  wenn  etwa 
ihre  feierliche  Verkündigung  ganz  unterblieben  wäre? 
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imperativischen  Socialwillens  irgend  welche  andere  reale 
Existenz  als  diejenige,  die  in  und  mit  der  Realität  der  es 
permanent  wollenden  Verbandsperson  gegeben  ist,  zuzu- 
schreiben 1 ; es  ist  in  seiner  Dauer  jederzeit  abhängig  von 
der  letzteren2,  verschwindet  sofort  mit  ihr,  sowie  es  seiner 
Zeit  erst  als  ihre  Willensemanation  entstanden  ist. 

Übrigens  kommt  die  hier  entwickelte,  dem  wirklichen 
Sachverhalt  allein  gerecht  werdende  Auffassung  selbst  bei 
Hänel8  einmal  unwillkürlich  zum  Durchbruch,  insofern 
nämlich  als  dieser  durch  einen  bereits  vorhandenen  ,, Macht- 
haber“ die  uranfilngliche  Geltung  der  organisatorischen 
Rechtssätze  aussprechen  und  behaupten  lftfst:  dafs  ein  solcher 
für  die  Entstehung  der  letzteren  vorausgesetzt  wird,  be- 
deutet ja  doch  nichts  anderes,  als  dafs  der  Staat  selbst 
konstituiert  sein  mufs,  ehe  die  die  specielle  Form  des 
politischen  Zusammenlebens  bedingenden  Regeln  von  ihm 
aus  rechtlich  verpflichtend  für  die  Unterthanen  weiden 
können. 

Nach  alledem  und  in  dem  hier  verstandenen  Sinne 
darf  man  ungescheut  die  Behauptung  aufstellen,  dafs  auch 
die  Urverfassung  jedes  neuen  Staates,  zwar  nicht  als  faktisch 
gegebener  Zustand,  wohl  aber  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Rechtsordnung,  die  Ausstattung  derselben  mit  juristischer 
Verbindlichkeit  immer  als  das  eigene  Werk  desselben  er- 


' Wer  das  verkennt  und  die  organisatorischen  Rechtssätse  auch 
nach  dem  Untergang  des  betreffenden  Staates  juristisch  weiter  bestellen 
labt,  wird  schliefslich  konsequenter  Weise  dazu  gedrängt,  auf  Grund 
derselben  auch  den  letzteren  seihst  als  ideell  fortexistierend  anzunehmeu, 
eine  Behauptung,  die  A.  von  Ruville  (das  Deutsche  Reich  ein  monarchi- 
scher Einheitsstaat,  1894)  für  das  alte  deutsche  Reich  nach  1806  wirklich 
aufgestellt  lmt.  Wie  Seydel  in  seiner  Kritik  dieses  Werkes  (vgl.  Kri- 
tische Vierteljahrsschrift  Bd.  37  8.  430 — 431i  treffend  bemerkt  kann  dann 
für  eine  solche  Auffassung  überhaupt  kein  Staat  anders  als  durch  regel- 
gemäfse,  in  den  vorgeschriebenen  Formen  erfolgende  und  beglaubigte  Selbst- 
auflösung untergeheu,  d.  h.  sie  proklamiert  in  vollem  Ernste  die  These 
als  Grundsatz  des  öffentlichen  Rechts:  Es  ist  nicht  genug,  dafs  ein  Staat 
tot  ist,  er  mufs  es  auch  rechtskräftig  beweisen  können. 

2 A.  A.  z.  II.  Trionel,  Das  Interregnum  (1892i  S.  78,  auch  S.  12. 

* Studien  II  S.  217. 
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scheint1.  Und  wie  er  hiernach  im  Anfang  die  auf  seine 
Organe  und  deren  Kompetenzen  bezüglichen  Bestimmungen 
juristisch  durch  seinen  Willen  erst  setzt,  so  ist  er  dann 
auch  weiterhin  vermöge  seiner  souveränen  Gesetzgebung 
in  der  Lage,  sie  jederzeit  nach  formell  freiem  Belieben8 
wieder  aufheben  und  mit  andern  vertauschen  zu  können, 
eine  Thatsache,  aus  der  für  das  Verhältnis  zu  den  Unter- 
thanen  mit  unerbittlicher  Notwendigkeit  die  Konsequenz  zu 
ziehen  ist,  dafs  er  mindestens  auf  dem  Boden  des  öffent- 
lichen Rechtes  ihnen  nie  als  wahrhaft  Berechtigter  oder 
Verpflichteter  gegenüber  stehen  kann. 

Dies  wird  freilich  von  vielen  Seiten  lebhaft  in  Ab- 
rede gestellt,  u.  a.  auch  von  Jellinek,  der  noch  in  seinem 
„System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte“  entschieden 
an  der  von  ihm  stets  vertretenen  Ansicht  von  der  angeb- 
lichen juristischen  Selbstverpflichtung  des  Staates  festhält, 
und  der  gegenteiligen,  auch  hier  angenommenen  Meinung 
geradezu  Flachheit  der  Auffassung  vorwirft 3.  Aber  trotz- 
dem mufs  man  dabei  bleiben,  dafs  nur  ein  ungenauer 
Sprachgebrauch  sagen  kann:  Der  Staat  hat  das  Recht, 

gewisse  Steuern  zu  erheben , er  ist  nicht  berechtigt, 
bestimmte  Bevölkerungsklassen  zum  Soldatendienst  auszu- 
heben, er  hat  die  Pflicht,  Rechtsschutz  zu  gewähren 
u.  s.  w.  Bei  allen  das  Verhältnis  zwischen  Staat  und 
Unterthanen  betreffenden  Regeln  haben  wir  doch  immer 
nur  die  Erscheinung  vor  uns,  dafs  der  erstere  in  dem  von  ihm 
erlassenen  Gesetz  sich  für  die  thatsächlichen  Berührungen 
und  Wechselbeziehungen  mit  jenen  bestimmte  Handlungs- 
direktiven vornimmt,  dafs  er  „seinen  Entschlufs  verkündigt, 
in  der  oder  jener  Lage  in  gewisser  Weise  zu  handeln4.“ 
Er  giebt  lediglich  die  einseitige  Erklärung  ab,  dafs  er  für 
seine  Zwecke  vorläufig  nur  die  und  die  Leistungen  von 


1 Vgl.  dazu  Zorn,  lteich  und  Reichs  Verfassung  (1895)  S.  25,  28. 

2 Vgl.  hierzu  S.  70  Anra.  8. 

3 A.  a.  O.  8.  185. 

4 Thon,  Rechtsnorm  und  subjektives  Recht  S.  141. 

Staats-  q.  Völkerrecht!.  Abhandl.  I.  6.  — Schmidt.  6 
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ihnen  verlangen  werde,  sowie  umgekehrt  bis  auf  weiteres 
diese  oder  jene  Zuwendungen  gewähren  wolle.  Aber  wie- 
wohl nun  der  beiderseitige  Verkehr  thatsäehlich  streng  nach 
diesen  Regeln  vor  sich  geht,  so  darf  er  doch  niemals  als 
wahrer  Rechtsverkehr  charakterisiert  werden.  Das  ist  eben 
dadurch  unmöglich  gemacht,  dafs  die  ihn  beherrschenden 
Nonnen  für  den  einen  Teil  keine  objektiv  bindende  Kraft 
besitzen,  dieser  durch  nichts  als  den  eigenen  Willen1 
bei  der  Beobachtung  derselben  festgehalteu  wird.  Wo  die 
subjektive  Willkür  der  einen  Partei  selbst  mafsgebend  ist 
für  die  jeweilige  Gestaltung  der  Verkehrsbeziehungen  zu 
andern  Personen,  da  ist  begrifflich  die  Annahme  eines 
Rechtsverhältnisses  über  ihnen  ausgeschlossen;  „es  ist  in 
der  That  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  dafs  derjenige  ver- 
pflichtet sei,  welcher  berechtigt  ist,  sich  von  seiner  angeb- 
lichen Verpflichtung  beliebig  zu  befreien2.“ 

Zwar  wird  von  Tezner8  versucht,  diese  schlechterdings 
unhaltbare  Behauptung  für  den  Staat  doch  noch  mittelst  einer 
Differenzierung  zwischen  den  verschiedenen  Funktionen 
desselben,  nämlich  in  der  Weise  zu  retten,  dafs  er  zwar 
nicht  den  gesetzgebenden,  wohl  aber  den  verwaltenden 
Staat  als  juristisch  verpflichtet  annimmt4.  Aber  diese  Zer- 
spaltung der  staatlichen  Persönlichkeit  ist  doch,  tvas  er 
übrigens  bereitwillig  selbst  zugiebt,  eine  blofse  Fiktion,  die 
mit  dem  thatsäehlich  gegebenen  Zustand  in  schroffstem 
Widerspruch  steht  und  daher  auch  nicht  als  „Hülfsvorstellung“ 
zu  gestatten  ist.  Der  Staat  als  solcher  ist  ein  einheitlich 
unteilbares  Lebewesen,  das  nur  ganz  oder  gar  nicht  seinem 


’ Auch  nicht,  was  Jellinek  annimmt,  durch  eine  sittliche  Pflicht 
Vgl.  dawider  die  Ausführungen  Tezners  in  der  Zeitschrift  für  Privat-  und 
öffentliches  Recht  21  S.  162  f. 

~ Seligmann.  Abschlufs  und  Wirksamkeit  der  Staatsverträge  S.  17. 
Vgl.  hierzu  auch  Klöppel,  Gesetz  u.  Obrigkeit  S.  102,  104,  105;  Bornhak. 
Preufsisehes  Staatsrecht  I S.  268  fl'.;  Hölder,  Über  objektives  und  sub- 
jektives Recht  S.  32  ff.,  sowie  in  der  Krit.  Vierteljahrsschr.  37  S.  48. 

” A.  a.  O.  S.  163 — 166. 

4 Inwiefern  in  dieser  unglücklich  gewählten  Formulierung  ein  rich- 
tiger Gedanke  steckt,  darüber  vgl.  Abschn.  VI  § 11. 
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Rechte  unterworfen  sein  kann.  Nach  den  oben  angeführten 
Gründen  hat  man  sich  unbedingt  für  die  zweite  Alternative 
zu  entscheiden;  wenn  man  bedenkt,  dafs  auf  die  Frage: 
„Warum,  mit  welchem  Recht  fordert  ein  Staatsorgan,  d.  i. 
der  Staat  vom  Unterthan  eine  Leistung,  resp.  auf  Grund 
welcher  Rechtspflicht  gewährt  er  ihm  etwas  ?u  immer  nur 
geantwortet  werden  kann:  „Weil  der  gesetzgebenden 

Gewalt,  das  ist  aber  wiederum  dem  Staat  selbst  es  so  be- 
liebt hat“,  so  gelangt  man  notwendig  zu  dem  Satze:  Der 
Staat  unterliegt  im  Verhältnis  zu  seinen  Unterthanen1 
keinen  Rechtsschranken;  alle  Normen  des  öffentlichen 
Rechtes  bedeuten,  auf  ihn  selbst  bezogen,  nie  etwas  anderes 
als  ein  frei  gewähltes  Willensprogramm,  durch  das  er  in 
seiner  Handlungsfreiheit  den  Bürgern  gegenüber  nicht  im 
mindesten  juristisch  beschränkt  wird. 

Damit  soll  durchaus  nicht  gesagt  sein,  dafs  er  im  Ver- 
hältnis zu  ihnen  schlechthin  omnipotent  ist.  Wenn  der 
Staat  überhaupt  seine  freie  Handlungsfähigkeit  nur  inner- 
halb der  Grenzen  des  physisch  Möglichen  bethätigen  kann, 
so  nimmt  dieser  Grundsatz  hier  noch  die  specielle  Gestalt 
an,  dafs  er  seine  Bürger  nur  in  allen  denjenigen  Be- 
ziehungen zu  beherrschen  vermag,  für  welche  physische 
Organspersonen  von  ihm  mit  einer  entsprechenden  Kom- 
petenz ausgestattet  sind.  Solange  das  Deutsche  Reich  nicht 
bestimmte  Behörden  ausdrücklich  oder  allenfalls  auch  still- 
schweigend mit  der  Einhebung  einer  direkten  Vermögens- 
steuer beauftragt  hat,  ist  es  hierzu  in  der  That,  selbst 
wenn  die  Einführung  bereits  durch  ein  von  Bundesrat  und 
Reichstag  genehmigtes  Gesetz  beschlossen  sein  sollte,  nicht 
imstande,  aber  nicht  sowohl  deshalb,  weil  es  rechtlich 
nicht  dürfte,  als  weil  es  wegen  des  Mangels  eines  fähigen 
Organs  die  Handlung  faktisch  nicht  vornehmen  kann.  Die 
»Sache  liegt  genau  ebenso  wie  beim  Menschen,  der  ohne 


1 Eine  ganz  andere  Frage  ist,  ob  es  nach  aufsen,  insbesondere  den 
übrigen  Staaten  gegenüber  der  Kall  ist.  Hiermit  wird  sich  die  dritte 
Abhandlung  Vom  Völkerrecht  zu  beschäftigen  haben. 
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Zunge  nicht  zu  sprechen,  ohne  Ftifse  nicht  zu  gehen  ver- 
mag. Der  einzig  vorhandene  Unterschied,  dafs  nämlich 
der  Staat  sich  die  fehlenden  Organe  jederzeit  nach  Belieben 
verschaffen  kann,  ist  gänzlich  einflufslos  auf  die  Beurteilung 
seines  Zustandes  vor  Gebrauch  dieser  Fähigkeit  und  setzt 
nur  das  Eine  in  um  so  helleres  Licht,  dafs  blofs  faktische, 
nicht  rechtliche  Schranken  ihn  einstweilen  an  der  be- 
treffenden Handlung  verhindert  haben.  In  ihm  allein  ver- 
wirklicht sich  so  recht  eigentlich  der  Typus  des  (Nietzsche- 
schen)  „Übermenschen“ , für  den  Gebote  des  Rechtes  oder 
der  Moral1  schlechterdings  nicht  vorhanden  sind;  nur  in 
Anwendung  auf  ihn  ist  daher  auch  dem  bekannten  Satze 
des  englischen  Rechts,  der  nach  den  später  zu  gebenden 
Ausführungen  auf  den  „King“  bezogen  grundfalsch  ist*, 
durchaus  beizustimmen : lediglich  der  Staat  als  solcher 
„can  do  no  wrong“8. 


§ io. 

Wir  haben  bisher  nur  diejenigen  Normen  ins  Auge 
gefafst,  die  vom  Staat  ausdrücklich  für  seinen  eigenen 
Verkehr  mit  den  Unterthanen  aufgestellt  werden,  von  vorn- 
herein lediglich  auf  ihn  als  das  eine  Verkehrssubjekt  be- 
rechnet sind.  Indem  wir  nun  für  diese  im  Gegensatz  zu 
den  übrigen  Regeln  die  Bezeichnung  als  öffentliches  Recht 
in  Anspruch  nehmen,  ist  es  klar,  dafs  die  bekannte  Unter- 
scheidung des  letzteren  von  dem  Privatrecht  hier  nur  und 


1 Auch  die  letzteren  um  deswillen  nicht,  weil  eie  wegen  ihres  sub- 
jektiv innerlichen  Charakters  begrifflich  überhaupt  blofs  bei  Individual- 
pcrsonen  möglich  sind.  Näheres  hierüber  in  der  folgenden  Abhandlung 
Vom  Recht. 

* Wir  werden  in  Abschnitt  VI  § 11  sehen,  dafs  alle  Kompeteuz- 
überschreitungen  des  Monarchen  wie  überhaupt  jedes  staatlichen  Organs 
eine  Rechtsverletzung  im  vollsten  Sinne  des  Wortes  darstelleu,  nur  nicht 
von  Seiten  des  Staats,  der  vielmehr  unter  diesen  Umständen  gar  nicht 
handelnd  aufgetreten  ist,  sondern  von  Seiten  des  betreffenden,  ihm  als 
Organ  dienenden  Individuums. 

* Die  völkerrechtliche  Deliktsfähigkeit  bleibt  natürlich  wieder  voll- 
ständig aufserm  Spiele. 
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- ausschließlich  als  „Systematik  nach  den  beteiligten  Sub- 
jekten“1 verstanden  wird:  während  zu  jenem  alle  Ver- 
hältnisse gehören,  an  denen  der  Staat  selbst  begrifflich  be- 
teiligt ist,  dergestalt  dafs  immer  ein  Staatsorgan  dem 
andern,  resp.  den  Unterthanen  gegenüber  steht,  umfafst 
das  zweite  sämtliche  Beziehungen  dieser  unter  einander. 
Doch  resultiert  aus  der  Verschiedenheit  der  in  Frage 
kommenden  Personen  ganz  von  selbst  auch  eine  Ver- 
schiedenheit des  Inhaltes  beider  Rechtsgruppen , insofern 
als  das  Privatrecht  ein  Verhältnis  der  Gleichstellung  und 
Koordination,  dagegen  das  öffentliche  ein  solches  der  Über- 
ordnung, der  „Beherrschung“  des  einen  Teiles  durch  den 
andern  zum  Ausdruck  bringt2.  Es  ist  dies  lediglich  ein 
anderer  Ausdruck  dafür,  dafs  hier,  wie  wir  oben  gesehen 
haben,  die  reine  Willkür  der  einen  Partei  selbst  über  die 
jeweils  stattfindenden  Verkehrsbeziehungen  zu  bestimmen  hat, 
dort  aber  eine  wahrhaft  objektive  Macht  allen  Beteiligten 
je  eine  bestimmte  Sphäre  zur  freien  Verfügung  zu  eigen 
überweist,  in  welche  die  übrigen  stets  nur  mit  Zu- 
stimmung des  Betreffenden  eingreifen  dürfen.  Charakte- 
ristisch für  die  erste  Verkehrsart  ist  die  einseitige  An- 
ordnung, charakteristisch  für  die  andere  der  zweiseitige 
Vertrag. 

Nun  ist  es  aber  einleuchtend,  dafs  der  Staat  als  willens- 
fähiges Wesen  auch  an  der  letzteren,  sofern  und  solange 


1 Mauel , Deutsches  .Staats recht  I S.  156.  Vgl.  auch  Hinrling, 
Juristische  Prinzipienlehre  I S.  312  f. 

s Der  Einwand  Häuels  (Deutsches  Staatsrecht  I 8.  154),  dafs  doch 
auch  das  Privatrecht  in  den  korporativen  Verbänden  anerkanntermafsen 
Verhältnisse  der  Überordnung  mit  enthalte,  ist  unzutreffend,  indem  nach 
S.  68  dem  Staat  gegenüber  der  Verein  und  sein  Mitglied  nur  als 
koordinierte  Potenzen  erscheinen.  Schwerwiegender  ist,  dafs  in  der- 
selben Weise  auch  die  Beziehungen  der  Gemeinden  und  anderer  Selbst- 
verwaltungskörper zu  ihren  Gliedern  dem  Privatrecht  angehören  sollten, 
während  sie  allgemein  dem  öffentlichen  zugerechnet  werden  (cf.  Hänel 
a.  a.  O.  8.  160,  163  f.).  Doch  findet  das  seine  Rechtfertigung  darin,  dafs 
diese  Körperschaften  gemäfs  § 14  zugleich  indirekte  Staatsorgane 
sind,  und  daher  in  ihnen  stets  auch  der  Staat  selbst  seinen  Unterthanen 
gegenübersteht.  Vgl.  hierzu  Jellinck,  System  S.  88  und  343. 


Digitized  by  Google 


86 


I.  6. 


es  ihm  selbst  so  beliebt,  teilzunehmen  vermag;  falls  er  seine 
Übermacht  nicht  gebrauchen  und  von  seinen  Unterthanen 
nicht  einfach  befehlend  heischen  will,  steht  es  ihm  auch 
frei,  mit  ihnen  auf  dem  Fufse  der  Gleichstellung  zu  ver- 
kehren 1 und  unter  Einhaltung  sämtlicher  filr  die  betreffenden 
Verhältnisse  erlassenen  Vorschriften  in  die  mannigfachsten 
vertragsmäßigen  Beziehungen  zu  ihnen  zu  treten. 

Von  dieser  Fähigkeit  macht  nun  der  Staat  vor  allem 
in  finanzieller  Hinsicht  wirklichen  Gebrauch.  Man  dart 
nicht  einfach  sagen  als  Fiskus,  indem  ein  unpräciser  Sprach- 
gebrauch2 auch  den  Steuern,  Zölle  u.  s.  w.  erhebenden, 
d.  h.  recht  eigentlich  von  seiner  specifischen  Herrscher- 
stellung für  seine  Vermögensbedürfnisse  Gebrauch  machen- 
den Staat  so  bezeichnet,  sondern  mufs  dies  auf  diejenigen 
Verhältnisse  beschränken , in  denen  er  seine  Finanzver- 
waltung ganz  mit  den  Mitteln  und  in  der  Art  jedes  Privat- 
mannes führt.  Von  dieser  Seite  zeigt  sich  der  Staat  als 
Besitzer  von  Domänen,  Inhaber  von  ausschliefslich  oder 
wenigstens  nebenbei  dem  Erwerb  dienenden  Anstalten3, 
Teilnehmer  an  handelsrechtlichem  Geschäftsbetrieb4,  Mieter 
von  Grundstücken,  Kontrahent  von  Staatsschulden  u.  s.  w. : 
überall  sucht  er  sich  hier  die  zu  seinen  Funktionen  nötigen 
Mittel  durch  privatwirtschaftliche  Thätigkeit  wie  alle  seine 
Bürger  zu  verschaffen , in  der  Weise , dafs  die  für  den 
rechtsgeschäftlichen  Verkehr  jener  ausgebildeten  Normen 
Uber  Kauf,  Miete,  Zinszahlung  etc.  auch  auf  ihn  Anwendung 
finden.  Man  darf  daher  mit  einer  gewissen  Berechtigung 
behaupten,  dafs  die  fraglichen  Sätze  für  ihn  gleichfalls 
Gültigkeit  besitzen. 

Im  Grunde  freilich  liegt  auch  hier  wieder  das  im 
vorigen  Paragraphen  erörterte  Verhältnis  vor,  dafs  der 

' Vgl.  hierzu  Laband,  Reichsstaatsrecht  I S.  653. 

1 Cf.  Garei»,  Staats  recht  (in  Marquardsen»  Handbuch  des  öffentl. 
Rechts  1,  1)  S.  183 — 34.  A.  A.  Jellinek,  System  S.  57  Anm.,  S.  198. 

* Fabriken,  Eisenbahnen.  Post  und  Telegraphie,  Reichsdruckerei 

U.  B.  W. 

4 Vgl.  die  Reichsbank  : Laband,  lleichsstaatarecht  II  8.  124  f. 
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Staat  seinen  Unterthanen  gegenüber  keiner  wahrhaft  recht- 
lichen Bindung  unterliegen  kann , sondern  jederzeit  nach 
rein  einseitigem  Belieben  die  näheren  Modalitäten  seines 
Verkehrs  mit  ihnen  festsetzt.  Dies  tritt  zunächst  darin 
hervor,  dafs  er  selbst  dort,  wo  er  die  civilistischen  Rechts- 
normen im  Allgemeinen  wirklich  gegen  sich  gelten  läfst, 
Specialbestimmungen  aller  Art  zu  seinen  Gunsten  einsehiebt  *. 
Als  solche  sind  zu  nennen  die  privilegia  lisci,  die  allerdings 
heutzutage  eine  viel  geringere  Bedeutung  als  früher  haben, 
ferner  die  meist  sehr  ausgebildeten  Sonderrechte  für  Post- 
und  Telegraphen  wesen  u.  dergl. 2;  ebenso  ist  auch  die  von 
Bematzik3  für  schwer  verständlich  erklärte  Unzulässigkeit 
der  Kompensation  zwischen  den  verschiedenen  stationes 
tisci  nichts  anderes  als  die  einseitige  Bestimmung  des  Staates, 
dafs  die  normalen  Sätze  Uber  Aufrechnung  auf  ihn  selbst 
nur  beschränkte  Anwendung  finden  sollen.  Nicht  minder 
läfst  sich  die  Expropriation,  und  zwar  als  ein  zu  seinen 
Gunsten  statuierter  Specialfall  des  civilistischen  unfreiwilligen 
Verkaufs4,  hierher  rechnen,  wenn  man  dieselbe  nicht,  was 
wohl  das  richtigere  ist,  als  Rückgriff  des  Staates  auf  seine 
publieistische  einseitige  Herrschergewalt  auffassen  will. 

Der  Staat  kann  aber  nicht  blofs  im  voraus  die  regel- 
mäfsigen  Normen  des  Privatrechtes  für  sich  beliebig  günstiger 
gestalten,  sondern  vermag  sich  auch  von  allen,  auf  Grund 
derselben  für  ihn  bereits  entstandenen  „Pflichten“  einseitig 
zu  befreien.  Denn  da  die  entsprechenden  subjektiven 
Rechte  seiner  Gegner  doch  immer  blofs  konkrete  An- 
wendungsfälle  des  goltenden  objektiven  Rechts  sind,  in 
diesem  ihren  einzigen  Existenzgrund  haben , so  müssen  sie 
auch  notwendig  von  einer  totalen  oder  partiellen  Änderung 


1 Cf.  Lahand,  Keichsstaatsrecht  I 8.  654,  656. 

5 Vgl.  für  da«  Deutsche  Reich  Lahand,  Staatsrecht  II  S 81  tf., 
besonders  8.  84,  88,  95. 

8 Archiv  für  öffentliches  Recht  5 S.  208. 

4 Vgl.  Windscheid,  Pandekten  (5.  Aufl.)  II  8 456;  Oerher,  Deut- 
sches Privatrecht  (15.  Aufl.)  8.  321. 
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des  letztem  mit  getroffen  werden  '.  Wenn  der  Staat  über- 
haupt jede  privatrechtliche  Norm,  sei  es  vollständig,  sei  es 
zeitlich,  örtlich  oder  sachlich  irgendwie  specialisiert,  mit 
rückwirkender  Kraft2  durch  andere  zu  ersetzen  imstande 
ist,  so  mufs  er  dies  insbesondere  auch  in  den  ihn  selbst 
angehenden  Verhältnissen  thun  können;  es  besteht  daher 
beispielsweise  fitr  ihn  kein  Hindernis,  sich  der  Kapitals-  und 
Zinsenforderungen  seiner  Inlandsgläubiger8  ganz  oder  zum 
Teil  in  derselben  Weise  zu  entledigen4,  wie  er  diesen  Effekt 
zu  Gunsten  anderer  privater  Schuldner6  schon  öfter  durch 
eine  entsprechende  Änderung  des  objektiven  Rechts  herbei- 
geführt  hat. 

Nach  alledem  wird  inan  zu  der  Überzeugung  kommen 
müssen,  dafs  die  Sätze  des  Privatrechts  für  ihn  ebenso 
wenig  juristische  Verbindlichkeit  besitzen,  wie  es  nach  dem 
Obigen  bei  den  Regeln  des  öffentlichen  Rechtes  der  Fall 
war.  Wenn  dies  bei  ihnen  unleugbar  weniger  stark  her- 
vortritt, so  liegt  das  lediglich  daran,  dafs,  während  er  die 
Regeln  des  letzteren  stets  erst  speeiell  für  sich  schafft,  und 
deshalb  die  Eigenschaft  derselben  als  blofser  Handlungs- 
direktiven durch  nichts  verdunkelt  wird,  er  hier  sich  wirk- 
liche Rechtsnormen  zur  Richtschnur  seines  Handelns 
nimmt.  Es  ist  eine  formell  ganz  unanfechtbare  Be- 
hauptung, dafs  die  Teilnahme  des  Staates  an  dem  gewöhn- 
lichen privatrechtlichen  Veritehr  von  wahren  Rechtsregeln 
bestimmt  wird;  nur  mufs  man,  um  eine  falsche  Auffassung 

1 Selbst  als  sogenannte  „jura  quaesita“.  Gegen  den  ganzen  Begriff 
s.  G.  Meyer,  Der  Staat  uud  die  erworbenen  Rechte  (1895)  S.  10  ff.,  iS  f. 

* Cf.  G.  Meyer  a.  a.  O.  8.  V. 

* Anders  liegt  die  Sache  bei  den  seiner  Hoheitsgewalt  nicht  unter- 
worfenen auswärtigen.  Indem  hier  nach  derzeitig  recipiertem  Völkerrecht 
der  lleimatstaat  derselben  berechtigt  ist,  Bich  ihrer  Forderungen  anzu- 
nehinen,  werden  die  zunächst  auf  Grund  der  betreffenden  staatlichen 
Rechtsordnung  bestehenden  Verbindlichkeiten  auch  zu  völkerrechtlichen 
Verpflichtungen  und  sind  eben  deshalb  der  einseitigen  Aufhebung  nicht 
mehr  zugänglich. 

* Die  normalen  Konvertierungen,  bei  denen  der  Gläubiger  auf  Ver- 
langen sein  Kapital  zurüekerhnlt,  gehören  selbstverständlich  nicht  hierher. 

8 Solons  Seisachtheia,  leges  Liciniae  Sextiae! 
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dieses  leicht  mifsverständlichen  Satzes  zu  verhüten,  unbe- 
dingt hinzusetzen:  von  Hechtsregeln,  denen  diese  ihre  Eigen- 
schaft nicht  sowohl  für  den  Staat  selbst  als  lediglich  in 
Hinblick  auf  ihr  aufserdem  vorhandenes  anderweites  Geltungs- 
gebiet zukommt. 

Immerhin  wird  man  nach  dem  Vorausgegangenen  der 
altromanistischen  Unterscheidung  zwischen  Staat  und  Fiskus 
nicht  alle  und  jede  Berechtigung  absprechen  können.  So 
überflüssig  dieselbe  ist,  wenn  man  mit  letzterem  Begriff  den 
Staat  blofs  nach  seiner  vermögensrechtlichen  Seite  hin  be- 
zeichnen will  — denn  dann  verhält  sich  thatsächlich  der 
eine  zum  andern  „genau  so  wie  der  physische  Mensch  zu 
seinem  Geldbeutel“  (Bähr)1  — , so  wohlbegründet  ist  sie, 
wenn  sie  die  Verschiedenheit  der  vom  Staat  seinen  Unterthanen 
gegenüber  angewandten  Verkehrsformen,  den  Unterschied 
des  bald  als  übergeordnete,  bald  als  gleichstehende  Willens- 
potenz handelnden  Staates  zum  Ausdruck  bringen  soll.  Frei- 
lich ist  der  Fiskusbegriff  seiner  ganzen  Bedeutung  nach 
durchaus  ungeeignet,  als  eine  diesen  Gegensatz  völlig 
deckende  und  erschöpfende  Bezeichnung  gebraucht  zu 
werden.  Dazu  ist  er  nämlich  auf  der  einen  Seite  zu  weit, 
indem  er,  wie  oben  bereits  erwähnt,  auch  auf  den  von 
seinen  Unterthanen  direkte  und  indirekte  Abgaben  ein- 
fordernden Staat  angewandt  wird,  andererseits  wieder  zu 
eng,  da  er  sinngemäfs  stets  nur  auf  vermögensrechtliche 
Verhältnisse  pafst  und  deshalb  für  die  zahlreichen  andern 
Beziehungen,  in  denen  der  Staat  gleichfalls  seinen  Unter- 
thanen als  koordinierte  Potenz  gegenüber  steht,  unbrauchbar 
ist.  Von  diesen  letzteren  mögen  an  dieser  Stelle  einige 
speciell  für  das  deutsche  Staatsrecht  praktische  Fälle  ge- 
nannt werden. 

Es  gehören  hierher  zunächst  die  Verträge,  die  die 
deutschen  Einzelstaaten  vielfach  mit  den  Standesherren2 


1 Ähnlich  Preufs,  Gemeinde,  Staat,  Kcich  als  Gebietakörperschafteu 
fj.  253  Amu.  41. 

* Cf.  G.  Meyer,  Deutsches  Staatsrecht  S.  715. 
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bez.  der  Rechtsstellung  derselben  abgeschlossen  haben,  und 
durch  welche  diesen  Befreiung  vom  Kriegsdienst,  Steuer- 
privilegien und  dergl.  zugestanden  wurden.  Auch  sie  sind, 
wenn  sie  überhaupt  wahre  Rechtsgeschäfte  und  keine  blofs 
faktischen  Verhältnisse1  darstellen  sollen,  lediglich  auf 
Grund  der  Rechtsordnung  des  kontrahierenden  Staates 
selbst  * als  solche  konstruierbar  und  deshalb  der  einseitigen 
Aufhebung  durch  ihn  stets  in  derselben  Weise  ausgesetzt 
wie  es  nach  dem  Obigen  bei  den  rein  fiskalischen  Ver- 
pflichtungen der  Fall  war.  Wenn  die  deutschen  Staaten  bis 
1866  noch  durch  die  Bundesakte  in  der  freien  Ausübung 
dieser  ihrer  Befugnis  beschränkt  waren,  so  bedeutete  dies 
für  sie  eine  ganz  andersartige,  nämlich  völkerrechtliche3 
Bindung,  die  aber  nunmehr  auch  fortgefallen  ist. 

Weiterhin  sind  zu  nennen  die  Verträge  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  den  Einzelstaaten 4 (insbesondere 
Militärkonventionen),  sowie  diejenigen,  welche  das  erstere 
bei  Erwerb  seiner  Kolonien  mit  den  eingeborenen  Häupt- 
lingen eingegangen  ist.  Was  speciell  die  zweiten  betrifft, 
so  standen  sich  zwar  bei  ihrem  Abschlufs  beide  Kontra- 
henten thatsächlich  als  gleichberechtigte  Vertragsteile  gegen- 
über, aber  nachdem  sich  nunmehr  in  Ausführung  derselben 
der  eine  der  souveränen  Herrschaft  des  andern  wirklich 
unterworfen  hat,  enthalten  jetzt  auch  hier  die  (an  sich  fort- 
dauernden) vertragsmäfsigen  Bestimmungen  keine  juristische 
Bindung  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  letzteren  mehr®. 

Jedoch  der  wichtigste  Fall,  der  deshalb  auch  hier  noch 
etwas  ausführlicher  erörtert  werden  soll , wird  immer  der 


1 Vgl.  v.  Hägens,  Staat,  Recht  und  Völkerrecht  S.  49. 

s Denn  dnfs  eine  solche  nach  Art  des  Völkerrechts  zwischen  den 
Parteien  nicht  besteht,  ist  wohl  zweifellos.  Übrigens  würde  ja  nach  der 
ganzen  Struktur  desselben  von  einer  unauflöslichen  Verbindlichkeit  des 
Staates  auch  dann  nicht  die  Rede  sein  können. 

* Cf.  Hänel,  Deutsches  Staatsrecht  I S.  822. 

4 Über  deren  juristische  Bedeutung,  resp.  Bedeutungslosigkeit  vgl. 
Hänel  a.  a.  O.  8.  782,  811,  818,  520/522  etc. 

5 Vgl.  hierzu  die  von  Adam.  Archiv  für  öffentliches  Recht  6 8.  803, 
citierte  Äufserung  Seydels.  A.  A.  Lahand.  Reichsstaatsrecht  I S.  753. 
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Vertrag  bleiben,  durch  welchen  sich  der  Staat  von  jeher 
einen  Teil  seiner  Organe  im  Gegensatz  zu  andern,  die  er 
auf  Grund  seiner  einseitigen  Herrschergewalt  zu  seinen 
Diensten  heranzieht,  verschafft  hat.  An  sich  steht  es 
wiederum  in  seinem  freien  Belieben,  welchen  dieser  beiden 
Wege  er  im  einzelnen  einschlagen  will ; wie  er  beispiels- 
weise im  Kriegswesen  schon  von  dem  ersten  (Werbesystem) 
zum  zweiten  (Wehrpflicht)  Ubergegangen  ist,  so  könnte  er 
das  Gleiche  auch  bez.  aller  andern  Organe  thun  uud 
wird  es  sicher,  sobald  das  bisherige  System  aus  irgend 
welchen  Gründen,  insbesondere  wegen  zu  schwachen  frei- 
willigen Angebots  entsprechender  Dienste,  sich  als  unbrauch- 
bar erweisen  sollte x.  Denn  der  heute  allerdings  allgemein 
geltende  Grundsatz,  dafs  die  Anstellung  als  Beamter  immer 
nur  mit  Einwilligung  des  betreffenden  erfolgen  darf,  kann 
aus  den  mehrerwähnten  Gründen  nimmermehr  den  Staat 
selbst  juristisch  binden2,  indem  er  jederzeit  der  beliebigen 
Abänderung  im  Wege  der  Gesetzgebung  unterliegt. 

Indes  solange  als  eine  solche  noch  nicht  vorgenommen 
ist,  solange  verkehren  wirklich  Staat  und  Amtskandidat  mit 
einander  auf  dem  Fufse  der  Gleichheit,  d.  h.  man  mufs  der 


' Cf.  G.  Meyer,  Deutsches  Staats  recht  8.  444.  Vgl.  auch  die  An- 
gaben bei  Laband,  Kcichsstaatsrecht  I S.  392;  Zum,  Keichsstaatsrecht  I 
S.  306  Anm.  53. 

* Im  Zusammenhang  mit  dieser  Thatsache  steht  es  auch,  dafs  die 
Annahme  einer  specifischeu,  von  der  allgemeinen  Staatsgewalt  durch  ihreu 
weiteren  Umfang  sich  unterscheidenden  Dienstgewalt  (vgl.  z.  B.  .lellinek, 
System  S.  168  ff.,  203  ft'.)  zu  verwerfen  ist  (richtig  Tezner  in  Grünbuts 
Zeitschrift  21  S.  180).  Denn  da  der  Staat,  wie  wir  früher  gesehen  haben, 
schon  von  jedem  Unterthan  alles  fordern  darf,  was  er  will,  so  kann  i m 
Verhältnis  zu  ihm  die  freiwillige  Übernahme  auch  noch  anderer  als 
der  zur  Zeit  von  jedem  Bürger  verlangten  Leistungen  weder  für  den  be- 
treffenden eine  umfänglichere  Gehorsams-,  Treue-  und  Dienstpflicht  (La- 
band, Keichsstaatsrecht  I 8.  387)  noch  für  den  Staat  eine  umfänglichere 
Herrschaft  begründen,  als  für  beide  ohnehin  schon  bestand.  Es  handelt 
sich  hier  vielmehr  einfach  um  eine  aktuell  verschiedenartige  Ausübung 
der  einen,  potentiell  überall  gleichen  Gewalt:  Der  Staat,  der  über  seine 
Unterthanen  ganz  nach  Gefallen  zu  verfügen,  namentlich  also  auch  sie 
beliebig  differenziert  zu  belasten  vermag,  erklärt  in  Gebrauch  dieser 
Fähigkeit,  von  den  einen  mehr  Dienste  als  von  den  anderen,  bis  auf 
weiteres  jedoch  nur  unter  Voraussetzung  ihrer  Zustimmung,  einfnrdern 
zn  wollen. 
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Meinung  derjenigen  beipflichten,  welche  die  Begründung 
des  Staatsdienstverhältnisses  auf  einen  Vertrag  zurückführen. 
Damit  wird  absolut  nicht  geleugnet,  dafs  die  Übertragung 
des  einzelnen  Amtes,  d.  h.  der  Organschaft  selbst  stets  ein 
einseitiger  Souveränetätsakt  ist1:  in  der  Vornahme  desselben 
besteht  eben  ein  Teil  der  Leistung,  die  der  Staat  vertrags- 
mäfsig  versprochen  hat.  Mit  der  Zusage  der  Gegenpartei, 
dafs  sie  dem  Staat  in  bestimmter  Weise  als  Organ  dienen 
wolle,  korrespondiert  auf  Seiten  des  letzteren  die  Zusage, 
sie  wirklich  als  solches  zu  verwenden.  Wenn  er  gerade 
hierbei  im  Gegensatz  zu  andern  Teilen  der  von  ihm  ver- 
sprochenen Leistung,  insbesondere  zur  Besoldung,  sich  be- 
züglich der  Zeit  und  Modalität  der  Erfüllung  vollständig 
freie  Hand  vorbehält , wenn  er  auch  nach  erfolgter  Be- 
gründung des  Dienstverhältnisses  die  faktische  Anstellung 
des  betreffenden  unter  Gewährung  von  Wartegeld  möglicher- 
weise noch  lange  verschiebt2,  späterhin  ihm8  das  wirklich 
erhaltene  Amt  unter  Fortzahlung  des  Gehalts  jederzeit 
nehmen  kann,  so  tritt  in  alledem  nur  die  bereits  bei 
den  rein  fiskalischen  Verhältnissen  beobachtete  Erscheinung 
wieder  hervor,  dafs  der  Staat  selbst  dort,  wo  er  seinen 
Unterthanen  als  koordinierte  Willenspotenz  gegenübersteht, 
den  normalen  Verkehrsregeln  von  vornherein  zu  seinen 
Gunsten  Spccialbestimmungen  hinzufügt : der  von  jenen 
statuierte  Satz,  dafs  die  Erfüllung  einer  vertragsmäfsig  über- 
nommenen Leistung  dem  Belieben  des  betreffenden  Kontra- 
henten entzogen  ist,  soll  zwar  principiell  auch  auf  ihn  An- 
wendung finden,  jedoch  vorbehaltlich  gewisser  Ausnahms- 
beziehungen *. 


1 Cf.  Jellinek  a.  a.  O.  8.  170,  201. 

* Cf.  Labanil,  Reichsstaats  recht  1 8.  383. 

a Abgesehen  vom  Richter. 

4 Es  darf  allerdings  nicht  verkannt  werden,  dafs  auch  ohne  die  An- 
nahme einer  solchen  8|>ecialheschräukung  des  gemeingültigen  Satzes  Pacta 
sunt  servanda  diese  Begünstigungen  de»  Staate»  mit  der  vertragsmäfsigen 
Begründung  de»  Staatsdienstverhältnisse»  zu  vereinigen  sind,  sofern  man 
nämlich  in  ihnen  einen  Teil  jede»  einzelnen  von  ihm  abgeschlossenen 
Anstellungsgeschäfte»  erblickt.  Indes  da  einmal  seine  fiskalischen  Yer- 
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Es  bleibt  nun  zum  Schlufs  blofs  noch  die  Frage  zu 
erledigen  übrig,  welchem  Rechte,  dem  öffentlichen  oder  dem 
privaten,  die  in  diesem  Paragraphen  behandelten  Verhält- 
nisse eigentlich  zuzuweisen  sind.  Ganz  inkonsequent,  wie- 
wohl allgemein  üblich  ist  es  jedenfalls,  zwischen  ihnen  zu 
unterscheiden  und  die  zuletzt  erörterten  zu  jenem,  dagegen 
die  fiskalischen  Beziehungen  zu  diesem  zu  rechnen,  während 
die  principielle  Gleichartigkeit  beider  von  vornherein  doch 
nur  die  Frage  über  die  Einreihung  der  Gesamtgruppe  übrig 
lassen  sollte.  An  und  für  sich  ist  nun  auf  dieselbe  eine 
verschiedene  Beantwortung  möglich,  je  nachdem  man  bei 
der  Begriffsbestimmung  des  öffentlichen  Rechts  das  Haupt- 
gewicht darauf  legen  will,  was  für  Personen  (Staat 
und  Unterthan,  nicht  Unterthanen  unter  einander)  oder  in 
welcher  Weise  (nicht  als  koordinierte , sondern  über- 
und untergeordnete  Potenzen)  sie  sich  gegentiberstehen ; 
wenn  man  aber  bedenkt,  dafs  es  sich  hier  nach  all  dem 
Vorausgegangenen  um  eine  recht  unsichere,  in  ihrem  Be- 
stand von  dem  guten  Willen  der  einen  Partei  selbst  ab- 
hängende Nebenordnung  handelt,  wird  man  das  Festhalten 
an  der  Systematik  blofs  nach  den  beteiligten  Verkehrs- 
subjekten und  damit  die  Zuweisung  zum  öffentlichen  Recht 
für  richtiger  halten  müssen.  Übrigens  deckt  sich  eine  solche 
Abgrenzung  beider  Gebiete  im  Resultate  auch  besser  mit 
der  gewöhnlichen , indem  diese  alsdann  eben  nur  noch 
mit  der  privatrechtlichen,  schon  von  HäneP  als  störende 
Anomalie  empfundenen  Charakterisierung  der  Fiskalsachen 
abweicht. 


tragsprivilegien  nicht  in  dieser,  bei  ihnen  ebenfalls  möglichen  Weise, 
sondern  selbst  als  objektiv-rechtliche  Norm  aufgefafst  werden,  so  mufs  ein 
Gleiches  auch  hier  gestattet  sein,  umsomehr  als  jene  zweite  Erklärungs- 
methode doch  in  manchen  Punkten  (Andeutungen  davon  bei  Tezner 
a.  a.  O.  S.  173)  sich  als  schwer  verwendbar  erweisen  möchte. 

1 Deutsches  Staatsrecht  I S.  168. 
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§ 11. 

Man  könnte  meinen,  nach  dem  Vorausgegangenen  hätte 
sich  eigentlich  die  ganze  Unterscheidung  zwischen  öffent- 
lichem und  privatem  Recht  als  schlechterdings  unhaltbar 
erwiesen ; scheint  doch  eine  Einteilung,  bei  der  festgestellter- 
lnafsen  das  eine  Glied  überhaupt  des  Rechtscharakters  ent- 
behrt 1 , mit  andern  Worten  gar  nicht  dem  Oberbegriffe 
unterfllllt,  den  ersten  Grundsätzen  der  Logik  zu  wider- 
sprechen. Indes  so  schlimm  ist  es  um  sie,  wiewohl  ihr  im 
übrigen  thatsächlich  keine  hervorragende  Bedeutung  zu- 
kommt, denn  doch  nicht  bestellt : auch  das  öffentliche  Recht 
ist  wahres  Recht,  man  mufs  blofs  richtig  erkennen,  zwischen 
welchen  Personen  es  diese  seine  Qualität  zeigt  und  bewährt. 

Es  ist  seinerzeit  die  These  aufgestellt  worden,  dafs  der 
Staat  als  natürlicher  Willensorganismus  erscheint.  Unter 
Festhalten  an  dieser  Charakterisierung  vervollständigen  wir 
dieselbe  hier  durch  die  (damals  nur  gelegentlich  zu  streifende) 
Hinzufügung,  dafs  er  speciell  einen  solchen  darstellt,  dessen 
sämtliche  Organe  selbst  wieder  willensfähige  Wesen  sind. 
Alle  seine  Funktionen  erfolgen  dergestalt,  dafs  einzelne 
seiner  Angehörigen  sie  für  ihn,  „unter  erkennbarer  Beziehung 
aufs  Ganze“  2 vornehmen.  An  diesen  Punkt  mufs  eine  er- 
schöpfende Würdigung  des  öffentlichen  Rechts  anknüpfen; 


1 Vgl.  hierzu  Jellinck,  System  S.  8 ff. 
a Hüne),  Studien  II  8.  216. 
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diese«  erweist  sich  sofort  als  wirkliches  Recht,  sobald  man 
nicht  mehr  den  Staat  selbst  seinen  Unterthanen  gegen- 
überstellt, sondern  die  Person  der  mit  der  betreffenden 
Organschaft  betrauten  Einzelindividuen  in  den  Vorder- 
grund rilekt. 

Mit  dieser  Behauptung  nun  stellt  man,  da  subjektives 
und  objektives  Recht  unlösbar  verbunden  sind,  jenes  nichts 
anderes  ist  als  das  zweite  selbst  in  seiner  konkreten  An- 
wendung auf  den  einzelnen  Fall,  gleichzeitig  auch  den 
andern  Satz  auf,  dal’s  die  letzteren,  je  innerhalb  ihrer 
Kompetenz,  selbst  als  subjektiv  berechtigt  und  verpflichtet 
anzuerkennen  sind.  Das  wird  freilich  lebhaften  Wider- 
spruch erregen:  der  Gedanke,  dafs  alle  Staatsorgane  ein 
eigenes  Recht  auf  ihre  Funktionen  haben  könnten,  mufs 
der  üblichen  Betrachtungsweise  durchaus  fernliegen.  Zwar 
hat  es  an  ihm,  wenigstens  in  Bezug  auf  einzelne  bestimmte 
Organe,  nicht  vollständig  gefehlt;  doch  war  auch  dann  die 
Konstruktion  dieses  subjektiven  Rechts  gewöhnlich  insofern 
unglücklich  gewählt,  als  man  es  sich  gegen  den  Staat  selbst 
richten  liefs.  Ein  solches  Verhältnis  ist  abermals  schlecht- 
hin ausgeschlossen;  so  wenig  der  Staat  überhaupt  seinen 
Unterthanen  als  juristisch  berechtigt  oder  verpflichtet  gegen- 
überstehen kann,  so  wenig  ist  dies  auch  speciell  für  seine 
Organe  möglich.  Denn  da  er  ihnen  ihre  Funktionen 
mindestens  im  Wege  seiner  souveränen  Gesetzgebung  be- 
liebig zu  übertragen  und  nehmen  vermag,  so  ist  für  die 
Annahme  eines  für  beide  Teile  verbindlichen  Rechtsver- 
hältnisses schlechterdings  kein  Raum  vorhanden. 

Dies  gilt  selbst  in  dem  Falle,  dafs  das  fragliche  Organ 
nach  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  nur  mit  eigener 
Einwilligung  aus  seinem  Wirkungskreise  entfernt  werden 
darf1.  Hier  ist  blofs  zweierlei  möglich.  Entweder  die 


1 Es  versteht  sich  von  selbst,  dafs  Sätze  wie  § 8 der  Deutschen 
Gerichtsverfassung,  in  denen  die  Unabsetzbarkeit  nicht  dem  Staate  schlecht- 
hin, sondern  blofs  der  Kegierung  gegenüber  verfügt  wird,  hierher  nicht 
zu  rechnen  sind. 
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ganze  Festsetzung  hat  praktisch  nicht  die  geringste  Be- 
deutung. indem  die  gesetzgebende  Gewalt,  die  doch  begriff- 
lich sich  selbst  und  ilyer  vollen  Entschlufsfreiheit  nicht 
präjudicieren  kann  sie  ebenso  beliebig  wieder  aufzuheben 
vermag,  wie  sie  sie  zuvor  eingeführt  hatte.  Oder  aber  sie 
ist  geradezu  zum  Bestandteil  des  obersten  Verfassungs- 
gesetzes erhoben  in  dem  Sinne,  dafs  ohne  die  Zustimmung 
des  betreffenden  Organs  gar  keine  Bildung  des  staatlichen 
Abttnderungswillens  möglich  sein  soll.  Alsdann  bedeutet  sie 
nichts  anderes,  als  dafs  in  einem  einzelnen  Punkte  die  ge- 
setzgebende Gewalt  selbst  nicht  den  gewöhnlichen  Faktoren s, 
sondern  den  letzteren  in  Verbindung  mit  dem  Inhaber  der 
fraglichen  Organschaft  zusteht.  Wir  haben  hier  nicht  so- 
wohl ein  gegen  alle  Anfechtung  geschütztes  subjektives 
Recht  vor  uns,  als  vielmehr  eine  besondere  Form  der 
Schöpfung  des  objektiven  Rechts8. 

Da  nicht  anzunehmen  ist,  dafs  der  Staat  jemals  eine 
solch  exorbitante  Befugnis  wirklich  gewähren  will,  so  wird 
wohl  die  Streitfrage  bezüglich  des  subjektiv-unantastbaren 
Rechts  der  Organsperson  gegen  den  Staat  praktisches  In- 
teresse überhaupt  nur  dort  gewinnen , wo  diese  ohnehin 
schon  an  der  gesetzgeberischen  Willensbildung  wesentlich 
beteiligt  ist,  d.  h.  beim  Monarchen4.  In  der  That  hat  man 
mehrfach  versucht,  die  ganze  Eigenart  der  Stellung  des 
letzteren  mit  Hülfe  gerade  dieses  Moments  zu  erfassen.  So 
basiert  z.  B.  die  eigentümliche  Konstruktion  Bernatziks6 


1 Ein  interessantes  Beispiel  dafür,  dafs  jeder  Versuch,  sie  dauernd 
rechtsgültig  zu  binden,  von  vornherein  aussichtslos  ist  bietet  Brie  (Die 
gegenwärtige  Verfassung  Frankreichs,  1888,  S.  fJ7  f.)  mit  seiner  Erörte- 
rung des  Art.  2 § 2 des  französischen  Verfassungsgesetzes  vom  14.  Aug. 
1884.  Man  vgl.  zu  der  ganzen  Frage  auch  Seydel,  Staatsrecht  des  Kö- 
nigreichs Bayern  (in  Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts), 
2.  Auft.  1894,  8.  36  f. 

1 Darüber,  dafs  eine  „gegenständlich  vorgonommene  Verteilung  des 
Rechts  der  Gesetzgebung  auf  verschiedene  Organe  des  Staates“  sehr  wohl 
möglich  ist  vgl.  Hänel,  Studien  II  S.  199. 

* Cf.  Hänel,  Deutsches  Staatsrecht  I S.  817,  567. 

4 Zu  beachten  aufserdem  Art.  78  Abs.  2 der  Deutschen  Reichsver- 
fassung,  das  Verhältnis  Kroatiens  zu  Ungarn  und  Ähnliches. 

5 Republik  und  Monarchie  (1892).  insbesondere  S.  27,  29,  82  ff. 
Vgl.  auch  Archiv  für  öffentliches  Recht  5 S 297  ff. 
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von  der  Staat  und  Herrscher  gemeinsam  zustehenden  Staats- 
gewalt vollständig  auf  der  Annahme,  dafs  zwischen  beiden 
ein  wahres  Rechtsverhältnis  des . Inhalts  möglich  ist , dafs 
der  zweite  gegen  den  ersten  einen  eigenen  Anspruch  auf 
Organschaft,  d.  h.  auf  Bildung  des  Willens  für  ihn  hat. 
Indes  diese  seine  Funktion  wird  doch  auch  dem  Monarchen 
immer  nur  zuerkannt  durch  die  derzeitige  Rechtsordnung1, 
welche  begrifflich  erst  vom  Staate  ausgeht  und  begrifflich 
stets  zur  beliebigen  Disposition  desselben  steht.  Im  Ver- 
hältnis zu  diesem  erscheint  auch  der  Herrscher  als  Unter- 
than,  eine  Auffassung,  die  im  Folgenden  noch  weiter  aus- 
geführt werden  wird,  im  Grunde  auch  schon  in  der  be- 
kannten fridericianischen  Charakterisierung  des  Souveräns 
als  prämier  magistrat,  nicht  maitre  absolu  zum  Ausdruck 
kommt.  Daran  ändert  selbst  die  Thatsache  nichts,  dafs  der 
Staat  dem  Monarchen  seine  Funktionen  nur  mit  eigener 
Zustimmung  schmälern,  resp.  ganz  entziehen  kann,  indem 
durch  dieselbe,  ganz  so  wie  es  oben  bereits  gezeigt  wurde, 
nicht  sowohl  ein  subjektives  Recht  als  die  essentielle  Teil- 
nahme an  der  objektiven  Rechtsbildung  bewiesen  wird: 
Der  Staat  ist  nicht  juristisch  an  der  Absetzung  des  Herrschers 
verhindert,  sondern  de  facto®  gar  nicht  imstande,  ohne  ihn 
den  entsprechenden  gesetzgeberischen  Willen  zu  producieren. 
Es  ist  aber  offenbar  ein  Nonsens,  gegen  jemand,  der  über- 
haupt nicht  wollen  kann,  noch  eine  rechtliche  Beschränkung 
anzunehmen,  während  das  Recht  sich  begrifflich  doch  gerade 
an  willensfkhige  Wesen  wendet,  den  rein  internen  Vorgang 
beliebiger  Selbstbestimmung  als  vorhanden  voraussetzt  und 
lediglich  in  gewissem  Umfange  die  Umsetzung  des  Willens 
zur  That  beeinflussen  soll.  Zugegeben  mufs  ja  werden,  dafs 
das  wahre  Verhältnis  zwischen  Fürst  und  Staat  mit  weit 


* Vgl.  hierzu  das  von,  Jellinek,  Erklärung  der  Menschen-  n.  Bürger- 
rechte (1895)  S.  28  citierte  englische  Gesetz ! Zu  beachten  auch  Jellinek, 
System  S.  143. 

* Cbcr  die  thatsächlichen  Schranken  der  staatlichen  Omnipotenz 
s.  S.  83  f. 

StaiOs-  u.  völkerrechtl.  Ahhandl.  I.  fi.  — Schmidt.  7 
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gröfserer  Deutlichkeit  dann  hervortreten  würde,  wenn  auch 
der  erstere  wie  andere  Organe  ohne  eigene  Zustimmung 
seiner  Organschaft  entkleidet  werden  könnte;  übrigens  ist 
dies  eine  Möglichkeit,  deren  praktische  Verwirklichung  unter 
Umstünden  sehr  wohl,  etwa  in  Form  der  von  Fichte  vor- 
geschlagenen eventuellen  Entsetzung  durch  besonders  zu 
kreierende  „Ephoren“  *,  denkbar  wäre®. 

Nach  alledem  wird  man  wohl  oder  übel  einen  ganz 
andern  Weg  einschlagen  müssen,  wenn  man  eine  subjektive 
Berechtigung  der  Staatsorgane  und  damit  den  Rechts- 
charakter des  öffentlichen  Rechts  überhaupt  nachweisen 
will.  Einen  solchen  finden  wir  aber,  wenn  wir  das  Ver- 
hältnis des  einzelnen  Organs  nicht  zum  Staat,  sondern  zu 
allen  übrigen  ihm  angehörenden  Gliedern  ins  Auge  fassen. 

Auch  das  öffentliche  Recht  ist  juristisches  Ver- 
hältnis lediglich  von  Individuum  zu  Individuum; 
nicht,  ein  „schwerer  Irrtum“8,  sondern  die  einzig  richtige 
und  sachgemäfse  Anschauung  ist  es,  die  Staatsorgane 
selber  als  persönlich  berechtigt,  wie  andererseits  per- 
sönlich verpflichtet  hinzustellen.  Es  folgt  das  mit  Not- 
wendigkeit aus  unserer  ganzen,  hier  allerdings  nur  kurz 
anzudeutenden  und  erst  in  der  nächsten  Abhandlung  aus- 
führlich zu  erörternden  Auffassung  des  Rechtsbegriffes:  in- 
dem wir  ein  subjektives  Recht  überall  dort  schon  als  ge- 
geben annehmen,  wo  zu  Gunsten  einer  Person  andern  ein 
bestimmtes  Verhalten  vom  Staate  zur  Pflicht  gemacht  wird, 
besteht  nicht  das  mindeste  Hindernis,  auch  dem  Organ  ein 
subjektives  Recht  auf  seine  Kompetenz  wie  subjektive  Ver- 
pflichtung aus  derselben  zuzusprechen.  Für  uns  involviert 
also  beispielsweise  jede  Klagberechtigung  aus  irgend  welchem 
civilistischen  Verhältnis  die  Zuständigkeit  eines  besonderen, 


1 Cf.  Klöppel,  Gesetz  und  Obrigkeit  8.  16. 

2 Vgl.  hierzu  auch  ßernatzik,  Republik  und  Monarchie  8.  46. 

:l  Jellinek.  System  8.  76.  Vgl.  für  seine  ganze  Auflassung  auch 
8.  131,  136,  '216,  219  etc.  Zu  beachten  indes  die  Bemerkungen  auf 
S.  129  f.,  132,  222,  227  u.  s.  w. 
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gegen  die  Person  des  kompetenten  Richters  gewendeten 
Hülfsanspruches ; umgekehrt  vermag  aber  auch  wieder  der 
letztere  im  Verhältnis  zu  allen  andern  Bürgern  eine  genau 
bestimmte,  ihm  allein  zustehende  Aktionsbefugnis  geltend 
zu  machen.  Liegt  doch  nach  beiden  Richtungen  hin  die 
Sache  ganz  offenkundig  so,  dafs  je  ein  Befehl  des  Staates 
nach  der  Absicht  desselben  gewissen  Personen  zu  Gute 
kommen  soll;  wenn  er  dort  im  Interesse  der  Hülfsbedürftigen 
dem  Richter  die  Pflicht  bestimmungsgemäfser  Funktions- 
erfüllung auferlegt,  so  gebietet  er  hier  zu  Gunsten  dieses 
die  widerspruchslose  Anerkennung  und  eventuell  Be- 
folgung aller  seiner  Amtshandlungen. 

Freilich  dürfen  diese  Darlegungen  nicht  etwa  in  der 
Weise  ausgelegt  werden,  als  sollte  damit  die  völlige  Gleich- 
artigkeit solcher  Verhältnisse  mit  denjenigen  des  Civilrechts 
behauptet  werden;  vielmehr  ist  Lingg  durchaus  beizustimmen, 
wenn  er  gegen  die  von  Gierke,  Preufs  u.  a.  vorge- 
nommene gänzliche  Identificierung  von  Privat-  und  Indivi- 
dualrecht Einspruch  erhebt1.  Denn  nur  das  erstere  wird 
seinem  Inhaber  zu  persönlichem  Vorteile,  zu  eigener  (öko- 
nomischer) Ausnutzung  zugewiesen,  wogegen  dem  zweiten 
diese  egoistische  Tendenz  vollständig  mangelt2.  Das  be- 
treffende Individuum  kommt  hier  überhaupt  gar  nicht  als 
selbständig  für  sich  existierende  und  seine  besonderen  Zwecke 
verfolgende  Einzelperson  in  Betracht,  sondern  besitzt  im 
Gegenteil  einen  Anspruch  darauf,  in  gewissem  Umfange 
den  Social  willen  bilden  und  vermitteln  zu  dürfen.  Inner- 
halb seiner  Kompetenz  kann  jedes  Organ  sagen  l’dtat  c’est 
moi,  d.  h.  es  darf  verlangen,  wenn  es  bestimmte  Hand- 
lungen vornimmt,  diese  nicht  sowohl  als  seine  persönlichen 
wie  als  solche  des  Staates  aufgefafst  und  geachtet  zu  sehen. 
Dieses  Verschwinden  der  eigenen  Person  hinter  der  des 
titaates  ist  gerade  dasjenige,  was  die  wahre  Organschaft 


I Cf.  Empirische  Untersuchungen  zur  allgemeinen  Staatslehre  S.  43  f., 
70  ff.,  84,  166  67  und  öfter. 

II  Näheres  hierüber  in  Abschnitt  UI  der  zweiten  Abhandlung. 
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recht  eigentlich  charakterisiert  und  von  blofsen  Stellver- 
tretungen für  den  Staat 1 stets  unterscheidet.  Wenn  bei  der 
letzteren  immer  ein  Handeln  des  betreffenden  Individuums 
als  solchen,  nur  an  Stelle  des  Staates  und  mit  Vollmacht 
von  ihm  vorliegt*,  handelt  dort  in  jedem  einzelnen  Akte 
stets  der  Staat  selber8. 

Hiernach  steht  es  wohl  fest,  dafs  wir  die  als  Organ 
verwendete  Person  keineswegs  fttr  den  Inhaber  eines 
P r i v a t anspruchs,  „zu  strafen,  zu  richten,  Steuern,  Militär- 
dienste und  sonstige  Leistungen  zu  fordorn“ 4 halten, 
sondern  ein  subjektives  Recht  nur  um  deswillen  annehmen, 
weil  doch  auch  in  der  Organschaft  für  den  Staat  immer 
Individuen*  eine  Ermächtigung  zu  rechtswirksamer  (d.  i. 
von  andern  zu  respektierender)  Vornahme  gewisser  Aktionen 
verliehen  wird8.  Es  soll  darin  lediglich  derselbe  Gedanke 
zum  Ausdruck  kommen,  der  auch  dem  bekannten  Satz 
Gierkos 7 , dafs  der  Mensch  seinen  Willen  zu  spalten  ver- 
mag, zu  Grunde  liegt,  mit  andern  Worten,  wir  wollen  blofs 
die  ganz  unleugbare  Thatsache  zur  gebührenden  Hervor- 
hebung bringen,  dafs  an  sich  jeder  Wille  in  rein  indivi- 


1 Vgl.  hierzu  Gierke,  Genossensehaftstheorie  S.  628  f. 

* Es  sei  hier  z.  B.  an  den  „Rechtsanwalt,  der  von  einer  Behörde 
zur  Durchführung  eines  fiskalischen  Rechtsanspruches  engagiert  wird", 
(Laband,  Reichsstaatsrecht  I S.  385  Anm.  1)  und  Ähnliches  erinnert. 

* Auch  aus  diesem  Gesichtspunkt  erscheint  offenbar  ein  subjektives 
Hecht  des  Organs  gegen  den  Staat  als  ausgeschlossen;  „wenn  Wille 
und  Handlung  des  ersteren  sofort  Wille  und  Handlung  des  letzteren  selbst 
ist,  wo  bleibt  der  Raum  für  einen publicistiachen  Anspruch,  Willensträger 
des  Staates  zn  sein  ? Wie  kann  ich  vom  Staat  noch  verlangen,  dafs  er 
meinen  Willen  als  den  seinen  anerkenne,  da  mein  Wille,  soweit  ihm 
überhaupt  die  Fähigkeit  zukommt,  den  Staatswillen  daraustellen,  stets 
schon  Staatswille  ist?“  (Tczuer  in  der  Zeitschrift  für  Privat-  u.  öffentl. 
Recht  21  S.  150). 

4 Vgl.  ltematzik  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  5 S.  181,  sowie 
S.  315  317. 

* Und  zwar  ebensowohl  bei  den  kollegialen,  wie  bei  den  bureau- 
kratisch  organisierten  Behörden.  Bez.  der  ersteren  cf.  Abschn.  VU  § 14. 

6 Vgl.  hierzu  Hänel,  Deutsches  Staatsrecht  I S.  99  ff.,  Hölder,  Über 
objektives  und  subjektives  Recht  S.  27,  Bierling,  Juristische  Prineipien- 
lehre  1 8.  313,  Tezner  in  der  Zeitschrift  f.  Privat-  und  öffentliches  Recht 
21  S.  151  f.,  185  f.  u.  a.  m. 

7 Geuossenschaftstheorie  8.  24. 
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duellen  Processen1  erzeugt  wird,  wenn  er  dann  auch  im  Ver- 
folg, je  nach  den  Umständen,  bald  individuelle  Wirkungen 
für  den  Wollenden  Belbst,  bald  sociale  Wirkungen  für  den 
Staat  hervorruft. 

Wohlverstanden  jedoch,  das  zweite  immer  nur  genau 
bis  zu  dem  Punkte,  als  die  der  fraglichen  Person  wirklich 
übertragene  Kompetenz  reicht;  es  wird  niemand  schlechthin, 
sondern  jeder  für  eine  ganz  bestimmte  Sphäre  zum  Organ 
erhoben.  Lediglich  dann , wenn  der  Betreffende  innerhalb 
dieser  Schranken  sich  hält,  handelt  in  Wahrheit  durch  und 
in  ihm  der  herrschergewaltige  Staat,  wogegen  überall  dort, 
wo  er  seine  Kompetenzen  überschreitet,  wieder  er  selbst 
als  blofse  Einzelperson2,  ausgesetzt  und  erreichbar  dem 
Jheringschen  „Kampf  ums  Recht“,  thätig  wird. 

Hieraus  ergeben  sich  wichtige  Konsequenzen.  Wenn 
jedes  Organ  Staat  ist  immer  blofs  in  einem  ganz  be- 
grenzten Ausschnitte  seiner  Thätigkeit,  so  mufs  auch  jede 
Organsperson  in  die  Lage  kommen  können,  als  nicht- 
kompetentes Organ  einem  andern,  seinerseits  wirklich  kom- 
petenten Organ  oder,  was  dasselbe  ist,  als  Individuum  und 
Unterthan  dem  Staat  gegenüber  zu  stehen.  Wenigstens 
so  lange  nicht  in  einem  Gemeinwesen  der  Satz  anerkannt 
ist , dafs  alles  und  jedes  Wollen  und  Handeln  eines  be- 
stimmten Menschen  ohne  weiteres  auch  Staatswille  und 
-handlung  sein  soll.  Daher  darf  mindestens  heutzutage  nicht 
einmal  der  Monarch  prätendieren,  dafs  in  ihm  stets  und 
überall  der  Staat  selbst  widerspruchslos  zu  respektieren  sei, 
im  Gegenteil  kann  ein  vielleicht  ganz  untergeordnetes 
Organ,  sich  seinerseits  als  Staat  bewährend®,  auch  von  ihm 
als  Gesetzesunterthanen  Gehorsam  für  seine  Anordnungen 
beanspruchen.  Dies  würde  z B.  dann  der  Fall  sein,  wenn 


1 Cf.  ßematzik  a.  a.  O.  8.  204  - 205. 

* Unbeschadet  natürlich  der  etwa  vorbehalteneu  provisorischen 
Gültigkeit  der  betreffenden  Anordnung.  Cf.  Tezner  a.  a.  O.  8.  187  f. 

* Vgl.  hierzu  Zorn,  Keichsataatarecht  I 8.  294 — 95;  Lingg,  Unter- 
suchungen 8.  212. 
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der  Gerichtsdiener  dem  regierenden  Fürsten  pflichtgemäfs 
den  Zutritt  zu  einer  Verhandlung,  für  die  durch  unanfecht- 
baren Geriehtsbeachlufs  die  Öffentlichkeit  ausgeschlossen 
ist,  verwehren  würde. 

Auch  noch  in  anderer  Beziehung  erweist  sich  die 
Unterscheidung  zwischen  der  Thätigkeit,  die  das  Organ  als 
solches,  und  derjenigen,  die  es  als  Nichtorgan,  d.  h.  nur 
als  Privatperson  vornimmt,  als  fruchtbar.  Mit  ihrer  Hülfe 
gelangen  wir  zu  der  überaus  wichtigen  Erkenntnis,  dafs 
niemals,  wie  Bernatzik1  befürchtet,  in  zwei  Organen  der 
Staat  sich  selber  gegenübertreten,  niemals  gleichzeitig  neben 
einander  zwei  sich  widersprechende  staatliche  Willens- 
äufserungen  Vorkommen  können.  Selbst  nicht  im  Falle 
des  Kompetenzkonfiiktes  „enthüllt  sich  vor  unserem  staunen- 
den Auge  das  rätselhafte  Schauspiel,  dafs  innerhalb  eines 
und  desselben  Willenssubjektes  zwei  Willen  sich  klagen, 
bekämpfen,  einen  förmlichen  Rechtsstreit  mit  einander 
führen“ , vielmehr  repräsentierte  von  Anfang  an  nur  das 
wahrhaft  kompetente  Organ  den  Staat,  wogegen  auf  der 
andern  Seite,  wie  im  ordnungsmäfsigen  Wege  festgestellt 
wird,  ein  blofser  Individualwille  zu  Unrecht  sich  obrigkeit- 
liche Funktionen  anmafste. 

Etwas  anders  liegt  die  Sache  dort,  wo  wirklich  zwei 
kompetente  Organe  in  Frage  kommen,  die  je  innerhalb 
ihrer  Zuständigkeitssphäre  zu  objektiv  von  einander  ab- 
weichenden Ergebnissen  gelangen.  Hierher  gehört  es  vor 
allen  Dingen,  wenn  das  eine  zur  Schaffung  allgemeiner 
Vorschriften  befugt  ist,  und  das  andere  trotzdem  die  An- 
wendung derselben  in  concreto  unterlassen  darf.  Nehmen 
wir  beispielsweise  den  Fall,  dafs  nach  ausdrücklichem  Zu- 
geständnis der  betreffenden  Verfassung  eine  sonst  durchweg 
anerkannte  und  in  allgemeiner  Geltung  befindliche  Ver- 
ordnung der  Krone  von  jedem  Gericht  für  gesetzwidrig 
und  daher  unbeachtlich  erklärt  werden  kann,  so  haben  wir 


i A.  a.  O.  8.  206  f. 
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einfach  die  Erscheinung  vor  uns,  dafs  der  Staat  zwar  die 
generelle  Norm  gewollt  hat  und  noch  will 1 , von  derselben 
jedoch  eine  Ausnahme  im  einzelnen  macht.  Nicht  weniger 
ungezwungen  erklären  sich  die  angeblichen  Willenswider- 
sprüche 2 bez . der  differierenden  Erkenntnisse  zweier  In- 
stanzen in  derselben  Angelegenheit,  resp.  zweier  koordi- 
nierter Gerichte  in  mehreren,  aber  ganz  gleichartigen  Sachen, 
indem  hier  der  Staat  das  erste  Mal  seinen  Willen  im  Laufe 
der  Zeit  lediglich  geändert  hat  und  im  zweiten  Falle  blols 
inkonsequenterweise,  wie  es  ja  auch  dem  einzelnen  Menschen 
gar  nicht  so  selten  passiert,  übereinstimmende  Dinge  ver- 
schieden behandelt. 

Durch  solche  Beobachtungen  wird  man  nur  immer 
wieder  nachdrücklichst  an  die  Thatsache  erinnert,  dafs  der 
Staat  lebendige  Menschen,  Wesen  von  Fleisch  und  Blut 
zu  seiner  Vertretung  beruft.  Gleichzeitig  sehen  wir  aber 
auch,  dafs  das  individuelle,  von  der  subjektiven  Erkenntnis 
und  Eigenart  der  betreffenden  Organsperson  bedingte  Ge- 
präge, das  hiernach  alle  seine  Aktionen  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  mit  Notwendigkeit  an  sich  tragen  müssen, 
unter  keinen  Umständen  die  formelle  Einheitlichkeit  des 
staatlichen  Gesamtwillens  zu  beeinträchtigen  vermag.  Denn 
da  stets  blofs  einem  einzigen  Individuum  (resp.  Kollegium 
von  solchen)  in  der  gleichen  zeitlichen,  örtlichen  und  sach- 
lichen Begrenzung  die  Kompetenz  zum  Handeln  für  das 
Gemeinwesen  beigelegt  wird8,  so  kann  es  eben  niemals  an 
demselben  Punkte  zu  einer  gegenseitigen  Bekämpfung 
zweier  ganz  gleichwertiger  Organe  und  damit  zu  einem 
Konflikt  des  Staates  mit  sich  selbst,  sondern  höchstens  zu 


1 Bekanntlich  wird  durch  eine  solche  Gerichtsentscheidung  der  Be- 
stand der  Verordnung  selber  absolut  nicht  berührt. 

* Cf.  Beligmann  , Abschlufs  und  Wirksamkeit  der  Staatsverträge 
S.  58  Anm. 

* Dies  ist  auch  dann  der  Fall,  wenn  an  sich  mehrere  für  zuständig 
erklärt  werden,  dabei  aber  immer  nur  einem  von  ihnen  nach  den  Regeln 
der  Prävention  oder  sonstwie  die  schliefsliche  ßethätigungsmöglichkeit 
gesichert  ist 
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materiellen  Inkongruenzen  zwischen  verschiedenen  Willens- 
äufserungen  kommen1.  Übrigens  ist  auch  fllr  eine  Auf- 
lösung der  letzteren  durch  die  hierarchische  Über-  und 
Unterordnung  der  Behörden  stets  nach  Möglichkeit  gesorgt, 
so  dafs  das  staatliche  Totalphänomen  schliefslich  nicht  blofs 
unter  dem  Hufserlichen  Gesichtspunkt  der  wohlgeordneten, 
für  alle  Fälle  vorausberechneten  Kompetenzverteilung, 
sondern  meist  auch  in  Bezug  auf  innere  Übereinstimmung 
der  ergehenden  Einzelverfügungen  als  planmäl'sig  harmoni- 
sches Zusammenarbeiten  aller  seiner  Glieder  erscheint. 


§ 12. 

Durch  alles  dies  ist  nunmehr  festgestellt,  dafs  und 
warum  der  Staat,  der  in  § 2 als  Organismus  schlechthin 
geschildert  wurde,  genauer  ein  Rechtsorganismus  ge- 
nannt werden  darf'.  Dafs  freilich  diese  Begriffsbildung  viel- 
fach auf  lebhaftesten  Widerspruch  gestofsen  ist,  u.  a.  Seydel 
in  ihr  blofs  den  vergeblichen  Versuch  sieht,  eine  ver- 
schwommene Hauptidee  durch  Hinzufügung  eines  Beiworts 
erst  zu  einem  brauchbaren  rechtswissenschaftlichen  Begriff 
umzugestalten8,  ist  in  gewisser  Beziehung  nur  zu  wohl- 
begründet: wenn  man,  wie  öfters  geschieht,  die  Konstatierung 
jenes  harmonischen  Zusammenfunktionicrens  aller  staatlichen 
Glieder  vermöge  und  auf  Grund  des  Rechts  für  allein  schon 
ausreichend  hält,  d.  h.  das  letztere  als  gegebene  Urkraft 
einfach  hinnimmt8  und  nicht  im  Staate  selbst  erst  seinen 
Ursprung  nehmen  läfst4,  so  hat  man  thatsächlich  mit  dieser 
Bezeichnung  nichts  anderes  gewonnen  als  einen  unklaren 
Ausdruck  für  eine  unklare  Sache.  Denn  alsdann  würde  ja 
der  Staat  in  seinem  Bestand  von  einer  unabhängigen,  ihm 

1 Hiermit  erledigen  sich  die  Einwände  Scligmanns,  a.  a.  O.  S.  153. 

2 Kritische  Vierteljahrsschrift  37  S.  424. 

* Vgl.  hierzu  die  üemerkungen  Linggs,  Empirische  Untersuchungen 
S.  138. 

4 Cf.  ■/..  b.  Prcufs,  Gemeinde,  Staat,  Reich  etc.  8.  135,  202,  214 
Anm.  26. 
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fremd  gegenüberstehenden  Macht  unterhalten  und  müfste 
daher  höchstens  als  künstlicher  oder,  was  dasselbe  ist1 2, 
gerade  als  Nichtorganismus  charakterisiert  werden.  Anders 
dort,  wo  man  den  Staat  in  erster  Linie  bereits  als  natürlich- 
lebendige, aus  eigner  Kraft  existierende  und  das  Recht  von 
sich  aus  erst  schaffende  Potenz  erfafst  hat.  Hier  hat  man 
in  der  That  das  wahre  Organismusphftnomen  vor  sich, 
welches,  principiell  mit  andern  derartigen  Erscheinungen 
völlig  übereinstimmend,  sich  von  ihnen  nur  durch  die  Be- 
sonderheit des  angewandten  Mittels3  unterscheidet  und  des- 
halb mit  vollem  Recht  auch  in  der  Benennung  als  Special- 
fall eines  allgemeinen  Grundbegriffes,  eben  als  Rechts- 
organismus erscheinen  darf. 

Weit  entfernt  also,  dafs  mit  unserer  Bestimmung  des 
gegenseitigen  Verhältnisses  von  Recht  und  Staat  die  organi- 
sche Auffassung  des  letzteren,  wie  Preufs  befürchtet8,  nur 
„auf  Sand  gebaut  wäre“ , erhält  sie  vielmehr  durch  diese 
erst  ihre  tiefere  Begründung;  wir  dürfen  an  ihr  festhalten 
nicht  blofs  trotzdem , sondern  gerade  weil  wir  den  Staat 
selbst  einer  juristischen  Bindung  nicht  unterwerfen.  Aus 
welchen  Gründen  für  uns  „alles  Recht  im  Individualrecht 
stecken  bleibt“ 4 * * * und  stecken  bleiben  soll,  weshalb 
wir  ein  specifisches  „Socialrecht“  in  dem  Sinne,  dafs  durch 
dasselbe  der  Verkehr  zwischen  dem  betreffenden  Verband 
als  Ganzem  und  seinen  Teilgliedern  geregelt  würde,  keines- 
falls anzuerkennen  vermögen,  ist  im  Vorstehenden  ausführlich 


1 Vgl.  8.  12/13. 

2 Mit  Berücksichtigung  dieser  Differenz  läfst  sich  sogar  ganz  gut 
die  von  I.ingg  (Untersuchungen  S.  53,  185)  verlangte  und  von  Preufs 
(Archiv  für  öffentliche»  Recht  6 S.  1G5)  zurückgewiesene  Parallelisierung 

zwischen  dem  physischen  Organismus  Kose  und  dem  socialen  Organis- 

mus Staat  durchführen:  wie  in  diesem  da»  einzelne  Organ  auf  Grund 

des  R e c h t » gesetzes  gehalten  ist,  bestimmungRgemiifs  zu  funktionieren, 

so  mnfs  in  jenem  kraft  des  mechanischen  N aturgesetzes  (der  Diffusion, 
Osmose  u.  s.  w.)  „der  Stengel  der  Knospe  Nahrung  zuführen.“  Vgl. 
hierzu  die  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  I S.  555  erwähnte  allgemeine 
Theorie  Posts. 

* Archiv  für  öffentliches  Recht  6 8.  165. 

* Preufs,  Gemeinde,  Staat,  Reich  etc.  8.  164. 
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gezeigt  worden.  Denn  soweit  es  sich  hier  um  Recht  handelt, 
betrifft  es  ja  nicht  die  Beziehungen  unter  diesen,  und  soweit 
wirklich  solche  in  Frage  kommen,  ist  es  wieder  kein  Recht. 
Durch  die  Aufstellung  jenes  Begriffes  wird  nur  in  durchaus 
unzulässiger  Weise  der  tiefgehende  Unterschied  zwischen 
zwei  A uffass  ung  smögl  i ch  kei  ten  verdeckt,  die  beide 
gleich  richtig,  beide  gleichmfifsig  zu  beachten  sind,  die  aber 
nimmermehr  mit  einander  konfundiert  werden  dürfen. 

Wie  bei  jeder  andern  aus  mehreren  Teilen  bestehenden 
Einheit  kann  auch  bei  der  Betrachtung  des  Staates  von 
verschiedenen  Standpunkten  ausgegangen  werden1.  Ent- 
weder stellt  man  ihn  sich  als  natürlich  - lebendiges 
Ganze  vor,  das  als  machtvoll  waltendes  Willenssubjekt 
seine  unselbständigen  Glieder  in  derselben  Weise  faktisch 
beherrscht,  wie  der  Mensch  über  seinen  Fufs,  seinen 
Arm,  seine  Zunge  gebietet9.  Oder  man  rückt  die  Teile, 
d.  h.  die  einzelnen  Staatsangehörigen  an  und  für  sich  in 
den  Vordergrund ; dann,  aber  auch  nur  dann  ergeben  sich 
die  zwischen  diesen  obwaltenden  Beziehungen  als  recht- 
liche. 

Weder  die  eine  noch  die  andere  Auffassung  kann  ohne 
schwere  Unzuträglichkeiten  ausschliefslich  berücksichtigt 
werden.  Betont  man  einseitig  die  erste,  sucht  man  socio- 
logisch  nur  Bau  und  Leben  des  Gemeinschaftskörpers  als 
solchen  zu  ergründen,  so  mufs  darunter  mit  Notwendigkeit 
die  Erkenntnis  von  dem  streng  rechtlichen  Charakter  des 
politischen  Zusammenlebens  der  Menschen  leiden.  Selbst- 
verständlich wird  ein  solches  Ergebnis  gerade  auf  den 
Juristen,  der  doch  in  erster  Linie  naturgemäfs  ein  Staats- 

1 Vgl.  hierzu  S.  5 f. 

* Es  kann  also  in  gewissem  Sinne  recht  wohl  im  Staate  ein  „Zu- 
stand der  lieherrschung“  gefunden  werden,  nur  nicht,  wie  Lingg  will, 
von  Individuen  durch  ein  Individuum,  sondern  vielmehr  von  Individual- 
peraonen  durch  eine  Socialperson.  Der  Einwand  Jellineks  (System  8.38), 
dafs  ein  Zustand  doch  unmöglich  Verträge  schliefsen  kann  u.  a.  w.,  trifft 
uns  natürlich  nicht,  indem  wir  in  der  letzteren  eben  wirklich  ein  eigenes 
Subjekt  aller  specifisch  staatlichen  Handlungen  zur  Verfügung  haben. 


Digitized  by  Google 


I.  6. 


107 


recht  erwartet,  überaus  abstofsend  wirken ; das  darf  ihn 
aber  nicht  dazu  verleiten , nunmehr  seine  Methode  über- 
treibend zu  bevorzugen , wenn  er  nicht  andern  ebenso 
schlimmen  Gefahren  sich  aussetzen  will. 

Es  ist  ja  gewil's  sehr  verführerisch , nachdem  man  das 
staatliche  Verhältnis  richtig  als  eine  Unzahl  rechtlicher 
Beziehungen  zwischen  Individuen  erkannt  hat,  der 
aufserdem  offenbar  auch  notwendigen  Erfassung  des  Staates 
als  Einheit  einfach  dadurch  zu  genügen,  dafs  man  ihn 
selbst  als  den  einen  Faktor  in  eben  diese  Formel  einsetzt 
Dadurch  gelangt  man  aber  ganz  unwillkürlich  zu  einer 
Überschätzung  der  Bedeutung  des  Hechts,  zu  der  schlechter- 
dings unrichtigen  Meinung,  im  staatlichen  Leben  müsse 
begrifflich  alles  streng  nach  Rechtsregeln  vor  sich 
gehen.  Die  unausbleibliche  Folge  davon  ist,  dafs  man  sich 
durch  das  wirkliche  Leben  wieder  und  wieder  desavouiert 
sieht  und  zu  dem  aussichtslosen  Versuche  gedrängt  wird, 
die  Fakta  des  letzteren  an  der  Hand  des  Rechts  zu  kor- 
rigieren und  wegzudeuten.  Hierher  gehört  es  u.  a.,  wenn 
Brie8  wenigstens  ernsthafter  Erwägung  für  wert  hält,  ob 
ein  Gesetz,  das  widerspruchslos  vom  Monarchen  acceptiert 
und  publiciert  ist  und  nunmehr  in  allgemeinster  praktischer 
Anwendung  sich  befindet,  das  aber  nicht  von  der  ver- 
fassungsmäfsig  vorgeschriebenen  Zahl  von  Kammermitgliedern 
vorgeschlagen  ist,  eigentlich  in  Kraft  und  Geltung  steht, 
und  für  gewisse  andere  formelle  Mängel  thatsächlich  zu 
einer  Verneinung  dieser  Frage  gelangt.  Das  ist  doch  im 
Grunde  genau  dieselbe  Taktik,  die  beispielsweise  nach  der 
Restauration  der  Stuarts  auch  zu  der  wunderbaren  Er- 
kenntnis führte,  dafs,  während  die  verblendete  Mitwelt  sich 
bisher  etwas  von  der  Existenz  eines  Cromwell  und  dcrgl. 
eingebildet  hatte,  in  Wahrheit  schon  seit  dem  30.  Januar 


1 In  diesem  Sinne  nennt  z.  B.  v.  Lemayer  (in  der  Zeitschrift  für 
Privat-  und  öffentliches  Recht  22  S.  427)  „Gemeinschaft  und  Individuum 
die  primär  gleichberechtigten  Komponenten  des  staatlichen  Verhältnisses.“ 
’ Archiv  für  öffentliches  Recht  4 8.  60. 
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1649  Karl  II.  England  regiert  habe.  Es  wird  eben  in 
solchen  Fällen  stets  aufser  Acht  gelassen,  dafs  das  Recht 
vom  Staate  doch  immer  blofs  als  Mittel  für  seine  Zwecke 
benutzt  wird ',  daher  über  ihn  selbst  keine  Macht  be- 
währen kann,  sondern  jederzeit  seiner  beliebigen  Disposition 
unterliegt. 

In  § 9 haben  wir  zunächst  darauf  hingewiesen,  dafs 
er  jeden  Rechtssatz  in  den  Formen  seiner  souveränen  Ge- 
setzgebung aufzuheben  vermag.  Wäre  er  nun  stets  aut 
diesen  Weg  allein  angewiesen,  so  könnte  man  ihn  immer 
noch  mit  Jcllinek*  als  formell  gebunden  ansehen,  könnte 
mit  andern  Worten  meinen,  er  sei  immerhin  solange  ver- 
pflichtet, als  er  sich  noch  nicht  in  den  vorgeschriebenen 
Formen  seiner  Fesseln  entledigt  hat.  Aber  auch  das  ist 
nicht  der  Fall.  Wenn  wirklich  der  Staat  jederzeit  über 
sein  gesamtes  Recht  einseitig  zu  bestimmen  vermag,  keine 
Macht  ihn  bei  dem  materiellen  Inhalt  früherer  Willens- 
äufserungen  zurückhalten  kann,  so  ist  gar  nicht  einzusehen, 
wie  dies  gerade  für  den  doch  ebenso  einseitig  gefafsten 
Entschlufs,  alle  spätem  Modifikationen  nur  in  bestimmten 
solennen  Formen  vorzunehmen,  möglich  wäre,  warum  er 
nicht  einfach  durch  sein  Handeln  soll  zeigen  können, 
dafs  er  es  sich  jetzt  anders  überlegt  hat8.  Demgeinäfs  hat 
man  schon  überall  dort,  wo  ein  Organ  formell  rechtswidrig, 
aber  unter  dauerndem  Gehorsam  seitens  der  Unterthanen 
und  ohne  Rektifikation  seitens  andrer  dazu  befugter  Organe 
funktioniert,  eine  vom  Staat  stillschweigend  erklärte  Änderung 
seines  früheren  diesbezüglichen  Willens  anzunehmen4.  In- 
dem der  Individualwille  ungestört  für  ihn  handeln  durfte 
und  permanent  gehandelt  hat,  ist  ihm  die  staatliche  An- 
erkennung zu  Teil  geworden,  dafs  seine  Bethätigung  gerade 


1 Cf.  Jhering,  Zweck  im  Recht  I (3.  Aufl.  1893)  S.  424  f. 
s Z.  B.  Lehre  von  den  Staatenverhindungen  (1882)  8.  33. 

* Praktische  Belege  hierzu  s.  bei  I.aband , Keichsstaatsrecht  1 
S.  307  Anm.  3,  537  Anra.  3,  763  etc. 

4 Vgl.  die  treffenden  Bemerkungen  von  KISppel,  Oeaeta  und  Obrig- 
keit 8.  98. 
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nicht  als  solche  des  Individuums  (denn  dann  hätte  eben 
gegen  sie  eingeschritten,  die  unberechtigte  Anmassung  obrig- 
keitlicher Funktionen  zurückgewiesen  werden  müssen), 
sondern  des  Staats  angesehen  und  beurteilt  werden  solle. 
Es  mag  nun  bei  der  nicht  zu  vermeidenden  Unbestimmtheit 
der  sachlichen  Unterscheidungsmerkmale  im  einzelnen  Falle 
fraglich  sein,  ob  diese  Anerkennung  schon  erfolgt  ist  oder 
nicht,  ob  der  Individualwille  sich  bereits  siegreich  als  Staats- 
wille bewährt  hat  oder  noch  der  Gefahr  der  Dementierung 
ausgesetzt  ist;  im  Endresultate  unterliegt  es  jedenfalls 
keinem  Zweifel,  dafs  der  Staat  auch  in  dieser  stillschweigen- 
den Weise  einem  Organ  und  in  ihm  sich  selber  neue  und 
weitergehende  Aufgaben  setzen,  überhaupt  in  jeder  Be- 
ziehung beliebig  von  den  zuvor  aufgestellten  Form- 
erfordernissen abweichen  kann  '.  Auch  ist  diese  Auffassung 
nie  ganz  zu  unterdrücken,  sondern  kommt  gelegentlich 
immer  wieder  zum  Durchbruch;  so  tritt  z.  B.  darin,  dafs 
Laband  (Reichstaatsrecht  II  S.  508  A.  1)  die  Behauptung 
der  völligen  Reehtsungültigkeit  der  sächsischen  Militär- 
konvention einfach  mit  dem  Hinweis  auf  die  faktische 
Geltung  derselben  ablehnt,  sicher  das  Anerkenntnis  hervor, 
dafs  der  Staat  als  solcher,  als  einheitliches  Lebewesen, 
eventuell  auch  gegen  die  Regel  des  Rechts  wirksam  zu 
handeln  vermag. 

Freilich  mufs  man  gerade  diese  seine  einheitliche  Per- 
sönlichkeit (eine  zweite  Gefahr  der  rein  juristischen  Be- 

1 Nach  dem  früher  Gesagten  braucht  deshalb  durchaus  nicht  die  ge- 
waltige Bedeutung,  die  das  Keclit  für  das  staatliche  Leben  behauptet, 
irgendwie  verkannt  zu  werden.  Denn  da  dasselbe  alle  einzelnen  Or- 
ganspersonen als  solche  wirklich  bindet,  insbesondere  auch  durch  ent- 
sprechende Verantwortlichmachung  derselben  das  Einschreiten  anderer 
gegen  etwaige  Kompetenzübergriffe  vorsieht,  so  ist  in  der  Tliat  die  Ge- 
währ vorhanden,  dafs  in  der  überwältigenden  Mehrzahl  der  Fälle  die 
rechtlichen  Normen  sorgfältig  gewahrt  werden,  und  blofs  ganz  ausnahms- 
weise, namentlich  bei  allseitig  anerkanntem  dringendsten  Bedürfnis,  ein 
Hinwegsetzen  über  dieselben  stattfindet.  Nur  der  „verbissene  Hechts- 
formalismus“, der  nach  dem  treffenden  Ausspruch  eines  neuen  Historikers 
„den  Staat  lieber  von  Rechtswegen  zu  Grunde  gehen  läfst,  ehe  er  ihn 
auf  irreguläre  Weise  rettet“,  kann  über  dieses  ultimum  remedium  Be- 
dauern empfinden. 
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trachtungsweise !)  bei  fortwährender  Beschäftigung  nur  mit 
seiner  Rechtsseite  mehr  und  mehr  aus  den  Augen  verlieren. 
Wenn  man  immer  nur  auf  die  durch  das  Recht  zu  einander 
in  Beziehung  gesetzten  Teile  als  solche  sieht,  wird  man 
schliefslich  in  der  That  bei  dem  Satze  Hänels 1 anlangen, 
dafs  der  Staat  in  Wirklichkeit  blofs  eine  Personenmehrheit 
und  niemals  eine  Personeneinheit  ist.  Aber  dieser  Satz 
geht  in  seiner  Schroffheit  viel  zu  weit;  in  ihm  hat 
ein  Autor,  der  sich  sonst  gerade  durch  seinen  allum- 
fassenden Blick  filr  das  Gesamtbild  der  Erscheinungen 
auszeichnet,  auch  einmal  eine  zu  einseitige  Auffassung 
gegeben.  Hätte  er  bedingungslos  Recht,  so  müfste 
man  konsequenterweise  mit  Lingg3  auch  die,  eigent- 
lich jede  selbständige  Existenz  des  Staates  als  solchen 
negierende  Folgerung  ziehen , dafs  dieser  selbst  jedesmal 
ein  anderer  wird,  sobald  und  so  oft  ein  einziges  seiner 
Glieder  wechselt,  indem  alsdann  die  allein  ihn  repräsen- 
tierende Vielheit  doch  zweifellos  sich  geändert  hat.  Eine 
solche  Anschauung  ist  ja  an  und  für  sich  gewifs  nicht  un- 
richtig, aber  sie  ist  dies  doch  nur  in  demselben  Sinne  und 
mit  derselben  Beschränkung,  mit  der  man  auch  für  das 
menschliche  Individuum  unter  Berufung  darauf,  dafs  die  es 
bildenden  Kürperatome  fortwährend  durch  andere  ersetzt 
und  innerhalb  7 Jahren  vollständig  erneuert  werden8,  die 
Behauptung  aufstellen  darf,  dafs  es  in  jedem  Augenblick 
ein  anderes  ist.  Wollte  hier  jemand  diese  Auffassung  für 
die  allein  begründete  erklären,  so  würde  er  sich  wohl  sicher 
dem  Vorwurf  aussetzen,  dafs  er  einfach  nach  dem  bekannten, 
ofteitierten  Recepte  Mephistos4  verfährt,  zu  Unrecht  Uber 
der  Vielheit  der  Teilelemente  die  Einheit  übersieht,  zu 

1 Studien  II  8.  233  (s.  auch  Htaatsreclit  I S.  96  ff.).  Vgl.  damit 
Seydel,  Staatsrechtliche  und  politische  Abhandlungen  S.  117. 

51  Empirische  Untersuchungen  zur  allgemeinen  Staatslehre  S.  116. 

3 Cf.  Lingg  a.  a.  O (vgl.  auch  1.  76  D.  de  judic.  5,  1.) 

4 Wer  will  was  lebendig' s erkennen  und  beschreiben, 

Sucht  erst  den  Geist  herauszutreiben, 

Dann  hat  er  die  Teile  in  seiner  Hand, 

Kehlt,  leider!  nur  das  geistige  Band. 
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welcher  dieselben  durch  die  sie  individuell  zusammenhaltende 
und  beherrschende  Eine  Lebenskraft  verbunden  sind. 

Da  nun  aber  nach  den  frühem  Darlegungen  eine  solche 
dein  Staate  gleichfalls  zu  eigen  ist,  so  mufs  eben  nicht 
weniger  nachdrücklich  auch  auf  der  Anerkennung  dieses 
als  eines  real  existierenden  Ganzen  bestanden  werden. 
Allerdings  ist  schon  damals  (cf.  8.  5/6)  angedeutet  worden, 
dafs  und  aus  welchen  Gründen  bei  ihm  anders  als  beim 
einzelnen  Menschen  diese  zweite  Betrachtungsweise  stets 
als  die  weniger  naturgemitfse  erscheinen  wird,  weshalb  hier 
immer  wieder  der  Einwaml  zu  erwarten  ist,  die  vielgerühmte 
Realität  des  Staates  als  solchen,  sein  angebliches  eigenes 
Handeln  laufe  im  Grunde  doch  blofs  auf  eine  „Hyposta- 
sierung“ hinaus,  bestehe  nie  in  etwas  anderem,  als  dafs  der 
König  regierend,  die  Beamten  verwaltend,  die  Richter  Recht 
sprechend  u.  s.  w.  je  für  sich  thätig  sind.  Das  ist  freilich 
unleugbar  und  bei  der  begrifflichen  Unablösbarkeit  des  Ganzerr 
von  seinen  Teilen  auch  gar  nicht  anders  möglich,  wiederum 
aber  beim  Menschen  genau  ebenso.  Denn  auch  das  ein- 
heitliche Leben  dieses  läfst  sich  durch  eine  enumerierende 
Aufzählung  der  Einzelfunktionen  aller  unter  sich  ver- 
bundenen Glieder  erschöpfend  darstellen,  besteht  ebenfalls 
lediglich  darin,  dafs  das  Herz  schlägt,  die  Lungen  den  Gas- 
austausch bewirken  u.  s.  w.  Nur  in  derselben  Weise,  wie 
man  wohl  auch  die  einheitliche  Persönlichkeit  des  Menschen 
als  blofse  gedankliche  Abstraktion  bezeichnet  hat1,  erscheint 
der  (einzelne)  Staat  gleichfalls  als  solche;  sonst  aber  ist  er, 
wie  selbst  Bierling2  anerkennt,  das  gerade  Gegenteil  der- 
selben, nämlich  ein  (reales)  Individuum. 

Mit  allen  diesen  Erwägungen  prätendieren  wir  nicht 
das  Phänomen  des  Staates  zu  erklären,  sondern  lediglich 
zu  beschreiben ; wir  haben  an  anderer  Stelle  schon  hervor- 
gehoben und  wiederholen  es  hier  nochmals,  dafs  unsere 
Ausführungen  ihn  im  letzten  Einsatz  völlig  unerklärt  lassen 

1 Vgl.  hieran  Gierke,  Genossensc.haftstheorie  S.  615. 

s Juristische  Principienlehrc  I S.  293. 
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müssen.  Aber  das  ist  ja  doch  stets  und  überall  unser  Loos, 
sobald  wir  uns  mit  den  uns  umgebenden  Erscheinungen 
beschäftigen.  Wie  überhaupt  nach  Goethes  Ausspruch  der 
Mensch  nicht  dazu  geboren  ist,  die  Probleme  der  Welt  zu 
lösen,  sondern  zu  suchen,  wo  das  Problem  angeht,  so  bleibt 
insbesondere  auch  keiner  Reflexion  über  Staat  und  Recht 
schliefslich  ein  „Sprung  über  eine  unüberbrückte  Kluft“ 
(Zitelmann)  erspart.  Fraglich  kann  hier  wie  überall  immer 
nur  das  Eine  sein,  ob  dieses  Haltmachen  vor  dem  Uner- 
klärlichen auch  ganz  an  der  richtigen  Stelle  erfolgt.  Wir 
unsererseits  finden  das  Geheimnis  schon  in  der  gesamten 
Existenz  des  Staates  als  solchen  und  bringen  dies  bereits 
dadurch  zum  Ausdruck,  dafs  wir  auf  ihn  den  ürganismus- 
begriff,  diese  „Abbreviatur  der  Thatsache,  dafs  unser  Wissen 
eine  Klasse  von  Objekten  und  Vorgängen  nicht  zu  erkennen 
vermag“  1 , anwenden.  Über  die  Berechtigung  dieser  Auf- 
fassung läfst  sich  ja  gewifs  streiten;  jedenfalls  ist  aber  soviel 
sicher,  dafs  wir  mit  derselben  mancher  sonst  entstehenden 
Verlegenheit  entgehen,  namentlich  nicht  die  Frage  zu  er- 
örtern brauchen,  wie  die  auch  für  die  mechanistisch-recht- 
liche Betrachtung  schlechterdings  unentbehrliche  Einheit 
und  Unteilbarkeit  der  Staatsgewalt  herzustellen  sei. 

Bekanntlich  verdankt  mindestens  zum  Teil  dieser 
Schwierigkeit 2 der  Begriff  des  Trägers  der  Staatsgewalt, 
d.  i.  deijenigen  Person  oder  Personenmehrheit,  der  die  ge- 
samte Staatsgewalt  dem  Rechte  nach  zustehen  soll,  seine 
Aufstellung.  Es  ist  das  aber  eine  ziemlich  problematische 
Schöpfung,  die  auch  dadurch  wahrlich  nicht  besser  wird8, 
dafs  sie  sich  auf  entsprechende  Bestimmungen  der  meisten 
Verfassungen  berufen  kann4.  Wie  wir  später  bei  der  Lehre 
vom  subjektiven  Recht  sehen  werden,  ist  auf  die  eigentliche 


1 .Jellinek,  Gesetz  lind  Verordnung  S.  195  Anm.  7. 

2 Vgl.  z.  B.  Zom,  Keichsstaatarecht  I S.  412  Anm.  20. 

5 A.  A.  G.  Meyer,  Deutsches  Staatsrecht  S.  15  Anm.  10. 

4 Cf.  1.  2 D.  de  usufr.  ear.  rer  7,  5:  neque  enim  auctoritnte  »e- 
natus  potest  commutari  natnralis  ratio! 
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Organsbefugnis , das  Recht,  als  und  für  den  Staat  handeln 
zu  dürfen,  die  im  Privatrecht  so  übliche  (übrigens  auch  für 
das  jus  publicum  in  andern  Beziehungen  zu  gebrauchende) 
Unterscheidung  zwischen  der  Zuständigkeit  selbst  und  der 
blofsen  Ausübung  begrifflich  völlig  unanwendbar  *.  Es  hat 
nicht  den  mindesten  realen  Inhalt,  wenn  man  z.  B.  bei  einer 
Regentschaft  der  nach  freiem  Belieben  die  Regierungshand- 
lungen vornehmenden  Person  das  eigene  Organsrecht  zu 
Gunsten  einer  anderen  versagt,  die  ihrerseits  niemals  zu 
irgendwelchem  thätigen  Eingreifen  befugt  ist2.  Die  einzige 
praktische  und  gewifs  nicht  unbedenkliche  Konsequenz,  zu 
der  das  partielle  Festhalten  überlebter  patrimonialer  An- 
schauungen hier  führt,  besteht  lediglich  darin,  dafs  die  so- 
genannten Majestätsrechte,  wie  Titel,  Insignien  u.  dergl., 
auch  der  erhöhte  strafrechtliche  Schutz,  die  doch  sämtlich 
nur  die  alles  überragende  Erhabenheit  der  höchsten  Staats- 
organschaft zum  sinnenßllligen  Ausdruck  bringen  sollen, 
dem  wahren  Staatsoberhaupt  zum  empfindlichen  Schaden 
der  Sache8  ganz  oder  zum  Teil  verloren  gehen. 

Immerhin  könnte  man  sich  gerade  für  die  Monarchie 


' Andeutungsweise  hier  nur  soviel,  dafs  dieselbe  notwendig  ein 
Auseinanderfallen  von  Willens-  und  Zwecksubjekt  voraussetzt,  mit  an- 
dern Worten  nur  dort  möglich  ist,  wo  ein  Individuum  seine  Befugnis  zu 
rechtswirksamer  Bethätigung  nicht  um  seiner  selbst,  sondern  um  eines 
andern  willen,  zu  dessen  Gunsten  und  in  dessen  Interesse  vom  Hecht 
empfangen  hat  (man  vgl.  z.  B.  den  Fall  der  Vormundschaft  für  einen 
Wahnsinnigen).  Ein  solches  Verhältnis  liegt  jedoch  absolut  nicht  vor 
zwischen  dem  regierungsunfiihigen  König  und  dem  ihn  „vertretenden“ 
Regenten,  indem  der  zweite  einzig  und  allein  um  des  Staats  willen,  weil 
dieser  unbedingt  ein  brauchbares  höchstes  Organ  haben  mufs  (über- 
einstimmend Stölzle  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  10  8.  24.  50),  kei- 
neswegs aber  zum  privaten  Vorteil  des  erstem,  d h.  lediglich  zu  dem 
Ende  fungiert,  damit  demselben  aus  seiner  Regierungsthütigkeit  ein 
gröfserer  und  sichrerer  Genufs  erwachse,  als  er  ihm  wegen  seiner  geistigen 
oder  körperlichen  Beschaffenheit  bei  selbsteigeiiem  Handeln  zufallen  könnte. 

* Besonders  verwickelt  gestaltet  sich  noch  die  Hache  für  diejenigen, 
die  wie  Hauke  (Geschichtliche  Grundlagen  des  Mouarchcnreehts,  1894, 
8.  111  f.,  121  ff.)  als  das  eigentliche  Rechtssuhjckt  schon  nicht  den 
Monarchen,  sondern  das  Gesamthans  annehmen.  Hier  kommen  wir  also 
im  Fall  einer  Regentschaft  zur  blofsen  Rechtsau  sü  b ung  im  Quadrat! 

* Cf.  u.  a.  Peters,  Regentschaft  und  Regieruugsstell Vertretung  (1889) 

8.  63. 

Staats-  u.  vSlkerrechtl.  Aöhandl.  I.  6.  — Schmidt.  8 
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mit  dem  Begriff  des  Trägers  der  Souveränetät  noch  relativ 
am  besten  befreunden,  insofern  nämlieh  als  hier,  abgesehen 
von  dein  doch  nur  ausnahmsweise  eintretenden  Regent- 
schaftsfalle, die  gesamte  Staatsgewalt  wenigstens  der  that- 
sächlich  als  das  höchste  Organ  fungierenden  Person  zu- 
geschrieben wird.  Freilich  berechtigt  auch  dies  noch  lange 
nicht  dazu,  sie  für  das  einzige  zu  erklären;  giebt  es  doch 
nach  dem  schon  im  vorigen  Paragraphen  Ausgeführten  aufser 
ihr  noch  viele  andere  Organe,  die  innerhalb  ihrer  Kompetenz 
den  Staat  genau  so  direkt  und  unabhängig  wie  jene  repräsen- 
tieren dürfen  *.  Daran  ändert  weder  der  Umstand  etwas, 
dafs  dieselben  ihre  Befugnis  zu  obrigkeitlichen  Funktionen 
meist  durch  (unmittelbare  oder  mittelbare)  Anstellung  seiner- 
seits erhalten2,  noch  dafs  sic  vielfach  in  seinem  Namen 
anstatt  der  nach  S.  113  Anm.  1 materiell  allein  gerecht- 
fertigten Bezugnahme  auf  den  Staat3  formell  ihre  Thätig- 
keit  ausüben4.  Übrigens  beweist  ja  schon  die  Thatsache, 

1 Getreu  die  fGerbcrsche  Auffassung  der  Beamten  als  blofser  Ge- 
hülfen  des  Monarchen  vgl.  Schulze  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Staats- 
recht 1 S.  44Ö  . Fricker  iu  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissen- 
schaft 22  S.  487  , 488,  Holder,  Cher  objektives  und  subjektives  Recht 
8.  28  u.  a.  m. 

* Vgl.  hierzu  8.  121. 

* Es  ist  merkwürdig,  wie  ..chwer  diese  im  allgemeinen  Eingang  zu 
linden  vermag  (eine  entsprechende  Änderung  der  richterlichen  Urteils- 
formel jetzt  wenigstens  von  Seidler  befürwortet;  cf.  Griinhuts  Zeitschrift 
22  8.  747).  Und  doch  wäre  manche  Frage  des  praktischen  Staatslebens 
damit  ganz  von  selbst  gelöst.  Es  gälte  dann  nicht  mehr  festzustellen, 
in  wessen  Namen  eigentlich  während  eines  „Interregnums“  Recht  zu 
sprechen  sei  (in  Bezug  auf  das  Fürstentum  Lippe  auch  vom  Reichsgericht 
schon  gestreift);  es  wäre  1870  nach  dem  Sturze  des  französischen  Kaiser- 
reichs und  der  Proklamation  der  von  Bazaine  nicht  anerkannten  Republik 
das  schwere  Problem  unerörtert  geblieben,  unter  welcher  Formel,  ob  wie 
bisher  au  nom  de  l’empereur  oder  au  nom  du  peuple  frani;ais  oder  au 
nom  du  gouvernement  de  la  dtifense  nationale  oder  sonstwie,  OflSciers- 
belorderungen  in  Metz  zu  erfolgen  hätten,  u.  drgl.  m. 

4 Das  Ganze  läuft  doch  schlecht  und  recht  blofs  auf  eine  Fiktion 
hinaus:  die  Handlung  eines  Organs  wird  für  etwns  ausgegeben,  was  sie 
in  Wahrheit  nicht  ist,  nämlich  als  Wille  und  Handlung  eines  andern 
(vgl.  insbesondere  die  Mitteilungen  Jellineks,  System  8.  218  über  englisches 
Recht;  es  gilt  dies  jedoch  auch  von  allen  Fällen  der  von  ihm  sogenann- 
ten Orgnnsropräscntatiou,  s.  a.  a.  O.  8.  146,  147,  140  Anm.  2,  151 
Anm.  1).  Das  öffentliche  Recht  ist  al>er  au  und  für  sich  schon  ver- 
wickelt genug,  um  eine  solch  unnötige  Komplicierung  entbehren  zu 
können. 
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dafs  die  Monarchie  1 im  Notfall  auch  ohne  jeden  Monarchen 
fortbestehen  kann,  zur  Genüge,  dafs  sie  nicht  ausschliefs- 
lich  auf  die  Person  des  letzteren  basiert  werden  darf, 
sondern  der  Staat  auch  diesem  wie  jedem  andern  isoliert 
gedachten  Organ  unabhängig  gegentibersteht. 

Weitaus  schlimmer  noch  wird  aber  die  Inkongruenz 
zwischen  Namen  und  Sache,  Begriff  und  Wirklichkeit  bei 
der  repräsentativen  Republik,  sowie  der  gleich  dieser  auf 
das  Princip  der  Volkssouveränetät®  begründeten  (belgi- 
schen) Form  der  Monarchie.  Denn  da  die  Behauptung, 
dafs  die  Staatsgewalt  nur  Namens  der  Nation,  mandats- 
mäfsig  für  diese  (Napoleon  III. !)  ausgeübt  werde,  im  Grunde8 
doch  nichts  anderes  besagt,  als  dafs  jeder  einzelne  Staats- 
bürger der  rechtliche  Inhaber  der  Befugnis  zum  Ab- 
schlufs  von  Staatsverträgen,  Erlafs  von  Verordnungen 
u.  dergl.  ist,  so  wird  einem  hier  eine  Konstruktion  zu- 
gemutet, die  sich  wohl  nur  bei  sehr  gutem  Willen  mit  dem 
wirklichen  Sachverhalt  vereinigen  läfst. 

Es  ist  daher  gewifs  kein  Nachteil,  wenn  man  auf  den 
ganzen  Begriff  des  Trägers  der  Souveränetät  vollständig 
verzichten , auch  ohne  solch  künstlich  geschaffenes  recht- 
liches Centrum  die  Einheit  des  Staates  darthun  kann. 
Dazu  ist  aber  die  von  uns  vertretene  Auffassung  durchaus 
in  der  Lage:  der  Zustand  einer  getrennt  neben  einander 
stehenden  Personenvielheit,  zu  dem  die  These,  dafs  jedes 
Organ  innerhalb  seiner  Kompetenz  sagen  darf  l’ätat  c’est 
inoi,  das  staatliche  Phänomen  zunächst  aufzulösen  scheint, 
schliefst  sich  für  uns  einfach  dadurch  wieder  zur  Einheit 

1 Und  zwar  selbst  die  Autokratie,  wie  sich  aus  Art.  18  de**  russi- 
schen Thronfolgegesetze»  (cf.  Arch.  f.  öffentl.  Hecht  3 8.  112  ff.,  S.  121 
bis  122)  ergiebt  [gleichzeitig  auch  ein  Beleg  dafür,  dafs  die  von  Triepel 
(Interregnum  8.  6 ff.)  gegebene  Aufzählung  der  Möglichkeiten  eines 
Zwischenreichs  keineswegs  (.erschöpfend“  (a.  a.  O.  8.  9)  ist]. 

s Gute  Bemerkungen  gegen  dasselbe  bei  Klüpjiel,  Gesetz  und  Obrig- 
keit 8.  64;  Gnreis,  Allgemeines  Staatsroebt  (in  Marquardsens  llandb.  I,  1) 
S.  29;  Seydel,  Staatsrechtliche  und  politische  Abhandlungen  S.  162,  86 
Anm.  1 u.  s.  w. 

s lusofeni  nämlich  als  das  Volk  als  solches  in  keiner  Weise  eine 
willens-  und  rechtsfähige  Person  darstellt.  Cf.  Jellinek,  System  8.  226. 

8 * 
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zusammen,  dafs  jener  Satz  stets  auch  umgekehrt  gilt,  alle 
die  differenzierten  Einzelhandlungen  nur  als  die  Gesamt- 
bethätigung  eines  und  desselben,  von  der  Natur  geschaffenen 
grolsen  Willensorganismus  erfafst  werden.  Die  geheimnis- 
voll sie  beseelende  und  erhaltende  Lebenskraft  ist  dasjenige, 
was  übereinstimmend  bei  allen  Staaten,  grofsen  wie  kleinen, 
vergangenen  wie  gegenwärtigen  zu  konstatieren  ist;  eine 
Verschiedenheit  besteht  zwischen  ihnen  immer  nur  in  den 
Formen,  in  denen  sich  der  allen  gemeinsame  Lebensprocefs 
abspielt.  Kann  man  die  Lehre  von  diesem  nach  Gerbers  1 
Vorgang  als  die  Physiologie  des  Staates  bezeichnen , so 
stellt  die  Erörterung  jener,  die  Vergleichung  der  überaus 
mannigfaltigen  staatlichen  Formen  unter  einander  und  ihre 
Zurückführung  auf  gewisse  grofse  Grundtypen,  seine 
Morphologie  dar2.  Mit  dieser  letzteren  haben  wir  uns  im 
siebenten  und  Schlufsabschnitt  noch  kurz  zu  beschäftigen. 

1 Vgl.  Grundzüge  des  deutsehen  Staatsreehts  8.  224. 

* Uie  analogische  Verwertung  dieser  uud  ähnlicher  Ausdrücke  dürfte 
nach  dem  bereits  von  anderer  Seite  gegebenen  Ueispiel  (vgl.  z.  B.  Petty, 
Political  anatomy  of  Ireland,  Schäffle  in  seinem  „Bau  und  Leben  des 
socialen  Körpers“  u.  a.  m.)  wohl  unbedenklich  zu  gestatten  sein. 
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VII.  Arten  des  Staates. 

§ 13. 

An  und  für  sich  ist  eine  Einteilung  der  Staaten  von 
sehr  vielen  Gesichtspunkten  aus  möglich,  indem  auch  bei 
ihnen  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin  dieselbe 
physiologische  Funktion  morphologisch  ganz  ungleichartigen 
Teilen  zugewiesen  sein  kann Eine  der  gebräuchlichsten 
war  aber  naturgemfifs  von  jeher  diejenige  nach  den 
höchsten  Organen,  d.  h.  also  kurz  gesagt  die  Unter- 
scheidung von  Republik  und  Monarchie. 

Freilich  ist  der  scheinbar  so  einfache  Gegensatz 
zwischen  Ein-  und  Vielherrschaft  in  Wirklichkeit  überaus 
schwer  juristisch  zu  erfassen®.  Will  man  zu  einer  be- 
friedigenden Konstruktion  desselben  gelangen,  so  hat  man, 
wie  auch  Jellinek8  richtig  hervorhebt,  auszugehen  von 
einer  Untersuchung  Uber  die  verschiedenartige  Weise  der 
Bildung  des  höchsten  staatlichen  Willens.  Doch  darf  man  nicht 
wie  jener  das  unterscheidende  Kriterium  einfach  darin  er- 
blicken, ob  der  letztere  als  „rein  individuell-psychologischer 
Procefs  oder  aber  als  künstlich  durch  Rechtssätze  ge- 
wonnener Niederschlag  einer  Mehrheit  von  individuellen 


1 Berufs-  und  Laienrichter,  Söldner-  und  Volksheer  u.  dgl.  verhalten 
sich  genau  so  zu  einander  wie  in  der  Tierwelt  etwa  Lungen  und  Kiemen. 

* Daf»  die  populäre  Einteilung  lediglich  nach  der  Zahl  der  „Herr- 
schenden“ völlig  unzureichend  ist,  darüber  vgl.  Bcruatzik,  Republik  nnd 
Monarchie  S.  5 f. 

3 Im  Archiv  für  Sffentlichea  Recht  8 8.  177. 
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Willen“  sieh  darstellt  Denn  da  nach  dem  S.  38  ff.  Aus- 
gefUhrten  auch  in  der  konstitutionellen  Monarchie  der 
höchste  Staatswille  nicht  vom  Herrscher  allein  gefafst  wird, 
sondern  erst  aus  dem  koordinierten  Zusammenwirken  des- 
selben mit  dem  Parlament  hervorgeht,  so  würde  hiernach 
die  Autokratie  auf  der  einen  Seite  allen  übrigen  Staats- 
formen auf  der  andern  entgegengesetzt  werden  *.  Vielmehr 
hat  man  den  Gegensatz  dahin  zu  formulieren,  dafs  eine 
Monarchie  überall  dort  vorliegt,  wo  eine  Einzelperson  als 
solche  Das  oder  Ein  oberstes  Staatsorgan  ist,  wo  an  der 
(formell  unbeschränkten2)  Aufstellung  leitender  Regeln  für 
das  gesamte  staatliche  Leben,  d.  i.  an  der  Gesetzgebung 
ein  Individuum  dergestalt  wesentlich  beteiligt  ist,  dafs  diese 
nur  unter  einer  ins  freie  Belieben  gestellten  Mitwirkung 
seinerseits  zustande  kommen  können.  Dabei  mag  noch 
ganz  unerörtert  bleiben , in  welchem  Umfange  diese  ent- 
scheidende Beteiligung  vorhanden  sein  mufs,  ob  sie  für  das 
gesamte  Gebiet  der  Gesetzgebung  erforderlich  ist  oder  nur 
für  einen  Teil,  und  eventuell  wie  weit  höchstens  die 
Emancipation  der  Gesetzesbildung  von  der  königlichen 
Mitwirkung  gehen  darf;  wir  begnügen  uns  zunächst  damit, 
sie  nur  im  allgemeinen  für  das  wesentliche  Kriterium  der 
Monarchie  zu  erklären,  um  erst  die  Unzulänglichkeit 
einiger  anderer,  dazu  verwendeter  Merkmale  nachweisen 
zu  können. 

So  hat  man  vielfach  auf  das  Moment  der  Erblich- 
keit der  höchsten  Staatsorganschaft  entscheidendes  Gewicht 
gelegt.  Das  wird  aber  aul'ser  dem  Vorhandensein  der 
Wahlmonarchie  schon  durch  den  Umstand  widerlegt,  dafs 
auch  republikanische  Ämter  oft  vererbt  werden  durften: 
hatten  doch  Cäsar,  Cromwell,  Napoleon  I.8  als  lebensläng- 
licher Konsul  sämtlich  die  Befugnis,  ihre  Nachfolger  zu 


1 Vgl.  hierzu  auch  Garei*,  Allgemeine*  Staat*recht  (in  Marquardsens 
Handbuch  I,  1)  8.  37  Anm.  2 

* Cf.  8.  32  ff. 

• Sowie  dessen  Nachahmer  Toussaint  L’Ouverture  auf  Sau  Domingo. 
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bestimmen.  Allerdings  handelte  es  sich  hier  im  Gegensatz 
zu  der  nicht  auf  letztem  Willen  beruhenden  monarchischen 
Successionsform  mehr  um  eine  Art  testamentarischer  Erb- 
folge; doch  kann  diese  das  Princip  nicht  berührende  Ver- 
schiedenheit für  sich  allein  keinesfalls  entscheidend  sein, 
um  so  weniger  als  auch  in  Monarchien  der  erste1  und  in 
Republiken  der  zweite  Modus®  gelegentlich  in  Gebrauch 
gewesen  ist. 

Gleichfalls  nicht  weit  kommt  man  mit  der  Lebens- 
lang 1 i c h k e i t des  monarchischen  Staatsoberhaupts,  also  mit 
der  Annahme,  dafs  nur  dieses  unbefristet,  ohne  im  voraus 
festgesetzten  Endtermin  seiner  Thätigkeit  zu  fungieren  habe. 
Schon  die  oben  gegen  das  Erblichkeitskriterium  genannten 
Fälle  sind  ja  zugleich  eben  so  viel  historische  Belege  da- 
für, dafs  auch  für  die  republikanische  Magistratur  die 
zeitliche  Beschränkung  durchaus  nicht  wesentliches  Er- 
fordernis ist. 

Mit  der  Lebenslänglichkeit  wird  gewöhnlich  die  Un- 
verantwortl  ichkeit  und  U n absetz  bar  kei  t in  Ver- 
bindung gebracht.  Freilich  mit  geringem  Recht;  denn  der 
Grundsatz,  dafs  jemand  wegen  aller  seiner  Handlungen 
keine  Rechenschaft  schuldig  ist,  insbesondere  vor  dem  Ab- 
lauf der  normalen  Amtsdauer  nicht  seiner  Stellung  ent- 
kleidet werden  darf,  steht  mit  jener  nur  in  einem  ganz 
äufserlichen  Zusammenhänge®,  kann  aber  im  übrigen  eben 
so  wohl  bei  befristeten  republikanischen  Ämtern  vorhanden 
sein  * als  umgekehrt  lebenslänglichen  Monarchen  fehlen 5. 

Nicht  minder  unbrauchbar  ist  auch  die  Berufung  auf 
das  angebliche  Gottesgnaden  tum  der  Monarchie. 
Will  man  mit  diesem  Ausdruck  nur  eine  positive  Formu- 

1 Vgl.  das  Thronfolgegesetz  Peter«  des  Grofsen!  Archiv  t.  öffentl. 
Recht  8 8.  90. 

* Die  Oranier  in  den  Generalstaaten! 

3 Insofern  nämlich,  als  dieselbe  erst  mit  ihm  kombiniert  zur  Lebens- 
länglichkeit im  vollen  und  weiteren  Sinne  wird. 

4 Vgl.  z.  11.  die  römischen  Konsuln  während  ihres  Amtsjahres. 

* Cf.  Bernatzik  a.  a.  O.  8.  4. 
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lierung  dafür  geben,  dafs  der  letzte  Grund  für  den  leben- 
digen Bestand  einer  monarchischen  Verfassung  über 
menschliche  Erkenntnistiihigkeit  hinausliegt,  so  ist  gegen 
denselben  kaum  etwas  einzuwenden.  Nur  darf  man  dabei 
nicht  vergessen,  dafs  dann  ganz  das  Nämliche  auch  fllr 
jede  andere  Staatsform  gilt.  Denn  da  die  republikanische 
Verfassung  doch  gleichfalls  aus  eigener  rätselhafter  Kraft 
dauert,  so  mufs  für  eine  theologische  Auffassung  auch  diese 
wie  überhaupt  alles  Bestehende  als  unmittelbar  durch  gött- 
lichen Willen  erhalten  erscheinen1. 

Nun  wird  aber  jene  Bezeichnung  meist  in  einem  ganz 
andern  Sinne  verstanden.  Es  soll  dadurch  zum  Aus- 
druck gebracht  werden,  dafs,  während  beispielsweise  der 
Präsident  der  französischen  Republik  von  den  Kammern, 
diese  vom  Volk  erst  ihre  Berufung  zur  Staatsorganschaft 
empfingen,  nur  der  Monarch  seine  Stellung  unabgeleitet 
von  jedem  Menschen  innehabe.  Indes  diese  Behauptung 
ist  unrichtig.  Mindestens  heutzutage2  wird  es  wohl  kaum 
einen  Staat  geben,  dessen  Hauptorgan  sein  Recht  nicht 
historisch  auf  irgend  welchen  andern  menschlichen 
Willen  zurückführte.  Lediglich  die  berufenden  Personen 
können  verschieden  sein:  ist  es  im  Fall  der  Republik 
direkt  oder  indirekt  das  Volk,  so  ist  es  bei  der  Monarchie 
der  seine  successive  Beerbung 8 anordnende  primus  acquirens4. 
Schwerlich  vermag  aber  die  verschiedenartige  Provenienz 
für  sich  allein  schon5  einen  sachlichen  Unterschied  in  der 
beiderseitigen  Stellung  zu  begründen6.  Sollte  z.  B.  in 

1 Vgl.  hierzu  Lassen,  Rechtsphilosophie  S.  807. 

3 Im  Gegensatz  zur  Urzeit,  wo  es  nach  8.  57  f.  in  der  That  rein 
„gewordene  und  erwachsene“  (cf.  Gierke,  Genossenschaftstheorie  S.  25) 
Staaten,  d.  h.  solche  gegeben  hat,  deren  Verfassung  unmittelbar  von  der 
Natur,  ohne  jede  Beeinflussung  durch  menschliche  Willcnsthat  bestimmt 
wurde. 

8 Cf.  Itosin,  Souveränetat,  Staat,  Gemeinde,  Selbstverwaltung  S.  13. 

* Wobei  gewöhnlich  auch  dieser  wieder  ganz  offenkundig  sein  Recht 
erst  von  einem  andern  empfangeu  hat.  Man  bemerke  z.  B.  die  Beleh- 
nung der  Hohenzollem  mit  der  Mark  durch  Kaiser  Sigismund. 

6 Cf.  Lingg,  Empirische  Untersuchungen  8.  75. 

8 Wenigstens  wird  dann  das  Gottesgnadentum  einfach  zum  Synonym 
für  Erblichkeit.  Cf.  I.aband,  Kcichsstaatsrecht  I S.  196. 
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Kufsland  nach  dem  Aussterben  der  jetzigen  Dynastie  ein 
neuer  Kaiser  durch  unmittelbare  Volkswahl  mit  der  vollen 
und  unverkürzten  altczarischen  Machtfülle  bekleidet  werden  ', 
so  würde  man  ihn  wohl  unbedenklich  in  derselben  Weise 
als  autokratischen  Herrscher  wie  alle  seine  Vorgänger  auf- 
fassen. Denn  das  Volk  würde  hier  ja  nur  als  „Königs- 
macher“ fungiert  haben,  ohne  dafs  ihm  deshalb  nach  einmal 
vollzogener  Wahl  eine  weitere  aktuell-politische  Bedeutung 
zukäme  2. 

Angeblich  ist  das  freilich  in  Republiken  gerade  ganz 
anders8.  Während  der  Monarch  die  Staatsgewalt  stets 
zu  eigenem  Recht  empfinge,  soll  diese  bekanntlich  hier 
vom  Volk  immer  nur  quoad  exercitium  übertragen  werden. 
Es  ist  jedoch  bereits  früher*,  soweit  in  dieser  Abhandlung 
überhaupt  ein  Eingehen  auf  das  Problem  des  eigenen 
Rechtes  möglich  war,  dargelegt  worden,  dafs  die  Frage  auch 
hierdurch  nicht  zu  lösen  ist.  Wir  haben  auf  der  einen 
Seite  gesehen,  dafs  dem  Staat  gegenüber  selbst  der  Monarch 
nicht  ein  subjektives  Recht  auf  seine  Kompetenz  behaupten 
kann,  andererseits,  dafs  ihm  ein  solches  im  Verhältnis  zu 
den  übrigen  Staatsgliedern  zwar  thatsächlich  zusteht,  aber 
nur  in  derselben  Weise  wie  allen  andern  Organen  auch. 
Wenn  er  vor  diesen,  abgesehen  von  dem  quantitativen 
Umfang  seiner  Befugnisse,  dadurch  sich  auszeichnet,  dafs 
er  allein  blofs  mit  eigener  Zustimmung  seiner  Funktionen 
entsetzt  werden  kann,  so  vermag  auch  dieser  Umstand  eine 
fundamentale  Qualitätsverschiedenheit  seiner  Organsstellung 
nur  insofern  zu  begründen,  als  er  sich  als  eine  Special- 
anwendung des  allgemeinen  Princips  darstellt,  nach  welchem 
in  der  Monarchie  ein  Individuum  als  solches  an  der  Er- 


1 über  die  Aufnahme  einer  entsprechenden  Bestimm« ne;  in  die  ser- 
bische Verfassung  s.  Triepel,  Interregnum  S.  111. 

s Vgl.  Shakespeare,  Heinrich  VI.  3.  Teil  V 1 : 

Warwick.  „Ich  war»,  der  Jlir  das  Königreich  geschenkt“ 

König  Eduard.  „Dann  ist  es  mein,  wenn  auch  als  Warw  ick s G abe“. 
8 Cf.  Triepel  a.  a.  O.  S.  112  ff. 

* Cf.  8.  96  ff.  uud  112  ff. 
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lassung  der  obersten  Regulative,  an  der  Gesetzgebung 
essentiell  beteiligt  ist. 

Demgemäfs  sind  wir  schliefslich  doch  wieder  zu  dem 
schon  oben  aufgestellten  Charakteristikum  der  monarchi- 
schen Staatsform  zurückgeflihrt  worden.  Dabei  soll  keines- 
wegs verkannt  werden,  dafs  auch  von  den  andern  soeben 
besprochenen  Kennzeichen  mindestens  die  ersten  (Erblich- 
keit, Lebcnslänglichkeit , Unverantwortlichkeit  und  Unab- 
setzbarkeit) eine  gewisse  Bedeutung  für  dieselbe  behaupten. 
Zwar  sind  sie  niemals  imstande,  für  sich  allein  schon  als 
untrügliches  juristisches  Kriterium  zu  dienen,  werden  aber 
unleugbar  von  der  allgemeinen  Vorstellung  so  regelmäfsig 
gerade  mit  dem  Monarehiebegriff  in  Verbindung  gebracht, 
dafs  sie  durch  ihr  Vorhandensein  eine  Art  Ersatz  und  Aus- 
gleich für  etwaige  Schwäche  jenes  Hauptmoments  zu  bieten 
vermögen. 

Es  ist  nämlich  durchaus  nicht  erforderlich,  dafs  der 
Monarch  an  der  gesamten  Gesetzgebung  wesentlich  Anteil 
nimmt.  Und  zwar  können  nicht  blofs  ausnahmsweise 
Exemtionen  von  seiner  Mitwirkung  statuiert  werden,  sondern 
es  wäre  auch  unter  Umständen  eine  vollständige,  nach 
sachlichen  Gesichtspunkten  erfolgende  Trennung  der  obersten 
Normerlassung  denkbar,  dergestalt,  dafs  die  vielleicht  weit 
überwiegende  Hälfte  derselben  dem  Parlament  allein  über- 
wiesen würde*.  Nur  an  dem  Einen  mufs  schlechterdings 
festgehalten  werden,  dafs  überhaupt  noch  in  irgend  welcher 
Beziehung  die  Beihülfe  eines  bestimmten  Individuums  zur 
Gesetzgebung  unentbehrlich  ist8;  sollte  daher  die  Be- 
schränkung eines  Herrschers  auf  lediglich  exekutive 
Funktionen  so  weit  gehen,  dafs  nicht  einmal  zur  vollstän- 
digen Einziehung  der  von  ihm  bekleideten  Organschaft  seine 
freie  Zustimmung  verfassungsmäfsig  erforderlich  wäre,  so 


1 Vgl.  hierzu  das  von  Bernatzik  (a.  a.  O.  8.  45)  über  das  „schwe- 
dische System“  Gesagte. 

1 Was  natürlich  im  Fall  des  sogenannten  suspensiven  Veto  (Nor- 
wegen!) schon  nicht  mehr  zutrifft. 
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würde  man  keinesfalls  mehr  eine  Monarchie  annehmen 
dürfen.  Nur  weil,  resp.  sofern  diese  letzte  Schranke  für 
das  Parlament  auch  heute  besteht 1 , kann  beispielsweise 
England2,  wo  ja  im  übrigen  das  absolute  Veto  dem 
Herrscher  durch  desuetudo  längst  verloren  gegangen  ist, 
noch  jetzt  als  solche  gelten. 

Freilich  wird  diese  Folgerung  vielfach  auf  starken 
Widerspruch  stofsen8.  Überhaupt  ist  nicht  zu  bezweifeln, 
dafs  die  von  uns  vertretene  Theorie  in  ihren  praktischen 
Konsequenzen  sehr  oft  von  den  herkömmlichen  Einteilungen 
und  Benennungen  abweichen  wird.  So  mufs  unter  anderm 
eine  folgerichtige  Durchführung  derselben  zu  der  Aner- 
kennung gelangen,  dafs  schon  durch  die  Übertragung  eines 
absoluten  Veto  an  den  Präsidenten  der  französischen  Re- 
publik diese  zur  Monarchie  umgewandelt  würde.  Nun  könnte 
man  zwar  der  Notwendigkeit  dieses  theoretischen  Zugeständ- 
nisses4 dadurch  ausweichen,  dafs  man  die  Teilnahme  an 
der  Gesetzgebung  nur  als  negativ  für  die  Monarchie  be- 
griffswesentlich annähme,  sodafs  also  eine  solche  keinesfalls 
vorhanden  wäre,  wo  dieses  Moment  selbst  in  jener  abge- 
schwächtesten Form  fehlte,  dagegen  die  positive  Begriffs- 
bestimmung erst  aus  einer  Kombination  desselben  mit  den 
andern  der  Lebenslänglichkeit,  Unverantwortlichkeit  u.  s.  w. 
hervorgehen  liefse.  Doch  wäre  auch  mit  einem  solchen 
Kompromifs  nicht  viel  gewonnen,  indem  sich  dasselbe  besten- 
falls für  moderne  Verhältnisse  als  nützlich  erweisen  könnte, 
während  in  der  Vergangenheit  die  aller  essentiellen  Be- 
teiligung an  der  Gesetzgebung  ermangelnden  Germanen- 
könige6 u.  s.  w.  noch  immer  Schwierigkeiten  machen  würden. 


I Vgl.  hierzu  die  von  Bornhak  (Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats- 
wissenachaft  51  8.  608)  erwähnte  Auffassung  Blackstoues. 

* Bez.  Norwegens  zu  beachten  S.  146  f.,  8.  204  von  Aschehoug, 
Staatsrecht  der  vereinigten  Königreiche  Schweden  und  Norwegen  (in 
Marcpiardsens  Handbuch  IV,  2,  2). 

3 Vgl.  u.  a.  Bcmatzik  a.  a.  O.  S.  46. 

4 Eine  praktische  Verwirklichung  darf  wohl  so  ziemlich  als  aus- 
geschlossen gelten. 

II  Cf.  Bcmatzik  a.  a.  O.  8.  3—4.  44,  47. 
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Es  bleibt  uns  also  unter  keinen  Umständen  die  Er- 
klärung erspart,  in  gewissen  Beziehungen  die  herkömmliche 
Klassificierung  durchbrechen  zu  müssen.  Dabei  wird  uns 
dieselbe  jedenfalls  durch  die  Wahrnehmung  wesentlich  er- 
leichtert, dafs  unsere  Definition  des  Monarchiebegriffes  mit 
der  wörtlichen  Bedeutung,  die  nun  einmal  nichts  anderes 
besagt  als  dafs  „Einer  herrscht“,  die  höchstbestinimende 
Instanz  des  Staates  darstellt,  immerhin  noch  besser  als 
extensivere  Interpretationen  übereinstimmt.  Denn  wenn 
jemand  nicht  einmal  mehr  mitentscheidend  und  auf  be- 
grenztem Gebiet  an  der  obersten  Normenerlassung  Anteil 
hat,  vielmehr  in  seinem  Wirkungskreise,  mag  dieser  im 
übrigen  noch  so  weit  gesteckt  sein,  jederzeit  Normativ- 
anweisungen seitens  anderer  annehmen  mufs , so  ist  er 
zweifellos  auch  innerhalb  seiner  Sphäre  nicht  die  wahrhaft 
letztentscheidende  Stelle:  er  herrscht  nicht,  sondern  wird 
lediglich  beherrscht  *.  Um  so  weniger  haben  wir  aber  An- 
lafs,  uns  bei  dem  Versuche  einer  streng  juristischen  Begriffs- 
bestimmung allzu  ängstlich  von  der  Rücksicht  auf  einen 
„tausendjährigen  Sprachgebrauch“  leiten  zu  lassen.  W'ie 
die  Dinge  nun  einmal  liegen,  hat  man  eben  blofs  die  Wahl, 
ob  man  auf  vollständige  Übereinstimmung  mit  diesem  ver- 
zichten oder  aber  jenen  überhaupt  scheitern  sehen  will. 

Das  ist  auch  gar  nicht  anders  möglich,  indem  der  ganze 
Gegensatz  zwischen  Republik  und  Monarchie  im  Grunde 
nicht  sowohl  ein  juristischer  als  vielmehr  ein  politischer  ist. 
Vergleicht  man  freilich  die  beiden  Extreme,  etwa  das  auto- 
kratische  Rufsland,  wo  der  einzelne  „dient  mit  leidendem 
Gehorsam“,  und  irgend  eine  spätgriechische  „Mobokratie“  mit 
einander,  so  ist  ja  selbstverständlich,  dafs  auch  die  tief- 
greifendsten rechtlichen  Verschiedenheiten  zu  konstatieren 
sind.  Es  ist  dies  die  einfache  Folge  davon,  dafs  in  ihnen 
die  beiden  entgegengesetzten  die  Htaatsentwicklung  be- 

1 Mit  Unrecht  geleugnet  von  Bcrnatzik,  a.  a.  O.  S.  47.  Vgl.  dazu 

S.  45. 
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dingenden  Principien,  dort  das  der  Ordnung  und  indivi- 
duellen Gebundenheit,  hier  das  dem  Menschen  eigentüm- 
liche Streben  nach  gröfstmöglicher  Freiheit  des  einzelnen, 
so  rein  wie  irgend  angängig  realisiert  sind.  Da  aber  die- 
selben für  gewöhnlich  die  mannigfachsten  Kompromisse 
mit  einander  eingehen,  so  ist  es  ganz  unvermeidlich, 
dafs  jene  rechtlichen  Unterschiede  gegen  die  Mitte  hin 
mehr  und  mehr  abblassen , bis  schliefslich  so  eigenartige 
Mischformen 1 sich  bilden,  dafs  der  Jurist  unmöglich  noch 
den  historisch  überkommenen  Gegensatz  von  Republik  und 
Monarchie  unverändert  in  rechtliche  Kategorien  zu  bringen 
vermag*.  Das  hindert  absolut  nicht,  dafs  „im  politischen 
Leben  zwischen  diesen  beiden  Formen  nach  wie  vor  ein 
Unterschied  bestehen  kann , wie  er  schärfer  gar  nicht 
denkbar  ist“8,  insofern  als  er  nämlich  stets  ein  kurzes 
Schlagwort  dafür  bieten  wird,  nach  welchem  Princip  die 
einzelne  Verfassung  in  der  Hauptsache  angelegt  ist,  resp. 
nach  dem  Charakter  und  Bedürfnissen  des  betreffenden 
Volks  und  Ähnlichem  angelegt  sein  sollte.  Auf  dieses  Ge- 
biet darf  jedoch  der  Rechtskundige  nicht  folgen;  er  hat 
seine  Einteilungen  und  Klassificierungen  streng  nach  juristi- 
schen, nicht  aber  historisch-politischen  Gesichtspunkten  zu 
bewirken,  gerade  so  wie  er  auch  bei  der  Besprechung  der 
Einzel  Verfassung  sich  nicht  auf  eine  politische  Würdigung 
dessen  einzulassen  hat,  ob  und  wieweit  dieselbe  etwa  dem 


' Man  denke  z.  B.  an  Polen,  wo  in  jedem  Staatsvertrag  „le  roi  et 
la  sörenisaiine  röpublique“  friedlich  neben  einander  stehen. 

* Dies  wird  anerkannt  von  Seydel,  der  (Staatsrechtliche  und  politische 
Abhandlungen  S.  128  ff.,  S.  159)  sogar  die  parlamentarische  Regierungs- 
fonn  Belgiens  nicht  mehr  als  Monarchie  gelten  läfst,  ebenso  von  Held 
(Grünhuts  Zeitschrift  21  S.  498)  u.  a.  m.  (vgl.  selbst  die  Bemerkung  Ber- 
natziks  im  Archiv  für  öffentl.  Recht  5 8.  802).  Dagegen  geht  es  nach 
dem  Gesagten  viel  zu  weit,  wenn  man  schon  jede  konstitutionelle  Mon- 
archie als  begrifflich  von  der  Republik  untrennbar  hinstellt,  von  ihr  als 
von  einer  „ungeheuren  offenen  Lüge  und  blofser  historischer  Übergangs- 
formation“ spricht  (Ed.  v.  liartmannl),  den  Präsidenten  schlechtweg  einen 
befristeten  konstitutionellen  König  und  den  konstitutionellen  Monarchen 
einen  erblichen  Präsidenten  nennt  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

3 Bematzik  a.  a.  O.  S.  3. 
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erstrebenswerten,  die  Vorzüge  aller  Staatsformen  in  sich 
vereinigenden  Ideal  entspricht,  gleichzeitig  nach  des  Eras- 
mus Ausdruck1  eine  monarchia  absque  tyrannide,  aristocratia 
sine  factionibus,  democratia  sine  tumultu  darstellt. 

§ H. 

Viel  dankbarer  für  den  Juristen  ist  jedenfalls  die  jetzt 
zu  besprechende  Einteilung  der  Staaten  in  centralisierte  und 
decentralisierte,  d.  k.  die  Unterscheidung  solcher,  die  sämt- 
liche Gemeinschaftsaufgaben  durch  eigene  unmittelbare 
Organe  erledigen  lassen,  von  denjenigen,  die  einen  Teil  der- 
selben auf  andere,  ihnen  selbst  nur  ein-  und  untergeordnete 
Verbände  übertragen. 

Bekanntlich  gehören  zu  den  letzteren  in  erster  Linie 
die  sogenannten  Selbstverwaltungskörper.  Es  sind  das  sociale 
Gebilde,  die  in  kleinerem  Mafse  vollständig  nach  dem  Muster 
des  Staats  gebaut  sind,  insofern  als  sie  gleichfalls  die  Ver- 
bindung einer  Menschenmehrheit  zur  real-organischen  Einheit 
darstellen.  Indem  sie  ganz  wie  jener  Einzelindividuen  mit 
genau  bestimmter  Kompetenz  als  ihre  Organe  annehmen, 
vermögen  auch  sie  in  den  verschiedensten  Beziehungen 
einen  ihnen  specitisch  eignenden  Gemeinschaftswillen  zu 
bilden  und  zu  bethätigen : kurz  sie  erscheinen  in  derselben 
Weise  als  eigene  Socialpersönlichkeiten,  wie  wir  es  in  den 
ersten  Abschnitten  bezüglich  der  Staaten  festgestellt  haben. 

Gerade  das  ist  es,  wodurch  sie  sich  stets  und  unter 
allen  Umständen  vor  den  unmittelbaren  staatlichen  Behörden 
auszeichnen.  Zwar  werden  auch  diese  vielfach  als  selbst- 
ständig wollende  und  handelnde  Personen  angesehen,  eine 
Auffassung,  die  namentlich  für  die  kollegialen  Organe  um 
deswillen  sehr  nahe  liegt,  weil  hier  doch  zweifellos  aus  einer 
Mehrheit  von  Individualwillen  ein  neuer  einheitlicher  Wille 


1 Mitgeteilt  von  Lamprecht  in  der  Zeitschrift  für  Social-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte I S.  219. 
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eich  bildet1.  Aber  das  ist  niemals  ein  specifischer  Wille 
der  Behörde  als  solcher,  d.  h.  eines  selbständigen  socialen 
Lebewesens,  sondern  lediglich  der  des  Staats.  Der  wahre 
Sachverhalt  wird  blofs  dadurch  verdunkelt,  dafs  man  all- 
gemein zu  sagen  gewohnt  ist:  „Das  Reichsgericht  hat  ein 
Urteil  gefällt,  der  Bundesrat  eine  Verordnung  beschlossen“ 
u.  s.  w.  Es  stellt  diese  Redeform  gewissermafsen  eine  Ver- 
mittlung dar  zwischen  den  beiden  Auffassungsraöglichkeiten, 
die  für  den  Einen  zu  Grunde  liegenden  Thatbestand  gegeben 
sind.  Denn  einerseits  deutet  man  dadurch  das  Vorhanden- 
sein Eines  Gesamtwillens  an,  ohne  aber  das  Reich  selbst 
klar  als  den  Wollenden  zu  nennen,  andererseits  wieder 
bringt  man  zum  Ausdruck,  dafs  und  von  welchen,  letzterem 
als  Organ  dienenden  Individuen2  derselbe  gebildet  worden 
ist,  ohne  doch  in  dieser  Specialisierung  bis  auf  die  nament- 
liche Bezeichnung  der  hier  thätig  gewordenen  Einzelpersonen 
als  solcher  zurückzugehen8. 

Nun  ist  gegen  eine  solche  Ausdrucksweise  absolut  nichts 
einzuwenden,  solange  man  sich  von  ihr  nicht  zu  der  Vor- 
stellung verleiten  läfst,  als  hätte  man  in  dem  Kollegialorgan 
selber  ein  eigenes,  mit  den  entsprechenden  Funktionen  be- 
trautes Willenssubjekt,  sei  es  im  vollen  und  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes,  sei  es  im  Anschlufs  an  Gierke4  nur  in 
der  unvollkommenen  Form  der  „Organspersönlichkeit“  vor 
sich.  Lediglich  die  einzelnen  Mitglieder  als  Individuen6 

1 Vgl.  hierzu  Bernatzik,  im  Archiv  für  öffentl.  Hecht  5 S.  170. 

2 Nämlich  von  den  derzeitigen  Angehörigen  des  betr.  Kollegium». 

8 Mit  andern  Worten,  statt  des  kurzen  und  alle  möglichen  Majori- 
tätskombinationen gleichmäfsig  deckenden  Satzes:  „Der  Bundesrat  hat 
beschlossen1"  wäre  im  einzelnen  Falle  genauer  das  Doppelte  zu  sagen: 
Es  haben  sich  im  gliedstaatlichen  Kollegium  beispielsweise  Preufsen, 
Bayern,  Sachsen  und  Württemberg  für  die  fragliche  Mafsregel  erklärt 
lind  deshalb  ist  jetzt  ein  entsprechender  Wille  des  Reichs  gegeben.“ 
Blofs  um  die  erste  Bedeutung  handelt  es  sich  natürlich  dann,  wenn  der 
letztere,  wie  namentlich  bei  der  Gesetzgebung,  nicht  vom  Bundesrat 
allein  produciert  werden  kann. 

4 Genossenschaftstheorie  S.  172—  74,  682  f.  Gegen  seine  Ausfüh- 
rungen vgl.  Bernatzik  a.  a.  O.  S.  213  f. 

6 Damit  soll  natürlich,  wie  schon  das  oben  gebrauchte  Beispiel  des 
aus  den  Gliedstaaten  sich  zusammensetzenden  Bundesrat»  ergiebt,  nicht  in 
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sind  es,  die  zur  staatlichen  Willensbildung  berufen  sind, 
nur  dafs  sie  dieselbe  hier  nicht  wie  bei  bureaukratisch 
organisierten  Ämtern  je  flir  sich  allein,  sondern  in  Verbin- 
dung mit  andern,  unter  der  Voraussetzung  einer  Überein- 
stimmung mit  diesen  zustande  bringen  können.  Daher  ist 
Laband  1 vollständig  beizupflichten,  wenn  er  die  Behörden 
selbst  nur  wie  eigene  Willenswesen  behandeln  läfst,  blofs 
als  fingierte  Persönlichkeiten*  sie  auffafst.  Um  es 
wirklich  zu  sein,  dazu  fehlt  ihnen  das  unerlftfsliche  Eigen- 
leben, das  „rechtliche  Fürsichsein“ 8,  mit  einem  Worte  der 
Selbstzweck  *. 

Ganz  anders  bei  den  Selbstverwaltungskörpern.  Nur 
die  Thätigkeit  dieser  ist  auf  die  Realisierung  eigner,  nicht 
irgendwelcher  fremder  Interessen  gerichtet.  Zwar  kommt 
sie  dadurch,  dafs  sie  objektiv  betrachtet  in  der  Erfüllung 
menschlicher  Socialautgaben  besteht,  auch  den  einzelnen  zu 
Gute;  doch  vermag  diese  Erscheinung,  die  wir  ja  S.  52  ff. 
bezüglich  der  Staaten  in  völlig  analoger  Weise  konstatiert 
haben,  dem  eigenen  Lebenszweck  der  Selbstverwaltungs- 
körper um  deswillen  nicht  den  mindesten  Eintrag  zu  thun, 
weil  sie  eben  nur  im  Resultate  hervortritt,  nicht  das  nächste 
und  eigentliche  Ziel  ihres  Wollens  und  Handelns  darstellt- 


Abrede  gestellt  werden,  dafs  diese  Mitglieder  unter  Umständen  selbst 
wieder  8oc ial personell  sein  können. 

1 Heichsstaatsrecht  I S.  323. 

* Der  Einwand  Bernatziks  (a.  a.  O.  8.  212 — 13),  ein  Unterschied 
zwischen  wirklichen  und  gedachten  juristischen  Personen  sei  überhaupt 
begrifflich  unmöglich,  ist  unstichhaltig.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum 
die  Eigenschaft  willens-  und  handlungsfähiger  Wesen,  die  nach  dem  Ge- 
sagten den  .Staaten  und  ähnlichen  Verbänden  thatsächl  ich  zukommt, 
andern  nicht  korporativ  organisierten  Meuschenverbindungen  nicht  sollte 
angedichtet  werden  können,  wenn  dies  gemäfs  S.  8 sogar  in  Bezug 
auf  8 achenmehrheiten  geschieht  Schon  die  vielfach  übliche  Belohnung 
und  Bestrafung  ganzer  militärischer  Formationen  als  solcher  (Verleihung 
des  „Hechts“  an  ein  Regiment  gewisse  Embleme  zu  fuhren,  über  einen 
Schlofshof  marschieren  zu  dürfen  u.  drgl.)  beweist  wie  sehr  auch  in 
dieser  Beziehung  der  menschliche  Hang  zur  Personifikation  sich  geltend 
macht. 

* Gierke  a.  a.  O.  8.  171. 

4 Boz.  des  letzteren  vgl.  Rosin,  Souveräuetät,  Staat  etc.  8.  25/27, 
Bernatzik  a.  a.  O.  8.  240. 
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Auch  ist  bereits  darauf  hingewiesen  worden  *,  dafs  und 
inwiefern  sie  bei  der  Verfolgung  ihrer  Interessen  eine  der 
staatlichen  ganz  gleichartige  Herrschaft  über  ihre  Ange- 
hörigen ausüben.  Wenn  demgegenüber  Laband2  sich  auf 
das  allgemein  politische  „Empfinden“  beruft,  welches  sehr 
wohl  „fühle“,  dafs  nicht  der  Bürgermeister  herrscht,  sondern 
der  König,  so  ist  darauf  zu  erwidern,  dafs  dies  in  Wahrheit 
weder  der  eine  noch  der  andere  thut.  Haben  wir  doch  in 
beiden  nur  Organe  vor  uns,  die  nach  der  Verfassung  des 
betreffenden  Verbands  zu  gewissem  Handeln  für  diesen  be- 
rechtigt sind,  mithin  das  direkte  Gegenteil  des  von  uns 
„Herrschaft“  genannten  Zustandes,  bei  dem  ein  Willens- 
subjekt kraft  faktischer  Überordnung  und  Macht 
andern  Verhaltungsbefehle  erteilt  und  deren  Befolgung  mit 
eignen  Mitteln  erzwingt.  Niemals  auf  irgend  welches  Glied, 
und  sei  es  das  höchstgestellte,  sondern  blofs  auf  den  Ver- 
band als  Ganzes  ist  daher  dieser  Begriff  anwendbar. 

Allerdings  tritt  gerade  für  die  Selbst  v er  waltungs- 
körper  die  Fähigkeit,  von  sich  aus  ihre  Unterthanen  durch 
bindende  Befehle  zu  bestimmtem  Verhalten  zu  veranlassen, 
in  der  Beziehung  sehr  zurück,  dafs  dieselben  gegenwärtig, 
ihrem  Namen  entsprechend,  fast  blofs  auf  die  Anwendung 
der  vom  Staat  seinerseits  erlassenen  abstrakten  Regeln  auf 
die  einzelnen  Fälle  beschränkt  sind.  Nur  als  recht  neben- 
sächliche Funktion  wird  von  ihnen  stets  auch  eine  (materielle) 
Selbstgcsetzgebung8  geübt. 

Das  stellt  aber  keineswegs  die  ausnahmslose  Regel  für 
alle  nichtsouveränen,  dem  Staate  eingeordneten  Verbände 
dar;  vielmehr  giebt  es  auch  solche,  bei  denen  die  Sache 
umgekehrt  liegt,  der  Schwerpunkt  ihrer  Thätigkeit  in  die 
autonomische  Feststellung  allgemeiner  Normen  für  um- 
fassende Gebiete  des  socialen  Lebens  fällt.  In  dieser  Weise 
können  z.  B.  die  Gliedstaaten  des  Deutschen  Reichs  Selbst- 


1 Cf.  S.  66. 

2 Keichsstaatarecht  I S.  65  Anm. 

8 Vgl.  hierzu  Brie,  Theorie  der  Staatenverbindungen  S.  12. 

Staats,  u.  Völkerrecht!.  AbhatuU.  I.  6.  — Schmidt.  9 
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gesetzgeb  ungskörper  genannt  und  als  solche  den 
selbstverwaltenden  Kommunal  verbünden  gegenüber  gestellt 
werden  *. 

Verhältnismäfsig  selten  werden  dagegen  specifische 
Selbstgerichtsbarkeitskörper,  d.  h.  solche,  deren 
Thätigkeit  ausschliefslich  oder  mindestens  überwiegend  in 
einer  Jurisdiktion  nach  staatlicherseits  gegebenen  Nonnen 
besteht2,  zu  konstatieren  sein.  Denn  wiewohl  auch  diese 
Funktion,  wie  schon  das  Beispiel  der  die  ordentliche  streitige 
Gerichtsbarkeit  nach  Reiehsgesetzen  handhabenden  deutschen 
Einzelstaaten  betveist,  oft  genug  von  nichtsouveränen  Ver- 
bänden geübt  wird,  so  kommt  sie  doch  für  gewöhnlich  nur 
derartig  mit  den  beiden  andern  kombiniert  vor,  dafs  sie  im 
Vergleich  zu  letzteren  stets  als  relativ  nebensächliche  Thätig- 
keit erscheint. 

Immerhin  berechtigt  auch  nach  dieser  Richtung  hin 
das  Gesagte  vollauf  zu  dem  Satze,  dafs  heutzutage  in  der 
Gesamtheit  der  herkömmliehenveise  unterschiedenen  staat- 
lichen Funktionen  eine  konkurrierende  Wirksamkeit  seitens 
kleinerer  untergeordneter  Verbände  beobachtet  werden  kann. 
Nicht  einmal  soviel  läfst  sich  noch  behaupten,  dafs  ihre 
Thätigkeit  im  Vergleich  zu  der  unmittelbar  staatlichen 
immer  die  blofse  Ausnahme  bilden  mufs;  ist  doch  zur  Zeit 
in  allen  wichtigeren  bundesstaatlichen  Bildungen3  die  Kompe- 


1 Von  den  mannigfachen  Formen  und  Varietäten,  in  denen  gerade 
dieser  Typus  gegenwärtig  noch  auftritt  (vgl.  die  non  Sovereign  law  ma- 
king  bodies  des  englischen  Kolonialrechts,  die  österreichisch-ungarischen 
Kronländer , besonders  Kroatien , das  Verhältnis  Islands  zu  Dänemark 
u.  a.  in.),  ist  erst  in  einer  späteren  Abhandlung  ausführlich  zu  sprechen. 

2 Im  Sinne  dieser  Definition  ist  es  offenbar  unrichtig,  mit  H.  Schulze 
u.  a.  von  einer  Selbstgerichtsharkeit  parlamentarischer  Versammlungen  zu 
reden.  Ganz  abgesehen  nämlich  davon,  ob  dieselben  in  den  lietreffenden 
Angelegenheiten  überhaupt  als  eigene  Körperschaften  und  nicht  wie  iu 
ihren  sonstigen  Funktionen  als  blofse  staatliche  Organe  (so  Gicrke,  Ge- 
nossenschaftstheorie S.  173  Anm.  2)  aufzufassen  sind,  werden  ja  die  die 
eventuelle  Strafgcwalt  über  ihre  Mitglieder  regelnden  Normen  durch  sie 
selbst  erst  erlassen. 

3  Vgl.  Art.  3 der  schweizer,  das  10.  Amendement  der  nordamerika- 
nischen, Art.  4 der  deutschen  Bundesverfassung  etc. 
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tenzverteilung  übereinstimmend  derartig  geregelt,  dafs  um- 
gekehrt der  Obergewalt  bestimmte  einzeln  aufgezählte  Auf- 
gaben 1 zustehen. 

Dessenungeachtet  repräsentiert  immer  die  letztere  allein 
den  Staat,  weil  und  solange  sie  sich  als  die  principielle 
Gemeinschaftsform  bewährt2,  die  Unterpotenzen  in  ihrer 
gesamten  Socialbethätigung  die  oberste  Leitung  derselben 
noch  anerkennen.  Freilich  kann  diese  Unterwerfung  in 
sehr  verschiedener  Weise  zum  Ausdruck  kommen , bald 
mehr,  bald  minder  deutlich  hervortreten.  Besonders  klar 
ist  sie  bei  den  Selbstverwaltungskörpern  ausgeprägt,  inso- 
fern als  dieselben  in  ihrer  ganzen  Wirksamkeit  einer 
positiven  Beaufsichtigung  des  Staates  unterliegen,  zu  wich- 
tigeren Handlungen  einer  Bestätigung  seinerseits  bedürfen 
u.  s.  w.8.  Indes  ist  auch  die  blofs  negative  Kontrolle, 
wie  sie  im  Bundesstaat  das  Reich  bez.  der  gliedstaatlichen 
autonomen  Thätigkeit  übt,  in  Verbindung  mit  der  jenem 
zustehenden  Kompetenz  - Kompetenz  völlig  ausreichend. 
Denn  wer  anerkanntermafsen  strikt  innerhalb  der  von  einem 
andern  noch  freigelassenen  Sphäre  und  blofs  bis  zu  dem 
Zeitpunkt,  wo  dieser  über  den  beiderseitigen  Wirkungs- 
kreis anders  bestimmt,  funktionieren  will,  mufs  offenbar 
auch  dann  als  Direktiven  empfangender  Mithelfer  an  einem 
von  jenem  entworfenen  Gesamtarbeitsplan  aufgefafst  werden, 
wenn  er  in  seinem  Anteil  einer  fortlaufenden  Anleitung 
und  Beaufsichtigung  im  einzelnen  nicht  unterliegen  sollte. 

Ebendeshalb  darf  man  auch  die  Gliedstaaten  in  der- 
selben Weise,  wie  man  es  bez.  der  Selbstverwaltungskörper 
schon  längst  gethan  hat,  als  mittelbare  Staatsorgane  be- 
zeichnen. Hier  wie  dort  handelt  es  sich  um  Verbände, 
die  durch  ihr  Vorhandensein  dem  Staat  die  Notwendigkeit 
einer  direkten  Erledigung  bestimmter  menschlicher  Gemein- 


1 Natürlich  mit  Einschlufs  der  etwa  vorgesehenen  „implied  powere.“ 

* Vgl.  hierzu  S.  63 

* Näheres  über  diese  anstaltlichen  Elemente  in  Lehen  und  Be- 
tliätigung  des  Socialkörpers  hei  llänel,  Staatsrecht  I S.  140  f. 

9* 
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Schaftsaufgaben  ersparen.  Anstatt  dieselben  durch  eigenes 
Handeln  im  einzelnen  zu  befriedigen,  sorgt  er  für  sie  durch 
die  Eine  principielle  Verfügung,  durch  welche  er  die  Thätig- 
keit  jener  acceptiert  und  in  das  gesamte  Socialprogramm 
aufnimmt.  Dabei  verzichtet  er  aber  auf  Selbstbetätigung 
immer  blofs  in  Erwartung  und  Voraussicht  dieser  ander- 
weiten  Erledigung,  also  mit  dem  Vorbehalt  eignen  Ein- 
schreitens im  Fall  des  offenkundigen  Versagens  der  nicht- 
souveränen Verbände.  Das  gilt  z.  B.  im  Deutschen  Reich 
nicht  blofs  für  die  eine  ausdrücklich  hervorgehobene 
Eventualität  der  Justizverweigerung1,  sondern  durchweg; 
ist  cs  doch  nicht  zu  bezweifeln,  dafs,  wenn  einmal  ein 
Gliedstaat  hartnäckig  irgend  welche  von  ihm  zu  pflegende 
Seite  des  socialen  Lebens  unbefriedigt  liefse,  schliefslich 
das  Reich,  nötigenfalls  in  der  Form  einer  singulären 
Kompetenzerweiterung2,  Abhülfe  schaffen  mlifste8.  Nach 
alledem  stehen  die  nichtsouveränen  Verbände,  mögen  sie 
zunächst  auch  im  eignen  Namen  handeln,  einen  specifischen 
Selbstzweck  realisieren,  immer  unter  der  obersten  Leitung 
des  Staates;  ohne  direkte  Organe  zu  sein,  leisten  sie  ihm 
doch  faktisch  ganz  die  nämlichen  Dienste,  d.  h.  sie  weisen 
eine  Doppelnatur  auf,  die  in  der  Bezeichnung  als  mittelbare 
Organe  aufs  glücklichste  zum  Ausdruck  kommt. 

Auf  diese  Weise,  durch  die  Einschiebung  solcher  den 
einzelnen  partiell  „mediatisiereuder“  Zwischenverbände  ent- 
steht ein  Verhältnis,  das  unleugbar  weit  schwerer  zu  über- 
sehen ist  als  beim  einfachen,  streng  centralisiertcn  Staat. 
Und  dabei  wird  dasselbe  gewöhnlich  noch  komplicierter  ge- 
macht durch  die  eigentümliche  Erscheinung  des  sogenannten 


1 Cf.  Art  77  der  Iteichsverfassung. 

* Vgl.  hierzu  B.  Schmidt,  über  einige  Ansprüche  auswärtiger 
Staaten  auf  gegenwärtiges  deutsches  Reichsgebiet  8.  (9  f. 

* Die  nähere  Ausführung  dessen , dafs  sämtliche  gliedstaatliche 
Funktionen  unter  einer  gewissen  reichsrechtlichen  Verpflichtung  vor 
sich  gehen  (a.  A.  Hänel,  Deutsches  Staatsrecht  I S.  SOI;  vgl.  damit  die 
Ausführungen  auf  S.  596),  kann  erst  hei  einer  zusammenhängenden  Be- 
sprechung des  ganzen  H und ess taatsbegri ffes  gegeben  werden. 
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übertragenen  Wirkungskreises.  Es  kann  nämlich  der  Staat  die 
nichtsouveränen  Verbände  unter  Umständen  auch  zu  gewissen 
Funktionen  in  seinem  Namen  autorisieren.  Alsdann  ist 
die  betreffende  Gesamtperson  als  solche,  genau  so  wie 
es  sonst  mit  Individuen  geschieht,  zum  unmittelbaren, 
der  staatlichen  Hierarchie  eingegliederten  Organ  geworden, 
wobei  es  sich  erst  durch  ihre  Verfassung  des  näheren  be- 
stimmt, welche  Einzelpersonen  wieder  zum  Handeln  für  sie 
berufen  sind*.  Beispiele  für  eine  solche  Verwendung  bietet 
die  Art,  wie  die  Polizeigewalt2  in  Deutschland  von  den 
Kommunalkörpern  vielfach  geübt  wird,  weiterhin  der  auf 
Grund  einer  Delegation  seitens  des  Reichs  erfolgende  Erlais 
von  Ausführungsverordnungen  durch  die  Einzelstaaten 8 
u.  a.  m.  Übrigens  kann  die  theoretisch  so  einfache  Ab- 
grenzung zwischen  dem  eignen  und  dem  übertragnen 
Wirkungskreise  im  einzelnen  auf  grofse  Schwierigkeiten 
stofsen;  insbesondere  gewährt  die  Form,  in  der  den  be- 
treffenden Verbänden  ihre  Funktionen,  hier  durch  die  Re- 
gierung allein,  dort  blofs  im  Wege  der  Gesetzgebung,  ge- 
nommen werden  dürfen,  keineswegs  ein  für  alle  Fälle  aus- 
reichendes praktisches  Kennzeichen,  indem  der  letztere 
Modus  oft  auch  für  die  Entziehung  des  übertragnen 
Wirkungskreises  notwendig  ist4. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  endlich  die  dritte  Mög- 
lichkeit noch  kurz  erwähnt,  bei  welcher  der  Staat  das 
Organ  eines  andern  Verbandes  nur  persönlich  auch  in 
seine  eigenen  Dienste  nimmt.  Hier  vereinigt  blofs  das 
einzelne  Individuum  als  solches  in  sich  zwei  verschiedene 
Qualitäten,  ohne  dafs  dadurch  die  beiden  von  ihm  ver- 
tretenen Organismen  in  irgend  welche  Beziehungen  zu 


1 Cf.  Hänel,  Staatsrecht  I S.  137;  Gierke,  Genossenschaftstheorie 
S.  683. 

2 Vgl.  Jellinek,  System  S.  263  Aum.  1;  ltosin,  Souveräuetät, 
Staat  etc.  S.  29  f. 

* Cf.  Laband,  Reichsstaatsrecht  I S.  577. 

4 Ungenau  daher  die  Angabe  Ueruatziks  im  Archiv  für  öffentliches 
Recht  5 S.  305.  Richtig  dagegen  Rosin  a.  a.  O.  S.  31. 
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einander  kämen.  Es  ist  dies  diejenige  Gestaltung,  die 
unter  anderm  in  der  Verbindung  der  deutschen  Kaiser-  und 
preufsischen  Königskrone  hervortritt 1 , und  die  man  als 
personale  Union  im  weitern  Sinne*  bezeichnen  dürfte. 

Der  ganze  Gedanke  der  Decentralisation  ist  in  der 
Neuzeit  mehr  und  mehr  zu  Bedeutung  gelangt;  in  immer 
weiterm  Umfange  hat  der  straff  einheitliche  Staat,  der  zur 
Überwindung  der  eigentümlichen,  civilistisch  gefärbten 
mittelalterlichen  Decentralisation  nützlich  und  notwendig 
war,  zu  Gunsten  teils  neugeschaffener,  teils  im  modernen 
Geist  rekonstruierter  Bildungen  wieder  auf  die  eigne  Be- 
tätigung verzichten  müssen.  Dabei  hat  man  sich  noch 
vor  der  in  gewisser  Beziehung  allerdings  naheliegenden 
Vorstellung  zu  hüten,  als  passe  die  Centralisation  principiell 
besser  zu  monarchischen,  dagegen  die  Decentralisation  zu 
republikanischen  Verfassungen.  In  Wirklichkeit  vertragen 
sich  beide  gleich  gut  mit  der  einen  wie  mit  der  andern 
Staatsform:  ist  es  doch  die  französische  Republik,  die  mit 
ihren,  der  Selbständigkeit  völlig  ermangelnden  Gemeinden 
heutzutage  das  vorzüglichste,  vielleicht  sogar  „mit  etwas 
einseitiger  Übertreibung“8  das  einzige  Beispiel  eines  streng  cen- 
tralisierten  Staates  bietet,  während  auf  der  andern  Seite  selbst 
Rufsland  in  den  Semstwo  u.  s.  w.  ganz  bedeutende  Elemente 
der  freien  Selbstverwaltung  aufweist.  Gerade  die  Ver- 
bindung einer  monarchisch  organisierten  Centralgewalt  mit 
kräftigen  und  leistungsfähigen  Zwischenverbänden  ist  es 
wohl,  die  für  die  dermaligen  politischen  und  socialen  Zu- 
stände des  kontinentalen  Europas  die  sicherste  und  beste 
Gestaltung  darstcllt. 


1 Andere  Fälle  s.  Laband,  Reichsstaatsrecht  I S.  325  Antn.  2. 

2 Wie  den  Skrupeln  Grafsmanns  (Archiv  für  öffentl.  Recht  11 
S.  346 — 47)  gegenüber  ausdrücklich  hervorgeliob»n  werden  »oll. 

* Vgl.  die  Kritik  Rossis,  Kritische  Vierteljahrsschrift  Bd.  37  S.  533, 
zu  dem  Werke  von  Jerrand,  les  pays  librcs. 
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§ 15. 

Da  alle  übrigen  Einteilungen  der  Staaten  an  Bedeutung 
hinter  den  bisher  besprochenen  weitaus  zurückstehen,  so 
soll  eine  ausführliche  Erörterung  derselben  hier  unter- 
bleiben. Nur  noch  eine  einzige  darf  wegen  ihrer  Ver- 
flechtung mit  principiell  wichtigen  Fragen  nicht  in  dieser 
Weise  übergangen  werden,  und  das  ist  diejenige,  dafs  es 
nach  unserer  Begriffsbestimmung  Staaten  mit  festem  Gebiet 
und  andere  ohne  solches  geben  kann. 

Wir  haben  festgestellt,  dafs  der  Staat  ein  herrschendes 
Gemeinwesen  ist.  Fragt  man  des  näheren,  welche  Objekte 
ihm  unterthan  sind , von  seinem  souveränen  Willen  erfafst 
werden,  so  sind  die  wichtigsten  nach  den  bereits  gegebenen 
Ausführungen  Personen,  nämlich  alle  in  und  zu  ihm 
vereinigten  Menschen.  Aber  auch  nur  die  wichtigsten, 
keineswegs  also  die  einzigen.  Denn  es  vermag  der  Staat 
aufserdem  auch  die  ganze  belebte  und  unbelebte  Natur, 
soweit  sie  in  seinen  Machtbereich  fällt,  sich  zu  unterwerfen, 
vor  allem  und  in  erster  Linie  das  Gebiet,  auf  dem  er  seine 
gesamte  Thätigkeit  entfaltet. 

Eines  solchen  bedarf  er  zunächst  in  dem  Sinne,  dafs 
er  mit  Notwendigkeit  von  der  Erdoberfläche  getragen 
werden  mufs 1 , „so  wenig  wie  der  Mensch  in  der  Luft 
leben  kann  “ 8,  eine  Erscheinung  übrigens , die  gewifs  sehr 
für  seine  von  uns  behauptete  Realität  spricht.  Dabei  geht 
es  indes  viel  zu  weit,  wenn  man  mit  Rücksicht  auf  letztere 
auch  strikte  Exklusivität  der  staatlichen  Gebiete  als 
begriffliches  Erfordernis  hinstellt,  mit  andern  Worten  (wie 
es  z.  B.  Fricker  thut)  unter  Berufung  auf  das  Gesetz  der 
„Undurchdringlichkeit“  die  Existenz  zweier  Staaten  auf 
demselben  Gebiet  für  völlig  unmöglich  erklärt.  Denn  da 
die  Fakticität  des  Staates  in  dem,  an  sichtbaren  Wirkungen 


1 Cf.  Fricker,  Vom  Staatsgebiet  (1867)  S.  15.  Zu  vgl.  jedoch  S.  17. 
a Curtius  im  Archiv  für  öffentliches  Kecht  9 S.  5. 
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zu  erkennenden  Realzusainmenhange  distinkter,  räumlich 
von  einander  getrennter  Teile  besteht,  sich  als  das 
harmonische  Handeln  selbständiger  Personen  nach  einem 
einheitlichen,  trotz  der  Bildung  durch  die  verschiedensten 
Glieder  nie  in  sich  selbst  zwiespältigen  1 Willen  darstellt,  so 
mufs  das  von  Hänel2  sogar  für  dieselben  Menschen  als 
denkbar  erklärte  Vorhandensein  zweier  souveräner  Herr- 
schaften auf  dem  gleichen  Territor8  für  verschiedene  ver- 
mischt durch  einander  wohnende  Völkerschaften  erst  recht 
als  theoretisch  möglich  zugegeben  werden*. 

Praktisch  wird  es  ja  nur  sehr  selten  und  bestenfalls 
vorübergehend  Vorkommen  können.  So  darf  ein  solches 
Verhältnis  namentlich  nicht  dann  angenommen  werden, 
wenn  ein  wanderndes  Volk  mit  Kriegsgewalt  in  das  Gebiet 
eines  sefshaften  eindringt  und  sich  eine  Zeit  lang,  etwa  wie 
die  Kimbern  während  des  Winters  102 101  in  Italien, 
innerhalb  der  Grenzen  des  letzteren  behauptet,  indem  man 
sich  in  diesem  Falle  richtiger  für  eine  partielle  und  teinpo- 


1 Vgl.  hierzu  8.  108  f. 

s Deutsche»  Staatsrecht  I S.  803. 

a Allerdings  haben  wir  S.  60  ff.  bereits  festgestellt,  dafs  hier  sehr 
bald  der  innigste  Verband  den  oder  die  andern  ihrer  Souveränctät  ent- 
kleiden mufs.  Al»  uichtsouverünu  Potenzen  können  »ie  dann  noch  lange 
iu  selbständiger  Realität  neben  ihm  fortbcstehen.  Wenn  auch  hier  wieder 
Lingg  (Empirische  Untersuchungen  S.  41)  gegen  die  „sich  kreuzenden 
und  überwölbenden“  Socialorganismen  das  Gesetz  der  Undurchdringlich- 
keit verwerten  zu  können  meint,  so  wird  dabei  ein  wesentliches  Moment 
ganz  aufser  Acht  gelassen:  Der  Staat  will  seine  Angehörigen  doch  nie- 
mals völlig  absorbieren,  sie  keineswegs  in  der  Gesamtheit  ihrer  Be- 
ziehungen zu  unselbständigen  Gliedern  seiner  selbst  machen;  im  Gegen- 
teil läfst  er  ihnen  nicht  blofs  für  die  individuelle  Bethätigung  ein  weites 
Feld  offen,  sondern  zieht  sie  auch  im  socialen  Leben  vielfach  nur  mit 
potentieller,  nicht  aktueller  Energie  in  seinen  unmittelbaren  Bereich,  so 
dafs  sie  also  nach  den  von  ihm  noch  freigolassenen  Richtungen  hin  sehr 
wohl  von  andern  Socialwillen  zu  bestimmtem  faktischen  Verhalten  deter- 
miniert oder,  was  dasselbe  ist,  zu  eignen  realen  Vcrbandseinheiteu  zu- 
sammengeschlossen  werden  können. 

4 Die  Sache  liegt  hier  gerade  so  wie  bei  der  Vermengung  mehrerer 
Gase  oder  Flüssigkeiten:  beide  Mischungsbestandteile  nehmen  zusammen 
denselben  Raum  ein,  existieren  aber  trotzdem  selbständig  je  für  sich 
weiter,  weil  ihre  Atome  ohne  gegenseitige  innere  Durchdringung  nur 
äufserlich  neben  einander  gelagert  sind. 
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räre  Verdrängung  des  zweiten  Staates  durch  den  ersten1 
zu  entscheiden  hat.  Eher  läfst  es  sich  hören,  wenn  eine 
derartige  Niederlassung  auf  Grund  einer  friedlichen  Ver- 
ständigung zwischen  beiden  erfolgt  ist.  Beispielsweise 
schufen  die  Ansiedelungen  ganzer  germanischer  Stämme  auf 
römischem  Boden  in  der  spätern  Zeit  wiederholt  einen  Zu- 
stand, bei  dem  einerseits  die  Eindringlinge  sich  faktisch 
ihre  volle  Selbständigkeit  wahrten,  in  keiner  Weise  mehr 
organisch  in  den  landanweisenden  Staat  eingefügt  wurden, 
andererseits  die  Herrschaft  des  letzteren  für  die  unter  und 
zwischen  jenen  wohnenden  Römer  vorläufig  noch  in  leben- 
diger Kraft  und  Geltung  blieb2. 

In  gewissem  Sinne  könnte  vielleicht  auch  an  die 
eigne  Socialorganisation,  erinnert  werden,  die  nach  dem 
Glauben  des  Mittelalters  die  Zigeuner  verbunden  haben 
soll.  Doch  würde  hier,  den  Bestand  einer  solchen  selbst 
vorausgesetzt,  die  Annahme  zweier  souveräner  Gemeinwesen 
auf  demselben  Gebiet  dadurch  sehr  in  Frage  gestellt  sein, 
dafs  die  einzelnen  Staaten  jene  keineswegs  sich  selbst  über 
liefsen,  sondern  sehr  entschieden  Herrschaft  und  Juris- 
diktion über  sie  in  Anspruch  nahmen,  mithin  den  ein 
Todesurteil  fällenden  Zigeunerherrscher,  „der  als  Herzog 


1 Vgl.  hierzu  Fricker  a.  a.  O.  S.  25. 

s Vgl.  z.  B.  für  die  Westgoten  im  byzantinischen  Reiche  v.  Wie- 
tersheim, Geschichte  der  Völkerwanderung  (2.  Aufl.  besorgt  von  Dahn 
1880 — 81)  II  8.  68,  112  ft'.  Natürlich  war  das  Ganze  ein  durchaus  un- 
haltbarer Zustand.  Wenn  er  früher  dadurch  vermieden  worden  war,  dafs 
das  noch  kräftige  Römerreich  sich  die  Germanen  wirklich  als  Unter- 
thanen  eingliedertc,  so  mufste  später  die  zunehmende  Schwäche  desselben 
ganz  von  selbst  zu  der  entgegengesetzten  Lösung  führen,  dafs  nunmehr 
jene  in  den  ihnen  definitiv  zugefallenen  Gebieten  die  römische  Staats- 
gewalt vollständig  verdrängten  (die  nominell  allezeit  gewahrte  Oberhoheit 
des  imperium  Romanum  war  ohne  jede  thatsächliche  Bedeutung).  Aber 
selbst  dann  noch  übten  die  früheren  Verhältnisse  insofern  eine  gewisse 
Nachwirkung  aus,  als  die  Römer  regelmäfsig  nach  römischem  und  die 
Germanen  nach  germanischem  Recht  lebten,  nur  dafs  jetzt  beide  Rechts- 
systeme ihre  Gültigkeit  für  verschiedene  Kreise  von  Unterthanen  aus  dem 
Willen  einer  einzigen,  sie  alle  beherrschenden  Staatsgewalt  ableiteten 
(vgl.  die  Leges  barbarorum  und  die  Lea  Romana  Visigothorum, 
Burgnndionum  etc.!).  Cf.  Donle  im  Archiv  f.  öffentl.  Recht  8 8 262. 
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Gewalt  doch  hatte  über  die  Seinen“  (Hamerling,  König  von 
Sion  VII  Vers  761),  einfach  als  Mörder  behandelten  u.  s.  w. 

Wie  dem  aber  auch  sei,  das  eine  vermögen  solche  und 
ähnliche  Vorkommnisse  jedenfalls  zu  veranschaulichen,  dafs 
eine  gegenseitige  Durchdringung  mehrerer  souveräner  Herr- 
schaften unter  keinen  Umständen  zu  den  schlechthin  un- 
möglichen Erscheinungen  des  politischen  Lebens  gezählt 
werden  darf.  Schon  von  dieser  Erwägung  wird  es  also 
nahe  gelegt,  in  die  Staatsidee  als  solche  Geschlossenheit 
der  Grenzen  nicht  aufzunehmen,  vielmehr  dieselbe  auf  den 
„Genossenschaftsgedanken“  in  seiner  vollen  Reinheit  auf- 
zubauen1. Dem  ist  aber  unsererseits  thatsächlich  genügt: 
in  diesem  Punkte  in  Übereinstimmung  mit  Fricker®,  habeu 
wir  dem  Begriff  eine  solche  Weite  gegeben,  dafs  er  nicht 
blol’s  auf  den  sefshaft  gewordenen  Staat  der  Neuzeit  pafst, 
sondern  den  ohne  feste  Sitze  umherschweifenden  Familien-, 
Stammes-  oder  Volksverband  gleichfalls  mit  einschliefst. 

Auch  der  letztere  beherrscht  sein  Gebiet.  Genau 
so  wie  jene  unterwirft  er  sich  das  von  ihm  jeweils  ein- 
genommene Territorium  in  der  Weise  als  Willensobjekt^ 
dafs  er  nach  Belieben  faktisch  auf  dasselbe  einwirkt,  seinen 
Bedürfnissen  entsprechend  Befestigungen  und  sonstige  An- 
lagen auf  ihm  errichtet,  überhaupt  es  in  jeder  Weise  für 
seine  Zwecke  benutzt.  Dagegen  fehlt  ihm  vollständig  die 
ihre  Wirkungen  nach  einer  ganz  anderen  Seite  hin  ent- 
faltende Gebietshoheit  im  modernen  Sinn. 

Es  ist  leicht  begreiflich,  dafs  in  jedem  Staat  sich  sehr 
bald  das  Bestreben  geltend  machen  mufs,  von  seinem  Ge- 
biet sämtliche  andere  Potenzen  auszuschliefsen,  sie  an  allen 
Herrschaftsbethätigungen  innerhalb  desselben  zu  verhindern. 
Ob  und  wie  lange  ihm  das  gelingt,  ist  nun  an  und  für 
sich  eine  reine  Machtfrage,  kann  aber  dadurch  seinen 
Charakter  vollständig  ändern,  dafs,  wie  es  gegenwärtig 

1 Vgl.  hierzu  Curtius  a.  a.  O.  8.  1. 

8 A.  a.  O.  8.  24. 
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thatsächlich  der  Fall  ist,  die  einzelnen  Staaten  sich  aus- 
drücklich ein  entsprechendes  Verhalten  gegenseitig  Zusagen. 

Vor  allen  Dingen  gewinnt  man  erst  hierdurch  die 
Möglichkeit,  von  einem  Recht  am  Gebiet  zu  sprechen. 
Jede  Herrschaft,  sei  es  über  Menschen  oder  Gebiet  oder 
sonstige  Objekte,  ist  für  den  Staat  zunächst  ein  blofs 
faktisches  Verhältnis  und  bleibt  dies  nach  innen,  d.  h. 
nach  der  von  ihm  selbst  aufgestellten  Rechtsordnung  unter 
allen  Umständen1.  Nur  nach  aufsen,  für  die  ihm  eben- 
bürtig gegenübertretenden  Personen,  vermag  sich  vertrags- 
mäfsig  ein  eigenes,  die  Staaten  unter  einander  bindendes 
Rechtssystem  zu  bilden,  das  freilich  in  seiner  specifischen 
Eigenart  nicht  hier,  sondern  erst  in  der  dritten  Abhandlung 
erörtert  werden  kann. 

Weiterhin  ergiebt  sich  aber  aus  jener  zwischenstaat- 
lichen Übereinkunft  im  besondern  noch  die  Konsequenz, 
dafs  nunmehr  auch  die  auf  dem  Territorium  eines  Staats 
sich  aufhaltenden  Ausländer  seiner  Hoheit  rechtlich  unter- 
stellt werden.  Sobald  der  Heimatstaat  auf  eigne  Herr- 
schaftsbethätigung  bezüglich  derselben  verzichtet  hatte,  war 
ihre  Ergreifung  durch  die  fremde  Staatsgewalt  insofern  zur 
unbedingten  Notwendigkeit  geworden,  als  sie  doch  unmög- 
lich sich  selbst  ganz  überlassen  bleiben,  von  aller  und  jeder 
Subjektion  befreit  sein  konnten. 

Gerade  dieses,  äufserlich  in  der  That  stark  ins  Auge 
fallende  Moment  ist  nun  neuerdings  in  seiner  Wichtigkeit 
vielfach  überschätzt,  oft  fast  zum  Angelpunkt  des  Staats- 
begriffes überhaupt  gemacht  worden.  So  beruht  namentlich 
die  Preufs’sche  Konstruktion  von  „Gemeinde,  Staat,  Reich 
als  Gebietskörperschaften“  vollständig  auf  der  Annahme,  dafs 
Wohnsitz  im  Gebiet  für  die  (mitgliedschaftliche)  Zugehörig- 
keit zum  Staat  wie  zu  den  ihm  eingegliederten  Potenzen 


1 In  § 10  haben  wir  bereits  gesehen,  dafs  er  auch  als  Fiskus  sich 
nur  wie  ein  Eigentümer,  Gläubiger,  Schuldner  n.  s.  w.  behandeln  läfst, 
ohne  deshalb  dem  Privatrecht  wahrhaft  juristisch  unterthan  iu  sein. 
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entscheidend  sei , d.  h.  das  Territorium  das  eigentlich  kon- 
stituierende, Teile  zur  Einheit  verbindende  Element  für 
dieselben  darstelle.  Demgegenüber  hat  u.  a.  Hänel 1 gezeigt, 
dafs  eine  solche  Behauptung  schon  bezüglich  der  Gemeinden, 
noch  mehr  aber  bezüglich  der  Staaten  viel  zu  weit  geht. 
Wenn  die  letzteren  gegenwärtig  nicht  blofs  ihre  eignen 
Angehörigen,  sondern  auch  Fremde  beherrschen,  so  beruht 
dies  keineswegs,  wie  Preufs  will,  auf  einer  dem  Gebiet  inne- 
wohnenden geheimnisvollen  Zauberkraft,  alle  sich  auf  ihm 
auf  haltenden  Personen  ohne  weiteres  organisch  in  den 
betreffenden  Staat  einzufügen,  eine  Hypothese,  die  bereits 
dadurch,  dafs  die  Ausländer  durchweg  von  den  politischen 
Hechten,  sowie  der  Wehrpflicht  ausgeschlossen  sind,  wider- 
legt wird;  vielmehr  hat  man  in  ihnen  lediglich  Hoheits- 
objekte vor  sich,  die  dem  Staat  nur  als  solche,  ohne 
innerliche  Verschmelzung,  durch  die  modern-politische  Ent- 
wicklung zu  seinen  ursprünglichen  Unterthanen  hinzu  über- 
wiesen worden  sind. 

Jeder , der  heutzutage  seinen  Wohnsitz  nach  einem 
andern  civilisierten  Staat  verlegt,  bleibt  zunächst  unver- 
ändert ein  organisches  Glied  seines  eigenen.  Nur  ist  ihm 
bekannt,  dafs  der  letztere  vorläufig  auf  seine  aktive  Be- 
herrschung verzichtet,  dafür  aber  damit  einverstanden  ist, 
dal's  diejenige  des  Aufenthaltsstaats  sich  in  gewissem  Um- 
fange seiner  bemächtigt.  Demnach  verfügt  dieser  über  die 
Fremden  nicht  so  ausscldiefslich  kraft  eigenen  souveränen 
Willens,  wie  er  es  seinen  übrigen  Unterthanen  gegenüber 
thut;  er  erteilt  ihnen  die  herkömmlicherweise  für  zulässig 
geltenden  Befehle  nicht  schlechthin  als  Macht,  sondern  auf 
Grund  und  unter  Bezugnahme  auf  die  damit  in  Einklang 
befindliche  Intention  des  Heimatsstaats8. 


1 In  seiner,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  5 S.  457  ff.  erschie- 
nenen Besprechung  des  oben  genannten  Werkes  (s.  bes.  8.  461 — 63).  Zu 
vgl.  auch  Staatsreeht  1 8.  109. 

* Anders  ist  es,  wenn  er  die  ihm  durch  das  Völkerrecht  gesetzten 
Grenzen  überschreitet,  etwa  unbefugt  Kriegsdienste  erzwingt  u.  s.  w. 
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Für  die  hier  verfochtene  Ansicht,  nach  welcher  die 
Beherrschung  der  Ausländer  lediglich  auf  eine  gegenseitige 
Rechtskoncession  der  miteinander  in  Verkehr  tretenden  Staaten 
zurlickzuführen  ist,  fällt  vor  allem  der  Umstand  sehr  ins  Ge- 
wicht, dafs  dieselbe  sich  für  neu  in  das  Völkerrecht  aufge- 
nommene Subjekte  keineswegs  von  selbst  versteht,  im  Gegen- 
teil sich  diese  ihrer  bis  zu  einer  ausdrücklichen  Bewilligung 
seitens  der  bisherigen  zu  enthalten  haben  ü Ebenso  kann  es 
nicht  wohl  bezweifelt  werden,  dafs  auch  für  die  letzteren  der 
dermalige  Zustand  beliebigen  Umgestaltungen  im  Vertrags- 
wege unterliegt:  nicht  nur,  dafs  die  fremdstaatliche  Herr- 
schaft, die,  wie  wir  gesehen  haben,  heute  nur  in  gewissem 
Umfange  und  auch  dies  unter  Ausschlufs  bestimmter, 
schlechthin  eximierter  Personen  2 gilt,  jederzeit  einer  Aus- 
dehnung fähig  ist,  so  kann  dieselbe  auch  umgekehrt  durch 
konventionelle  Festsetzung  eine  Verringerung  erfahren. 
Ja  es  wäre  sogar  unter  Umständen  eine  soweit  gehende 
Rückbildung  denkbar,  dafs  sämtliche  Mächte  erklärten: 
fortan  sich  um  Ausländer  überhaupt  nicht  kümmern  zu 
wollen,  dafs  vielmehr  auch  auf  fremdem  Boden  der  Heimat- 
staat selbst  für  deren  Schutz  und  Beherrschung  so  gut  als 
möglich  zu  sorgen  hätte.  Von  einer  solchen,  doch  jeden 
Tag  möglichen  Übereinkunft  würde  unsere  Staatsauffassung 
in  keiner  Weise  tangiert  werden,  wogegen  jede  an  die 
territoriale  Exklusivität  ankniipfende  Theorie  dadurch  vor 
das  Nichts  gestellt  würde,  ihren  grundlegenden  Begriff  ein- 
fach unter  den  Händen  zerrinnen  sähe. 

Stellen  wir  nunmehr  das  Resultat,  zu  dem  wir  bezüg- 
lich der  Bedeutung  des  Gebiets  für  den  Staat  gekommen 


Hier  bringt  er  rein  faktisch  seinen  Willen  über  ein  dem  andern  Staat 
zugehöriges  Objekt  zur  Geltung,  auf  die  Gefahr  hin,  darüber  mit  dem 
berechtigten  Hoheitsinhaber  in  offenen  Konflikt  zu  kommen. 

1 So  mufs  z.  II.  Japan  vorläufig  noch  immer  die  Konsularjuris- 
diktion auf  seinem  Territorium  dulden  (vgl.  Arimori,  Staatsreeht  von 
Japan,  1892,  8.  18),  trotzdem  es  schon  durch  die  Virtuosität,  mit  der  es 
alle  Zerstörungsmaschinen  der  Neuzeit  zu  handhaben  weifs,  seine  Quali- 
fikation als  „moderner  Staat“  glanzend  bewiesen  hat. 

s Vgl.  die  Exterritorialität  der  Gesandten. 
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sind,  nochmals  zusammen,  so  ergiebt  sich  Folgendes : Unter 
allen  Umständen  ist  es  für  ihn  Hoheitsobjekt,  insofern 
sein  Wille  auch  eine  sachliche  Einwirkung  auf  das  Terri- 
torium bezwecken  kann  und  oft  genug  bezweckt  Für  die 
modernen  Staaten  ist  es  aufserdera  1 noch  zu  der  Funktion 
einer  räumlichen  Umgrenzung  ihrer  Gewalten  in  dem 
Sinne  gelangt,  dafs  sie  sämtliche  sich  auf  ihm  auf  haltende 
Personen  zu  beherrschen  befugt  sind.  Hier  wie  dort  handelt 
es  sich  indes  nicht  um  einen  für  den  Staat  selber  organisch- 
wesentlichen Bestandteil,  sondern  lediglich  um  Beziehungen 
des  auch  ohne  das  Gebiet  fertig  in  sich  abgeschlossenen 
Staatswesens  nach  aufsen 2. 

Nun  mufs  aber  eines  noch  betont  werden.  Nach  dem 
letzten  Satze  könnte  es  scheinen,  als  sei  für  die  kontinuier- 
liche Existenz  jedes  staatlichen  Individuums  als  solchen 
das  derzeit  eingenommene  Territorium  vollständig  gleich- 
gültig. Eine  solche  Behauptung  würde  jedoch  um  deswillen 
zu  weit  gehen,  weil  eine  gewisse  Abhängigkeit  der  ersteren 
von  letzterem,  nur  nicht  principieller,  sondern  blofs  faktischer 
Natur,  thatsttchlich  zuzugeben  ist. 

Es  ist  nämlich  der  so  überaus  komplicierte  Bau  des 
modernen  Staates  derartig  lokalisiert,  will  sagen  in  allen 
Einzelheiten  auf  bestimmt  abgegrenzte  räumliche  Beziehungen 
zugeschnitten,  dafs  er  wohl  kaum  eine  völlige  Loslösung 
von  seinem  Gebiet  unverändert  zu  überdauern  vermöchte. 
Sollte  cs  auch  heute  einmal  zu  einer  Vertreibung  eines 
ganzen  Volks  aus  seinen  Sitzen  kommen,  so  würde  dieses 
au  sich  rein  faktische  Ereignis  auch  auf  das  staatliche  Ge- 
füge eine  gewaltige  Rückwirkung  ausüben ; als  Folge- 
erscheinung würde  sich  an  dasselbe  wahrscheinlich  eine  so 
durchgreifende  Änderung  der  politischen  Gesamtorganisation 
anschliefsen,  dafs  die  nunmehrige  Verfassung  schwerlich  als 

1 Ks  ist  nicht  zu  billigen,  wenn,  wie  gewöhnlich  geschieht,  <lie  eine 
oder  die  andere  Seite  au ssch  1 iefsl  i c h zur  Geltung  gebracht  wird. 
Vgl.  jedoch  Labaud,  Keichsstaatsrecht  I 8.  165. 

* Nämlich  das  erste  Mal  zu  einer  Sache,  das  zweite  Mal  zu  andern 
Personen. 
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blofse  Umgestaltung  der  alten  gelten  dürfte,  vielmehr  ein 
ganz  neues  Staatswesen  anzunehmen  wäre. 

Alles  dies  würde  jedoch  blofs  bei  dem  dauernden  Ver- 
lust des  Gebiets  eintreten,  während  eine  vorübergehende 
Verdrängung  aus  demselben  auch  von  einem  hochent- 
wickelten Staat  ohne  Gefährdung  seiner  Existenz  ertragen 
werden  kann.  Es  läfst  sich  dies  sogar  mit  einem  historischen 
Beispiel  belegen.  Als  nämlich  die  Athener  in  den  Perser- 
kriegen ihr  Gebiet  vollständig  geräumt  hatten,  und  darauf- 
hin in  der  Feldherren  Versammlung  von  dem  Korinther  Adei- 
mantos  Themistokles  als  „Mann  ohne  Staat“  bezeichnet 
wurde 1 , da  entgegnete  dieser  mit  vollem  Recht,  dafs  noch 
immer  das  athenische  Gemeinwesen  unerschüttert  bestünde, 
dafs  auf  den  Schiffen  jetzt  ihr  Staat  sei2.  Und  das  war 
keineswegs  nur  ein  schwungvolles  Bild,  etwa  wie  wenn  der 
moderne  Dichter  einem  siegreichen  Feldherrn  zuruft:  „In 
deinem  Lager  ist  Österreich“,  sondern  die  einfache  schlichte 
Wahrheit.  Der  Staat  ist  eben  nicht  so  eng  mit  seinem 
Gebiet  verwachsen,  dafs  er  mit  dem  Verlust  desselben  so- 
fort zu  Grunde  gehen  müfste,  nicht  einen  Augenblick  aufser- 
halb  seiner  regulären  Sitze  leben  und  existieren  könnte. 
Wer  das  behauptet,  wer  den  Staat  in  dieser  Weise  sklavisch 
von  seinem  Gebiete  abhängig  sein  läfst,  der  handelt  eigent- 
lich genau  nach  dem  Recepte  der  römischen  Emigranten 
während  des  cäsarisch-pompejanischen  Bürgerkriegs,  die 
sich  bekanntlich  nach  Mommsen3  „mit  weitläufigen  staats- 
rechtlichen Untersuchungen  darüber  lächerlich  machten,  ob 
und  wie  ein  Kuriatgesetz  auch  anderswo  zustande  zu  bringen 
wäre,  als  in  Rom  selbst  auf  dem  Kapitol“. 

1 Schade , dafs  Adciniantos  seinen  Gedanken  nicht  monographisch 
verwertet  hat.  Wir  würden  daun  wahrscheinlich  schon  damals  eine  Kon- 
struktion des  Staates  als  Gebietskürperschaft  strengster  Observanz  erhalten 

haben. 

3 Plutarch,  Themistokles  11,  3:  rot  — r«£  /uiv  olxfaf  xtt  1 

rn  rtf/l  xaTttlilolnautv  — , rtolif  d’ rifiiv  fan  fity(OTt)  tiöv  'Elltjvf- 
iftuv  nl  ixaxöanu  rptr'w/c.  Vgl.  auch  Herodot  8,  61. 

* Römische  Geschichte  (7.  Autl.)  III  8.  408—9. 
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